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Vorrede, 


JJie Umarbeitung des v. Horn'schon Werkes war schon seit Jahren ein 
fühlbares Bedürfniss und wurde immer nothwendiger, nachdem die Gewerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1809 auch auf das Medicintil wesen ihren Einfluss in 
vielfacher Beziehung geltend gemacht hatte. Wenn andererseits die gleich- 
zeitig sich kund gebenden refortnatorischen Bewegungen auf dem Gebiete 
der Medicinal- nnd Sauitätspolizei noch weitere Aenderungen in Aussicht 
stellten, so erschien deren Abschluss jedoch noch zu fern, um noch länger 
mit der Herausgabe des Werkes zögern zn sollen. Nicht minder trugen die 
erfolgte Publication verschiedener Itcichsverordnuugen nud die Einführung 
der Pharmacopoea germanica dazu bei, den Entschluss: die Umstehenden Be- 
stimmungen wiederum zu sammeln, zu sichten und systematisch zu ordueu, 
schon jetzt zur Ausführung zu bringen. 

Kür die zu diesem Zwecke mir hochgeueigtcst gestattete ausgiebige 
Benutzung der Acten bin ich meinem hohen Chef, dem Herrn Staatsminister 
Dr. Falk, zu grossem Hanke verpflichtet. 

Bei der Anordnung des sich darbietendeu reichen Materials war es 
mein Bestreben, so weit als möglich die älteren Bestimmungen auszuscheiden 
nud nur solche nufzuuehmen, welche zur Veranschaulichung der Entwicke- 
lung des Medicinal wesens nothweudig sind nnd melir oder weniger mit den 
neuern Verfügungen im Zusammenhänge stehen. 

Das Militür-Mediciualwesen ist nnr insofern berücksichtigt, als die Be- 
stimmungen darüber für den angehenden Arzt nnd Apotheker von Inter- 
esse sind- 

Das Veterinärwesen musste mit seiuem Uebergang in das Ressort des 
landwirtschaftlichen Ministeriums aus dem Rahmen des Werkes scheideu. 

Die Einteilung ist im Grossen und Ganzen die frühere geblieben, da 
sie von der Kritik bereits als eine sachgemässe anerkannt worden. Nnr in 
einzelnen Abteilungen hat die Zusammenstellung des Stoffes in Folge der 
neuern Gesetzgebung eine Aendernug erfahren. 
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Für die freundliche und wesentliche Unterstützung, welche in der 
nächsten Nähe meiner Berufsstellnug mir zu Theil geworden, muss ich 
meinen ganz besonderen Dank aussprechen. 

Das chronologische und sachliche Register ist mit möglichster Sorgfalt 
nnsgenrbeitet worden, weil es den integrirenden Theil eines Werkes bildet, 
welches hauptsächlich zum Nachschlagen bestimmt ist. Wenn dabei nicht 
vermieden werden konnte, dass manche Gegenstände mehrmals aufgeführt 
worden, so wird andererseits das Auffinden des Gesuchten wesentlich dadurch 
erleichtert werden. 

Einige Druckfehler, welche am Schlüsse des Werkes aufgeführt sind, 
bitte ich vor dem Gebrauch desselben zu verbessern, dn sie sich vorzugs- 
weise anf Zahlen beziehen. 

Berlin, im Decetnber 1873. 


Dr. Eulenberg. 
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VI. Das ärztliche Personal. 


Nachdem bisher vorzugsweise Gegenstände, welche in das Gebiet der Mcdi- 
cinal- und Sanitätspolizei gehören, einer Erörterung unterworfen worden, wird 
der nun folgende Abschnitt die Stellung des ärztlichen Personals der 
Gesetzgebung gegenüber betrachten, wobei die nicht beamteten und beam- 
teten Medicinalpersoncn unterschieden werden. 

A. Die nicht beamteten Medicinal- Personen. 

I. Der Arzt. 

1. Erlangung der Qualification. 

Seitdem mit der Aufhebung der medicinisch-chirurgischen Lehranstalten 
das Studium der Wnndärzte 1. und 2. Classe aufgehört hat, auch solche für die 
Armee nicht mehr ausgebildet werden, hat die Scheidung von Arzt, Wundarzt 
und Geburtshelfer aufgehört. Das Studium der Mediän auf den Universitäten 
umfasst Medicin, Chirurgie und Geburtshnlfe und Jeder, welcher das ärztliche 
Fach erwählt, muss mit dem Zeugniss der Reife zu den Universitütsstudien ver- 
sehen sein. 

Reglement für die Prüfung der zur Universität angehenden Schüler 
vom 4. Juni 1834 (v. Altenstein). 

§. 33. Nur die mit dem Zeugnisse der Keife Versehenen sollen: 

1) auf inländischen Universitäten als Studirende der Theologie, Jurisprudenz und 
Oamcralwissenschaften, der Medicin und Chirurgie und der Philologie ange- 
nommen und als solche bei den betreffenden Facultätcu inscribirt, 

2) zn den Prüfungen behufs der Erlangung einer academischen Würde boi einer 
inländischen Facultät, 

3) so wie späterhin zu den angeordneten Prüfungen behufs der Anstellung in 
solchen Staats- und Kirchenämtern, zu welchen ein drei- bis vieljähriges 
Universitäts-Studium nach den bestellenden gesetzlichen Vorschriften erforder- 
lich ist, zugelasscn worden. 

1. Sa» medidniiche Studium. 

Die meisten Universitäten haben einen Studienplan für die Studirendcn der 
Medicin entworfen. 

An der Berliner Universität hat die medidnische Facultät einen solchen 
veröffentlicht, um den Studirenden einen Fingerzeig in der Auswahl der zu hören- 
den Vorlesungen zu geben. Eine Nüthigung, bestimmte Vorlesungen zu besuchen, 
liegt für dieselben nicht vor. 

Mediciaal- W« md. , )A 
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B. Für Diejenigen, welche ihr Studium mit dem Winter-Semester 
beginnen: 


I. Semester (Winter). 

Unorganische Chemie. 

Osteologie und Syndesmologie. 
Menschliche Anatomie. 
Sccirübungen. 

Encyclopädie der roedicinischen 
Wissenschaften. 

Mathematische Vorlesungen 
Logik, Psychologie. 

Mineralogie und Geologie. 


II. Semester (Sommer). 
Physik. 

Organische Chemie. 

Botanik. 

Zoologie. 

Vergleichende Anatomie. 
Anthropologie. 

Physicalische Geographie. 
Meteorologie. 

Mediciniscno Naturgeschichte. 


III. Semester (Winter). 

Physiologie (spcc. Theil). 
Sccirübungen. 
Microscopische Anatomie. 


IV. Somo8ter (Sommer). 

Physiologie (allgem. Theil). 
Entwickelungs-Geschichte. 
Pathologische Anatomie. 
Pharmacie. 


ü 
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V. Semester (Winter). 


VI. Semester (Sommer). 


Allgemeine Pathologie. 
Arzneimittellehre. 

Sneciolle Pathologie u. Therapie. 
Chirurgie. 

Gynaekologio und Geburtshilfe. 
Physiologische und pathologische 
Chemie. Toxieologie. 


Il Specielle Pathologie u. Therapie. 

Auiurgie. 

j Augenheilkunde. 

II Besuch der medicinisch - propä- 
deutischen Klinik mit Auscul- 
tations- u. Percnssions-Uebun • 
gen; Besuch der chirurgischen 
Klinik als Auscultant. 

Geburtshilfliche Operationen u. 
Ucbungen am Phantom. 

Formulare. Theoretische Vor- 
träge über Syphilis , Haut- 
und Nervenkrankheiten. Psy- 
chiatrie. 


VII. Semester (Winter). 

Akiurgie. 

Verband -Lohre. 

Besuch der medicinischen, chirur- 
gischen und geburtshilflichen 
Klinik als Practikant. 

Ophthalmologische nnd psychia- 
trische Klinik. 

Special-Kliniken für Kinder- 
krankheiten, Syphilis u. Haut- 
krankheiten. 


VHI. Semester (Sommer) 

Geschichte der Medicin. 
Geschichte und Geographie der 
Krankheiten. 

Gerichtliche Medicin und öffent- 
liche Gesundheitspflege. 

Besuch der inedieuiischen, chi- 
: rurgischen, geburtshilflichen 

N und gynäcologisclien Klinik 

und der medicinischen Polikli- 
nik ab Practikant. 
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Pathologisch-histologische Ucbungen. Ohren- und Zahn- 

Heilkunde. Laryngoscopio. Electrotherapie. Balneologie. physiologische, botanische Uebungen. 
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Der Arzt. 


Reglement über die Meldung derStudirondon zu den Vorlesungen, so wie 
über die Entrichtung, die Stundung und den Erlass der Honorare vom 
IG. März 184 4 (Eichhorn). 

In Gomasshcit des §. 12. Abschnitt VIII. der Statuten der hiesigen Königlichen 
Friedrich- Wilhelm-Universität setzt der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Mc- 
dicinal- Angelegenheiten in Betreff der Meldung der Studirenden zu den Vorlesungen, 
der Entrichtung, der Stundung und des Erlasses der Honorare für dieselben, unter Auf* 
hebung des hierüber unterm 12. April 1831 erlassenen Reglements, hierdurch Folgen- 
des fest: 

I. Von der Meldung zu den Vorlesungen. 

§. 1. Jeder Studirende ist verpflichtet, sich wegen der öffentlichen, Gratis- und 
Privat- Vorlesungen, die er zu besuchen gedenkt, zuerst an die Quästur zu wenden und 
daselbst die anzunehmenden Vorlesungen, gegen Entrichtung des zur Universitäts-Cassc 
cinzuzahlenden Auditoriengcldes, in seinem bei der lmmatnculation erhaltenen Anmel- 
dungsbogen verzeichnen zu lassen. 

§. 2. Vor der persönlichen Meldung auf der Quästur hat der Studirende don An- 
ineldungs-Bogen in der Art auszufüllen, dass er seinen vollständigen Vor- und Zunamen, 
Vaterland und die Facultät, bei welcher er inscribirt ist, eigenhändig cinträgt und unter 
Ueberschrift des Semesters alle diejenigen Vorlesungen einsehreibt, welche er während 
dos laufenden Semesters zu hören wünscht. Die zweite, dritte und fünfte Columno 
werden von den Doccnten, hei welchen der Studirende die Vorlesung hört, und welchen 
er den Anmeldungsbogon nebst der Quittung der Quästur vorlegt, die vierte Colunine 
betreffend die Erlegung, Stundung oder Erlassung des Honorars, wird von dem Quästor 
ausgefüllt. 

§. 3. Bei dieser Meldung findet, was unten wegen der Bezahlung, Stundung oder 
des Erlasses der Honorare bestimmt ist, seine Anwendung. 

§. 4. Kein Lehrer ist befugt, die Meldung der Studirenden anzunohmen, seinen 
Namen in den Annieldungsbogon einzuzcichnen und einen Platz für die Vorlesung nn- 
zuweisen, bevor nicht der §. 2. erwähnte gesetzmässige Vermerk des Quästors in der 
vierten Columno des AnmeUlungsbogens erfolgt ist. Jeder Studirende, der sich zuerst 
beim Lehrer melden sollte, ist sofort an die Quästur zu verweisen, 

§. 5. Fehlt der Lehrer gegen die obige Bestimmung, so hat er eine Ordnungs- 
strafe zu erlegen, welche die Hälfte des für die Vorlesung angesetzten Honorars be- 
trägt, und welche der Quästor, wo möglich, von dem für den Lehrer erhobenen Honorar 
abzieht. 

§. 6. Diese Ordnungsstrafe ist zur Hälfte der Universität«- ^ Wittwen-Cassc, zur 
Hälfte dem Universitäts-Kranken-Verein verfallen. 

§. 7. Einem Studirenden, der mit Umgehung der Quästur eine Vorlesung bei dem 
Lehrer direct angenommen hat, soll dieselbe im Abgangszeugnisse nicht eher testirt 
werden, als bis zuvor die Hälfte des Honorars zur Verwendung nach Vorschrift des 
§. G. als Ordnungsstrafe erlegt worden ist. 

§. 8. Der Quästor ist verpflichtet, dem Senat Anzeige zu machen, wenn ihm An- 
meldungsbogen präaentirt werden, auf welchen der Lehrer »ich vor dem auf der Quästur 
geschehenen Vermerk eingezoieknot hat. In jedem Falle, w t o der Quästor diese Anzeige 
unterlässt, hat er selbst den vierten Theil dos Honorars zur Vorwendung nach Vor- 
schrift des §. 6. als Ordnungsstrafe, zu erlegen. 

§.'9. Den Studirenden liegt cs bei Privat- Vorlesungen ob, «ich nach geschehener 
Meldung auf der Quästur auch bei dem Lehrer durch Abgabe des auf der Quästur er- 
haltenen Scheines vorzustcllcn, und um einen Platz anznhalten, dessen Nummer auf dem 
Anmeldungsbogen zu vermerken ist, und nach Gutdünken «los Lehrer« ausserdem auch 
auf einer besonderen Karte verzeichnet werden kann. 

II. Von der Erlegung des Honorars. 

§. 10. Die Bestimmung der Höhe des Honorars für dio Vorlesungen hängt von 
dem Lehrer ab, welcher den Quästor darüber instruirt (Statuten V1U. 12.). 

tj. 11. Die Einzahlung des Honorare Seitens der Studirenden, und zwar für sä mmt- 
licho Lehrer der Universität, erfolgt auf der Quästur pränumcramlo bei der Anmeldung 
zu don Vorlesungen (s. §. 3.). 

§. 12. Der Quästor ist zu einer statutenmässigen Tantieme von zwei Procent be- 
rechtigt. die er abzichen oder sich entrichten lassen kann. Dagegen ist er zur Ein- 
ziehung und Ablieferung des Honorars so wie zur Rechnungslegung über dasselbe ver- 
pflichtet (Statuten V. 8.). 

§. 13. Kein Lehrer ist befugt, das Honorar unmittelbar von Studirenden in Em- 
pfang zu nehmen ; widrigenfalls tritt die im §. 5. bestimmte Ordnungsstrafe ein. Der 
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Quästor behalt in diesem Falle seinen Anspruch auf die Tantieme, die von dem Straf- 
golde in Abzug gebracht wird, welches den §. 6. genannten Anstalten zu gleichen 
Theilen zufällt. 

§. 14. Einmal bezahltes Honorar oder Auditoriongeld wird von der Quästur nur 
in dom Falle, dass das betreffende Collegium nicht zu Stande gekommen, oder wenn 
ein Collegium nicht in der angeküudigteu Stunde zu Stande gekommen 1 sondern auf 
eine andere Zeit verlegt ist, zu rück gezahlt. In dringenden, zu Anfang des Semesters 
eint rötenden Ausnahmefallen kann der betreffende Docout den Quästor zur Rückzah- 
lung ermächtigen, wenn zuvor Rector und Richter den Fall als dazu geeignet erkannt 
haben. Doch geschieht dieses nur während des Laufes des Semesters, nach welcher 
Zeit das nicht zurückgeforderte Honorar dem Universitäts-Kranken- Verein zufällt. 

§. 15. Der Quästor ist befugt in Fällen, wo ein vorübergehendes Zahlungs-Unver- 
mögen nach seinem Ermessen hinreichend bescheinigt wird, kurze Fristen zur Bezah- 
lung des Honorars zu gestatten, doch niemals länger als bis zum ersten Julius für das 
Sommer- und bis zum ersten Januar für das Winter-Semester. Bei dem Lehrer selbst 
dürfen solche Fristgesuche weder angebracht, noch von demselben berücksichtigt werden. 

§. 16. Die auf kurze Zeit gefristeten Honorare ist die Quästur verpflichtet, nach 
Ablauf der Frist beizutreiben und im Nichtzahlungsfalle die Säumigen dem Universitäts- 
Gericht anzuzeigen, widrigenfalls sie für das schuldige Honorar verpflichtet bleibt. 

§. 17. Wer die zur Zahlung des Honorars gesetzte Frist nicht einhält, muss nach 
§. 141. Nr. 1. und 3. des Anhangs zum Allgemeinen Landrecht im Laufe des nächsten 
Vierteljahres gehörig verklagt werden. Zu dem Ende soll der Quästor innerhalb der 
ersten zehn Tage des Januars für das Winter- und des Julias für das Sommer-Semester 
dem Universitäts-Richter das Verzeichniss der Restanten übergeben, um das gerichtliche 
Verfahren hierauf summarisch einzuleiten. 

in. Von dem gestundeten oder erlassenen Honorar. 

§. 18. Zum freien Besuchen aller Vorlesungen sind absolut berechtigt und ohne 
dass es dazu einer Einwilligung des Lehrers bedarf: 

1) die Söhne und Brüder der noch fungirenden oder emeritirten Professoren der 
hiesigen Universität; 

2) die Söhne und Brüder der verstorbenen Professoren, wenn sie zur Zeit ihres 
Todes an der hiesigen Universität angestellt oder emeritirt waren: 

3) die Söhne und Brüder des Universität^ Richters, Secretär» und Quästors nach 
den bei 1. und 2. angegebenen Bestimmungen; 

4) die Percipicnten des Kurmärkischen Stipendiums. 

§. 10 Ob ein Lehrer ausserdem zur Stundung oder zum Erlasse sich vorstehen 
wolle, hängt lediglich von demselben ab; doch darf die Stundung oder der Erlass nur 
in nachstehend vorgeschriebener Art geschehen. Der Quästor ist verpflichtet, jedo den 
nachfolgenden Bestimmungen zuwidenanfonde Erklärung der Lehrer abzulehnen. 

§. 20. Die Lehrer haben ihre Erklärung, ob sie überhaupt die Honorare für ihre 
Vorlesungen erlassen oder stunden, oder statt der Stundung den zur Stundung Zugo- 
lasscnen einen Theil des Honorars erlassen wollen, au die Quästur vor Bekanntmachung 
der halbjährlichen Lections- Verzeichnisse abzugeben. Im Falle eine solche Erklärung 
nicht erfolgt, wird vermuthet, dass der Lehrer sich zur Stundung verstehe. 

§. 21. Die Stundung des Honorars geschieht bis nach erfolgter Anstellung oder 
Erlangung eines academischon Grades, oder hinreichender Besserung der Vermögens- 
umstäude eines Studircuden, oder spätestens bis zum Ablauf des sechsten Jahres nach 
seinem Abgänge. Das Anerbieten uer Studireudcu auf kürzere Termine muss immer 
angenommen werden. 

$. 22. Die Berechtigung zur Nachsuchung um Stundung oder Erlass wird von 
dem Rector und dem Universitäts-Richter auf den Grund uer einzureichenden und 
unten näher bestimmten Zeugnisse ertheilt, mit Vorbehalt des Rccurses au den Senat 
im Falle der Verweigerung. Bei Nichtübereinstimmung zwischen dein Rector und 
dem Universitäts-Richter soll der Decan der betreffenden Facultät als Obmann den Aus- 
schlag geben. 

§. 23. Wer die im §. 22. angegebene Berechtigung nicht erlangt hat, darf auf 
keine Weise uin Stundung oder Erlass, sei es des ganzen oder eines Thetis des Hono- 
rars, hei dem Lehrer anhalten und kein Gesuch der Art berücksichtigt werden. 

§. 24. Jedes beim Lehrer selbst angebrachte oder von ihm berücksichtigte Gcsucli, 
mit Ausnahme des §. 25. bezeichneten Falles, soll nach den in §§. 4. bis 7. enthaltenen 
Bestimmungen be artheilt werden. 

§. 25. Nur in dem einzigen Falle darf sich der Studirende an den Lehrer selbst 
wenden und ein Erlass von demselben verfügt werden, wenn dor crstcre cino Vor* 


Digitized by Google 


300 


Der Arzt. 


lesung, wofür schon einmal das Honorar bezahlt oder gestundet worden, zum zweiten 
Male gratis zu hören wünscht. 

§. 26. Bei der Nachsuchung um die Berechtigung, den Erlass oder die Stundung 
fordern zu dürfen, sind einzurcicnen : 

1) von Inländern ein Zeugniss der Reife, von Ausländern ein günstiges Schul- 
zeugnis*. Bei solchen In- und Ausländern, dio bereits uuf anderen Universi- 
täten gewesen sind, wird nächstdcm ein günstiges Abgangszeugnis* erfordert. 
Der Mangel dieser Zeugnisse schliosst unbedingt die Artheilung der Berech- 
tigung aus; 

2) ein Zeugniss der Dürftigkeit. 

§. 27. In Ansehung der Dürftigkeits-Zeugnisse ist Folgendes festgesetzt: 

1) können sie, wenn die Eltern des StucTirenden noch am Leben sind, oder wenn 
derselbe grossiäkrig ist, von dem Magistrat des Wohnorts, oder den Amts- 
Vorgesetzten des Vaters ausgestellt sein. Bei Waisen gilt nur das Zeugniss 
der betreffenden Vormundschafts-Behörde; 

2) müssen in dem Zeugnisse folgende Puncto enthalten sein: 

a. Angabe der Vor- und Zunamen und des Alters der Studirenden; 

b. Amt, Stand und Wohnort der Eltern und bei Waisen der Vormünder; 

c. Zahl der etwanigen übrigen versorgten und unversorgten Kinder oder 
Bemerkung, dass keine vorhanden seien; 

d. Angabe der Lehr-Anstalt, auf welcher der Bittsteller seine Vorbildung 
erhalten hat; 

e. die von Eltern oder Vormündern zu machende bestimmte Angabe der 
Unterstützung, von welcher Quello sic auch kommen und von welcher 
Art sie auch sein möge, welche dem Studirenden jährlich zugesichert 
worden ; 

f. die bestimmte Versicherung, dass die Eltern oder Vormünder nach 
ihren, der attestirenden Behörde genau bekannten Vermögensverhält- 
nisseu dem studirenden Sohne und Mündel nicht mehr als die unter c. 
anzugebende Unterstützung gewähren können. 

§, 28. Sollte cs sich ergebon, dass ein nach den im §. 27. enthaltenen Bestim- 
mungen ausgestellten Bedürftigkeits-Zeugniss wahrhoitswidrige Angaben enthalt, so soll 
der Rector und Senat hiervon der Vorgesetzten Behörde zur Untersuchung der Sache 
Anzeige machen. 

§. 29. Das Recht der Nachsuchung um die genannte Begünstigung geht für den- 
jenigen Studirenden verloren, welcher in Ansehung des Flei&ses oder des sittlichen Be- 
tragens sich den Tadel der Lehrer oder der academischen Behörden zuzieht, sowie für 
denjenigen, welcher durch seine ganze Lebensweise an den Tag legt, dass er zu anderen 
nicht noth wendigen Ausgaben die Mittel herbeizuschaffen vermöge, 

§. 30. Die von der Behörde crtheilte Genehmigung wird auf dem Anmeldungs- 
bogen vermerkt und in Bezug auf dieselbe von der Quästur die Stundung oder der 
Erlass, je nach der vom Lehrer gegebenen Erklärung (s. §§. 19., 20 .), verfügt. Hat der 
Lehrer der Quästur die Weisung ertheilt, überhaupt weder zu stunden noch zu erlassen, 
so wird dies dem Studirenden von der Quästur bekannt gemacht. 

§. 31. Wenn cs auch jedem Lehrer freiBteht, das auf der Quästur für ihn bezahlte 
Honorar den Studirenden zurückzubezahlcn. so darf dies doch weder durch den Quästor 
geschehen, noch verliert dieser dio ihm zukommende Tantieme aus dem angeführten 
Grunde einer geschehenen Zurückbezahluug. Ebensowenig darf der Quästor Anweisun- 
gen der einzelnen Lehrer, bestimmten Studirenden Erlass oder Stundung zu gewähren, 
berücksichtigen, bei Vermeidung der im §. 8. festgesetzten Strafe. 

§. 32. Die gestundeten Honorare verpflichtet sich der Studirende in der festge- 
setzten Frist zu bezahlen und unterzeichnet hierüber einen in folgender Form ausge- 
stellten Revers: 

Für die Vorlesung des Herrn Dr. N. N. über ........ ist mir 

das Honorar mit .... Thalor Gold (Courant) gestundet worden; ich ver- 
pflichte mich, die Summe gegen Rückgabe dieses Reverses nach meiner An- 
stellung oder Erlangung eines academischen Grades, oder nach Verbesserung 
meiner Vermögonsumstände, oder, wenn keiner dieser Fälle eintritt, doch 
mit dem Ablauf des sechsten Jahres nach meinem Abgänge an die Quästur 
zu zahlen. 

Berlin, den 

N. N., Studiosus 


S. 33. Beim Abgänge von der Universität werden die gestundeten Honorare nach 
Vorschrift §. 141. Nr. 1. des Anhangs zum Allgemeinen Lanarecht, gerichtlich registrirt 
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und in dem Abgangszeugniss vermerkt, indem die Behörden angewiesen sind, mit Rück- 
sicht auf diese Vermerk ung von der geschehenen Anstellung eines Candidaton. welcher 
noch das Honorar schuldig ist, Anzeige zu machen. Zur Einziehung und Einklagung 
der gestundeten Honorare ist in Gemässheit der Allerhöchsten Ordre vom 5. Februar 
1844 nur die Quästur und nicht der stundende Lehrer legitimirt. 

§. ?4. Für die Einziehung der gestundeten Honorare erhält der Quästor, wenn 
er sie nach abgelaufener Frist oingetneben hat, eine Tantieme von Zwanzig Procent, 
wenn sie aber ohne Aufforderung an ihn eingesandt worden. Zwei Procent, wi« bei 
den sogleich bezahlten Honoraren. Falls der Schuldner das Honorar an den Lehrer 
selbst eingesandt hat, ist dieser verpflichtet, dieselben Tantiemen nach Massgabc der 
beiden Fälle an den Quästor zugleich mit der erforderlichen Benachrichtigung ab- 
zutragen. 


IV. Von den Nichtstudirenden und Hospitanten. 

5. 35. Alles Vorstehende ist auch für Nichtstudirende, die von den Lehrern zum 
Besuch der Vorlesungen zugelassen werden, mit folgenden Ausnahmen gültig: 

1) Die Genehmigung zur Nachsnchung der Stundung oder des Erlasses muss in 
einer besonderen Bescheinigung ertheilt werden. 

2) Statt der auf dem Anmeldungsbogen der Studirenden vom Quästor zu machen- 
den Vermerke dient blos die von demselben gegebene Bescheinigung über 
bezahltes, gestundetes oder erlassenes Honorar. 

3) Die Anweisung des Platzes von Seiten des Lehrers geschieht nur durch die 
Karte. 

4) Findet der im §. 22. gewährte Recurs an den Senat nicht statt. 

§. 36. Diejenigen, deren Immatrieulation aus verschiedenen Gründen noch in 
suspendo ist, denen aber inzwischen von dor Behörde der Besuch der Vorlesungen ver- 
stauet worden, sind in allem, dies Reglement Betreffenden, den Studironden gleich 
zu achten. 

§. 37. Es ist keinem Studirenden oder Nichtstudirenden erlaubt, eine Vorlesung, 
zu welcher er sich nicht auf die im Obigen angeordnote Art gemeldet hat, länger als 
vierzehn Tage hindurch zu besuchen. 

§. 38. Wer überwiesen wird, eine Privat - Vorlesung im Winter - Semester bis 
Weihnachten und in» Sommer- Semester bis zum 1. Juli ohne die vorschriftsmässige 
Anmeldung besucht zu haben, ist zur Entrichtung der Auditorien -Gelder und des Ho- 
norars verpflichtet, welche, von ihm eingezogen werden. Ausserdem hat er eine nach 
Bewandtnis# der Umstände bis zur Exclusion zu steigernde Disziplinarstrafe zu erwarten. 

Vorstehendes Reglement, wonach sich die Professoren, Pnvat-Doccnten, Lectoren 
und Studirenden zu richten haben, soll den einen bei ihrer Anstellung und Hahilitirung, 
den anderen bei ihrer Immatrieulation eingehändigt und vor Anfang jedes Semesters 
durch Anschlag am schwarzen Brette darauf hingewiesen werden. 

In Betreff des Besuches theoretischer Vorlesungen disponirt die 

Verf. an die Königl. Universitäts - Curatoren vom 22. Nov. 1872 (Dr. Falk). 

Unter den Studirenden der Medicin ist es, wie dies ihre Abgangszeugnisse von dor 
Universität erweisen, leider üblich geworden, unmittelbar nach Ablegung des Tentamen 
physicum sofort zum klinischen Unterricht überzugehen, ohne theoretische Vorlesungen 
über Chirurgie und Medicin zu hören. Die nacntheiligcn Folgen dieses irrationefieu 
Verfahrens zeigen sich vielfach hei den Staatsprüfungen unreh einen auffallenden Mangel 
an gründlicher wissenschaftlicher Vorbildung der Candidaten in den betreffenden Disci- 
plinen. Nur auf die am häufigsten verkommenden klinischen Krankheitsfälle oberfläch- 
lich eingescbult und mit den Kemioisccnzen aus der Behandlungsweisc ihrer jeweiligen 
klinischen Lehrer dürftig ausgerüstet, gerather die angehenden Aerzte auf diesem Wege 
in die Lage, ihre practischo Laufbahn ohne sicheren wissenschaftlichen Anhalt lediglich 
als Routiniers beginnen zu müssen. 

Zwangsmittel zur Annahme bestimmter Vorlesungen besitzt die Universität nicht, 
sie darf aber den Studirenden nicht die Gelegenheit vorenthalten, Vorträge über die 
wichtigsten Disciplinen zu hören oder durch eine stiefmütterliche Behandlung dieselben 
auch ihrerseits als überflüssig erscheinen lassen. Die modicinischen Facultätcn haben 
daher die unabweislichc Verpflichtung, in jedem Semester für einen theoretischen Vor- 
trag über Chirurgie und Medicin zu sorgen. 

Auf den meisten Universitäten wird dor Anforderung in Betreff der Chirurgie 
schon jetzt dadurch in befriedigender Weise entsprochen, dass der ordentliche Professor 
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des Fachs, für den unter Umstünden auch ein ausserordentlicher Professor eintreten 
mag, in einem Semester allgemeine Chirurgie, iö dein andern Akiurgic oder Operations- 
lehro vortragt. Dagegen kann ein Opcratioiis-Cnrsus der ohnehin unentbehrlich ist, 
nicht als ein Ersatz für einen systematischen Vortrag über Akiurgic angesehen werden. 

Auch für den Vortrag über allgemeine Pathologie und Therapie wird zwar auf 
den meisten Uuivernitüten gesorgt, doch ist dies nicht überall der Fall. Die Facult&ten 
haben daher bei Feststellung des Loctionsplans auch diesen Punct im Auge zu behalten. 

Ich hege das Vertrauen, dass die FncultÜten dem unbestreitbar vorliegenden Be- 
dürfnis* gebührende Rechnung tragen mul auch die Studirenden der Medicin auf die 
Nothweuuigkeit aufmerksam machen werden, eine strengere wissenschaftliche Ausbildung 
durch den Besuch theoretischer Vorlesungen zu erwerben. 

Durch die Allerh. Ordre vom 26. November 1825 wurde eine vierjährige 
Studienzeit angeordnet. 

N:\eh Ihrem Anträge vom 7. November d. J. genehmige Ich hierdurch, dass sfimmt- 
lichcn inländischen Stumrenden der Heilwissenschaft, welche in die Classc der promo- 
virton Acrzte aufgenommen zu worden beabsichtigen, statt des bisherigen drenührigen 
Universitäts-Studiums, von jetzt an ein vierjähriges zur Pflicht gemacht und Niemand 
zu dem Facidtäts-Examen, behufs der Würde eines Doctors der Mediciu und Chirurgie, 
noch zu den medieinischcn Staatsprüfungen, behufs der zu erlangenden Approbation zu- 
gelassen werden darf, der nicht zuvor nacligowiesen hat, dass er ausser den übrigen, 
hinsichtlich der Zulassung zu den modicinischcn Promotionsprüfungen von Seiten der 
Fncultaten und zu den medicinischen Staatsprüfungen bereits vorgoschriebenon Leistun- 
gen, vier volle Jahre hindurch die Heil Wissenschaft und die damit verbundenen Hilfs- 
wissenschaften auf einer Universitfit studirt und das vierte Jahr besonders zur Bc- 
suchung der practischcn Institute benutzt habe. • 

Die Verfügung vom 7. Januar 1826 (v. Altenstein) verordnete auf Grund 
dieser Allerb. Ordre, dass alle Aspiranten des Doctorgrades der medicinischen 
Facultät noch ein vom Decan der philosophischen Facultät der Universität, auf 
welcher sie zu promoviren beabsichtigen, ausgestelltes Zeugniss darüber beizu- 
briugen hatten, dass sie iu den allgemeinen Hülfswissenschaften der Arzneikunde, 
und namentlich iu der Logik und Psychologie, in der Physik und Chemie, so wie 
in der Botanik, Mineralogie und Zoologie, die für einen Doctor der Medicin er- 
forderlichen Kenntnisse besitzen sollten. Behufs Erlangung dieses Zeugnisses 
hatten sie sich einem Tentamen zu unterwerfen, über welches ein Protokoll 
aufgenommen und dessen Ausfall in dem Zeugnisse durch Censuren bezeichnet 
wurde. Diejenigen, welche nachweisen konnten, dass sie nach Einreichung einer 
lateinischen Dissertation nnd nach einer förmlichen mündlichen Prüfung bei der 
philosophischen Facultät einer inländischen Universität die philosophische 
Doctor- oder Magisterwürde erlangt hatten, blieben von der Beibringung des 
Zeugnisses über das bestandene Tentamen philosophicum befreit 

An Stelle dieses Tentamen philosophicum ist seit dem 1. October 1861 
das Tentamen physicum getreten. Die organische Verfügung darüber vom 
19. Februar 1861 (v. Bethmaun-Hollweg) lautet wie folgt; 

Die durch Verfügung vom 7. Januar 1826 angoordnetc Prüfung der Aspiranten des 
medicinischen Doctorgraues in den allgemeinen Ilülfswissenschaften der Arzucikundo 
bedarf nach den vorliegenden Erfahrungen eines MenscheDalters mit Rücksicht auf den 
Entwicklungsgang, den die gesammte Arznei Wissenschaft in neueren Zeiten genommen 
hat, und in (Jebereinstimmung mit den eingezogenen Gutachten der medicinischen Fa- 
enltäten^äimntliehcr Landes-Universrtäten einer wesentlichen Umgestaltung. Ich habe 
mich daher bewogen gesehen, nach reiflicher Erwägung aller in Betracht kommenden 
Umstände, die liierncben in — metallographirten Exemplaren angeschlossene Verfügung 
(Anlage a.) zu erlassen und veranlasse das Königliche Univcrsitäts-Curatoriuin der me- 
diciuischen und der philosophischen Facultät dortiger Universität, einige Abdrücke zur 
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Kenntnissnahme und Nachachtung mitzutheilen, auch Sorgo zu tragen, dass .der Inhalt 
der Verfügung, so weit cs erforderlich ist, zur Kunde der Studirenden der Mcdiciu 
gebracht werde. 

Anlage a. 

Mit Rücksicht auf die während eines Zeitraums von mehr als dreissig Jahren ge- 
sammelten Erfahrungen und auf den gegenwärtigen Zustand des medicinischen Studiums 
auf den Königlichen Universitäten ist es nothwendig geworden, der durch Verfügung 
vom 7. Januar 1826 angeordneten Prüfung der Aspiranten des Doetorgrades in der 
medicinischen Facultät in den allgemeinen Hilfswissenschaften der Arzneikunde eine 
veränderte Einrichtung zu geben. Es werden daher nach Anhörung der medicinischeu 
Facult&ten sämmtlicher Universitäten, die in der gedachten Verfügung sub 2—6. ent- 
haltenen Bestimmungen hierdurch aufgehoben und an deron Statt folgende Bestimmun- 
gen getroffen: 

1) Allo Aspiranten des Doetorgrades in der medicinischen Facultät sollen ausser 
dem Zeugnisse der Reife zu den Universitäts-Studien, mit welchem sic in 
Folge der Circular- Verfügung vom 23. Juli 1825 verschon sein müssen, noch 
ein Zeugniss darüber beibringen, dass sie auf einer der Landes- Universitäten 
ein Tentamen physicum bestanden und in demselben dargethan haben, dass 
sie in den allgemeinen Vorbereitungs- Wissenschaften des medicinischen Stu- 
diums, insbesondere in der Physik und Chemie, in der Anatomie und Physio- 
logie, dio für einen Doctor der Medicin erforderlichen Kenntnisse besitzen. 

2) Diesem Tentamen physicum haben sich die Aspiranten des medicinischen 
Doetorgrades frühestens nach dem Schlüsse ihres vierten und spätestens vor 
Beginn ihres siebenten Studien-Semesters zu unterwerfen. Dasselbe wird 
unter dem Vorsitze des jedesmaligen Decans der medicinischen Facultät ge- 
halten, bei welchem sich die Studirenden wegen Zulassung zur Prüfung zu 
melden haben. 

3) Dio Prüfung wird durch eine Commission vollzogen, welche von dem Mini- 
ster der geistlichen, Unterrichts- und Mcdicinal- Angelegenheiten jedesmal für 
den Zeitraum eines Jahres ernannt wird. Die Prüfungs-Commission besteht 
in der Regel aus vier Mitgliedern, je einom für die verschiedenen Haupt- 
fächer der Physik, Chemie, Anatomie und Physiologie; indessen können, wo 
dio Umstände cs nöthig machen, zwei Fächer von einem und demselben Mit - 
gliede übernommen werden. Auch kann der den Vorsitz führende zeitige 
Decan der medicinischen Facultät zugleich mit der Prüfung in dem einen 
oder dem andern Fache beauftragt werden. 

4) Dio Mitglieder dor Prüfungs-Commission haben die Verpflichtung, bei dor 
Prüfung neben den ihnen specicll übertragenen Fächern auch die beschreiben- 
den Naturwissenschaften in einer dom Zwecke entsprechenden Weise zu be- 
rücksichtigen und sich in dieser Hinsicht vorher unter einander zu ver- 
ständigen. 

6) Ueber den Verlauf der Prüfung ist jedesmal ein Protokoll aufzunehmen und 
der Ausfall derselben, wie in jedem einzelnen Fache, so ira Allgemeinen 
dnreh die Censuren gut, genügend und ungenügond zu bezeichnen. 
Wer in dem Tentamen physicum die Schluss -Censur ungenügend erhalten 
hat, kann zu den medicinischen Promotions- Prüfungen noch nicht zugelassen 
werden. 

6) Für das Tentamen und die Ausstellung des Zeugnisses über dessen Ausfall 
hat jeder Studirende der Medicin bei der Anmeldung zur Prüfung zehn Thalor 
in Gold an den Decan der medicinischen Facultät zu entrichten. Der Betrag 
dieser Gebühren wird unter den Vorsitzenden nnd die Mitglieder der Com- 
mission zu gleichen Theilen vertheilt. Wenn jedoch ein Mitglied mehrere 
Hauptfächer zu vertreten hat, fällt ihm ein doppelter Antheil zu und ebenso 
dem Decan, falls er zugleich selbst als Mitglied an der Prüfung Thcil nimmt, 
ein doppelter oder nach Umständen dreifacher Antheil. 

Circ.-Verf. vom 20. Juli 1861, betreffend das Tentamen physicum, 

(v. Bcthman n-Holl weg ). 

Die unter dem 19. Februar d. J. erlassene Verfügung, betreffend eine veränderte 
Einrichtung der durch Ministerial-Erlass vom 7. Januar 1826 angeordnet on Prüfung der 
Aspiranten des medicinischen Doetorgrades in den allgemeinen Hilfswissenschaften dor 
Arzneikunde hat zu Zweifeln und unrichtigen Auffassungen verschiedener Art Anlass 
gegeben, welchen zu begegnen der Zweck nachstehender Erläuterungen ist. 

Durch die Einführung des Tentamen physicum wurde beabsichtigt, die Studirenden 
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der Medici n zu einem gründlicheren Studium der für ihre wissenschaftliche Ausbildung 
mehr oder weniger wichtigen Hfilfs Wissenschaften zu veranlassen. Als solcho wurden 
nicht ohne guten Grund ausser der Logik und Psychologie, deren Kenntnis» dem 
Mediciner nicht weniger nützlich ist, als dem Theologen und Juristen, die sogenannten 
beschreibenden Naturwissenschaften und besonders die Physik und die Chemie be- 
trachtet. Jedem künftigen Arzte ist anzurathen, sich mit den genannten Disciplinen 
möglichst vertraut zu machen, so wenig auch dor unmittelbare Gewinn in die Augen 
fallen mag, der aus denselben für die ärztliche Praxis hervorgeht. Kein wissenschaftlich 
gebildeter Arzt läugnet dieses oder wird es läugnen. 

Dennoch sind je länger desto mehr von Seiten der oberen Mediciual - Behörden, 
wie aus dem Schosse der medicinischen Facul täten, denen hinsichtlich der Regelung 
des medicinischen Studiums unzweifelhaft die erste Stimme gebührt, ernste Bedenken 
gegen die Zweckmässigkeit der bestehenden Einrichtung erhoben worden. 

Zunächst wurde auf die Thatsache hingewiesen, dass dos Studium der hier in Be- 
tracht kommenden philosophischen und naturhistorischen Fächer bei den künftigen 
Aerzten in Folge der eingeführten Prüfung ein ernstes und gründliches in Wahrheit 
nicht geworden ist. Die Prüflingszeugnisse der philosophischen Facultäten zeigen in 
den allermeisten Fällen, dass die Kenntnisse der Stndirenden in jenen Fächern sehr 
gering und durchaus oberflächlich sind. Grosse Ansprüche sollen insbesondere in den 
beschreibenden Naturwissenschaften vorschriftsmftssig nicht gemacht und nach solchen 
Einzelheiten, die dem medicinischen Studium fern liegen, überhaupt nicht gefragt 
werden; dennoch sind die Resultate der Prüfung durchschnittlich sehr massig und in 
der Schlussprüfung des Staats- Examens gäebt sich im Allgemeinen eine bedauerliche 
Unwissenheit in diesen Disciplinen kund. Der eigentliche Zweck des Tentamen 
philosophicum ist also nicht errciet worden; er konnte aber auch nicht erreicht werden, 
weil es in Folge der ausserordentlichen Entwickelung, welche sämmtlicho Thcile der 
Naturwissenschaft, wie nicht weniger die Arznei Wissenschaft, gewonnen haben, jetzt 
wenigstens nicht mehr möglich ist, binnen zweier akademischer Studienjahre gründliche 
Kenntnisse in Zoologie, Botanik und Mineralogie, in Physik und Chemie, ferner in 
Logik uud Psychologie zu erwerben und nebenbei noch dfc für den künftigen Arzt so 
ganz unentbehrlichen, schwierigen Gebiete dor Anatomie und Physiologie gehörig kennen 
zu lernen. Was durch das Tentamen erreicht werden sollte, war gut und in hohem 
Grade wünschenswert!} , aber cs war bei dom gegenwärtigen Stande des medicinischen 
Studiums unerreichbar. 

Das Tentamen wirkte aber in seiner bisherigen Einrichtung zugleich auch gerade 
nuchtheilig auf das medicinische Studium ein; es beförderte eine Oberflächlichkeit im 
Studium, die für die gesammte Entwickelung der jungen Leute äusserst gefährlich ist- 
indem es dieselben zwang, ihre Kräfte auf eine unnatürliche Weise zu zersplittern unu 
cs ihnen fast unmöglich machte, sich den für ihre Ausbildung so überaus wichtigen 
Fächern der Anatomie und Physiologie mit dem Flcisse und der Umgebung zu widmen, 
ohne welche ein erheblicher Gewinn aus ihrem Studium nicht gezogen wird. 

Solche Bedenken sind es, welche moinen verewigten Amtsvorgänger im Jahre 1857 
veruulasston, von sämmtliclien medicinischen Facnlt&ten des Landes gutachtliche Acusse- 
rungen über die nothwendigen oder wünschenswerthon Abänderungen des Tentamen 
philosophicum einzufordem. Die Vota der Fucultfiten weichen in einzelnen Punetcn 
von einander ab, im Wesentlichen aber stimmten jedesmal fünf unter socliscn in folgen- 
den Palleten überein: 

1) das Tentamen müsse — falls es überhaupt beibehalten werden soll — noth- 
wondig auf das Fach der Anatomie ausgedehnt werden; 

2) von der Beibehaltung einer Prüfung in Logik und Psychologie könne nach 
den vorliegenden Erfahrungen ein erkennbarer Einfluss auf das medicinische 
Studium nicht erwartet worden, so wü tische ns werth ein solcher auch sein möge; 

3) die Prüfung in den beschreibenden Naturwissenschaften müsse auf die eine 
oder die andere Weise eingeschränkt, die in der Physik und Chemie ver- 
schärft werden. Für die Aufnahme der Physiologie unter die Prüfungs- 
Gegenstände sprachen sich vier Facultäten aus. 

Bei Erwägung der Sache auf den Grund dieser in den Jahren 1857 und 1858 ab- 
gegebenen Voten war zunächst die Frage zu entscheiden, ob übcrluiupt die Beibehaltung 
eines Tentamen im Laufe der Studienzeit nöthig oder doch räthlich sei oder nicht. 
Bedenklich ist dieselbe, weil solche Prüfungen die Richtung und den Eifer im wissen- 
schaftlichen Studium abzuschneiden geeignet sind. Auch lassen die in andern deutschen 
Staaten gemachten Erfahrungen dergleichen keineswegs als nothwendig erscheinen, indem 
es ihnen an wissenschaftlich tüchtigen und in jeder Hinsicht wohl befähigten Aerzten 
durchaus nicht fehlt, obgleich der Promotion»-, resp. der Staats-Prüfung ein Tentamen 
nicht vorangeht. Icn habe indessen, da einmal ein solches in Preusscn seit längerer 
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Zeit besteht, Bedenken getragen, mich für die gänzliche Abschaffung desselben zu er- 
klären und geglaubt, lediglich diejenigen Aenderuugen in dessen Hinrichtungen eintroton 
lassen zu müssen, welche unter Berücksichtigung der bisherigen Erfahrungen durch das 
Bedürfnis» des medicinischen Studiums in gegenwärtiger Zeit geboten wurden. 

Dabei standen in erster Linie die Berücksichtigung der Anatomie und Physiologie 
und das grössere Gewicht, das auf die Ausbildung in der Physik und Chemie zu legen 
ist. Es wäre vielleicht möglich gewesen, daneben auch die übrigen bisherigen Prü- 
fungs-Gegenstände heizubehalteu . wenn die Studirenden der Medicin gleichzeitig ver- 
pflichtet worden wären, ihren Studien Curaus auf mindestens fünf Jahre auszudehnen. 
Durch eine solche Anordnung würden jedoch die nicht wenig zahlreichen ärmeren unter 
ihnen bei der ohnehin vcrhältnissmässig grossen Kostspieligkeit ihres Studiums in eine 
so nachtheilige Lago versetzt, dass dieMassregel nur durch die Notwendigkeit gerecht- 
fertigt werden könnte. Da aber nicht behauptet werden kann, dass es, um einen Arzt 
auf seinen künftigen Beruf gründlich vorzubereiten, erforderlich sei, dass er mit mehr 
oder minder zweifelhaftem Erfolge eine Prüfung in allen oben aufgezählteu Fächern 
bestanden habe, und da die dem Arzte unentbehrlichen Kenntnisse bei anhaltendem 
Fleisse und erträglicher Begabung allerdings innerhalb eine* Quadrienniuni erworben 
werden können, aa es endlich Jedem unbeuonimen ist, sein Studium über das Qua- 
driennium hinaus so lange fortznsetzen, als er will und kann, so habe ich von eiucr 
allgemeinen Verlängerung der Studienzeit für Mediciner Abstand nehmen müssen. 

Hiernach blieb nur übrig, in der ersten Prüfung der Mediciner die zu ihrer 
weitern Ausbildung unerlässlichen Disciplincn vorzugsweise zu berücksichtigen, wie 
dieses ja hinsichtlich der Physik und Chemie im Allgemeinen schon durch die Verfügung 
vom 7. Januar 1826 vorgeschrieben war; ferner in andern Fächern, die weniger un- 
mittelbar in die künftige Berufsthätigkeit des Arztes eingreifen, die Ansprüche auch 
ferner, wie bisher, nur auf allgemeine Uohersichtcn und solche Einzelheiten zu richten, 
die für das medicinische Studium von besonderer Wichtigkeit sind: die philosophischen 
Disciplincn endlich, welche diesem Studium nicht näher stehen, als jedem andern wissen- 
schaftlichen Gebiete, von der Prüfung auszuschliessen. Es lässt sieh erwarten, dass 
die Kraft der Studirenden sich künftig inehr conccntrircn und ihre Leistungs- 
fähigkeit in den wichtigsten Fächern sich steigern werde. Dass die Prüfung in 
den beschreibenden Naturwissenschaften nicht den Lehrern derselben in der philo- 
sophischen Fueultät verbleibt, wird aller Wahrscheinlichkeit nach den davon befürchteten 
nachtheiligen Einfluss nicht haben, da es nicht anzunehmeu ist, dass cs unter den 
Examinatoren , welche aus der medicinischen und philosophischen Faeultat werden ge- 
wählt worden, an Männern fehlen könnte, die befähigt wären, zu ermitteln, ob sich die 
Studironden in jenen Fächern die nothwondigen Vorkenntnisse erworben haben oder nicht. 

Wenn ich somit von der Einrichtung des Tentamcn physicum für das medicinische 
Studium heilsame Folgen erwarte, so versteht es sich wohl von selbst, dass es nach 
wie vor höchst wünschenswert!! bleibt, dass sich die Studirenden der Medicin nicht 
auf das Studium der unentbehrlichsten Fächer beschränken, sondern auch solche Disci- 
plinen möglichst gründlich kennen zu lernen suchen, welche, wie die Philosophie, 
Philologie und Mathematik, für die allgemeine Bildung von grösster Wichtigkeit sind, 
oder gar wie die naturhistorischen Fächer einen nähern Zusammenhang mit den wichtigsten 
Vorbereitung»- Wissenschaften haben, welche der Mediciuer zu studiren lmt. Hierauf 
werden auch die Studirenden durch einen neuen Studienplan aufmerksam gemacht 
worden, dessen Beachtung ihnen künftig auf allen Landes - Universitäten empfohlen 
werden soll. Dagegen kann ich es nicht für angemessen halten, denselben den Besuch 
von Vorlesungen über die so eben erwähnten Zweigo der Wissenschaft zur Pflicht zu 
machen, indem von einer solchen Anordnung ein wirklicher Gewinn für das Studium 
erfahrungsmässig nicht zu erwarten ist. Wenn ein Studirender bei der Prüfung durthnt, 
dass er diejenigen Kenntnisse in den uaturhistorischen Disciplincn besitzt, welche von 
ihm verlangt werden müssen, so kommt es nicht darauf an, wo und wie er dieselben 
erworben hat; bleibt er dagegen in seinen Leistungen unter dem Masse de* Erforder- 
lichen, so ist cs Sache der Prüfungs-Commission, ihm das Zeugnis» der hinreichenden 
Vorbereitung auf die nachfolgende Promotions-Prüfung zu versagen. 

Die von verschiedenen Seiten ausgesprochene Befürchtung, dass das naturwissen- 
schaftliche Studium durch die Einrichtung des Tentamcn nnysicuiu werde gefährdet 
werden, muss ich für durchaus unbegründet halten. Coberhaupt handelt es sich bei 
dieser Gelegenheit gar nicht um die Regelung jenes Studiums, deren dasselbe auch zur 
Zeit nicht bedarf. Es werden aber auch den naturhistorischen Disciplincn durch die 
neue Gestaltung des Tentamcn in Wahrheit keine Kräfte entzogen werden, die sich 
ihnen sonst zugewendet haben würden. Wer für diese Studien Neigung und Talent 
besitzt, der wird auch ohne Collegienzwang und ohno ausgedehnte Berücksichtigung 
derselben in einer Prüfung zukünftiger Aerzte den Weg zu ihnen finden, und dio 
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Studirenden der Medicin insbesondere werden noch immer Anregung in Fülle em- 
pfangen, die sic oinom eingehenderen Studium der Zoologie, Botanik oder Mineralogie 
Zufuhren können, wenn sie dafür Sinn haben. Am allerwenigsten aber kann davon 
die Rede sein, dass durch die Verfügung vom 19. Februar d. J. die Naturwissenschaft 
wiederum zur blossen Magd der Arznei Wissenschaft herabgewürdigt werde, eine Klage, 
die mit der ebenfalls vorgebrachten im geraden Widerspruch stellt, dass die Medicin 
ihrer natürlichen Grundlage werde beraubt werden. 

Dass freilich die Zahl der Modicincr, welche naturhistorische Vorlesungen hören, 
sich verringern werde, war vorauszusehon, obgleich sich der Umfang, in welchem dies 
der Fall sein werde, noch keineswegs ermessen lasst. Darunter aber leidet nicht die 
Wissenschaft, insofern die ausbloibenden Studirenden nicht die sein werden, welche 
überhaupt aus dem Besuche der Vorlesungen einen wesentlichen Nutzen gezogen hatten. 
Nur eine Verringerung der Honorar-Einnahme, die für einzelne Docenten nicht unerheblich 
sein mag, wird vielleicht eine bedauerliche, aber nicht leicht abwendbare Folge der 
neuen Einrichtung sein. 

Einijjo der philosophischen Facultatcn haben in den Bestimmungen der Vorfügung 
vom 19. Februar d. J. einen Eingriff in das den Facultatcn — in diesem Falle der 
medicinischen Facultät — zustehende selbstständige Promotionsrecht erblickt. Diese 
Auffassung muss als eine durchaus irrige bezeichnet werden. Eine nicht geringe Ein- 
schränkung ihres Prouiotionsrechte haben allerdings die medicinischen Facultftten er- 
litten, aber nicht jetzt, sondern schon durch die Einführung des Tentamen philosoplxicum 
im Jahre 1826, wodurch die Promotion von der Prüfung in einer andern Facult&t 
abhängig gemacht wurde. Die Verfügung vom 19. Februar d. J. giebt dagegen der 
modiciuischcn Facultät den beseitigten oder doch erheblich geschmälerten natürlichen 
Einfluss auf die erste Prüfung ihrer Candidaten dadurch grösstentheila wieder, dass 
ihr Dccan bei derselben den Vorsitz führt, und dass ein Theil der Examinatoren, wie 
es die Absicht ist und noch weiter declanrt werden wird, ans ihrem Schosse gewählt 
worden wird, während Mitglieder der philosophischen Facultät nur in so weit zugezogen 
werden, wie es der gegenwärtige Stand der Wissenschaft unvenneidlich macht. 

Wenn sich ferner einige der philosophischen Facult&tcn darüber beklagt haben, 
dass sie nicht vor der Bekanntmachung der Verfügung vom 19. Februar d. J. über 
deren Gegenstand gehört seien, so kann ich diese Beschwerde nicht für begründet er- 
achten, da es sich lediglich um die Regelung des Studiums innerhalb einer andern 
Facultät handelte. 

Im Uebrigen wird nun zunächst abzu warten sein, ob in Folge der Einführung des 
Tentamen phvsicum Un Zuträglichkeiten hervortreten, welche eine Modifieation der darauf 
bezüglichen Bestimmungen nöthig oder wünschenswerth erscheinen lassen. Sollte dies 
wirklich der Fall sein, so werde ich gern bereit soin, auf eine Revision jener Be- 
stimmungen einzugehen. 

Zu den das Tentamen phvsicum betreffenden Verordnungen gehört noch 
Folgendes: 

Unter dem 12. Juli 1862 ist verfügt worden, 

1) dass bei dein Tentamen physieum die Schluss-Censur aus den Resultaten der 
Prüfung «ach fünf Rubriken zu ziehen ist, nämlich a. Anatomie, L. Physiologie, 
c. Phvsik, d. Chemie, c. sämmtlichc beschreibende Naturwissenschaften; 

2) daas bei letzteren nur das Gesumm tprndicat „ungeuügcnd" das Durchfällen 
eines Candidaten bedingt; 

3) dass dagegen in dem auezustellcnden Zeugnisse der Ausfall der Prüfung in 
jedem einzelnen Fache zu vermerken ist und hier auch die Zoologie, Botanik, 
und Mineralogie abgesondert aufzuführen sind, obgleich sie bei Bestimmung 
der Schluss-Censur zusammengefasst werden. 

Unter dem 8. September 1862 ist bestimmt worden: 

„dass die Hauptcensur „ungenügend“ in einem der Fächer Anatomie, Physiologie, Physik, 
Chemie uud den beschreibenden Naturwissenschaften, letztere als ein Ganzes gerechnet, 
die Wiederholung der Prüfung nach 6 Monaten in dem betreffenden Fache zur Folge 
haben muss, wovon die medieinische Facultät die Studirenden durch öffentliche Bekannt- 
machung in Keiwtniss zu setzen hat.“ 

Hinsichtlich der Höhe der Gobühren bei etwaiger Nachprüfung in einzelnen 
Fächern, welche bei dem Tcntainen physieum unter bc&tsetzung einer angemessenen 
Frist auferlegt werden kanu, ist durch Verfügung vom 29. November 1862 festgesetzt, 
dass der Gebühren- Anthcil des Decans bei der Nachprüfung, sei es in einem Fache 
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oder in mehreren Fachern, aufs Neue zu entrichten ist: desgleichen der Antheil jedes 
Examinators in den Fächern Anatomie, Physiologie, Physik oder Chemie, falls die Nach- 
prüfung in einem oder mehreren dieser Fächer stattfindet. Falls aber die Nachprüfung 
sich auf dio sogenannten beschreibenden Naturwissenschaften bezieht, ist für jeden der 
Examinatoren in diesen Fächorn, insofern er nicht etwa gleichzeitig als Examinator für 
eines der vorgenannten Hauptfächer «eine volle Kate bezieht, ein Thaler Courant zu 
entrichten. 

Extract oiner Verfügung vom 4. April 1864. 

In einem Erlasse vom 8. September 1862, — «las Tontamen physicum be- 
treffend, ist verfügt worden, dass die Haupt zensur .ungenügend - in einem «1er Fächer 
Anatomie, Physiologie, Physik, Chemie und beschreibende Naturwissenschaften, letztere 
als ein Ganzes gerechnet, dio Wiederholung der Prüfung nach 6 Monaten in dem be- 
treffenden Fache zur Folge haben solle. Bisher fehlt es aber noch an jeder Control© 
über die solchergestalt Zurückgewiesenen und zwischen den einzelnen rrüfungs-Com- 
missionen der Monarchie besteht eine Beziehung nicht. Um diesem UobeUtande ab- 
zuhelfen und etwaige Umgehungen der gedachten Bestimmung des Erlasses vom 8. Sep- 
tember 1862 zu verhüten, erscheint es zweckmässig, dass in tiio Abgangszeugnisse der- 
jenigen Studironden der Medicin, wolcho sich dein Tontamen physicum unterzogen 
haben, jedesmal ein Vermerk über den Ausfall der Prüfung aufgenommen uud den 
Decanen der mcdicinischen Facultäten, welche bei derselben den Vorsitz führen, zur 
Pflicht gemacht werde, sich die Abgangszeugnisse der sich zu dem Tontamen mehlenden 
Studirenden vorlegen za lassen. 

Extract einer Verfügung vom 14. Juli 1864. 

etc. Gleichzeitig bestimme ich nach Ew. Hoehwohlgeboren Vorschlag«», dass, wenn 
ein Studirtmder der Medicin, weh’her nicht an der Universität immatneulirt ist, an 
welcher er sich zum Tentamen physicum meldet, das Prädicat „ungtmügend“ erhält, 
der Deenn der me«licinischen Facultät davon dem Curatorium der Universität eine An- 
zeige zu machen, und dass letzteres den Curutorien der übrigen Universitäten davon 
zur Verständigung der Decanc der medicinischen Facultäten Mitth«ülung zu machen hat. 

Verf. an sämmtliche Königl. Universitäts-Curatoricn vom 30. A ugust 1864, 
betreffend die Ablegung des Tentamen physicum Seitens derjenigen 
Aspiranton des medicinischen Doctorgrades, welche bereits die phylo- 
sophische Doctor- oder Magi sterwürdo erlangt haben. 

Durch die Verfügung vom 7. Januar 1826 wurde bestimmt, dass diejenigen 
Aspiranten des medicinischen Doctorgrades, welche nach weisen können, dass sie nach 
Einreichung der lateinischen Dissertation und nach einer förmlieheu mündlichen Prüfung 
bei der philosophischen Facultät einer inländischen Universität, die pbylosophische 
Doctor- oder Magisterwürde erlangt haben, von der Beibringung des Zeugnisses über 
das bestandeno Tentamen philosophicum befreit sein sollen. Diese Bestimmung kann 
bei der veränderten Einrichtung der ersten medicinischen Prüfung, — des unter dom 
11). Februar 1861 eingeführten Tentamen physicum, nicht in ihrem ganzem Umfange 
aufrecht erhalten werden, weil boi der Erwerbung de« philosophischen Doctor- oder 
Magistergrades eine Prüfung in den Fächern, welche Gegenstand des Tentamen physicum 
sind, theils gar nicht stattfindet, thcils wenigstens nicht unerläßlich ist. 

Ich^ bestimme daher nach Anhörung sämmtlicher medicischcn Fucnltäten der 
Landes-Universitäten, dass künftig die auf einer inländischen Univ«»rsität erworbene 
philosophische Doctorwürdi» nicht von der Beibringung tles Zeugnisses über das be- 
standene Tentamen physicum befreit, dieses Tentamen aber bei dtmjenigeu Doctoren 
oder Magistern der rliilosophii\ welche von einer inländischen Facultät auf Grund ihrer 
naturwissenschaftlichen Kenntnisse promovirt worden sind, auf die Prüfung in der 
Anatomie und Physilogio beschränkt werde. 

Das etc. ersuche ich ergebenst, der dortigen medicinischen und philosophischen 
Facultät das hierdurch Erforderliche gefälligst mitzutheilen. 

Extract einer Verfügung vom 1. December 1864. 

Zugleich bestimme ich, um hinsichtlich etwaiger Gesuche um Nachholung des 
verspäteten Tontamen physicum eine gleiehmässigerc Behandlung herbcizufübien, dass 
solche Gesuche bei der Prüfung«- Bclmrde, also bei der Coininision zur Abhaltung des 
Tentamen physicum unter Adresse dos Decans «lor medicinischen Facultät oinzureichen 
uud von dieser mit einer gutachtlichen Aeusseruug dem Universitäts-Curatorium, bei 
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der Berliner Universität jedoch dem Ministerium zur Rcschlussnahmc vorzulegen sind. 
Berücksichtigung werden aber Gesuche dieser Art nur aus besonders triftigen Gründen 
finden können. 

Unter dem 22. Decomber 1865 ist bestimmt worden: 

„dass ein Stndirunder der Medici n, der in dem Tentamen physicum die Gesammtcensur 
«ungenügend“ erhalten, die ganze Prüfung zu wiederholen hat und zwar nicht früher 
als nach Ablauf von 6 Monateu Bei dem Rescript vom 8. September 1862 
war nur auf bestimmte Veranlassung der häufiger vorkommende Fall ins Auge ge- 
fasst, dass ein Studirender in einem oder dem anderen Prüfuugsfache die Censur .un- 
genügend“ erhalten, d.is Tentamen jedoch iin Ganzen bestanden hat. 

Vcrf. vom 20. Juni 186C an die Curatoren der Universitäten, betreff, 
das Tentamen physicum (v. Mühler). 

Es sind neuerdings von Studirendeu der Medicin auf verschiedenen Universitäten 
zahlreiche Gesuche um nachträgliche Zulassung zu dom nicht rechtzeitig abgelegten 
Tentamen physicum eingegangen, zum Theil von solchen, die bereits über das vor- 
geschriebene Quadriennium hinaus studirt haben. Ich finde mich dadurch veranlasst, 
da Gesuche dieser Art nicht leicht ohne grosse Härte zurückgewiesen werden können, 
im Anschlüsse an die Verfügung vom 11. Decomber 1863 den Zwischenraum, der zwi- 
schen dom Tentamen physicum und der Promotionsprüfung mindestens liegen muss, 
vom 1. April 1867 ab auf zwei Semester festzusetzen. 

Die Studirenden, welche jetzt im 7. Semester stehen , haben dann die Möglichkeit, 
wenn etwaige Gesuche um nachträgliche Zulassung zum Tentamen physicum sofort von 
ihnen eingereicht und zur Genehmigung geeignet befunden worden, sich dem Tentamen 
noch in (fiesem Semester, der Proinotionsprüfung aber am Schlüsse des nächsten Winter- 
semesters zu unterziehen. 

Wer die dazu erforderlichen Schritte jetzt zu thun versäumt, hat es sich selbst 
zuzuschreiben, wenn er nach dem 1. April nächsten Jahres zu einer Verlängerung 
seiner Studienzeit gezwungen wird. Auf Nachsicht hat Niemand zu rechnen, es sei 
denn, dass er gerade jetzt durch Kriegsdienst von der sofortigen Nachholung des ver- 
späteten Töntamon abgehalten wird, oder sich augenblicklich auf einer auswärtigen Uni- 
versität aufhaltend, von der gegenwärtigen Verfügung, . welche unverzüglich zur Kennt- 
nis der Studirendeu der Meaicin auf den Landes- Universitäten zu bringen ist, nicht 
rechtzeitig Kunde erhalten hat. ln diesen Fällen allein wird eine billige Rücksicht auf 
die hindernden Umstände genommen werden. 

Von Vorstehendem ersuche ich Ew etc., die dortige mcdiciniscbe Facultät zur 
Wahrnehmung des Erforderlichen in Kenntnis« zu setzen. 

Der Besuch der verschiedenen deutschen Universitäten steht im Belieben 
der Studirenden. Die Allerhöchste Ordre vom 30. Juni 1840 (G.-S. S. 139) be- 
stimmt zwar, dass Studirende, welche dereinst eine Anstellung im Staatsdienst 
oder die Approbation als practischcr Arzt erhalten wollen, in der Regel min- 
destens drei Semester auf preussischen Universitäten studirt haben müssen; 
gegenwärtig sind jedoch auch die Universitäten der verschiedenen zum deutschen 
Reiche gehörigen Staaten hierher zu rechnen. 

Ueber die Studienzeit auf österreichischen Universitäten bestimmt die 

Vcrf. vom 5. März 1361 (v. Bethmann - Holl weg). 

Et» ist zu meiner Kenntnis« gekommen, dass hinsichtlich der Anrechnung der 
Studienzeit, welche studirende Inländer auf österreichischen Universitäten zugobracht 
haben, auf das Triennimn, resp. Quadriennium acadeinicum nicht überall gleichmössig 
verfahren worden ist. Um dem für die Zukunft vorzubeugen, mache ich auf den Wunsch 
der Kaiserlich österreichischen Regierung darauf aufmerksam. das6 dio über den Besuch 
ausländischer Universitäten bestehenden Vorschriften auch auf diejenigen österreichischen 
Hochschulen in den zum deutschen Bunde gehörigen Landestheilen Anwendung finden, 
welche mit den den deutschen Hochschulen eigentümlichen Facultäten ausgestattet 
sind und bei welchen wenigstens den ausländischen Studirenden der Besuch sämmtlicher 
Vorlesungen, insbesondere uueh bei einer anderen Facultät, als bei welcher sie iuscribirt 
sind, freisteht und hinsichtlich der Auswahl der Doccnteu die Studireuden keinerlei 
Zwang unterliegen. 
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Die eineezogenen Erkundigungen haben ergeben, dass die Universitäten zu Wien 
und Prag vollständig, diejenigen zu Graz und lusbruck mit der Massgabe, dass eine 
mediciniscbe Fucultat daselbst nicht besteht, ganz so wie die übrigen deutschen Univer- 
sitäten organisirt sind. 

Demnach bestimme ich hinsichtlich meines Ressorts, dass unter Aufrechterhaltung 
der Allerhöchsten Ordre vom 30. Juni 1840 (G.-S. S. 130), nach welcher Studirendo, 
die dereinst eine Anstellung im Staatsdienst oder die Approbation als practischer Ar/.t 
erhalten wollen, in der Regel mindestens drei Semester auf preussischen Universitäten 
studirt haben müssen, die auf den genannten vier österreichischen Universitäten zuge- 
brachte Studienzeit auf das vorschriftsmäßige Tricnnium, resp. Quadrienuium anzurech- 
nen ist und dass hiervon nur hinsichtlich der Studirenden der Medicin die Universitäten 
zu Graz und Insbruck ausgeschlossen sind. 

Wenngleich hiernach den Studirenden der Medicin die Zeit des Besuchs der zuletzt 
genannten beiden Universitäten auf das Quadriennium nicht angerechnet werden kann, 
so ist von ihnen, falls sie demnächst bei einer preussischen Universität immatriculirt 
werden, doch nur diejenige Immatrieulationsgebühr zu erheben, welche die von nicht- 
österreichischen deutschon Universitäten kommenden Studirenden regiemen ts- oder 
statntenmässig zn zahlen haben. 

Ew. etc. ersuche ich ergebenst, den Inhalt gegenwärtigen Erlasses zur Kenntniss 
des Herrn Rectors und des Senats der dortigen Universität zu bringen und den Studi- 
renden bekannt machen zn lassen. 


2. Die Staatsprüfungen. 

a) Die Prüfung als Arzt 

Studirende der Medicin, welche als Aerzte sich bezeichnen und als solche 
anerkannt sein wollen, bedürfen einer besonderen Genehmigung dazu. 

Die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.-Bl. S. 245.) bestimmt im 
§. 29. hierüber Folgendes: 

„Einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweises der Befähigung erthcilt 
wird, bedürfen Apotheker und diejenigen Personen, welche sich als Acrzto (Wund- 
ärzte, Augenärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte und Thierärzte) oder mit gleichbedeutenden 
Titeln bezeichnen, oder Seitens des Staates oder einer Gemeinde als solche anerkannt 
oder mit amtlichen Functionen betraut werden sollen. Es darf die Approbation jedoch 
von der vorherigen acadcmischen Doctorpromotion nicht abhängig gemacht werden. 

Der Bundesrath bezeichnet mit Rücksicht auf das vorhandene Bedürfnis* in ver- 
schiedenen Theilen des Bundesgebiets die Behörden, welche für das ganze Bundes- 
gebiet gültige Approbationen zu ertheUen befugt sind, und erlässt die Vorschriften über 
den Nachweis der Befähigung. Die Namen der Approbirten werden von der Behörde, 
welche die Approbation ertheilt, in den vom Bundesrath zu bestimmenden amtlichen 
Blättern veröffentlicht. 

Personen, welche eine solche Approbation erlangt haben, sind innerhalb des Bundes- 
gebietes in der Wahl des Ortes, wo sie ihr Gewerbe betreiben wollen, vorbehaltlich 
der Bestimmungen über die Errichtung und Verlegung von Apotheken (§. 6.) nicht 
beschränkt. 

Dem Bundesrath bleibt Vorbehalten, zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen 
Personen wegen wissenschaftlich erprobter Leistungen von der vorgoschricbcnon Prü- 
fung ausnahmsweise zu entbinden sind. 

Personen, welche vor Verkündigung dieses Gesetzes in einem Bundesstaate die 
Berechtigung zum Gewerbebetriebe als Aerzte, Wundärzte, Zahnärzte, Geburtshelfer, 
Apotheker oder Thierftrztc bereits erlangt haben, gelten als für das ganzo Bundes- 
gebiet approbirt. 

Die Vorschriften über den Nachweis der Befähigung als Arzt worden durch 
die Bekanntmachung, betreffend die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte, 
Thierärzte und Apotheker, vora“25. September 1869 (B. G.-Bl. S. 635.) 
publicirt 

Dieselbe lautet: 

Auf Grund der Bestimmung im §. 29. der Gewerbe- Ordnung für den Norddeutschen 
Bund vom 21. Juni d. J. (Bundes-Gcsetzb). S. 245.) hat der Bundesrath die nachstehen- 
den Beschlüsse gefasst: 
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1) Zur Ertheilung der Approbationen für Aorzt« und Zahnärzte für da* ganze 
Bundesgebiet sind nur die Centralbehörden derjonigeu Bundesstaaten befugt, 
welche eine oder mohrcre 1/nndes-Universitäten haben, mithin zur Zeit (Be 
zuständigen Ministerien de« Königreichs Preussen, des Königreichs Sachsen, 
des Grossherzogthums Hessen, des Grossherzogthum s Mecklenburg- Schwerin 
und in Gemeinschaft die Ministerien des Grossherzogthums Sachsen -Weimar 
und der sächsischen Herzogtümer. 

Diese Approbationen werden nach den unter A., B. und C. beigefügten 
Formularen ausgestellt. 

2) Zur Ertheilung der Approbationen als Thierärzte für das ganze Bundesgebiet 
sind nur die Centralbohörden derjenigen Bundesstaaten befugt, welche eine 
oder mehrere Thierarzneischulon haben, mithin zur Zeit die zuständigen 
Ministerien des Königreichs Preussen und des Königreichs Sachsen. 

Dieso Approbationen werdon nach dem unter D. beigefügten Formular 
ausgestellt. 

3) Uebor den Nachweis der Befähigung der unter 1. und 2. genannten Medici - 
nal-Personen gelten nachstehende Vorschriften: 


I. Vorschriften über die Prüfung der Aerzte. 

§. 1. Die Approbation darf nur denjenigen Candidaten ertheilt werden, welche 
die nachstehend beschriebene ärztliche Prüfung in allen ihren Abschnitten bestanden 
haben. 

Prüfungs- Behörden. 

§. 2. Die ärztliche Prüfung kann entweder vor der medicinischen Ober-Examina- 
tions-Commission zu Berlin oder vor einer medicinischen Examinations-Gommission bei 
einer Norddeutschen Universität abgelegt werdon. 

Die Prüfungs-Commissionen, welche aus wissenschaftlich gebildeten Fachmännern 
aller Zweige der Heilkunde bestehen sollen, werden alljährlich von der zuständigen 
Centralbohörde zusammengesetzt, von deren Bestimmung es abhängt, ob der Vorsitzende 
der Commission aus der Aahl der Examinatoren ernannt werden soll. 

Zulassungs-Bedingungen. 

§. 3. Die Meldung zur Prüfung vor der Ober-Examinations-Commission ist bei dem 
Minister der Medieinal-Angelegonheiten in Berlin, die Meldung zur Prüfung vor einer 
academischen Examinations-Commission bei dem betreffenden UniversitÄts-Cnratorium 
oder, in Ermangelung eines solchen, bei der der Examinations-Commission zunächst 
Vorgesetzten Behörde einzureichon. 

Der Meldung sind heizufügen: 

1) das Gymnasial-Zeugniss der Reife, 

2) die AbgangR-Zeugnisse von der Universität, 

3) das Zcuguiss über Ablegung der naturwissenschaftlichen Prüfung (tentamen 
physicum) au einer Universität des Norddeutschen Bundes, 

4) der Nachweis, dass der Candidat als Praelikant mindestens zwei Semester 
hindurch sowohl an der chirurgischen, als an der medicinischen Klinik theil- 
genommon und in einer geburtshülflichen Klinik mindestens vier Geburten 
selbstständig gehoben hat. 

§. 4. Die Prüfungen beginnen alljährlich im November und sollen nicht über die 
Mitte des Juli folgenden Jahres ausgedehnt werden. Candidaten, welche nicht spätestens 
bis zum Jahresschluss sich gemeldet und die im $. 3. erwähnten Zeugnisse beigebracht 
haben, dürfen erst zu der mit dem folgenden November beginnenden Prüfung zugelassen 
werden. Ausnahmen hiervon können nur unter besonderen, die spätere Meldung recht- 
fertigenden Umständen gestattet, werden. 

Mit der Zulassungs- Verfügung und der Quittung über die eingez&hltcn Gebühron 
(§. 43.) haben sich die Candidaten bei dem Vorsitzenden der Prüfungs-Commission zu 
melden. 

* m 

Prüfungs - Abschnitte. 

§. ö. Die gesamrnte Prüfung zerfällt in folgende gesonderte Abschuittc: 

I. die anatomisch-physiologische und pathologisch-anatomische, 

II. die chirurgische und opiithalmiatrische, 

III. die uicdicinische, 

IV. die geburtshülfliche und gynäkologische, 

V. die mündliche Schluasprüfung. 
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Diese Prüfungen haben allo Candidaten ohne Ausnahme in der vorgezeichneten 
Reihenfolge zu bestehen und es darf bei der Prüfung keine Rücksicht darauf genommen 
werden, welchem Zweige der Heilkunde der Candidat sich künftig vorzugsweise* wid- 
men will. 

I. Anatomisch - physiologische und pathologisch - anatomische Prüfung. 

§. 6. Die anatomisch -physiologische und pathologisch - anatomische Prüfung wird 
vor drei Mitgliedern der Examinations- Commission abgelegt, welche Anatomie und 
Physiologie beziehungsweise pathologische Anatomie zu ihrem Specialfach gemacht haben. 

§. 7. Die Prüfling zerfällt in drei gesonderte Theile: A. den anatomischen, 
B. den physiologischen, C. den anatomisch - pathologischen Theil und 
kann in vier Terminen abgehalten werden, wovon zwei auf den anatomischen, einer 
auf den physiologischen und einer auf den pathologisch-anatomischen Theil fallen. 

In jedem Termine dürfen höchstens vier Candidaten zugleich exarainirt werden. 

§. 8. A. ln dem anatomischen Theile der Prüfung hat der Candidat in 
einem Termine 

a) eine osteologische und eine splanchnologische Aufgabe durchs Loos 
zu ziehen und sofort ex tempore an ihm zur Demonstration vorgelegten Prä- 
paraten abzuhandcln. 

Alljährlich hei Beginn der Prüfungsperiode werden behufs der Loosziehnng durch 
die Examinations-Commisaion je 12 — 15 osteologische und splanchnologische Aufgaben 
bestimmt. 

Ein Candidat legt hei dem einen Examinator das osteologische, bei dem andern 
Examinator das splanchnologische Extemporale ab, wobei mit den vier zugleich zu 
Prüfenden alternirend verfahren werden kanu. 

b) Ausserdem bat der Candidat ein ihm von den Examinatoren nach Massgabe 
der vorhandenen Leichentheile auf zugeben des Nervenprüparat selbst anzu- 
fertigen und dasselbe in einem zweiten Termin vor einem der Examinatoren 
zu uemonstriren. 

§. 9. B. In dem physiologischen Theile der Prüfung, welcher unmittel- 
bar nach dem Termin der anatomischen Extemporalien, also vor dem Termin de« 
Nervenpräparates, abgehalten werden kann, hat der Candidat 

a) eine histologische Aufgabe, 

b) eine physiologische Aufgabe 

ex tempore durch mündlichen Vortrag abzuhandeln. 

Die Aufgaben sind durch das Loos uus den zu diesem Zwecke von der Examinu- 
tions-Commission alljährlich zu bestimmenden 10—12 histologischen und 20 physiologi- 
schen Aufgaben zu wählen. 

Ein Candidat legt bei dem einen Examinator das histologische, bei dem andern 
das physiologische Extemporale ab. Unter den vier auf einmal zu Prüfenden kann 
hierin alternirend verfahren werden. 

Das histologische Extemporale bat zum Zweck, die Kenntnisse der Candida- 
ten in der mikroskopischen Anatomie und Physiologie zu ermitteln, und ist dabei auch 
die Kenntnis» de« Gebrauchs des Mikroskops an einem hierzu geeigneten, vom Candi- 
daten vorzubereitonden Präparat naehzu weisen. 

§. 10. lieber jedes der Extemporale (§§. 8 ., 9.) wird ein kurzes Protokoll mit- 
genommen und die dem Candidaten über Losung der Aufgabe zu ertbeileude Censur 
beigefügt. 

II. Das Urtheil über den Ausfall des anatomischen Theiles der Prüfung 
wird gebildet aus den Censuren über die beiden anatomischen Extcmpondia und das 
Nervenpräparat. 

Das Urtheil über den physiologischen Theil der Prüfung wird gebildet aus 
den Votis über das histologische und physiologische Extemporale. 

§. 12. Wenn die Sclilusscensur der anatomisch - physiologischen Prüfung 
dahin ausfällt, dass der Candidat in der Anatomie -gut“, in der Physiologie -mittel- 
massig“ bestanden ist, so hat der Candidat den physiologischen Theil der Prüfung nach 
einiger Zeit, deren Frist durch den Vorsitzenden zu beantragen ist, zu wiederholen, 
und umgekehrt. 

Ist der Candidat in der Anatomie oder in der Physiologie oder in beiden -schlecht“ 
Umstanden, so muss er die gesamtste anatomisch - physiologische Prüfung wiederholen 
und kann dazu in der Regel erst im nächstfolgenden Prnfungsjahr zugelasseu werden. 

§. 13. Nur derjenige, der in der anatomisch- physiologischen Prüfung mindestens 
die Schlusscensur -gut - erhalten hat, darf von dem Vorsitzenden zu den weiteren Prü- 
fungs-Abschnitten zugelassen werden. 

UcUirinal- Wcaon. q< 
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§. 14. C. In dem pathologisch-anatomischen Theile der Prüfung hat 
der Candidat vor dem dritten Examinator die Soction einer Leiche oder mindestens 
eines Leiehentheils zu machen und die Ergebnisse zu Protokoll zu dictiren, und endlich 
ein pathologisch-anatomisches Präparat, eintretenden Falles mit Beihülfe des Mikroskops, 
zu demonstriren. 

Das Prüfungs-Protokoll nebst der Consur wird den Verhandlungen über den ganzen 
Prüfungs-Abschnitt I. beigefügt. 

Ungenügender Ausfall dieses Tlieiles der Prüfung bedingt dessen Wiederholung 
nach Massgahe des §. 12. Alinea 1. 

11. Die chirurgische and ophthalmiatrische Prüfung. 

15. Die chirurgische Prüfung wird unter der Leitung von drei Mitgliedern der 
Exnminations-Comraission vorgenommen, welche die Chirurgie beziehungsweise Augen- 
heilkunde -elbst. ausüben und als Operateure bekannt sind. Im Falle eine grosse An- 
zahl von Caudidnten (etwa 100 und darüber) zur Prüfung gelangt, können zu derselben 
sechs Examinatoren bestellt werden, von denen je drei eine Abtheilung der Exami- 
nanden in der von dem Direetor zu bestimmenden Reihenfolge zu übernehmen und zu 
ahsolviren haben. Bei etwa eintretenden Behinderungen einzelner Examinatoren wird 
hierdurch zugleich eine Stellvertretung unter denselben ermöglicht. 

Jedem rrüfungstermin sind höchstens drei Examinanden zu überweisen. 

Wo ein besonderer Professor der Augenheilkunde nicht fungirt, kann die Prüfung 
in letzterer dem Examinator für Chirurgie mit übertragen werden. 

§. IG. Die chirurgische Prüfung zerfallt in einen klinischen und in einen 
technischen Abschnitt. 

17. Die chirurgisch - klinische Prüfung wird in der chirurgischen Abthei- 
lung eines grösseren Krankenhauses oder eines Universität«- Klinikums ubgehalten. In 
derselben muss jeder Candidat zwei Kranke acht Tage lang in Behandlung nehmen. 

Am ersten Prüfungstago wird einem jeden der (3) Examinanden ein Kranker von 
einem Examinator, am nächstfolgenden Tage? der zweite Kranke von dem anderen 
Examinator in einer Morgenstunde übergeben und der achttägige Pnifungscursns darauf 
von beiden Examinatoren nltemirond überwacht. 

ln Gegenwart des Examinators hat der Cursist den Kranken zu exnminiren und 
dabei das ätiologische Verhältniss der vorhandenen Krankheit, die Diagnose, Prognose 
derselben, sowie den Ileilplan festzusetzen. Nach vollendeter Untersuchung werden die 
Cursistcn in ein besonderes Zimmer geführt, um daselbst unter Clausur una ohne fremde 
Beihülfe das Resultat ihrer Untersuchung in Form einer Krankengeschichte in deutscher 
Sprache schriftlich zusnmmcnzustellen. Es wird ihnen hierzu bis spät Abends Zeit und 
wfthrend dessen dift erforderliche leibliche Nahrung aus der Oeconomic des Hauses 
gegen billige Vergütung gewährt. 

Nach Vollendung der Arbeit haben sie dieselbe, mit ihrer Unterschrift versehen, 
dem zur Beaufsichtigung der Cursislon bestellten Assistenzarzt der Anstalt zu über- 
geben, welcher diese am amlern Tage den resp. Examinatoren zur Einsicht vorzu- 
legen hat. 

18. In den hierauf folgenden sieben Tagen hat der Cursist den ihm überwiese- 
nen Kranken zweimal täglich zu besuchen unti dabei die Beschreibung des Verlaufs 
der Krankheit mit Augabe der Behandlung in Form eines Krankheitsjournnls im Ver- 
folg seiner Krankheitsgeschichte (4. 17.'» omzutragen. Zu diesem Zweck erhält er die 
Krank heitsgeachichte Iku der ersten Visite von dem Examinator zurück. Beides, Krank- 
heit sgesebiehte und Journal, behält der mit »1er Beaufsichtigung der Cursisten zu beauf- 
tragende Assistenzarzt der klinischen Anstalt in Bewahrung. 

1!>. Den M orgon v isiten hat der betreffende Examinator mindestens dreimal 
in der Woche beizuwohnen Bei der ersten dieser Visiten hat er die von »lern Cursisten 
eingereichte Krankheitsgeschichte mit demselben kritisch durchzugehen und ihn behufs 
Verbesserung erheblicher Mängel in der Arbeit evunt, zur Anfertigung von besonderen 
Nachträgen zu veranlassen. Während der anderen beiden Visiten hat er den Exami- 
nanden auch über andere, als die ihm zur speciellen Beobachtung überwiesenen Krank- 
heitsfall*- zu prüfen und sich von der Fälligkeit, desselben in der Erkenntnis» und richti- 
gen Beurthciluug der chirurgischen Krankneitsformen. sowie von seiner Fertigkeit in 
Ausführung kleinerer chirurgischer Operationen Uober/.eugung zu verschaffen. 

§. *JU. Während der klinischen Prüfung wird die chirurgisch - technische 
Prüfung zur Erforschung der operativeu Fertigkeit des Candidaten in einem besonderen 
Termine ahgclmlten. 

Zu dein Zweck erhält der Examinaud zwei durch das Loos zu bestimmende 
Aufgaben : 

1) eine Aufgabe aus dem Bereiche der Akiurgic, nach welcher der Caudidat 
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ex tempore einen Vortrag über die darauf bezüglichen Operationsmethoden 
und deren speeiellc Würdigung zu halten, seine Kenntnisse in der Instrumenten - 
lehre nachzuweisen und die Operation selbst, soweit dies im eoncreten Falle 
ausführbar ist, aiu Leichnam zu verrichten hat. 

2) eine Aufgabe aus der Lehre über Fracturen und Luxationen, welche eben- 
falls durch extemporirten Vortrag zu erörtern und demnächst durch das ma- 
nuelle Verfahren am Phantom, sowie durch kunstgerechte Anlegung des Ver- 
bandes zu demonstriren ist. 

Ueber diejenigen Operationen, welche in geeigneter Weise an der Leiche nicht 
auszuführen sind, hat der Candidat dennoch seine Bekanntschaft mit ihrer Geschichte, 
ihrem Werth und ihren Indicationen nachzuweisen. Dem Examinator aber bleibt über- 
lassen, statt einer derartigen Operation die Ausführung einer andern Operation an der 
Leiche zu verlangen. Ausserdem erscheint es wünschenswert!}, dass der Candidat, 
welche Aufgabe ihm auch durch das Loos zugcfallen sein mag, jedenfalls noch eine 
Gofässunterbindung und eine andere leichtere Operation an der Leiche vorzunehmen 
veranlasst wird. 

Auch für den Zweck der chirurgischen Prüfungen bestimmt die Commission all- 
jährlich 40—50 Aufgaben akiurgiseber Art und 15—20 Aufgaheu über Fracturen und 
Luxationen. 

$. 21. Als Vervollständigung der chirurgischen Prüfung hat der Candidat auch noch 
eine klinisch-technisch-ophtlialmiatrische Prüfung abzulegen und zwar, wenn sich in der 
Examinationa-Commission ausser den Examinatoren für Chirurgie ein Mitglied befindet, 
welches sich besonders der Ophthalmiatrie gewidmet hat, vor diesem. In derselben ist 
ihm ein Fall einer Augenkrankheit zur Untersuchung und Beobachtung innerhalb dreier 
Tage und zur Anfertigung der darauf bezüglichen Kraukbeitsgcschichte zu übergeben. 

$. 22. Das Urthcil über den Ausfall dor chirurgischen Prüfung wird aus 
den Censuren des klinischen und des technischen Thoilos dieses Prüfungs- Ab- 
schnittes festgestcllt. Da aber beide Theilo eine gleiche Wichtigkeit haben, so muss der 
Examinand, welcher in dem einon oder dem andern Theile den Anforderungen nicht 
genügt hat, als in der chirurgischen Prüfung überhaupt nicht bestanden erachtet und 
für denselben die Wiederholung des ganzen Prüfungs-Abschnittes nach einer dein Schluss- 
votum entsprechenden Frist beantragt werden. 

Die Prüfungs-Verhandlungen über sämmtlicho Cursisten sind unmittelbar nach 
ihrer Entlassung aus der Prüfung dem Director einzureichen. 

111. Die medicinischc Prüfung. 

§. 23. Die medicinische Prüfung ist im Wesentlichen eine klinische Prüfung 
und wird von zweien der für dieses Fach ernannten Exaniinatioiis-Commissarien abgehalten. 

Bei der Prüfung selbst wird nach Analogie der Bestimmungen in den §§. 17„ 18. 
und 19. verfahren. 

§. 24. Ein ganz besonderes Augenmerk müssen die Prüfungs -Com missarien auf 
die Kenntnisse des Candidateu in der Dosenlehre der Medicamcnte und im Formuliren 
von Recepten richten, und denselben daher hierin bei jeder der drei gemeinschaftlichen 
Wochenvisiten prüfen. Zu demselben Zweck haben sich noch beide Examinatoren an 
einem bestimmten Tage der Woche zu vereinigen und jedem Candidaten auf einem be- 
sonderen Bogen, der am Schluss der Prüfung dem Krankheit»- Journal beizufügen ist, 

a) einigehesondere Aufgaben zur Verschreibung verschiedener Formen von Arznei- 
mitteln (Mixturen, Decocten, Pillen, Latwergen u. s. w.) zu stellen, welche er 
sogleich in Gegenwart beider Commissarien schriftlich zu lösen hat um! 

b) mehrere Arzneisubstanzen aufzuzeichnen, zu welchen der Candidat die Mini- 
mal- und Maximal- Dosenhcstiinmung schreiben muss. 

Diejenigen Candidaten, welche in diesem Prn f u ugsgegen stand unkundig befunden 
worden sind, können, seihst wenn sie genügende wissenschaftliche Kenntnisse uacb- 
gewiesen haben, als in der mediciuischen Prüfung bestanden nicht erachtet werden. 

§. 25. Hinsichtlich des unter der Krankheitsgeschichte zu vermerkenden Urtheils 
über den Ausfall der mediciuisch- klinischen Prüfung eines jeden Candidaten vereinigen 
sich beide Coinmissarien am Schluss der Prüfung wie ad $j. 22. 

§. 26. Die Prüfungs- Verhandlungen s&mmtlicher Candidaten werden dem Direc- 
tor der Examiuutions-Commission zugesendet. 

IV. Die goburtshülflichc und gynäkologische Prüfung. 

§. 27. Die geburtshülfliche und gynäkologische Prüfung wird zu Berlin in der 
Gebäraustalt der Charite und in der gehurtshülfiieheu Universität«- Klinik, bei den 
acmdemischen Examinations- Commissionen in den Gebäranstalten der betreffenden Uni- 
versitäten von zweien hierzu ernannten Examinatoren vorgenommen. 

21 * 
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§. 28. Jedem Candidaten wird abwechselnd von je einem Examinator eine Go- 
hörende zugetbeilt. Dieselbe hat er in Gegenwart des Examinators, oder, im Behin- 
derungsfalle des ersten Assistenten oder der Ober- Hebamme der Anstalt zu unter- 
suchen, die Geburt sporiodo und Kindertage, die Prognose und das einzuschlagende ge- 
bürtshülfliehe Verfahren zu bestimmen. Die bei einer normalen Geburt erforderlichen 
Hölfßloistungen sind von den Candidaten selbst auszuführen. Die Vornahme geburts- 
hülflicher Operationen bei normwidrigen Geburten bleibt dem Diroctor der Gebär- 
anstalt überlassen: der Cnndidat wird hierbei nur zu etwaniger Assistenz herangezogen. 

§. 29. Nach absolvirter Entbindung wird über die dabei gemachten Beobachtungen 
(§. 28.) eine Geburtsgesehichtc in deutscher Sprache von dem Candidaten zu Hause ans- 
gearbeitet und die Versichernng an Eidesstatt hinzugefügt, dass er die vorstehende Arbeit 
selbst und ohne fremde Hülfe angefertigt habe. Diese Arbeit wird andern Tages dem 
Examinator vorgetragen und demnächst in den ersten sieben Tagen dos Wochenbettes 
in Beziehung auf Pflege der Wöchnerin und des Kindes event. in Beziehung auf etwanige 
Krankheiten beider fortgeführt. 

§. HO. Ausserdem ist jeder Candidat während dieser sieben Tage von dem Exami- 
nator, der ihm die Gebärende zugethcilt hat, hinsichtlich seiner Fertigkeit in der ge- 
bnrtshülflichen Untersuchung an etwa vorhandenen schwangeren, kreissenden, kürzlich 
entbundenen oder auch nicht schwangeren Personen zu prüfen, ln gleicher Weise sollen 
sonstige pathologische Vorkommnisse in den Wochenzimmern der Gebäranstalt benutzt 
werden, um die gynäkologischen Kenntnisse dos Candidaten im Allgemeinen zu ermitteln. 

§. 81. Während oder nach dieser klinischen Prüfung ist der Candidat von beiden 
Examinatoren einer technischen Prüfung am Phantom zu unterwerfen. 

Dieselbe besteht in der Diagnose verschiedener regelwidriger Kindesingon und 
Ausführung der Entbindung durch die Wendung, ferner in der Application der 
Zange sowohl nn den vorliegenden, als auch an den nachfolgenden Kopf. 

§. 82. Diejenigen Candidaten, welche auch nur in einem Theile tlcr geburtshilf- 
lichen Prüfung ungenügend befunden worden sind, dürfen als bestanden nicht erachtet 
werden, und haben den ganzen Prüfungs-Abschnitt auf Antrag des Vorsitzenden zu 
wiederholen. 

V. Die mündliche Schluss-Prüfung. 

33. Die mündliche Schluspnüfung wird unter dom Vorsitz des Vorsitzenden 
der Examinations- Commission durch mindestens drei, aus der Zahl der für die vor- 
hergegangenen Prüfung«- Abschnitte ernannten Commissarien auszu wählenden Examina- 
toren und durch einen besonderen Comniissarius für dio Staat sarzneikuude oder Hygiene 
Öffentlich abgchalten. 

5j. 34. Zu dieser Prüfung dürfen nur diejenigen Candidaten zugelassen worden, 
welche in sämnitlichcn früheren Prüfungs-Abschnitten mindestens mit dem Prädicat „gut - 
bestanden sind, und zwar nicht mehr als vier Candidaten in jedem einzelnen Termin. 

35. In der mündlichen Schlussprüfung soll der Candidat von dem Standpuuet 
seiner allgemeinen medicinisohen Ausbildung öffentliche« Zcugniss ablegen. 

Die Prüfung erstreckt sich daher vorzugsweise auf solche Gegenstände der allge- 
meinen und spectcllen Pathologie und Therapie, der Chirurgie, der Geburtshülfe, der 
Pharmakologie und der Staatsarzneikumle oder Hygiene, welche bei einem Arzt, «lern 
die Approbation zur. Praxis in allen Fächern der Mcdicin ert heilt werden soll, als ge- 
läufig nothwendig vorausgesetzt werden müssen. 

36. Uel>or den Verlauf der Prüfung eines jeden Candidaten wird <>m vollstän- 
diges Protokoll unter Beifügung der Cmstir für jedes einzelne Prüfungsfach aufgenotn- 
mei» und von den» Vorsitzenden und den Examinatoren vollzogen. 

Unter dom Protokoll ist die Gesammt-Censur für die Schlussprüfttng zu vermer- 
ken. Lautet ein Votum auf .schlecht - , oder zwei Vota auf .mittelmässig“, so ist der 
Candidat als nicht bestanden zu erachten. Im Uebrigen entscheidet die Pluralität der 
Stimmen und bei Stimmengleichheit das Urtheil des Vorsitzenden. 

§. 37. Für diejenigen Candidaten, welche in der Solilussprüfung bestanden sind, 
wird unmittelbar nach Beendigung derselben die Schluss -Ce nsur über den Aus- 
fall der gesam inten Prüfung nach Massgabe der Censuren für die fünf einzelnen 
Prüfungs- Abschnitte bestimmt. 

§. 38. Demnächst hat der Vorsitzende die vollständigen Prüfungs-Verhandlungen 
einschliesslich der die Meldung und Zulassung des Candidaten betreffenden Urkunden 
der zuständigen Central-Staatsbchördc mittelst Berichts vorzulegen. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§. 39. Bei Ertheilung der Censuren in sämnitlichcn Prüfungs-Abschnitten haben 
die Examinatoren sich nur der Prädicatc „vorzüglich gut“, „sehr gut“, -gut“, „mittel- 
massig - uud „schlecht“ zu bedienen. 
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Die erste Censur „vorzüglich gut“ darf als Sch luss-Censur nur dann crtheilt 
werden, wenn der Candidat in allen Prüfung»- Abschnitten mindestens „sehr gut“, dio 
zweite Censur „sohr gut“ nur dann, wenn der Candidat mindestens in drei Abschnitten 
„sehr gut“ bestanden ist. 

§. 40. Zur Wiederholung einzelner Prüfung»- Abschnitte oder einzelner Theilo der 
letzteren darf ein Candidat, welcher dieselben nicht bestanden hat, nur nach Bestimmung 
der zuständigen Central-Staatsbchörde zugelassen werden. 

Die Censur .schlecht“ hat eine Zurückstellung auf mindestens 6, die Censur „mit- 
müssig“ eine Zurückstellung auf mindestens 3 Monate zur Folge. Ueber die Wieder- 
holungsfrist hat sich der Director in seinem Bericht gutachtlich zu äuasern. 

Wer nach zweimaliger Zurückstellung die Prüfung nicht besteht, wird zur weiteren 
Wiederholung der Prüfung nicht zugelassen. 

§. 41. Die einzelnen Prüfungs-Abschnitte sind von den Candidaten ohne Unter- 
brechung zurückzulegen. 

Der Zeitraum zwischen einem Prüfungs-Abschnitt und dem nächstfolgenden darf, 
falls nicht wichtige Gründe eine Ausnahme rechtfertigen, acht Tage nicht übersteigen. 
Candidaten, welche diesen, oder den ihnen sonst bekannt gemachten Prüfungstermin 
nicht inue halten, dürfen zur Fortsetzung der Prüfung erst in dem nächstfolgenden 
Prüfungsjahre zugelassen werden. 

§. 4‘2. Diejenigen Candidaten, welchen in einzelnen Prüfungs-Abschnitten die Censur 
„schlecht“ oder .mittelmüssig“ crtheilt worden ist, haben die Wahl, ob sie sich «len 
noch nicht absolvirten Prüfungs-Abschnitten sogleich oder erst nacli der ihnen gestatte- 
tou Wiederholung nicht bestandener Abschnitte unterziehen woLlen. 

§. 43. Die Gebühren für die Prüfung als Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer sind 
auf G8 Thlr. festgesetzt. 

Davon ist zu rechnen: 

auf dio anatomisch-physiologische u. pathologisch-anatomische Prüfung 15 Thlr. 10 Sgr. 

n chirurgische und ophthalmiatriscbo Prüfung 21 . — „ 

„ „ medicinische Prüfung 1 1 10 „ 

„ „ gcbiirtshüliliche und gynäkologische Prüfung 8 „ — „ 

„ . Prüfung in der Staatsarzneikunde oder Hygiene 2 „ — „ 

„ sachliche Ausgaben und Verwaltuug.-kosten lö „ 10 „ 

Bei Wiederholung des anatomisch-physiologischen und pathologisch-anatomischen 
Prüfung»- Abschnittes oder eines Tbeiles desselben ist jedesmal der hierauf fallende 
sachliche Gebühren -Antheil mit zu entrichten, wogegen derselbe bei Wiederholung eines 
anderen Prüfungs-Abschnittes nicht wieder in Anrechnung kommt. 

§. 44. Candidaten, welche währen«! der Prüfung zürücktreten , erhalten die Ge- 
bühren für noch nicht angetretene Prüfung*- Abschnitte .zurückerstattet. Für Wieder- 
holung einzelner Prüfung»- Abschnitte sind die für dieselben rcglomentsmässig fest- 
gesetzten Gebühren von Neuem zu zahlen. 

Neben den vorstehend bestimmten Gebühren haben dio Candidaten weitere Ge- 
bühren nicht zu entrichten. 

§. 4ä. Nach dem Schlüsse jedes Prüfungsjahres sind die Namen der Approbirten 
von der betreffenden Cenfcralbehorde dem ßoiidesrathe des Norddeutschen Bundes au- 
zuzeigeu. 

II. Vorschriften über die Prüfung der Zahnärzte. 

1. Die Approbation darf nur denjenigen Candidaten crtheilt werden, welche die 
nachstehend beschriebene zahnärztliche Prüfung in allen ihren Abschnitten bestanden 
liabeji. Eine Ausnahme findet nur statt für den im §. 6. vorgesehenen Fall. 

§. 2. Die zahnärztliche Prüfung ist vor d«;n für die* Prüfung der Aerzte bestehen- 
den Commissionen abzulegen, denen für die zahnärztlichen Prüfungen ein practischer 
Zahnarzt beizuordnen ist 

§. 3. Die Zulassung zur Prüfung ist bedingt : 

1) durch die Keife für die Prima eiues Norddeutschen Gymnasiums oder einer 
Norddeutschen Realschule erster Ordnung. Dieselbe ist natiizuwoiseii entweder 
durch da» Schulzeugnis* oder durch das Zeugnis* eiuer besonderen Prüfungs- 
Commission bei einer dar genannten Unterrichts- Austaltenj 

2) durch zweijährig«;» Universitätsstudium: 

3) durch den Nachweis practischer Uebuug in den techuischen zahnärztlichen 
Arbeiten. 

§. 4. Die Prüfung zerfällt, in vier Abschnitte. 

im ersten Abschnitt hat der Candidat einen ihm vorgoführten Krankheitsfall, be- 
treffend eine Affection der Zähne oder de» Zahnfleisches, de» harten Gaumens u. s. w. 
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zu diagnostieircn , und demnächst ohne Beihülfe unter Clausur eine schriftliche Arbeit 
über die Natur, Aetiologie und Behandlung des Falles anzufertigen. 

Im zweiten Abschnitt hat der Candidat unter apecieller Aufsicht eines Mitgliedes 
der Prüfungs-Commission zehn aus mindestens vierzig durch das Loos zu bestimmende 
Kragen aus dem Gebiete der Anatomie, Physiologie, allgemeinen Pathologie und Therapie. 
Heumittellehrc mit Einschluss der Toxikologie und der speciellen chirurgischen und 
dontißtischcn Pathologie und Therapie schriftlich und ohne Benutzung von llülfsinittcln 
zu beantworten. 

Im dritten Abschnitt hat der Candidat seine praktischen Kenntnisse in Anfertigung 
cinzolner künstlichen Zähne und ganzer Zuhnreihen, so wie im ganzen technischen Theu 
der Zahnarzneikundc und in der Anwendung der verschiedenen Zahninstrumente an 
einer Leiche oder an einem skelettirten Kopfe nachzuweison. 

Im vierten Abschnitt ist derselbe von mindestons drei Examinatoren über die 
Anatomie, Physiologie, Pathologie und Diätetik der Zähne, üher die Krankheiten der- 
selben und des Zahnfleisches, über die Bereitung und Wirkung der Zahnarzneien, und 
über die Indicationcn zur Anwendung der verschiedenen Zahnoperationen mündlich zu 
prüfen. 

§. 5. Hinsichtlich der Meldung zur Prüfung, der Zulassung zu den einzelnen Prü- 
fungs-Abschnitten oder zu Wiederholungen derselben, der Prüfungsprotokolle, der Fest- 
stellung der Concoren und der Veröffentlichung der Namen der Approbirten finden die 
Vorschriften für die Prüfung der Aerzte analoge Anwendung. 

§. 6. Approbirte Aerzte, welche die Approbation als Zahnärzte zu erlangen 
wünschen, sind der im §. 3. erwähnten Nachweise überhohen und brauchen nur den 
ersten, dritten und vierten Prüfungs-Abschnitt zu nbsulviren. 

§. 7. Die Gebühren betragen 5 Thaler für jeden Prüfungs-Abschnitt. 

III. Vorschriften über die Prüfung der Thierärzte. 

§. 1. Die Approbation darf nur denjenigen Candidateu ertheilt werdou, welche die 
nachstehend beschriebene thiorärztliche Prüfung in allen ihren Abschnitten bestanden 
haben. 

§. 2. Die thierärztlieho Prüfung ist bei einer Norddeutschen Thierarzncischulc ab- 
znlcgen. Die Prüfungsbehordo besteht aus dem Director und dem Lehrercollegium der 
betreffenden Thierarzoeiscbule. Der zuständigen Centralbehörde bleibt Vorbehalten, die 
Prüfungsbehörde durch geeignete Thierärzte zu ergänzen. 

$. 3. Die Zulassung zur Prüfung ist bedingt durch die Reife für Secundu eines 
Norddeutschen Gymnasiums oder einer Norddeutschen Realschule und durch den Nach- 
weis, dass während eines mindestens dreijährigen Besuches Norddeutscher Thierarznei- 
sehulen sämnitlicho Disciplinen des tliierärztlichen Studiums absolvirt worden sind. 

§. 4. Di«? Candidateu haben sich unter Vorlegung des Abgangszeugnisses von der 
Thierarznei sch ule, der Nachweise über die gehörten Vorlesungen und eines Lebenslaufes, 
in der Zeit vom 1. April bis spätestens 1. Juli jeden Jahres bei der zuständigen Be- 
hörde zu melden, welche übor ihr«) Zulassung zur Prüfung entscheidet. 

§. 5. Die Prüfung zerfällt in drei selbstständige Prüfungsabschnitte, nämlich die 
klinische, die technisch-operative und die Schlussprüfung. 

§. 6. In der klinischen Prüfung sind jedem Candidaten zwei kranke Thiere zur 
Untersuchung, Feststellung der Diagnose und Behandlung auf mindestens drei Tage zu 
überweisen. Ueber jeden der beiden Falle hat der Candidat, nach Untersuchung und 
Feststellung der Krankheit, eine Krankheitsgoschichtc in wissenschaftlicher Form unter 
Clausur auszuarl>eiten und ein ordnungsmüssig«*« Krankenjournal zu führou. Die münd- 
liche Prüfung über beide Fälle findet erst nach der schriftlichen Bearbeitung statt. 

Die augewendeten Arzneien hat der Candidat selbst anzu fertigen. 'Durch den 
Lehrer der Pharmaeio ist der Candidat besonders in der W’aarenkunde, so wie in der 
pharmaceutischen Chemie und Technik zu prüfen. 

Die Commission btisteht aus drei Examinatoren. 

§. 7. Der zweite Prüfungsabschnitt erstreckt sich auf Anatomie, Akiurgic und 
Hufbcschlag und umfassst 

1) in der Anatomio: 

a) Lage der Tbeilo (Situs), 

b) Anfertigung eines Präparats, 

c) Erläuterung eines oder mehrerer Präparate ex tempore, 

d) Nachweis erlangter Ucbung im Gebrauche des Mikroskops; 

2) in der Akiurgio: I 

drei verschiedene Operationen, nach der Demonstration praktisch auszu- 
führen ; 
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3) im Hufbeschlag; 

a) nractischo Ausführung eines Beschlages, 

b) Beschlag kranker Hute. 

Die Prüfungs-Commission besteht auch hier aus drei Examinatoren für jede Untor- 
Abtheilung. 

§. 8. Gegenstand der Schlussprüfung sind alle thierärztlichen Fächer, soweit sic 
nicht schon in den beiden früheren Prüfungsabschnitten spocieller Gegenstand der Prü- 
fung gewesen sind. 

Die Prüfung wird in Gegenwart der ganzen Commission von vier Mitgliedern 
derselben abgchalten. Mehr als vier Candidaten dürfen zu einem Tormiue nicht zu- 
gelassen werden. 

§. 9. Zu einem folgenden Prüfungsabschnitt darf nur derjenige Candidat zugelassen 
werden, wolcher den vorhergehenden Prüfungsabschnitt bestanden hat. 

§. 10. Die Ccnsuren sind je nach dem Ausfall „vorzüglich gut“, „sohr gut", „gut“, 
„mittelmässig“, „schlecht“. Die drei ersten erklären den Candidaten für bestanden. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

Die Sehlusscensur wird aus den Censuren der drei Prüfungsabschnitte gezogen. 
Die Sehlusscensur „vorzüglich gut u darf nur ortheilt werden, wenn der Candidat sich 
in allen einzelnen Gegenständen der Prüfung eine höhere Censur als „gut” erworben hat. 

§. 11. Die protokollarischen Verhandlungen über jeden Candidaten sind der zu- 
ständigen Centralbehörde behufs Ertheilung der Approbation oder behufs Zulassung zur 
Wiederholung der nicht bestandenen Prüfung vorzulegen. 

Der Verhandlung über den ersten Abschnitt sind die vom Candidaten aus^earbei- 
teten KrankheitsgC8chichten in Urschrift, und der Bericht über die bei Gelegenheit der 
klinischen Prüfung abgehalteno practisch-pharmaceutische Prüfung beizulegen. 

In dem Protokoll über den zweiten Abschnitt sind die in den einzelnen Unter- 
abteilungen gestellten oder durch das Loos gezogenen Aufgaben namhaft zu machen, 
desgleichen in dem Protokoll über den dritten Abschnitt die von jedem Examinator 
herangezogenen Prüfungsgegenstäude anzugeben. 

§. 12. Die beiden ersten Prüfungsabschnitte sind im Laufe des Sommersemesters 
abzuhalten, so dass die Schlussprüfungen mit dem Schluss des Uuterriehtsjabres ihren 
Anfang nehmen können. 

§. 13. Die Prüfungsgebühren werden von der zuständigen Centralbehörde be- 
stimmt. 

§. 14. Nach dem Schlüsse jedes PrÜfungsjahrcs sind die Namen der Approbirteu 
von der betreffenden Central bohörde dem Bundcsrathc des Norddeutschen Bundes an- 
z uzeigen. 

§. 15. Die vorstehenden Bestimmungen üudeu keine Anwendung auf die Prüfung 
der lediglich für den Dienst in der Bundesarmee bestimmten Bossarzte. 


IV. Vorschriften über die Prüfung der Apotheker. 

§. 1 Der selbstständige Betrieb einer Apotheke im Gebiet dos Norddeutschen 
Bundes erfordert — unbeschadet der Bestimmung im letzten Satze des §. 29. der Ge- 
werbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund — eine Approbation Seitens einer der 
vorstehend unter Ziffer 1. genannten Behörden. Dieselbe darf nur denjenigen Candi- 
daten ortheilt, werden, welche die nachstehend beschriebene pharmaeeutisene Prüfung 
in allen ihren Abschnitten bestanden haben. 

2. Die phannaceutisehc Prüfung kann entweder vor der pharmoceutisehen Ober- 
Examinatious -Commission zu Berlin oder vor einer pharm accu tischen Examinations- 
Cnmmission bei einer Norddeutschen Universität abgelegt werden. Die Prüfungs-Com- 
missionen, welche aus einem Lehrer der Physik, einem Lehrer der Chemie, einem Lehrer 
der Botanik und zwei wissenschaftlich gebildeten Pharmaceuten oder Apothekenbesitzem 
bestehen sollen, werden alljährlich von der zuständigen Centralbehörde berufen, welche 
zugleich den Vorsitzenden der Commission ernennt. An Stelle eines der beiden Pbar- 
maccutcn kann auch ein Lehrer der materia mcdica berufen werden. 

Zulassungs-Bedingungon. 

§. 3. Die Meldung zur Prüfung vor der Ober-Exaiuinations-Commissiou ist bei 
dem Minister der Mcdicinai-Angolegenhoitcn iu Berlin, die hjeldung zur Prüfung vor 
einer academischen Examinations-Commissinn bei dem betreffondon'Univcrsitäts-Coratorium 
oder, in Ermangelung eines solchen bei der der Examinations- Commission zunächst Vor- 
gesetzten Behörde cinzureichcn. Die Meldung zur Prüfung im Sommersemester muss 
spätestens im April, diu Meldung zur Prüfung im Wintersemester spätestens im No- 
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vornbor des betreffenden Jahres cingehen. Wer sich später meldet, wird zur Prüfung 
im folgenden Semester verwiesen. 

Der Moldung hat der Candidat beizufügen: 

1) einen kurzen Lebenslauf, 

2) seine Lehr- und Servirzeugnisse, 

3) das über den Besuch der Universität ihm ausgestellte Zeugnis». 

Beides in beurlaubter Form. 

Mit der Zulassungs-Verfügung und der Quittung über die eingezahlten Gebühren 
(§. 17.) hat der Candidat sich bei dein Vorsitzenden der Prüfungs-Commission zu melden. 

§. 4. Die Prüfung zerfällt in zwei Abschnitte: 

1) die Cu rsus prüfung, 

2) die Schlussprüfling. 

Zur Schlussprüfung darf nur derjenige Candidat zugelassen werden, welcher die 
Cursusprüfuug wohl bestanden hat. 

Cursusprüfung. 

§. 5. Die Cursusprüfung zerfällt in einen schriftlichen, einen praetischen und einen 
mündlichen Theil. 

§. 6. Behufs der schriftlichen Cursusprüfung erhält der Candidat 

drei Fragen aus der allgemeinen und aus der analytischen Chemie zur Aus- 
arbeitung in Clausur ohne Benutzung von Hülfsmitteln. 

Die Fragen können aus einer hierzu angelegten Sammlung durch das Loos ge- 
zogen oder von der Prüfungs-Commission gegeben werden. 

§. 7. Nach Einreichung der Clausur- Arbeiten hat der Candidat für den prac- 
tischen Prüfungsabschnitt des pbarmaeeutischen Cursus: 

1) zwei Abschnitte der Pharmakopoe aus dem Lateinischen ins Deutsche vor 
einem Conimissarius zu übersetzen; 

2) zwei schwer zu bereitende Arzneiformen, wozu die Recepte aus einer Urne 
zu ziehen sind, untor der Aufsicht eines der pbarmaeeutischen Mitglieder der 
Commission ex tempore zu dispensiren; 

3) zwei durch das Loos zu bestimmende Aufgaben zu ehern iscb- pharmaceu - 
tischen Präparaten unter specieller Aufsicht Eines der pharmacentisehon 
Mitglieder der Commission in dem hierzu bestimmten Laboratorium anzu- 
fertigen: 

4) zwei ebenfalls durch das Loos zu bestimmende Aufgaben in der chemischen 
Analyao unter der Aufsicht jo eines der Mitglieder der Commission zu 
lösen, und zwar: 

a) entweder ein natürliches, seineu Beetandtheilen nach bekanntes Gemisch, 
oder eine künstliche zu diesem Zweck besonders zusammengesetzte Mischung 
qualitativ und quantitativ zu zergliedern; 

b) eine vergiftete organische oder anorganische Substanz, ein Nahrungs- 
mittel oder eine Arznoiniischung einer gerichtlich-chemischen Untersuchung 
in qualitativer und quantitativer Beziehung zu unterwerfen. 

Ueber die Ausführung der practischeu Arbeiten zu 2., 3., 4. bat der Candidat 
schriftliche Berichte ab zu fassen. 

Boi der Consur der Berichte über die analytischen Arbeiten zu 4 a. und b hat das 
Mitglied der Commission, von welchem die Aufgabe gestellt worden war, dieselbe nam- 
haft zu machen. 

Ueber die practischeu Arbeiten zu 3. und 4. ist ein Laborationsjounuil zu führen, 
in welchem das oetroffendo Mitglied der Commission die Art und Weise der Ausführung 
der practischeu Leistung zu bezeugen hat. 

8. Tn der mündlichen Cursusprüfung, welche in Gegenwart zweier Coramissarien 
in einem besondern Termin ahzuhalten ist, bat der Candidat 

a) mindestens zehn ihm vorzule^cndo frische oder getrocknete offieitiello oder 
solche Pflanzen, welche mit den ofßcinellen verwechselt werden können, zu 
demonstriren, 

b) ferner mindestens zehn rohe Drogncn nach ihrer Abstammung, Verfälschung 
und Anwendung zu pliarniaceutischcn Zwecken zu erläutern, und 

c) mehrere ihm vorzulegcndo cbemisch-pliannaceutiscbe Präparate nach Bestand- 
theilen, Darstellung, Verfälschungen u. s. w. zu erklären. 

§. Ü. Nach Absolvirung der schriftlichen, praetischen und mündlichen Cnrsus- 
»rüfung (§§. fl~8.) werden die dem Camlidaten für jeden einzelnen Abschnitt dieser 
Prüfung ert heilten Censuren in einem besonderen Protokollsehema nach beiliegendem 
Muster (Anlage a.) zusammengestollt. 
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§. 10. Diejenigen Theilo der Cursusprüfung, in denen der Candidat nicht besteht, 
hat er in einer von ücr zuständigen Centralbchördo zn bestimmenden Frist zu wieder- 
holen. 

Schluss prüfung. 

§. 11. Die Schlussprüfung ist von dem Vorsitzenden und drei Mitgliedern der 
Prüfungs-Coinmi8idon mündlich und öffentlich abzuhalton. Mehr als vier Candidatcn 
dürfen zu einem Prüfungstermin nicht zagelassen werden. 

$. 12. Diese Schlussprüfung hat sieh auf die Erforschung der chemischen, physi- 
kalischen und naturhistorischen Ausbildung der Candidaten im Allgemeinen, und im 
Besonderen noch auf deren Bekanntschaft mit der Giftlehrc und mit den das Apotheker- 
wesen betreffenden Bestimmungen zu erstrecken. 

§. 13. Ueber den Verlauf der Prüfung eines jeden Candidaten wird ein vollstän- 
diges Protokoll unter Beifügung der Censur für jedes einzelne Prüfungsfach aufgenom- 
men und von dem Versitzenden sowie von den übrigen Examinatoren vollzogen. 

Unter dem Protokoll ist die Gesammt- Censur für die Schlussprüfung zu ver- 
merken. Lautet ein Votum auf „schlecht“, oder zwei Vota auf „ mittel massig“ , so ist 
der Candidat für nicht bestanden zu erachten. Im Uebrigen entscheidet die Pluralität 
der Stimmen, und bei Stimmengleichheit das Urtheil des Vorsitzenden. 

Schlussccnsur. 

§. 14. Für diejenigen Candidaten, welche in der Schlussprüfung bestanden sind, 
wird unmittelbar nach Beendigung derselben die Schlusscensur über den Ausfall 
der gesammten phannaceutischen Staatsprüfung nach Massgabo der Consnron für die 
früheren Prüfungsabschnitte (§. 7.) bestimmt. 

Demnächst hat der Vorsitzende die vollständigen Prüfungsverbandlungen, ein- 
schliesslich der die Meldung und Zulassung des Candidaten betreffenden Urkunden, der 
zuständigen Central-Staatsbehördo mittelst Berichts vorznlegen. 

§. 15. Bei Erthcilung der Censuren in sämmtlichcn Prüfungsabschnitten haben 
die Examinatoren sich nnr der Prüdicatc „vorzüglich gut“, „sehr gut“, „gut“, 
„ mittelmässig “ und „schlecht“ zu bedienen. 

Die erste Censur „vorzüglich gut“ darf als Schl usscensur (§. 14.) nur dann 
ertheilt werden, wenn der Candidat in allen Prüfungsabschnitten mindestens „sehr 
gut“, die zweite Censur „sehr gut** nur dann, wenn der Candidat in der Pluralität 
der Special-Consuren das Prädicat „sehr gut“ erhalten hat. 

Wiederholung der Prüfung. 

§. 16. Zur Wiederholung einzelner Prüfungsabschnitte darf ein Candidat, welcher 
'dieselben nicht bestanden hat, nur nach Bestimmung der zuständigen Centralbchördc 
•/»gelassen werden. 

Die Censur „schlecht“ hat eine Zurückstellung auf mindestens C, die Censnr 
„mittelmässig“ eine Zurückstellung auf mindestens 3 Monate zur Folge. 

Wer nach zweimaliger Zurückstellung dio Prüfung nicht besteht, wird zu weiterer 
Wiederholung der Prüfung nicht zugelasseu. 

Prüf un g s - G obü h re n. 

§. 17. Die Gebühren für die Staatsprüfung als Apotheker sind auf 46 Tlilr. fest- 
gesetzt und m der Art zu vertheilen, dass 

für die schriftliche, practische und mündliche Cursusprüfung 22 Thlr. 20 Sgr. 

für die mündliche Schlussprüfung 8 „ 5 „ 

für Verwaltungskosteu, Anscliaffung von Prüfuuga-Gegen- 

stfinden u. s. w 15 „ 6 

in Anrechnung kommen. 

§. 18. Candidaten, welche während der Prüfung znrücktreten, erhalten die Ge- 
bühren für noch nicht, angetretene Prüfungsabschnitte zurüekerstattet. 

Für Wiederholung einzelner Prüfungsabschnitte sind die für diese Prüfungs- 
abschnitte regelmässig festgesetzten Gebühren von Neuem zu zahlen. 

Neben den vorstehend bestimmten Gebühren haben die Candidaten weitere Ge- 
bühren nicht zu entrichten. 

§. 19. Nach dem Schlüsse jedes Prüfungssemesters sind die Namen der Appro- 
birten von der betreffenden (Zentralbehörde dom Bundesruth anzuzeigen. 
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Anlage a. 

Verhandelt Berlin , den 18 

Gegenwärtig 

Herr 

Es vereinigten sich heut die ft&mmtlichen Mitglieder der pharmaceutischen 
Ober- Examinations-Commission, um sowohl die sämmtlichen von dem Candidaten 
der Pharmacie gelieferten Arbeiten einzu- 

sehen und zu ecnsiren, als auch die noch mit demselben anzustellenden Prüfun- 
gen vorzunehmen. 

Die Einsicht in die schriftlichen Arbeiten ergab, dass der Candidat 

1) über die Präparate die Arbeit, 

2) die über die chemische Analyse, 

3) die über die gerichtlich chemische Untersuchung, 

4) die chemisch- pharmaceutiscko Abhandlung, 
ahgefasst hatte. 

In Betreff der Präparate, welche zur Stelle gebracht worden waren, und des Votums 
des Commissariu8, welcher die Aufsicht geführt hatte, erthoilten die Unterzeichneten 
dem Candidaten rücksichtlich der practischen Fertigkeit die Censur: 

Hinsichtlich der bei der Analyse bewiesenen practischen Fertigkeit wurde dem Can- 
didaten auf den Grund des Votums des Commissarius, welcher ihn beaufsichtigt hatte, 
und des Inhalts des dem Herrn Vorsitzenden versiegelt übergebenen Zettels, die Consur 
zu Theil; in Rücksicht der gerichtlich-chemischen Analyse aber die 
Censur zuerkannt. 

Die Art der Beaufsichtigung orgiebt sich aus dem anliegend beigefügten Extract 
aus dein Arbcitajoumal. 

Der Candidat musste hierauf mehrere Pflanzen demonatriren. 

Solches erfolgte 

Hieraächst musste derselbe von einer Anzahl zur Stelle gebrachten Droguen Namen, 
Abkunft, Verfälschung, Verwechselung, f Prüfungsart und alles übrigens Wissenswürdige 
angeben. 

Solches erfolgte 

Endlich wurden dem Candidaten verschiedene chemiseh-pharmneeutisehe Präparate 
zur Angabe ihrer Bestandteile, ihrer Darstellung, ihrer Verfälschung u. s. w. vorgelegt. 

Dies erfolgte 

Da nun der Candidat laut Protokolls vom als Receptarius die 

Censur erhalten hatte, und ihm hinsichtlich tfer übrigen 

Prüfungen die Censur zuerkannt worden war, so vereinigten sich 

die CommisHaricn in Betreff sämmtlicher practischen Prüfungen zu der Schlosscensttr 
womit diese Verhandlung geschlossen wurde, 
n. n. s. 


4) Diejenigen ärztlichen oder zahnärztlichen Candidaten, welche vor dein 1. Oe- 
tober 1 87 1 und diejenigen pharmaceutischen Candidaten, welche vor dem 
I. April 1871 zur Prüfung sich melden, haben nur diejenigen Nachweise bei- 
zu bringen, welche nach den Gesetzen ihrer Heitnath behufs Zulassung zur 
ärztlichen oder zahnärztlichen, beziehungsweise pharmaceutischen Staatsprü- 
fung erfordert werden. 

Berlin, den 25. September 1869. 

Der Kanzler des Norddeutschen Bundes. 

I. V. Delbrück, 


AerztlicherApprobtionsschein. A. 

Nachdem Herr 

aus 

die ärztliche Prüfung vor der Examinations-Commission zu 

bestanden hat, wird ihm hierdurch 
die Approbation als Arzt 
für das Gebiet des Norddeutschen Bundes 

in Geinüssheit von §. 2J. der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund ortheilL 
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Zahnärztlicher Approbationsschein. B. 

Nachdem Herr 

aus 

die zahnärztliche Prüfung vor der Examinations-Commission zu 

bestanden hat, wird ihm hierdurch 

die Approbation als Zahnarzt 
für das Gebiet des Norddeutschen Bundes 

in Gemässheit von §. 29. der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund ertheilt. 


Pharmaceutischer Approbationsschein. C. 

Nachdem Herr 

aus 

die pharmaceutische Prüfung vor der Examinations-Commission zu 

bestanden hat, wird ihm hierdurch 

die Approbation zum selbstständigen Betriebe einer Apotheke 
im Gebiete des Norddeutschen Bundes 

in Gemässheit von §. 29. der Gewerbe-Ordnung des Norddeutschen Bundes ertheilt. 


Thiorärztlicher Approbationsschein. D. 

Nachdem Herr 

aus 

die thierärztliche Prüfung vor der Examinations-Commission zu 

bestanden hat, wird ihm hierdurch 
die Approbation als Thierarzt 
im Gebiete des Norddeutschen Bundes 

in Gemässheit des §. 29. der Gewerbe- Ordnung des Norddeutschen Bundes ertheilt. 


Das Formular zu den Zulassungen zur Prüfung als Arzt vor der Ober- 
Examiuntions-Corumission lautet: 

Berlin, den 

Auf das Gesuch vom worden Sie hiermit 

zu der Prüfung als Arzt nach Vorschrift des Prüfungs-Koj^loments vom 26. September 
1869 vor der mesigon medicinischen Uber-Exnminations-Comniission zugelasseu. 

Sie haben an Prüfungs-Gebühren 68 Tblr. an die General-Casse des Ministeriums 
(unter den Linden No. 4) zu entrichten und sich demnächst unter Vorzeigung der 
Quittung uud dieses Erlasses bei dem Herrn Vorsitzenden der Commission persönlich 
zu melden. 

Der Minister der geistlichen Unterrichts- und Medicinal-Angelegenheiten. 

Formular. 


Der Herr 

1) zu der anatomisch-physiologischen Prüfung. 
Berlin, den ten * 187. . 


a) Tag der Meldung. 

b) Anfang der Prüfung. 

c) Ende der Prüfung. 

2) zn der pathologisch-anatomischen Prüfung. 

Berlin, den ten 187 . . 

a, b, c wie oben. 

3) zu der chirurgischen Prüfung. 

Berlin, den ten 187. 

a, b, c wie oben. 



ist zugelassen: 
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4) zu der oplithaliniatrischen Prüfung. 

Berlin, den ten 187. . 

a, b, c wie oben. 

5) zu der raedicinischen Prüfung. 

Berlin, den ten 187.. 

a, b, c wie oben. 

6) zu der geburtshilflichen und gynäkologischen Prüfung. 

Berlin, den ten 187.. 

a, b, c wie. oben. 

Dieser Bogen ist heute an den Vorsitzenden der medicinischen Ober-Examinaiions- 
Commission abgelicfert worden. 

Berlin, den ten 187. . 

Das Formular zum Transmissoriale lautet: 

Berlin, den 

In der Anlage erhalten Sio die Approbation als Arzt, welcho ich für Sie auf Grund 
der von Ihnen zurückgelegten Prüfung habe nusfertigen lassen und für welche die 
Sl ein pel gebühr mit 15 Sgr. zu entrichten ist. 

Von der Wahl des Orts Ihrer Niederlassung und der jedesmaligen Veränderung 
desselben haben Sie unter Vorzeigung dieser Approbation den betreffenden Kreis- 
physikern Anzeige zu machen. 

Die eingereichten Original -Zeugnisse erfolgen hierbei zurück. 

Der Minister der geistlichen. Unterrichts- und Modicinal- Angelegenheiten. 

Die neuere Gesetzgebung hat in der Dauer der Studien keine Aendemng 
gebracht. Die Caodidaten der Mediein müssen ein wenigstens vierjähriges Uui- 
versitätsstudium durch Zeugnisse nachweisen. ehe sie zur Staatsprüfung zuge- 
lasseu werden. 

Verfügung vom 13. Mai 1870 an die König). Uni versit&ts-Curatoren, be- 
treffend die Studienzeit (v. Mühlcr). 

Mehrere Herren UniversiUits-Curatoreu haben in Beziehung auf die Zulassung von 
StudireudiMi zu der medicinischen Staatsprüfung Zweifel über die Auslegung des Prü- 
fungs-Reglements vom *25. September v. Js. gehegt und zu meiner Entscheidung vorge- 
tragen. 

Diese Berichte geben mir Veranlassung, darauf aufmerksam zu machen, 

1) dass, wie bisher, so auch ferner durch die 1 tei 2 ubringetideu Zeugnisse ein 
wenigstens vierjähriges Uni versitätsstud ium nachzuweisen ist, 

*2) dass diejenigen Studircnden, welche ihr Quadriennium zu Ostern beendigen, der 
Kegel nach erst zu der im November desselben Jahres beginnenden Prüfungs- 
Periode zu gelassen werden dürfen. 

3) dass in analoger Anwendung der Verfügung vom 20. Juni 1806 die Zwischen- 
zeit zwischen der Ablegung des Ten tarnen physienm und der Zulassung zur 
medieinischen Staatsprüfung mindestens zwei Sem oster betrügt. 

Von früheren Bestimmt! ngtMi bezüglich der Staatsprüfung sind ceteris pari- 
bus uoch die folgenden Regulative massgebend. 

Regulativ für den chirurgisch- und meriicinisch-klinischcn Cursus vom 
19. November 1859 (v. Raumer). 

§ 1. Jeder Prüfungs-Candidat hat sich Behufs der chirurgisch- und medicinisch- 
klinischen Prüfungen mit dem von dem Director der medieinisenen Ober-Examinations- 
Commissiou Unterzeichneten Admissorialc bei den betreffenden Examinatoren , und 
sodann bei dein mit den Prüfungs^eschfiften in dem Königlichen Charitc-Kraukenhause 
beauftragten Assistenzärzte zu melden. Dieser nimmt die Namen der sich Anmetdendeu 
nach der Reihenfolge der ihnen in der Zulassung bestimmten Termine in ein Ver- 
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zciehniss auf, und legt dasselbe den Examinatoren zur Kenntnisnahme vor. Bei diesen 
Anmeldungen hat der Assistenzarzt darauf zu halten, dass sich die Candidaten mit den 
wahrend der klinischen Prüfungen zu beobachtenden Vorschriften bekannt machen. Zu 
diesem Endo ist im Versammlungszimmer der C'ursirendcn ein Exemplar dos Prüfungs- 
Reglement« und der Zusätze zu demselben, ein Exemplar des gegenwärtigen Regulativs 
und ein Exemplar des Beköstigungs-Etats im Königlichen Charite- Kranken hause ans* 
; ."legt. 

§. 2. Mit der Uebemahme eines chirurgischen Kranken beginnt die klinische 

Prüfnng. 

o Die Candidaten der klinisch-chirurgischen Prüfung, welche den Cursus be- 
ginnen, finden sich zu der von dem Examinator zu bestimmenden Zeit in dem Versamm- 
lungszimmer für Cursircnde ein, von wo sie durch den mit den Cursusgcschäften be- 
trauten Assistenzarzt abgerufen werden. Dieser geht mit ihnen auf das Zimmer, wo 
die zu dem chirurgisch-klinischen Cursus bestimmten Kranken sich befinden, und wo 
ihnen durch den Examinator die Kranken übergeben werden, die sio sofort zu unter- 
suchen haben. Bei dieser Untersuchung, welche in einer Stunde beendigt sein muss, 
hat der betreffende Charite-Hausvater dafür zu sorgen, dass den Cnristen keine fremde 
Hülfe gewährt werde und unmittelbar nach derselben geleitet er die Examinanden in das 
zur Ausarbeitung der Krankengeschichte eingerichtete Clausurzimmcr. 

Mil den übrigen Cursisten begiebt sich der Examinator gleich nach erfolgter Ucbcr- 
gabe dieser zum ersten Male zu untersuchenden Kranken zur Krankenvisitc. 

4. Die Cursisten, welche nach Abgabe der Clausur-Arbeit sich bereit« im Cur- 
sus befinden, müssen täglich des Morgens um 8 Uhr im Versammlungs-Zimmer er- 
scheinen. 

§. ö. Die Candidaton der medizinisch-klinischen Prüfung finden sich zu der von 
dem Examinator zu bestimmenden Zeit, jedoch jedenfalls spätestens Mittags ll 1 /- Uhr im 
Versammlungszimmer ein. Sie folgen dem betreffenden Examinator nach dem Kranken- 
zimmer. erhalten durch das Loos den Kranken, stellen im Beisein des Examinators die 
Untersuchung an, bestimmen Diagnose, Prognose und Cur, und werden zur schriftlichen 
Abfassung der Krankheitsgeschichte, wie die Candidaten der chirurgisch-klinischen Prü- 
fung, durch den Hausvater in die Clausur geführt. 

§, G. Die in dein verschlossenen Zimmer befindlichen Candidaten dürfen dasselbe 
vor völlig beendigter Arbeit, ohne Zustimmung des Assistenzarztes, nicht verlassen, auch 
nicht ohne diese Zustimmung dahin wieder zurückkehren, widrigenfalls die Ueher- 
weisung des Kranken als nichtig und die etwa angefangene Arbeit als ungültig be- 
trachtet wird. Dasselbe ist der Fall, wenn die Arbeit bis 10 Uhr Abends nicht voll 
endet sein sollte, da spätestens zu dieser Stunde jeder Candidat das Arbeitszimmer ver- 
lassen muss. 

§. 7. Hai der Candidat seine Arbeit in der Clausur vollendet , so wird dieselbe 
mit einem Vermerk des Hausvaters, wenn der Candidat sie vollendet hat, dem Assistenz- 
ärzte übergeben, welcher die Zeit der Beendigung in die Arbeit einschreibt, seinen Na- 
men daruntersetzt und dieselbe in Kreuzband versiegelt und mit der Aufschrift : 

An den Herrn (Charakter und Name «los Examinators) etc 
in’« Bureau zur weiteren Beförderung Übergicht 

Die Candidaten haben ihrer Namens- Unterschrift unter der Arbeit die Angabe ihrer 
Wohnung hinzu zufügeu. 

8. Der Assistenzarzt nimmt, Falls der Examinator nicht zugleich dirigirender 
Arzt der betreffenden Abtheiluug ist, die dem Candidaten überwiesenen Kranken so 
lange in alleinige Behandlung, bis solche der Examinator dorn Candidaten am Kranken- 
bette üliergehen hat. 

§ 0. Da kein Candidat, während er im verschlossenen Zimmer arbeitet , dasselbe 
verlassen darf, so fällt an jedem solchen Tage der Besuch des Candidaten bei dem 
früher übernommenen klinischen Kranken aus. Die Behandlung übernimmt an solchem 
Tag»' der Assistenzarzt 

5). 10. Während der Candidat mit der schriftlichen Bearbeitung des Falles be- 
schäftigt ist, hat der Assistenzarzt die Befugnis«, das Arbeitszimmer zu besuchen, um 
sieh von der Selbstständigkeit der Arbeit zu überzeugen, auch ist er verpflichtet, Be- 
such«, Briefwechsel etc. abzuweisen. In das verschlossene Arbeitszimmer darf für die 
Cursisten ausser den erforderlichen Nahrungsmitteln, überhaupt nichts ohne Genehmigung 
des Assistenzarztes ein gebracht werden. 

II. Die Cursisten sind zu genauer Beobachtung der hauspolizeilicheu Vor- 
schriften der Anstalt verpflichtet. 

Das Tabak rauchen auf den Höfen, so wie in allen Räumen des Krankenhauses, 
also auch in den Cluusurzimmern, ist verboten. Zuwiderhandelnde haben Zurückstellung 
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im Curaus und event. augenblickliche Ausweisung aus der Charite, unter Umständen 
auch gänzliche Zurückweisung von der Prüfung zu gewärtigen. 

ij. 12. Mäntel, Hüte, Regenschirme etc. werden nicht m das verschlossene Zimmer 
mitgenommen, sondern im Ycrsammlungszimmer vom Cursuswärter aufhewahrt 

§. 13. Behufs Anfertigung der Clausur- Arbeit dürfen die Cursisten Schreibmate- 
rialien nicht mitbringen. Die dazu nöthigeu Hefte haben sie von dem Cursuswärter 
gegen Bezahlung von 4 Sgr. für das Heft zu entnehmen. 

§. 14. Das Mittag- und Abendessen und das erforderliche Getränk erhalten die 
Candidaten durch den Cursuswärter aus der Anstaltsküche gegen oine Geld vorgütig ung 
von 20 Sgr. pro Tag und Person. 

§ 15 Die Candidaten müssen sich pünktlich zu der Stunde der Uebcrnahme eines 
Krnukon in dem Charite- Krankenhause, so wie zu den Morgen- und Abendvisiten der 
von ihnen bereits übernommenen Kranken einfindeu. Die Zeit der Visiten sowohl bei 
den innerlieh als bei den äusserlich Kranken bestimmt der mit den Cursusgesehäften 
betraute Assistenzarzt. 

§. 16. Nach Beendigung der Visite begeben sich die Candidaten in das Versamm- 
luügszimmer, um den Krankengeschichten die Tages- Bemerkungen hinzuzufügen, dio 
Arznei-Verordnungen in die betreffenden Defectbücner einzutragen und überhaupt Alles 
das anzugeben, was bis zur nächsten Visite der Kranken noth wendig ist. 

§. 17. Da der klinische Kranke den Einrichtungen des Krankenhauses unterworfen 
ist, so hat der Candidat nach Massgabe des Bekö&tigungs - Etats des Hauses seine diä- 
tetischen Verordnungen einzurichten. Die Diäten- Verordnungen werden in das Diätbuch 
für den klinisch-chirurgischen oder klinisch-mcdicinischon Curaus, mit dem Namen des 
Kranken und der Nummer des Krankenzimmers versehen, eingetragen und dem Assistenz- 
arzt zur weiteren Veranlassung übergeben. 

§. 18. Arznei-Verordnungen werden von dem Candidaten in die betreffenden De- 
foctbücher nach §. 16. eingetragen und unterzeichnet und dem Assistenzarzt zur Voll- 
ziehung vorgelogt. Der Cursuswärter befördert die Defectbücher sodann nach der Apo- 
theke, holt aus derselben die Arzneien und vertheilt solche an die betreffenden Kran- 
ken nach der ihm von dem Candidaten zu ertheilenden Instruction. 

Die für die Kranken erforderlichen Bandagen und Apparate erhält der Candidat 
durch den Assistenzarzt, dem er sie nach gemachtem Gebrauch zurückgiebt. Von den 
Krankenwärtern darf keine Dienstleistung verlangt werden, wozu sie nicht vermöge 
ihrer Instruction verpflichtet sind. Denselben eine Bezahlung anzubieten oder zu ge- 
währen, ist, bei Vermeidung der im §. 11. angegebenen Rügen, untersagt. 

§. 19. Treten während der Abwesenheit des Candidaten bei dessen Kranken un- 
erwartete Krankheits-Erscheinungen ein, so trifft der Assistenzarzt die nöthigen Anord- 
nungen. Beobachtet der Candidat auffallende Veränderungen an dem Kranken, so hat 
er sogleich dem Assistenzarzt, oder, in dessen Abwesenheit, dem Assistenzarzt du jour 
hiervon Anzeige zu machen. 

§. 20. Arzenoi- und Diätverordnungen müssen Morgens um 10 Chr und Abends 
um 6 Uhr in den betreffenden Defect- und Diätbüchern eingetragen sein. 

§. 21. Die Versäumung der vorstehenden Bestimmung (§. 20.), oder das Aus- 
bleiben bei der Krankenvisite ist von dem Assistenzarzt jedesmal in dem Buch zu notiren 
und dem Examinator zu melden, welcher hierauf eine Verlängerung des betreffenden 
Prüfungsabschnittes oder die Zurüekverlegung de» Kranken auf die btution anzuordnen 
befugt ist. 

§. 22. Da die klinische Ausarbeitung ein zu den Prüfungsacten gehöriges Docu- 
ment ist. so hat der Candidat sie nach jeder Tageshemerkung, eben so wie nach der 
Beendigung (§. 7 ), dem Assistenzarzt zur weiteren Veranlassung zu übergeben. v 

23. Wenn der Candidat einen Kranken übernommen hat , so wird unter der 
Kopftnfel desselben am Curzettcl ein farbiger Zettel befestigt, auf welchem der Candidat 
nacn Anweisung des Assistenzarztes seinen Namen, so wie den Anfang und das Ende 
der Prüfung eintragt. 

§. 24. Naeli der Prüfling des Candidaten am Krankenbette des ersten Kranken 
kann ihm sogleich der zweite Kranke zu derselben Prüfung überwiesen werden. 

§. 25. Stirbt ein Kranker vor Beendigung der gesetzlichen Prüflingszeit oder wird 
dessen Entlassung oder Verlegung auf oine andere Abtlieilung ungeordnet, so wird den» 
Candidaten sogleich ein anderer Kranker zur Behandlung in der angegebenen Weise 
bis zur Beendigung der festgesetzten Prüfungszeit überwiesen. Wenn ilie Obduction 
des Verstorbenen zulässig ist, so verrichtet dieselbe der Candidat in Gegenwart des 
betreffenden Examinators und des Assistenzarztes. Der Candidat setzt den Obductions- 
Berieht, so wie eine aus dein Ganzen abgeleitete Epicrise auf, und Übergiebt seine 
geschlossene Arbeit dem Assistenzärzte. 
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§. 26. Am zweiten Prüfungstage erhält der Candidat die Clausur-Arbeit von dem 
Examinator zurück, behandelt den Kranken darauf sieben Tage lang und fügt Morgens 
und Abends seine Bemerkungen successive der Arbeit hinzu. Am Schlusstage giebt der 
Candidat eino Epicriso des Falles und der Assistenzarzt sendet sie wieder unter Kreuz- 
band zu dom Examinator, welcher sein motivirtes Urtheil in dieselbe hinoinschrcibt. 
Gleichzeitig mit der Arbeit schickt der Assistenzarzt ein Buch an den Examinator, in 
welchem Name, Alter, Geburtsort und die Wohnung des Candidaten, Name. Alter und 
Stand des Kranken, so wie die Diagnose seiner Krankheit einzntragen sind; diesem 
Buch wird der von dem Candidaten cingehfindigte Anmeldcbogen beigelogt, mit folgen- 
dem von den Examinatoren zu vollziehenden Vermerk: 

dass der Candidat N. N. seine chirurgische, rosp medieinische Prüfung am 
. . . ten . . . . 18 . . angefangen und am . . ten . . . . ejusd. a. beendigt 
hat, bescheinigen 

die Examinatoren. 

In das Buch wird die Censur von den Examinatoren eingetragen. Hiernach 
werden die Arbeiten, das Buch und der Anmeldcbogen dem Assistenzarzt zurück- 
geschickt, von welchem die Cursisten sieh den Anmeluebogen abholen. I)ic Arbeiten 
sendet der Assistenzarzt demnächst versiegelt an den Director der Examinations-Com- 
mission. Bei der ehirurgisch-klinisehon Prüfung besorgen dieses letztere Geschäft dio 
Examinatoren selbst. Hierauf haben sieh die Candidaten bei dem Director der Exami- 
nations- Commission behufs der geburtshülflichen Prüfung zu melden. 

27. Der mit der Beaufsichtigung der Examinanden im medicinischen und 
chirurgischen Cursus und den anderweitigen hierauf bezüglichen Geschäften beauftragte 
Assistenzarzt hat sich vor Beginn des Cursus dem Director der medicinischen Über- 
Examinations- Commission vorzustellen und ist mittelst Handschlags zur gewissenhaften 
Ausführung seiner in diesem Reglement angegebenen Obliegenheiten zu verpflichten. 

Desgl. für den geburtshülflichen Cursus vom 19. November 1857 
(v. Raumer). 

§. 1. Die mit der Zulassung zum geburtshülflichen Cursns versehenen Candidaten 
haben ihren Anmcldebogen den Examinatoren dieses Prüfungs-Abschnittes einzurciehcn, 
welche, denselben bis zum Schluss des Cursus asserviren. 

§. 2. Hierauf begeben sich die Cursisten nach der Gebäranstalt der Charite, um ihren 
Namen und ihre Wohnung in ein daselbst bereit liegendes Buch einzutragen. 

§. 3. Nach der Reihenfolge dieser Eintragung werden die Cursisten von dem dtrzu 
bestimmten Beamten der Charite zu den vorkommenden Entbindungen gerufen. 

§. 4. Die Cursisten haben die Einrichtung zu treffen, dass diese Abrufung, sei es 
bei Tage oder in der Nacht, ohne Aufenthalt zu ihrer Kenntnis* kommen kann, und 
müssen derselben sofort Folge leisten. 

Versäumen sie dies, gleichviel aus welcher Ursache, so verlieren sio ihre bisherige 
Nummer der Reihenfolge und werden in derselben zurückgestellt 

§. 5. Bei jeder einem Cursisten übertragenen Entbindung muss der Assistenzarzt 
der Gebäranstalt zugegen sein, um die Ausführung der erforderlichen Hülfeleistungen 
Seitens des Examinanden zu eontroliren. 

tj. 6. Das Ergebnis« der Untersuchung der Gebärenden und die über den Verlauf 
des Öebüraetos gemachten Beobachtungen, sowie die Relation über die Beschaffenheit 
des Neugebornen etc. haben die Cursisten in einer ausführlichen Gcbnrtsgcsehichte zu- 
sammenzu fassen, welche sie in ihrer Wohnung anfertigen dürfeu. 

Dem Schlüsse derselben ist die Versicherung an Eides Statt hinzu/ ufügen, dass sie 
sich hierbei fremder Hülfe nicht bedient habet». 

Die zu dieser Arbeit nöthigen gebundenen Hefte werden von »lern Cursuswärter 
gegen Bezahlung von 4 Sgr. geliefert werden. 

§. 7. Die Geburtsgeschichte muss, wenn die Entbindung bei Tage beendet war, 
an» nächsten Morgen, dagegen, wenn dieselbe in der Nacht statt fand, erst am zweiten 
Morgen dem Assistenzarzt übergeben werden, welcher sie dem betreffenden Examinator 
zur Censur vorlogt. 

§. 8. Am Tage nach der Entbindung beginnen die Wochenvisiten, welche von den 
Cursisten sieben Tage hindurch jeden Morgen zu der von dem betreffenden Examinator 
zu bestimmenden Stunde, unter dessen Leitung regelmässig fortgesetzt werdeu müssen. 

Ausbleiben von der Visite hat Verlängerung der Prüfungszeit, oder event. die 
Uebergabe einer neuen Entbindung zur F«dge. 

4- 9. Nach der Visite haben die Cursisten die Tagesbemerkungen über den Verlauf 
des Wochenbettes und das Befinden des Kindes in ihr Arbeitsneft. einzutragen und 
dieses dem Assisteuzarzt wieder abzuliefern. 
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§. 10. Vorschläge zur diätetischen und arzneilichen Behandlung der ihnen znge- 
theilten Wöchnerinnen, sowie dos Kindes derselben werden die Cursisten ihren Tages- 
bemerkungen zwar beizufügen Imbon, die Angabe aber der not higen Verordnungen und 
die eigentliche Leitung der Behandlung stehen nur dem dirigirenaon Arzte der Gebär- 
anstalt zu. 

§. 11. Nach Absolvirung der Woehenvisiten treten dio Prüfungen in der ge- 
burtshilflichen Exploration ein. 

§. 12. Hierbei haben die Cursisten in Gegenwart dos betreffenden Examinators 
mehrere Schwangere, welche von der ältesten Hebamme der Anstalt hierzu deaignirt 
sind, geburtshülflich zu untersuchen und über den Befund mündlich zu referiren. 

13. Ohne besondere Bestimmung des Examinators dürfen Schwangere von Cur- 
sisten nicht explorirt werden. 

§. 14. Der Eintritt in die Zimmer der Schwängern ist den Cursisten streng ver- 
boten. und im Uebricen sind auch für das Verhalten im Gebärhaus dio Bestimmungen 
des §. 1!. des Regulativs für den chirurgischen und medicinischen klinischcu Cursus 
massgebend. 

$. 15. Don Schluss des geburtshülflichen Cursus bilden dio Prüfungen am 
Phantom, welche in dem klinischen Institut für Geburtshülfe der Universität (Doro- 
theenstrasse Nr. 5.1 im Beisein beider Examinatoren abgehalten werden 

§. 16. Hierauf wird die Censur über den klinischen und den technischen Abschnitt 
des geburtshülflichen Cursus von den Examinatoren gemeinschaftlich beratlien und in 
das Arbeitsbuch der Cursisten eingetragen. 

§. 17. Die mit der Censur versehenen Bücher nebst den betreffenden Anmelde- 
bogeti der Cursisten werden demnächst in versiegeltem Convolut durch die Examina- 
toren dem Dircctor der medicinischen Ober -Examinations- Commission zur weiteren 
Veranlassung eingereicht. 

Die Erlaubnis* zur Zulassung zu den Prüfungen vor den Examinations- 
Coiniuissionen in den Provinzen ertheilte früher der Minister der etc. Medi- 
cinal- Angelegenheiten. Dies wurde durch die Circular- Verfügung vom 7. Juni 
1870 (v. Mühler) an die Königl. Universitats-Curatorien aufgehoben. 

Unter Aufhebung der Bestimmung in dem Erlass vom 14. October v. J., nach 
welcher ich mir die Zulassung der Cundidaten zur Prüfung vor den Examinations- 
Co min iss innen einstweilen Vorbehalten hatte, will ich den Herren Universitäts-Curatoren, 
resp. den Universitats-Curatorien ausser den in Gemässhcit der, 3. Abschnitt L, II. 
und IV. de.s Prüfungs-Reglements vom 25. September v. J., entgegen zu nehmenden 
Meldungen der Cnndidnten der M«»dtcin, der Zahnkoilkundc und der Pharmaeie vom 
nächsten Prüflings- Semester ab nunmehr auch die Zulassungen zu den Prüfungen vor 
der betreffenden Examiuations- Commission übertragen. 

Hinsichtlich der Zulassung#- Bedingungen nehme ich Bezug auf dio declarirenden 
Verfügungen vom II. November v. J. und vom 13. M i d. J. Dispensationen hiervon 
sind bei mir zu beantragen. Zu der Zulassung#- Verfügung ist ein Stempel von 15 Sgr. 
zu verwenden, die Meldungen unterliegen dem tarifmüssigen Stempel von 5 Sgr.*) 

Meldung und vollständige Zeugnisse sind dem Vorsitzenden der Examinations- 
Coiumission zuznfertigon und von diesem demnächst hei Vorlage der Prüfungs- Ver- 
handlungen , resp. eines Theiles derselben mir cinzaroichon. Candidaten der Mediciu. 
welche erst nach der Zulassung promoviren, haben demnächst ebenfalls Diplom uncl 
12 Exemplare der Dissertation an den Vorsitzenden einzureieheu. Die Zeugnisse erhalten 
die Cundidaten von hier aus zurück. 

In Betreff der Einsendung der Prüflings- Verhandlungen, sowie in Betreff der Zu- 
lassung zu den Wiederholungen einzelner Prüfungs- Abschnitte verbleibt es bei den Be- 
stimmungen der §tj. •'**. und 40. Abschnitt 1., 5, Abschnitt II. um! §§. 14. und 14?. 

Abschnitt 1\. des Reglements vom 25. September v. J. (B.-G.-Bl. S. 635.). 

Zu den Berichten hierüber sind, so weit es nicht schon bereits geschehen, lediglich 
Formulare anzuwenden. 

In Bezug auf die Ausführung des Prüfungs -Reglements vom 25. September 
1869 erging die ergänzende Verfügung vom 14. October 1869 au die Königlichen 
Univertäts-Cnratorcn (v. Mühler). 

*) Nach dem Gesetz vom 26. Marz 1873 (G.-S. S. 131.) nicht mehr stempelpflichtig. 
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Mit der durch die Nr. 34. des diesjährigen Bundes -Gesetzblattes publieirten Be- 
kanntmachung des Kanzlers des Norddeutschen Bundes, betreffend die Prüfung der 
Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker vom 25. September d. J., sind die hin- 
sichtlich der Prüfung der genannten Medicinalpersoncn bisher bestandenen Reglements 
ausser Kraft getreten. Nur insoweit kommen die 1 Steteren vorübergehend noch zur 
Anwendung, als nach ihnon gemäss der Schlussbestitnmung der Bekanntmachung vom 
25. v. M. die Bedingungen für die Zulassung derjenigen Prüfungs -Candidaten zu 
beurthcilcn sind, welche sich vor dem 1. October, resp. 1. April 1871 zur Prüfnng melden. 

Obwohl die bisherigen Prüfungs- Reglements vom 18. September 1867 im GFossen 
und Ganzen die Grundlage der neuen Einrichtung bilden. 6n hat doch die letztere in 
einigen Puncten Veränderungen aufgenommen. Insonderheit ist, abgesehen von dem 
bereits in der Gewerbe- Ordnung für den Norddeutschen Band vorgeschriebenen Weg- 
fall der Doctorproinotion als Bedingung für die Zulassung zur Prüfung, der anatomisch- 
physiologischen Prüfung eine pathologisch -anatomische und der chirurgischen Prüfung 
eine ophthalmiatrische ninzugetreten ; desgleichen in der mündlichen Schlussprüfnng die 
Prüfung in den medicinischen Naturwissenschaften durch eine Prüfung in der Staats- 
arzneiknsde oder Hygiene ersetzt. Diese Abweichungen bedingen zum Thcil eine Ver- 
änderung in der Zusammensetzung der akademischen Prüfungs - Commissionen, doren 
fortan je drei bei jeder Universität cinzurichtcn sind, nämlich eine für Aerzte, eine für 
Zahnärzte und cino für Apotheker. 

Wegen der Zusammensetzung der ärztlichen und der pharm aceutischcn Commission 
bei der dortigen Universität für aas Prüfungsjahr 1869 — yO werden alshald besondere 
Verfügungen ergehen, und bemerke ich hier nur zu I. §. 43. der Bekanntmachung, dass 
den bisherigen Gebührensätzen von 11 Thlr 10 Sgr. für die anatomisch -physiologische 
Prüfung und von 17 Thlr. für die chirurgische Prüfnng je 4 Thlr. für die Examinatoren 
in der pathologisch-anatomischen und der ophthalmiat rischen Prüfung hinzngetreten sind. 

Die Composition der zahnärztlichen Prüfungs-Commission, welche nach FI. §. 2. 4. 
der Bekanntmachung aus drei Mitgliedern der ärztlichen Commission unter Zuziehung 
eines practischen Zahnarztes zu baden ist, kann vorläufig ansgesetzt bleiben Nach 

Zusammensetzung der ärztlichen Commission wollen Ew diesen Gegenstand mit 

dem ernannten Xorsitzenden der letzteren berathen und mir dann geeignete Vorschläge 
sowohl über die Personen, welche in die zahnärztliche Commission zu berufen sind, als 
auch über die Vertheilung der Gebühren, welche nach II. §. 7. a. a. 0. im Ganzen 
20 Thlr. betragen, unterbreiten. 

Im Allgemeinen bemerke ich noch, dass ich über die bei Ew eingehenden 

Meldungen zur Prüfnng vorerst von hier aus zu befinden wünscho und mir die Ent- 
schliessung darüber, ob die Zulassung zur Prüfung künftig von den Universität« -Cura- 
torien ausgeheu soll, bis anf Weiteres Vorbehalte. Ich sehe demnach der Vorlegung der 
eingehenden Meldungen wie bisher entgegen. 

Wo nach der Bekanntmachung, wie unter I. §§. 9„ 20., It. §. 4., IV. §§. 6., 7. 

vorgeschrieben, bestimmte Fragen oder Aufgaben für den Zweck der Prüfungen zu for- 
mnlircn sind, bleibt dies der betreffenden Commission überlassen. 

Ew. .... ersuche ich ergebenst, die Commissionen, sobald sie gebildet sein wer- 
den, auf diejenigen Panctc der Bekanntmachung, welche behufs ihrer Anwendung einer 
näheren Erläuterung bedürftig erscheinen, unter Benutzung der vorstehenden Andeutun- 
gen gefälligst aufmerksam zu machen. 

Zur Erläuterung einzelner Paragraphen des Prüfungs -Reglements ergingen 
nachstehende Verfügungen: 

Verf. an den Vorsitzenden der medicinischen Examinations-Commission, 

Herrn N., betreffend die §§. 13. und 14. des Prüfungs-Reglements, 
vom 16. Februar 1870 (I. V. Lehnert). 

Ew. etc erwiedere ich auf don Bericht vom .... aus Anlass der Vorlegung der 
Prüfungs- Verhandlungen des Dr. N., dass gegen Ihr Verfahren bei Zulassung zur patho- 
logisch-anatomischen Prüfung kein Bedenken obwaltet. 

Der §. H. des Reglement« hat nach späterer Einfügung des §. 14., die patholo- 
gisch-anatomische Prüfung betreffend, nicht mehr die richtige Stelle. Der Zweck dieser 
aus dem alten Reglement herübergenommenen Bestimmung war, dass Cursisten, welche 
in der anatomisch-physiologischen Prüfung, d. h. im Ersten Prüfungs - Abschnitt, 
gefallen warenj nicht zur chirurgischen Prüfung übergehen durften. Da nun die patho- 
logisch-anatomische Prüfung als 3. Theil des Ersten Prüfungs-Abschnitts behan- 
delt wird, so hätte, um jene Bestimmung aufrecht zu halten, §. 13. mit der entsprechen - 
M«*dicin»l-Wea*n. 
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don Fassungsä nderong hinter §. 14. gestellt werden sollen, was vorsäumt ist. Innerhalb 
des Ersten Prüfung« - Abschnitt» hat daher die Bestimmung de» §. 13. keine 
Geltung und es können auch diejenigen Cursisten, die im anatomischen Tneil oder im 
physiologischen Theil gefallen, sofort in den pathologischen Theil übergehen. 

Min.-Verf., betreffend die Prüfung in dor pathologischen Anatomie, 
vom 11. April 1870 (1. V. Lehnert). 

Auf Ew. etc. Bericht vom .... über die pathologisch -anatomische Prüfung der 
DDr. N. will ich, da cs auch mit dom §. 14. des Reglements für die Prüfungen dor 
Aerzte vom 25. September 1809 vereinbar ist, hiermit genehmigen, dass die patholo- 
gisch-anatomische Prüfung oder die Wiederholung derselben so lange ausgesetzt werden 
darf, bis das erforderliche Material dazu vorhanden ist. Jedenfalls aber muss diese 
Prüfung vor der Zulassung zur mündlichen Schlussprüfung absolvirt sein. Es können 
daher fortan Cursisten, deren Zulassung zu der genannten Prüfung wegen Mangels an 
Material in der gewöhnlichen Reihenfolge nicht erfolgen kann, oder die in derselben 
nicht bestanden sind, zu den folgenden Prüfungs- Abschnitten zugelassen werden; es ist 
aber über den ungünstigen Ausfall der Prüfung uuter Einreichung der Verhandlungen 
nach wie vor zu berichten und die Bestimmung wegen Wiederholung und des Termins 
derselben abzu warten. 

In Beziehung auf Ihre weiteren Anführungen bemerke ich noch, dass wie bei jeder 
anderen Prüfung, so auch bei der nathologiscn- anatomischen Prüfung nicht das ganz« 
Gebiet dor Wissenschaft Gegenstand der Besprechung »ein kann und dass stets ein 
gewisser Grad von Glück dazu gehören wird, wenn bei der Prüfung nicht solche Capitel 
in Erörterung gezogen werden, in denen der Candidat weniger bekannt ist und seine 
mangelhaften Kenntnisse nicht zur Sprach« kommen. 

Die Art und Weise, wie der Examinator die pathologisch -anatomische Prüfung 
abhält, gellt weiter, als das Reglement vorschreibt. Als schriftliche Arbeit wird nur 
da» von dem Candidaten zu dictironde Protokoll über die Ergebnisse der Scction 
einer Leiche oder eines Leich enth eil s verlangt. Sollte in Ermangelung einer Leiche 
an Stelle de» Sections- Protokolls die Beschreibung eines pathologisch -anatomischen 
Präparats für zulässig erachtet werden können, so wäre hierbei eben nur die Beschrei- 
bung schriftlich zu geben gewesen, wogegen die schriftliche Erörterung über 
die Pathogenese der betreffenden pathologischen Veränderung über die Anforderungen 
des Reglements hinausgeht. 

Sodann soll ein pathologisch -anatomisches Präparat unter event. Beihülfo des 
Mikroskops demonstrirt werden. Im vorliegenden Fall aber ist die Demonstration 
von je vier Präparaten gefordert worden, über die Anwendung des Mikroskop» aber 
nichts gesagt. I);i»h der Examinator bei Gelegenheit dieser Prüfung von dem Umfang 
der Kenntnisse des Candidaten in der pathologischen Anatomie durch Nebenf ragen 
nach Beinern Ermessen Ueberzeugnug zu erlangen sucht, ist an sich in der Ordnung; 
derselbe wird sich jedoch zu hüten haben, bei der Prüfung in diesem Abschnitt, sei es 
durch die Wahl des Gegenstandes oder durch zu tiefes Eingehen auf denselben, zu weit 
in das Gebiet der Medicin und Chirurgie hinüber zu greifen. Aueh erscheint es nicht 
angome^sen. auf den pathologisch-anatomischen Theil des ersten Prüfungs- Abschnittes 
eine verhält nissmässig zu lange Zeit zu verwenden. 

Min.-Verf., betr. die Reihenfolge dor einzelnen klinischen Abschnitte, 
vom 23. Mai 1870 (I. V. Lehnert). 

Auf Ew. etc. Bericht vom .... will ich hiermit genehmigen, dass bei dringen- 
den Verhältnissen von der im Prüfung» -Reglement vom 25. September v. J. fest- 
gesetzten Reihenfolge der einzelnen klinischen Prüfungs- Abschnitte abgewichen werden 
kann. Hinsichtlich der anatomisch-physiologischen und pathologisch-anatomischen Prü- 
fung und der mündlichen Schlussprüfung muss es jedoch unbedingt bei der bestehenden 
Vorschrift verbleiben. 

Min.-Verf., betr. die practische anatomische Prüfung, vom 11. Jan, 1872 

(v. Mühler). 

Auf den Bericht vom .... erwiedere ich Ew. etc«, dass der Candidat N., da er 
wegen ungenügender Abhandlung der histologischen und der physiologischen Aufgabe 
in der anatomisch- physiologischen Prüfung für den physiologischen Theil derselben die 
Censur „raittelmässig - erhalten hat, diesen Prüfungstheil nach I 1 /* Monaten zu wieder- 
holen hat. 
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Hinsichtlich der practischen anatomischen Prüfung des etc. N. muss ich jedoch 
bemerken, dass die hei derselben aufgegebene „Anfertigung eines Präparats der Harn- 
canälchen“ keineswegs dem Sinn der Bestimmung des Prüfungs-Reglement« vom 25. Sep- 
tember 1860 (ad I. §. 8 b.) entspricht, woselbst als Gegenstand der betreffenden Aufgabe 
vorzugsweise ein „Nervetipräparat“ und überhaupt nur ein Object der gröberen Ana- 
tomie zum Prapariren bezeichnet wird, wahrend die Prüfung der Kenntnis« im Gebrauch 
de« Mikroskops nicht zur anatomisch- physiologischen Prüfuug gehört, sondern nach 
§. J4. a. a. 0. dem pathologisch - anatomischen Theilo der Prüfung zugewiesen bleiben 
muss. Ew. etc. wollen hierauf in Zukunft bei Bestimmung der Aufgaben zur Ermitte- 
lung der practischen anatomischen Fertigkeit der Candidaten achten. 

Verfügung vom 23. Novbr. 1871 an den Vorsitzenden der inedicinischcn 

Examinations - Commission, Herrn N., betreffend die mündliche 
Schlussprüfung (v. Mühle r). 

Ew. etc. erwiedero ich auf den Bericht vom . . . , dass die Auffassung der Pro- 
fessoren N. und N. in dem abschriftlich mitgetheilten Schreiben vom .... allerdings 
den Bestimmungen des durch die Bekanntmachung vom 25. September 1869 vorgeschne- 
honen und zur Zeit allein massgebenden Prüfungs-Reglements entspricht. 

Nachdem in der mündlichen Schlussprüfung an Stelle der früher so genannten 
mediciiiischeti Naturwissenschaften die Staatsarzncikunde oder Hygiene als Prüfungs- 
gegenstand getreten und dafür die Heranziehung eines besonderen Examinators vorge- 
schrieben ist, hat selbstredend die Prüfung in der Anatomie und Physiologie bei der 
Schlusaprüfung in Wegfall kommen müssen, zumal nach §. 13. des Prüfungs-Reglements 
die Zulassung der Candidaten zu den weiteren Prüfungs- Abschnitten von ihrem Bestehen 
in der anatomisch-physiologischen Prüfung überhaupt abhängig gemacht wird. Hiernach 
ist auch die Theilnahmo eines der Examinatoren für die Fächer des ersten Prüfungs- 
Abschnittes an der mündlichen Schlussprüfung nicht mehr erforderlich. Nach §. 33. 1. c. 
haben vielmehr nur vier Commissarien und zwar je einer für die Chirurgie, die Medicin 
und die Geburtshülfe, sowie für die Staatsarzneikunde oder Hygiene unter dem Vor- 
sitzenden als Examinatoren zu fungiren. 

Wenn ein hiervon abweichendes Verfahren bei der dortigen Examinations- Commis- 
sion bisher meinerseits angerügt geblieben ist, so spricht dies nicht für die Richtigkeit 
desselben und es hat nur dieser Anregung bedurft, um für die Folge die Einhaltung 
des dem Reglement entsprechenden und bei sämmtlicheu übrigen Examinations-Commis- 
sionen beobachteten Prüfungsmodus dringend zu empfehlen. 

In Beziehung auf die Zulassung der Ausländer zu den medicinischen 
Staatsprüfungen erging die 

Verf. vom 6. December 1872 (I. V. Dr. Achenbach). 

Anf den Bericht vom .... erwiedere ich ergebenst, dass einem Ausländer die 
nach §. 29. der Gewerbe -Ordnung vom 21 . Juli 1869 erforderliche Approbation nicht 
vorenthalton werden kann, falls er den Nachweis der Befähigung nach Massgabe des 
Prüfungs- Reglements vom 25. September 869 zu führen im Stande ist. Hierbei kann 
es auch nicht zweifelhaft sein, dass „unter Gymnnsialzeugniss der Reife“ das Zougniss 
eines deutschen Gymnasiums und unter „Universität“ eine deutsche Universität zu ver- 
stehen sind. 

Es unterliegt daher keinem Bedenken, Ausländern die Zulassung zur Prüfung zu 
gestatten, da die Gewerbe-Ordnung, resp, das Prüfungs -Reglement, was die Aorzte be- 
trifft, einen Unterschied zwischen Hundesangehörigen and Ausländern nicht inacht. 

Auf den Antrag Bayerns resp. zufolge Anregung des Königl. preussi- 
schen Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Mediciual- Angelegenheiten hat 
der Bnndesrath in der Sitzung vom 24. Mai 1872 nach Anhörung des Aus- 
schusses für Handel und Gewerbe beschlossen, die Bekanntmachung vom 25. Sep- 
tember 1869 zu ergänzen resp. abzuändern. 

Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend die Prüfung der Aorzte, 
Zahnärzte, Thicrfirzte und Apotheker, vom 28, Juni 1872 (1. V. Delbrück). 

R.-G -Bl. S. 243. 

Auf Gruud der Bestimmung im §. 29. der Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1869 
(B.-G.-Bl. S. 245.) hat der Bundesrath beschlossen, die Bekanntmachung vom 25. Sep- 
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tembcr 1869. betreffend die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte. Thierärzte und Apotheker 
(B.-G.-Bl. S. 635.), wie folgt zu ergänzen, beziehungsweise ab/.uandern: 

1) Zur Ertheilung der Approbationen für Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte, Apothe- 
ker ist auch das zuständige Ministerium des Königreich* Bayern befugt. 

2) Der im §. 3. Ziffer 1. unter II. „Vorschriften über die Prüfung der Zahnärzte“ 
vorgeschrieben on Schulbildung ist die Reife für die Gvmnasialclasso eines 
bayerischen Gymnasiums oder für den dritten Cars eine* bayerischen Real- 
gymnasiums, und der im §. 3. unter III. „Vorschriften über die Prüfung der 
Thierärzte“ vorgeschriebenen Schulbildung die Reife für die erste Gynmasial- 
classo eines bayerischen Gymnasiums oder dem ersten Cur« eines bayerischen 
Realgymnasiums gleich zu achten. 

3) In don vier der Bekanntmachung vom 25. September 1869 nnter A., B., C. 
und D. beigefügten Formularen zo Approbationsscheinen ist zu setzen statt: 
„für das Gebiet des Norddeutschen Bundes“: 

für das Gebiet des Deutschen Reiches, 
und statt §. 29. der Gewerbe-Ordnung „für den Norddeutschen Bund“: 

§. 29. der Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1869. 

Ueber die Bedingungen, unter denen die Entbindung von den im §. 29. der 
Gewerbe-Ordnung vorgeschriebenen ärztlichen Prüfungen stattfinden kann, han- 
delt die Bekanntmachung des Kanzlers des Norddeutschen Bundes vom 9. De- 
cember 1869 (I. V. Delbrück). 

Auf Grund der Bestimmung im §. 29. der Gewerbe- Ordnung für den Norddeut- 
schen Band vom 21. Juni d."J. (Bundesgesetzblatt S. 245) hat der Bundesrath die nach- 
stehenden Beschlüsse gefasst : 

1) Die Entbindung von don im §. 28. der Gewerbe- Ordnung für den Norddeut- 
schen Bund vorgeschriebenen ärztlichen Prüfungen auf Grund wissenschaftlich 
erprobter Leistunge.n ist nur dann zulässig, wenn der Nachsuchende nachweist, 
dass ihm von Seiten eines Staates oder einer Gemeinde amtliche Functionen 
übertragen werden sollen. 

2) Uober Gesuche um Entbindung von der vorgeschriebenen Prüfung entscheiden 
dio in der Bekanntmachung vom 25. September d. J., betreffenu die Prüfung 
der Aorzte etc. (Bundesgesetzblatt S. 635), unter Nr. 1. und 2. genannten 
Centralbehörden. 

3) Diese Entscheidung erfolgt ohne vorgängiges Gutachten der in der Bekannt- 
machung vom 25. September d. J. ungeordneten Prüfungs- Behörde, wenn es 
sich um Dispensation eines ab Lehrer an eine Norddeutsche Universität zu be- 
rufenden Gelehrten handelt. In allen anderen Fällen wird zuvor ein Gut- 
achten der gedachten Prüfungs-Behörden eingeholt. Den Letzteren bleibt cs 
überlassen, ihre Information für das Gutachten durch ein mit dom Nach- 
suchenden abzuhalteode* Colloquium zu ergänzen. 

4) Die Central - Behörde stellt über die Ertneiluug der Dispensation eiue Be- 
scheinigung aus uud zeigt den Namen de* Dispensirtcn dem Bundesrathe des 

ciA Norddeutschen Bundes zum Zweck der Veröffentlichung an. 

Seit der Emanation der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 ist die Pro- 
motion nicht mehr obligatorisch, um zur Staatsprüfung zugelassen zu werden. 
Es ergingen hierüber folgende Verfügungen: 

Circ.-Vorf. an sämni tl icho Kön igl. Universitäts-Cu ratorion (excl. Berlin) 
vom 11. November 1869, die Zulassung der Candidaton der Medicin zu 

don Prüfungen vor der Examinations-Commission betreffend. 

(1. V. Lchnert). 

Nachdem in Folge der Gewerbe -Ordnung für den Norddeutschen Bund vom 
21. Juni d. Js. die Promotion für die Aerzte nicht mehr obligatorisch ist, hat auch die 
Beibringung des Diploms und der Dissertation bei der Meldung zur Prüfung in der 
Bekanntmachung vom 25. September d. J. nicht mehr allgemein gefordert werden kön- 
non. Dies schliesst jedoch nicht aus, dass die Candidaten für den Fall der erlangten 
Promotion sich über diesoll>e bei der Meldung auszuweiseo haben. 

Ich bestimme daher hiermit, dass 
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Candidaten, welcho proraovirt sind, bei der Meldung zur Prüfung als Arzt 
neben den anderen vorgeschriebenen Zeugnissen einen Abdruck ihres Di- 
ploms und 12 Exemplare ihrer Dissertation beizubringen, und dass 

Candidaten, welche nicht proinovirt sind, ausser den vorgeschriebe nen 
Zeugnissen einen Lebenslauf einzureichen haben, welcher enthalten muss : 
Vor- und Zuname, Ort und Datum der Geburt, Namen und Stand der 
Eltern, Religion, Schulbildung unter Angabe der besuchten Anstalten und 
des Maturitäts-Zeugnisses, Studieugang nach Ort und Zeit, Ablegung des 
Tentamen physicum und Angabe der gehörten Vorlesungen und besuchten 
Kliniken. 

Ew. etc. ersuche ich, vorstehende Bestimmungen durch Anschlag an das schwarze 
Brett zur Kenntnissnahme der Studironden bringen zu lassen nnd der dortigen medici- 
nischon Facultät davon mit dem Bemerken Mittheilung zu machen, dass den Anforderun- 
gen hinsichtlich der Vollständigkeit der Vita auch von den zur Staatsprüfung zuzu- 
lassenden Docturon der Mcdicin genügt werden muss. 

Verfügung vom 25. Mai 1871 an das K önigl. JJniversitäts Cu ratori um zu N., 
abscnriftlich an die übrigen Curatoricn, betreffend die nach- 
trägliche Einreichung der Dissertationen Seitens 
der Candidaten der Mcdicin (1. V. Lchncrt). 

Auf die Anfrago vom 2. d. Mts. erwiedere ich dem Königlichen Universitäts-Cu- 
ratorium, dass über den Zeitpunet zur nachträglichen Einroichnng der Dissertationen in 
solchen Fällen, in donon Candidaten der Modicin ohne solche promovirt sind, eine all- 
gemeine Bestimmung nicht getroffen, auch davon eben so wenig die Zulassung zur 
Staatsprüfung abhängig gemacht worden kann, nachdem die Promotion überhaupt nicht 
mehr behufs der Zulassung zur medicinisehen Staatsprüfung gefordert werden darf. 
Nur daranf kann und muss bestanden werden, dass, wenn in der Approbation der Ap- 
probirtc als Doetor der Medicin bezeichnet werden soll, was in allen Fällen voraus- 
zusetzen ist, in denen er sich Doetor nennt, derselbe sich ül>er die vorschriftsmässige 
Erwerbung dieses Titels urkundlich ausvreise. Ausserdem hat jeder Examinand, welcher 
eine Dissertation nicht vorlogt, vor der Zulassung zur Prüfung ein vollständiges Curri- 
culum vüae einzureichen. 


Min.-Verf. vom 9. Mai 1873 an den Uni vor sitäts-C u rator zu N., betreffend 
die Vorschriften übor die Promotion (Falk). 

In der von Ew. etc. unter dem 7. Januar d. J. gefälligst eingereichten Eingabe der 
dortigen medicinisehen Facultät vom 30. Dccember v. J. führt dieselbe ganz richtig 
aus, dass die Bedeutung der Promotion durch die Gewerbe- Ordnung des Reichs eine 
ganz andere geworden ist, als bisher, nnd dass die Promotion mit der Staatsprüfung 
gar nicht mehr in Verbindung steht. Dass in Folge dessen die Vorschriften üner die 
Promotion, die jetzt lediglich die Verleihung einer acadcmischen Würde ist, gewisser 
Modificationen fähig, resp. bedürftig sind, muss anerkannt werden ; der Gegenstand wird 
daher in weitere Erwägung gezogen werden. Den Antrag der Facultät aber, ihr das 
Recht zuzuerkennen, die Ziilassung zur Promotionsprüfung für Inländer von der vor- 
gängigen Approbation als Arzt abhängig zu machen, kann ich zur Genehmigung 
geeignet ment halten. 

Beide Prüfungen haben ganz verschiedene Zwecke und der jetzt aufgehobene Zu- 
sammenhang beider darf nicht in anderer Gestalt wieder hergestellt werden. Die Fa- 
cultät hat sich, wenn der Candidat nach den bestehenden Vorschriften zur Promotions- 
prüfung überhaupt zugelassen werden darf, durch die Prüfung selbst von dessen 
wissenschaftlicher Dignität zu überzeugen und es ist dabei gleichgültig, ob derselbe die 
Staatsprüfung bestanden hat oder nicht, ob er sich ihr unterziehen will oder nicht; die 
Ziele sind eben bei beiden Prüfungen ganz verschiedene. 

ln einem Puncte will ich übrigens die Facultät schon jetzt ermächtigen, von den 
bisherigen Vorschriften abzugehon, nämlich in den Bestimmungon über den Zeitraum, 
der zwischen dem Bestehen des Tentamen physicum nnd der Promotionsprüfnng liegen 
soll. Insoweit ein bestimmter Zeitraum zwischen dem tentamen physicum und der 
Staatsprüfung erforderlich erscheint, wird die Einhaltung desselben von der Staats- 
prüf ungsbehörde zu coutroliren sein. 

Ew. etc. ersuche ich ergebenst, der modicinischen Facultät hiernach das Erforder- 
liche gefälligst zu eröffnen. 

Die Vereidigung der Aerzte und Zahnärzte findet nicht mehr 
statt 
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Circ.-Verf. v. 23. Decoraber 1869 (y. Mühlor). 

Die Königl. Regierung, benachrichtige ich hierdurch, dass ich nach stattgehabtem 
Benehmen mit dem Herrn Kanzler des Norddeutschen Bundes beschlossen habe, von 
einer Vereidigung der nach §. 29. der Gewerbe- Ordnung für den Norddeutschen 
Bund zu approoirenden Aerzte und Zahnärzte abzusehen. 

Hinsichtlich der Vereidigung der Apotheker und der Hebammen bewendet cs bei 
den bestehenden Bestimmungen. 

b) Die Prüfung behufs Erlangung der Befugnis» zum Selbstdispen- 
siren homöopathischer Arzneimittel. 

Diese Prüfung findet nur in Berlin vor der dazu bestellten Prüfungs-Com- 
mission Statt. 

Reglement über die Befu gniss der approbirten Modicinal-Personcn zum 
Selbstdispensiren der nach homöopathischen Grundsätzen bereitoten 

Arzneimittel vom 20. Juni 1843 (Möhler. Eichhorn, v. Arnim). 

(G.-S. S. 305.) 

Da in Bezug auf das Heilverfahren nach homöopathischen Grundsätzen eine Modi- 
fication der Vorschrift, nach welcher Aerzte etc. die von ihnen verordneten Arzneien in 
der Regel nicht selbst dispensiren dürfen, angemessen befunden worden ist, so werden 
über die Befugniss der Medicinal - Personen zum Selbstdispensiren der nach homöopa- 
thischer Weise bereiteten Arzneien für den ganzen Umfang der Monarchie nachstehende 
Vorschriften gegeben : 

§. 1. Einer jeden Mediciual-Person soll, so weit sie nach Inhalt ihrer Approbation 
zur Civilpraxis berechtigt ist, künftig nach Massgabe der nachfolgenden näheren Be- 
stimmungen gestattet sein, nach homöopathischen Grundsätzen bereitete Arzneimittel 
selbst zu disuensiren. 

8. 2. Wer von dieser Befugniss (§. 1.) Gebrauch inuchen will, muss hiorzu die 
Erlaubnis» des Miuisters der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten 
einholen. 

§. 3. Da die durch das Prüfung»- Reglement vom 1. Deccmbor 1825 augeordneteu 
Staatsprüfungen dor Aerzte und Wundärzte auf Erforschung der pharinacologischen 
Kenntnisse und der pharmacentisch- technischen Ausbildung der Candidatcn nicht mit 
gerichtet sind, bei dem Heilverfahren nach homöopathischen Grundsätzen auch mehrere 
in die Landes - PharmaoopÖe nicht angenommene Arzneistoffe angewendet werden, so 
kann die Erlaubniss zum Selbstdispcnsireu der erwähnten Mittel nur denjenigen Medi- 
cinal- Personen ortheilt werden, welche in einer besonderen Prüfung nachgewiesen haben, 
dass sie die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten besitzen , um die verschiedenen 
Arzneimittel von einander unterscheiden, die verschiedenen Qualitäten derselben geuü- 
gend bestimmen und Arzneimittel gehörig bereiten zu können. 

Diese Prüfung soll vor einer Commission erfolgen, welche der Minister der geist- 
lichen, Unterrichts- und Medicinal-A ngelogenheiten ans dazu qualificirten, und insbeson- 
dere mit der Botanik, Chemie und Pharmacologie, so wie mit den Grundsätzen des ho- 
möopathischen Heilverfahrens practisch vertrauten Männern bestellen wird. Diese Com- 
mission hat ihren Sitz in Berlin. Dem genannten Minister bleibt es indess Vorbehalten, 
bei eintretender besonderer Veranlassung dio erwähnte Prüfung auch anderswo, durch 
dazu besonders bestellte Comrnissarieu abhalten zu lassen. 

§. 4. Dio Einrichtungen, welche zur Bereitung und Dispensation der Arzneien von 
den dazu für befugt erklärten Medicinal- Personen getroffen worden sind, unterliegen in 
gleicher Art, wie es bei den Hausapotheken stattfindet, welche ausnahmsweise einzelnen 
Anraten gestattet sind, zeitweisen Visitationen durch die Medicinalpolizei-Behörde. 

Bei diesen Visitationen müssen die betreffenden Medicinal- Personen sich darüber 
ausweisen : 

a) dass sie znr Bereitung und Dispensation der Arzneien ein nach den Grund- 
sätzen des homöopathischen Heilverfahrens zweckmässig eingerichtetes beson- 
deres Local besitzon; 

b) dass die vorhandenen Arzneistoffe und Droguen von untadelhafter Beschaffen- 
heit sind; 

c) dass die wichtigsten Arzneistoffc, deren namentliche Bezeichnung erfolgen wird, 
in der ersten Verdünnung angetroffon werden, damit die erforderliche che- 
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mische Prüfung derselben in Bezug auf ihre Reinheit angestellt werden könne; 
und 

d) dass ein Tagebuch geführt wird, in welches die ausgegebonen Arzneien nach 
ihrer Beschaffenheit und Dosis, unter genauer Bezeichnung des betreffenden 
Patienten und des Datums der Verabreichung eingetragen werden. 

§. 5. Es ist allen Medicinal-Personen untersagt, zubereitetc homöopathische Arz- 
neien zum Behufe des Selbstdispensirens . sei es in grösseren oder geringeren Quanti- 
täten, direct oder indircct aus ausländischen Apotheken oder Fabriken zu entnehmen. 

§. 6. Wer homöopathische Arzneien seil «et dispensirt, ist nur befugt, dieselben an 
diejenigen Kranken zu verabreichen, welche er selbst behandelt. 

§. 7. Denjenigen Medicinalpersonen, welche die Genehmigung zum Selbstdisnen- 
siron homöopathischer Arzneimittel erhalten haben, bleibt es untersagt, unter dem Vor- 
wando homöopathischer Behandlung nach den Grundsätzen der sogenannten allopathi- 
schen Methode bereitete Arzneimittel selbst zu dispensiren. 

§. 8. Wer ohne die im §. 2. vorgeschricbene Genehmigung sogenannte homöopa- 
thische Arzneimittel selbst dispensirt, soll von der Befugniss hierzu für immer ausge- 
schlossen bleiben und ausserdem nach den allgemeinen Vorschriften über den unbefug- 
ten Verkauf von Arzneien bestraft werden- 

§. 9. Eben diese Strafe f§. 8.) und zugleich der Verlust der Befugniss zum Selbst- 
disponsiren soll denjenigen treffon, welcher sich einer Ueberschreitung der Vorschriften 
der §§. 6. und 7. schuldig macht. 

§. 10. Uebortretungou der 4. und 5. sind mit einer Geldbusse bis zu 50 Tha- 
leru zu ahnden und können, bei Wiederholung des Vergehens, nach vorangegangcr zwei- 
maliger Bestrafung, mit der Entziehung der Bofugniss zum Selbstdispensireu bestraft 
werden. 

§. 11. Die Untersuchung und Bestrafung der Vergehen gegen die Bestimmungen 
dieses Roglements erfolgt nach den allgemeinen Vorschriften über das Strafverfahren 
gegen Medicinal-Personen wegen Verletzung ihrer Berufspflichten. 

$. 12. Auf die sogenannten isopathischen Arzneimittel findet gegenwärtiges Regle- 
ment keine Anwendung. 

Allerh. Ordre vom 4. Juni 1844 an den Minister der geistlichen etc. Ange- 
legenheiten. 

Auf Ihren Bericht vom .... will Ich nach Ihrem Anträge genehmigen, dass die 
durch das Reglement vom 20. Juni v. J. §.3. vorgeschricbene Prüfung zwar unter Fcst- 
haltung ihres pharmacologischen Characters, jedoch unter Gestattung eines möglichst 
weiten Spielraums für das homöopathische Mitglied, auch zur Erforschung ddr Kennt- 
nisse des Candidatcn in den Grundsätzen der Homöopathie benutzt und letzterem, wenn 
er hierin nicht gehörig unterrichtet befunden wird , die Erlaubniss zum Sclbstdispen- 
siron homöopathischer Arzneien auch dann versagt werde, wenn die Prüfung im Uebngeu 
befriedigend ausfällt. Ich überlusse Ihnen, hiernach das Weitere zu verfügen. 


Circ.-Vorf. vom 23. Septembor 1844 (Eichhorn). 

Durch das mittelst Allerhöchster Ordre Sr. Majestät des Königs vom 11. Juli 1843 
genehmigte Reglement vom 20. Juni desselben Jahres bin ich ermächtigt, approbirten 
Medicinal-Personen die Erlaubniss zum Selbstilispensiren nach homöopathischen Grund- 
sätzen bereiteter Arzneien zu ertheilen, jedoch ist diese Erlaubniss im §. 3. des Regle- 
ments an die Bedingung eines Examens geknüpft. Um letzteres den Candidatcn nach 
Möglichkeit zu erleichtern, habe ich ausser der in Berlin nieder-gesetzten besonderen 
Prüfungs-Commission mit Berücksichtigung derjenigen Provinzen, in deueu das homöo- 
pathische Heilverfahren bis jetzt Eingang gefunden hat, dolegirtc Commissionen, und 
zwar vorläufig in Breslau und Magdeburg, angeordnet, und alle drei Commissionen über 
die Art der Prüfung, welche eine auf das homöopathische Heilverfahren ango wandte 
pharmacologische sein wird, mit näherer Instruction vorsehen. 

Durch eine spätere Allerhöchste Bestimmung bin ich noch in Rücksicht auf die 
Beschwerde, welche die nachträgliche Ablegung eines Examens bereits längere Zeit 
practisirenden Aerzteu bei unzweifelhafter materieller Qualification veranlasst, ermäch- 
tigt, bewährten Homöopathen unter gewissen Bedingungen das Selbstdispensireu auch 
ohne besondere Prüfung zu gestatten. Es wird jedoch diese Ausnahme von der durch 
das Reglement feststehenden Regel nur bei solchen approbirten Aerzten 6tattfiuden, 
welche sich entweder als Schriftsteller über Homöopathie ausgezeichnet, oder diese 
Heilmethode erweislich seit mindestens fünf Jahren vom 8. März d. J. als dom Tage der 
allegirtcn Allerhöchsten Bestimmung rückwärts gerechnet, ausgeübt haben. 
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Alle übrigen. das homöopathische Heilverfahren anwondonden Aerzte haben sich 
entweder der Prüfung zu unterwerfen oder des Selbstdispensircns zu enthalten, und ist 
mit Strenge die Beachtung dieser Alternative zu überwachen. 

Die Königliche Regierung beauftrage ich hierdurch den Inhalt dieser Verfügung 
den Aerzten ihres Departements durch die Amtsblätter bekannt zu machen und diejeni- 
gen, welche zur Kategorie der eventuell zum Examen verpflichteten Aerzte gehören, 
aufzufordern, nunmehr ihre Meldungen bei mir ungesäumt etnzureichen, damit mit Be- 
rücksichtigung ihres desfallsigen Wunsches Ort und Zeit der Prüfung bestimmt werden 
kann, alle übrigen aber, welche aus einem der beiden oder aus beiden angegebenen 
Gründen vom Examen dispeusirt zu sein wünschen, anzuweisen, dass sie unter Beibrin- 
gung eines Zeugnisses des Kreisphysikus über die Dauer ihrer Praxis nach homöopa- 
thischen Grundsätzen oder unter Vorlegung ihrer Schriften über diese Heilmethode meine 
Genehmigung nachsuchen. In beiden Fällen sind die Gesuche durch dio Königliche Re- 
gierung an mich zu richten. 

Diejenigen Candidatcn, welche künftig gleich nach beendigtem Cursus auch diese 
in Rede stehende Befugniss sich erwerben wollen, haben ihre diesfälligeu Anträge wie 
bei der Meldung zu den Staatsprüfungen zu machen. 

Instruction für die Prüfung approbirter Aerzte, welche die Erlaubnis» 
zum Solbstdispcnsircn homöopathischer Arzneien erhalten wollen, 
vom 23. September 1844 (Eichhorn). 

§. 1. Die Prüfung approbirter Modicinalpersonen, welche zum Selbstdispensiren 
homöopathischer Arzneimittel die Befuguiss erhalten wollen, hat zum Zweck, zu ermit- 
teln, ob dio Candidatcn nobon dem, dass sie mit den Grundsätzen des homöopathischen 
Heilverfahrens betraut sind, auch die gehörige Kenntnis» der vorzüglichsten, bei dem 
homöopathischen Heilverfahren in Anwondung kommenden Arzneimittel nnd von der 
Wirkung derselben nach den Grundsätzen der Homöopathie bositzen, imgleichcn auch 
mit dieser Kenntnis» dio nöthige Fertigkeit im Bereiten jener Arzneimittel verbinden. 

§. 2. Die Prüfung» - Commission wird unter Leitung des Directors der medicini- 
schcn (Central- oder dclogirton) Ober-Examinations-Commission aus Männern bestehen, 
welcho theils mit der Pharmacologie nnd ihren Hülfswissenschaften, der Botanik und 
Chemie, theils mit den Grundsätzen des homöopathischen Heilverfahrens praktisch ver- 
traut sind. 

§. 3. Der Antrag zur Prüfung zugclasson zu werden, ist bei mir einzureichen 
und kann nur von mir die Erlaubnis erthoilt werden. — Den Termin zur Prüfung be- 
stimmt jedesmal der Director der Examinations- Commission. 

§. 4. Die Zahl der Examinatoren ist auf drei festgesetzt, Dio Zahl der Exami- 
nanden soll drei nicht überschreiten. 

§. 5. Sämmtüche Examinatoren, mit Einschluss desjenigen [.welcher die Prüfung 
leitet, sollen während der ganzen Prüfung gegenwärtig sein. — Die Dauer der Prüfung 
und Prüfungs-Abschnitte ist von dem Resultate abhängig, wclchos joder einzelne Exami- 
nator über die Kenntnisse und Fortigkoiton jedes einzelnen Examinanden gewonnen hat 

§. 6. Das Prüfungsgcschäft wird in der Art vertheilt, dass der eine Examinator 
dio Prüfung über den zodogischen und botanischen Thoil der Pharmacologie, der zweite 
die Prüfung über chemische Präparate, der dritte die Prüfung über die Anwendung und 
das Dispensiren der Arzneien nach homöopathischen Grundsätzen übernimmt, wobei es 
sich von selbst versteht, dass dio Kenntnis» des Examinanden in Beziehung auf das ho- 
möopathische Heilverfahren selbst von dem Examinator in angemessener Weise erforscht 
wird. 

§. 7. Die Examinanden sind daher 

1) unter Vorlegung einer hinreichenden Anzahl frischer und getrockneter Pflanzen 
und Roharzneien, gebräuchlicher sowohl als solcher, die mit ihnen leicht ver- 
wechselt werden können, über die Unterscheidungsmerkmale derselben; 

2) in gleicher Art über die Bostandtheilo, Aechthoit, Verfälschungen und Verun- 
reinigungen vorgelegter chemischer Präparate; ondlich 

3) darüber zu prüfen, ob sie neben den Prinzipien des homöopathischen Heil- 
verfahrens im Allgemeinen 

a) mit dem Verfahren des Dispensirens, 
b; mit der Wirkungsweise 

dieser Arzneien nach homöopathischen Grundsätzen vertraut sind. 

§. 8. Dio Arznoistoffe, welche in diesen verschiedenen Beziehungen vorzugsweise 
Berücksichtigung finden sollen, sind in der Anlage a. angegeben. 

§. 9. Nach beendigter Prüfung giebt jeder Examinator sein Votum schriftlich ab. 
Nur wenn wenigstens zwei derselben sich üDer den Geprüften günstig geäussert haben, 
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ist er für beutenden, dagegen aber dann, wenn nur ein Votum günstig ist, für nicht 
bestanden zu erklären. Sollto iudess der Candidat bei zwei günstigen Oensuren auch 
nur in einem der drei Fäehor, aus welchen er geprüft worden, namentlich in den Grund- 
sätzen des homöopathischen Verfahrens, sich ganz unwissend gezeigt haben, so ist er 
ebenfalls als nicht bestanden anzusehen. — Es giebt keine Verschiedenheit der Ccnsurcu 
und ist nnr zwischen , bestanden“ und „nicht bestanden“ zu unterscheiden. 

§. 10. Uebcr jede Prüfung ist ein Protokoll aufzunehmen und unter Einsendung 
desselben über den Ausfall der Prüfung an mich zu berichten. Bei den nicht bestan- 
denen Candidaten ist die Zeit vorzuschlagen, innerhalb welcher eine Wiederholung der 
Prüfung zu gestatten sein dürfte. 

§. 11. Die Prüfungsgebühren werden für jeden Candidaten auf zwölf Thaler fest- 
gesetzt und zwischen den Examinatoren dergestalt vertheilt, dass dem mit der Leitung 
der Prüfung Beauftragten */* jedem der übrigen */» zukomme. 


Anlage a. 

Verzeichnis# derjenigen Arznoistoffe, welche bei der Prüfung behufs Erlangung der 
Erlaubniss zum Selbstdispnnsiren nach homöopathischen Grundsätzen bereiteter Arzneien 
den Examinauden zur Unterscheidung vorzulegen sind. 

I. Arznoistoffe aus dem Thierreich. 

1) Ambra. 4) Moschus. 


2) Cantharides. 

3) Lachesis. 

U. Pflanzli 

1) Arnicae montanae radix. 

2) Agaricus muscarius 

3) Anacardium orientale. 

4) Augusturae cortex. 

5) Asa foetido. 

6) Belladonn&o herba. 

7) Bovista. 

81 Bryoniae albae radix. 

9) Caspieum annum. 

10) Chamoraillae vulgaris flores. 

11) Chelidonium majus. 

12) Chinae rubrao cortex. 

13) Cinoe semen. 

141 Cocculi semen. 

15) Colchicum anctumnale. 

16) Colocynthis. 

17) Digitalis purpurea. 

18) Drosera rotundifolia. 

19) Dulcamara. 

m. Minerali 

1) Antimonium cradum. 

2) Antimonium tartaricum. 

3) Argentum tiitricum crystallisatum. 

41 Argentum nitricum fusum. 

5) Borax. 

6) Calcaria. 

7) Cinnabaris. 

8) Cnprum metallicum. 

9) Cuprum aceticum. 

101 Ferrum metallicum. 

11) Ferrum aceticum. 


6) Phosphor. 

he Arznoistoffe. 

201 Euphrasiu officinalis. 

21) Hyoscyamus niger. 

22) Ignatiae amarae faba. 

23) Ipecacuanbae radix. 

24) Lvcopodii clavati semen. 

25) Mezeroum. 

261 Nux moschato. 

27) Nux vomica. 

28) Oleander, 

29) Opium. 

30) Petroleum. 

31) Rheum. 

32) Ruta graveolens. 

331 Sarsaparilla. 

34) Secale cornutum. 

35) Squilla maritima. 

36) Strammonium. 

37) Thuja occidentalis. 

che Arzncistoflfe. 

12) Hepar sulphnris c&lcareum. 

13) Kali carbonicum. 

141 Mercurius vivus. 

15) Mercurius solubilis Hahnemanni. 
1' ) Mercurius sublimatus corrosivus. 

17) Nitri acidum. 

18) Silicium. 

19) Stannum. 

20) Sulphur. 

21) Ziucum. 


Min.-Verf. vom 30. Mai 1856 (v. Raumer). 

Ew. etc. ersuche ich hierdurch, die Leitung der Commission zur Prüfung dcijeni- 
gen practischen Aerzte, welche die Befugnis# zum Selbstdispensiren der nach homöo- 

S athischen Grundsätzen bereiteten Arzneimittel erlangen wollen, zu übernehmen. In 
er Anlage fertige ich Ihnen Abschrift der Instruction vom 23. September 1844 zur 
Kenntnisnahme mit dem Bemerken zu, dass, wie hiermit geschieht, der §. 11. dahin 
modiücirt wird, dass von jetzt ab 17 Thaler an Prüfungsgebühren zu entrichten sind. 
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Nach bestandener Prüfung wird ein Qualifications-Zeugniss ausgestellt 0 

Qunlifi cations - Zeugnis» 
für den practischen Arzt 

zuui Sclbstdispeusiren der nach homöopathischen Grundsätzen zubereiteten Arzneien. 

Dem praetfcohen Arzt zu 

wird hierdurch bezeugt, dass derselbe in der durch das Reglement vom 20. Juni 1843 
vorgeschriobenen Prüfung behufs Erlangung der Befugnis» zum Selbstdi6pensiren der 
nach homöopathischen Grundsätzen zubereiteten Arzneien bestanden ist. 

Der etc. hat dieses Zeugnis» der betreffenden König- 

lichen Regierung vorzulegen. 

Berlin, den 

CL. S.) 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten. 

Circ.-Vorf. vom 21. Januar 1670, die Zusendung der Approbationen 
betreffend (I. V. Lchnert). 

In Ausführung des Regulativs über die geschäftliche Behandlung der Postsendun- 
gen vom 15. v. M. und J. habe ich angeordnet, dass sämmtliche Qualifications-Zeugnisse 
dor Medicinal - Personen fortan ebenso wie die Approbationen den Betreffenden direct 
zugefertigt werden. 

Dio Gesuche um Zulassung zu den bezüglichen Prüfungen sind nach wie vor an 
die Königliche Regierung etc. zu richten. Die Zulassungen werden aber künftig ohne 
weitere Vermittelung direct erfolgen. 

Am Jahresschluss wird der Königlichen Regierung etc. ein Verzeichnis» der bestan- 
denen Cnndidaten, so weit sie in ihrem Verwaltungsbezirk domiciliren, znr Kenntnis»- 
nähme mitgetheilt werden. 

Zu dem Reglement vom 20. Juni 1843 (S. 332.) sind ergangen: 


• Circ.-Vorf. vom 28. Februar 1846 (Eichhorn). 

In dem Allerhöchst bestätigten Reglement vom 20. Juni 1843, das Selbstdispcn- 
siren der nach homöopathischen Grundsätzen bereiteten Arzneimittel Seitens approbirtcr 
Medicinal personen betreffend, ist die namentliche Bezeichnung der wichtigsten Arznei- 
mittel Vorbehalten, welche bei denjenigen homöopathischen Aerzten, die selbst dispeu- 
siren wollen, stets in der ersten \ erdünnung vorrüthig gehalten werden müssen. 

Dieses Verzeichniss (Anlage a.) wird der Königlichen Regierung umstehend zur 
Mittheilung an diejenigen Medicinalpersonen ihres Departements, denen die Erlauboiss 
zum Selbstdiapcnsiren homöopathischer Arzneien ortheilt worden ist, sowie zur Beach- 
tung bei den Revisionen der fraglichen Haus-Apotheken übersendet. 

Hinsichtlich der Zeit der Revisionen der homöopathischen Haus-Apotheken ist nach 
Analogie der wogen der Apotheken- Visitationen überhaupt bestehenden Bestimmungen 
zu verfahren, und können beide Geschäft«, sowie die darüber zu erstattenden Berichte 
füglich miteinander verbunden werden. 


Anlage a. 

Verzeichniss der wichtigsten Arzneistoffe, welche von homöopathischen Aerzten gebraucht 
werden und von denjenigen, welche selbst dispensiren wollen, in der ersten Verdünnung 
vorräthig gehalten worden sollen. 


1) Aconitum Napellns. 

2) Alumina. 

3) Antimonium crudum. 

4) Antimonium tartaricum. 

5) Arnica montan a. 

6) * Arsenicnm ul bum. 

7) Aurum foliatum. 

8) Belladonna (Atropa). 

9) Brvonia alba. 

10) Calcarea carbonica. 

11) Cantharidcs. 

12; Carbo vegetabilis. 


13) Chamomilla (Matriearia). 

14) China (regia et fusca). 

15) Cina (Cinae seinen). 

16) Cocculus. 

17) Coffea arabica. 

18) Crocu» sativus. 

19) Cuprum (metallicum). 

20) Digitalis purpurea. 

21) Drosera rotundifolia. 

22) Dulcamara (Solanum). 

23) Euphrasia (ofticinalis). 

24) Graphites. 
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25) Hepar sulphuris calcareum. 

26) Hyoscyamus niger. 

27) Ignatia amara. 

28) Ipecacuanha (Cephaelis). 

29) Kali carbonicum. 

30) Lvcopodium clavatum. 

31) Magnesia carbonica. 

32) Mercurius solubilis. 

33) Natrum muriaticum. 

34) Nitri acidum. 

35) Nnx vomica (Strychnos). 

36) Opium. 

37) Petroleum. 

38) Pho8phorus. 


39) Pulsatilla pratensis. 

40) Rhus toxicodendron. 

41) Sabina (Juniperus). 

42) Secale cornutum. 

43) Sepiae suecus. 

44) Sihcea. 

45) Spigelia anthclmia. 

46) Spongia marina tosta. 

47) Stannum mctallicum. 

48) Staphysa gria (Delphinium). 

49) Stramonium (Datura). 

50) Sulp hur. 

51) Thuya occidentalis. 

52) Voratrum album. 


Verf. an die KÖnigl. Regierung zu N. vom 14. Januar 1862, betreffend die 
Visitation der homöopathischen Apotheken der Aer/.te (1. V. Lchnert). 

Die von der Königlichen Regierung hinsichtlich der Visitationen der homöopa- 
thischen Apotheken erhobenen Bedenken finden durch die Bestimmungen des Regle- 
ments vom 20. Juni 1843 ihre Erledigung. 

Aus der Bestimmung des §. 6. a. a. 0., nach welcher „wer homöopathische Arzneien 
selbst dispenart, nur befugt ist, dieselben an Kranke seiner eigenen Praxis zu verab- 
reichen 1 *, folgt von gelbst, dass ein Austausch in Abgabe und Abnahme derartiger 
Mittel, mögen dieselben in Urtineturen oder Verdünnungen bestehen, zwischen homöo- 
pathischen Aerzten untereinander nicht betrieben werden darf. 

Da ferner nach §. 4. b. a. a. O. das Vorhandensein von Arzneistoffen und Droguon, 
welche eben nur zur Anfertigung von Urtinctureu dienen können, in den homöopathi- 
schen Dispensir- Anstalten vorausgesetzt wird, so ist es nicht minder zweifelhaft, dass 
die zum Selbstdispensiren befugten Homöopathen auch berechtigt sind, Urtinctureu, 
aus welchen sie die Verdünnung unfertigen, selbst zu bereiten. 

Die Bestimmung in §. 10. a, a. 0. endlich ermächtigt die Königliche Regierung, 
gegen Vorschrifts Widrigkeiten, wie dieselben bei der Revision der beiden homöopathi- 
schen Haus-Apotheken des Dr. N. und Wundarztes N. an den Tag getreten sind, sofort 
mit ernsteren Massregeln, als lediglich mit einer gelegentlichen Controle durch den 
Kreisphysicus einzuschreiten. 


Verf. an die Königliche Regierung zu N. vom 21. Dccember 1863, betr. 
das Selbstdispensiren und die Bereitung homöopathischer Arzneimittel 

(v. Mäkler). 

Auf den Bericht vom .... orwiederc ich der Königlichen Regierung, dass ich 
mich durch die Ausführungen derselben nicht bestimmt finden kann, dem bereits früher 
gestellten Antrag auf Abänderung der das Selbstdisponsi reu und die Bereitung 
homöopathischer Arzneien betreffenden Bestimmungen, reep. Aufhebung des Re- 
glements vom 20. Juni 1843 (G.-S. S. 305. ff.) zu entsprechen. 

Wenngleich ich im Einverständnis mit der Ansicht der Königlichen Regierung 
nicht verkenne, dass durch die vorgeschriebenen Visitationen der Haus- Apotheken der 
homöopathischen Aerzte, bei der Natur der nach homöopathischen Grundsätzen bereite- 
ten Heilmittel und des hierauf basirten Heilverfahrens, eine sichere Controle über die 
geuaue Beachtung der betreffenden Bestimmungen Seitens der zum Selbstdispensiren 
befugten Aerzte im Allgemeinen kaum ausgeführt werden kann, so muss ich doen darauf 
hinweisen, dass die Bestimmungen des Reglements vom 20. Juni 1843 genügenden An- 
halt darbieten, die in concreten Fällen Vorgefundenen Abweichungen von demselben 
nicht allein zu erinnern, sondern auch zu bestrafen. 

Was iu dieser Beziehung das Resultat der Visitationen der homöopathischen Haus- 
Apotheken der Dr. Dr. N. N. anbetrifft, so ergeben die eingcreichten Verhandlungen, 
dass es keiner besonderen Declaration der bestehenden Bestimmungen des Reglements 
bedarf, um in Gemässheit der letzteren das Geeignete verfügen zu können. 

Als eine Contravention gegen die Bestimmungen des §. 4a. 1. c. ist es 
anzusehen, wenn das zur Dispensation der Arznoien besonders einge- 
richtete Local noch zu anderen Zwecken, z. B. zur Untersuchung der 
Kranken u. a. w , benutzt wird, und wenn die Geräthscha ften zur Berei- 
tung nnd Dispensation der Arzneimittel gar nicht oder in einem mangel- 
haften Zustande vorhanden sind. 
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Wenn die Revisoren eine annähernde Ueberzeugung davon erlangeo sollen, dass 
nach Vorschrift das §. 4.b. 1. c. die vorhandenen Arzneistoffe und Droguen von untadel- 
hafter Beschaffenheit sind, so dnrfcu dieselben dies nicht blos aus der nicht immer zuver- 
lässigen Untersuchung der vurhaudenon sogenannten Urtincturen entnehmen, sondern 
dürfen auch unbedenklich von dem betreffenden homöopathischen Arzt auf den von ihm 
geleisteten Berufseid die Versicherung fordern, dass er alle Verreibungen und Verdün- 
nungen selbst bereitet habo. 

Wenn 5. 1. c. ausdrücklich untersagt, zubereitete homöopathische Arzneien weder 
direct noch mdirect aus ausländischen Apotheken oder Fabriken zu entnehmen, wie der 
Dr. N. seine Medicamonte aus einer Apotheke in Leipzig bezogen hat, so bezieht sich 
diesos Verbot mehr uoch auf das Entnehmen derartiger Arzneien von Nichtapothekern, 
wie z. B. von dem etc. M. in N., der als Apothckenoeeitzer nicht coneessionurt ist. 

Hinsichtlich der Aufbewahrung der giftigen Arzneisubstanzen sind die allgemein 
vorgeschriebonen gesetzlichen Bestimmungen auch für die homöopathischen Haus-Apo- 
theken gültig. Eh ist daher unzulässig, dass die arsenikhaltigcn Mittel unter den in- 
differenten Lösungen aufgestellt werden. 

Auf die ordnungsmässige Führung des im §. 4. d. 1. c. vorgeachriebenen Tagebuchs 
muss um so strenger gehalten werden, als es nicht ausführbar erscheint, den homöopa- 
thischen Aerzten dio \nrpfliehtung nufzuerlogcn, jede ihrer Arzneigaben mit einem be- 
schriebenen Hece.pt zu belegen. 

Alle diese, sowie andere Contraventionen gegen das Regloment vom 20. Juni 1843 
sind gemäss der 10. und 11. desselben zu untersuchen und zu bestrafen, und es 
muss daher der Königlichen Regierung überlassen bleiben, zu dem Behuf das Erforder- 
liche in Betreff des Ergebnisses der abgehaltenen Visitationen homöopathischer Haus- 
Apotheken zu verfügen. 

Verfügung an die Königl. Regierung zu N. vom 14. Januar 1868, betreffend 

das Selbstdispen siren homöopathischer Arzneien durch Aerzte 
(I. V. Lehnort). 

Unter den im Bericht vom au gezeigten Umständen will ich im Einverständ- 

nis# mit der eto. zwar davon absehen, dass gegen den Dr. N. zu N. wegen angeblicher 
Ueborsckreitung des §. 7. de» Reglements vom 20. Juni 1843, da« Selbstdispensiren ho- 
möopathischer Arzneimittel durch die Aerzte betreffend, nach Massgabo der §$. 8. und 
9. ibid. verfahren werde Ich muss jedoch der (Tit) bctnerklich machen , dass dio Art 
und Weise, wio der Dr. N. seiner Angabe nach das Hydrargyrum oxy datum rubrum 
dispensirt hat, lediglich vom rein medicinalpolizeilichen Stanupuncte aus als so unzu- 
lässig erscheint, dass ihm die Berufung auf homöopathische Observanz hierbei nicht zur 
Entschuldigung dienen kaun. 

Als approbirten practischen Arzt muss dem Dr. N. bekannt sein, dass das rothe 
Quecksilberoxyd zu den directen Giften gehört und in den kleinsten Gaben nur seht 
vorsichtig steigernd gegeben werden darf. Wenngleich nun die von demselben zur 
Anwendung in einem Falle von secundärer Syphilis beabsichtigte Dosis von ‘/io Gran 
dieses Präparats Gründlich gereicht nicht das Mass der zulässigen Gaben überschreitet, 
so war cs doch iu hohem Grade unvorsichtig, dass er, um diese Dosis für jodes Pulver 
zu gewinnen, die Theilung seiner Gesammt Verreibung in 12 gleiche Tlteile nur nach dem 
Augen mass vorn ahm und dadurch den Uebelat&ud herbeiführte, dass der Gehalt der 
einzelneu Pulver zwischen Vn» Vt* Vt Dran des wirkenden Mittels schwankte. Ich er- 
mächtige die etc. daher, dom Dr. N. wegen dieser nicht zu rechtfertigenden Unvorsich- 
tigkeit meine Missbilligung auszusprochen und ihn ernstlich dahin zu verwarnen, iu Zu- 
kunft bei Dispensation der auch nach homöopathischen Vorschriften zu verordnenden 
Gifte die Gesammtverreibung jedesmal durch genaues Ab wägen in die angemessenen 
Eiuzoldcsou zu theilen, widrigenfalls nicht allein der §. 8. und 9. des Reglements vom 
20. Juni 1843 gegen ihn iu Anwendung gebracht, sondern auch im Disciplinarwege ge- 
gen ihn eingeschritten werden muss. 

Für die etc. aber wird es hiernach einer besonderen Anweisung darüber, was un- 
ter einem nach homöopathischen Grundsätzen bereiteten Mittel zu verstehen ist, um so 
weniger bedürfen, als Derselben nach eigener Ausführung nicht fremd ist, dass diesen 
sogenannten Grundsätzen keine Beständigkeit beiwohnt. Es wird vielmehr das Richtige 
sein, jeden etwa vorkommenden analogen Streitfall unter Berücksichtigung der indivi- 
duellen Sachlage nach den hierfür massgebenden Bestimmungen und nach zweifellosen 
Grundsätzen der Medicinalpolizei zu beurthailen. 

Ebenso linde ich mich nicht bewogen, aus Veranlassung dos beregten Falles der 
Aufhebung des Reglement« vom 20. Juni 1843 näher zu treten. Gegenüber einer Heil- 
methode, welche noch bei einem grossen Theilu des Publicum« Anklang timlut, wird 
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sich die Aufgabe der Staats- Regierung darauf beschränken müssen, für die wissenschaft- 
liche Befähigung der ärztlichen Vertreter Sorge zu tragen und das Allgemeinwohl gegen 
Ueberschreitungen der Befugnis» derselben möglichst zu schützen. Zu diesem Zwecke 
hat das gedachte Reglement bei angemessener Ausführung desselben bisher noch genü- 
genden Anhalt geboten. Es liegt mithin kein Grund vor, diese, wenn auch nur in ge- 
wisser Beziehung überwachende Massnahme aufzugeben, so lange die Unsicherheit der 
theoretischen Grundlage dieser Methode noch zu Besorgnissen tür die unbeschränkte 
praktische Anwendung derselben Anlass giebt. 

Allgemeine Verfügung vom 13. April 1863, betreffend die Berechtigung 

der Aerzte zum Selbstdispensiren homöopathischer Arzneien 
(v. Mühler). 

Im Anschluss an die Verfügungen vom 6. Juni und 18. Juli 1867*) die Befugniss 
zur Ausübung der ärztlichen Praxis betreffend, bestimme ich kraft der mir durch die 
Allerhöchste Verordnung vom 13. Mai 1807 — G.-S. S. 667. — erthcilten Ermächtigung 
für den Umfang der Preußischen Monarchie, unter Aufhebung aller cntgcgenstchendcn 
Vorschriften, 

dass das Reglement über die Befugniss der approbirten Medicinal - Personen 
zum Selbstdispensiren der nach homöopathischen Grundsätzen bereiteten Arz- 
neimittel vom 20. Juni 1843 — G.-S. S. 305. — nebst den dasselbe ergän- 
zenden, erläuternden und abänderndon Vorschriften hinfort für die Modicinal- 
Personen im ganzen Staatsgebiet Geltung erlangt, und die nach Massgabe je- 
ner Bestimmungen erlangte Befugnis» im ganzen Staatsgebiet geübt werden 
darf, soweit der Inhaber derselben nach Inhalt seiner Approbation zur ärzt- 
lichen Praxis berechtigt ist 

An die Königl. Regierungen und Landdrosteien in den neuen Landestheilen 
erging wegen der Berechtigung der dortigen Aerzte zum Selbstdispensiren ho- 
möopathischer Arzneien die Verf. vom 11. December 1869. 

Auf den Bericht vom II. v. Mts. erwiedere ich der Königl. Regierung, dass für 
Bourtheilung der Berechtigung jiractischer Aerzte zum Selbstdispensiren homöopathischer 
Arzneimittel allerdings die Bestimmungen der Circularverfügung vom 23. September 1844 
(S. 333). massgebend sind. 

Hiernach müssen diejenigen Aerzte, welche notorisch noch nicht 5 Jahre, von dem 
Tage des Erlasses vom 13. April d. J. ab rückwärts gerechnet, die homöopathische Heil- 
methode ausüben und die Befugniss zum Selbstdispensiren homöopathischer Arzneien er- 
langen wollen, die vorgeschriebene Prüfung absolviren. 

Denjenigen Aerzten dagegen, welche sich entweder als Schriftscller über Homöopa- 
thie ausgezeichnet, oder diese Heilmethode nachweislich schon länger als ö Jahre aus- 
goübt haben, kann die Befugniss zum Selbstdispensiren homöopathischer Arzneien ulme 
Jrrüfung ertheilt werden. 

Die K. Regierung wollo diese Bestimmungen durch Ihr Amtsblatt zur öffentlichen 
Kenntniss bringen, zugleich aber auch auf die Straf best im raungou in den §§. 9. und 10. 
des Reglements vom 20. Juni 1843 aufmerksam machen. 

Auf Grund dieser Bestimmungen ermächtige ich die Königl. Regierung hiermit, 
den practischcn Arzt Dr. N., die Beiugniss zum Selbstdispensiren homöopathischer Arz- 
neien nach Vorschrift des Reglements vom 20. Juni 1843 zu crtheilcn: aic DDr. N. N. 
aber mit ihren Anträgen zurückzu weisen, da von dem ersteren nicht nachgewiesen ist, 
dass er die homöopathische Heilmethode ausschliesslich an wendet, der etc. N. aber erst 
seit 1866 upprobirt ist. 

Ueber die Beilegung des Titels: „Homöopath“, erging folgendes Erkennt- 
nis» des Obertribnnals vom 19. October 1871. 

Der Apothekergehülfo E. L. hatte sich im Badeorte Oeynhausen als Homöopath 
niedergelassen und ein mit dieser Titulatur versehenes Aushängeschild an seiner Woh- 


*) Beide Verfügungen beziehen sich anf die Berechtigung der nach den Bestim- 
mungen ihrer Heimath Zur Ausübung der Praxis befähigten inländischen Aerzte, in 
gleichem Masse wie die Aerzte in den alten Theilen der Monarchie die Praxis innerhalb 
de® gesammten Staatsgebiete» ausüben zu dürfen, ohne dass es dazu besonderer behörd- 
licher Concession bedarf. 
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nung angebracht, demnächst seine Niederlassung im Kroisblatte noch weiter verkündet 
und bereite mehrere Patienten, denen er solbstdispcnsirte Arzneien verordnet«, ge- 
wonnen. 

Auf die Anklage des Staatsanwaltes wegen unbefugten Selbstdispensirens und 
Führung des Titels Homöopath verurtheilte ihn das Kreisgericht zu Minden ausschliess- 
lich wegen der letztgenannten Uobertretung zu 25 Thlr. Geldbusse event. zu 10 Tagen 
Gefängniss, indem es ausführte, dass der §. 147, Nr. 3. der Gewerbe -Ordnung jeder 
nicht approbirten Person die Beilegung der Bezeichnung Arzt oder eines ähnlichen, den 
Glauben erweckenden Titels, Inhaber sei eine geprüfte Mcdieinalperson, untersage und 
die Bezeichnung „Homöopath“ unter letztgedachte Kategorie falle. Bezüglich des ersten 
Theils der Anklage nahm der Richter dagegen an, dass nicht ein nach §. 147, Nr. 1. 
der Gewerbe-Ordnung ohne Concession erfolgter strafbarer selbstständiger Betrieb des 
Apothekergewerbes vorliege, weshalb auch nicht das Reglement vom 20. Juni 1843, noch 
der §. 367, Nr. 3. dos Reichsstrafgesetzes Anwendung finden könne, denn es sei nicht 
erwiesen, dass Angeklagter nach homöopathischen Grundsätzen bereitete Arzneimittel 
verabreicht habe. 

Auf die hiergegen eingelegte Appellation der Staatsanwaltschaft bestätigte das 
Appellationsgericht zu Paderborn das erstrichterliche Erkonntniss, indem cs den Ein- 
wand des Angeklagten, der Titel Homöopath werde weder von einer Behörde noch von 
einer Universität verliehen, verwarf und ihn ausserdem noch wegen Zuwiderhandlung 
gegen den $. 367, Nr. 3. des Strafgesetzbuches zu 5 Thlr. Geldbusse verurtheilte, da als 
Arzneien alle diejenigen Stoffe zu betrachten seien, welche nach dem Reglement vom 
16. September 1836 und der Bekanntmachung vom 29. Juni 1857 als solche bezeichnet 
seien. Hierzu gehöre nun auch der vom Angeklagten angewendete Milchzuck or. 

ln der vom Angeklagten gegen diese Entscheidung eingebrachten Nichtigkeits- 
beschwerde suchte derselbe auszuführen, dass die Erwägungen des Vorderrichters ebenso 
gut auch auf die Bezeichnung „Baumscheidtist“ passen dürften und dass nicht genügend 
festgestellt sei, ob Milchzucker zu den im §. 367. des Strafgesetzbuches vorgesehenen 
Arzneien gehöre. 

Das Öbertribunal erkannte den letzteren Angriff für zutreffend und wies den be- 
treffenden Theil der Sache zur nochmaligen Verhandlung in die zweite Instanz zurück, 
bestätigte indessen die dahin ergangene Vorentscheidung, dass 

die von unapprobirten Personen erfolgte Annahme der Bezeichnung „Ho- 
möopath 41 strafbar sei. 

G ründe: 

Nach $. 29. der Norddeutschen Gewerbe-Ordnung ist die Ausübung der Heilkunde 
nicht mehr von einer Approbation abhängig, sondern grundsätzlich freigegeben, wie dies 
auch durch eine Reihe von Entscheidungen des Königl. Ober -Tribunals bereits aner- 
kannt worden ist. (Vcrgl. Erkonntniss vom 9. Februar 1871.) 

Einer auf Grund des Nachweises der Befähigung ertheilten Approbation bedürfen 
seit Verkündigung der Gewerbe - Ordnung nur diejenigen Personen , welche sich als 
Aerzte oder mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen oder welche Seitens des Staates 
oder einer Gemeinde als solche anerkannt oder mit amtlichen Functionen betraut werden 
sollen ($. 29. a. a. 0.). Den in §. 147 ad 3. a. a 0. angedrohten Strafen verfallen folge- 
weise diejenigen, welche sich, ohne hierzu approbirt zu sein, als Aerzte bezeichnen oder 
sich einen ähnlichen Titel beilegen, durch welchen der Glaube erweckt wird, der Inha- 
ber desselben sei eine geprüfte Mcdieinalperson. 

Darnach erschöpft die thatsächliche Feststellung der Instanzrichter, auf welche die 
Vornrt Heilung des Imploranten gegründet ist, 

„dass nämlich der Angeklagte, ohne hierzu approbirt zu sein, sich einen dem 
ärztlichen ähnlichen Titel, durch welchen der Glaube erweckt worden, der In- 
haber sei eine geprüfte Medieinal person, nämlich den Titel „Homöopath“ bei- 
gelegt hatte“, 

die Erfordernisse des im 147 ad 3. a. a. 0. mit Strafe bedrohten Vergehens. 

Es ist aber auch nicht an zuerkennen, dass die gedachte Feststellung — wie die 
Nichtigkeitsbeschwerde auszuführen versucht — Seitens des Appellation srichters auf 
rechtsirrthümlicher Anschauung beruhe. Denn es ist zwar richtig, dass aus der nach 
dem Gesetze nicht mehr strafbaren, sondern für zulässig erklärten Ausübung der, Heil- 
kunde durch eine dazu nicht approbirte Person an sich Schlüsse auf die Strafbarkeit 
des im §. 147. ad 3. a. a. 0. vorgesehenen Vergehens nicht gezogen werden dürfen, und 
dass dieselbe vielmehr nur nach den in §. 147. ad 3. a. a. 0. gegebenen Voraussetzungen 
beurtheilt werden darf. Dagegen ist die Behauptung der Nichtigkeitsbeschwerde nicht 
richtig, dass es in Beziehung auf das Vorhandensein jener Voraussetzungen lediglich auf 
die abstracto Bedeutung des gebrauchten Titels sowie darauf ankonimo, ob durch 
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diesen Titel, objectiv angesehen, der Glaube erweckt werde, der Inhaber sei eine go- 

C rüfto Medieinalperson. Eine solche Annahme findet in dem Wortlnute des Gesetzes 
eine Unterstützung; cs steht derselben vielmehr entgegen, dass die Bedeutung des ge- 
brauchten Titels und die Wirkung desselben auf den Glauben Anderer durch die nach 
Art und Umständen verschiedene Auffassung mit bestimmt werden. 

Die Strafvorschrift des §. 147. ad 3. a. a. 0. ist ihrem inneren Grunde nach 
bestimmt, die die Heilung einer Krankheit suchenden Personen vor der Täuschung zu 
bewahren, es sei derjenige, welcher sich, ohne approbirt zu sein, mit der Ausübung der 
Heilkunde l>osrhäftigt, oine geprüfte Medicinalperson. Sio umfasst daher alle diejenigen 
Fälle, in welchen der von einer nicht zur Heilkunde approbirten Person angenommene, 
dem ärztlichen ähnliche Titel sieh geeignet erwiesen hat, jene Täuschung herbeizufübren. 
Darnach erscheint die Erwägung des Appellationsrichters, von welcher er bei Prüfung 
des Beweises ausgegangen ist, dass immerhin unter der Bezeichnung „Homöopath“ 
nicht nur ein homöopathischer Arzt, sondern auch ein Anhänger der homöopathischen 
Hoilweise überhaupt verstanden werden möge, dass aber aus den begleitenden Um- 
ständen, deren Ausserachtlassung der Angeklagte mit Unrecht verlange, zu entnehmen 
sei, welche Bedeutung im gegebenen Falle der Beides bezeichnende Ausdruck gehabt 
habe , vollkommen zutreffend und es ist ein Reehtsirrthum insbesondere nicht darin zn 
erkennen, wenn der Appellationsrichter unter Mitberücksichtigung des Verhaltens und 
Auftretens des Imploranten, sofern derselbe namentlich unter dem Titel „Homöopath* 
den Heilung suchenden Personen vermittelst eines Aushängeschildes Sprechstunden be- 
kannt machte, zu dem Schlüsse gelangt ist, dass darnach durch den gedachten, einem 
ärztlichen ähnlichon Titel der Glaube erweckt sei, der Inhaber sei eine geprüfte Medi- 
cinalpcrson. 

Alle diese Erwägungen bowegen sieh auf dem Gebiete der den Instanzrichtcm vor- 
behaltenen und in der Nichtigkeitsinstanz nicht angreifbaren thatsächliehen Feststellung. 
Eine Verletzung des §. 147. ad 3. a. a. 0. liegt mithin nicht vor. 

c) Die Physikats- Prüfung. 

Seit dein 20. Februar 1863 ist unter Aufhebung fast aller früheren Be- 
stimmungen ein neues Prüfung«- Reglement in Kraft getreten. Die Circ.-Verf. 
vom 20. Februar 1863 (v. Mühler) lautet: 

Es hat sich das Bedürfnis herausgcstellt, die Bestimmungen des Reglements vom 
1. December 1825 über die Physikats- Prüfung in mehreren Punotcn ahzuändem und 
zu ergänzen. Die diesfälligen Anordnungen sind in einem besondern Reglement (Aid. a.) 
zusammengefasst, welches ich der Kömgl. Regierung hierbei in ... Exemplaren zur 
Nachachtung und schleunigen Veröffentlichung durch Ihr Amtsblatt übersende. 

In Beziehung auf die Prüfungs- Gebühren verbleibt es bei der Verfügung vom 
8. Februar 1856. 

Anlage a. 

Reglement für die Prüfung behufs Erlangung der Quuli fication als 
Kreisphysik US. 

§. 1. Diejenigen practischen Aerzte, welche in ihrer Approbation als Arzt, Wund- 
arzt und Geburtshelfer das Prädicat. „vorzüglich gut“ erhalten haben, können zwei 
Jahre, diejenigen, welche das Prädicat „sehr gut" erhalten haben, drei Jahre, die 
übrigen fünf Jahre nach erlangter Approbation zu der Physikatspriifung zugelassen 
werden. 

§. 2. Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind unter Beifügung der Appro- 
bation als Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer an die betreffende Königliche Regierung 
zu richten, welche demnächst an den Minister der Medicinal - Angelegenheiten gutacht- 
lich berichtet und sich hierbei insbesondere darüber zu äussern liat, ob der Cnndidat 
als wissenschaftlich gebildeter Arzt einen guten Ruf, das Vertrauen seiner Kranken 
and die Achtung seiner Collegen erworben, und sonst sich so geführt habe, dass ihm 
ein öffentliches Amt ohne Beuenkon anvertraut werden kann. Militärärzte haben hier- 
über ein Zeugnisä dos Vorgesetzten Generalarztes beizubringen. 

§. 3. Die Prüfung wird vor 'der wissenschaftlichen Deputation für das Medicinal- 
Wcsen abgelegt und besteht in einer schriftlichen, practischen und mündlichen Prüfung. 

§. 4. Für die schriftliche Prüfung werden zwei wissenschaftliche Ausarbeitungen 
geliefert, zu welchen die Aufgaben aus dem Gebiet der gerichtlichen Mcdicin und der 
Sanitäts-Polizei oder anstatt der letzteren aus dem Gebiet der medieinischen Statistik, 
der Kriegs-Arzneikundc oder der Hygiene entnommen werden. 
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Die Aufgaben werden von der wissenschaftlichen Deputation für das Medicinil- 
Wesen gestellt und dem Minister der Medicinal- Angelegenheiten eingoreicht, welcher 
dieselben durch die betreffende Königliche Regierung dem Candidaten zufertigen lässt. 

§. 5. Die Ausarbeitungen sind spätestens sechs Monate nach Empfang der Auf- 
gaben dem Minister der Medicinal- Angelegenheiten mit der an Eidesstatt abzngebenden 
Versicherung, dass sie, abgesehen von den dabei benutzten literarischen Hfilfsmitteln, 
ohne anderweitige fremde Hülfe von dem Candidaten selbst angefertigt worden, ein- 
zureichen. Dieselben müssen geheftet und paginirt, auch gnt und deutlich gosehriebeü 
sein und eine vollständige spociellc Angabe der benutzten literarischen Hülfsmittcl 
enthalten. 

§. 6. Nach Ablauf der sechsmonatlichen Frist werden die Ausarbeitungen nicht 
mehr zur Censur angenommen, es sei denn auf besonderen Antrag der betreffenden 
Königlichen Regierung ausnahmsweise eine Nachfrist bewilligt worden, was jedoch un- 
bedingt nur einmal zulässig ist. 

Unmittelbar an den Minister gerichtete Gesuche der Candidaten um Nachfrist 
werden nicht berücksichtigt. 

Wer die sechsmonat liehe Frist, resp. die bewilligte Nachfrist nicht inne gehalten 
hat, darf frühestens erst ein Jahr nach Ablauf derselben neue Aufgaben erhalten. Wer 
auch dann die Arbeiten nicht rechtzeitig abliefert, wird überall nicht mehr zur Prüfung 
zugelassen. 

§. 7. Die rechtzeitig eingereichten Probearbeiten werden der wissenschaftlichen 
Deputation für das Medicinal- Wesen vorgolegt und von derselben mit der schriftlichen 
Censur dem Minister der Medicinal-Angelegcnheiton zurückgercicht. 

Genügen die Arbeiten den Anforderungen, so wird der Candidat unmittelbar durch 
den Minister davon benachrichtigt und zu den übrigen Prüfungs-Abschnitten zugelassen. 
Wird eine der Arbeiten „mittelmäßig“ oder „schlecht - befunden, so ist die ganze 
schriftliche Prüfung zu wiederholen und der Candidat kann je nach dem Ausfall der 
Censur nach Ablauf von 3 Monaten bis 2 Jahren sich neue Aufgaben durch die be- 
treffende Königliche Regierung erbitten. Eine zweite Wiederholung findet nicht statt. 

§. 8. Die practische und mündliche Prüfung muss spätestens sechs Monate nach 
Mittheilung de« Ausfalls der schriftlichen Prüfung absolvirt worden, widrigenfalls zu- 
nächst die schriftliche Prüfung wiederholt worden muss. 

Die Prüfung w ird im Charit^-Krankenhanse zu Berlin von Mitgliedern der wissen- 
schaftlichen Deputation für das Medicinal-Wesen möglichst in zwei auf einander folgen- 
den Tagen abgehalten. 

Währeiid der Zeit vom lö. August bis 15. October finden keine Prüfungen statt. 

§. 9. In der practischen Prüfung hat der Candidat 

a) am ersten Tage in Gegenwart eines Mitgliedes der Deputation den Zustand 
eines Geisteskranken oder eines Verletzten zu untersuchen und sofort unter 
Clausur einen Fundbericht mit gutachtlicher Aeussening über den Full unter 
Beriieksichtigung der gesetzlichen Bestimmungen abzufassen; 

b) am folgenden Tage an einer Leiche eine ihm aufgegebene Obduction zu ver- 
richten und den Scctionsbericht vorschriftsmäßig zum Protokoll zu dictiron. 

§. 10. Die mündliche Prüfung wird gleichzeitig mit der §. 9. Lit. b. erwähnten prac- 
tischen Prüfung von drei Mitgliedern der wissenschaftlichen Deputation, abgehalton, 
denen die Auswahl der aus dem ganzen Gebiet der Staatsnr/.neikunde, einschliesslich 
der Veterinär- Polizei zu entnehmenden Prüfungs-Gegenstände überlassen bleibt. 

Mehr als drei Candidaten zugleich dürfen zu der practischen oder mündlichen 
Prüfung nicht zngelassen werden. 

$. 11. Uebor beide Prüfungen w'ird ein Protokoll aufgenoramen. welches die 
Gegenstände der Prüfung, das Urtheil der Examinatoren über das Ergebnis« jeder ein- 
zelnen Prüfung und die Schlussceusur über das Gesammt-Ergebniss der Prüfung ent- 
halten muss. Dasselbe wird dem Minister dem Medicinal- Angelegenheiten eingereicht. 

§. 12. Im Fall eines ungenügenden Ergebnisses der practischen und der münd- 
lichen Prüfung ist dieselbe je nach der Censur nach drei bis sechs Monaten zu wieder- 
holen. 

Eine zweite Wiederholung findet auch hier nicht statt. 

§. 13. Die für die medicinischen Prüfungen überhaupt vorgeschriebenen Ccnsuren 
„vorzüglich gut 14 , „sehr gut* 4 , -gut*, „mittelmässig“ und „schlecht“ kommen auch bei 
der Physikats- Prüfung in Anwendung. Auf Grund der drei ersten Ccnsuren wird das 
Fähigkeits-Zeugniss zur Verwaltung einer Phy&ikatsstelle ertheilt. Die beiden letzten 
Censuren haben die Abweisung des Candidaten zur Folge. 

§. 14. Das gegenwärtige Reglement tritt sofort in Kraft, so dass auch diejenigen 
Candidaten, welche die nach den Bestimmungen des Reglements vom 1. Docomber 1U25 
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anzufertigonden schriftlichen Probearbeiton bereits abgolicfcrt haben, practisch und 
mündlich nach Vorschrift des neuen Reglements zu prüfen sind. 

Denjenigen Candidaten, welche clio nach jenen Bestimmungen anzufertigenden 
Probearbeiten noch nicht abgolicfcrt haben, wird auf ihren bei dem Minister der Mcdi- 
cinal-Angclegenheitcn unmittelbar zu stellenden Antrag die Bearbeitung derjenigen Auf- 
gaben eriasson werden , welche nicht unter die Kategorie der im §. 4. erwähnten Auf- 
gaben fallen. 

15. Die §§. 75., 76. und 77. des Reglements für die Staatsprüfungen der Me- 
dicinal- Personon vom 1. Dccombcr 1825 werden hiermit aufgehoben. 


Den Probe-Aufgaben für die Candidaten zur Physikats-Prüfung werden die 
nachfolgenden Vorschriften zur Nachachtung beigefügt. 

Vorschriften für die Candidaten zum Physikats- Examen in Beziehung 
auf die von ihnen zu fertigenden schriftlichen Arbeiten. 

Die Unterzeichnete wissenschaftliche Deputation für »las Medicinal wesen findet sich 
durch die bei der Prüfung der Probearbeiten der Caudidaten zum Phvsikats- Examen 
vielfach wahrgenommenen Unzuträglichkeiten bewogen, nachstehende Vorschriften für 
die Anfertigung dieser Arbeiten zu erthcilcn. 

§. 1. Die Arbeiten müssen sauber und leserlich geschrieben sein. Lassen die Can- 
didaten die Reinschrift durch einen Dritten schreiben, so bleiben sio docli verantwort- 
lich für Schreibfehler. Unleserlich geschriebene, oder soi es wegen schlechter Hand- 
schrift sei es wegen Verwendung blasser Dinte schwer leserliche Arbeiten werden ohne 
Weiteres dem Candidaten auf seine Kosten znrückgosandt, und erst, wenn sic leicht 
leserlich geschrieben wieder eingorcicht sind, der Prüfung unterzogen. Dio Wieder- 
einsendung der Arbeiten muss in diesem Fall binnen längstens vier Wochen erfolgen, 
widrigenfalls dicsellx'n nicht mehr zur Censur gelangen. 

2. Die Probearbeiton worden nicht nach ihrem äusseren Umfang, sondern nach 
ihrem Inhalt benrthcilt. Die Candidaten haben sich daher einer gedrängten Kürze zu 
befleissigen, ohne Wesentliches zu übergehen. Unter Arbeiten von ungleichem Umfang, 
jedoch im Wesentlichen gleichem Inhalt wird stets der kürzeren Aroeit der Vorzug 
ertheilt werden, während überdies eine ungewöhnliche, über das Thema hinansgehendc 
Ausdehnung der Arbeit leicht eine Verzögerung der Censur zur Folge haben kann. 

§. J. Die Candidaten haben sich streng au das Thema zu halten. Alle mit letz- 
terem nicht zusammenhängende Ausführungen in den Arbeiten werden als nicht vor- 
handen, oder auch als Fehler angesehen. 

|. 4. Längere Einleitungen zu der Bearbeitung des Thema sind als überflüssig zu 
vermeiden, da es sich nur darum handelt, die wissenschaftliche Selbstständigkeit des 
Candidaten und seine Befähigung zu dem ihm dereinst zu übertragenden Amte nach- 
zu weisen. 

§. 5. Die Haupt-Ergebnisse der Arbeit sind am Schluss in einen oder mehrere 
möglichst scharf formulirte Sätze oder in ein knrzes Besinne zusammenzufassen. 

§. 6. Jeder Arheit ist ein vollständiges Verzeichnis der von dem Candidaten 
selbst benutzten literarischen HtUfsmhtel voranzustellen. 

7. Der Namensuntersehrift ist die eidesstattliche Versicherung voranzuschieken, 
dass Candidat dio Arbeit ohne irgend welche andere als die im Text selbst angeführt« 
Hülfe angefertigt hat. 

5j. 8. Jede Ausarbeitung ist in einem steifen Deckel geheftet oder gebunden und 
vollständig naginirt einzurcicheti. 

$. !*. Wird eine oder die andere der Vorschriften tj$. ft. bis 8. nicht beachtet 
gefunden, so wird die Arbeit dem Candidaten auf seine Kosten, zur Ergänzung »los 
Fehlenden binnen jüngstens vierzehn Tagen zurückgesandt und nach fruchtlosem Ab- 
lauf dieser Frist nicht mehr zur Censur angenommen. 

Berlin, den 17. Oetobor 1868. 

Königliche wissenschaftliche Deputation für das Medicinal- Wesen. 


Das Formular zu 
lautet: 


den Admissions-Verfügungen zur schriftlichen Prüfung 

Berlin, den 


Auf den Antrag der Königlichen Regierung zu habe ich Sic zur 

Physikats-Prüfung zugelassen. Sie erlialten umstehend die von der Königlichen wissen- 
schaftlichen Deputation für das Medicinalwesen anfgegebenen themata modico legalia, 
um solche nach den beigefügten „Vorschriften* 4 , zu bearbeiten und die Ausarbeitungen 

Medicinal- Wc«n. 03 
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binnen sechs Monaten zur Censur portofrei hierher cinzusenden. Italien Sie diese Frist 
nicht inne, so dürfen Sie sieh erst nach Ablauf eines Jahres neue Themata durch die 
Königliche Regierung erbitten. Dio hierunter liquid irten Stempel- und (Jcnsur-Gebühren 
sind durch Postvorschuss eingezogen. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Mcdicinal- Angelegenheiten. 

Bezüglich der Gebühren für diese Prüfung ist es bei der Verfügung vom 
8. Februar 1850 geblieben (v. Raumer). 

Die durch dio Erlasse vom 1. Docembcr 1825 nnd 31. Juli 1839 auf 15 Thlr. 
festgesetzten Gebühren für die Physikats- Prüfungen, von denen 5 Thlr. für dio sehr 
zeitraubenden schriftlichen und 10 Thlr. für die practische und mündliche Prüfung be- 
rechnet werden, stehen nicht mehr im richtigen Verhältnis« zu der durch den Andrang 
zu dieser Prüfung und den oft ansehnlichen Umfang der Probearbeiten in neuerer Zeit 
erheblich gesteigerten Mühwaltung der Examinatoren. Ich habe daher beschlossen, diese 
Gebühren fortan auf 26 Thlr. zu erhöhen, wovon 14 Thlr. gleich bei Zufertigung der 
Themata medico-legalia werden eingezogen werden und 12 Tlilr. bei der Meldung zur 
praetisehen und mündlichen Prüfung an dio Generalcasso des Ministeriums zu entrichten 
sind. Diejenigen Cnndidaten. welche gegenwärtig nur noch die practische und münd- 
liche Prüfung zu absolviren haben, zahlen für diese 14 Thlr. Die König], Regierung 
hat diese Bestimmung durch das Amtsblatt zur Kcuntniss der praetisehen Acrzto zu 
bringen, die Gebühren mit dem in Anschlag kommenden Stompeloetrag bei Zufertignng 
der Themata von dom Candidaten einziehen und am Schlüsse dos Quartals mittelst 
doppelten Lieferzettels, wenn der Postschein nicht genügen sollte, an die Geheime 
Kanzlei meines Ministeriums abführen zu lassen. 

Das Formular zur Zulassung zur praetisehen und mündlichen Physikats- 
Prüfung lautet: 

Berlin, den 

Ew. etc. unterm . . . . ten cingereiehtcn gerichtlich- medieinisohen 

Probo-Arboitcn sind von der Königlichen wissenschaftlichen Deputation für das Medi- 
einalwesen für probemäßig erachtet worden. Sie werden daher hiermit zur praetisehen 
und mündlichen Physikats -Prüfung zngclassen und demgemäss aufgefordert, «ler ge- 
nannten Deputation hierselbst binnen acht Wochen anzuzcigen, zu welcher Zeit 
innerhalb der nächsten 6 Monate nach Empfang dieses Erlasses Sic dieser 
Prüfung sich zu unterwerfen wünschen. Hiemficlist wird der Prüfungstermin unter 
Berücksichtigung Ihrer Wünsche bestimmt und Ihnen etwa 14 Tage vorher mitget heilt 
werden. Gellt eine solche Anzeige nicht ein, so werden bei der Ansetzung des Prüfungs- 
Termins Ihre Wünsche nicht berücksichtigt. 

Den Termin haben Sie pünktlich wahrznnehmen und spätestens 24 Stunden 
vorher dem Herrn Direetor der Deputation unter Vorzeigung dieses Erlasses und der 
Quittung über die mit 12 Thlm. Courant an di«* Generalousse des Ministeriums zu ent- 
richtenden Prüfungsgebühren, sowie den Ihnen alsdann namhaft zu machenden Herren 
Examinatoren sieh persönlich vorznstellen. Etwaige Prorogations-Gesuche müssen durch 
obrigkeitliche Bescheinigung der obwaltenden llinaerungsgründe unterstützt sein, widri- 
genfalls darauf keine Rücksicht genommen wird. 

Wenn Sie nicht spätestens 6 Monate nach Empfang dieses Erlasses, ungeachtet 
der Vorladung, die Prüfung absolvirt haben, so wird, falls Ihnen nicht etwa von mir 
eine längere Frist ausdrücklich sollte bewilligt sein, auch die schriftliche Physmats-Prü- 
fung nicht mehr als geltend betrachtet, und muss Ihnen alsdann cvcntnelf überlassen 
bleiben, »ich neue Themata niedico legaiia auf dem vorgeschriebenen Wege zu erbitten. 

Der Minister «ler geistlichen, Unterrichts- und Mcdicinal - Angelegenheiten. 

Das Fähigkcitszeugniss zur Verwaltung einer Physikatsstelle 
lautet: 

Dein praetisehen Arzte etc. I)r. N. zu N. wird hiertlurch bezeugt, das« derselbe in 

«ler für Kreisphysiker vorgeschriebenen Staatsprüfung ., ** bestanden und 

daher zur Verwaltung einer Kreis-Physikuts- Stelle «pialiticirt ist. 

Berlin, den 

(L. M . 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Mcdicinal- Ang«*legooheiten. 


♦ 
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Wegen Zusendung des Fähigkeits- Zeugnisses vergleiche Circ.-Verf. vom 
21. Januar 1370 (S. 336.). 

Behufs Erlangung der Qualihcation als Kreisphysikus in den neuen Provin- 
zen erging die Verf. vom 8. October 1868 (v. Mühler). 

Kraft der mir durch die Allerhöchste Verordnung vom 13. November v. J. (G.-S. 
S. 667.) ertheiltcn Ermächtigung bestimme ich hierdurch, unter Aufhebung der entgegon- 
stehenden Vorschriften, für die Regierungsbezirke Cassel und Wiesbaden und für die 
Provinzen Hannover und Schleswig-Holstein was folgt: 

§. 1. Die Prüfung behufs Erlangung der Quahfication als Kreisphysikus ist von 
jetzt ah ausschliesslich nach Massgabe des beiliegenden Reglements vom 20. Februar 
1863 zu bewirken. 

$. 2. Die in den Eingangs genannten Landestheilen bestehenden Behörden für die 
Physikats-Prüfung treten ausser Tnätigkcit und haben nur die etwa bereits begonnenen 
Prüfungen nach den bisherigen Vorschriften fortzusetzen und zum Abschluss zu bringen. 


2. Ausübung der Praxis. 


1. Die Niederlassimg. 


S. 


Hierüber bestimmt die Ge werbe - Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.-Bl. 
245.) : 


Tit. I. Allgemeine Bestimmungen. 


§. 1. Der Betrieb eines Gewerbes ist Jedermann gestattet, so weit nicht durch 
dieses Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben oder zugelasscn sind. 

§. 6. Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung auf die Ausübung der 
Heilkunde (vorbehaltlich der Bestimmungen in den §§. 29., 30., 53., 80. und 144.) etc. 


Tit. LI. Stehender Gewerbebetrieb. 

I. Allgemeine Erfordernisse. 

§. 14. Wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes anfängt, muss 
der für den Ort, wo solches geschieht, nach den Landesgesetzen zuständigen Behörde 
gleichzeitig Anzeige davon machen. 


II. Erforderniss besondoror Genehmigung. 

2. Gewerbetreibende, welche einer besonderen Genehmigung bedürfen. 

§. 29. Einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweises der Befähigung 
ertheilt wird, bedürfen Apotheker und diejenigen Personen, welche sich als Aerztc 
(Wundärzte, Augenärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte und Thierärztc) oder mit gleich- 
bedeutenden Titeln bezeichnen oder Seitens des Staats «Hier einer Gemeinde als solche 
anerkannt oder mit amtlichen Functionen betraut werden sollen. Es darf die Approba- 
tion jedoch von der vorherigen academischen Doctorpromotion nicht abhängig gemacht 
worden. 

Der Bundesrath bezeichnet, mit Rücksicht auf das vorhandene Bedürfnis», in ver- 
schiedenen Thcilon des Bundesgebieten die Behörden, welche für das ganze Bundes- 
gebiet gültige Approbationen zu ertboilou befugt sind und erlässt die Vorschriften über 
den Nachweis der Befähigung. Die Namen der Approbirten werden von der Behörde, 
welche dio Approbation ertheilt, in den vom Bundesrathe zu bestimmenden amtlichen 
Blättern veröffentlicht. 

Personen, welche eine solche A pprobation erlangt haben, sind inner- 
halb des Bundesgebietes in der Wahl des Ortes, wo sie ihr Gewerbe be- 
treiben wollen, vorbehaltlich der Bestimmungen über die Errich tung und 
Verlegung von Apotheken (§. 6.), nicht beschränkt. 

Dem Bundesratfie bleibt, Vorbehalten, zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen 
Personen wegen wissenschaftlich erprobter Leistungen von der vorgeschriebonen Prüfung 
ausnahmsweise zu entbinden sind. 

Personen, welche vor Verkündigung dieses Gesetzes in einem Bundesstaate dio 
Berechtigung zum Gewerbebetrieb als Aerztc, Wundärzte, Zahnärzte, Geburtshelfer, 
Apotheker oder Thierärztc bereits erlangt haben, gelten als für das ganze Bundesgebiet 
approhirt. 

§. 40. Die in den §§. 29. bis 34. erwähnten Approbationen und Genehmigungen 
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dürfen weder auf Zeit ertheilt, noch, vorbehaltlich der Bestimmungen in den §§. 53. 
und 143., widerrufen werden. 

Tit. ITI. Umfang, Ausübung und Verlust der Gowcr^obofugnisse. 

§. 53. Die in dem §. 29. bezeichneten Approbationen können von der Verwal- 
tungs-Behörde nur dann zurückgenommen werden, wenn die Unrichtigkeit der Nach- 
weise dargethan wird, auf deren Grund solche ertheilt worden sind etc. 

§. 54. Wegen des Verfahrens und der Behörden, welche in Bezug auf die Zurück- 
nahme einer Approbation etc. (§. 53.) massgebend sind, gelten die Vorschriften der 
§§. 20. und 21. 

Tit. X. Strafbestimmungen. 

§. 143. Die Berechtigung zum Gewerbebetriebe kann , abgesehen von Concessions- 
Entziehungen und den in diesem Gesetze gestatteten Untersagungen des Gewerbebetrie- 
bes (§ 15. Absatz 2. und §. 35.) weder durch richterliche noch administrative Entschei- 
dung entzogen werden. 

§. 144. Inwiefern, abgesehen von den Vorschriften über die Entziehung des Ge- 
werbebetriebes (§. 143.), Zuwiderhandlungen der Gewerbetreibenden gegen ihre Berufs- 
pflichten ausser den in diesem Gesetze erwähnten Füllen einer Strafe unterliegen, ist 
nach den darüber bestehenden Gesetzen zu beurtheilen. 

Jedoch werden aufgehoben die für Medicinalpersonen bestehenden 
besonderen Bestimmungen, welche ihnen unter Androhung von Strafen 
einen Zwang zu ärztlichor Hülfe auferlegon. 

§. 147. Mit Gcldbussc bis zu Einhundert Thalorn und im Unvermögensfalle mit 
vcrhäknissinassiger Gefängnisstrafe bis zu sechs Wochen wird bestraft: 

1) wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, zu dessen Beginne 
eine besondere polizeiliche Genehmigung (Conccssion, Approbation, Bestallung) 
erforderlich ist, ohne die vorschnftsmässige Genehmigung unternimmt oder 
fortsetzt, oder von den in der Genehmigung festgesetzten Bedingungen 
abwcicht, 

3) wer, ohne hierzu anprobirt zu sein, sich als Arzt ^Wundarzt, 
Augenarzt, Geburtshelfer, Zahnarzt, Thierarzt) bezeichnet oder 
sich einen ähnlichen Titel beilegt, durch den der Glaube erweckt 
wird, der Inhaber desselben sei eine goprüfto Mcdicinalpcrson. 

2. Umfang der Praxii. 

Der approbirte Arzt ist in seiner Thätigkcit als solcher unbeschränkt. 

In Betreff der Berechtigung der Aerzte zur Praxis in den neuen Provinzen 
ergingen die Verfügungen vom 6. Juni und 18. Juli 1867. 

Verf. vom 6. Juni 18 67 (v. M übler). 

Nachdem durch die in Folge der Gesetze vom 20. September und 24. Deeeinber 
1860 — G.-S. S. 555., 875., 876. — eingetretene Vergrössenmg des Staatsgebiets das 
Bedürfnis.«» einer neuen Anordnung über die Befugniss zur Ausübung der ärztlichen 
Praxis herbeigeführt ist, bestimme ich kraft der mir durch die Allerhöchste Verordnung 
vom 13. Mai d. J. — G.-S. S. 667. — ertheilten Ermächtigung für den Umfang der 
preussischen Monarchie, jedoch mit vorläufigem Ausschluss des vormaligen Herzogthums 
Nassau, unter Aufhebnng der entgegen stehenden Vorschriften, 

dass die nach den Bestimmungen ihrer Heimat li zur Ausübung der Praxis 
befähigten inländischen Aerzte, Wundärzte, Geburtshelfer und Tluerarzte ohne 
Rücksicht auf die zitr Zeit noch bestehenden Verschiedenheiten in den Anfor- 
derungen an ihre wissenschaftliche und prac tische Vorbildung fortan in gleichem 
Masse wie die Aerzte, Wundärzte, Geburtshelfer und Thierürzte in den älte- 
ren Tlieilen der Monarchie, zur Ausübung ihrer Praxis innerhalb de« gesumm- 
ten Staatsgebiets, jedoch mit Ausschluss des ehemaligen Herzogthums Nassau, 
zuzulassen sind, ohne dass es dazu besonderer behördlicher Conccssion bedarf. 

Für das Gebiet des ehemaligen Hcrzogthum« Nassau bleibt weitere Ver- 
fügung Vorbehalten. 

Verf. vom 18. Juli 1 867 (v. Mühlor). 

Behufs Erledigung des in der allgemeinen Verfügung vom 6. v. M. gemachten 
Vorbehalts l>estimme ich kraft der mir durch die Allerhöchste Verordnung vom 13. Mai 
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d. J. — G.-S. S. 607. — crtheilten Ermächtigung für den Umfang der preussischen 
Monarchie, unter Aufhebung der eutgegenstehonden Vorschriften: 

(I:w8 die allgemeine Verfügung über die Befugnisse der inländischen Aerzte, 
Wundärzte, Geburtshelfer und Thierärzte zur Ausübung ihrer Praxis vom 
G. v. M. mit dem I. September d. J. auch für das ehemalige lierzogthum 
Nassau und für die diesem Landestheil ungehörigen Aerztc, Wundärzte, Ge- 
burtshelfer und Thierärzte in Kraft tritt. 

Was die Wundärzte I. Classe bezüglich des Umfanges ihrer Praxis uud der 
Führung des Titels „Aerzte“ betrifft, so bestimmt hierüber die 

Circ.-Verf. vom 24. Februar 187t (Dr. Falk). 

Die Wundärzte 1. Classe haben wiederholt darüber Klage geführt, dass die ihnen 
durch ihre Approbation beigelcgte Borufsbezoichnung hinsichtlich ihrer Berechtigung 
zur Ausübung der ärztlichen Praxis eine Beschränkung andeuto, welcher sie nach 
Publication der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1860 nicht mehr unterliegen, und dass 
hieraus für sie vielfach eine nicht gerechtfertigte Beschränkung ihres Gewerbebetriebes 
erwachse. 

Mit Rücksicht auf die von den Wundärzten I. Classe bei ihrer Prüfung nachge- 
wiesene Befähigung für den ärztlichen Beruf, sowie ihre auf Grund dieses Nachweises 
vor Verkündigung der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 186!» erlangte Berechtigung zum 
Gewerbebetriebe als Aerzte, in Verbindung mit den Vorschriften dieser Gewerbe-Ord- 
nung über die Berechtigung zur Ausübung ärztlicher Praxis, nehme ich keinen An- 
stand , anzuerkennen, dass die preussisclien Wundärzte I. Classe innerhalb des Geltungs- 
bereiches der gedachten Gewerbe-Ordnung zur Ausübung der vollen ärztlichen Praxis 
befähigt und berechtigt sind und sich als „Aerztc** bezeichnen dürfen. Die Königliche 
Regierung ermächtige ich, denjenigen Wundärzten 1. Classe, welche die» bei Ihr bean- 
tragen sollten, eine amtliche Bescheinigung darüber zu gewähren, dass die gegenwärtige, 
der Bescheinigung in beglaubigter Abschrift beizufügende Verfügung auf sie Anwen- 
dung finde. 

Wegen Zuziehung der Wundärzte erster Classe als Sachverständige bei 
Gemüthszustands- Untersuchungen conf. Vcrf. vom 27. December 1872 (S. 283.). 
Den Aerzten ist das Dispcnsiren von Arzneien nicht gestattet 
Nach §. 367. des Strafgesetzbuches vom 31. Mai 1870 wird mit Geld- 
strafe bis zu fünfzig Thalera oder mit Haft bestraft: 

3) wer ohne polizeiliche Erlaubnis» Gift oder Arzneien, soweit der Handel mit 
denselben nicht freigegeben ist, zubereitet, feilhält, verkauft oder sonst an 
Andere überlässt; 

5) wer bei der Aufbewahrung oder l*»i der Beförderung von Giftwaaren etc., 
sowie der Arzneien die deshalb ergangenen Vorschriften nicht befolgt. 

Dagegen gestattet die Apotheker-Ordnung vom 11. Üctober 1801 im §. 14. 
den Aerzten das Halten einer Haus-Apotheke unter gewissen Bedingungen. Der 
§. 14. lautet: 

§. 14. Dagegen erfordert aber auch das allgemeine Beste, dass Aerzte und zur 
innerlichen Praxis antorisirte Wundärzte an solchen Orten, wo keine öffentliche Apo- 
theke vorhanden, oder in der Nähe liefindlich ist, eine mit den nothwendigsten Arznei- 
mitteln versehene kleine Haus-Apotheke sich halten können, jedoch lediglich nur zum 
Gebrauch in ihrer Praxis, nicht aber zum Wiederverkauf an andere Personen. Auch 
müssen diese Mittel, besonders die Präparats und Composita, von einem approbirten 
Apotheker im Lande, welcher für deren Güte verantwortlich sein kann, nicht aber von 
auswärtigen Laboranten und Krämern entnommen werden. Ungleichen müssen diesel- 
ben davon keinen übermässigen Vortheil verlangen, und in den Preisen dafür die Pa- 
tienten nicht ühertheuern, sondern ihre Arznei -Rechnungen ganz nach der bestehenden 
Taxe cinrichten, indem sie für die Mühe des einzelnen Dispensirens hinlänglich durch 
den Rabatt entschädigt werden, den A not Imker, von welchen sie sich die Arzneimittel 
uudispensirt liefern lassen, zu geben pflegen. 
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Das Allgemeine Landrecht bestimmt Thl. II. Tit. 8.: 

§. 460. Aerzto uud Wundärzte müssen sich der eigenen Zubereitung der den 
Kranken zu reichenden Arzneien an Orten» wo Apotheken sind» der Kegel nach 
enthalten. 

§. 461. Auch sogenannte Areano darf Niemand ohne besondere Erlaubnis der 
dem Medicinalwescn in der Provinz Vorgesetzten Behörde zum Verkauf verfertigen. 


Min.-Verf. vom 14. Januar 1861» betreffend die Anzahl der Mittel in 
Haus - Apotheken (I. V. Lehnert). 

Hinsichtlich der Haus- Apotheken nractischer Aerztc muss bemerkt werden, dass 
ein Hauptgrund der in denselben Vorgefundenen Mängel darin zu liegen scheint, (lass 
die betreffenden Aerzto eine zu grosse Anzahl von Arzneimitteln halten, von denen 
viele wegen Nichtgebrauchs verderben müssen. Es ist daher darauf zu halten» dass in 
den Haus- Apotheken practischer Aerzto nur eine gewisse Zahl, nach einem von der 
Königlichen Regierung zu revidireiulcn Verzeichnisse der für die dringendsten Fälle der 
Praxis erforderlichen Medicamonte gefühlt werde» wie dies in der Haus - Apotheke des 
Dr. N. zu N. bereits beachtet zu sein scheint. Völlig unstatthaft ist es, (lass in der 
Disjpeiisir-Anstalt des Dr. B. zu B. Arsenieaba, wie oolutio arsenicalis» Aiiripignieutinn 
und Pulvis Cosmi vorröthig gehalten wordeu. Die Königlich«! Regierung hat nachträg- 
lich die unverzügliche Entfernung der Gifte der Tabula B. aus der llaus- Apotheke des 
Dr. B. auzuorduen, resp. zu controlircu. 

Verf. vom 29. August 1864 an die Regierung zu N.. betr. die Vorrftthe in 
Haus - A pothekon (I. V. Lehnert). 

Was die Bedenken der Königl. Regierung hinsiehtlicli der llaus- Apotheke des 
Krankenhauses zu N. betrifft, so kann ich dieselben für begründet nicht erachten. 
Wenn im Allgemeinen schon die für Haus-Apotheken einzelner Aerztc massgebenden 
Bestimmungen auf dio in allen grösseren Krankenhäusern für den täglichen Gebrauch 
zu haltenden Vorrftthe von Medicamontcn in undispensirtem oder rohem Zustande, mag 
denselben der Name Haus-Apotheke oder Dispcnsir- Anstalt beigelegt werden, keine An- 
wendung finden können, so wird dio Königliche Regierung schon aus den, dem Bürger- 
meister zu N. orthoilten Weisungen, welche mit den in Folge der neuen Ausgabe der 
Pharmaeopöc modificirten dicsfälligon Bestimmungen in Einklang stehen, ermessen, dass 
dio von der Königl. Regierung erlassene Verordnung vom 22. Mai 1856, die Haus- 
Apotheken der Kranken -Anstalten betreffend, nicht mehr in allen Puneten aufrecht er- 
halten werden kann. Abgesehen davon, dass es den Diroctionen der Krankenhäuser 
nicht versagt werden kann, nach Massgabe des Verzeichnisses B. der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1857 viele einfache Arzneistoffe und ehemische Präparate in Quantitäten 
von mehr als einem (Jivil-Pfundo aus Droguerie- Handlungen, also von Nichtapothckcrn zu 
entnehmen- so ist es auch nicht gerechtfertigt, den dirigirenden Arzt einer Kranken- 
anstalt aut eine bestimmte von der Aufsichtsbehörde zu controlirende Auswahl und 
Zahl der zu haltenden, unzusammengesetztan uud undispeusirten Arzneimittel zu be- 
schränken. Es muss demselben vielmehr überlassen bleiben, sieh hierin lediglich an dfts 
durch das Bedürfnis der Anstalt bedingte Muss zu halten, zumal derselbe die Arzneien 
aus der Hausapotheke nicht an Kranke ausserhalb des Hauses verabreichen darf. 

Demgemäss muss ich dio von dem Arzt des Krankenhauses zu N. Dr. N. gegen 
die Revisionsbemerkungen des Kreis -Physikus erhobenen Einwendungen für begründet 
erachten. Da der genannte Arzt sich überdies dahin erklärt hat, dass er auf eine Be- 
reitung resp. Dispensation compouirtcr Arzneiformen sich nicht einlassc, sondern nur 
die Vcrtheuung der einfachen Präparate in den geeigneten Gewichtsgrössen an die ein- 
zelnen Kranken selbst bewirke, so kann ihm auch die Verpflichtung einen approbirten 
Apotbekergehülfen oder eine Diaconissin zum Dispcnsircn der Medicamonte aiizuncli- 
men, nicht auferlegt werden. 

Dio Königl. Regierung wolle hiernach diu* Erforderliche zur Regulirang der An- 
gelegenheit anordnen und bei der künftigen Visitation der Hausapotheke des N.’schcn 
Krankenhauses und anderer Krankenanstalten demgemäss verfahren. 

Die Uebernahmc einer Krankenbehandlung ist in Folge der Bestimmung des 
§. 144. Abs. 2. der Gewerbe -Ordnung vom 21. Juni 1869 (conf. S. 346.) nicht 
mehr obligatorisch. 
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In Fallen dringender Gefahr findet §. 360. des Strafgesetzbuches vom 31. 
Mai 1870 auch auf die Aerztc Auwendung. 

§. 366. 10) Wer hoi Unglücks füllen oder gemeiner Gefahr oder Noth von der 

Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hülle aufgefordert, keine Folge leistet, ob- 
gleich er der Aufforderung ohno erhebliche eigene Gefahr genügen konnte, wird mit 
Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Halt bestraft. 

Die nachstehenden Paragraphen des Strafgesetzhuches vom 15. Mai 1871 
(R.-G.-BL S. 127.) berühren verschiedene Verhältnisse der ärztlichen Praxis. 

§. 168. Wer unbefugt eine Leiche aus dem Gewahrsam der dazu berechtigten 
Person wegnimmt, ingloienen wer unbefugt ein Grab zerstört, oder beschädigt, wird mit 
Gefängnis» bis zu zwei «laliren bestraft; auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt werden. 

§. 174. Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren werden bestraft: 

3) Beamte, Aerzte oder andere Medieinal personen, welche in Gefängnissen oder in 
öffentlichen, zur Pflege von Kranken, Armen oder anderen Uülflosen bestimmten Anstal- 
ten beschäftigt oder angestellt sind, wenn sie mit den in das Gefängnis» oder in die An- 
stalt aufgenommonen Personen unzüchtige Handlungen vornehmen. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gcfängnissstrafo nicht unter sechs 
Monaten ein. 

§. 209 Kartellträger, welche ernstlich bemüht gewesen sind, den Zweikampf zu 
verhindern, Secnndanten, so wie zum Zweikampf zugezogene Zeugen , Aorztc und 
Wundärzte sind straflos. 

§. 222. Wer durch Fahrlässigkeit don Tod eines Menschen verursacht, wird 
mit Gofängniss bis zu drei Jahren bestraft. 

Wenn der Th&ter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen setzte, 
vermöge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet war, 
so kann die Strafe bis auf 5 Jahre Gofängniss erhöht werden. 

§.230. Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung eines Anderen 
verursacht, wird mit Geldstrafe bis zu dreihundert Thalern oder mit Gofängniss bis zu 
zwei Jahren bestraft. 

War der Thäter zu dm* Aufmerksamkeit, die er aus den Augen setzte, ver- 
möge seines Amtes, Berufes oder Gowcrbcs beso ndors verpflichtet, so kann 
die Strafe auf drei Jahre Gefängnis« erhöht werden. 

§. 231. In allen Fällen der Körperverletzung kann auf Verlangen des Verletzten 
neben der Strafe auf eine an dcnselbou zu erlegende Busse bis zum Betrage von 
zweitausend Thalern erkannt werden. 

Kino erkannte Busse schliesst die Geltendmachung oiucs weiteren Entschädigungs- 
anspruches aus. 

Für diese Busse haften die zn derselben Verurt heilten als Gcsammtschuldncr. 

§. 232. Die Verfolgung etc. aller durch Fahrlässigkeit verursachten Körperver- 
letzungen (§. 230.) tritt nur auf Antrag ein, in so fern nicht die Körperverletzung mit 
Uchortrctang einer Amts-, Berufs- oder Geworbspflichtj begangen worden ist. 

Die in den §§. 18Ö., 196. und 198 enthaltenen Vorschriften linden auch hier An- 
wendung. 

§. 277. Wer unter der ihm nicht zustehenden Bezeichnung als Arzt oder als eine 
andere approbirtc Medicinalnersoii oder unberechtigt unter dem Namen solcher Personen 
ein Zeugnis» über seinen oder eines Andern Gesundheitszustand ausstellt, oder ein der- 
artiges echtes Zeugnis» verfälscht, und davon zur Täuschung von Behörden oder Ver- 
sicherungsgesellschaften Gebrauch macht, wird mit Gofängniss bis zu Einem Jahr bestraft. 

§. 278. Aerzte und andere approbirtc Medicinalpersonen, welche ein unrich- 
tiges Zeugnis» über den Gesundheitszustand eines Menschen zum Gebrauche 
bei einer Behörde oder Versicherungsgesellschaft wider bessere« Wissen ausstellen, wer- 
den mit Gefängnis» von einem Monat bis zu zwei Jahren bestraft. 

§. 280. Neben einer nach Vorschrift der §§. 277. 278. erkannten Gefängnissstrafc 
kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt worden. 

§. 300. etc. Aerzte, Wundärzte, Hebammen, Apotheker, sowie die Geholfen dieser 
Personen, werden, wenn sie unbefugt Privatgeheimnisse offenbaren, die ihnen kraft 
ihres Amtes, Standes oder Gewerbes anvertraut sind, mit Geldstrafe bis zu fünfhundert 
Thalern oder mit Gefüjigniss bis zu drei Monaten bestraft. 

Dio Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
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§. 367. Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft: 

1) Wer ohne Vorwissen der Behörde einen Leichnam beerdigt oder bei Seite 
schaßt , oder wer unbefugt einen Theil einer Leiche aus dem Gewahrsam der dazu be- 
rechtigten Personen wegnimmt; oder au einem Grabe beschimpfenden Unfug verübt. 

Hinsichtlich der Anzeige von verdächtigen Todesfällen erging speciell die 

Circ.-Vcrf. vom 26. August 1841 (Eichhorn). 

Es ist wiederholt vorgekommen , dass Acrzte bei verdächtigen Todesfällen nicht 
nur die sofortige Anzeige bei der Obrigkeit unterlassen, sondern selbst willkürlich die 
Ocffnung der Leiche vorgenommen haben. Durch dieses ungesetzliche Verfahren kann 
die später etwa erforderte gerichtliche Erhebung de» Thatbestandes erschwert, ja un- 
möglich gemacht werden. 

Die Königliche Regierung wird deshalb hierdurch aufgefordert, den Medicinal- 
Porsonen die §§ 14!). ff. der Criminal- Ordnung in Erinnerung zu bringen, und diesel- 
ben zugleich anzuweisen, in jedem Falle welcher möglicherweise zu einer gerichtlichen 
Leichenöffnung Veranlassung geben könnte, aller ungehörigen, den bisherigen Zustand 
der Leiche verändernden Eingriffe, zumal der vorschnellen Oeffnung derselben, sich zu 
enthalten. 

Hiernach hat die Königliche Regierung das Geeignete zu veranlassen. 

Die Paragraphen lauten: 

§. 149. Der Körper eines Menschen, dessen Tod nicht unter den Augen seiner 
Hausgenossen, oder anderer unbescholtenen Personen natürlicherweise erfolgt, sondern 
durch Gewalt, Zufall, Selbstmord, oder eine bis dahin unbekannte Ursache bewirkt ist, 
darf niemals eigenmächtig beerdigt, sondern es muss solcher Vorfall von denjenigen, die 
ihn entdecken, sogleich, und zwar auf den Dörfern der Gcrichtsohrigkeit, oder den- 
jenigen, welche ihre Stelle vortreten, in den Städten aber der Stadtobrigkeit gemeldet 
werden. 

§. 150. Eben diese Anzeige muss besonders alsdann geschehen, wenn ein unehe- 
liches Kind todt zur Welt gekommen, oder binnen 24 Stunden nach der Geburt vor- 
storben, und bei der Entbindung weder eine Hebamme noch eine andere ehrbare Frau 
gegenwärtig gewesen ist. 

Auf die Arznei- Verordnung, das Recept, muss der Arzt nach §. 2. a. der 
Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 das Datum, die Jahreszahl, den Na- 
men des Patienten und, wenn dem Apotheker die. Handschrift des Arztes nicht 
bekannt ist, seinen eigenen Namen angeben. 

8. Die Ausstellung von Attesten. 

Ueber die Ausstellung von Attesten in gerichtlich -medicinischen Fällen ist 
S. 268 ff. (las Erforderliche angegeben. 

Die Vorschriften der Circalar- Verfügung vom 20. Januar 1853 finden auf 
Atteste nicht beamteter Aerzte keine Anwendung. 

Min.-Verf. vom 11. Februar 1856 (v. Raumer). 

Die Königliche Regierung befürwort t in dem Berichte vorn . . . ., die in der Cir- 
cular- Verfügung vom 20. Januar 1853 für die Atteste der Mcdicinal- Beamten vorge- 
sebriebenen Formen auf die zum Gebrauch vor Behörden, insbesondere vor Gerichts- 
Behörden bestimmten Atteste der nicht beamteten Aerzte auszudehnen. Aus der, der 
Königlichen Regierung zugegangenen Circular- Verfügung vom heutigen Tage (S. 270.) 
wird Dieselbe ersehen , dass ich auf diesen Vorschlag in Uebereinstimmung mit dem 
Herrn Justiz-Minister nicht eingegangen bin. Die dagegen obwaltenden Bedenken sind 
folgende: 

Zunächst bedarf es einer solchen, das Publicum möglicher Weise sehr belästigen- 
den M assregel nicht, da den Behörden frei steht, in allen Fällen das Attest eines Medi- 
cinal- Beamten zu erfordern, in welchen sie, »ei es wegen der Persönlichkeit des Aus- 
stellers, sei es wegen des Widerspruchs des Attcstes mit anderweit bekannten Thntsaeheu 
o<ler aus irgend einer anderen Veranlassung, die Richtigkeit de» ärztlichen Attcstes he- 
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zweifeln. Sodann hat sieh die Cireular-Verfügung vom 20. Januar 1853 nach dem Ur- 
theil der überwiegenden Mehrzahl der Königlichen Regierungen practisch bewährt, ins- 
besondere eine grossere Genauigkeit der Atteste der Medicinal-Beamtcu und eine we- 
sentliche Verminderung der Zahl der zum Gebrauche vor Gericht bestimmten Atteste 
nicht beamteter Aerzte zur Folge gehabt. Dazu kömmt, dass es uicht unbedenklich er- 
scheint, die Atteste aller Aerzte bloss deshalb, weil sie der durch dio Verfügung vom 
*20. Januar 1853 vorgeschriebenen Form genügen, den Attesten der Medicin&l- Beamten 
hinsichtlich des öffentlichen Glaubens gleich zu stellen. Das könnte leicht zu einer 
Ueberschätzong der Form, zu einer Erhebung derselben über das Wesen eines Attostes 
führen. Uebordies verdienen auch nicht alle Aerzte als solche das Vertrauen strenger 
Wahrheitsliebe und Gewissenhaftigkeit bei der Ausstellung von Attesten für ihre Pa- 
tienten. 

Dem Uebelstando, welcher hauptsächlich den Antrag auf Genernlisirung der Ver- 
fügung vom 20. Januar 1853 veranlasst zu haben scheint, dass nämlich in manchen Ge- 
genden und unter gewissen Umständen es sehr schwierig, vielleicht unmöglich ist, das 
Attest eines Medici nal - Beani ten rechtzeitig herlHMzusclmffcn — scheint auf andere 
zweckmässiger« Weise begegnet werden zu können. Es würden in solchen Gegenden 
resp. für solche Fülle, in denen die Beschaffung des Attostes eines Mcdiciiial - Beamten 
erheblichen Schwierigkeiten unterliegt, den betreffenden Gerichts- Behörden ein für alle- 
mal von der Königlichen Regierung einzelne Aerzte, welch« sich des Rufes besonderer 
Zuverlässigkeit und Gewissenhaftigkeit erfreuen, als solche bezeichnet werden können, 
deren Atteste hinsichtlich des öffentlichen Glaubens denen der Medicinal-Beamten gleich- 
zustellen wären, und demnach von den Gerichten auch zum Zwecke eines Aufschubes 
in der Vollstreckung der Freiheitsstrafen oder Schuldhaft, falls sie nach Massgabe der 
Verfügung vom 20. Januar 1853 ausgestellt worden, als genügend angenommen werden 
könnten. Die Gerichte würden dadurch der Nuthwcudigkcit überhobeii, in dringenden 
Fällen das Attest jedes beliebigen Arztes zuzulassen, und die Königliche Regierung in 
den Stand gesetzt, auf die Zuverlässigkeit nicht beamteter Aerzte bei Ausstellung von 
Attesten indireet ein zu wirken, indem namentlich die Aerzte auf dem Lande und in den 
kleinen Städten sieb voraussichtlich bemühen würden, ihren Attesten den nngedeuteten 
Vorzug zu verschaffen. Den Gerichten bliebe überlassen, die bozcichueten Aerzte in 
den betreffenden Bezirken zur Kcnntniss des Publicums zu bringen, was ohne Beein- 
trächtigung des Rufes der übrigen Aerzte sich in der Art dürfte bewerkstelligen lassen, 
dass jene als Substituten der Kreis- Medicinal-Beamten für den angegebenen 
Zweck und für Nothfälle namhaft gemacht worden. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, sich hierüber gutachtlich zu uiissern und 
zugleich diejenigen Aerzte namhaft zu machen, welchen Sic in der angegebenen Be- 
ziehung besonderes Vertrauen schenken zu küuuen glaubt. 

Atteste, auch der Medicinal-Beamten, wenn sie dieselben in ihrer Eigen- 
schaft als practische Aerzte u. s. w. ausstellen und unterzeichnen, sind stempelirei. 

Hinsichtlich der ärztlichen Atteste hei der Anmeldung des Beitritts zur 
allgemeinen Wittwen - Verpflegungsanstalt ist der §. 9. des Reglements vom 
28. December 1775 auch nach Erlass des Gesetzes vom 17. Mai I85<J über die 
anderweite Organisation dieser Anstalt massgebend geblieben. Derselbe lautet: 

Endlich muss der Recipiendus ein Attest eines approhirten Medici practici bei- 
bringen, worin letzterer auf seiue Pflicht, und an Eidesstatt versichert, dass nach seiner 
besten Wissenschaft der Recipiendus weder mit der Schwindsucht, Wassersucht, noch 
einem andern morbo chronico, so ein baldiges Absterhen befürchten liessc, behaftet, 
auch überhaupt, zur Zeit nicht krank noch bettlägerig, sondern gesund, nach Verhältnis» 
seines Alters l»ci Kräften, und fähig sei, seine Geschäfte zu verrichten. — Dieses Attest 
des Medici muss von vier Mitgliedern der Wittwen-Socictät, oder wenn solche nicht zu 
habeu sind, von vier anderen redlichen Männern unterschrieben werden, welche be- 
zeugen, dass ihnen der Recipiendus bekannt sei und sie das Gegentheil von dom, was 
der Modicus attestirt, nicht wissen. — Wohnt der Recipiendus ausserhalb Berlin, so ist 
noch ausserdem ein gerichtliches oder von einem Notano und Zeugen aus/.ufertigendes 
Cortiticat hiuzuzufügcu, dass sowohl der Modicus als die vier Zeugen das Attest eigen- 
händig unterschrieben haben, auch keiner von denselben ein Vater, Bruder, Sohn, 
Schwiegersohn oder Schwager des Rccipieudi oder seiner Frau sei, indem dergleichen 
nahe Verwandte als Zeugen nicht zugelassen werden köuueu. 
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Die strafrechtlichen Bestimmungen in Beziehung auf die Ausstellung falscher 
Gesund hei ts- Atteste tiuden sich iu den §§. 277. und 278. des Strafgesetzbuches 
vom 15. Mai 1871. 

4. Die ärztlichen Gebühren. 

Die Vergütung für die Verrichtungen der Medici nalpersoneu bleibt der freien 
Vereinbarung der Betheiligten überlassen und erfolgt, wenn eine solche nicht 
stattgefuuden hat, nach den Bestimmungen der Taxe für die Medicinalpersonen. 

Gewerbe» Ordnung vom 21. .luni 1869. 

§. so. Die Bezahlung der appmbirten Aerzte ($. 29. Absatz l.) bleibt der Verein- 
barung überlassen. Als Norm für streitige Fälle ii» Mangel einer Vereinbarung können 
jedoch für dieselben Taxen von den Ontralbehördcn festgestellt worden. 

Mit der sich hieraus ergehenden Massgabe gilt in dem grössten Theil der 
Preussischen Monarchie, nftmlich in den älteren Provinzen mit Ausnahme der 
Hohonzollernsehen Lande und in dem ehemaligen Herzogthum Nassau die Taxe 
vom 21. Juni 1815, während für die Hohenzollernschen Lande die Taxe vom . 
1. Juli 1828 (G.-S, für Hoheuzolleru S. 80.), für die Provinz Hannover die Taxe 
vom 21. Januar 1835 (Hannoversche Gesetzgebung über das Medicinalweseu S. 10.), 
für das ehemalige Kurfursteiithum Hessen das in besonderem officiellen Abdrnck 
erschienene Regulativ zur Feststellung der Gebühren-Rechnungen der Aerzte etc. 
vom 23. Mai 1806, für die Provinz Schleswig-Holstein das Patent vom 1. Decbr. 1820 
(Chronologische Sammlung der Verordnungen für die Herzogt h firner Schleswig 
und Holstein de 1820 S. 164.) in Kraft gebliehen sind. 

Durch die Verordnung vom 2. Juli 1867 (G.-S. S. 1119) wurde die Preussi- 
sche Mediciualtaxc in Nassau eingeführt 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Prcusseu etc. verordnen auf Antrag 
unseres Staat sministeriu ms was folgt: 

Die Taxe für die Medicinalpersonen vom 21. .luni 1815 (G.-S. S. 109.) 
nebst den dazu ergangenen Abänderungen, Ergänzungen und Erläuterungen 
tritt mit dem 1. September d. «1. für das Gebiet des ehemaligen Ilcrzogthuins 
Nassau in Kraft. Von demselben Zeitpunkt ab >ind alle entgegenstellenden 
Vorschriften aufgehoben. 

Die vorstehende Verordnung ist durch die Gesetzsammlung zu puhlicirou. 
Urkundlich etc. 

Dass die Mediciual-Taxe vom 21. Juni 1815 noch in Kraft bestellt, bespricht 
die Verf. vom 11. Januar 1873 (I. V. Dr. Achenbach). 

Die in dem Bericht vom . . . entwickelte Auffassung, dass die Taxe für die Medi- 
cinalporsonen vom 21. .Juni 1815 durch 80. der Gewerbe-Ordnung vom 21. »luni 1869 
ausser Kraft gesetzt sei, kann ich nicht tlieilcn. Eine Bestimmung, welche jene Taxe 
ausdrücklich auflickt, ist in der Gewerbe- Ordnung nicht enthalten. Dass die orstero 
durch die letztere implicitc aufgehoben sei, würde sich nur dann behaupten lassen, 
wenn der §. 80. |. c. als eine der Taxe von 1815 entgegenstchende Bestimmung anzu- 
schen wäre. Das ist aber nicht der Fall, denn schon vor Erlass der Gewerbe-Ordnung 
war eine Vereinbarung der Interessenten über eine andere als die taxmfissigc Honorirung 
der ärztlichen Bemühungeu nicht ausgeschlossen und vielfach in Uebung. (Rese. vom 
23. Mai 7860). Hieraus ergiebt sich, dass die Bestimmung im §. 80 . der Gewerbe- 
Ordnung, welche die Bezahlung der Aerzte ete. der Vereinbarung überlässt, der An- 
wendbarkeit der Taxe von 1815 als subsidiarische Rechtsform nicht entgegensteht und 
dieselbe mithin nicht aufgehoben ist. 

Ein Ober-Tribunals-Bcschluss vom 11. März 1873 hat festgestellt, dass die 
Medicinal-Taxe vom 21. Juui 1815 noch gültig sei uud die Norinalsätze für die 
Honoriruug solcher Aerzte enthalte, deren Behandlung nicht, am gewöhnlichen 
Aufenthaltsorte des Patienten, sondern mit Rücksicht auf die besondere Cur- 
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und Heilart am Wohnorte des behandelnden Arztes in Anspruch genommen 
werde. 

Im Namen des Königs. 

In Sachen des Dr. mcd. R. in SV., Klägers und Imploranten, 
wider 

die Wittwo des Rittergutsbesitzers K. in B., Verklagte, und Imploratin, 
hat der vierte Senat des Königlichen Ober-Tribunals in der Sitzuug vom I I. Marz 1873, 
au welcher Theil genommen haben: 
der Vice- Präsident, etc. etc. 
für Recht erkannt: 

dass die gegen das Erkenutniss des Königl. Appellations-Gerichts zu N. vom 
12. October 1872 eingelegte Nichtigkeitsbeschwerde, unter Vemrtheilung des 
Imploranten in die Kosten des Ri-clitsmittels zuruek/.uweisen. 

Von Rechts Wegen 
Grünclo. 

Die Parteien sind darüber einig, dass, abgesehen von der Vorschrift des §. 8(», der 
Reichs-Gewerbo-Ordnung vom 21. Juni 1869 (Bundcs-Gesctz- Blatt de 1 869, pag. *245.) die, 
durch die Verordnung vom 2. Juli 1867 (Gesetz-Sammlung für Prcnsscn de 1867. pag. 1 119.) 
auch für das vormalige llerzogthum Nassau publicirte Prcussische „Neu reviclirtc Taxe** 
für die Medicinal-Personcu vom 21. Juni 1815 (Gesetz-Sam ml. de 1815, pag. 109.) dort 
Gültigkeit haben würde. 

Ihre Ansichten weichen nnt* darin von einander ab, dass der Klager diese Taxe 
durch den 80. jener Gewerbe-Ordnung für aufgehoben, und deshalb beim Mangel 
einer über die Höhe der ihm für seine der Verklagten geleistete ärztliche Hülfe zu ge- 
wahrenden Vergütung getroffenen Vereinbarung, ausschliesslich das Gutachten von 
Sachverständigen für massgebend erachtet, während die Verklagte die Vorschriften der 
Taxe noch für fortbestcheml hält. 

Hierin ist ihr der Appellutionsrichter mit Recht beigetreten. 

Nach Artikel 3. der Verfassung des Deutschen Reichs gehen die Reich sgesetze den 
Landcsgosetzen vor. An sich würde daher die Reiehsgewcrhc-Ordnung, als das neuere 
Gesetz zur Aufhebung der P russischen Medici nal-Taxo geeignet gewesen sein. 

Ob für die Frage, in wie weit ein preußisches Gesetz durch ein Reichsgesetz 
.aufgehoben sei, die Vorschrift des §. 59. der Einleitung zum Allgemeinen Land recht, 
nach welcher Gesetze so lange ilire Kraft behalten, bis sie vom Gesetzgeber aus- 
drücklich wieder aufgehoben sind, massgebend sei, kann dahingestellt bleiben. Denn 
das Wort .ausdrücklich“ hat, — wie auch Foerster meint (Theorie und Praxis Bd. 1. 
pag. 35) auch dort nicht die Bedeutung, dass in dein neuen Gesetz wörtlich gesagt 
sein müsse, das ältere Gesetz sei aufgehoben; vielmehr genügt es, zur Ausscrkratt- 
setznng des letzteren, wenn entweder die Vorschriften des neueren Gesetzes mit dem 
älteren unvereinbar sind, oder doch aus seinem Inhalte die Absicht, das filtere nicht 
fort bestehen zu lassen , klar erhellt So aufgefasst, enthält aber der §. 59. eit. keine 
dom Preussiachen Allgemeinen Landrecht eigenthümliche Bestimmung, vielmehr nur ein 
in der allgemeinen Recht st heorie wurzelndes Princip. In Ueberuinstinunung mit den 
vorstehend aufgestellten Bedingungen der Aufhebung eines filteren Gesetzes durch ein 
neueres, sagt Puchta (Pandekten 9. Auflage §. 17): 

eine Rechtsvorschrift werde dadurch aufgehoben, dass sie in Collision mit 
einer anderen neueren trete, der diese Wirkung zukomnie; der nonero Reclits- 
satz müsse dazu bestimmt sein, den anderen aufzuhebon. 

Aelinlich äussert sieh Unger (Oesterreich isches Privat-Recht Bd. 1. pag. 103.): 

die gänzliche oder thoilweise Aufhebung eines Gesetzes könne eine aus- 
drückliche, indem das bisherige Gesetz geradezu für aufgehoben erklärt werde, 
oder eine stillschweigende sein, wenn das spätere Gesetz über denselben Gegen- 
stand eine neue Bestimmung enthalte, welche der im älteren enthaltenen 
widerspreche. 

Von diesen Voraussetzungen der Beseitigung einer gesetzlichen Vorschrift aus- 
gegangen, kann die Preussische Modicinal-Taxo vom Jahre 1815 durch den 8. *0. der 
Reichs - Gewerbe • Ordnung für aufgehoben nicht erachtet werden. Dieser Paragraph 
schreibt vor: 

Die Bezahlung der approbirten Aerztc u. s. w. (§. 29. Abs. 1.) bleibt 
der Vereinbarung überlassen. Als Norm lur streitige Fälle im Mangel einer 
Vereinbarung können jedoch für dieselben Taxen von den Centralbchördeii 
festgesetzt werden. 

Dass hierin nicht eine ausdrückliche Aufhebung der vorerwähnten Taxe zu finden 


Digitized by Google 


ist, leuchtet ein; es geschieht derselben so wenig, als der für andere Linder des deut- 
schen Reichs bestehenden Medieinnl-Tuxen Erwähnung. 

Es ist aber aueli weder aus seinem Inhalte die Absicht, jene Taxe aufzuhebou, 
erkennbar, noch ist derselbe mit dem Fortbestehen der Taxe unvereinbar. Die Worte: 
„Als Norm etc. können für dieselben (die Aerzto) etc. Taxen festgesetzt 
werden - 

bestimmen ihrem zunächst massgebendem Wortsinnc nach, nur: dass es nicht unzu- 
lässig sein soll, den Liquidationen der Aerzte im Interesse des Publicum» Schranken 
zu setzen. 


Dass dies auch in der That die Bedeutung des Paragraphen hat »ein sollen, er- 
giebt »ich an» den» vorangehenden §.72., welcher bestimmt: 

Polizeiliche Taxen sollen, so weit nicht ein Anderes nachstehend 
angeordnet worden, künftig nicht vorgoscli riehen werden: da wo sie 
gegenwärtig bestehen, sind «ie in einer von der Orts-Polizei- Behörde zu be- 
st imnieiideii höchstens einjährigen Frist anfzuheben. 

Nach diesem Paragraphen bildet die Unzulässigkeit von Taxen für Ge werbtreibende 
die Regel, von der die darin in Bezug genommenen Paragraphen, zu denen der hier 
in Rede stehende §. 8<>. gehört, die Ausnahme stutuiron, d. h. verordnen, dass für die 
darin behandelten Kategorien von (ie werbet reibenden — hier Aerzte — Taxen statt haft 
sein sollen. Dagegen ist davon, dass, wo in einzelnen Ländern Taxen für Aerzte be- 
reits bestehen, diese ausser Kraft treten sollen , nirgend auch nur andeutungsweise 
die Rede. Es sind seihst Gesichtspuncte, welche bei der Festsetzung der im §. so, nach- 
gelassenen Taxen ins Auge zu fassen wären, nicht angegeben, den Centralbehörden der 
einzelnen Bundesstaaten würde daher unverwohrt sein, zu bestimmen, dass die neue 
Taxe mit der älteren — dureh den §. SO, aufgehobenen durchweg von gleichem In- 
halte sein solle. Hiervon ausgegangeu, würde nher die, die Aufhebung bestehender 
Taxen betreffende Vorschrift des §. 80. illusorisch und somit zwecklos ».»in. Ausser der 
Bestimmung über die Zulässigkeit ärztlicher Taxen überhaupt beabsichtigte der Para- 
graph aber zugleich eine Beschränkung in Betreff der Competenz zum Erlass solcher 
Taxen dadurch anzuordnen, dass er hierzu nur die Centralhchörden, im Gegensatz zu 
den Provinzial-Bozirks- und Orta-Verwaltuugs-Bchörden für befugt erklärt. 

Mit der, der Ansicht des Appellationsrichtcr» entsprechenden Auslegung des §. 80, 
welcher im Entwürfe der Gewerbe Ordnung lautete (Drucksachen de 18G9, Bd. 1. Nr. 13, 
pag. 19): 

Taxen für die Medicinal-Per»onen und Apotheker können von den Ceutral- 
behörden festgeslellt werden, 

stehen auch die Motive zu demselben im Eitiklauge (ibid. pag. 80). Nachdem dort 
Eingangs des, den §. 80. in »ich schliessenden Titel V. des Entwurfs mit der Ueber- 
schrift: „Taxen* bemerkt worden, dass die A aaschliessung polizeilicher Taxen eiue 
unth wendige Consequenz der Gewerbefreiheit sei, heisst es l>ei der Besprechung der 
Ausnahmen von dieser Regel in Bezug auf Aerzte (ibid.): 

.Die Taxen für Aerzte, welche nach dem überall bestehenden Gebrauch nur 
in Streitfällen eintreten, haben den Vortheil, Streitigkeiten über den Preis für 
Leistungen vorzubeugen, welche sich eigentlich nicht abschätzen lassen Auch 
würde die nach ninuchcn Landesgesetzen den Acrzton obliegende Pflicht, ihre 
Hülfe nicht zu versagen, illusorisch »ein, wenn ihren Honorar- Forderungen 
nicht Maximum gesetzt wäre. Die Fassung des §. sehliesst übrigens jeden 
Zwang zur Einführung von Taxen für Mediciual- Personen aus.“ 

Diese Bemerkungen geben zu erkennen, das» es sich ausschliesslich uui die Frage 
handelte, ob es überhaupt gerechtfertigt sei, als Ausnahme von der -vorangehend auf- 
gestellten allgemeinen Regel, die ärztlichen Liquidationen für Falle mangelnder Ueber- 
einkunft durch Taxen zu beschränken, dass dagegen die Frag* 4 , ob in Ländern, wo 
solche bereit» beständen, «diese ferner Geltung behalten, oder — etwa behufs Einführung 
auf gleir.limässigen Prinzipien für die Reiclislünder beruhender Taxen uufzuheheit 
seien, gänzlich ausschied. 

Dass auch aus der Wortfassung: „Taxen — können festgesetzt werden“ nicht 
zu folgern ist, dass nur die künftig emanirten Taxen für die Aerzte bindend »ein 
sollten, ergiebt sieh deutlich aus einer Vcrgleichuug de» §. 80. mit dein §. 7Ü. (im Ent- 
wurf §. 77) nebst Motiven. Derselbe bestimmt: 

Die Ortspolizei- Behörde ist befugt für Lohnbediente pp. Taxen fest zu setzen. 

Auch hier würde, da die Fassung im Wesentlichen mit der dos §. 80. überein- 
stimmt, von der Auslegung des Imploranten ausgegangen, angenommen werden müssen, 
dass sich die Befugnis» der Behörden zur Feststellung von Taxen nur auf die Zukunft 
beziehe, die schon bestellenden Taxen mithin ausser Kruft treten sollteu Dass die» aber 
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nicht in der Absicht des Gesetzes gelegen hat, ergeben die Motive zu diesem Para- 
graphen unzweideutig. Denn mit clor darauf bezüglichen Bemerkung derselben (ibid.) 

„Taxen für die im §. 77. (des Entwurfs) bezeichnten Personen bestehen 
in allen grösseren Orten, and cs liegt kein Bedürfniss vor, hierin etwas 
zu ändern* 

ist die Annahme, dass dio schon bestehenden Taxen in Fortfall kommen sollten, nicht 
vereinbar. 

In gleicher Weise, wie dio^Motivc, stehen auch die Reichstags- Verhandlungen der 
Ansicht des Appellationsrichter.s zur Seite. Es war in Bezug auf den §. 80. von einem 
Abgeordneten beantragt worden, die Bestimmung über ärztliche Taxen ganz fort- 
fallen zu lassen: von zwei andoren — für Osnabrück und Berlin — war vorgeschlagen, 
demselben die Fassung zu geben, welche er demnächst in der Gewerbe-Ordnung er- 
halten hat (Band 14 der vorbezeichneten Sammlung Nr. 83. und 109, 12). Bei der 
Berathung über diese Anträge in der Sitzung vom 20. April 18*:9 (Stenographische Be- 
richte Bd. I., pag. 481 seq.) blieb wiederum die Frage}, ob sieh Taxen für Aerzte em- 
pfählen und wie der Paragraph zu fassen sei, alleiniger Gegenstand der Verhandlung, 
während so wenig über die bei der Feststellung solcher Taxen zu beobachtenden Prin- 
zipien, als über die Frage des Fortbestehens oder der Aufhebung schon bestehender 
Taxen gesprochen wurde. Dass eine solche Aufhebung auch von keiner Seite beab- 
sichtigt worden ist, ergiebt sich auch daraus, dass, nachdem der Abgeordnete für Osna- 
brück sein oben erwähntes Amendement näher motivirt hatte, der Präsident des 
Bundes- Kanzler- Amts, ohne Widerspruch zu erfahren, bemerkt (pag. 483 ibid.) 

das Amendement, gegen welches er nichts cinznwonden habe, drücke in Be- 
treff der Aerzte, wie dor Abgeordnete für Osnabrück ausgofuhrt habe, nur 
denjenigen Zustand aus, wclchor in Prousson bestehe und das» eine 
solche subsidiäre Taxe im Intorcsso aller Thcilo bestehen müsse, sei von dem 
Abgeordneten überzeugend dargelegt, 

eine Acnseernng. dio darauf hindcutct, dass das Fortbestehen der prcussischen Mcdici- 
nal-Taxe für selbstverständlich erachtet worden ist. 

Hiernach steht dem Anpellationsrichtcr in gleicher Weise der Inhalt des §. 80. als 
die Geschichte seiner Entstehung zur Seite. Dem gegenüber kann dem Argument des 
Imploranten: 

dass, wenn der §, 80 das Fortbestehen schon vorhandener Taxen hätte zulassen 
wollen, ihm eine dem §. 78 entsprechende Fassung hätte gegeben wer- 
den müssen. 

Gewicht nicht boigelegt werden. Dieser bestimmt: 

Hinsichtlich der Taxen für solche gewerbtreibendo Personen, welche nach den 
Bestimmungen im §. 36 von den Behörden zn beeiden und anzustellen sind, 
wird durch das gegenwärtige Gesetz nichts geändert. Die nach §. 36. zustän- 
digen Behörden sind befugt, für diese Personen auch da Taxen einzuführen, 
wo dergleichen bisher nicht bestanden. 

In den Motiven zu diesem §. (im Entwürfe §. 79) wird nur gesagt: dass Gewerbe- 
treibende, welche in beschränkter Zahl angestellt seien (Fehlmesser, Marktsclieider etc.) 
einer Taxe für ihre Leistungen unterworfen worden müssten, bedürfe keiner besonderen 
Begründung; und bei der Berathung in dor Sitzung vom 20 April 1869 (Stenograph. 
Berichte de 1869, Band 1. nag. 4SI; ist, ohne jede Andeutung, dass bezüglich aes 
Fortbestehens schon vorhandener Taxen in diesem Paragraph etwas Singuläres bestimmt 
werden solle, lediglich dio demselben zn gebende Fassung besprochen worden. 

Es kann daher daraus allein, «lass dieser §. 78. den Passus enthält: „es werde 
hinsichtlich «ler Taxen für die dort bezcichnetcn gewerbetreibenden Personen «lurch das 
gegenwärtige Gesetz nichts geändert* nicht gefolgert werden, dass die zur Zeit der 
Emanation der Gewerho-Ordnting für die in «len §§. 76., 77. und 80 . aufgeführten Perso- 
nen in den einzelnen KoMbslaiidern etwa vorhandenen Ta\«*n aufgehoben sein sollten. 

Hiernach erscheint die Beschwerde über Verletzung tles Artikel 2. der Verfassung 
«les Deutschen Bundes und «los §. 80 der Reichs-Gewerbeordnung hinfällig. 

-Dasstdbe gilt von «ler Rüge eines Verstoss«*s gegen die erwähnte preussische Mc«li- 
cinal-Taxe vom 21. Juni 1815, insbesondere sub Nr. 1. 1. bis 4., von welcher Implorant 
behauptet, «lass sie nach ihrem ganzen Zwecke nicht «iic Bedeutung habe, Normal-Sätze 
für die Honorirnng solcher Aerzte zu schaffen, deren Behandlung nicht am gewöhnlichen 
Aufenthaltsorte des Patienten, sondern mit Rücksicht auf dio besondere Cnr- untl Heil- 
nrt am Wohnorte des bohand«*ln<lon Arztes in Anspruch genommen werde. Die.se 
Ansicht findet in den Vorschriften der Medicinal-Taxo keine Unterstützung; auch haben 
die Vorderrichter nicht festgestellt, «lass die Verklagte einer besonderen Cur- und Heil- 
art vom Kläger unterworfen worden sei. Hierin findet zugleich die, durch eine nähere Be- 
gründung nicht unterstützte Beschwerde über Verletzung der Verordnung vom 2. Juli 1867, 
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betreffend die Einführung jener Medicinnl-Taxe in da» vormalige llcrzogthum Nassau, 
ihre Widerlegung. 

Hiernach hat die Nichtigkcitshesch werde zurückgewiesen werden müssen. 
Ansgefertigt pp. 

Ediet, betreffend die Einführung einer neu revidirton Taxe für die 
Medicinal personell, vom 21. .1 uni 1815 (G. S. S. 100). 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Prensscn etc. etc. ln 
Erwägung, dass die bisherigen Taxen für die Medicinalpcrsonon unvollständig, und in 
vielen Funkten zweifelhaft waren, haben Wir die nachstehende Taxe Zusammentragen 
lassen und genehmigen und bestätigen Wir dieselbe dergestalt und also, dass sie in 
Unser« sfimmt liehen Staaten, mit Aufhebung aller bisherigen hiervon abweichenden 
provinziellen Verordnungen, Gesetzeskraft erhalten, und was insbesondere die Remune- 
rationen der gerichtlichen Medieinalnersoncn betrifft, solche sowohl aus Staatskassen, 
als von den Pntrimonialgerichts-lnhaboni darnach geleistet werden sollen. 

Wenn jedoch einzelne Stadt gemeinden bei Anstellung der von ihnen besoldeten 
gerichtlichen Acrzto und W undärzte mit denselben über die für einzelne Geschäfte zu 
zahlenden Gebühren besondere Verabredungen getroffen haben, so muss cs dabei ver- 
bleiben. 

Gegeben Berlin, den 21. Juni 1815. P . , • . w-.i , 

F nednch W illielm. 

I. 

Taxe für die practischen Aerzte. 

1) Für den ersten Besuch innerhalb der Städte und Vorstädte von 

16 gGr. bis 1 Thlr. 8 gGr. 

Amm-ik Welcher von dm vorsrhlrdmcu möglichen Sitzen innerhalb des K"Kebftnen 
Spiclmum* hier und in den unten weiter folgenden Petitionen Jedesraal amuwen- 
denf bannt, vornehmlich nach dem VcrraSgrMfQiMand« der Zahlungspflichtigen, 
von ilem (iDtarbten der festseixenden Hchörde ab. Iii grottven Städten, <1. i. Molchen, 
die mindestens 10,000 Einwohner aiiiiicn, ist itn Allgemeinen eine grossere Wohl- 
halieiihirit au vermuthen . und dahur sind dort in der Kugel di« höheren Sitae, io 
den weniger bevölkerten Städten und auf d*-m platten Laude aber die niederen 
Sitae :n Anwendung zu bringen. Wenn Jedoch an den letztem Orten Leute von 
bedeutendem Wohlstände wohnen, so können auch von diesen höhere Sätze, und 
nach tlnistkiidcn der höchste Satz, gefordert werden; so wie im (Scgentheil auch 
in «rosi*ei» Städten bei Leuten toll t>ekaiintlich geringen Vrrm4geii!‘-Uni»tÄiiden, 
z. B. unteren Ofticianten, geringen Handarbeitern, desgleichen, wenn ein Concurs- 
Liquidationsverfaliren «tattündet oder ein Nachlass tur standemniiis'gen Erairhung 
der Kinder nicht hinreichend ist der niedere Satz nnauwenden i»t. 

2) Kür je<len tler folgenden Besuche mit Inbegriff der zu verschreiben- 
den Reecpte 8 — IC „ 

Für etwanige Fuhrkostcn kann hierbei nichts angesetzt werden. 

3) Kür den ersten Besuch, wenn der Kranke über eine Vicrtclmcile von 

der Stadt oder Vorstadt entfernt, ist. , 1 — 2 Thlr. 

4) Für jeden der folgenden Besuche in solcher Entfernung . . 16 gGr. bis 1 „ 

Bei Entfernungen über eine Viert elmeile von der Vorstadt steht 
dem Arzt auch das Recht zu, freie Fuhren zu verlangen. 

Boi allgemein anerkannt contagiösen Fiebern, durch deren Be- 
handlung das Leben des Arztes selbst gefährdet wird, findet eine Ver- 
doppelung der hier von 1. bis 4. angenommenen Sätze Statt. 

5) Wenn der Arzt mehrere zu einer Familie gehörende und in einem 
Hause wohnende Kranke zu besuchen hat, darf er für den zweiten 
und dritten u. s. w. nur die Hälfte des bestimmten Satzes fordern. 

Eben dies gilt auch bei Pension«- und ähnlichen Anstalten. 

6) Wenn aber mehrere Familien in einem Hause wohnen, die denselben 
Arzt gebrauchen, so kann er dann von jeder Familie das volle Sö- 
st rum fordern. 

7) Kür jeden nächtlichen Besuch innerhalb der Stadt und Vorstädte, 

wenn er der erste Besuch des Kranken ist 2—3 „ 

8) Für denselben, wenn er zu den nachfolgenden Besuchen gehört . . . 1—2 „ 

fl) Für einen nächtlichen Besuch des Kranken, der über eine Vicrtelmeilc 

von der Stadt oder den Vorstädten entfernt wohnt, wenn der Besuch 

der erste überhaupt ist 3 — 4 „ 

10) Für denselben, wenn er zu den nachfolgenden Besuchen gehört 

1 Thlr. 12 gGr. bis 3 „ 
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11) Für einen nächtlichen Besuch gilt ein jeder, der von 10 Uhr Abends 
bis des Morgens um 6 Uhr gefordert wird. 

1*2) Auch bei den wichtigsten Krankheiten darf der Arzt dem Kranken 
nur zwei Besuche täglich anrechnen, wenn er nirht zu mehreren be- 
sonders aufgefordert wird. Bei chronischen Krankheiten muss er noch 
näher nach weisen, dass täglich zwei Besuche nqthig waren, als worüber 
dann die sachkundige Behörde entscheiden wird. 

13) Wenn der Arzt stundenlang bei dem Kranken zu bleiben ausdrücklich 
aufgefordert ist, ßo muss «Res besonders honorirt werden. Doch kön- 
nen einem Arzte für die einem Kranken in einem Zeitraum von 
*24 Stunden gewidmeten Besuche äncl. des ad 13 gedachten auf Ver- 
langen erfolgten stundenlangen Bleibens überhaupt nie über 3 ThJr. 
zugebilligt werden. 

14) Für ein aus dem Banse nbgeholtOß Kccept 3 — 6 gGr. 

151 Für ein dergleichen in der Nacht 6 -1 2 „ 

16) Für die erste Consultation mehrerer Aerzte, jedem derselben 

1 Thlr. 1*2 gGr. bis 3 Thlr. 

17) Für jede der folgenden Coneultntionen .18 gGr. bis 1 „ 

18) Für den Beistfind eines Arztes bei einer Operation 1—3 „ 

10) Für den Beistand eines Arztes hei einer Niederkunft 3—4 ., 

20) Für die Ausfertigung eines Gesundheits- oder Krankheitsscheines 8 gGr bis 1 „ 

21) Für ein geschriebenes mit wissenschaftlichen Gründen unterstütztes 

Consilium, nachdem solches mühsam und weitläufig ist 3 — 6 „ 

22) Für jeden zur Heilung des Kranken nothwendigen Brief . . 16 gGr. bis 1 * 

23) Bei einer Heise über Land erhält der Arzt bei freier Fuhre täglich 

bis zu seiner Znrückkunft an Diäten 3 „ 

Dies findet auch am Tage der llin- nnd Rückreise, wenn die 
Reise nur 1—3 Meilen betrugt. Statt. 

Ausser diesen Diäten darf nichts für die einzelnen ärztlichen 
Bemühungen liquidirt werden. 

24) Meilengeld erhält der Arzt nur dann für jede Meile, sowohl hin und 

zurück, wenn seine Roiso über drei Meilen I>ctr5gt, pro Meile ... 1 - 

wogegen er aber am Tage der Hin- and Rückreise keine Diäten be- 
kommt. 

25) Ein Hospitalarzt darf von den Personen, welche gegen Bezahlung im 
Lazareth verpflegt werden, nie ein Sostrum fordern, und mit Hinsicht 

• aut* das Allgemeine Landrecht II. 20. §.360. ohne Genehmigung der 
Regierung auch nicht annehmen. 

26) Für eine von Privatpersonen verlangte Oeffnung eines todten Körpers 3—6 , 

II. 

Taxe für die Wundärzte. 

1) Für jede Operation selbst wird ein eigenes Sost rum liezahlt, die nach- 
folgenden Besuche werden besonders honorirt. Das Sostrum für den 
Besuch, hei welchem eine Operation gemacht, oder eine Wunde zum 
ersten Mal verbunden wird, ist in dem Sostrum für die Operation oder 


den Verband, mit inbegriffen. 

2) Wundärzte, die sich zugleich als Aerzte qualiticirt haben, erhalten auch 
für ihre wnndfirztlichc Besuche das Sostrum der Aerzte. 

3) Für die Trepanation mit einer oder mehreren Kronen ...... 8 1*2 „ 

4) Für die. Operation einer Thränenlistel 6— 10 n 

5) Für die Operation des grauen Staars an einem Auge 8—15 

An beiden Augen die Hälfte mehr. 

6 ) Für die Exstirpation eines Auges 8—12 „ 

7) Für die Exstirpation des Linpenkrcbses 4—8 

Bei nöthiger Wiederholung der Operation die Hälfte des Satzes. 

8 ) Für die Operation der II aasen scharte 4 — 8 

Wenn die Haascnseharte aber den hohem Grad eines Wolfsrachens 
erreicht hat, so wird die Hälfte mehr bezahlt. 

0 ) Für die Operation einer Speiehel fistel 4 — 6 

10 ) Für die Exstirpation der Mandeln 3 — 6 " 

11) Für die Ausrottung eines Rachen- oder Nasenpolypen durch die Zange 

oder Ligatur ' 4 <} . 
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12) Für die Entfernung eines in der Speiseröhre steckenden fremden 

Körpers . . . Thlr. 

13) Für die Tracheotomie j2 

14) Für die Pharyngotomie g 12 * 

15) Für das Abnehmen einer Brust 15 

16) Für die Paracentesis thoracis 5 10 " 

17) Für dio Paracentesis abdoininis 0 ö * • 

1«) Für die Punction der Hydro colo ’ 1 2 

19) Für die. zur Radicalkur der IJydrocelc erfordorlicho Operation . . . 6—10 * 

20) Für die Punction der Harnblase 6-- 10 ” 

21) Für die Application des Katheters bei Männern 1 — 2 1 

22) Für dio Application des Katheters bei Weibern 12 gGr. bis 1 ” 

NB. Wenn diese Application binnen 24 Stunden mehrere Male 
geschieht, so wird alsdann nur die Hälfte der vorstehenden Sätze ge- 
rechnet. 


24) Für die Castration 10-20 

25) Für die Reposition eines Darm- oder Netzbruches 3— 5 

OM -1* A »• _ • • 1.1 n I .n .\A 


27) Für den Steinschnitt 20—50 „ 

28) Für die Zurückbringung eines Mutterscheiden- oder Mastdarm - Vor- 


29) Für dio Einbringung eines Mutterkran zgs, welcher besonders bezahlt 


30) Für die Unterbindung eines Mutterpolypen 5— 8 „ 

31) Für die Unterbindung eines Mastdarm polypen 2 — 4 „ 

32) Für die Operation der Mastdarmfistcl 5—10 „ 

33) Für die Auslösung des Arms aus dem Schultergelcnk 10—20 „ 

34) Für die Amputation des Obcrarsm und Oberschenkels 8 — 15 „ 

35) Für die Amputation des Vorderarms und Unterschenkels 10—20 n 

36) Für die Exstirpation eines oder mehrerer Finger oder Zehen .... 2 — 4 „ 

37) Für die Reposition dos verrenkten Unterkiefers 2— 5 „ 

38) Für die Re|>o8ition des verrenkten Oberarms 2 — 6 « 

30) Für die Reposition des verrenkten Vorderarms 5 — 10 „ 

40) Für die Reposition der verrenkten Hand 4 — 8 % 

41) Für die Reposition des verrenkten Oberschenkels aus der Pfanne . .10 — 20 „ 

42) Für die Reposition der verrenkten Kniescheibe 3 — 5 „ 

43) Für die Reposition des verrenkten Fusscs 4— 8 „ 

44) Bei nicht mehr frischen Verrenkungen gilt immer der höchste Satz 
der obigen Angaben. 

45) Für die Reposition und «len ersten Verband eines gebrochenen Gc- 

siehtsknochens 1 — 2 „ 

46) Für die Reposition und den ersten Verband eines oder mehrerer ge- 
brochenen Rippen 3 — 6 „ 

47) Für die Reposition und den ersten Verband eines Beckenknochens . . 2—3 n 

48) Für die Reposition des gebrochenen Schlüsselbeines 3 — 6 . 

49) Für die Reposition des gebrochenen Schulterblattes 1—2 „ 

50) Für die Reposition der gebrochenen Knochen der Handwurzel, der 

Mittelhand, so wie auch der Knochen des Fussen 1—3 „ 

51) Für die Reposition eines oder mehrerer gebrochenen Finger oder 


52) Für dir Reposition des gebrochenen Halses des Oberschenkels . . . 8 — 15 „ 

53) Für die Reposition des gebrochenen Oberschenkels 4 — 8 

54) Für die Reposition der gebrochenen Kniescheibe 4 — 8 „ 

55) Für die Reposition eines oder beider Knochen des Unterschenkels . . 3 — 6 * 

56) Für den ersten Verband des zerrissenen Tendinis Achillis 4—8 „ 

57) Für die Operation einer Pnlsadergcseh wulst 6—12 „ 

58) Für «las Setzen einer Fontanelle oder eines Haarseils . . . .12 gGr. bis l „ 

59) Für «Ho Oeflfnnng eines Abscesses 12 * * 1 .. 

60) Für die Ausrottung kleiner oder leicht zu operirender Balggeschwülste 

oder Scirrhen 1 — 3 „ 

61) Für die Ausrottung grösserer oder complicirter Balggesehwülste oder 

Scirrhen . . . 4 — 10 „ 

62) Für jede Application der Schröpfmaschinc 4 gGr. 

63) Für jede Application eines trockenen Schröpfkopfcs 2 T 
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64) Für einen Aderlass im Hause des Kranken am Arm odor Fuss . . . 8 — 12 

65) Für einen Aderlass in der Wohnung des Chirurgen 5 

66) Für einen Aderlass am Halse oder Kopf 16 gGr. bis 1 

67) Für das Setzen mehrerer Blutegel 1— 2 

68) Für das Setzen eines Klystiers 8—12 

69) Für das Setzen eines Taoakrauch- Klystiers 16 gGr. bis 1 

70) Für das Ausschneiden eines Leichdorns oder sogenannten Hühnerauges 6 — 8 

Wenn mehrere vorhanden sind, so wird für dio Wegnahme eines 
jeden der übrigen nur die Hälfte des vorstehenden Satzes gerechnet. 

71) Für das Legen eines Blasenpflasters 8 — 16 

72) Für einen jeden der nachfolgenden Besuche 6 — 8 

73) Für einen Besuch zur Nachtzeit. . . . . 12— IG 

74) Für den ersten Verband einer einfachen Wunde, den Besuch mit ein- 
begriffen 8 — 16 

75) Für den ersten Verband einer complicirten Wundo mit Knochenfrass 

oder Brand, den Besuch mit inbegriffen 12 gGr. bis 1 

76) Für ein Recept, das aus dem Hause abgeholt wird 2 — 4 

77) Für die Beiwohnung eines Consilii erhält der Wundarzt, der nicht zu- 
gleich als Arzt approbirt ist 12 gGr. bis 1 

78) Jeder bei einer Operation assistirende Chirurgus erhält 1—3 

79) Wenn der assistirende Wundarzt blos Gehülfe und nicht approbirt ist, 

so erhält er . 8—16 

80) Der approbirte Chirurgus orhält für eine Nachtwache 1—2 

81) Ein Gehülfe 16 gGr. bis 1 

82) Für das Impfen der Schutzblattern werden blos die Besuche, für die 
Operation de6 Impfens aber nichts bezahlt. 


gGr. 

tEIi-, 

gGr. 

Thlr. 

gGr. 


Thlr. 

gGr. 

Thlr. 


& 


Note. Unter vorstehenden Säuen sind die Anschsffungskofttcii der Vcrbandatücko 
and derjenigen Imtruineute , «reiche entweder nur eineu einmaligen Gebrauch 
erlauben, oder welche der Kranke an «einem ferneren lichraurh behält, nicht 
begriffen und müssen diene von dem Kranken geliefert oder dem Wundarzt be- 
sonder« vergütet werden. Allo Instrument«, «eiche bei der Behandlung ein«« 
von einem tollen Hunde gebissenen Mensehen gebraucht worden, sind zu allen» 
ferneren Gebranch untüchtig und müssen vernichtet werden. Jeder Chirurgus, 
welcher diesen Gebrauch und die Vernichtung der Instrumente nachweist, ist 
berechtigt, die Erstattung des Werths derselben von dem Kranken an ver- 
langen. 

Bei allen chirurgischen Hälfst« istungen , die in wirklich anerkannt conta- 
giösen Krankheiten vorfallen , wird der sonst bewilligte Satz um dio Hälfte 
erhöht. 

Bei Besuchen ausserhalb der Stadt und bei Reisen über Land erhält der 
Wundarzt die Hälfte von den den Aerzten zugebilligten Sätzen. 

in. 


Taxe für die Geburtshelfer. 

1) Für eine leichte natürliche Entbindung 2 — 5 Thlr. 

2) Für eine Zwillings-Entbindung 3—8 „ 

3) Für eine natürlicno und sich verzögernde Entbindung, wobei Tag und 

Nacht zugebracht worden ist . 4— 10 n 

4) Für eine Fussgeburt, oder für eine gedoppelte Geburt, welche in eine 

Fussgeburt verwandelt wurde 4 — 10 r 

6) Für eine widernatürliche Geburt, welche durch die Wendung bewirkt 

worden ist, mit oder ohne Anlegung der Zange 4 — 12 ,, 

6) Für die Zangengeburt 4 — 10 „ 

7) Für die Entbindung mittelst Perforation 4 — 10 „ 

8) Für den Kaiserschnitt an einer lebenden Person, ohne Unterschied, ob 

das Kind noch lebe oder nicht 10 — 20 „ 

9) Für dieselbe Operation an einer Verstorbenen 4—8 „ 

10) Für die mit Schwierigkeit verbundene Abnehmung der Nachgeburt 

mehrere Stunden nach der Entbindung (die gewöhnliche gehört zur 
Entbindung) 2— 6 , 

11) Für die Annehroung eines unreifen Ovuli oder einer Mola 1—3 „ 

12) Für die Untersuchung einer Schwängern 12 gGr. bis 2 „ 

13) Für die Abfassung eines verlangten Berichtes 12 * ,1 * 


Note. In Ansehung der Belohnung der Hebammen bei der Entbindung und nach- 
heriger Behandlung der Mutter und de» Kinde», an weit «eiche ihre« Amu iat, 
hat e« bei der Verfa*<*in* Jedes Orts »ein Bewenden. Sollte aber über das 
Honorarinm ein Streit entstehen, welditr weder aus der Localobservans , noch 
Medicinal-Wesen. , 
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aut einer anderen Localnorm entschieden «erden kann, to giebt die vorstehende 
Taxe , in so fern nie auf die den Hebammen sukotnmende Verrichtung passt, 
den Mas«tstab für sie, Jedoch in der Art, ab, dass Ihnen in der Regel nur ein 
Viertheil dea Satzes für den Geburtshelfer gebührt und dieser nur. wenn es die 
Vcrtnogonsuinstimtc der Entbundenen erlauben, bla auf ein DriUheil erhöht wer- 
d>-n kann. 

Bei chirurgischen Verrichtungen, die von Hebammen zuweilen verrichtet wer- 
den, als Blutegel, Schröpfkupfe und Klystier« setzen, erhalten sie den vierten Theil 
bis die Hilft« vou den den Wundärzten zugebilliffton Sitzen. 


rv. 

Taxe für die Zahnärzte. 

1) Für das Ausziehen eines Zahnes im Hause des Zahnarztes 8— IG gGr. 

2) Wenn das Ausziehen eines Zahnes oder eine andere Operation in der 

Wohnung des Patienten vorgenommen wird, so erhält er ausser dem 
gewöhnlichen Sostrum noch 8 „ 

3) Für das Ausziehen oines Stifts oder einer Wurzel 8 — IG „ 

4) Wenn mehrere Stifte zugleich ausgozogen werden, für jede« .... 6— 8 n 

5) Für das Ausbronnen oinos Zahnes 12—20 „ 

6) Für die Ausfüllung eines Zahnes 12— 16 , 

Note. Das Ausfüllen mit Blei ist untersagt. 


7) Wenn mehrere Zähne zugleich ausgebrannt oder ausgefüllt werden, so 
erhält der Zahnarzt für den ersten Zahn jenen Satz, für die folgenden 
aber nur dio Hälfte bezahlt. 

8) Für das Anbohren oder Einbohren oines Zahnes bis zum Nerveu . . 12 — 16 „ 

9) Für die Durchbohrung einer Wurzel, um künstliche Zähne daran zu 

befestigen . 12—16 „ 

10) Für das Reinigen sämmtlichor Zähne 1 — 3 Thlr. 

11) Für das Stumpffeilen eines scharfen Zahnes 8 — 16 gGr. 

Sind mehrere stumpf zu feilen, so wird für jeden folgondon nur 
die Hälfte bezahlt. 

12) Für das Abfeilcn eines cariÖsen Zahnes 8— IG „ 

Wenn mehrere zugleich abgefcilt werden, für jeden nachfolgenden 
die Hälfte. 

15) Für das Durchfeilen neben einander stehender cariöscr Zähne 16 gGr. bis 1 Thlr. 


15) Für leichte Operationen am Zahnfleisch 12 „ „ 1 _ 

16) Für den ersten Besuch in Zahnkrankheiten 8—12 gGr. 

17) Für jeden nachfolgenden Besuch ^ 6—8 „ 

18) Für jede erste Untersuchung und Bcrathung einer Zahnkrankheit im 

Hause des Zahnarztes 4 — 8 „ 

19) Für jede folgende Untersuchung und Bcrathung 2—4 „ 

20) Für die Richtung eines krumm gewachsenen Zahnes bei Kindern . . 12—16 „ 

21) Für die Richtung oines zweiten oder dritten krumm gewaehseuen Zah- 
nes wird nur der geringste Satz für jeden bezahlt. 

22) Für die Anfertigung und Einsetzung eines künstlichen Zahnes . . . 2 — 3 Thlr. 

23) Werden mehrere Zähne zugleich angefertigt und eingesetzt, so wird 
immer nur der geringste Satz für jeden Zann gerechnet. 

Note. Da» Abfeileo oder Absägeu eine« Zahnes bis au seiner Warxel, wenn ein künst- 
licher Zahn dafür cingMelxl werden soll, gehört tum Rineetaen. 


24) Bei der Anfertigung oines ganzen Gebisses von 28 Zähnen mit Fe- 
dern wird, incl. des dazu er lorderlichen Goldes, das erste Mal für jo- 
den Zahn der höchste, das zweite und dritte Mal aber nur dor geringste 
Satz angenommen. 

25) Für eine neue Befestigung eines künstlichen Zahnes, sie geschehe, wo- 
mit sic wolle 8 — 12 gGr. 

26) Für die Befestigung eines losen Zahnes, sie geschehe, womit sic wolle 8 — 12 „ 

27) Wird Gold zur Ausfüllung oder zur Befestigung eines Zahne», oder bei 
der Richtung krumm gewachsener Zähne gebraucht, so muss der Werth 
desselben besonders bezahlt werden. 

28) Der Besuch, bei welchem eine Operation gemacht wird, wird den Zahn- 
ärzten aber so wenig als den Wundärzten besonders bezahlt. 
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V. 

Taxe für die gerichtlichen Aerzto und Wundärzte. 

In Stelle derselben ist das Gesetz vom 9. März 1872, betreffend die den 
Medicinal-Beamten für die Besorgung gerichtsärztlicher, medicinal- oder sanitäts- 
polizeilicher Geschäfte zu gewährenden Vergütungen, getreten. 


Für die Honorirung solcher ärztlichen Verrichtungen, die in der 
Taxe nicht vorgesehen sind, geben die folgenden Verordnungen u. s. w. den 
nöthigen Anhalt. 

Zu 1. Taxe für die practischen Aerzte. 

Min.-Verf. vom 17. August 1825 (v. Altonstein). 

Der Königlichen Regierung werden in der Anlage die in Ihrem Berichte vom . . . 
erbetenen 15 Exemplare der gedruckten Declaration aer Medicinal- Personen -Taxo vom 
21. Juni 1815 (Anlage a.) zn dom beabsichtigten Gebrauche übersendet Uebrigens 
wird Derselben auf Ihre in diesem Berichte enthaltenen Anfragen wegen Erläuterung 
einiger Punkte der erwähnten Taxe Folgendes eröffnet: 

1) ad Nr. 26. Tit 1. der Taxe, für die blosse Besichtigung einer Leiche ist dem 
Arzte 1 bis 2 Thalcr zu fordern zu gestatten. 

2) ad Nr. 1. und 74. Tit II. Von dem Satze, welchen die Taxe dem Wund- 
ärzte für Verbände in der Wohnung dos Kranken aussetzt, stehon demselben 
nach Analogie der Circ.-Vorf. vom 16. Februar v. J. zwei Drittheile zu, wenn 
er diese Manualhülfe in seiner Wohnung vornimmt. 

3) Für Ausfertigung eines Krank heitsattestos kann der Wundarzt 10 bis 20 Sgr. 
liquidiren. 

4) Für die Reposition und den ersten Verband eines gebrochenen Ober- und Un- 
terarmes dürfen 2 bis 4 Thaler in Ansatz gebracht, und 

5) für die Section einer Leiche, wenn Privatpersonen dieselbe verlangen, 2 bis 
4 Thaler angorechnet werden. 

6) Den Thierärzten zweiter Classe oder den Kreis- Thierärzten stehen für Ab- 
wartung eines gerichtlichen Termins, für das Verschreiben eines Receptes in 
eigener Wohnung n. s. w. diosolhen Sätze zu, welcho die Medicinaltaxe in 
gleichen Verhältnissen den Wundärzten dafür aussetzt. 

Nach diesen Bestimmungen ist bei Festsetzung vorkommender Liquidationen zu 
verfahren. 

Anlage a. 

Declaration der Medicinal- Personen-Taxe vom 21. Juni 1815. 
ad I. 

Rescript vom 18. Februar 1820 an das Königliche Modicinal-Collogium zu 

Magdeburg. 

Practische Aorzte, welche zur Zeit ihrer Approbation nicht promovirto Doctoren 
gewesen sind, können für ärztliche Bemühungen nach der Taxo für Aerzte, für wund- 
ärztlicho und geburtshülfliche Bemühungen aber nur nach der Taxe für W undärzte und 
Gehnrtshelfer, liquidiren. 

Rescript an sämmtliche Regierungen vom 11. November 1820. 

Des Königs Majestät haben auf den Antrag des Ministerii mittelst Allerhöchster 
Cabinets-Ordre vom 2. d. M. zu genehmigen geruht* 

dass für die Bemühungen zur Wiederbelebung scheintodtor oder verunglück- 
ter Personen mit Ausschluss der nach dor Wiederbelebung fortzusetzeuden 
ärztlichen Behandlung von promovirten Aer/.ten, zwei bis vier Thaler von 
nicht promovirten una Wundärzten aber 1 Thalcr 12 Groschen bis 3 Thaler 
liqnidirt werden kann. 

Indem die Medicinal - Taxe vom 21. Juni 1815 hiernach vervollständigt und dor 
Königlichen Regierung hiervon Mittheilung gemacht wird, erhält dieselbe zugleich den 
Auftrag: diese Allerhöchste Festsetzung durch die Amtsblätter bekannt machen zu 
lassen. 

24 * 
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Rescript vom 5. Januar 1822 an die Königliche Regierung zu N. 

Die Königlicho Regierung hat in dem Berichte vom 3. v. M. u. J. mehrere Anfra- 
gen in Hinsicht der Festsetzung der Taxen für Wundärzte hoi Behandlung auswärtiger 
Patienten zur Entscheidung des Ministern gestellt. In Rücksicht dos ersten Punktes, 
oh nämlich aus der Bestimmung, dass bei Reisen über Land den Wundärzten die Hälfte 
der den Aerzten zugebilligten Sätze zukom men, nicht auch die Folge, dass er anstatt 
zwei Pferden nur ein Pferd zum Reiten, und mithin auch keine Wagenmiethe und son- 
stige bei der Extrapost vorkommende Auslagen berechnen dürfe, scheint ein irrthuin 
obzuwalten. Auch der Arzt kann in seiner Praxis, sobald nicht von Geschäften im 
Aufträge des Staats die Rede ist, als auf welche allein das Diäten- und Fuhrkosten- 
Reglcmcnt anwendbar ist, nicht unbedingt Extrapost liqnidircn. Die Taxe vom 21. Juni 
1815 hat keinesweges den Aerzten naehlassen wollen, in der Liquidation der Fubr- 
kostcu eine, die wirklichen Auslagen übersteigende Remuneration zu suchen. Aorzte 
und Wundärzte müssen also, wenn sie in ihrer gewöhnlichen Praxis 
Fuhr kosten liquid i re n wollen, die wirklich gehabten Auslagen naeh- 
w eise li. Wo ein solcher Nachweis, weil der Arzt oder Wundarzt sich eigenen Ge- 
spannes bedient hat, nicht geführt, werden kann, wird die Gebühren- Taxe für die Ge- 
richtshöfe sub rubro Reisekosten der Parteien und Zeugen eine brauchbare Analogie an 
die Hand geben. 

2. Diäten können, wie sieh aus Vergleichung der Nummer 23. mit 
Nummer 3. und 4. I. dor Taxe ergiobt, nur liquiairt worden, wenn die 
Entfernung eine Meile beträgt, und fallen dann die Sätze für den Besuch 
fo rt. 

3. Hat der Wundarzt keineswegs die Verbindlichkeit, in seinem Wirkungskreise 
für die Mittel zu seinem Woiterkommeu selbst Sorge zu trogen, wie dies eben daraus 
hcrvorg«*ht, dass die Taxe für die Wundärzte auf die Taxe für die Aerztc Bezug nimmt 
und den letzteren freie Fuhre gestellt werden soll. 

Wenn diese Liquidationen, wie die Königliche Regierung anführt, sich häufig sehr 
hoch im Betrage belaufen, so wird es nicht unzweckmässig sein, die Communcu hierauf 
aufmerksam zu machen und sie zu veranlassen, cootractmässig besoldete Communal- 
Aerzte anzunehmen. * 

Rescript an sämmtliche Königliche Regierungen vom 16. Februar 1824. 

Da in der Taxe für die Modieinalpersonen vom 21. Juni 1815 die Remuneration 
nicht bestimmt ist, welche der Arzt oder Wundarzt in dem Falle zu fordern berechtigt 
sein soll, wenn der Kranke selbst sieh in der Wohnung des Arztes oder Wundarztes 
Raths erholt, so haben dos Königs Majestät, auf den deshalb erstatteten Bericht, durch 
die Allerhöchste Cabincts- Ordre vom 10. d. M. festzusetzen geruht, dass von den Sätzen, 
welche die Taxe für die Medieinalpersonen vom 21. Juni 1815 den Aerzten und Wund- 
ärzten als Remuneration für die Besuche in den Wohnungen der Kranken aussetzt, 
zwei Dritt heile pastdren sollen, wenn der Kranke unter gleichen Zeitvorhältnissen in 
der Wohnung des Arztes oder Wundarztes sich Raths erholt. 

ad IL 

Extrnet aus dem durch die Verfügung an das Polizei - Präsidium zu Berlin vom 
27. October 1815 genehmigten Gutachten der wissenschaftlichen Medicinal- Deputation 
vom 2. August 1815. 

„Was die Einwickelung eines Kranken betrifft, so giebt es darüber in der 
Taxe für Wundärzte keino besondere Vorschrift und der Satz von 12 Gro- 
schen Courant wurde für die kunstmässige Anwendung der Thedonsohen Ein- 
wickelung beider Füsse, Ober- und Unterschenkel, unseres Erachtens für billig 
gelten können“. 

Rescript vom 16. Januar 1822 an die Magdeburgische Regierung. 

Die bei anerkannt contagiösen Krankheiten in der Taxe nachgelassene Erhöhung 
kann bei der Behandlung von einem tollen Hunde gebissener Menschen nicht in An- 
wendung gebracht worden, da nur bei dem Ausschneiden der Wunden eine solche Ge- 
fährlichkeit anerkannt werden kann, wie bei contagiösen Krankheiten stattfindet. 

Für die ganze vorerwähnte Operation des Ausschneidens und die sonstige gleich 
zeitige Behandlung der Bisswunde, deren Canterisation, Scarifioation n. s. w., kann nur 
eben so viel liquiairt werden als Abschnitt II. dor Taxe sub Pos. 60. und 61. für die 
Ausrottung von Balggeschwülsten oder Scirrhcn festgesetzt worden als womit das 
Ausschneiden der Bisswunden am passendsten in eine Kategorie zn stellen ist. 

Wenn jede Wunde einen eigenen Verband erfordert hat, kann auch für jeden be- 
sonders liquidirt werden, wogegen, wenn sie alle unter cineu Verband gelegt sind — 


Diqiti; 
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natürlich auch nur ein Verband in Ansatz kommen kann. Dieser Grundsatz kann 
jedoch gar nicht zur Sprache kommen, wenn Diäten liquidirt worden sind. 

ad IV. 

Rescript vom 22. September 1821, betreffend die Taxo für Zahnärzte. 

1. Wenn in den §§. 22, uud 23. der Taxe der Zahnärzte vom 21. Juni 1815 be- 
stimmt worden ist, dass für die Einsetzung eines Zahns Zwei bis Drei Thaler, und 
wenn mehrere Zähne zugleich eingesetzt werden, für jeden der geringste Preis von 
Zwei Thalern gezahlt werden soll, so sind hierunter ebensowohl wirkliche Meuschen- 
z filme, als Zähne vom Wallross verstanden. 

2. Wenn nicht ein ganzes Gebiss von 28 Zähnen vorfertigt wird und nur mehrere 
eingesetzt werden, so ist nicht nach Nr. 24., welche sich auf die Einsetzung eines ganzen 
Gebisses bezieht, sondern nach Nr. 23. zu liquidiron. 

3. Da nur bei Nr. 24. erwähnt wird, dass unter dem Remuneration» -Satz auch 
das zur Einsetzung erforderliche Gold mit inbegriffen ist, so wird bei Nr. 22. und 23. 
dasselbe noch besonders liqnidirt werden können. 

4 Wenn die Nr. 2. für eine Operation in der Wohuuug des Patienten ausser dem 
gewöhnlichen Sostrum noch 8 Groseben Courant zu liquidiron vorstattet, die Nr. 28. 
aber festsetzt, dass der Besuch des Arztes, sobald er mit einer Operation verknüpft ist, 
nicht besonders bezahlt wird, so ist der Widerspruch zwischen diesen beiden Nummern 
nur scheinbar vorhanden. Denn die Nr. 2. spricht nnr von einzelnen Besuchen und 
Operationen, die Nr. 28. gilt aber von Zahnkrankheiten, zu deren Behandlung der Zahn- 
arzt seinen Patienten in einer gewissen Zeitfolge besucht, wo alsdann für die bei diesen 
Besuchen vorgenommenon Operationen nur der für die Operation festgesetzte Satz liqni- 
dirt werden soll. 

5. Wenn der Zahnarzt sich zur Untersuchung und Berathung einer Zahnkrankheit 
in die Wohnung des Patienten verfügen muss, so liquidirt er nach Nr. 16. und 17., hat 
aber die Untersuchung im Hause des Zahnarztes stattgefunden, so liquidirt er für die- 
selbe nach Nr. 18. und für die Besuche, die er etwa demnächst bei dem Patienten er- 
stattet, nach Nr. 17. 

6. Bei Einsetzung künstlicher Zähne wird nach Nr. 24. der höchste Satz ango- 
nonmien, wenn der Patient vormals noch kein künstliches Gebiss getragen, andernfalls 
kann nur der niedrigste Satz liquidirt worden, und es ist ganz gleichgültig, ob der- 
selbe Zahnarzt das zweite Gebiss anfertigt, der das erste angefertigt hat, oder ein an- 
derer; denn die Zurichtung des Mundes bei dom Patienten, welcher noch kein künst- 
liches Gebiss gehabt hat, erfordert in der Hegel sehr bedentende Mühe nnd Zeit, ist die 
Zurichtung aber einmal getroffen, so darf der Zahnarzt die Zähne nur sofort erneuern. 

7. Wenn der Patient natürliche Menschenzähne verlangt und es können dieselben 
nicht für den taxmässigen Preis beschafft werden, so steht es dem Zahnarzt frei, sieh 
mit ihm zuvörderst schriftlich oder contractmässig zu einigen. 

Von späteren Verfügungen sind hier noch’ zu beachten: 

Min.-Verf. vom 3. November 1832 (v. Altenstein). 

Das Ministerium bemerkt übrigens hierbei ^ dass von der Königlichen Regierung 
mit der Ablehnung eines Festsetzungs-Decret» hinsichtlich derjenigen Gebühren, welche 
von dem Dr. N. für die in seinem eigenen Hause stattgefumlone ärztliche Pllege des 
Patienten liquidirt worden sind, durch ihre Verfügung vom 4. Juni d. J. insofern nicht 
richtig resolvirt wordcu ist, als sich zur ausschliesslich contract massigen Bestimmung 
nur die Vcrgütigung der Kosten und Müliwaltungcn für die äugen ärztliche Verpflegung 
des Kranken als Kostgängers des Liquidanten verweisen licss, hingegen für die liier 
neben demselben gewährten wirklich ärztlichen Dienstleistungen die Gebühr nach der 
Medicinal-Taxe allerdings bestimmt werden kann und muss. Es wird zum Anhalte 
hierbei namentlich bei vorausgesetzter factiseher Richtigkeit der auf den Kranken angc- 
gebenermassen gewendeten fortwährenden Beobachtung, die Position sub Nr. 13. der 
Medicinal-Taxe zn nehmen sein, mit einer angemessenen Eruiässigung der hiernach zu 
arhitrirenden Gebühr aus Rücksicht auf den niederen Grad von Beschwerde für den 
Liquidanten und Abbruch von seinem übrigen Geschäftserwerbe bei dem Aufenthalte 
des Kranken in seinem eigenen Hause, worauf übrigens auch schon von ihm selbst, 
durch Berechnung der Gebühr auf täglich 2 Thlr. oine nicht ungenügende Rücksicht 
genommen worden zu soin scheint. 

Circ.-Verf. vom 30. Mai 18G2 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom .... entfiedere ich der Königlichen Regierung, dass bei 
Cure u mittelst des electrischen Inductious - A ppa rat» dem Arzte für jede Sitzung 
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in der Wohnung dos Kranken 1 Thlr. und für jodo Sitzung in der Behausung de« 
Arztes selbst ein Sostrum von 15 Sgr. zuzugestehen ist 

Min.-Verf. vom 22. September 1868 (Lehncrt). 

Auf die in der Bagatell-Processsache des Dr. N. contra V. unterm 3. d. M. gestellte 
Frage eröffne ich dem Königlichen Stadtgericht, dass für den Gebrauch des constanten 
galvanischen Stromes, welcher grösserer Vorrichtung bedarf und deshalb vorzugsweise 
nur in der Behausung des Arztes applicirt werden kann , der Billigkeit entsprechend, 
der höchste der qu. Sätze, resp. der von 1 Thlr. zugestanden werden muss. 

Zu II. Taxe für die Wundärzte. 

Ausser den in der oben angeführten Verfügung vom 17. August 1825 und 
der „Declaration“ (S. 361/2.) enthaltenen Bestimmungen sind hier noch zu bemerken : 

Verf. des Ministeriums des Innern vom 27. Mai 1817 (Koehler). 

Was aber die zugleich von der Königlichen Regierung in Abschrift eingereichte 
Liquidation des Wundarztes N. für seine Bemühungen bei dom Banqnicr N. und dessen 
Familie und namentlich die von ihm eingerichteten Bäder und dabei gehabten 
besonderen Mühwaltungen anbetrifft, so müssen dergleichen Forderungen analogisch 
nach Nr. 13. der Taxe für practische Aerzte abgeschätzt werden, wonach der Satz von 
1 Thlr. 8 gGr. der Sacho angemessen ist, welcher deshalb auch in Zukunft zugobilligt 
werden kann. 

Min.-Verf. vom 26. Januar 1819 (v. Altenstein). 

Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom .... über die Beschwerde 
des etc. N. hierdurch zur Resolution ertheilt, dass, da die Taxordnung weder für die 
Aerzte, noch für die Wundärzte einen Gebührensatz für das Touchiren einer 
Kranken enthält, sondern blos dem Geburtshelfer für die Untersuchung einer Schwan- 
geren 12 gGr. bis 2 Thlr. zugebilligt sind, auch für das von dem etc. Dr. N. bei der 
verstorbenen N. vorgenommene Touchiren nicht besondere Gebühren liquidirt werden 
dürfen. 

Min.-Verf. vom 9. April 1838 (v. Altenstein). 

Der practische Arzt Dr. N. hat dem Ministerio angezeigt, dass er in den letztver- 
flossenon Jahren sehr häufig Veranlassung gehabt habe, bei der Behandlung wichtiger 
Ohrenkrankhoitcn manuelle Hülfsleistungcn zu verrichten, für welche in der bestehen- 
den Modicinalper8ono.il- Taxe ein Sostrum nicht festgcstcllt sei. Gr rechnet hierbei 
namentlich die Application des Katheter» in die Eustachische Trompete und die An- 
wendung der Luftpresse nach vorgängiger Application des Katheters in die Eustachische 
Trompete. Damit es nun vorkommenden Falls bei der Feststellung von dergleichen 
Liquidationen nicht an dem erforderlichen Anhalte fehle, setzt das Ministerium nach 
Analogie der Positionen 21. und 22. Tit. II. der Modicinalpersonon-Taxe vom 21. Juni 
1815 hiermit das Sostrum 

1) für die einfache Application des Katheters in die Eustachische 
Trompete auf 15 Sgr. bis 1 Thlr. und 

2) für die Anwendung der Luft presse nach vorgängiger Application des 
Katheters in die Eustachische Trompete auf 1 Thlr. bis 2 Thlr. 

mit der Bestimmung fest, dass, wenn eine dieser Applicationen binnen 24 Stunden 
mehrere Male geschehen, alsdann nur die Hälfte der vorstehenden Sätze gerechnet 
werden kann. 

Min.-Verf. vom 15. April 1858 (Lehncrt). 

Dem Königlichen Stadtgericht wird auf dio Anfrage vom .... erwiedert, dass 
das Wort .einfach“ in dem Satze: 

für dio einfache Application des Katheters in die Eustachische Trompete 
in dem Rescript vom 9. April 1838 so zu verstehen ist, dass dio Application des Ka- 
theters in «las andere Ohr als eine zweite, für sich bestellende, selbstständige Operation 
gilt, die nicht als eine Wiederholung der Application in da« erste Ohr anzusenen und 
daher mit dem vollen Sostrum und nicht mit der Hälfte desselben zu honoriren ist. 

Min.-Verf. vom 23. Juni 1843 (v. Ladenberg). 

Das Ministerium erwiedert der Königlichen Regierung auf den Bericht vom . . . ., 
dass nach Massgabe analoger Bestimmungen in der Medici nal- Taxe vom 21. Juni 1815 
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a) für die D nrch schneidung einer jeden einzelnen Sehne 1 Thlr. bis 
3 Thlr, und 

b) für die nachhcrige Anlegung des ersten Verbandes zur etwa nothig 
werdenden Fixirung des Gliedes 3 Thlr. bis 6 Thlr. 

in Rochnung zu stellen sind, für die Wiederholung der Verbände dagegen das dies- 
ffillige So8trum in dem des Besuches mit einbegriffen ist. 

Die Gebührensätze für die Application des Glüheisens sind mit dem Sostrum 
für das Setzen einer Fontanelle oder eines Haarseils gloichzustellen, und daher 
für jede einzelne Application eines Glüheisens 15 Sgr. bis 1 Thlr. 
zu berechnen. 

Min.-Verf. vom 28. Mai 1824 (v. Altenstein). 

Die von der Königlichen Regierung in der Anfrage vom .... wogen richtiger 
Anwendung der Medicinal-Taxe in Bezug genommene Bestimmung Abschnitt I. Nr. 5., 
dass der Arzt, wenn er mehrere zu einer Familie gehörende und in einem Hause 
wohnende Kranke zu besuchen hat, für den zweiten und dritten u. s. w. nur die. Hälfte 
des bestimmten Satzes fordern darf, findet sich lediglich in der Taxe für die Aerzto 
und kann daher auf den das Sostrum der Wundärzte betreffenden Abschnitt nicht aus- 
gedehnt werden. Wäre eine solche Ausdehnung beabsichtigt worden, so würde dieselbe 
ebenso ausdrücklich festgesetzt sein, wie die Anwendbarkeit dor Anmerkung 1. zu 
Nr. 1. des ersten Abschnitts auf alle folgende Positionen der ganzen Taxe. Ueberdios 
hat die Taxe für dio Wundärzte deren Sostrum principaiiter, nach den vorgenommenen 
Operationen festgesetzt und auch bei nachfolgenden Besuchen die Belohnung für den 
Verband unter aem Sostro für den Besuch mit inbegriffen, weshalb auch die vorgo- 
dachte, wegen dor Aorzto getroffene Bestimmung auf die Wundärzte, die in der Regel 
jedem einzelnen Kranken besondere manuelle Hülfe gewähren müssen, nicht füglich 
anwendbar ist. 

Was dio Frage betrifft, wie Wundärzte für die auf den ersten Verband folgenden 
Besuche zu remuneriren seien, so ergiebt eine Vergleichung der Nr. 1. und 72. des 
Abschnitts 2. der Taxe, dass der Wundarzt für joden nachfolgenden ßosuch, ohne 
Unterschied, ob dabei ein Verband angologt worden ist oder nicht, nach Nr. 72. remu- 
nerirt werden muss. 

Für den gewiss seltenen Fall endlich, wo Wundärzte, die nicht zugleich Aerzto 
sind, vollständige Krankheitsgeschichten mit Gutachten, die einem Consüio gleich zu 
achten sind, angefertigt haben, ergiebt sich dor Betrag des zu bewilligenden Honorarii 
aus einer Vergleichung der Nr. 77. Abschnitt 2. mit Nr. 16. Abschnitt 1. der Taxe. 
Da nämlich hiernach aer Wundarzt für die Beiwohn ung eines ConBilii den dritten Theil 
desjenigen erhält, was bei der ersten Consultation mehrerer Aerzto jeder derselben zu 
fordern hat, so kann dem Wundarzt auch für cio schriftliches Gutachten der oben 
erwähnten Art nur Vi der dem Arzte für ein schriftliches Consilium zukommenden Ge- 
bühren bewilligt werden, mithin 1 Thlr. bis 2 Thlr. 

Min.-Verf. vom 15. August 1866 (v. Raumer). 

Auf Ihre Vorstellung vom .... oröffno ich Ihnen, dass die von der Königlichen 
Regierung zu N. vorgenommene Ermässigung Ihrer Liquidation vom .... gerechtfertigt 
ist, da das Rescript vom 28. Mai 1824 auf innere Curen der Wundärzte nicht Anwen- 
dung findet und auf der hier uicht zutreffenden Voraussetzung beruht, dass bei den 
Besuchen Soitens des Wundarztes besondere manuelle Hülfe geleistet worden. Sie selbst 
haben auch die Anwendbarkeit der Nr. 5. der Taxe für practischc Aerxte auf den vor- 
liegenden Fall anerkannt, indem sie ursprünglich 10 Sgr. für den Besuch des ersten 
und nur dio Hälfte für den des zweiten und folgenden Kranken liquidirt haben. 

Desgl. vom 26, Oetober 1860 (Lchnert). 

Auf die Anfrage in dem Bericht vom .... erwiedoro ich der Königl. Regierung, 
dass dio Operation der Circumcisio totalis conjunctivae so einfach uftcl wenig 
erheblich ist, dass sio mit den übrigen in der Taxe für Wundärzte namhaft gemachten 
Augenoperationen pos. 4., 5. und 6. in keinem Verhältnis steht und reichlich honorirt 
erscheint, wenn für dieselbe ein D ritt heil des niedrigsten Satzes für die Ope- 
ration einer Thränenfistel analogisch zugelassen wird. Es können daher für die 
bezeicbnetc Operation nur 2 Thlr. und für die Wiederholung nur 1 Thlr. passiren. 

Desgl. vom 17. November 1860 (v. Bothmann - Hollwcg). 

Auf den Bericht vom . . . erwiedoro ich der Königlichen Regierung, dass das Ho- 
norar für die Resection des Unterkiefers vorläufig nach Analogie der pos. 23. 
Abschnitt 11. der Taxe vom 21. Juni 1815 auf 10 — 20 Thlr. featzusetzcu sein wird. 
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Desgl vom 27. Decembor 1861 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom . . . erwiodere ich der Königlichen Regierung in Ueberein- 
stimmung mit der Ansicht Derselben, dass das Houorar für die Resection eines 
1 V* Zoll langen brandig gewordenen Stücks der tibia nach pos. 35., Ab- 
schnitt II. der Taxe vom 21. Juni 1815 „für die Amputation des Vorderarms und Unter- 
schenkels 1 “ fcstzusetzen ist. 

Wundärzte I. Classe sind berechtigt, nach den für Aerzte erlassenen 
Taxen zu iiquidiren. 

Circ.-Verf. vom 7. Juni 1872 an sämratliche Königl. Regierungen 
(Dr. Falk). 

Nachdem durch den Circ.-Erlass vom 24. Februar d. J. anerkannt worden ist, 
dass die preussiseben Wundärzte I. Classe innerhalb des Geltungsbereichs der Gewerbe- 
ordnung vom 91. Juni 1869 zur Ausübung der vollen ärztlichen Praxis berechtigt sind 
und sich als „Aerzte“ bezeichnen dürfen, bestimme ich auf Grund des §. 80. der ge- 
dachten Gewerbe-Ordnung für don Umfang der Monarchie unter Aufhebung der ont- 
gegenstehenden Bestimmungen, dass die Wundärzte erster Classe für ihre Bemühungen, 
in Ermangelung einer Verabredung, nach den für Aerzte erlassenen Taxen zu liuuidiren 
befugt sein sollen. Die Königl. Regierung hat diesen Erlass durch das Amtsblatt zur 
öffentlichen Kennt uiss zu bringen. 

Min.-Verf. vom 18. März 1872 (Dr. Achenbach). 

Auf den Bericht vom .... erwiedorc ich der Königlichen Regierung, dass dem 
Wortlaut des Erlasses vom 7. Juni v. J. gemäss fortan den Wundärzten I. Classe, d. h. 
den Acrzton nach der Mcdicinal-Taxo vom 21. Juni 1815 Abschnitt I. für den ersten 
Besuch, gleichviel ob in Gefängnissen (Hier nicht, der Gebührensatz von 20 Sgr. und für 
die folgenden Besuche ein solcher von 10 Sgr. in minimo zuzubilligen ist. 


Zu IV. Taxe für Zahnärzte. 

Die „ Declaration“ enthält bereits die Verfügung vom 22. September 1821 
(S. 363). 

Die einzelnen Positionen der Taxe werden erläutert durch nach- 
folgende Verfügungen: 

I. Taxe für die practischen Aerzte. 

Zu Pos. 1. 

Min.-Verf. vom 3. April 1824 (Hufeland). 

Im Uobrigon hat die Königlicho Regierung vollkommen Recht, wenn Sie Ihnen, der 
Sie zur inneren ärztlichen Praxis nicht berechtigt sind, auch für dergleichen hiernach 
unbefugt von Ihnen übernommene Curcn keine Liquidation gestatten will, sowie denn 
auch ferner selbst in dem Falle, wenn Sie in anerkannt contagiösen Krankheiten, 
unter welche aber das Sc harlachfiobor in dieser Beziehung nicht zu 
rechnen ist, chirurgische Hülfe geleistet hätten. Sie doch, nach der Anmerkung zu 
Nr. 1. der Taxe für die practischen Aerzte, weiche auf alle andere Abschnitte der 
Taxe, wo in derselben Position eine Wahl zwischen mehreren Sätzen nachgelassen ist, 
volle Anwonduug findet, nicht den höchsten Satz zum Grunde zu legen, und dessen 
Erhöhung um die Hälfte zu verlangen befugt sind. 

Min.-Verf. vom 18. Juni 1859 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom 4. v. M. eröffne ich der Königlichen Regierung zur Nnch- 
achtuiijg für künftige Fälle Folgendes: 

Ls ist nicht zulässig, bei der Festsetzung ärztlicher Honorar-Liquidationen hinsicht- 
lich solcher Positionen, für welche nach der Ansicht der festsetzenden Behörde die 
Taxe für die Medicinalperaonen nicht zweifelsfreie Bestimmungen enthält, den landes- 
üblichen Gebrauch als massgebend zu betrachten. Die festsetzendo Behörde hat viel- 
mehr über solche Zweifel, Welche ihr weder durch lnterpretatiou, noch auf dem Wege 
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der Analogie beseitigt werden zu können scheinen, an die Vorgesetzte Behörde zu be- 
richten nna deren Entscheidung, resp. eine Declaration der zweifelhaften gesetzlichen 
Bestimmung zu erbitten. 

Was sodann den Zweifel in Betreff des „ersten Bosuchs - Pos. 1. I. der Taxe an- 
betrifft, so erscheint derselbe ebensowenig begründet, als die Annahme, dass unter dem 
ersten besuch desselben Kranken nur der erste Besuch innerhalb eines Kalenderjahres 
zu verstehen sei. Als erster Besuch im Sinne der Taxe ist unzweifelhaft der erste Be- 
such desselben Kranken während einer und derselben Krankheit zu verstehen , so dass, 
wenn der Kranke nach eingetretener Genesung wieder erkrankt, der erste Besuch 
wahrend dieser neuen Krankheit auch als solcher nach Pos. 1. I. der Taxe zu honoriren 
ist. Der Nachweis dass ein mehrmals als solcher liquidirter erster Besuch bei einer 
wiederholten Erkrankung desselben Patienten stattgefunden, kann in der Regel dem 
Arzt, bis der Patient solchen Nachweis verlangt und zweifelsohne stets dann erlassen 
werden, wenn zwischen dem zweiten und den folgenden Besuchen einerseits und dom 
hiernächst liqnidirten ersten Besuch andererseits ein solcher Zwischenraum liegt, dass 
bei der stets zn vemmthenden Sorgfalt des behandelnden Arztes nicht füglich anzu- 
nehmen ist, der zuletzt erwähnte erste Besuch habe noch der früheren Krankheit gegol- 
ten. Darin wird auch durch das Vcrhfiltniss des Hausarztes nichts geändert, wenn 
nicht etwa mit diesem ein festes Jahres- Honorar verabredet ist. Die Annahme aber, 
dass der erste Besuch nur mit Rücksicht auf die Schwierigkeit einer näheren Kcnntniss 
von der Individualität des Kranken höher, als die folgenden zu honoriren sei. ist nicht 
geeignet, die Ansicht zu nnterstützen, dass als erster Besuch nur der erste Besuch 
desselben Kranken innerhalb eines Kalenderjahres zu liquidiren sei, da alsdann in den 
folgenden Jahren ein erster Besuch bei demselben, dem Arzt schon bekannten Kranken 
gar nicht dürfte als solcher liquidirt werden. Der erste Besuch soll offenbar mit Rück- 
sicht auf die Schwierigkeit der Diagnose höher als die folgenden honorirt werden. 

Hiernach war in dem vorliegendem Falle kein Grund vorhanden, in der Liquida- 
tion des Dr. N. zn B. die Besuche am 22. Fobruar, 11. Mai, 16. Juli, 1. August, 
28. November und 20. December etc. nicht als erste Besuche passiren zu lasseu. 

Es liegt kein Grund vor, für eine Consultation dos Arztes in dessen 
Wohnung, wenn sie die erste ist, nur */* dos Satzes für die zweiten und 
folgenden Besuche passiren zu lassen. Die erste Gonsultation des Arztes 
in dessen Wohnung muss vielmehr mit 3 /i des Satzes für den ersten Be- 
such in der Wohnung des Patienten honorirt werden, und kann es hierbei 
auf den landesüblichen Gebrauch eines niedrigeren Honorars, sobald es sich um einen 
Rechtsanspruch des Arztes handelt, nicht ankommen. 

Schliesslich bemerke ich in Betreff der Pos. 32. der Liquidation des Dr. N. ange- 
setzten drei Besuche an Einem Tage, dass, insofern es sich nur um Festsetzung der 
Liquidation bandelt, von der festzusetzenden Behörde die Frage, ob der dritte Besuch 
nöthig gewesen, nicht zu entscheiden, sondern die Liquidation mit der Massgabe fest- 
zusetzen ist, dass dem Arzt nach Pos. 12. L der Taxe der Nachweis der Notwendig- 
keit dos dritten Besuchs, resp. der Aufforderung zu demselben, obliege. Ol» dieser 
Nachweis geführt ist, ob insbesondere über die Nothwendigkcit des dritten Besuchs 
eine Entscheidung der sachkundigen Behörde, d. h. in diesem Falle dos Modicinal- 
Collegiums, einzuholcn sei, bleibt dem Ermessen des Gerichts überlassen. Nur wenn 
aus Staatsfonds das Honorar zu zahlen ist, hat die festsetzende Aufsicht«- Behörde 
von Amtswegen jenen Nachweis zu fordern, resp. das Gutachten des Medicinal- Colle- 
giums einzuholcn. 

Zu Pos. 2. 

Min.-Vcrf. vom 16. Februar 1824 (cf. die „Declaration* S. 3C2). 

Za Pos. 3. 

Verf. des Justiz- Min. vom 29. April 1861 (v. Bernuth). 

Dem Königlichen Appellations-Gericht wird auf den Bericht vom . . eröffnet, dass 
der Justiz-Minister der darin ausgeführten Ansicht in Botrcff der dom Wundarzt N. zu 
N. in der Untersucbungssaehe wider N. zu bewilligenden Gebühren nicht beitreton kann. 

Der N. ist in der gedachten Untersucbungssaehe bei dem dortigen Kreisgerieht als 
Sachverständiger vernommen worden und hat zu diesem Zweck die Reise von N. nach 
N. machen müssen. Es ist kein Zweifel darüber, dass er seine Gebühren für die Roiso 
und die Wahrnehmung des Termins nicht nach dem Abschnitt V., sondern nach dem 
Abschnitt IT. der Medicinal-Gebühron-Taxc vom 21. Juni 1815 liquidiren kann, und da- 
nach bei einer Reise über Land die Hälfte von den den Aerzten im Abschnitt I. der 
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Taxe zu gebilligten Sätzen zu fordern hat; die Frage ist nur, ob hierbei der unter No. 3. 
oder der unter No. 33. bestimmte Sat7. zum Gruudo zu legen sei. Ersteres nimmt das 
Königliche Appellations-Gericht, Letzteres die Königliche Regierung zu N. an. 

Dieser Annahme muss sich der Justiz* Minister anschliesscn. Der Satz No. 3. 
wird bewilligt für den ersten Besuch, wenn der Kranke über eine 
Viertelmoile von der Stadt oder Vorstadt entfernt ist. Der Satz No. 23. 
kommt zur Anwendung bei Reisen über Land. Dor Arzt erhält in diesem Falle 
bei freier Fuhre t&glich bis zu seiner Rückkunft an Diäten 3 Thaler. Dies findet, wie 
dabei hinzugefügt wird, auch am Tage der Hin- und Rückreise Statt, wenn die Roiso 
nur 1 bis 3 Meilen beträgt. Der Satz No. 24. endlich setzt voraus, dass die Reise des 
Arztes über 3 Meilen beträgt. Dass der Satz No. 3. lediglich dann anwendbar sei, wenn 
dio Entfernung nicht über eine Meile beträgt, ist allerdings nicht ausdrücklich ausge- 
sprochen, bei einer Vergleichung der drei Sätze No. 3., 23. und 24. ergiebt sich jedoch, 
dass dieselben nur unter jener Voraussetzung mit einander zu vereinigen sind, und da 
im vorliegenden Falle die Entfernung 2*/, Meilen beträgt, so war die Liquidation nach 
No. 23. des Abschnitts I. fcstzusetzcn, und dem N. hiernach an Diäten der Betrag von 
1 Thlr. 15 Sgr. nebst dem Ersätze der Auslage für die Fuhre zu bewilligen. 

Hiernach hat das Collegium das Erforderliche zu veranlassen. 

Zu Pos. 4. 

Min.-Verf. vom 5. Januar 1822 (conf. die „Declarat ion“ S. 362.). 

In Betreff der Anmerkung zu Pos. 4., welche sich übrige us nur auf Pos. 1 — 4. 
und nicht auf die nachfolgenden, z. B. nicht auf die Pos. 16. und 17. bezieht, 
vergleiche die Verf. vom 3. April 1824 wegen des Scharlachfiebers. 

Wegen der Cholera: 

Min.-Verf. vom 15. Febr. 1855 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom .... eröffne ich der Königlichen Regierung , dass da dio 
Cholera zu den contagiösen Fiebern nicht gezählt werden kann, und nur 
bei diesen eine Verdoppelung des Sostrums bei den Positionen 1.— 4. der Taxe für 
Mcdicinalpersonen Nr. I. statthaft ist, das doppelte Sostrnm für die Behandlung cholera- 
kranker Gefangenen nicht passiren darf. 

Zu Pos. 5. 

Min.-Verf. vom 6. Novombor 1841 (v. Dücsberg). 

Die von dor Königlichen Regierung in dem Bericht vom .... in Frage gestellte 
Bestimmung der Taxe für die Moaicinal-Porsonon vom 21. Juni 1815, welche bestimmt, 
dass der Arzt, wenn derselbe mehrere zu einer Familie gehörende und in 
einem Hause wohnende Kranke zu besuchen hat, für den zweiten, dritten 
Besuch etc. nur die Hälfte des bestimmten Satzes fordern darf, ist aller- 
dings auf den gleichzeitigen ärztlichen Besuch mehrerer Kranken in Gc- 
ffinngnissen ebenfalls für anwendbar zu erachten, indem dort in gleicher Art, 
wie bei Besuchen in derselben Familie, oder in Pensions-Anstalten, dem Arzte diejonigo 
Ersparniss an Zeitaufwand zu gute kommt, in deren Berücksichtigung die erwähnte 
Vorschrift der Taxe hauptsächlich ihren Grund hat. Das Bedenken, welches die Kö- 
nigliche Regierung wegen der, nach ihrer Meinung obwaltenden Schwierigkeit für die 
Kostenverrechnung unter den einzelnen ärztlich Behandelten äussert, erledigt sich dadurch, 
dass die Ersparniss am Satze des Honorars für den zweiten und dio übrigen gleich- 
zeitig besuchten Patienten, in gleicher Weise wie bei Familien, oder Peusio ns- Anstalten 
den ochandeltcn Personen als ein Gesammtvortheil zu Gute kommt. 

Min.-Verf. vom 17. März 18 54 (v. Raumer). 

Auf den Bericht vom . . . entfiedere ich der Königlichen Regierung, dass die Ver- 
fügung vom 6. November 1841 nur die Ausdehnung der Pos. 5. der Medicinal-Taxo vom 
21. Juni 1815 auf Gefängnisse, nicht aber eine Aenderung oder Declaration dieser Be- 
stimmung der Taxe beabsichtigt. Unter dein zweiten, dritten Besuch sind daher, wie 
sich auch aus dem am Schluss der gedachten Verfügung gebrauchten Ausdruck: „für 
den zweiten und die übrigen gleichzeitig besuchten Patienten“ ergiebt, nicht die Be- 
suche an dem zweiten, dritten Tage, sondern die an demselben Tage in ununterbrochener 
Reihenfolge bei dem zweiten, dritten Patienten abgestatteten Besuche zu verstehen. 
Der erste Besuch, d. h. der orste Krankenbcs qch im Gefängnis», wird 
stets, auch an folgenden Tagen, mit deu vollen Sätzen der Pos. 1. und 2. 
der Medieinal-Taxc honorirt. 
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Nach der Auslegung der Königlichen Regierung würde der Arzt an dem ersten 
Tage für den Besuch bei dom orsten Gefangenen 20 Sgr., für den Besuch bei dem zwei- 
ten 10 Sgr.. an dem folgenden Tage aber, auch wenn er nur Einen Gefangenen be- 
sucht, nur 5 Sgr. erhalten. Dies wäre gegen die Absicht des Gesetzes, welches dahin 
geht, dem Arzt die Zeitersparnis«, welche ilwi aus mehreren, gleichzeitigen Besuchen 
in demselben Hause erwächst, auf das Sostrum anzurechnen. Diese Zeitersparniss tritt 
aber nicht bei dem ersten, sondern erst bei dem zwoiten Patienten ein. 

Hiernach hat der Dr. N. zu N. richtig liquidirt. Die Königliche Regierung erhält 
daher die Vorstellung desselben nebst zwei Anlagen mit dem Aufträge zurück, die Liqui- 
dation nach der obigen Ausführung anderweit festzustellen, sich deshalb mit dem kö- 
niglichen Kreisgericht zu N. zu benehmen und den Dr. N., an welchen von hier aus 
nicht verfügt ist, einstweilen zu bescheiden. 

Min.- Vorf. vom 30. November 1859 (Lehnert). 

Anf das Schreiben vom 19. d. M. erwiedere ich dem Königlichen Krcisgoricht untor 
Rücksendung der Anlagen, dass der practiache Arzt Dr. N. daselbst, da die von ihm 
behandelten gerichtlichen Gefangenen nicht dio einzigen, damals in dom dortigen Stadt- 
Lazareth befindlichen Kranken waren, nicht befugt gewesen ist, für die einzelnen Be- 
suche bei diesen in Gemeinschaft mit andern Kranken in demselben Lazareth behandelten 
Gefangenen den vollen Gebührensatz zu liquidiren. 

Dem Königlichen Kreisgericht gebe icn anheim, hiernach dio Liquidation des Dr. N. 
anderweitig festzusetzen. 

Min.-Verf. vom 12. Januar 1861 (v. Bethmann-Holl weg ). 

Auf den Bericht vom erwiedere ich der Königlichen Regierung, dass, mit 

Rücksicht darauf, dass die Verhältnisse der Schuld gefangenen wesentlich andere sind, 
als die der Criminal- und Polizei-Gefangenen, und der Grad der Leistung dos Arztes 
für die Bestimmung des Honorars hier nur allein als massgebend zu erachten ist, das 
Rescript vom 6. November 1841 auf die Liquidationen der Aerzte für 
die Behandlung kranker Schuldgefangenen keine Anwendung finden 
kann, das ärftliciie Honorar für die letzteren vielmehr in Ermangelung entgogen- 
stehender Verträge nach dem vollen Satz der Taxe für jeden einzelnen Krankon zu 
berechnen ist. 

Zu Pos. 12. 

Min.-Verf. vom 10. September 1858 (Lehnert). 

Auf die Eingahe vom .... erwiedere ich Ihnen, dass ein vier Wochon hindurch 
abgestatteter täglicher Besuch der Gefangenen, Auguste N., welche an secundärcr Sy- 
philis und Krätze von Ihnen ärztlich behandelt worden ist, nur dann für gerechtfertigt 
wüjde angenommen werden können, wenn besondere Krankheitsvcrhältuisse einen so 
häufigen Besuch orforderlich gemacht hätten. Um diese Verhältnisse übersehen und 
demgemäss die Nothwendigkeit der täglichen Besuche beurthcilen zu können, sind Sie 
von der Königlichen Regierung zu N. aufgefordert worden, dio Krankheitsgeschichte 
einzureichen. 

Zu dieser Anordnung ist die Königl. Regierung ebenso berechtigt, wio verpflichtet. 

Wonn Sic dagegen auf Grund der Pos. 12. Abschn. I. der Medicinal-Personon-Taxo 
vom 21. Juui 1815 behaupten, dass der Arzt die Nothwendigkeit seiner Besuche in chro- 
nischen Krankheiten uur daun nachzuweisen verpflichtet sei, wenn er täglich zwei Be- 
suche gemacht habe, so ist das nicht richtig. Aus der angeführten Vorschrift 
folgt keineswegs, dass in allen chronischen Krankheiten Ein täglicher 
Besuch ohne weitere, von der Vorgesetzten Behörde etwa verlangte Be- 
gründung der Nothwendigkeit liquidirt werden kann. 

Hiernach kann ich Ihre Beschwerde gegen die Königliche Regierung, wie hiermit 
geschieht, nur als unbegründet zurück* eisen. 

Min.-Verf. vom 18. Juni 1859 (S. 366.) 

Zu Pos. 17. 

Min.-Verf. vom 21. Juli 1836 (v. Altenstein). 

Das Ministerium setzt — um allen ferneren Zweifeln über die von dem Königlichen 
Medicinal-CoUegium in dem Bericht vom zur Sprache gebrachte Remune- 

ration für ärztliche Cousultationen zu heben — ■ hierdurch fest, dass für das 
Zusammentreffen zweier oder mehrerer Medicinalpersoneu bei einem Kranken za einer 
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bestimmten Stunde, behufs Berathung über die fernere Behandlung desselben, das in 
der Taxe vom 21. Juni 1815 für eine Consultation festgesetzte Sostrum jedesmal in 
Anrechnung gebracht werden darf, wenn ein solcher gemeinschaftlicher Besuch zu dem 
genannten Zweck von dem Kranken oder dessen Angehörigen gefordert worden ist. 

Min.-Verf. vom 29. Mai 1845 (v. Ladenberg). 

Auf Ihre Vorstellung vom .... eröffnet Ihnen das Ministerium, dass es nicht im 
Sinne der Medicinnl-Taxo vom 21. Juni 1815 ist. bei ärztlichen Consulta tioneu 
aussor den, für diese aufgestellten Taxsfitzon noch diejenigen für die ärztlichen Besuche 
als solche passiren zu lassen. 

Zu Pos, 20. 

Verf. der Min. der geistl Angel, und des Innern vom 31. Januar 1844 
(Eichhorn, v. Arnim). 

Der Königlichen Regierung erwiedern wir auf den Bericht vom 3. November v. J., 
dass es angemessen erscheint, hinsichtlich der Gebühren der Aerzto und Wundärzte für 
Untersuchung erkrankter Transportaten und für Ausstellung desfallsiger Atteste, die 
nämlichen allgemeinen Grundsätze in Anwendung zu bringen, welche in der Circular- 
Verfügung des Ministeriums der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten 
vom 21. November 1837 (Anlage a. ) in Beziehung auf die Entschädigung der Civil- 
Medicinal-Personen für die Untersuchung und Behandlung von Militär- Personen, die auf 
dein Marsche erkranken, ausgesprochen worden sind. 

Die von der Königlichen Ucgicrung aufgestellten Fragen erledigen sich hiernach in 
folgender Weise: 

1) Die Kreis-Physiker und Kreis-Chirurgen sind an ihrem Wohn- 
orte zur Untersuchung des Gesundheitszustandes eines Trans- 
portaton und erforderlichen Falles zur Ausstellung eines Attestcs 
darüber ox officio verpflichtet. 

Wenn der Kreis- Physik us und Kreis-Chirurgus genöthigt ist, zu dem 
fraglichen Behufe eine Reise zu unternehmen, so ist derselbe berechtigt, dafür 
die ihm reglementsmässig zugebilligten Diäten und Transportkosten zu for- 
dern; doch darf er auch in diesem Falle für die Ausstellung des Attestcs nicht 
besonders liquid iren. 

2) In Beziehung auf die nicht im Staatsdienste stehenden Mcdicinal- 
Personon: 

a) der promovirte Arzt sowohl, wie der Wundarzt erster und zweiter Klasse 
erhält, wenn die Untersuchung in soinor eignen Wohnung geschieht, für 
die Ausstellung des Ältestes eine Remuneration von 10 Sgr. ; 

b) befindet sich der Transportat an demselben Orte, die Untersuchung ge- 
schieht aber ausserhalb der Wohnung der requirirten Medicinal - Person, 
so ist ausserdem 

dor promovirte Arzt ........ 20 Sgr. und 

dor Wundarzt erster oder zweiter Klasso 10 Sgr. 
für den Besuch zu liquidiren berechtigt; 

c) ist die requirirte Medicinal -Person genöthigt, behufs der Untersuchung 
des Transportatcn eine Reise zu unternehmen, so hat dieselbe ausser der 
Gebühr für das ausgestellte Attest, die taxmfiasig festgestellton Diäten 
und Transportkosten zu liquidiren. 

Da cs übrigens unter Umständeu zur Ersparung von Kosten dienen kann, in zwei- 
felhaften Fällen einen Wag cn- Transport bis zum Wohnsitze dor nächsten Medicinal- 
Personen anzuordnen, statt die letztere nach dem Orte hi »reisen zu lassen, von welchem 
der Transport abgefertigt wird, so machen wir die Königliche Regierung auch hierauf, 
jedoch mit dem Bemerken, aufmerksam, dass dieses Verfahren in sonst dazu geeigneten 
Fällen nur dann einzuuchlagen ist, wonn der Zustand des zu untersuchenden Kranken 
cs gestattet. 

Wenn sich endlich bei der Untersuchung eines Transportatcn dio Nothwendigkoit 
einer gleichzeitig einzuleitenden, curativcn Behandlung berausstcllt , so finden hinsicht- 
lich der dafür zu gewährenden Remuneration in allen Fällen die iu der Medicinal - Taxe 
für die verschiedenen Klassen des Hoilpersonals festgesetzten Bestimm ungon Anwendung. 

Indem wir die Königliche Regierung ermächtigen , nach diesen Bestimmungen zu 
verfahren, bemerken wir noch, dass ein nach §. 3. Nr. II. zu 2. und §. 16. der General- 
Transport- Instruction vom ,16. September 1816 erforderliches Gutachten von Wund- 
ärzten zweiter Klasse nur nach Massgabc ihrer Befähigung, also lediglich dann ein- 
geholt werden darf, wenn es sich um einen rein chirurgischen Fall handelt. 
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(Anlage a.) 

Circ.-Verf. vom 21. November 1837 (v. Altenstein). 

Nacli der Anzeige dos Chefs des Militär-Mcdicinal- Wesens, Gcnoral- Stabs- Arztes 
Dr. v. Wiobcl, gehen bei demselben häufig von Civilärztcn ausgestellte Liouidatiouen 
über Ertheilnng von Attesten hinsichtlich der Marsch Unfähigkeit von Soldaten ein, 
welche nach den höchsten Sätzen der Medicinal-Taxe berechnet sind. Das Ministerium 
sieht sich daher veranlasst, hierdurch auf den Grund der Bestimmungen der Medieinal- 
Personen-Taxo vom 21. Juni 1815 No. I. oos. 20. und No. V. pos 8. festzustellen, dass 
der Civilarzt für die Ausstellung eines, keine weitere Auseinandersetzung und gründ- 
lichere Motivirung erheischenden Attestes über die Marschunfiihigkeit von Militärper- 
sonen, welche sich krank melden, wenn dio Untersuchung in der Behausung des Arztes 
st attgefunde.u hat, 10 Sgr., wenn der Arzt aber behufs der Untersuchung sich zu dem 
Kranken zu begeben genöthigt ist, die dafür nach don dieafälligen Bestimmungen der 
Taxe ihm gebührende Entschädigung, ausser der für die Ausstellung des Attestes selbst 
ihm zustchcnden Gebühr von 10 Sgr., zu fordern berechtigt sein soll. 

Circ.. -Vcrf. vom 16. Febrnar 1844 (Eichhorn). 

Das Königliche Staats-Ministerium hat beschlossen, dass dio künftig anzustellenden 
Krcis-M>'dicinal-Beaniteii bei der Einführung in ihr Amt zur unentgeltlichen Bewirkung 
der von Staats-Behörden im Interesse des Dienstes ihnen aufgetrageuen Untersuchung 
des Gesundheitszustandes Königlicher B eamlon, so wie zur unentgeltlichen 
Ausstellung der Befundsatteste ausdrücklich verpflichtet werden sollen. Don jetzt 
bereits im Amte befindlichen Kreis-Medicinal-Beamten können die taxmässigen Gebühren 
für dergleichen Untersuchungen und Atteste, wie es bisher geschehen, so auch ferner auf 
ihr Verlangen bewilligt werden. Indem ich die Königliche Regierung von diesem Be- 
schlüsse in Kenntniss setze, veranlasse ich Dieselbe, dio Anordnung zu treffen, dass die 
von jetzt an neu angestellten Kreis -Medieinal - Beamten bei Gelegenheit ihrer Vereidi- 
gung zu Protokoll verpflichtet werden, die von Staats- Behörden iin Interesse des 
Dionstes ihnen aufgetrageuen Untersuchungen der erwähnten Art, sowie dio Ausstel- 
lung der Befunds -Atteste unentgeltlich zu bewirken. 

Circ.-Verf. vom 26. Novombor 1844 (Eichhorn). 

Auf Veranlassung des Königl. Kriegs- Ministeriums bestimme ich mit Bozug auf 
die von mir unterm 16. Februar c. erlassene Circular- Verfügung, dass in Fällen, bei 
welchen es darauf ankoramt, die Nothwendigkeit einer Vorspanngcatellung für marsch- 
unfähig gewordene Soldaten zu constatiron und das Befuudsattest zur Justificirung der 
Vorspanukostcn-Liqnidation im Interesse der betheiligten Communcn zu verwenden, die 
neu a nzustcllenden Kreis-Medicinal-Beamten bei Gelegenheit ihrer Ver- 
eidigung auch dahin zu Protokoll verpflichtet wjerden, sich da, wo dies 
ohne besondere Reisen geschehen kann, diesem Geschäft, auf diesfällige 
Requisition der betreffenden Behörden ebenfal Is uno ntgeltlich zu unter- 
ziehen. Nach der Mittheilung des Königlichen Kriegs -Ministeriums werden übrigens 
dergleichen Untersuchungen nnr in einzelnen seltenen Fällen anf Requisition der Oris- 
behördon Vorkommen, indem grössere Transporte von einem Militärärzte begleitet 
worden ctc. 

Min.-Verf. vom 23. Mai 1854 (v. Raumer). 

Nach der Circular- Verfügung vom 31. Januar 1844 sub 1. sind die Kreis-Physiker 
mul Kreis-Chirurgen an ihrem Wohnort zur Untersuchung des Gesundheitszustandes 
eines Transportaten uud erforderlichen Falls zur Ausstellung eines Attestes darüber von 
Amts wegen verpflichtet und dürfen für die Ausstellung des Attestes auch dann nicht 
besonders liquidiren, wenn sie behufs der Untersuchung dos Transportaten eine Reise 
unternehmen müssen. Sie erhalten vielmehr in diesem Fall nur dio reglo- 
ments massigen Diäten und Reisekosten. 

Da diese Bestimmung in mehreren Fällen unbeachtet geblieben ist, so mache ich 
die Königlichen Regierungen auf dieselho aufmerksam und veranlasse Sie, auch die Kreis- 
Medicinal-Beamten Ihrer resp. Bezirke wiederholt zur Beachtung derselben anzuweisen. 

Ich bemerke dabei, dass einerseits die Circular- Verfügung nur auf Transporte - 
ton im eigentlichen Sinne, d. h. auf solche unter obrigkeitlichem Geleit fortzuscnafTeudo 
Individuen, welche sich bereits auf dem Transport befinden, und nicht auf solche, welche 
erst auf den Transport gesetzt werden sollen, Anwendung findet, dass aber andererseits 
hinsichtlich der in Keile stehenden Verpflichtung zur unentgeltlichen Untersuchung von 
Transportaten ein Unterschied zwischen den vor und den nach Erlass der Verfügung 
vom 31. Januar 1S44 «»gestellten Kreis-Mcdicinal-Bcamtcn nicht gemacht werden darf. 
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Dieser Unterschied findet nur Statt bei Anwendung der Circular-Rescripto vom 
1(5. Februar 1844, und vom 2G. November 1844, betreffend die Untersuchung des Ge- 
sundheitszustandes Königlicher Beamten im Interesse des Dienstes, und die Untersuchung 
des Gesundheitszustandes marschunfähig gewordener Soldaten behufs der Gestellung 
von Vorspann. 

Die Krcis-Modicin&l-Beamten sind hierauf ebenfalls aufmerksam zu machen. 


Min.-Verf. vom 9. Februar 1857 (Lehnert). 

Mit der im Bericht vom . . . entwickelten Ansicht über die Beschwerde des Kreis- 
physikus Dr. N. kann ich mich nicht einverstanden erklären.*) 

Die zunächst nur auf Marschfähigkeit gerichtete Untersuchung eines Transportaten 
und die dabei sich als noth wendig ergebende ärztliche Behandlung desselben sind in 
der der Beurtheilung des Falles zum, Grunde liegenden Circular- Vorfugung vom 
31. Januar 1844 als zwei wesentlich von einander verschiedene Functionen des unter- 
suchenden Arztes gedacht. Bei der ersten kommt die Beamten- Qualität, bei der zweiten 
lediglich der Arzt als solcher in Betracht. 

Der Beamte soll die ersto Function unentgeltlich vornehmen, der 
Privatarzt wird für beide Functionen, aber für jede besonders, remunerirt» 
Seine Remuneration für die erste Function, für die Untersuchung des Transportaten 
auf Marschfähigkeit, giebt zugleich den Werth derjenigen Leistungen za erkennen, 
welche der Beamte unentgeltlich übernehmen muss. 

Der Privatarzt erhält aber für die Untersuchung in seiner Wohnung und für die 
Ausstellung des Attestes 10 Sgr. und für die Untersuchung ausserhalb scinor Wohnung 
ausserdem 20 Sgr., also zusammen 1 Thlr. für eine ausserhalb seiner Wohnung vor- 
genommene Untersuchung und für Ausstellung des Attestes. Das also ist es, worauf 
der beamtete Arzt verzichten muss. Hinsichtlich der ärztlichen Behandlung aber steht 
er dem Privatärzte gleich und so wie dieser unzweifelhaft hierfür die vollen Taxs&tze 
neben jenen 10 und 20 Sgr. liquidiren darf, eben so darf dem beamteten Arzt auf Grund 
seiner amtlichen Verpflichtung nichts an seinem ärztlichen Sostrum gekürzt werden. 
Dazu kommt, dass der erste Krankenbesuch nicht des Ganges wegen, sondern wegen 
der Schwierigkeit des ersten Kranken-Exaniens und der dadurch bedingten Diagnose 
höher römnncrirt wird, als der zweite und die folgenden, während nach der Ansicht 
der Königlichen Regierung dies Verhältnis« sich umkehren würde. Daraus orgiebt sich 
zugleich, dass es aus inneren Gründen unstatthaft ist, einen ersten Krankenbesuch im 
Sinne der Taxe für die Mcdicinalpersonen nach Analogie der Position für ein aus der 
Wohnung des Arztes abgeholtes Recept auszutaxiren. 

Mit dieser Ansicht hat sich auch der Herr Minister des Innern einverstanden 
erklärt. 

Die Königliche Regierung wird daher veranlasst, demgemäss den vorliegenden Fall 
zu erledigen und für die Zukunft die vorentwickelten Grundsätze Sich zur Richtsohnur 
dienen zu lassen. 


*) Nach Inhalt der Circular- Verfügung vom 31. Januar 1844 sind die Kreis-Medi- 
ci nal- Beamten verpflichtet, an ihrem Wohnorte der Untersuchung des Gesundheitszu- 
standes eines Transportaten und der Ausstellung eines Attestes darüber unentgeltlich 
sich zu unterziehen. Wenn aber bei solcher Untersuchung die Nothwendigkeit einer 
gleichzeitig einzuleitenden curativen Behandlung des Transportaten sich herausstcllt, so 
sollen hinsichtlich der dafür zu gewährenden Remuneration in allen Fällen, d. h, sowohl 
für beamtete als auch für nicht angestclltc Aerztc, die Bestimmungen der Medicinal- 
Personon-Taxo Anwendung finden. 

Auf Gruud dieser Vorschrift hat der Krcisphysikus N. für die bei der Untersuchung 
eines Transportaten cingelcitctc ärztliche Behandlung desselben nach Nr. 1. der Taxe 
für Acrzte als für den ersten ärztlichen Besuch 20 Sgr., für die folgenden Besuche nach 
Nr. 2. a. a. 0. 10 Sgr. Honorar liquidirt. Die Königlicho Regierung zu N. hat jedoch 
nur VL Sgr. passiren lassen, indem sie anniinmt, aus der Verpflichtung zur unentgelt- 
lichen Untersuchung des Transportaten folge, dass der betreffende Beamte für die gleich- 
zeitige corative Behandlung nur so liquidiren dürfo, als wenn eino ärztliche Verordnung 
aus der Wohnung des Arztes abgcholt werde, da sonst der auch ausserhalb seiner Pri- 
vatwohnung zur unentgeltlichen Untersuchung des Transportaten verpflichtete Medi- 
cinal-Beamto gegen die Intention der angeführten Circular- Verfügung für den ersten 
Gang zum Transportaten würde bezahlt werden. Dieso Ansicht der Königlichen Regie- 
rung wird in der vorstehenden Verfügung vom 9. Februar 1857 reprobirt. 
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Verf. des J ustizmin isters vom 27. Jali 1859 (Simons). 

Nach einer Mittheilung dos Herrn Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten 
ist dem Kreisphysikus Dr. N. zu N. von dem Kreis-Gericht daselbst und dem Königl. 
Appellations-Grericht der Anspruch auf Gebühren für die Untersuchung der Transport- 
fälligkeit von zwei Gefangenen, welche aus dem Gefängnisse zu N. nach demjenigen zu 
N. verlegt werden sollten, bestritten worden, weil er als Gefängnissarzt zu solchen Un- 
tersuchungen gegen die ihm in dieser Eigenschaft bewilligte jährliche Remuneration, 
ohne besondere Gebühren dafür verlangen zu können^ verpflichtet sei. 

Nach dem, dem Justizminister abschriftlich vorliegenden, mit dem Dr. N. geschlos- 
senen Contract hat jedoch derselbe sich nur zur ärztlichen Behandlung kranker Gefan- 
genen gegon das stipulirte Honorar verpflichtet, nicht auch zur Untersuchung der 
Transporttähigkeit und zur Ausstellung von Attesten darüber. 

Als Kreisphysikus ist der Dr. N , nach Inhalt der Circular- Verfügung des Herrn 
Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten vom 23. Mai 1854, mit welcher der 
Justizminister sich einverstanden erklärt hat, zur unentgeltlichen Untersuchung von 
Transportanden und zur Ausstellung eines Attestes darüber in Füllen, wie der vor- 
liegende, wo 08 sich nicht um Personen handelt, die borcits auf dem Transport be- 
griffen sind, ebenfalls nicht verbunden. 

Das Collegium hat daher das Kreisgericht zu N. anzuweisen, dem Dr. N. die für 
die godachte Untersuchung des Gesundheitszustandes der beiden Gefangenen und Aus- 
stellung des Attestes darüber liquidirten Gebühren aus dem Crimin&ltonds des Kreis- 
gerichts zahlen zu lassen. 

M.-Verf. vom 28. Februar 1861 (v. Bethmann-Holl weg). 

Auf die Aufrage in dem Bericht vom . . . erwiedore ich der Königlichen Regie- 
rung, dass das Circular- Kescript vom 16.t Februar 1844, demzufolge die nach Erlass 
desselben angestellten Kreisphysiker verpflichtet sind, die von Staatsbehörden im Inter- 
esse des Dienstes ihnen auigetragene Lnersuchung des Gesundheitszustandes Königli- 
cher Beamten an ihrem Wohnort unentgeltlich vorzunehmon und dio Befunds- 
Atteste darüber unentgeltlich auszustcllcn, auf derartige Untersuchungen des Gesund- 
heitszustandes nicht Königlicher, d. h. mittelbarer Staatsbeamten keine 
Anwendung findet. Das Rescript begründet eine Ausnahme von der Regel, dass 
zu den Officialarbeiten der Kreisphysiker, welcho sie an ihrem Wohnort unentgeltlich 
zu übernebmon haben, nur diejenigen gehören, welcho ihnen im Interesse dor Sanität»- 
polizei obliegen oder aufgetragen werden, muss mithin nach allgemeinen Anslegungs- 
regeln auf den ausdrücklich (Urin vorgesehenen Fall beschränkt und darf nicht analog 
angewendet werden. 

Die eingoreichto Liquidation des Kreisphysikus Dr. N. zu N. über die Unter- 
suchung des Gesundheitszustandes des Lehrers N. erfolgt hiermit zurück. 

M.-Verf. vom 24. Juli 1852 (Lchnert). 

Auf den Antrag des Herrn Kriegsministers übersende ich der Königlichen Regie- 
rung hierbei Abschrift von dem Passus 4. dos Kriegs-Ministerialschreibens Nr. 143. vom 
16. April 1845, 

betreffend die ärztliche Untersuchung marschun&hig gewordener Soldaten und 
die Ausstellung der Bcfondatteste behufs der Vorspann- Gestellung, 
mit der Veranlassung, dieso Bestimmung zur Nachachtung durch da» Amtsblatt zu ver- 
öffentlichen. 


Anlage a. 

Auszug aus dem monatlichen Circular-Schrciben Nr. 143. 

Aerztlicho Untersuchung marschunfähig gewordener Soldaten und Ans- 
stellung der Befundsatteste zum Behuf dor Vorspann - Gestellung. 

4) Das Königliche Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angcle- 
genheiten hat in diesseitigem Einverständnisse die Regierungen unterm 26. November 
1844 zur weitern Verfügung veranlasst: 

dass in Fällen, wo behufs der Gestellung von Vorspannfuhren für marsch- 
unfähig gewordene Soldaten und zur Begründung der Vorspannkosten-Liaui- 
dationen der betheiligten Communen ein ärztliches BefumUattest erforderlich 
sei, die neu anzustelfendeu Kreis- Medicimil- Beamten verpflichtet würden, sich 
diesem Geschäfte auf Requisition der betreffenden Behörden am Orte selbst 
unentgeltlich zu unterziehen. 


Dies wird unter Bezugnahme auf den Passus 1. dos Monats -Circulare Nr. 138. mit 
dein Bemerken zur allgemeinen Kenntniss gebracht, dass solche Untersuchungen nur 
dsi Vorkommen können, wo marschircndc Truppcntheilo nicht von Militärärzten beglei- 
tet sind. 

In allen Fidlen, wo die Ausfertigung dieser Atteste hiernach nicht ohne Kosten 
oder bei nothwendiger Requirirung eines am Orte befindlichen Civilarztes und bei Ge- 
stellung des Kranken in des Arztes Behausung nicht für die Entschädigung von 10 Sgr. 
erfolgen kann, genügen die pflichtmassigen Bescheinigungen der Commandoführer oder 
bei einzeln marschirenden Soldaten der Ortsvorständo über die Nothwendigkeit der 
Vorspa nnentnahine zum FortschafTcn murschunfiihig gewordener Soldaten entweder bis 
in das nächste Militär-Laznreth oder bis zu demjenigen Orte auf der Marschtour, auf 
welchem sich ein oberer Militärarzt befindet, welcher dor weiteren Untersuchung des 
Krankheitszustandes sich zu unterziehen hat. 

Berlin, den 16. April 1845. 

(gez.) von Boyen. 


Auszug aus dem monatlichen Circular-Schreiben Nr. 138. 

Betrifft die von den Kreisphysikern über den Gesundheitszustand von 
Staats-Beamten anszustellcnden Atteste. 

1) Das Königliche Staatsministerium hat den Beschluss gefasst: 

die Regierungen durch eine von dem Ministerium der Modicinal-Angelegen- 
heiten zu erlassende Verfügung anzuweisen, dass sic die künftig anzustetten- 
don Krcis-Medicinal-Beamtcn bei der Einführung in ihr Amt zur unentgelt- 
lichen Bewirkung der von den Staats-Behörden im Interesse des Dienstes 
ihnen aufgetragenen Untersuchung des Gesundheitszustandes von Königlichen 
Bi^amten, sowie zur unentgeltlichen Ausstellung dor Befundatteste aus- 
drücklich verpflichten, dabei aber dieselben zu ermächtigen, den Jetzt be- 
reits im Amte befindlichen Krcis-Medicinalpersonen die taxmässigen Gebühren 
für dergleichen Untersuchungen und Atteste auf Verlangen wie bisher, so 
auch ferner zu bewilligen. 

Dieser Beschluss wird don Militär- Behörden hierdurch nachrichtlich bekannt 
gemacht 

Berlin, den 6. Januar 1844. 

(gez.) von Boyen. 

M.-Vcrf. vom 28. Januar 1862 (v. Bethmann-Hollweg). 

Ew. etc. erwiedere ich auf das Schreiben vom . . . ergebenst , dass mit Rücksicht 
auf die Bestimmung der Pos. 20. Abschn. I. der Medicinal-Taxo vom 21. Juni 1815 und 
in Gernässheit der V erfügung vom 31. Januar 1844 Nr. 2. der practische Arzt Dr. N. 
zu N. für berechtigt erachtet werden muss, für die Untersuchung eines jeden der ihm 
zu dem Behuf überwiesenen 64 Rekruten, einschliesslich der Ausfertigung des 
Atteste* über die Marschfu higkeit 10 Sgr. zu liquidiren. Dieser Satz ist 
auch bei Feststellung der Liquidation des etc. N für die Untersuchung einzelner Indi- 
viduen als gerechtfertigt anerkannt worden. 

Min.-Vorf. vom 10. Februar 1863, betreffend die Auslegung der Pos. 20. 
und 21 . Abschnitt I. der Taxe. (L V. Lehnert). 

Unter deu in dem Bericht vom . . . vorgetragenen Verhältnissen kann ich die 
zu rückfolgende Beschwerde des practisehen Arztes Dr. N. zu N. nicht für ungegründet 
erachten. Es ist zwar richtig, dass die Circular- Verfügung vom 20. Januar 1853 nur 
von Attesten der Medicinal-Beamton handelt und demzufolge im vorliegenden 
Fall der Abschnitt V. der Taxe vom 21. Juni 1815 keine Anwendung findet. Die Posi- 
tion 20. Abschnitt I. dor Taxe bezieht sich jedoch nur auf solche Bescheinigungen, wo- 
durch ohne weitere Motivirung die Thatsache festgcstellt wird, dass eine Person krank 
oder gesund 6ei. Durch eine solche Bescheinigung würde die Requisition, welche der 
Lamlrath an den Beschwerdeführer gerichtet hat. inre Erledigung nicht gefunden haben. 
Es war vielmehr in der Ordnung, dass der Dr. N. ein ausführliches Gutachten erstattet 
hat, für welches nicht der höchste Satz dor Position 20., sondern der niedrigste Satz 
der Position 21. Abschnitt I. der Taxe zur Anwendung zu bringen ist 

Ich veranlasse demnach die Königl. Regierung, die nachträgliche Zahlung der dc- 
feetirten 2 Thaler anzuordnen und den Beschwerdeführer mit entsprechendem Bescheid 
zu versehen. 
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Zu Pos. 21. 

Min.-Verf. vom 12. April 1800 (Lehnert). 

Der in dem Bericht der Königlichen Regierung vom . . . entwickelten Ansicht, dass 
der practischo Arzt Dr. N. zu N., dessen Beschwerde vom . . . hiermit zurück folgt, 
für das von ihm auf Requisition der Kreisgerichts -Commission daselbst in der Unter- 
suchnngssache wider den Eigenthümer N. nach Inhalt der hier wieder beigefügten 
Acten unterm 27. Juli v. J. abgegebene Gutachten über don Gesundheitszustand der 
Verletzten und über dio Folgen der Verletzung nur nach Pos. 20. Abscliu I. der Taxe 
für die Medicinal- Personen vom 21. Juni 1815 zu liquidiren befugt sei, kann ich nicht 
beipflichten. Dio Bczeichung in der Pos. 20. cit. »Ausfertigung eines Gesund- 
heit«- oder Krankheits-Scheines 1 * kann dem Wortlaut gemäss nur auf 
solche Bescheinigungen sich beziehen, wodurch einfach und ohne wei- 
tere Motive die Thatsachc, dass die betreffende Person krank resp. ge- 
sund sei, fcstgcstcllt wird. 

Im vorliegenden Fall kann ferner kein Zweifel darüber obwalten, dass die Ge- 
richte- Commission sich mit einer solchen Bescheinigung nicht hat begnügen wollen. 
Ihre Requisition geht ausdrücklich auf Erstatt ung eines Gutachtens über tlen Gesund- 
heitszustand der Verletzten und über die Folgen der Verletzung. Dass dieser Requisi- 
tion nicht durch Ausstellung eines blossen Atteste», einer auf «las Thatsächliche sich 
beschränkenden Bescheinigung über den Zustand der Kranken und die bereits in die 
Erscheinung getretenen Folgen der Verletzung genügt werden konnte, bedarf keiner 
Ausführung. Der etc. Dr. N. hat daher mit Recht — nicht, wie dio Königliche Regie- 
rung nnnimmt, in missverständlicher Ausführung der Requisition — ein gründliches 
Gutachten erstattet und sieh nicht mit der Ausstellung eines Attestes begnügt. 

Es frngt sich nun, ob dio Ansicht des Sportelrevisors, welcher für dieses Gut- 
achten nach Pos. 7 Abschnitt V. Lit. A. der Taxe vom 21. Juni 1815 und dem Rescripte 
vom 13. December 1854 nur 20 Sgr. an Gebühren passiren lassen will, richtig ist. 
Diese Frage ist zu verneinen. Das Kescript vom 13. December 1854 findet seinem un- 
zweifelhaften W ortinhalte nach nur auf gerichtliche Aerzte und Wundärzte, d. h. also 
auf besoldete Mediciual-Bcamte resp. aut deren ausdrücklich bestellte Vertreter Anwen- 
dung. Zu dieser Kategorie gehört der Dr. N. nicht; er ist vielmehr lediglich als Sach- 
verständiger roquirirt und diese Eigenschaft wird dadurch, dass er zugleich dio Ver- 
letzte ärztlich behandelte, dem Gericht gegenüber nicht alter irt, so wie dem etc. Dr. N. 
andererseits durch die Ko<iuisition an ihn der Charakter eines gerichtlichen Arztes nicht 
beigelegt worden ist. Es bleibt daher nur übrig, «las Gutachten nach Pos 21. Nr. I. der 
Taxe für die practischen Aerzte zu houoriren und danach würde der Dr. N. mindestens 
3 Thlr. an Gebühren zu liquidiren berechtigt gewesen sein. Hiernach erscheint eine 
Ermässigung seiner mit 2 Thlr. abschliessenden Liquidation nicht gerechtfertigt. 

Dio Königliche Regierung veranlasse ich. Sich in diesem Sinne gegen das König- 
liche Appcllatiousgericht zu äussern und die vollständige Berichtigung der Liquidation 
des Dr. N. zu beantragen, auch letzteren demgemäss zu bescheiden 

Verfügung an die KönigL Rogicrung zu N. vom 22. Mai 1865, betreffend 
die Zahlung der Gebühren für ein gemeinschaftliches Gutachten an die 
beiden requirirten Aerzte (v. Mühler und Graf zur Lippe). 

Nach einem Berichte der dortigen Königl. Regierung sind den practischen Aorzten 
Dr. N. und Dr. N. zu N. für einen auf Requisition des Ober- Prokurators erstatteten 
gemeinschaftlichen Bericht nebst Gutachten über die Verletzungen und den Tod des 
am ... im dortigen Hospital verstorbenen Küfers N. von dem dortigen Landgericht 
die in «1er Mcdicinal-Taxc von 1815 festgesetzten Gebühren von 3 Thlrn. nur einmal 
für beide Aerzte zusammen angewiesen und die desfallsige Reclamation von dem 
Kammer-Präsidenten N. au» dem Grunde zurückgewiesen, weil für ein Gutachten auch 
nur einmal die für ein solches zugebilligte Gebühr angewiesen werden könne, so «las» 
mehreren Aerzten, welche dasselbe unterzeichnet, diese Gebühr zusammen un«l pro 
rata zustehe. 

Diese Ansicht kann der Justiz-Minister nicht für richtig erachten, da «las Gesetz 
dom I’hysiku» oder Arzte für die Besichtigung eine» Leichnams ohne Section 2 Thlr. 
und für den Bericht darüber 1 Thlr. zuhilligt. und cs nicht zweifelhaft sein kann, dass 
bei einem gemeinschaftlichen Berichte jedenfalls die Besichtigung von jedem Einzelneu 
vollständig vorgenommen wird, aber auch nicht unterschieden wird, ob der von mehre- 
ren Aerzten, welche die Besichtigung vorzunehmen hatten, zu erstattende Bericht in 
einem gemeinschaftlichen oder in besonderen Schriftstücken abgefasst wurde. Sie haben 

Medicinal- We»cn. 


. .Digit iz 


' Google 


376 


Dor Arzt. 


daher zu veranlassen, dass in diesem and in künftigen ähnlichen Füllen joden» der con- 
currirenden Aerzte der vollo Gebührensatz angewiesen werde. 

Zu Pos. 23. 

Verf. vom 5. Januar 1822 (cf. die „Declaration“ S. 362). 
ln Stelle der in obiger Verfügung erwähnten Gebührentaxe tritt die Ge- 
hühreutaxe für die Gerichte vom 20. März 1*44 (G.-S. S. 73), welche Folgendes 
bestimmt: 

§. 1. Die Sachverständigen erhalten, sofern nicht für gewisse Klassen derselben, 
als Mcdioinalpersouon, Vermessungsboamto, Oeconomie-Comniissorien u s. w. die Ge- 
bühren durch besondere Verordnungen festgesetzt sind, bei gerichtlichen Geschäften 
für jeden Tag 15 Sgr. bis 2 Thlr. Gebühren, sie haben jedoch nur auf drei Fünftel 
dieses Gebührensatzes Anspruch, wenn das Geschäft nicht über sechs Stunden ge- 
dauert hat. 

Die Hoho der Gebühren ist in jedem einzelnen Falle mit Rücksicht auf die Er- 
werbs- and die übrigen Verhältnisse des Sachverständigen und die örtlichen Preise der 
Lebensbedürfnisse zu ermessen. 

§. 2. Werden Sachverständige zu einem Geschäfte ausserhalb ihres Wohnorts an 
einem von letzterem mehr als eine Viertelmcilo entfernten Orte zugezogen, so erhalten 
sie, statt der Gebühren, Diäten und Reisekosten nach folgenden Sätzen: 

1) Die Diäten worden auf 20 Sgr. bin 3 Thlr. für jeden Tag bestimmt, in den 
Fällen aber, wenn das Geschäft mit Einschluss der Reise nicht über sechs 
Stunden gedauert hat. auf drei Fünftel dieses Satzes ermässigt. 

2) An Reisekosten worden 5 Sgr. bis 1 Thlr. für jede Meile vergütet. 

3) Die Reisekosten worden für die Hin- und Rückreise besonders berechnet. 

Beträgt die Entfernung weniger als eine Meile, so wird diese für voll 
angenommen; !>ei grösseren Entfernungen werden die Reisekosten nach Vier- 
telmeilen vorgütigt. 

4) Die Höhe der Diäten und Reisekosten ist in jedem einzelnen Falle mit Rück- 

• sieht auf die Erwerbs- und die übrigen Verhältnisse der Sachverständigen 

und die örtlichen Proiso der Lebensbedürfnisse und der Transportmittel zu 
ermessen. 

5) Neben der zu l — 4 bestimmten Vergütigung findet ein Ersatz der Kosten für 
Wohnung, Bedienung, Wagonraiotho, Trink-, Wege- und Brückengelder und 
andere Auslagen nicht Statt; sollte jedoch der Sachverständige in besonderen 
Fällen nachzuweisen im Stande sein, dass ihm durch die Reise grössere Kosten 
verursacht worden und diese wirklich nothwendig geworden sind, so müssen 
ihm solehe vollständig vergüt igt werden. 

0) Werde» Staatsbeamte als Sachverständige zn gezogen, so erhalten sie diejenige 
Vergütigung an Diäten und Reisekosten, welche ihnen bei Reisen in Dienst- 
angelegenheiten rcglcmcntsmässic; zukommt. 

§. 3. Erfolgt die Zuziehung eines Sachverständigen bei einem Geschäfte ausser- 
halb seines Wohnorts, jedoch an einem von letzterem nicht über eine Viertelmeile ent- 
fernten Orte, so finden keine Diäten und Reisekosten, sondern nur die im §. 1. be- 
stimmten Gebühren Statt. 

Doch können Sachverständige, wenn sie in einem solchen Falle sich eines Fuhr- 
werks zu bedienen, durch Krankheit, Gebrechen oder andere Umstände genöthigt sind, 
oder auf dom Wege zu dem Orte ihrer Vernehmung Brücken- und Fährgelder zu zah- 
len odor andere Auslagen zu machen haben, die Erstattung dieser Kosten verlangen: 
sie müsson aber die Verwendung und die Nothwondigkeit derselben nachwcisen. 

§. 4. Für schriftliche Gutachten, Pläne, Zeichnungen und ähnliche Ausarbeitungen 
mit Einschluss der etwanigen Reinschriften sind den Sachverständigen 20 Sgr. bis 
2 Thlr. zu vergnügen. 

Für weitläufige oder schwierige Arbeiten ist diese Vergütigung nach Verhältnis» 
der zur Anfertigung erforderlichen Zeit angemessen zu erhöhen. 

§. 7. Zeugen, welche an ihrem Wohnorte oder an einem von demselben nicht 
über eiue Viertelmeile entfernten Orte bei gerichtlichen Geschäften zugezogen oder ver- 
nommen worden, können dafür keine Vergütigung verlangen. 

Doch findet die Vorschrift des §. 3. auch hei Zeugen Anwendung. 

9. Erfolgt die Zuziehung oder Vernehmung der Zeugen an einem mehr als 
eine Viertelmeile von ihrem Wohnorte entfernten Orte, so sind ihnen an Reisekosten 
mit Einsclilnss der Versaumniss- und Zehrungskosten 3 Sgr. bis 1 Thlr. für jede Meile 
zu vergütigen. 
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Bei Berechnung der Reisekosten finden die für die Sachverständigen im §. 2. Nr. 3. 
bis 0. gegebenen Bestimmungen Anwendung. 

§. 10. Nach den Bestimmungen der §§. 7. und 9. sind auch die Reise- und Ver- 
säumnisskosten der Parteien zu liquidiren. 
etc, etc. 


Min.-Verf. vom 27. December 1858 (Lohnert). 

Bei Rücksendung der Anlagen Ihrer Vorstellung vom .... erwiedere ich Ihnen, 
dass die Verfügung der Kreisgerichts- Commission zu N. vom .... in Ihrer Prozcss- 
sache wider den Mühlenbesitzer N. völlig sachgemäß» ist, da in der That das Rescript 
vom 5. Januar 182*2, auf welches Sic den Anspruch gründen, die Auslagen für Ihr eige- 
nes Fuhrwerk nach den Sätzen der gerichtlichen Gebührentaxo berechnen zu dürfen, 
auf letztere nur als auf eine brauchbare Analogie hinweist, aber keine Vorschrift hier- 
über enthfdt und hiervon abgesehen, die ortsüblichen Preise für Lohnfuhrwerk, die an 
allen Orten, wo Gespann gehalten wird, ermittelt und festgestcllt werden können, einen 
weit angemesseneren Anhalt für jene Auslagen des Arztes gewähren. 

Es liegt somit kein Grund vor, hierüber besondere Anordnung zu treffen. 

Verf. des Min. der Justiz vom 29. April 1861 (S. 367). 

Die Ortsentfernungen könne» bei Aufstellung der Rcisckoslcu- Liquidationen 
nach dem von Zeit zu Zeit in einer neuen Auflage erscheinenden Eisenbahn-, 
Post- und Dampfschiff- Coursbuch angegeben werden. (Verf. der Minister für 
Handel etc. des Innern und der Finanzen vom 24. Mai 1850). Die directe grad- 
linige Entfernung von einem Ort zum andern ist nicht massgebend. 

Zu Pos. 24. 

Verf. an die Königl. Regierung zu N. vom 3. März 1863 (Lehncrt). 

Da nach dem Bericht der Königl. Regierung vom .... die Entfernung zwischen 
A. und B. mehr als 3 Meilen beträgt, so können ht*i Anwendung des Rescript.» vom 
25. Juni 1 847 dem Dr. N. zu A. bei Festsetzung seiner Liquidation in der P.’schen 
Blödsinnigkeits-Untersuchung Meilengelder nach Pos. 24. der Taxe I. vom 21. Juni 
1815 nicht voronthulten werden. Aueb sind ihm, da die Positionen 23. und 24. 1. c. genau 
Zusammenhängen, die nachweislich verwendeten Fuhrkosten zu erstatten. Aus demselben 
Grunde ist es aber unzulässig, neben den Meilongcldern, welche die Stelle der Diäten 
vertreten, und den Fuhr kosten noch Gebühren tür den gerichtlichen Termin oder für 
das zu Protokoll gegebene Gutachten nach Abschnitt V. der Taxe, zu bewilligen. Käme 
dieser Abschnitt der Taxe hier überhaupt zur Anwendung, so müsste auch dio Ent- 
schädigung für die Reise und dio Diäteii hiernach und nicht nach Abschnitt I. der Taxe 
festgesetzt werden. Wird aber der letztere Abschnitt angewandt, so findet d;u> Alinea 3. 
von Position 23. analoge Anwendung, d. h. der Arzt empfängt in, den Diäten oder 
Meilengeldern zugleich die Vergütung für alle Vorrichtungen , die er in Erledigung des 
die Reise veranlassenden Geschäftes vorgonommen hat. Hierzu gehört im vorliegenden 
Fall auch die Abhaltung dos gerichtlichen Termins uud die Abgabe eines protokolla- 
rischen Gutachtens, wofür demnach besondere Gebühren neben den Meilongeldcrn und 
Fuhrkoston nicht bewilligt werden können. 

Zu Pos. 25. 

Nachdem der Tit. 20. Th. II. des Allgemeinen Landrechts ausser Kraft ge- 
treten, kommt §. 331. des Strafgesetzbuchs vom 31. Mai 1870 iu Anwendung. 

§. 360. Ein Beamter, welcher für eine in sein Amt oinschlagemle , an sich nicht 
pflichtwidrige Handlung Geschenke oder andere Vortheile annimmt, fordort oder sieh 
versprechen lässt, wird mit Geldbiisse bis zu 100 Thlrn. oder mit Gefängniss bis zu 
6 Monaten bestraft. 

Zur Declaration vom 17. August 1825 zu Pos. 26. (S. 361). 

Min.-Verf. vom 8. December 1860 (Lohnert). 

Dom Königl. Appellation» -Gericht erwiedere ich auf den Bericht vom 17. v. M., 
dass Pos. 2. und 3. Abschnitt V. der Taxo vom 21. Juni 1815 auf don vorliegenden Fall, 
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wo der Dr. N. nur zu attestiren hatte, dass die Leiche des von ihm Ärztlich behan- 
delten N. vor der gesetzlichen Zeit beerdigt worden dürfte, keine Anwendung finden. 

Für eine derartige Bescheinigung kann höchstens nach der Bestimmung ad 1. der 
Vorfügung vom 17. August 1825 1 Thlr. incL Besichtigung passiron. 

II. Taxe für die Wundärzte. 

Zu Pos. 1. 

Verf. vom 25. September 1872 an den practischon Arzt Herrn N. zu N., 
betreffend die Berechnung des Sostrums für Operationen. 

(Dr. Achenbach). 

Auf das Gesuch vom 28. v. Mts. erwiedere ich Ihnen, dass nach II. 1. der Taxe 
vom 21. Juni 1815 das Sostrnm für den Besuch, l»ei welchem eine Operation gemacht 
wird, in dem Sostrum für die Operation mit einbegriffen ist. Sie können daher nicht 
für Beides liquidiron. Dagegen steht Ihnen nach I. 4. 1. c. bei Entfernungen über eine 
Viertelmeile freie Fuhro zu, event haben Sic die Vergütung der gehabten haaren Aus- 
lagen für die Heise zu fordern. 

Zu Pos. 2. 

Min.-Vorf. vom 21. September 1818 (v. Altenstoin). 

Im Allgemeinen können — da die Taxe für die Wundfirzte vom 21. Juni 1815 sub 
Nr. 2. nur acr Wundfirzte erwähnt, die sich zugleich als Aerzto qualificirt haben und 
diejenigen ganz mit Stillschweigen übergeht, denen innere Curon nur deshalb verstauet 
worden, weil o« an ihrem Wohnorte an einem practischon Arzte fehlt, da ferner nicht 
abznsehen ist, warum die letzteren für ihre Besuche verschiedene Sätze erhalten sollen; 
je nachdem sic zu ärztlichen oder wundärztlichen Curen berufen werden, vielmehr schon 
die Instruction vom 23. Februar 1771 beide gleich behandelt — hei Festsetzung der 
Liquidationen solcher Wundärzte für innerliche Curen die Nummern 72., 73., 76. und 77. 
der Taxe für die Wundfirzte vom 21. Juni 1815 zum Grunde gelegt werden. 

Min.-Vorf. vom 21. Mai 1829 (v. Altenstein). 

Der Königl. Regierung wird anf die in den Berichten vom . . gehaltene Anfrage: 
nach welchen Sitzen die nicht promovirten Medico-Chirurgen oder Wundfirzte 
erster Classe für ihre ärztlichen und wundärztlichen Besuche zu liquidiren 
befugt seien? 

hiermit Folgendes zu erkennen gegeben: 

Die Pos. 2. des Abschnitts II. der Medicinaltaxe vom 21. Juni 1815, wonach Wund- 
ärzte, die sieh zugleich als Aerzto qualificirt haben, auch für ihre wundfirztlichen Be- 
suche das Sostrnm der Aerzto erhalten sollen, kann für die heutigen promovirten prac- 
tischcn Aerzto oder Wundärzte erster Classe nicht zur Anwendung kommen, da die 
dainaligo Qualification der Wundärzte als Aerzte durch die Promotion erfolgte, nnd ihre 
Stellung dann ganz die der jetzigen promovirten Medico-Chinirgen war, nicht promo- 
virte practische Aerzte auch vor dem Erlass der Allerh. Bestimmungen vom 28. Juni 
1825 als eine besondere Classe des Heilpersonals nicht anerkannt gewesen, sondern 
unter nraetischcn Aerzten in der Regel promovirto Doctoron verstanden worden sind, 
für weiche letztere daher anch eigentlich nur der Abschnitt I. der Taxe ahgefasst ist. 
Es tritt vielmehr hier das Roscript vom 21. September 1818 in Anwendung, in so fern 
dort von Wundärzten die Rede ist, denen innere Curen nur da verstattet worden sind, 
wo es an ihrem Wohnorte an einem practischon Arzte fehlte, wie dies ganz der Fall 
mit den jetzigen Wundärzten erster Classe ist, die, wenn sie nicht zugleich als Kreis- 
wnndfirzte angestellt sind, unter denselben Bedingungen nur die innere Heilkunde aus- 
üben dürfen. Wo diese sich mit der innern Praxis befassen können, sind ihren dios- 
fallsigen Liquidationen eben so die Sätze 72., 73., 76. und 77. des Abschnitts II. der Taxe 
zum Grunde zu legen. In der Medicinaltaxe ist nur auf die Qualification dos Arztes 
Rücksicht genommen worden. Wenn hiernach die Besuche der promovirten Chirurgen, 
die in allen Stücken die Qualification der Aerzte erlangt haben, gleichviel, ob jene bei 
äusserlichen oder innem Krankheiten abgestattet worden sind, nach der Taxe für die 
promovirten practischen Aerzte honorirt werden sollen, so gilt auch dabei kein 
Unterschied, ob die Besuche der Chirurgen in dem einen oder andern Falle gemacht 
worden, und es sind solche immer nur nach der Taxe für Wundärzte in Rechnung und 
fest zu stellen. 

Conf. die Circ.-Verf. vom 7. Juni 1872. (S. 366). 
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Zu Pos. 60 und 61. 

Min.-Verf. vom 16. Januar 1825 (cf. die „Declaration“ S. 362). 

Zu Pos. 72. 

Min.-Verf. vom 28. Mai 1824 (S. 365). 

Zu Pos. 74. 

Min.-Verf. vom 17. August 1825 (S. 361). 

Zu Pos. 75. 

Min.-Verf. vom 18. September 1840 (v. Ladonberg). 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom .... ist das Ministerium darin 
mit derselben einverstanden, dass das wuudärztfiche Sostrum für die Behandlung mehr- 
facher, durch einen und denselben verwundenden Körper an denselben Körpertheilen 
hervorgebrachten Wunden, nach der Position 75. der Taxe für Wundarzte zu beur- 
theilen ist und daher in diesem Falle nur das Sostrum für don Verband einer 
complicirten W'undo liquidirt werden kann. 

Die von der Königlichen Regierung veranlasste Herabsetzung der anliegend zurück- 
erfolgenden Liquidation des Wundarztes N. über die Behandlung des vermittelst eiues 
Schusses einer Büchsenkugel durch beide Wadeu verwundeten Oberjägers N. wird dem- 
nach hierdurch bestätigt. 

Zu Pos. 82. 

Min.-Verf. vom I. Dccember 1821 (v. Altenstein). 

Das Ministerium eröffnet der Königlichen Regierung auf die Anfrage vom . . . ., 
dass bei vermögenden Familien der Arzt sowohl, als der Wundarzt für die Impfung 
eines Kindes den niedrigsten Satz für zwei Besuche in Rechnung bringen kann, den 
ersten nämlich für die verrichtete Impfung und den zweiten für die Revision des 
Geimpften. Für das Impfattest ist aber der Impfarzt etwas zu fordern nicht berechtigt. 

V. Taxe für gerichtsärztliche Geschäfte. 

Die Taxe für gerichtsärztliche Geschäfte ist durch das Gesetz vom 9. März 
1872, betreffend die den Medicinalbeamten für die Besorgung gerichtsärztlicher, 
medicinal- oder sanitätspolizeilicher Geschäfte zu gewährenden Vergütungen, ge- 
regelt worden. 

Gesetz vom 9. Mürz 1872 (G.-S. S. 265). 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen otc. 
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages der Monarchie, für den Um- 
fang der letzteren, mit Einschluss des Jadegebiets, was folgt: 

§. 1. Die Medicinalbeamten erhalten für medicinal- oder sanitätspolizeilicho Ver- 
richtungen, welche sie iin allgemeinen staatlichen Interesse an ihrem Wohnorte oder 
innerhalb einer Viertclmeile von demselben zu vollziehen haben, ausser ihrer ctats- 
mässigen Besoldung keine andere Vergütung aus der Staatskasse, als eine Entschädi- 
gung von 15 Sgr. für Fuhrkosten bei jeder einzelnen Amtsverrichtung. • 

Ist die Verrichtung durch ein Pnvatinteresso veranlasst, so haben sic von don 
Betheiligten, ausser den etwaigen Fuhrkosten, eine Gebühr bis zu 5 Rthlra. für den 
Tag zu beanspruchen, wobei sie berechtigt sind, die Zeit in Ansatz zu bringen, welche 
auf das zu erstattende Gutachten nothwendig verwendet werden musste. 

Das Gleiche gilt gegenüber den Gemeinden, wenn die Thätigkeit der Medicinal- 
beamten für solche ortspolizeilichen Interessen in Anspruch genommcu wird, deren Be- 
friedigung den Gemeinaen gesetzlich obliegt. 

§. 2. Sind die im §. 1. bezeichneten Verrichtungen ausserhalb des Wohnortes, 
und zwar mehr als eine Viertelmeilc davon entfernt, vorzvmehmen, so erhalten die 
Medicinalboamten folgende Sätze: 

I. Kreisphysiker, Kreiswundärzte und Departements-Thierärzte, letztere indessen 
nur bei Reisen, welche sie nach einem nnsscrhalb ihres engereu krcisthicr- 
ärztlichcn Bezirks gelegenen Orte hin vornehmen: 

a) an Tagegeldern 2 Rthlr- 15 Sgr. 

für jeden Tag, welcher auf das Geschäft, einschliess- 
lich der Reise, verwendet werden musste; 
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b) an Reisekosten : 

für jode Meile auf dem Landwege I Rtlilr. — Sgr. 

für jede Meile, die auf der Eisenbahn oder dem 

Dampfschiffe zurückgelegt worden kann .... — n 10 „ 

c) bei Reisen auf der Eisenbahn oder dem Dampfschiffe 

für Ab- und Zugang zusammen — * 20 „ 

Die Reisekosten, einschliesslich der Nebenkosten, werden für die Hin- und 
die Rückreise besonders berechnet. 

Betrügt die Entfernung weniger als eine Meile, so wird diese für voll an- 
genommen; bei grosseren Entfernungen wird das Moilengeld nach Viertel' 
meilen vergütet und eine angefangene Viertelmcilo für voll angenommen. 

Haben in besonderen Fällen für die ganze Reise nachweislich höhere Fuhr- 
kosten als die vorstehend bestimmten aufgewendet werden müssen, so sind 
dieselben zu vergüten. 

II. Kreisthierfirzte und Departements-Thierirzte, sofern letztere Reisen innerhalb 
ihres krcisthierürztlichen Bezirks zu machen haben, erhalten: 

a) an Tagegeldern 1 Rthlr. 15 Sgr. 

b) an Reisekosten: 

für jede Meile auf dom Landwege — „ 26 „ 

für jede Meile, welche auf der Eisenbahn oder auf 

dem Dampfschiffe zurückgelegt werden kann . . — „ 7% „ 

c) auf Nebenkosten — „ 15* 

Im Ucbrigen finden die Bestimmungen sub I. Anwendung. 

§. 3. Für nlle von Gerichten oder anderen Behörden ihnen aufgetragenen Ge- 
schäfte haben die Medicinalbeamtcn, soweit sie nicht gemäss §. 1. oder durch bereits 
bestehende besondere Bestimmnn gen, oder vermöge privatrechtlichen Titels zu unent- 
geltlicher Dienstleistung verpflichtet sind, nach folgenden Sätzen zu liqnidiren: 

1) für Abwartung eines Termins . 2 Rthlr. 

und insofern der Termin über drei Stunden dauert, für jede fol- 
gende ganze oder angefangene Stunde 15 Sgr. 

Diese Sätze finden auch Anwendung für die Zuziehung zur mündlichen 

Hauptverhandlung in Untersuchungssuchen, und zwar werden dieselben, 
wenn die Zuziehung an mehreren Verhandlungstagen stattgefunden hat, für 
jeden Tag besonders berechnet. 

2) Für die Besichtigung eines Leichnams ohne Obduction (einschliesslich der 

Terminsgebühr) 2 Rthlr. 

3) Für den Bericht hierüber (zu 2.), falls derselbe nicht sogleich zu 

Protokoll gegeben wird 1 * 

4) Für die Besichtigung und Obduction eines Leichnams (einschliess- 

lich der Term insgebühr) 4 „ 

War der Leichnam bereits G Wochen oder länger begraben oder hatte 
derselbe 14 Tage oder länger im Wasser gelegen, so sind für die Besichtigung 
und Obduction einschliesslich der Terminsgebühr 8 Rthlr. zn bewilligen. 

5) Für den vollständigen Obductiouabericht 2 — 6 Rthlr. 

6) Für jedes andere mit wissenschaftlichen Gründen unterstützte, 

nicht bereits im Termin zu Protokoll gegebene Gutachten, es 
mag dasselbe den kiVporliehen oder geistigen Zustand einer 
Person oder eine Sache betreffen 2 — 8 

Die höheren Sätze sind insbesondere dann zu bewilligen, wonn eine zeit- 
raubende Einsicht der Acten nothwendig war oder die Untersuchung die 
Anwendung des Mikroskops oder anderer Instrumente oder Apparate erfor- 
derte, deren Handhabung mit besonderen Schwierigkeiten verbunden ist. 

7) Für die Ausstellung eines Befundscheins ohne nähere gutachtliche Ausführung 

1 Rthlr. 

Wenn Medicinalbeamtc sich zur Reinschrift ihrer Berichte oder Gutachten 
(Nr. 3., 5., G.) fremder Hülfe bedienen, sind ihnen Copialien zum Satze von 
2 Sgr. G Pf. für den Bogen zu bewilligen. 

§. 4. Der bei der Besichtigung oder Obduction eines Leichnams zugezogene 
zweite Medicinalbeamtc erhält für den Bericht 1—3 Rthlr. 

Sind zwei Medicinalbeamtc zu einem gemeinschaftlichen Gutachten übor den Ge- 
müt hszustand eines Menschen aufgefordert, so erhält jeder derselben die Gebühr 
(§. 3. Nr. G.). 

§. 5. Werden die im §. 3. erwähnten Vorrichtungen in einer eine Viertelmeile 
übersteigenden Entfernung vom Wohnort des Medicin&locamten vorgenommen, so hat 
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dieser dio Reisekosten (§. 2. b.) und nach seiner Wahl entweder dio Gebühren (§. 3.) 
oder die Tagegelder (§. 2. a.) zu liquidiren. 

Diese Bestimmung findet auch dann Anwendung, wenn dio Verrichtung an und für 
sich gemäss §. 3. unentgeltlich vorzunehmen ist. 

§. 0. Sind zu der verlangten sachkundigen Ermittelung besondere Voriges uehe 
uötliig, so ist, falls nicht die Voraussetzungen vor liegen , unter denen Tagegelder und 
Reisekosten liquidirt werden dürfen, für jeden Vorbcsueh eine Gebühr von l Thaler 
zu bewilligen. 

Für mehr als drei Vorbosuche nassirt die Gebühr nur insoweit, als die Vor- 
besuche auf ausdrückliches Verlangen der requirirendeu Behörde gemacht sind. 

§. 7. Nichtbearatetc Aerzte und Thierärzte erhalten, wenn sie zu vorstehend 
(§§. 1—6.) bezeichnten Verrichtungen amtlich aufgefordert werden, in Ermangelung 
anderweiter Verabredung, dieselben Gebühren, Tagegelder und Reisekosten , welche den 
beamteten Acrzten oder Thierärzten zustehen. 

§. 8. Macht eino gerichtliche oder medicin&lpolizciliche Feststellung die Zuziehung 
eines Chemikers nothwendig, so erhsllt derselbe für seine Arbeit, einschliesslich dos 
Berichts, eine Gebühr von 4 bis 25 Thalern. 

Die verwendeten Keagentien und verbrauchten Apparate, sowie etwaige Auslagen 
für Benutzung eines besonderen Locals, sind ihm neben der Gebühr zu vergüten. 

§. 9. Bei Apothekenvisitationen erhält der medicinischc Commissarius an seinem 
Wohnort 2 Thaler Tagegelder, ausserhalb desselben regiement smüssige Reisekosten und 
Tagegelder. 

Der pharmacoutische Commissarius erhält Reisekosten und Tagegelder nach dem 
den Kreisphysikem zustehenden Satze; ausserdem 15 Silbergrosehcii für jede revidirlo 
Apotheke als Ersatz für verbrauchte Reagentien. 

§. 10 .' Insoweit die Gebühren vorstehend nicht nach festbestinnnteu Sätzen gere- 
gelt sind, ist der im einzelnen Falle anzuweisende Betrag nach der Schwierigkeit des 
Geschäfts und dem zur Ausrichtung desselben erforderlich gewesenen Zeitaufwand« 
festzusetzen. Diese Festsetzung hat, wenn sich Bedenken gegen dio Angemessenheit 
des liquidirten Betrages ergeben, die zuständige Regierung oder Landdrostei endgültig 
zu bewirken. 

§. 11. Das vorstehende Gesetz tritt mit dem 1. April 1872 in Kraft. 

Alle diesem Gesetze entgegonstehenden Bestimmungen werden hierdurch aufgehobeu. 

Gemäss §. 12. des Gesetzes vom 24. März 1873 (G.-S. S. 122.), betreffend 
die Tagegelder und Reisekosten der Staatsbeamten, ist das Gesetz vom 9. Mai 
1872, betreffend die den Medicinalbearnteu zu gewälireudeu Vergütungen, im 
Allgemeinen in Kraft geblieben. Nur findet die Vorschrift in al. 4. §. 12. des 
Gesetzes vom 24. März 1873 wegen Berechnung einer Fiiuftelmeile für die 
Berechtigung auf Tagegelder und Reisekosten auch auf die uuter das Gesetz vom 
9. Mai 1872 gehörigen Fälle entsprechende Anwendung. 

Die §§. 6. und 7. des Gesetzes vom 24. März 1873 lauten wie folgt: 

§. 6. Für Geschäfte am Wohnorte dos Beamten werden weder Tagegelder noch 
Reisekosten gezahlt; dasselbe <plt von Geschäften ausserhalb des Wohnorts in einer 
Entfernung von nicht mehr als V& Meile von demselben. War der Beamte durch ausser- 
gcwölmlicnc Umstande genöthigt, sich eines Fnhrworks zu bedienen, oder waren 
sonstige nothwendige Unkosten, wie Brücken- oder Fährgeld aufzuwonden, so sind die 
Auslagen zu erstatten. 

Für einzelne Ortschaften kann durch den Verwaltungs-Chef in Gemeinschaft mit 
dem Finanzminister bestimmt werden, dass den Beamten bei den ausserhalb des Dienst- 
gebäudes vorzunehmenden Geschäften die verauslagten Fuhrk osten zu erstatten sind. 

§. 7. Bei Bererhnung der Entfernungen wird jede angefangene Fünftelmeilc für 
eine voljc Fünftelmeilc gerechnet. 

Boi Reisen von mehr als einer Fünftelmeile, aber weniger als einer ganzen Meile, 
sind die Fuhrkoston für eine volle Meile zu gewähren. 

Was den Ausdruck: am Wohnort oder „innerhalb einer Fünftelineile“ be- 
trifft, so hat schon eine Verfügung dos Justiz -Ministeriums vom 10. April 1802 
bestimmt, dass das ganze Weichbild als zur Stadt gehörig zu betrachten und die 
nächste Viertel- oder Fünftelmeile von der Stadt von der Grenze des Weich- 
bildes an zu rechnen ist. 
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Ueber die Interpretation der verschiedenen Paragraphen des Gesetzes vorn 
9. März 1872 ergingen folgende Verfügungen. 

Zu Pos. 1. und 3.: 

Bei Berechnung der Fuhrkosten- Entschädigung von 15 Silbergroschen bei 
jeder einzelnen Amtsverrichtuug nach Alinea 1. §. 1. des Gesetzes vorn 9. März 
1872 kommt es nicht darauf an, oh Fuhrkosten aufgewendet sind oder nicht. 

Vcrf. der Minister der Finanzen und der geistlichen etc. Angelegen- 
heiten vom 7. April 1873. betreffend Fuhrkosten - Entschädigung 
(I. A. Meincckc. I. V. Sydow). 

Die in dem Berichte vom 23. v. M. vertretene Auslegung des Alinea 1. des Ge- 
setzes vom 9. Mär/, v. J. findet iu der Entstehungsgeschichte desselben keine Unter- 
stützung. 

Die Bestimmung wegen der Fuhrkosten war in der Kegierungs- Vorlage nicht ent- 
halten. Sie ward bei der Berathung in der Commission des Abgeordnetenhauses vor- 
geschlagen. Nach §. 2. des Commissionslierichts wandte der Vertreter der Staatsregie- 
rung unter Anderem ein, 

es bleibe zweifelhaft, ob die Fuhrkosten auch dann vergütet werden sollen, 
wenn der betreffende Mcdicinalbeamte zu Fuss gegangen sei. 

Hierauf ward aus der Commission entgegnet: es komme nicht in Betracht, ob die 
Fuhrkosten wirklich aufgewendet seien oder nicht, ebensowenig wie bei den sonst von 
der Regierung festgesetzten Liquidationen , ob Jemand die Ansätze wirklich verbrauchen, 
also z B. auf der Eisenbahn m der ersten Classe fahren wolle. Wer Zeit und Ge- 
sundheit habe, der möge die für jede Amtsverrichtung fcstgestellte Fuhrkustcn-Entschü- 
digung von 15 Sgr. sich mit Aufwand seiner Kräfte verdienen dürfen. 

Dieselben Auffassungen haben sich in der Plenarberathung geltend gemacht und 
deutlich gezeigt, dass der Vorschlag allerseits in dem Sinne aufgefasst worden ist, 
dass es melit darauf aukommen solle, ob Fuhrkosten aufgewendet worden sind oder 
nicht. Auch die Fassung der Vorschrift selbst giebt für eine solche Unterscheidung 
keinen Anhalt. 

Demgemäss sind die Fuhrkosten ohne Rücksicht auf diese Unterscheidung in allen 
durch das Gesetz bezeichneten Füllen zu bewilligen und auf den Diäten- und Fuhr- 
kosten -Fonds nnzu weisen. 

Min.-Verf. vom 24. Docember 1872, betreffend die Auslegung des §. 1. al. 2. 
und §. 3. des Gesetzes vom 9. März 1872 (Dr. Achenbach). 

Auf den Bericht vom .... erwiederc ich der Königlichen Regierung, dass die 
Bestimmung im §. 1. al. 2. des Gesetzes vom 9. März d. J. nur für solche durch ein 
Privat- Interesse vcraulasste medicinal- oder sanitäts-polizeiliche Geschäfte gegeben ist, 
welche die Mcdipinalbeamtcn an ihrem Wohnort (»der innerhalb einer Viertolmeile von 
demselben verrichten. Eine Anwendung des daselbst vorgesehenen Gebührensatzes von 
5 Thalern für den Tag auf Geschäfte, welche sie anderwärts vornehmen, ist nicht 
zulässig. 

Dagegen hat es koin Bedenken, auf Geschäfte der letzteren Art, sofern sie im 
behördlichen Aufträge vorgonommen werden, den §. 3. des Gesetzes anzuwendon und 
demzufolge den Medicinal beamten auch in diesem Falle die im $ 5. gestattete Wahl zu 
lassen, ob sie neben den Reisekosten Gebühren nach §. 3. oder Tagegelder nach §. 2. a. 
liquidiren wollen. 

Cire.-Vorf. der Minister der Finanzen und der geistlichen etc Angelegen- 
heiten, betreffend die Verrechnung der Gebühren an Medicinalheamte, 

vom 12. September 1872 (I. A. Klwanger. I. V. Dr. Achenbach). 

Der Königlichen Regierung eröffnen wir auf den Bericht vom . . . dass die 
von den M«Mliejnalbeamten auf Grund des 5. des Gesetzes vom 9. Mär/, er. statt 
der Tagegelder (§. 2. n ) event. zu liquiuirenden Gebühren (§. 3.), soweit solche 
nicht Privatpersonen oder den Fonds der Justiz-Verwaltung zur Last fallen, bei dem 
Diätenfonds der Königlichen Regierung Titel V. Pos 1. des Etats von den Besoldungen 
und allgemeinen Vorwaltungskosten, und zwar so weit als nöthig als Mehrausgabe zu 
verrechnen sind. 

Die betreffenden Reisekosten sind bei dem Fuhrkostcnfonds Titel V. Pos. 2. dos 
gedachten Etats zu verausgaben. 
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Unter Medicinalbeamte sind die im §. 2. genannten Medicinal personen zu 
verstehen. Zwischen Kreis -Physikern und Kreis- Wundärzten giebt es hinsicht- 
lich der Gebühren keinen Unterschied mehr. 

Die besonderen Bestimmungen, welche zu unentgeltlicher Dienst- 
leistung verpflichten, beziehen sich auf die Untersuchung von Gefangenen auf 
dem Transport, sowie auf die ärztliche Begutachtung des Gesundheitszustandes 
Königlicher Beamten. 

Vorf. des Justiz - Ministeriums, betreffend die Interpretation des §. 3. 
des Gesetzes vom 9. März 1872, an das Königl. A ppollationsgericht zu N. 
vom 14. Februar 1873 (I. V. de Kege). 

Das Königl. Appellatioiisgericht erhält hierbei die an den Herrn Minister der 
geistlichen. Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten gerichtete, von diesem dem 
Justizminister zur ressortmässigen Verfügung mitgetheilte Beschwerde des Ivreisphvsi- 
kus. Sanitätsraths Dr. N. in N., vom 29. Januar a. J. über die Festsetzung seiner Ge- 
bühren für die am 5. Juni v.«J. in N. vorgenommene Section der N.’schen Kindesleiche 
nebst Anlagen mit dem Bemerken, dass die Beschwerde für begründet erachtet wer-* 
den muss. 

Nach §. 6. des Gesetzes . von» 9. März 1872 (G.-S. S. 265.) ist dom Medicinal- 
beamten, welcher eine der im §. 3. ibd. bezeichneten Verrichtungen in einer, eine 
Viertelmeile von seinem Wohnorte übersteigenden Entfernung vorgenommen hat, die 
Wahl gelassen, neben den Reisekosten ($. 2 b.) entweder die Gebühren nach §. 3. 
oder die Tagegelder nach tf. 2. a. zu lirjuidiren. Das Collegium legt diese Bestimmung 
dahin aus, dass auch bei einer mehrtägigen Abwesenheit des Medicinal beamten entweder 
nur die Diäten für die mehreren Tage oder die Gebühren für das Geschäft nach §. 3. 
liquidirt werden dürfen. Dies entspricht aber nicht der Absicht des Gesetzes, welches 
der bisherigen, auf die Bestimmung der Medieinaltaxe vom 21. Juni 1815 V. b. sieh 
gründenden Praxis gemäss den Medicinal beamten die höheren Gebühren für das von 
ihnen ausgeführte Geschäft ($. 8.) auch dann hat zuwenden wollen, wenn dasselbe nicht 
an ihrem Wohnorte selbst oder innerhalb */ 4 Meile von demselben vor -genommen ist, 
und welcher nur die gleichzeitige Liquidation der Tagegelder und der Gebühr für das Ge- 
schäft ausschlicsst. Es kann deshalb nur der Betrag acr auf den Tag der Ausführung des 
Geschäfts fallenden Diäten durch die Gebühr des §. 5. für ahsorbirt erachtet werden. Wenn 
der Beschwerdeführer also die Section aui 5. Juni v. J. vorgenommen und die Rückreise 
erst am folgenden Tage ausgeführt hat, so können ihm neben den Gebühren für das 
Geschäft selbst die Diäten für den ganzen Tag der Rückreise nicht versagt werden. 

Das Collegium hat hiernach dem Bittsteller den von ihm liquidirten Betrag zu 
bewilligen und die Krcisgerichta- Deputation in N. demgemäss mit Anweisung zu 
versehen. 

Zn Pos. 8. 

Circular-Vcrf. vom 11. November 1872 betreffend die Auslegung des §. 8. 
des Gesetzes vom 9. März 1872 (Dr. Achenbach). 

Auf den Bericht vom 4. September d. J. empfängt die Königliche Regierung an- 
bei Abschrift der Verfügung vom 5. d. Mts., welche der Herr Justiz - Minister wegen 
Auslegung des 8. des Gesetzes vom 1). März d. J. an das Königliche Appellations- 
gcricht in N. erlassen hat, zur Kenntnissuahme und weiteren Veranlassung. 

Anlage. 

Das Königliche Appellationsgericht erhält hierneben Abschrift eines an den Herrn 
Miniator der geistlichen etc. Angelegenheiten erstatteten, von diesem dem Justiz Minister 
mitgethcilten Berichts der Regierung zu M. vom 4. September e., die Festsetzung einer 
Liquidation des Chemikers N. hioreolbst betreffend. 

Der Justiz-Minister erachtet es in Uebereinstimmung mit dem Herrn Minister der 
geistlichen etc. Angelegenheiten nicht für statthaft, den §. 8. des Gesetzes vom 9. März 
a. J (G.-S. S. 265.) dn hin auszulegen, dass die daselbst bestimmte Gebühr für jedes ein- 
zelne körperliche Object, auf welches die chemische Untersuchung zu lichten ist , be- 
sonders zu berechnen sei. Es kann nicht füglich darauf ankomnien. ob der Gegen- 
stand der Untersuchung in mehrere körperlich getrennte Obiecte zerfällt, oder sich in 
einer körperlich unpet rennten Sache (tarsteilt. Der Wortlaut des Gesetzes und die 
Natur der Sache weist vielmehr darauf hin, dass eine mehrfache Ansetzung der in Rede 
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stehenden Gebühr nur dann statthaft ist, wenn die vorzunehmendon Feststellungen 
ihrem Zwecke nach sich als verschiedene darstelleu, d. h. wenn sie auf verschiedene Be- 
weisthatsachcn gerichtet sind. 

Wenn sieh nun das Suchvcrhältniss, welches zu den jetzt in Frage stehenden 
ehemischen Analysen Veranlagung gegeben hat, aus dem Berichte der Regierung nicht 
vollständig c reicht, so ist doch als wahrscheinlich vorauszusetzen, dass os sieh nur utn 
zwei Feststellungen, nämlich darum, ob in der Leiche Gift vorhanden war, und ob der 
Verdächtige sieh im Besitze von Giftstoffen befand, gehandelt hat. 

Ist diese Voraussetzung richtig, so würde man zu dem Ergebnis* gelangen, dass 
dem N. ein Gebührenbetrag bis zu 50 Thlrn. angewiesen werden kann. 

Das Kreisgericht zu I). ist anzu weisen, nach den vorstehenden Gesichtspunkten 
anderweit über die Frage zu befinden, ob die Gebühr des §. 8. ein- oder wie vielfach 
in Ansatz zu bringen ist und sich hiernächst wegen Arbitrirung des angemessenen Ge- 
bühren betrag cs mit der Regierung zu M. wieder in Verbindung zu setzen. 

Zu Pom. 9. 

Min.-Verf. vom 23. Decomber 1872, betreffend die Auslegung des §. 9. des 
Gesetzes vom 9. März 1872 (Dr. Achenbach). 

Die Voraussetzung, von welcher der Bericht der K. Rcgieruug vom .... und 
dessen Anlage ausgeht, dass der Regierungs-Modicinalrath , wenn er ausserhalb seines 
Wohnortes Apotheken revidirt, Diäten und Reisekosten in anderem Betrage, als 
wenn er gewöhnliche Dienstreisen macht, zu liquidiren habe, findet in dem Gesetz vom 
9. März d. J. keine Unterstützung. Wenn der §. 9. dieses Gesetzes dem mcdicinischon 
Coinmissarius bei Visitationen auswärtiger Apotheken reglementsniässige Reisekosten 
und Tagegelder zuweist, so sind hierunter diejenigen Sätze zu verstehen, auf welche der 
betreffende Commissarius vermöge seiner dienstlichen Stellung Anspruch hat, also für 
den Regierungs-Modicinal-Rath diejenigen der Beamten der vierten Rangklasse. 

Min.-Verf. vom 28. März 1873, betreffend die Kosten für die Nachrevision 
von Apotheken (Sydow). 

Der Königl. Regierung erwiedero ich auf den Bericht vom 10. d. Mts., dass 
die angezogenen RescnptO vom 14. September 1821 und 4. August 1840 den Zweck 
verfolgen, den Apothekern hinsichtlich der Controle und Romcaur bei den in ihren 
Officincn Vorgefundenen minder erheblichen Mängeln besondere Kosten zu ersparen, 
indem für solche Fälle den Kreis- Physikern die bezügliche Controle bei gelegentlicher 
Anwesenheit in den resp. Orten übertragen wird, ln der fortdauernden Geltung dieser 
Bestimmung hat durch das Gesetz vom 9. März v. Jb. nichts geändert werden sollen, 
da es sich bei letzterem um die Erfüllung besonders ertheiltor modicinal - polizei- 
licher etc. Aufträge handelt, welche stricto und ohne Zeitverlust auszuführen sind und 
wofür als solche die bcetimmungsmässigen Vergütungen gewährt werden. 

Bei Aufträgen, wie den in dein Bericht bezeichnten, welche von den Kreis -Phy- 
sikern innerhalb ihres Ressorts bei gelegentlicher Anwesenheit am Ort erledigt werden, 
findet demnach das allegirte Gesetz keine Anwendung, auch nicht in Ansehung der am 
Schlüsse des Berichtes erwähnten Fuhrkosten-Entschädignng von 15 Sgr. 

Wegen Aufstellung der Liquidationen gilt noch nachfolgende 

Cir.-Vcrf. der Königl. Ober - Rech nu ngskammer vom 31. März 1861. 

Da in den über die Tagegelder- und F uh rk osten -Entschädigtin gen bei Dienstreisen 
der Staatsbeamten ergangenen neuen Bestimmungen die Grundsätze, nach welchen die 
Ucisekosteu-Entschädiguugen früher gewährt wurden, eine Abänderung erlitten haben, 
so ist es von uns für hothwendig erachtet, das den früheren Vorschriften entsprechende 
Schema zu den Diäton- und Fnhrkosten-Liquidationen einer Revision und Vereinfachung 
zu unterwerfen. 

Der Königlichen Regierung fertigen wir anliegend . . Exemplare des neuen Sehe* 
ma’s (Anlage a.) zu, mit der Aufforderung, sich desselben in Zukunft bei den Liquida- 
tionen der Diäten- und Reisekosten - Entschädigungen zu bedienen, auch die ihr unter- 
gebenen Behörden zu dessen Gebrauch anzu weisen. 
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Anlage a. 


Liquidation 

über Reisekosten und Tagegelder für nachbczeichnete, behüt» (summarische Angabe des 
Zwecks) in der Zeit vom . . ten bis . . ten (Monat), auf Grund der Verfügung der 
(Königlichen Behörde) vom (Datum) von dem Unterzeichneten ausgeführten Dienstreise. 


Zeit 

der 

Ausfüh- 

rung. 

Monat. | Ta*. 

6 

-t. 

CG 

H 

u 

« 

3 

Reiseweg und Angabe der dienst- 
lichen Verrichtungen. 

Me 

| 

41 

1t 
.2 § 
MP 
9 
S 

1 c n 

I 

9 

. «J 
g sc 
S © 
^ * 

« 

D 

1 gl 

’Sjq § 
^ C 

© i* 

s> © 

■i -1 

a g 
t-5 

Geld 

Botmj 

Tlll.|«|(r. 

V 

Yi. 




(Beispielsweise.) 







August 

10 

l 

Reise von Berlin nach Stettin . . . 

17»/. 

— 

1 





11 

1 

in Stettin (summarische Angabe 










der Amtsverrichtnng) ....... 

— 







12 

1 

von Stettin nach Swinemünde .... 

10 

— 

1 





13 

1 

in Swinemftnde (summarische An- 










gäbe der Dionstverrichtung) . . . 

— 

— 

— 





14 

1 

von Swinemünde nach Anklam 










(Angabe der Dienstverrichtung) 

— 

ey. 

— . 





15 

1 

von Anklam nach Pasewalk (An- 










gäbe der Dienstverrichtung) . . . 

— 

6'/. 

— 





16 

1 

Rückreise von Pasewalk nach Ber- 










lin, und zwar: 










von Pasewalk nach Passow . . 


0% 

— 







von Passow nach Berlin .... 

11% 


1 






7 

Zusammen . . 

39 % 

18 V* 

3 





Berechnung der Reisekosten und Tagegelder. 

A. Moilcn zu Eisenbahn und Dampfschiff a 10 Sgr. pro Meile 13 Tblr. 5 Sgr. — Pf. 
18 \\ Meilen nach dem Landwege ü 1 Thlr. pro Meile ... 18 B 7 „ 6 „ 

Nebenkosten 3 Mol a 20 Sgr _ 2 „ — „ — „ 

Für die Mitnahme eines Dieners auf . . Meilen a 5 Sgr. pr. M. 

Für das Mitnehmen eines Wagons, und zwar: 

a) für den Transport desselben nach den Sätzen des 

betreffenden Eisenbahn-Tarifs — „ — „ — „ 

b) für Hin- und Zurückschaffen des Wagens ü 1 Thlr. 

15 Sgr. . — „ — „ — „ 

Summa der Reisekosten 33 Thlr. 12 Sgr. 6 Pf. 


B. 


Tagegelder für 7 Tage 9% Thlr pro Tag (nach Abzug von 
V* wegen Wohnung in Königlichen Gebäuden) . 


17 w 


15 


Zusammen 50 Thlr. 27 Sgr] 6 Pf. 

N., den . . ten 18.. 

(Namen und Charakter des Liquidanten.) 

Die Nothweudigkcit der vorbezeichnctcn Reise, die geschehene Ausführung der 
diesfälligen Geschäfte und die Richtigkeit der angegebenen Dauer wird bescheinigt. 

N., den . , ten 186 . 

(Namen der Vorgesetzten Behörde und Unterschrift.) 

Nach den Entfernungen, den Sätzen und in calculo geprüft und richtig befunden 
(oder berichtigt). 

N. N. 

(Charakter des Calculatur- Beamten.) 
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Beim Concurs- event. I>eim erbschaftliehen Liqnidations- Verfahren kommen 
die Medicinalkosten nach §§. 72. und 76. der Concurs-Orduung vom 8. Mai 1855 
(G.-S. S. 321 ff.) in die IV. Classe der Massegläubiger. 

Die Paragraphen lauten: 

§. 72. Die Ansprüche der Concursgläubiger kommen in nachstehender Keihcnfolgc 
zur Hebung: 

§. 76. IV. Die rückständigen Medicinalkosten seit dem Beginn des der Conours- 
erüffnung oder dem Ableben des Gemeinscbuldners zunächst vorhergegangenen Kalender, 
j ah res. 

Als Medicinalkosten sind anzusehen: alle den Acrzten, Wundärzten . Apothekern, 
Hebammen und Krankenpflegern gegen den Gcmeinschuldnor zustehenden Forderungen 
wegen ihrer Gebührnisse. 

Die Forderungen müssen mit Angabe und Berechnung der einzelnen Dienstleistun- 
gen nach den zulässigen Sätzen aufgestollt werden. War mit dem Gemeinschuldner ein 
Honorar in Pausch und Bogen verabredet, so tritt der Betrag desselben an die Stelle 
der einzelnen Gebührnisse, geuicsst aber deren Vorrecht nur insoweit, als es den Be- 
trag derselben nicht übersteigt. 

Den Medicinalkosten gehen vor: 

I. Rückstände von directcn oder indirecten Staatssteuern, 

II. Abgaben etc. aus dem Gemeinde-, Kreis- und I’rovincial- Verbände, 

HI. Bcgräbnisskosten. 

Mit der Capitalsforderung kommen an gleicher Stelle zum Ansatz die 
Kosten, welche dem Gläubiger bereits vor der Concurs-Eröffnung erwachsen und 
dem Gemeinschuldner zur Last gelegt sind, die Conventionalstrafeu, ingleichen 
die sämmtlicheu rückständigen noch uicht veijährtcn Zinsen bis zum Tage der 
Concurs-Eröffnung. 

Hierbei können nach der Anmerkung zu Pos. 1. der Medicinaltaxe vom 
21. Juni 1815 nur die niedrigsten Sätze liquidirt werden. 

Die Gebühren-Fordernngen der Medicinaipersonen verjähren mit dem Ab- 
lauf von vier Jahren, die Forderungen der Apotheker für gelieferte Arzneien mit 
dem Ablauf von zwei Jahren. Die Verjährung fängt an mit dem letzten Dccem- 
ber desjenigen Jahres, in welchem die Forderung entstanden ist. (§. 1. Nr. 1., 
§. 2. Nr. 1. und §. 3. Nr. 3. Gesetz vom 31. März 1838. G.-S. S. 249 ff.) 

3. Staatsbürgerliches Verhältniss. 

L Zur Commune nnd Gemeinde. 

a) Als Mitglied. 

Alle Einwohner eines Stadt- oder Gemeinde-Bezirks sind zur Mitbenutzung 
der öffentlichen Gemeinde- Anstalten berechtigt und zur Theiluahme an den Go- 
meindelasten nach den Vorschriften des Gesetzes verpflichtet. 

Das Bürgerrecht in den Städten besteht in dem Recht zur Theilnahmc an 
den Wahlen, so wie in der Befugniss zur Uebernahme unbesoldeter Aemter in 
der Gemeinde- Verwaltung nnd zur Gemeinde-Vertretung. 

Hinsichtlich der Aerzte findet in Bezug hierauf die Ausnahme Statt, dass 
sie wegen ihrer ärztlichen und wundärztlichen Praxis zur Ablehnung oder frü- 
hcreren Niederlegung einer unbesoldeten Stelle in der Gemeinde- Vertretung be- 
rechtigt sind, vgl. die §§. 74. Nr. G der Städte-Ordnuug vom 30. Mai 1853 und 
19. März 1856 und §. 79. Nr. 7. der Städte-Ordnung vom 15. Mai 185G. 
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Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.-Bl. S. 245). 

§. 13. Von dom Besitze des Bürgerrechtes soll die Zulassung zum Gewerbebetriebe 
in keiner Gemeinde und bei keinem Gewerbe abhängig sein. 

Nach dem begonnenen Gewerbebetriebe ist, soweit dies in der bestehenden Ge- 
meindeverfassung begründet ist, der Gewerl>etreihendc auf Verlangen der Gemeinde- 
Behörde nach Ablauf von drei Jahren verpflichtet, das Bürgerrecht zu erwerben. Es 
darf jedoch in diesem Falle von ilmi das sonst vorgcscbricbcno oder übliche Bürgcrrcchts- 
geld nicht gefordert und ebenso nicht verlangt, werden, dass er sein anderweit erworbe- 
nes Bürgerrecht aufgebe. 


b) Als Armenarzt. 

Die Armenärzte sind Gemeinde-Beamten und werden von dem Gemeinde- 
Vorstand (Magistrat), nachdem die Gemeinde- Vertretung (Stadtverordneten- Ver- 
sammlung) darüber vernommen worden, angcstellt. Der Umfang ihrer Pflichten 
wird durch einen auf eine bestimmte Zeit und Widerruf geschlossenen Contract 
bestimmt. 

In Betreff der Bestätigung der angestellten Armenärzte spricht sich aus die 

Verf. des Min. des Innorn vom -9. Mai 1837 (Koohler). 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom . . . die Beschwerde des Ar- 
menvorbandes zu N. über die Ihrerseits geschehene Uebertragung der Stelle des Ar- 
menarztes daselbst an den Kreis Chirurgus N betreffend, kann es nicht gebilligt wer- 
den, dass Dieselbe über die Mittel der Gemeinde disponirt, wh solche Aerzte oder 
Wandärzte zu besolden, zu welchen die Gemeinden kein Vertrauen haben. Im vorlie- 
genden Fall ist der Vorzug, welchen die Königliche Regierung dein etc. N. vor dem 
Chirurgus II. erthedt, um so weniger zu billigen, als der erstere nur provisorisch als 
Kreis -Chirurg us angcstellt ist und die Prüfung als Geburtshelfer noch nicht bestanden 
hat, mithin in dieser Hinsicht noch gar nicht behauptet werden kann, dass er dem etc. 
H. vorznziehen sei. Die Königliche Regierung möge daher, der Andeutung im Deere te 
vom 8. v. M. gemäss, die hier wieder beigefügte Beschwerde des Armenverbandes 
selbst erledigen, auch in künftigen Fällen dieser Art auf die Wünsche der Gemeinde- 
Behörden, so weit es thunlich, um so mehr Rücksicht nehmen, als Sie, wenn ein von 
Ihr auf solche Weise begünstigter Arzt oder Wundarzt dem Vertrauen, welche« Sie in 
denselben gesetzt hatte, nicht entspräche und dem Publicum zu Beschwerden Veran- 
lassung gäbe, die Verantwortlichkeit dafür übernehmen würde. 

Min.-Vcrf. vom 0. November 1848 (v. Ladenberg). 

ln dem Bericht vom .... hat die Königliche Regierung hinsichtlich der Frage: 
ob dem Wundärzte zweiter Classe zu N. die ärztliche Armenpraxis ferner zu gestatten 
sei, auf das Retcript des Königlichen Ministeriums des Innern vem 9. Mai 18117 Bezug 
genommen und in demselben die Bestimmung gefunden, dass, wenn ein Wundarzt von 
der Gemeinde aus besonderem Vertrauen zur ärztlichen Krankenbehandlung der Orts- 
armen erwählt und angestellt sei, es dabei auch verbloiben solle, wenn sich ein Wund- 
arzt erster Classe späterhin in demselben niederlässt. 

So bestimmt drückt sich aber jenes Rescript nicht aus. Es heisst darin nur, die 
Königliche Regierung solle auf die Wünsche der Gemeinde- Behörden, so weit thunlich, 
Rücksicht nehmen. Es ist aber durchaus nicht thunlich, dass einem NichUpialificirtcn, 
welchem die Behandlung innerer Krankheiten bei solchen Personen, die nicht zu den 
Ortsarmen gehören, von der Königlichen Regierung bereits untersagt ist, die innerlich 
kranken Armen preisgegoben werden, wenn ein vorschriftsmässig befähigter Art da ist. 
Die Armen stehen ohnedem schon in so lern im Nacht heile, als sie, wenn sie Anspruch 
auf freie Arznei machen, sich nicht den Arzt ihres Vertrauens wfddeu können, sondern 
mit dem zufrieden sein müssen, den ihnen die Gemeinde stellt. Der Mangel an Be- 
rechtigung, innere Krankheiten zu behandeln, bleibt sich gleich, der Kranke mag zur 
Kategorie der Armen oder der Wohlhabenderen gehören. 

Ich kann hiernach dem etc. N. die innere Praxis weder bei den armen noch bei 
den wohlhabenden Einwohnern seines Wohnorts gestatten und veranlasse die Königlicho 
Regierung, demgemäss den Magistrat zu N., sowie den dortigen Wundarzt erster Classe 
N. zu bescheiden. 

Ueber die Verpflichtungen zur Armenkrankenpflege vergl. S. 49 ff. 
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Die Bedingungen, unter welchen die Aerzte zur Uebcmahrae der Behandlnng 
armer Kranken verpflichtet sind, werden angedeutet durch die 

Circ.-Verf. der Minist, der gelstl. etc. Angel, und des Innern vom 
10. April 1821 (v. Altenstein, v. Schuckman n). 

Ueher die von der Königlichen Regierung darüber erbetene Bestimmung, 

in welchen Fällen dio Aerzte die Cur armer Kranken unentgeltlich verrichten, 
und in welchen anderen Fällen die Gemeinden ihnen dafür Vergütung leisten 
müssen , 

haben dio Unterzeichneten Ministerien sich dahin geeinigt: 

1) an solchen Orten, wo besoldete Armenärzte von der Commune angestellt wor- 
den, ist ieder andere Arzt die zur unentgeltlichen Behandlung bei ihm sich 
meldenden Kranken dieser Commune in aer Regel an den besoldeten Armen- 
arzt zu verweisen befugt, mithin auch, wenn er sieh freiwillig, den Anforderun- 
gen der Menschlichkeit gemäss, dor Cur eines Armen unterzogen hat, zu einem 
Ansprüche an die Commune nicht berechtigt. 

2) Hiervon ist jedoch der Fall dringender Gefahr und der Nothwondigkeit schleu- 
niger Hülfe ausgenommen, ln diesem Falle, so wie 

3) überall, wo ein besoldeter Armenarzt nicht existirt, liegt es in dem Berufe, 
so wi» dem Doctof-Eidc des Arztes, dem Kranken, der seine Hülfe anruft, 
dieselbe ohne Anstand zu gewähren; wenn er aber demnächst wegen seiner 
Remuneration Anspruch an die Commune machen will, so muss er 

4) dieser sofort von dem Falle Anzeige machen, und ihr fiberlassen, ob und 
welche andere Vorkehrungen sic zur Heilung des ihrer Sorge anheimfallcnden 
Armen treffen will und nur in dem Falle, wenn die Gemeinde von dem Arzte 
die Fortsetzung der Cur verlangt, oder in gefährlichen Fällen keine ander- 
weitige Anstalten dazu trifft und den Arzt also in die Nothwendigkeit setzt, 
mit seinen Hülfsleistungen zur Rettung des Lebens und der Gesundheit des 
armen Kranken fortznfahren , so ist derselbe von der betreffenden Gemeinde 
die Bezahlung seines tarifmässigen Honorars zu fordern befugt. 

5) Die Verpflichtungen der besoldeten Armenärzte gegen dio Communen, so wie 
überall, so insbesondere auch Rücksicht s der Frage, in wie fern sie zur Be- 
handlung solcher kranken Armen verpflichtet sind, die einer anderen als der- 
jenigen Orts-Gemeinde angeboren, von welcher sie als Armenärzte angenom- 
men worden, sind zunächst und hauptsächlich nach dem Seitens der Commu- 
nen mit ihnen abgeschlossenen Vertrage oder der dessen Stelle vertretenden 
lustruction zu bcurthcileu. 

6) Wo aber diese nicht entscheiden, ist der besoldete Armenarzt verbunden, die 
ärztliche Behandlung auch derieuigen Kranken unentgeltlich zu übernehmen, 
welcher sich anzunehmen die besoldende Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist, 
obgleich sie zu ihr nicht gehören und deshalb dio besoldende Gemeinde Er- 
satz ihrer Auslagen von einer anderen Behörde zu fordern berechtigt ist. 

Nr. 3. dieser Circ.-Verf. erleidet durch Al. 1. des §. 144. der Gewerbe-Ord- 
nung eine Modification: 

„Jedoch werden aufgehoben die für Modicinalporsonen bestehenden besonderen Be- 
stimmungen. welche ihnen unter Androhung von Strafen oinen Zwang zu ärztlicher 
Hülfe auferlegcu.“ 

Dagegen findet Nr. 10. des §. 300. des Strafgesetzbuches vom 31. Mai 1870 
auch auf Aerzte Anwendung. 

„Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft: 

Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Nolh von der Polizeibehörde 
oder deren Stellvertreter zur Hülfe aufgefordert, keine Folge leistet, obgleich er der 
Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr genügen konnte. 

Min.-Vcrf. vom 22. April 1839, betreffend dio Gebühren für geburts- 
hilfliche Dienstleistung bei armen Porsonen (v. Altenstein). 

Auf die Berichtsanträge, welche von der Königlichen Regierung an das Unterzeich- 
nete Ministerium bei Veranlassung der Beschwerdesache des Kreiscnirurgus N., wegen 
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nicht crhaltenor Zahlung scinor Gebühr für geburtahü lflicho Dienstlei- 
stung bei armen Personen, erstattet worden sind, ist das Ministerium nicht abgeneigt, 
die Einleitung zur Extrahirung einer gesetzlichen Bestimmung des von der Königlichen 
Regierung befürworteten Inhalts zu treffen, wenn das praetisene Erforderniss einer sol- 
chen, durch bestimmte diesffdlige Nachweisungen, in einem Masse dargethan wird, wo- 
nach sich die Beseitigung der in einigem Betrachte doch auch dabei vorauszusehenden 
Bcdenkens-Einwßnde erwarten lügst. 

Dor vorliegende Specialfall allein würde hierzu nicht füglich ausreichen, und steht 
vielmehr zu erwarten, (lass den Beschwerden des etc. N. eine genügende Abhülfe wohl 
durch eine zwcckgemässo Sachhehandlung schon nach den gegen wfirtig bestehenden Ver- 
ordnungen wird verschafft werden können. 

Ausser den Fallen der amtlichen Requisition eines Arztes zur Hülfsleistung bei ar- 
men Patienten, wo die gleichcrmassen von amtlicher Seite ihm zu gewahrende. Anwei- 
sung seiner Gebühr überall keinem Zwoifol unterliegen kann, stellt, durch dio Cire.-Verf. 
vom 10. April 18.4 die Verbindlichkeit der Communon zur Hotiorirung auch derjenigen 
an Arme geschehenen ärztlichen Dienstleistungen allemal fest, welche unter Umstanden 
des Nothbedürfnisses, bei Ermangelung eines besonders angestellten Annen- Arztes über- 
baupt, oder bei einem Hindernisse seiner rechtzeitigen Hcrbcischaffuug stattgefunden 
haben, mit Einschluss der Gebühr auch für die auf die erste Hülfsleistung folgende 
weitere Curbchnndlnng. in so fern dieserlialb von der Commanal- Behörde auf die An- 
meldung des Falles keine anderweite Veranstaltung getroffen worden ist. Dass die 
Kunst hülfe bei Entbindungen allemal zu den schleunigen Nothfällen im Sinne des §. 2. 
der Circ.-Yerf. vom 10. April 1821 gerechnet werden müsse, hisst sich in solcher unbe- 
dingten Allgemeinheit nicht behaupten, und kann vielmehr in solchen Orten, wo ein 
eigener Commanal- Armen- Arzt auch für dio Geburtshülfe angestellt ist, die zunächst an 
diesen zu richtende Requisition ebenfalls von der Commune als Regel verlangt werden. 
Andererseits unterliegt es aber keinem Bedenken, dass bei Nichtoxistenz eines im (Joiu- 
munaldicnste stehenden Geburtshelfers, oder bei dessen augenblicklich nicht erreichbarer 
Dienstleistung, die Requisition zur Hülfsleistung bei Armen allerdings auch von jodem 
anderen Geburtshelfer, als ein unter solchen Umständen in der Thal dringender Noth- 
tall angenommen werden muss und darf, ohno dass solchen Falle» die Verbindlichkeit 
der Commune zur Romunerationsleistung noch von einer besonderen Anmeldung und 
Abwartung eines Auftrages der Communal-Behördc abhängig ist. 

Hiernach kann namentlich im vorliegenden Falle die Gebühren - Berechtigung des 
etc. N. für seine goburtshülflichen Dienste, welche er den Armen angozoigtermassen 
bei Niehtexistens eines von der Commune angestellten Geburtshelfer» geleistet hat, kei- 
nem gegründeten Einwandc unterliegen. Es ist ihm auch von dem Königlichen Ministe- 
rium des Innern und der Polizei, laut Au/.eige der Königlichen Regierung, nicht diese 
Berechtigung gegen die Commune an und für sich abgesprochen, sondern nur hei dem 
Widerspruche des Magistrats dio Weisung in den Rechtsweg ertheilt worden. Hiergegen 
lässt sich bei dermaligem Staude der Gesetze nichts erinnern, und eiue besondere Bc- 
schwerniss daraus für den etc. N. ebenfalls nicht gerade absehon, da den ärztlichen 
Honorarforderangen durch dio Allerh. Cab.-Ordro vom 19. Juni 18öG das Vorrecht des 
Mandatproccsses beigelegt ist, und es voraussichtlich nur der Anstellung eines oder doch 
weniger solcher Processe bedürfen wird, um bei erfolgender Verurthcilung des Magi- 
strats denselben zur Zahlung der Gebühr für andere Fälle ohne weiteren Streit zu be- 
stimmen. Ausserdem hat der etc. N. in einer neueren an das Ministerium gerichteten 
Eingabe auch seine Bereitwilligkeit erklärt, sich der geburtshülflichen Armenpraxis ge- 
gen Bewilligung einer jährlichen angemessenen Remuneration in einem Pauschquunto 
unterziehen zu wollen, und da von der Commune die Verbindlichkeit zur Verseilung 
ihres A rm en- K ra nken wesens auch in diesem Puncte keinenfaUs in Abrede gestellt wer- 
den kann, so dürfte sich ein billig angemessenes Abkommen zwischen dem etc. N. und 
der städtischen Behörde wohl um so mehr hierin vermitteln lassen, als äusserston Falles 
dem etc. N. die eventuell beabsichtigte gänzliche Niederlegung der geburtshülflichen 
Praxis, wenn ei* mit Ablehnung ihrer Pflichten sich auch des künftigen Rechtes ihrer 
Ausübung begeben will, nicht würde gehindert werden können. 

Das Ministerium empfiehlt deshalb der Königlichen Regierung, sich einer solchen 
Vermittelung unter Verständigung des Magistrats nach vorstehenden Bemerkungen mög- 
lichst anzunchmen, eventuell aber den etc. N., wegen des von ihm einzuscluag enden 
Verfahrens, eben diesen Andeutungen gemäss, unter Rückfertigung der wieder ange- 
schlossenen Beilagen seiner Bosch werde- Eingabe , zu bescheiden. Sollte aber emo 
allgemeinere Wahrnehmung von Inconvenienzen in Betreff dieses Gegenstandes, die 
Königliche Regierung zu der Uebcrzeugnng eines wirklichen Bedürfnisses legislatorischer 
Abhülfe führen, so will das Ministerium Ihrer ferneren Anzeige und gutachtlichen 
Aeussorung darüber entgegensehon, woboi insbesondere auf eine Beseitigung derjenigen 
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Bedenken Rücksicht zu nehmen sein wird, welche sich der Anordnung eines admini- 
strativen Executions- Verfahrens in Bezug auf die factischo jedesmalige Oonstatirung der 
au Arme ausser den» Falle einer dienstlichen Requisition geschehenen ärztlichen Dienst* 
lcistnngon ausserhalb des Weges der processualischen Verhandlung entgegenstellen 
möchten. 

Circ.-Vcrf. der Min. der geist), Angel, und des Innern vom 10. Aug. 1842, 
botr. Remuneration für ärztliche Dienstleistung Seitens der Conuntincn. 

(Eichhorn, v. Bcrnuth.j 

Obwohl bereits in der Circ.-Vcrf. vom 10. April 1821 die Bedingungen angedeutet 
worden sind, von denen die Verbindlichkeit der Communen zur Remuneration für die 
ärztliche Dienstleistung bei der Cur erkrankter Armen abhängig ist, so gehen doch noch 
öfters Beschwerden von Medicinal-Personen über Verweigerung ihrer Gebühr Seitens 
der Communen ein, bei deren näherer Prüfung sich ergiebt, dass die Beschwerdeführer 
nicht die erforderliche Aufmerksamkeit auf die Erfüllung der obigen Bedingungen ge- 
wendet halten. Wir weisen deshalb die Königliche Regierung hierdurch au, den Modi* 
cinnl- Personen Ihres Verwaltung«- Bezirks von Neuem die Bestimmungen der obigen 
Circ.-Verf. vom 10. April 1821 durch eine diesfälligc Bekanntmachung in Erinnerung zu 
bringen. Insbesondere sind hierbei die Medicinalpersonen wiederholt darauf hinzuweisen, 
dass sie für ihre Dienstleistung bei armen Kranken einen Anspruch auf Remuneration 
an die betreffende Commune der Regel nach nur in dem Falle richten 'können, wo sie 
von Seiten der Commtuialhehörde durch ihre Anstellung für die Armen - Krankenpflege, 
bei welcher sich alsdann die Art und Höhe der Remuneration nach dem diesfalligon 
Uebereinkommeu bestimmt, oder durch besonderen Auftrag für den betreffenden Curfall 
ausdrücklich zur Behandlung des Kranken für Rechnung der Commune autorisirt worden 
sind. Ausser solchem Falle kann die Commune wegen der ärztlichen Gebühr und Auslagen 
nur für Dienstleistungen in Anspruch genommen werden, denen sieh die betreffende 
Medicinal- Person bei einem armen Kranken in Ermangelung eines angestellten Armen - 
Arztes oder bei augenblicklich nicht erreichbarer Hülfe desselben unter solchen Um- 
ständen dringender Noth unterzogen hat, welche die vorgäugige Einholung eines Auf- 
trages der Cominunal-Behördc nicht gestatteten. Auch in einem solchen Falle beschränkt 
sich aber der Anspruch an die Commune zunächst nur auf die Gebühr und Koaten- 
auslugen des ersten ärztlichen Besuches oder der einmaligen Dienstleistung bei geburts- 
hülllichcn und sonstigen derartigen Fällen, welche dem Armen gewährt worden ist. 
Bedarf er hiernäehst für denselben noch einer fortgesetzten Curbehandlung, und ist 
diesem Erfordernisse nicht durch die eintretende Hülfe eines angestellten Armen-Arztes 
bereits vorgesehen, so hat der zuge/.ogeue Arzt eine sofortige Anzeige des Falles, nach 
Vorschrift des Circulare vom 10. April 1821 , an die Communal- Behörde zu erstatten, 
damit diese den Auftrag zur weiteren Curbehandlung ihm selbst ertheile, oder die son- 
stigen geeigneten Veranstaltungen dazu treffe. Nur alsdann, wenn die Communalbehörde 
auf die eben gedachte Anzeige siel» weder in einer noch der andern Weise ihrer Ob- 
liegenheit der Fürsorge für den armen Kraukeu annimmt und dadurch den Arzt in die 
Nothwendigkcil setzt, seiner Berufspflicht gemäss sich auch der weiteren, noch nöthigen 
Curhclinudlung ohne ihren Auftrag zu unterziehen, stellt ihm das Recht zu, für diese 
fortgesetzten Dienstleistungen seine Gebühr ebenfalls von de»' betreffenden Commune zu 
verlangen. Von derartigen Fällen der Säumigkeit einer Commune in ihrer pftiehtm&ss»- 
gon Sorge für erkrankte Arme hat der betheiligte Arzt zugleich eine Anzeige an die 
Vorgesetzte polizeiliche Behörde zu erstatten, von welcher auf begründete Anzeigen 
solcher Art die säumige Commune sofort und mit Nachdruck zur Erfüllung ihrer Ob- 
liegenheiten auznhalten ist. Letzteres gilt vornämlich auch in Bezug auf die etwonige 
Säumigkeit in Beschaffung der nöthigen Transportmittel zur Horboiholung ärztlicher 
Hülfe für einen Armen, wodurch, wenn solchergestalt die veitigo Gewährung dieser 
Hülfe vereitelt und dem Kranken ein erweislich verschuldeter Schaden an seiner nach- 
maligen Gesundheit oder seinem Leben verursacht wird, selbst eine eriminal rechtliche 
Verantwortlichkeit für den wirklich Schuldigen entstehen kann. 

Die betreffenden Gemeinden können zur Zahlung der Arztkosten im Ver- 
waltungswege nicht angehalten werden. 

Hierbei kommen in Betracht: 

Verf. des Ministers des Innern vom 21. Mai 1 84 J (v. Bernuth). 

Ueber Forderungen des Arztes an den Armen verband für den einem Armen ge- 
leisteten ärztlichen Beistand kann, gleichwie über dergleichen Forderungen an Privat- 
personen nur der Richter, nicht aber die Verwaltungsbehörde befinden, deren Comprfcnz 
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zur Entscheidung solcher Rechtsstreitigkeiten und zur Befriedigung de« Gläubigers im 
Verwaltungswege durch kein Gesetz begründet ist. 

Verf. der Minist der geistl. etc. Angelegenheiten und dos Innern vom 
23. April 1 847, betr. Verpflichtung der Gemeinde zur Zahlung ärztlicher 
Gebühren (v. Ladenberg. Mathis). 

ln Erwiederung auf don Bericht vom 21. Februar er. geben wir der Königlichen 
Regierung zu erkennen, wie der in unserer Verfügung vom 28. December v. J. aus- 
gesprochene Grundsatz: 

dass die Gemeinden zur Bezahlung der Gebühren der Aerzto und Wundärzte 
für die Behandlung von armen Kranken ira Wege administrativer Execution 
nicht angehalten werden können, dass die gedachten Medicinalpersonen viel- 
mehr mit ihren gegen einen Armenverband gerichteten derartigen Forderun- 
gen zum Rechtswege gewiesen werden müssen, 
in allen Fällen in Anwendung zu bringen ist. 

Die von der Königlichen Regierung gegen diesen Grundsatz vorgetragenen Beden- 
ken können nicht für durchgreifend erachtet werden. Das angezogeno Circ.-Rescript 
der Ministerien der Medicinal-Angelegenheiten und des Innern vom 10. August 1842 
steht demselben keines weges entgegen. Dasselbe bezweckt und enthält nur eine Be- 
lehrung der Aerzto über den Umlang ihrer Verpflichtungen in Beziehung auf ihre 
Armenpraxis und über das Verfahren, welches sie nach Massgabe der bestehenden 
rechtlichen Grundsfitze zur Sicherung ihres Anspruchs auf Remuneration gegen die 
Communen zu beobachten haben, bestimmt aber nichts über das Verfahren, in welchem 
dergleichen Ansprüche geltend zu machen sind. 

Dieses Verfahren ist durch die Allerh. Cab incts- Ordre vom 19. Juni 1836., betreffend 
die Einziehung der Kirchenabgaben, imgleichen der Forderungen der Medicinalpersonen 
(G.-S. S. 198.) vorgesehricbcn, nach welcher diesen Forderungen das Vorrecht der Ein- 
klagung im Wege des Mandatprocesscs eingeräumt worden ist. 

Auch das Rescript vom 14. Juni 184 » steht der Ansicht der Königlichen Regierung 
nicht zur Seite. Wenn ein Armen verband in der pflichtmässigen Sorge für erkrankte 
Arme säumig ist, so hat die angesetzte Polizeibehörde denselben, worauf auch das Circ.- 
Rescript vom 10. August 1842 aufmerksam macht, zur Erfüllung seiner Obliegenheiten 
anznhaltcn und kann zu diesem Behufe die Gewährung ärztlicher Hülfe nach Befinden 
selbst anordnen. 

Das erstgedachte Rescript erkennt nun das Recht dor Polizeibehörde an, die Koston 
des von ihr für nothwendig erachteten Einschreitens und insbesondere die Forderung 
des zu diesem Zwecke von ihr beauftragten Arztes im Verwaltungswege einzuziehen, 
hat aber keineswegs den Letzteren für befugt erachtet, die Befriedigung seiner Forde- 
rung auf diesem Wege mit Umgehung des Richters zu fordern. 

Min. -Verf. vom 17. August 1 849, betreffend ärztliches Honorar für Be- 
handlung armer Kranken (Lchnert). 

In Verfolg der vorläufigen Bescheidung vom .... eröffne ich Ihnen auf Ihre Be- 
schwerde wegen verzögerter Auszahlung der Gebühren für ärztliche Bemühungen bei 
Personen, welche bei dom Transport durch sogenannten Schub erkrankt sind, im Ein- 
verständnis« mit dem Herrn Minister des Innern und unter Rückgabe der Anlagen Ihrer 
Vorstellung vom .... Folgendes: 

Jede Gemeinde ist gesetzlich verpflichtet, sich auch der fremden, am Orto erkran- 
kenden Armen anzunehmen, und die zu ihrer ärztlichen Behandlung erforderlichen Ver- 
anstaltungen zu treffen. Sie hat das Recht, Erstattung der Kur- und Verpflugungskosten 
zu fordern, darf aber keine Arztgcbüliren lic|uidircn, sondern muss den Arzt oder 
Wundarzt ans eigenen Mitteln bezahlen. (§§.29. und 30. des Gesetzes über die Ver- 
pflichtung zur Armenpflege vom 31. Decomber 1842.) 

Es mögen allerdings nicht selten Fälle Vorkommen , dass Dorfgemeinden sich der 
Erfüllung dieser Pflicht entziehen und arme erkrankte Personen der nächsten Stadt- 
gemeinde zuführen, ln einem solchen Falle, und weun von der Zurückweisung des 
Kranken Nachtheile für dessen Gesundheit zu befürchten sind, liegt der Stadtgemeindo 
ob, sich des Kranken eben so anzunehmen, als wenn derselbe am Orte selbst erkrankt 
wäre. Hierbei ist aber Seitens des Ministeriums des Innern bisher der Grundsatz be- 
folgt worden, dass die betreffende Stadtgemeinde von der Geineindo, welche ihr den 
Kranken widerrechtlich zugeführt hat, vollständige Schadloshaltung, mithin auch die 
Erstattung der ihr etwa erwachsenden Arztgebühren zu fordern berechtigt sei. Der Er- 
satz der hiernach von einem Amicnverbande an den andern zu zahlenden Kurkosten 
und Verpflegungsgelder kann im Verwaltungswege erzwungen werden (§. 34 1. c\). 
Die Frage, von welcher Gemeinde Sie die Bezahlung dor verdienten Gebühren, heson- 
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dors in Fällen der letzt gedachten Art zu fordern haben, kann nur dahin beantwortet 
werden, dass Sie Ihre Forderung an diejenige Gemoindo richten müssen, von welcher 
Sie mit der Cur beauftragt worden sind. 

Wenn nun Ihre Hülfe für fremde Arme in der Stadt N. in Anspruch genommen 
wird, mögen diese dort erkrankt oder von einem andern Orte krank dorthin geschafft 
sein, so werden Sie nur dafür Sorge zu tragen haben, dass Sie zur Behandlung derselben 
vom Magistrate daselbst, welchem die Fürsorge obliegt, Auftrag erhalten, mag dieser 
Auftrag nun generell oder in jedem einzelnen Falle crtheilt werden. Ist letzteres ge- 
schehen, so ist nicht ersichtlich, aus welchem Grunde der dortige Magistrat Sie wogen 
Ihres Sostrums an einen andern Armenverband zu verweisen befugt wäre. Wenn aber 
der Magistrat, auf Grund eines getroffenen Abkommens behauptet dass Sie für die Ihnen 
gewählte fixirto Remuneration nicht blos die einheimischen, sondern auch die fremden 
Kranken ohne Anspruch auf besondere Remuneration zu behandeln verpflichtet sind, so 
kann Ihnen nur überlassen werden, diese Streitfrage im Wege de« Rechtes zur Ent- 
scheidung zu bringen. 

Wie letztere aber auch ansfallen mag, gegen den fremden Armen verband, dessen 
Angehörige Sie in N., zufolge Auftrages der städtischen Behörden, behandelt haben, 
steht Ihnen kein Anspruch zu. sondern cs ist immer nur Sache des Magistrats, wogen 
derjenigen Arztgebühren, die dieser für die Behandlung eines fremden Armen am Orte 
gezahlt oder zu fordern hat, an den verpflichteten Armenverband sich zu regreariren. 

Wenn Sio in dieser Weise das Rcchtsverhfdlniss richtig festzustellen sich bemühen, 
so kann es Ihnen nicht schwer werden, diejenigen Ansprüche, welche Ihnen wirklich 
zuatehen, alsbald nach geschehener Leistung gehörig zu begründen. 

Im Verwaltungswege kann, wenn zwischen Ihnen und der Gemeinde Streit ob- 
waltet, über Ihre Ansprüche nicht entschieden werden. 

Min.-Vorf. vom 19. Juni 1860, betreffend denselben Gegenstand. 

(Lehn ert). 

Ew. etc. erwiedere ich auf das Gesuch vom dass ärztliches Honorar für den 

Armen geleisteten ärztlichen oder geburteh Ältlichen Beistand von den betreffenden 
Armonverbftnden im Verwaltungswege den bet reffenden Bestimmungen geniäss aller- 
dings nur dann einge/.ogen werden darf, wenn die Requisition an den Arzt oder Ge- 
burtshelfer von dem Armenverbando resp. seinem Vertreter nusgegangen ist. Fehlt cs 
an einer solchen Requisition und behauptet der Arzt, dass er seiner Pflicht gemäss 
wegen obwaltender Gefahr im Verzüge die Requisition des Armen' verbände« nicht erst 
habe abwarten dürfen, so kann, wenn letzterer dies bestreitet, oder aus andern Grün- 
den die Zahlungspflicht ablchnt, die Verwaltungsbehörde mit Untersuchung der dabei 
concurrirenden und für die Entscheidung über den streitigen Anspruch mehr oder min- 
der erheblichen LhaU&chlichen Moment« sich nicht befassen, muss vielmehr in Gemäss- 
heit der allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über die Realisirung streitiger privat- 
rechtlicher Ansprüche den Gerichten überlassen, auf Anrufen des Arztes die Entschei- 
dung zu treffen. Hiermit steht auch das von Ihnen allegirto Rescript vom 10. Aug. 1842 
nicht im Widerspruch, da es über die Art der Einziehung des Honorars keine Bestim- 
mungen enthält. 

Min.-Vorf. vom 7. Fcbr. 1861, betreffend denselben Gegenstand. 
(Lchnert). 

Auf das Gesuch vom eröffne ich Ihnen, dass die Circular-Rescripte vom 

10. April 1821 und 10. August 1842 sich nur auf solche Fälle beziehen, in denen wirk- 
lich Armen im gesetzlichen Sinne des Worts, d. h. solchen Personen, welche bereits 
der öffentlichen Armenpflege nnheimgcfallcn sind, ärztlicher oder geburtshülflichcr Bei- 
stand geleistet worden ist, dass aber nur zahlungsunfähige Personen nicht zu dieser 
Kategorie gehören und den Comtnunen resp. den Armen verbänden eine gesetzliche Ver- 
trotungspflicht für die Forderungen an solche Personen überhaupt nicht obliegt. Da 
nun in uen Fälleu, in denen die Einziehung Ihres Sostrums von den Commuuen im 
Verwaltungswege abgelehnt worden ist, die betreffenden Personen nicht zu den Armen 
im gesetzlichen Sinne des Worts gehören, so kann Ihre Beschwerde über diese Ableh- 
nung nicht für begründet angesehen, Ihnen vielmehr nur überlassen worden, Ihre An- 
sprüche gegen die betheiligten Communen, falls Sie damit durebzudringen sich getrauen, 
im Wege des Proccsses geltend zu machen. 

Miu.-Verf., betreffend die Entschädigung für Sehutzpucken-Iiupfung, 
vom 2. October 1872 (l)r. Achenbach). 

Auf die Beschwerde vom .... eröffne ich Ihnen, dass nur für commissarische 
Geschäfte in Köuiglichcu Dienst- Angelegenheiten d. b. in Füllen, wo die Staatscasse 
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zur Zahlung verpflichtet ist, die reglementsmfiseigcn Difttens&tze etc. nach der Taxe vom 
9. März d. Js. hquidirt werden dürfen. Diese letzteren finden auf die Entschädigungen 
für Schutzpocken- Impfung keine Anwendung, für letztere ist vielmehr die für den dor- 
tigen Regierungsbezirk genehmigte Vaccinations- Ordnung allein massgebond, welche 
dafür an Diäten l Thlr. und an Wagenmiothc 10 Sgr. für jeden auswärtigen Termin 
zusichert. 

Wegen der von den Armenärzten nicht za erstattenden Quartal - Sanitäts- 
berichte 

Min.-Vorf. vom 8. öctober 1858 (v. Raumer). 

Der Königlichen Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . . dass die 
Districts&rzto in der Rheinprovinz kraft ihrer Dienstinstruction zur Erstattung der 
Quartal-Sanitätsberichte verpflichtet sind und dass es mit Rücksicht hierauf beim Erlass 
der Circular- Verfügung vom 1. Juli 1848, durch welche die nicht im Staatsdienste an- 
gcstellten Aerzte von der Erstattung jener Berichte entbunden werden, nicht für erfor- 
derlich erachtet wurde, diese Dispensation auf die gedachten Districtsärzte auszudehnen. 
Dem Anträge alior. die Verpflichtung zur Erstattung der Sau itäts berichte den Com- 
munal- Armenärzten im dortigen Regierungs- Bezirk resp. in den übrigen bandcsthcilen 
von Neuem aufzulegen, treten diejenigen Momente entgegen, welche die Aufhebung dieser 
Verpflichtung veranlasst haben und durch die Ausführung in dein Berichte der König- 
lichen Regierung nicht entkräftet werden. Ich muss mir daher versagen, dem Anträge 
der Königlichen Regierung zu willfahren. 

2. Zur Staats-Verwaltung. 

Die practischen Aerzte etc. sind der Gewerbesteuer nicht unterworfen, ln 
Beziehung auf diejenigen Aerzte, welchen die Selbstdispensirung homöopathischer 
Arzneien gestattet ist, spricht sich aus die 

Vcrf. der Minister der geistlichen etc. Angel, und der Finanzen vom 
14. November 1852 (r. Raumer, v. Bodelschwingli). 

Auf den Bericht vom .... wird der Königlichen Regierung eröffnet, dass Aerzte, 
welche sich auf Grund der ihnen ertheilten Erlaubnis* mit dem Selbstdispensiren ho- 
möopathischer Arzneien befassen, deshalb nicht zur Gewerbesteuer hcrauzuzichon sind, 
da es sich in der Hauptsache nur um die Ausübung der ärztlichen Kunst, keines Ge- 
werbes handelt, und die Bereitung und der Verkauf der verordneten Mittel nur als 
Nebensache in Betracht kommen, überdies der verhältnissmässig geringe Werth dersel- 
ben und der Umstand, dass sie sonst nicht zu haben sind, zu berücksichtigen ist. Aus 
diesen Gründen erscheint auch für solche Aerzte, dio bei Gelegenheit ihrer ärztlichen 
Praxis ausserhalb dos Polizei-Bezirkes ihres Wohnorts selbstdispensirtc Arzneien ihren 
Kranken verabreichen, ein Gewerbeschein nicht nöthig. 

Zur Classen- oder classificirten Einkommensteuer sind dagegen die practi- 
schen Aerzte etc. nach dem Gesetz vom 1. Mai 1851 (G.-S. S. 193.) §§. ü. und 
30. heranzuziehen. 

Die einer Auszeichnung für würdig befundenen practischen Aerzte werden 
mit dem Titel: „Sanitätsrath“ resp. „Geheimer Sanitätsrath“ begnadigt. 

Allcrh. Ordre vom 22. August 1840 an das Ministerium der geistl. etc. 

Angelegcnh eiten. 

Einverstanden mit den in dem Bericht vom .... vorgetragenen Ansichten will 
Ich dem Krcisphysikus Dr. N. zu N. den Titel: Sanitätsrath verleihen und diesen Titol 
künftig auch bei anderen der Auszeichnung würdig befundenen und zur Kategorie der 
promovirten Aorzto gehörigen Medicinalpersonen statt des bishur dazu benutzten Hof- 
raths-Titels zur Anwendung kommen lassen. Zugleich ermächtige Ich das Ministerium 
der geistlichen etc. Angelegenheiten, den zuvor mit dem Hofraths - Character begnadig- 
ten Aerzten dio Vertauschung desselben gegen den Sanitätsraths-Titel zu gestatten, wenn 
sie selbst darum ansuchen. 

Die Befugnis* zur Führung fremdländischer Titel und zur Anlegung fremd- 
ländischer Orden und Ehrenzeichen ist von der Genehmigung des Königs ab- 
hängig. 

26* 


Digitized by Google 


Behufs Anstellung im Staatsdienste muss Seitens der Aerzte der Nachweis 
einer besonderen Qnalification durch Ablegung der Physikntsprüfung (vergl. S. 341.) 
resp. durch die Docentenlaufbahn zur Anstellung als ordentlicher oder ausser- 
ordentlicher Lehrer bei den Universitäten geführt werden. 

Gewöhnlich wird auch dieser Nachweis verlangt, wenn einem practischen 
Arzte die interimistische Verwaltung einer Medieinal- Beamtenstelle übertragen 
wird. In einem solchen Falle liegen dem Stellvertreter alle Pflichten und Rechte 
des betreffenden Beamten ob nnd er ist für die Wahrnehmung des Amts in vol- 
lem Masse verantwortlich. 

Der Eintritt in fremde Staatsdienste ist in Geinässheit der Bestimmung im 
§. 24. des Gesetzes vom 31. December 1842, betreffend die Erwerbung und den 
Verlast der Eigenschaft als Preussischer Unterthan etc. (G.-S. de 1843 S. 15 ff.) 
erst nach erfolgter Entlassung aus dem diesseitigen Unterthanen-Vcrbande gestat- 
tet (§§. 15 — 21. a. a. O.). Bei Beamten muss die Entlassung aus dem Staats- 
dienste vorangehen. Wünscht der Arzt bei seinem Uebertritt in fremde Staats- 
dienste die Eigenschaft als Preusse sich zu erhalten, so bedarf es znm Uebertritt 
nach §. 25. des gedachten Gesetzes der Genehmigung des Königs, deren Ein- 
holung durch Vermittelung der betreffenden Regierung bei dem Minister nachzu- 
suchen ist. Die Beibehaltung der Eigenschaft als Preusse bedingt zugleich die 
Erfüllung aller den Preussen obliegenden staatsbürgerlichen Pflichten, namentlich 
der Wehrpflicht und der Entrichtung der Einkommensteuer. 

3. Zur Jastii-Varwaltung. 

Die Aerzte sind seit Aufhebung des eximirten Gerichtsstandes durch die 
Verordnung vom 2. Januar 1849 (G.-S. S. 1.) ohne Ausnahme der gewöhn- 
lichen Gerichtsbarkeit ihres Wohnorts unterworfen. 

Ueber das Verhältnis der practischen Aerzte zu den Gerichts-Behörden als 
Sachverständige, Zeugen etc. vergl. S. 256. ff. 

Von dem Amte eines Geschworenen ist der practische Arzt nicht entbunden 
und kann nur in Geinässheit des §. 72. der Verordnung vom 3. Januar 1843 
seine Dispensation beim Schwurgerichte nachsnchen. 

Jeder Arzt ist verpflichtet, vorkommenden Falles vor Gericht als Sach- 
verständiger zu erscheinen. Hierüber bestimmt §. 138. des Strafgesetzbuches vom 
31. Mai 1870. 

Wer als Zeuge, Geschworener oder Schöppe berufen, eine unwahre Thatsaehe als 
Entschuldigung vorschützt, wird mit Gefüngniss bis zu 2 Monaten bestraft. 

Dasselbe gilt von einem Sachverständigen, welcher znm Erscheinen gesetzlich 
verpflichtet ist. Die auf das Nichterscheinen gesetzten Ordnungsstrafen werden durch 
vorstehende Strafbestimmung nicht ausgeschlossen. 

Bei Vollstreckung der Execution wegen Schulden bleiben die zur Ausübung 
der Praxis nothwendig erforderlichen Instrumente, Geräthscbafteu und Bücher von 
der Beschlagnahme ausgeschlossen. (§. 12. der Verordnung vom 30. Juli 1853. 
G.-S. S. 913.) 

4. Ableistung der Militärpflicht 

Den practischen Aerzten und Wnndärzten wurde mittelst Allerh. Ordre vom 
7. Angast 1820 gestattet, ihrer Militärdienstpflicht durch freiwilligen einjährigen 
oder dreijährigen Dienst als Compagnie- oder Escadron-Chirurgus zu genügen. 

Gegenwärtig gilt die dnreh Allerhöchsten Erlass vom 6. Februar 
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1873 genehmigte Verordnung über die Organisation des Sanitäts 
corps (Armee- Verordnungsblatt Nr. 11., 1873). 

Dieselbe lautet wie folgt: 


Erster Abschnitt. 

Formation des Sanitäts-Corps. 

§. 1. Die Militär- Aerzte des activen Dienststandes und des Beurlaubtenstandes 
der Armee und Flotte bilden mit den Lazarethgehülfcn und militärischen Krankenwär- 
tern das Sanitäts-Corps. 

Dasselbe besteht demnach: 

a) aus den im Officierrango stehenden Militär- Aorzten — dem Sanitäts- Officier- 
corps — 

b) den im Unterofficierrange stehenden Militär-Aerzten, den Lazarethgehülfcn und 
militärischen Krankenwärtern. 

Das Sanitäts- Offieiorcorps steht in Betracht seiner Hechte und Pflichten neben dem 
Officiercorps der Armee resp. der Marine. Innerhalb des Sanitäts- Offieiorcorps finden 
die für die speciellen Rung- und Dienstverhältnisse der Officiere gültigen Vorschriften otc. 
eine entsprechende Anwendung, nicht aber hinsichtlich des zu den Officieren der Ar- 
mee resp. der Marine bestehenden dienstlichen Verhältnisses. 

Die Chargen- und Stellenbezeichnungen der Militär - Aerztc bleiben unverändert 
wie bisher. 

An der Spitze des Sanitäts-Corps steht der General-Stabsarzt der Armee als Chef 
desselben. 

§. 2. Der General-Arzt eines Armee-Corps leitet den Verband, welchen die Mili- 
tär- Aerzte seines Corpsbereiches, ohne Rücksicht auf ihre Verwendung bei den Truppen, 
in den Garnisonen oder bei militärischen Instituten, bilden. Für die Ergänzung dieses 
Theiles des Sanitäts-Corps hat der Corps-General- Arzt besonders zu wirken. 

Der älteste im Stabsquartier garmsonirende Ober- Stabsarzt jeder Division fungirt 
als Divisions-Arzt. Derselbe ist der technische Rathgeber des Division» - Commaudeurs 
und leitet den Sanitätsdienst in der Division nach Massgabe der Seitens des Kriegs- 
ministers zu erlassenden Instruction. Er verbleibt gleichzeitig in seinen regimentsärzt- 
lichen etc. Functionen. 

Die Divisions-Aerzte sind aus der Classe der Ober- Stabsärzte mit Majorsrung zu 
entnehmen. 

Die Zahl der Letzteren ist zu vermehren, sobald dies die Etats- ctc. Verhältnisse 
gestatten. 

In der Marine übt der Genoral-Arzt der Marine die in dieser Verordnung für die 
Corps- General- Aerztc vorgesehenen Functionen, während die Marine-Stations-Aerzte eine 
den Divisions-Aerzten analoge Stellung haben. 

• Zweiter Abschnitt 

Ergänzung des Sanitäts-Officiercorps. 

§. 3. Das Sanitäts-Ofticiereorps ergänzt sich: 

1) durch Mcdiciucr, welche in den militärärzllichen Bildung»- Anstalten ausgebil- 
det wordeu sind; 

2) durch Mediciner, die in der Erfüllung ihrer allgemeinen Dienstpflicht begriffen 
sind; 

3) durch solche, welche ihre ärztliche Qualiticalion auf Universitäten erlangt ha- 
ben und zum Dienst auf Beförderung cintretcn. 

1. Dienstverhältnisse der Zöglinge der militärärztlichen Bildungs- 

Anstalten. 

§. 4. Die jungen Leute, welche in die militärärztlichen Bildungs-Anstalten aufge- 
nommen werden, dienen im 1. Sommer-Semester ihres Studiums (1. April bis 1. Oeto- 
ber) 6 Monate mit der Waffe. Sie haben nach Ablauf dieser Dienstzeit ein von den 
militärischen Vorgesetzten ausgestelltes Dienstzeugniss beizubringen, in welchem 
ausgesprochen wird, dass sie nach ihrer Führung. Dienst- Application. Charactor und 
Gesinnung für würdig, sowie auch nach dem Grade der erworbenen Dienstkonntnisse 
für qualincirt erachtet werden, dereinst die Stellung eines militärischen Vorgesetzten im 
Sanitätsdienst zu bekleiden. Diejenigen Studirenden, welche das Dienstzeugniss nicht 
erlaugen, können aus der Anstalt entlassen werden. 
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Nach Beendigung der Studien werden die Zöglinge der militärärztlichen Bildungs- 
Anstalten durch den General- Stabsarzt der Armee, behufs Ableistung des Restes ihrer 
allgemeinen Dienstpflicht, als Unter -Aerzte bei einem Truppen! heile an gestellt. An 
die Ableistung der allgemeinen Dienstpflicht schliesst sich für genossene Ausbildung auf 
den militärärztlichen Bildungs-Anstalten eine besondere Dienstpflicht au. 

Nachdem diese Mediciner die .Staatsprüfungen bestanden haben, wird halbjährlich 
eine gewisse, dem Bedürfnis» und dem Kaume entsprechende Anzahl von ihnen in das 
Charite-Krankenhaus zu Berlin commandirt. um dort die für ihre erhöhte Ausbildung 
als Militär- Aerzte roservirten Stellen wahrzunehtnen. Die Auswahl für dies, ein Jahr 
audauernde, Commaiido trifft der Chef des Militär Medicinalwesens. 

2. Dienstverhältnisse der auf Uni versitäteu ausgebildeten 
Mediciner. 

§. 5. Mediciner, welche ihre Studien auf Universitäten zurücklegen, können ihrer 
Dienstpflicht bei einem selbstgewählten Trnppentheil entweder ganz mit der Waffe oder 
während der ersten 6 Monate mit der Waffe und nach Absolvirung der Staatsprüfungen 
während der übrigen 6 Monate als Arzt genügen. 

Die sech&monatliche Dienstzeit mit der Waffe kann von ihnen in jedem Semester 
ihres Studiums absolvirt werden: diejenigen, welche die übrigen fl Monate nach erlang- 
ter Approbation als Arzt abzudiencit sich verpflichten, haben hierzn einen Ausstand 
über das 23. Lebensjahr hinaus zu erhalten. 

Mod iciner. welche diesen Ausstand erhalten haben, melden sich nach erlangter Ap* 

S robatiau zur Einstellung als einjährig freiwilliger Arzt hei dein General - Arzt 
es Armee-Corps, in dessen Dienstbereich sie ei uzu treten wünschen. Sie haben zwar 
nicht die unbedingt freie Wahl der Garnison und des Truppenthoils, os soll jedoch 
ihren Wünschen in Beziehung auf die Garnison möglichste Berücksichtigung durch den 
ihre Einstellung bewirkenden Corps-Gencral- Arzt zu Theil werden. 

Bei der Entlassung aus dem aetivon Militärdienst wird den einjährig freiwilligen 
Aerzten ein Zeugnis* des Corps-General -Arztes ausgestellt, welches sich darüber aus- 
spricht, ob der Betreffende während seiner Dienstzeit zur Beförderung im Sanitäts-Corps 
sich geeignet gezeigt hat (Qu alificatio ns- Attest). 

Mediciner, welche ihre allgemeine Dienstverpflichtung als einjährig Freiwillige mit 
der Waffe abgeleistet haben und in den Beurlaubtenstand übergetreten sind, können 
nach Absolvirung der Staatsprüfungen jederzeit bei dem General- Arzt des betreffenden 
Armee-Corps ihre Ernennung zum Unter- Arzt des Beurlaubt. mstandes in Antrag brin- 
gen. Ob diesem Anträge stattzugeben, wird sich wesentlich nach den Zeugnissen rich- 
ten, welcho der betreffende Mediciner in seinem activen MilitArverhältniss erworben hat. 

3. Dienstverhältnisse der auf Universitäten ausgebildeten und auf 
Beförderung eintretenden Mediciner. 

§. 6. Einjährig freiwillige Aerzte, welche auf Beförderung im Sanitäts- Corps die- 
nen wollen, können, wenn sie das Dienstzeugniss (cfr. §. 4 .) erworben haben, nach vier- 
wöchentlicher Dienstzeit von dem betreffenden Corps- Gonoral- Arzt zur Anstellung als 
Unter -Arzt bei dein General-Stabsarzt der Armee in Vorschlag gebracht werden. 
Durch diese Anstellung erwachst dem betreffenden Arzte ein Anspruch auf das Gehalt 
etc. seiner Charge: mit Rücksicht hierauf lmt derselbe, bevor seine definitive Anstellung 
erfolgt, sich in einem Capitulations-Protokoll zu verpflichten, ausser seiner allgemeinen 
einjährigen Dienstpflicht noch mindestens ein Jahr im stehenden Heere als Arzt zu 
dienen. 

Nach erfolgter Anstellung können die Unter-Aerzte überall verwandt werden , wo 
der Bedarf an Aerzten sieh geltend macht. 

4. Die Wahl zum A ssistenz- Arzte, 
a. Unter-Aerzte des activen Dienststandes. 

§. 7. Dio Unter-Aerzte des activen Dienststaudes können, sofern sie die Staats- 
prüfungen absolvirt haben, nach dreimonatlicher Dienstleistung bei der Truppe, auf An- 
trag des rangältesten ärztlichen Vorgesetzten und nach eingeholter schriftlicher Ge- 
nehmigung des Comraandeurs des Truppenthoils durch den betreffenden Divisions-Arzt 
(§. 2.) durch Wahl zum Assistenz- Arzte vorgeschlagen werden. 

Wird der seiner Ancionnetät nach älteste Unter-Arzt von dem Commandeur oder 
dem Arzte des Truppentheiles nicht für geoignot zur Beförderung erachtet, so wird 
der nächstfolgende zur Wahl gestellt und bei aein, durch den General - Stabsarzt Aller- 
höchsten Orts zu machenden Vorschläge, alsdann das Sachverhältuiss ausein&ndergesetzt. 
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§. 8. Die Wahl erfolgt in einer durch den Divisions-Arzt anzuboraumenden Ver- 
sammlung der in seiner Garnison befindlichen, im Officierrange stehenden Militfir- 
Aer/te der Division, sowie der Acrzte der nicht im Division» - Verbände stehenden 
Trnppcntheile, Behörden etc. Letztere Acrzte werden zu diesem Zwecke durch die 
Corps- General- Aorzte ein für allemal den Divisionen zugetheilt. Ueber den Verlauf der 
Wahlverhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen. In der Marino bilden die Aerzte bei- 
der Marine-Stationen einen gemeinsamen Wahl verband. Der älteste Marine - Sta- 
tionsarzt leitet die Wahl. Zur Grundlage für die Beurtheilung der Würdigkeit des zu 
Wählenden dient neben der Erklärung des Trunpen-Coimnanaeurs (§. 7.) ein Zeugnis» 
des Regiraeuts- etc Arztes, welches ausznsprocnen hat: 

dass der Vorgeschlagene sowohl seiner Führung und Dienst- Application, 
als auch seiner, den Ansichten der Standesgenossen entsprechenden mo- 
ralischen Eigenschaften halber, zur Beförderung pflichtmässig empfohlen 
werde. 

Die ausserhalb des Wahlortes garnisonirenden Aerzte der Division haben ihre 
Stimme schriftlich, /.«stimmenden Falles durch Vollziehung des Wahlprotokolls abzu- 
geben. 

§. 9. Durch die Wahl erklären die Aerzte der Division, das» sie den Vorgeschla- 
genen für würdig erachten, in ihre Mitte zu treten. 

Findet 6ich in dem Wahlkörpcr eine Meinungsverschiedenheit, so sind folgende 
Fälle zu unterscheiden. 

a) Ist die Majorität gegen die Beförderung des Vorgeschlagenen, so wird der be- 
treffende Unter- Arzt ohne Weiteres z u rück gestellt : 

b) ist dagegen die Minorität, oder selbst nur einzelne Mitglieder gegen die 
Wahl, so haben die betreffenden Aerzte ihre abweichende Ansicht zu raotivi- 
ren, und der Corps-Gcneral-Arzt befindet, ob dieselbe zu berücksichtigen ist. 
Demgemäss formulirt er den Befördertingsvorschlag unter Darlegung der 
Gründe der Minorität. 

§. 10. Die zur Wahl nicht Vorgeschlagenen oder in der Wahl nicht Bestehenden 
dienen mich Massgabo ihrer Dienst Verpflichtung in der erdienten Charge weiter. 

Es ist jedoch gestattet, derartige Aspiranten zur Wahl zu stellen, sobald sie dazu 
für geeignet gehalten werden. 

§. 11. Die Anciennetät der Vorzuschlagenden wird durch die Anstellung als Un- 
ter-Arzt, bei gleichzeitiger Anstellung mehrerer Individuen in dieser Charge, durch das 
Datum des Zeugnisses über die Ablegung der Staatsprüfung, bei gleichem Datum dieses 
Zeugnisses durch das Lebensalter bestimmt, dergestalt, dass das ältere Datum, resp. 
das höhere Lebensalter die ältere Anciennetät verleiht 

b. Unterärzte des Beurlaubtonstandes. 

§. 12. Die Unterärzte des Beurlanbtenstandos können das für die Wahl zum 
Assistenz-Arzt erforderliche Zeugnis» de» Regiments- etc. Arztes (§. 8.1 entweder durch 
eine freiwillige scchswöchentliche Dienstleistung als Unterarzt mit Gehalt bei einem 
Trnppcntheile erwerben oder bei einer, in Folge der Dienstverpflichtung stattgehabten 
Einziehung. Sobald sie im Besitze dieses Zeugnisses sich befinden, erfolgt die Präsen- 
tation zur Wahl nach den Bestimmungen des §. 7. 

Aerzte, welche ihrer Dienstpflicht mit der Waffe genügt haben, und dem Beur- 
laubtenstande als Officiere angehören, sind — - im Falle eines gewünschten Uebertritts 
in das Sanität«- Corps — der Wahl zum Assistenz-Arzt nicht unterworfen: es ist für 
sie deshalb auch dos Zeugniss des Regiments- Arztes (§. 8.) entbehrlich. 

Unmittelbar nach erfolgter Aufnahme in das Sanitäts-Corp» müssen sie jedoch vier 
Wochen in einem, von dem betreffenden Corps-General-Arzt zu bestimmenden Lazarethe 
Dienste leisten (§. 24.). 

Dritter Abschnitt. 

Rang- und Dienstverhältnisse der Mitglieder des Sanitätscorps. 

1. Rangverhältnisse und Competenzen. 

§. 13. Die Militär- Aerzte sind Personen des Soldatenstandes: 
der einjährig freiwillige Arzt, 
der Unterarzt 

stehen im Range des Portepee - Untorofficiers ; 

der Assistenz-Arzt 2. Classe im Range des Secondc-Lieutenants, 
der Assistenz- Arzt 1. Classe im Range des Premier-Lieutenants. 
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der Stabsarzt, 

der Ober-Stabsarzt 2. Classe 

im Range des Hauptmanns; letzterer mit dem Pensionsanspruch eines Hauptinanns 
1. Classe; 

der Ober- Stabsarzt 1. Classe, 
der Lazareth-Director, 
der Divisions-Arzt 
im Range des Majors; 

der Genoral-Arzt 2. Classe im Range des Oberst- Lieutenants; 
von diesen haben die der mittleren Gehnltlclasse den Servis-. Reisekosten-, Tagegelder-, 
Pensions- etc. Anspruch eines Regiments-! ’onimaudeurs; 

der General- Arzt 1. Classe im Range des 01x5 raten; 

der General-Stabsarzt der Armee im Range eines Generalmajors. 

Der militärische Rang begründet für die Militär- Aerzte den Anspruch auf die 
Pensionssutze, den Servis, die Reisekosten , Tagegelder und Umzugsentschftdigung, 
sowie die Co mm ando -Zulage der corres pondirenden Militär-Charge, damit aber gleich- 
zeitig die Verpflichtung, Gehaltsabzüge (auch zur Kleidercasse) event. nach den Sätzen 
zu leisten, wie sie von den entsprechenden Cliargeu entrichtet worden, (cfr. Reglement 
über die Geldverpflegung der Truppen im Frieden.) 

Die Unterärzte, welche durch den General - Stabsarzt mit der Wahrnehmung 
vacanter Assistenz- Arzt-Stellen beauftragt werden, erhalten das Gehalt dieeer Stellen. 
Für Vertretung mauquirender Assistenz- Aerzte wird den einjährig freiwilligen Acrzten 
das Gehalt der Unterärzte gewährt, wenn sie zu diesem dienstlichen Zweck ausserhalb 
der Garnison ihrer Wahl eingestellt oder verwendet werden. 

2. Die Dienstverhältnisse. 

Burschen. 

$. 14. Den Militär- Acrzten mit Officiersrang werden Soldaten aus Reih und Glied, 
nach Massgabc des § 6. des II. Abschnitts der Instruction, betreffend den Garnison- 
dienst, vom 9. Juni 1870 als Burschen gestellt. 

D i s ci p 1 i n. 

§. lö. Die Sanit&te-Officiere sind Vorgesetzte der Unterofficiere und Soldaten, 
sowdo in den Lazarcthen Vorgesetzte des pharmaceutischen, des Wärter- und Beamten - 
Personals. 

Sobald ein Unterarzt in unmittelbare dienstliche Beziehung zu den vorgenannten 
Militärpersonen etc. gesetzt wird, tritt auch er zu denselben in ein Vorgesetzten- 
Verhältnis«. 

Den Sanitäts-Officicren gebühren, sobald sie in Uniform erscheinen, von einzelnen 
Mannschaften, Posten und deren Ablösungen dieselben militärischen Ehrenbezeugungen 
wie den Officieron dos entsprechenden Ranges. 

§. 16. Behufs Aufrechthaltung der Disciplin in ihrem Dienstbereiche wird : 

1) dom General-Stabsarzt der Armee, 

2) den Corps- und Etappen -General- Acrzten und dem Subdirector des medi ei- 
nfach -chirurgischen Friedrich- Wilhelms-Instituts, sowie 

3) den Divisions-Aerzten und den Marine- Station«- Acrzten, 

4) den Chef-Aerzten der Kriegs- und Friedens-Lazarethe und den Stab9-Aerzten 
der Sanitäts-Detachements, 

die Dfaciplinar-Strafgcwalt 

ad 1^ eine« Division«-, 
ad 2) eines Regiments-, 

ad 3) eines nichtselbstständigen Bataillons-Commandeurs, 
ad 4) eines nicht dctachirten Compaguio- Chefs 

beigelegt. 

Für die Ausübung dieser Strafgewalt ist die Allerhöchste Disciplinnr-Strafordnung 
für das Heer vom 31. uctober 1872, rosp. für die Marine vom 23. November 1872 unu 
das Gesetz vom 21. Juli 1852 auch in Bezug auf die zu vorhäugenden Disciplüiar- 
«trafen massgebend. 

6. 17. Der Discinlinar-Strafgowalt der genannten ärztlicheu Vorgesetzten inner- 
halb ihres Dienstbereichs sind unterworfen: 

die Militär- Aerzte im Officier- Range, die Unterärzte, einjährig- freiwilligen 
Aerzte, die Eleven der militärärztlichen Bildungs- Anstalten, die Lazareth- 
Gehülfen, die militärischen Krankenwärter, die Pharmaeeuten und das Beamten- 
personal der Lazarethe. 
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Die Chef-Aerztc der Feld-Lazarethe haben auch über die zum Dienste bei den 
Feld-Lazarethen bestimmten und in denselben befindlichen Unterofficiere und Mann- 
schaften Disciplinar- St rafgovyilt. 

§. 18. Sämmtliche Militär- Aerzte sind der Disciplinargewalt ihrer unmittelbaren 
Militär- Vorgesetzten im gleichen Masse unterstellt, wie die Officiere, resp. Portepee- 
Unterofficiere. 

§. 19. Es fallen zunächst unter die Disciplinar- Strafgewalt der ärztlichen Vor- 
gesetzten : alle gegen ihre Autorität begangenen Vergehen , ingleichen die Verstössc 
gegen Vorschriften, welche für den Dienst aer Krankenpflege gegeben »iud, wenn sic 
von einem der im §. 17. bezeichueten Untergebenen begangen werden. 

Alle anderen Disciplinarvergehen vorerwähnter Personen unterliegen grundsätzlich 
der Bestrafung durch den Militär- Vorgesetzten; hierdurch soll jedoch die Aufsicht der 
ärztlichen Instanzen über die sittliche Führung aller Mitglieder des Sanitäts- Corps 
keineswegs ausgeschlossen, vielmehr ihnen ausdrücklich die Befugnis» beigelegt werden, 
auch iu dieser Beziehung event. im Diseiplinarwogc einzuschreiteu. 

§. 20. Die militärischen und die ärztlicheu Vorgesetzten haben von jeder gegen 
einen ihrer gemeinschaftlichen Untergebenen verhängten Disciplinar- Bestrafung sich 
gegenseitig Mittheiluug zu machen, insofern die Strafe nicht blos in einem Ver- 
weise besteht. 

Beförderung und Versetzung. 

Im Allgemeinen. 

§. 21. Die Anstellung als Unterarzt (§. 6.) und erforderlichenfalls die Versetzung 
dieser Aerzte geschieht aut den Antrag des Corps-General-Arztes durch den General- 
Stabsarzt der Armee. 

Beförderungen von Militär- Aer zten und Versetzungen der im Officier- Rango 
stehenden Aerzte erfolgen, auf deu Vorschlag des Geuoral- Stabsarztes der Armee, 
durch Se. Majestät den Kaiser und König. Gleich den corresnondirenden Militär- 
Chargen erhalten auch die Militfir-Aerzte Patente als Ausweis aer stattgehabten Be- 
förderung. 

Versetzungen, mit denen oino Beförderung nicht verbunden ist, treten nur aus- 
nahmsweise in besonders motivirten Fällen ein, um der Entwickelung naher Beziehun- 
gen der Aerzte zu ihren Truppentheilen nicht hinderlich zu sein. 

Die Aerzte des activen Dienststandes. 

§. 22. Bei den Vorschlägen zum Aufrücken der Militär-Aerzte in höhere Chargen 
und Dienststellungen ist möglichst die Anciennetät zu berücksichtigen. 

Für die Ernennung zum Ober-Stabsarzt ist die Ablegung eines spezifisch militär- 
ärztlichen Examens Bedingung; dagegen soll die Ableistung des Physikats-Bxamens für 
diese Beförderung weder geboten seiu, noch einen Vorzug begründen. Für diejenigen 
Aerzte jedoch, welche die Phvsikats- Prüfung bis zu dem in der Verordnung vom 
20. Februar 1868 festgesetzten Termin abgeleistet haben, dient dieselbe als Nachweis 
der wissenschaftlichen Qualification zum Ober - Stabsarzt. Der Zeitpunct, zu welchem 
die obenerwähnte militärärzt liehe oder die Physikats- Prüfung absolvirt worden ist, hat 
auf die Auciennetät, also auf die Beförderung zum Oher-Stabsarzt, keinen Einfluss. 

Aerzte, welche der vorstehend bezeichneten Anforderung nicht entsprechen, ver- 
zichten dadurch auf ihre Beförderung zum Ober- Stabsarzt. 

Das Avancement ausser der Tour ist nur für Aerzte des Dienststandes und nur 
in besonders begründeten Fällen in Antrag zu bringen. 

§. 23. Die Militär-Aerzte werden in deu Ranglisten derjenigen Stäbe und Trup- 
peutheile etc. geführt, bei denen sie Dienste leisten. 

Die Aerzte des Beurlaubtenstandcs. 

§. 21. Zu dem Uebertritt in den activen Sanitätsdienst bedürfen die oberen 
und Assistenz- Aerzte, sowie event die Officiere ($. 12.) des Beurlaubtenstandes der 
Allerhöchsten Genehmigung. Bei Ertheilung derselben wird ihre Anciennetät mit Be- 
rücksichtigung der activen Dienstzeit, der Qualification und des Lebensalters, nach 
Anhörung des General-Stabsarztes der Armee festgestellt. 

Die Assistenz- und Stabsärzte des Beurlaubtenstandes werden, in den Grenzen 
des Etats der mobilen Armee, zur Beförderung gleichzeitig mit ihrem im activen 
Dienste befindlichen Hintermanne vorgeschlagen, vorausgesetzt, dass sie den Bedingun- 
gen entsprechen, an deren Erfüllung das Avancement geknüpft ist. 

Assistenz-Aerzte des Beurlaubtenstandes dürfen nur dann zur Beförderung in 
Vorschlag gebracht worden, wenn sie vorher freiwillig einen vierwöcbentlichon Cursas 
iu der chirurgischen Anatomie und in den Operatious- Uebungen durchgemacht haben. 
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Bis die Einführung solcher (Kurse bewirkt sein wird, soll die vierwöchentlichc 
freiwillige Dienstleistung bei einem Lazarcthe oder Tmppentlieile gleiche Berechtigung 
gewähren. • 

Die Corps-General-Aerzte werden auf bezügliche Meldungen der Assistenz- Aerzte 
deren Zntheilung an Lazarethe oder Truppen anordnen. 

Während der hierdurch bedingten Activitöt erhalten die qu. Aerzte die (Kompe- 
tenzen ihrer Charge. Uehcr das Resultat dieser von den Einzelnen abgeleiteten 
Uebungen haben die Corps-Gonoral -Aerzte vierteljährlich an den General-Stabsarzt der 
Armee zu berichten. 

Die Beförderung zum Ober- Stabsarzte ist auch für die Aerzte des Beurlaubten- 
Standes von der Ableistung der militärarztlicheu, resp. Physikats- Prüfung (§. 22.) ab- 
hängig. 

Die resp. Aerzte des Reurlnubtenstandes finden Aufnahme in die Rangliste des 
Laudwchr-Bataillons, in dessen Bezirk sie ihren Wohnsitz haben. 

Meldungen. 

§. 25. Die Militär- Aerzte sind verpflichtet. ihren im Garnisonorfe befindlichen 
militärischen und ärztlichen directen Vorgesetzten alle ihre Person betreffenden dienst- 
lichen Meldungen mündlich abzustatten. 

SchriftlicTie Meldungen in persönlichen Angelegenheiten sind untersagt. 

Verleihung von Auszeichnungen. 

§. 26. Nach 25jähriger vorwurfsfreier Dienstzeit sind die im Officier-Range stehen- 
den Aerzte des activen Dicnatstandos zur Verleihung des goldenen Dienstkreuzes in 
Vorschlag zu bringen. Diese Vorschläge sind mit denen für die Offieiere zusammen an 
dos Kricgsniiuisteriuni, resp. an die Admiralität zu richten. Die Anträge auf Gewäh- 
rung aller anderen Auszeichnungen werden auf dem militärischen Instanzenwege dem 
General-Stabsarzt der Armee übermittelt. 

Entlassung und Verabschiedung. 

6. 27. Die Entlassung, resp. Ausfertigung der Entlassungspapiere der einjährig 
freiwilligen Aerzte verfügen fortau die Corps-Generalärzte; die Entlassung, resp. Ver- 
abschiedung der Unterärzte des activen üienststandes ordnet nach Massgalw ihrer 
Dienstverpflichtung, resp. ihrer Pension»- und Versorgnngsansprüohe der General- 
Stabsarzt der Armee an. 

Zu der Entlassung der Militär- Aerzte im Officier-Range ist die Allerhöchste Ge- 
nehmigung erforderlich, welche mittelst Gesuchsliste durch den General - Stabsarzt der 
Armee zu beantragen ist. Die Feststellung der Invalidität und der Versorgungs- An- 
sprüche erfolgt nach Massgabe des Gesetzes vom 27. Juni 1871. 

Es sind die Invaliditäts-Atteste zu unterzeichnen: 

1) von dem Regiments- etc. Commandeur, 

21 von dem Regiments- etc. Arzt, 

3) von zwei activen Militär-Aerzten der Division, welche Vorderleute des qu. zu 
Invalidisirenden sind. 

Bei Regiments- etc. Aerzten, welche die Pensionirung beantragen, tritt hei Unter- 
zeichnung des qu. Atteste» die Mitwirkung des Corps-General-Arztos ein. 

Invalidität»- Atteste der General-Aorztc versehen der Militär- Vorgesetzte und der 
General-Stabsarzt der Armee mit ihrer Unterschrift als Zeichen des Einverständnisses. 

Die vorgedachten, zur Unterschrift der Invaliditäts-Atteste verpflichteten Vorge- 
setzten und Kameraden bilden gleichzeitig die Commission, welche auf Anordnungen 
des betreffenden Militär- Vorgesetzten zusammentreten muss, wenn in analoger Anwen- 
dung der Allerhöchsten Cabincts-Ordre vom 7. Juli 1828 über die unfreiwillige Dienst- 
entlassung eines Militär-Arztes zu berathen ist. 

Uniform der Mitglieder des Sanitätscorps. 

§. 28. Die bestehende Uniform der einjährig- freiwilligen Aerzte und der Unter- 
ärzte bleibt im Allgemeinen unverändert, lcdoch legen dieselben Achselklappen mit 
silberner Einfossungs- Tresse und einem goldenen Aesculapstabe nach besonderer Probe, 
sowie den Degen der Infanterie-Officiere mit silbernem Oificier- Portepee an, 

Sämmtlichc oberen und Assistenz- Aerzte tragen den Waffenrock nach der für die 
Ober- Stabsärzte massgebenden Vorschrift. Auf dem Epaulettenfelde von dunkelblauem 
Sammet und auf dem Feld- Achselstück wird der goldene Aesculapstab angebracht Die 
Monde der Epaulettes sind glatt und, wie die Candillen etc. derselben, golden. 

Der Helm entspricht der für die Infanterie gegebenen Vorschrift, Der General- 
Stubsarzt der Armee trägt den Helm, sowie das Beinkleid der Generale. 
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In Bezug auf die Uniform, welche den Verabschiedeten in geeignet erscheinenden 
Fällen aus Gnaden gewährt werden soll, finden die bezüglichen Allerhöchsten Cabinets- 
Ordres vom 25. Juni 1859 und 3. April 1860 analoge Anwendung. 

Die Aerzte des Beurlaubtenstandes legen nach Analogie der für Officiere desselben 
gültigen Bestimmungen am Heini und an der Mütze das Landwehrkreuz an. In Bezug 
auf üie Uniform der Marine- Aerzte, bleiben die bisherigen Bestimmungen in Gültigkeit. 

§. 29. Die Militär- Aerzte erscheinen im Dienst stets in Uniform und zwar richtet 
sich der Anzug derselben für die einzelnen Dienstverrichtungen nach den für die Offi- 
cierc massgebenden Bestimmungen. 

Ausser dem Dienst dürfen die Militär- Aerzte der Civilkleidung sich bedienen, um 
in der Ausübung der Givilpraxis weniger beschränkt zu sein. 

Beurlaubungen der Militär - Aerzte. 

§. 30. Sämnitliche Militär-Aerzte aller Grade können nur mit Genehmigung ihrer 
Militär-Vorgesetzten beurlaubt werden. Unter Festhaltung dieses Grundsatzes ist: 

der Regiments- etc. Arzt befugt, den ihm untergebenen Mitgliedern des 
Sanitätscorps Urlaub bis zu 14 Tagen, 
der Corps-Generalarzt uud 

der Subdireetor des medicinisch-chi rurgischcn Friedrich- Wilhelms-Instituts 
desgleichen bis zu 4 Wochen zu ertheilcn. 

Gesuche um längeren Urlaub bis zur Dauer von 3 Monaten unterliegen der Ent- 
scheidung des General - Stabsarztes der Armee. Zu einem Urlaube mit ganzem Gehalt 
nuf längere Zeit, als derselbe nach dem Reglement für die Geld Verpflegung der Truppen 
im Frieden zulässig, bedürfen die im Otficier- Range stehenden Militär-Aerzte des 
Dienststandes der Allerhöchsten Genehmigung, welche durch den General-Stabsarzt der 
Armee eingeholt wird 

Hinsichtlich der Befugnis» zur Bewilligung von Urlaub nach dem Auslände finden 
die Allerhöchsten Bestimmungen vom 16. Januar 1873 auch auf die militärärztlichen 
Instanzen analoge Anwendung. 

Don Stabsärzten detachirter Bataillone wird die Befugnis» ertheilt, die untorgebe- 
nen Aerzte in dringenden Fällen auf 3 Tage zu beurlauben. 

In Betreff der Gehaltscompetenzeu bei Beurlaubungen zur Ablegung der Staats- 
prüfungen bleibt der Erlass des Kriegsministeriums vom 30. April 1854 in Kraft. 

§. 31. Die Urlaubsgesuche sind an den nächsten militärärztlichen Vorgesetzten zu 
richten und haben die Angabe zu enthalten, dass der Militär- Vorgesetzte keine Be- 
denken gegen das Gesuch erhoben habe, bei oberen Militär - Aerzten auch die Anzeige, 
in welcher Weise sie für ihre Vertretung gesorgt haben. 

Gesuche. 

§. 32. Kein Militär-Arzt darf dienstliche Gesuche mit Umgehung seiner nächsten 
ärztlichen Vorgesetzten an eine höhere Behörde oder gar an des Kaisers uud Königs 
Majestät zu richten. 

Dienstlich unzulässige Gesuche muss der Vorgesetzte zurückweisen. 

Die Gesuche der Aerzte finden event. Aufnahme in der Seiner Majestät dem Kaiser 
und Königo durch den General -Stabsarzt der Armee vorzulegenden Gesuchs-Liste. 

Zu rrivatgcsuchen bedarf es zwar der Genehmigung dos betreffenden Vorgesetzten 
nicht, diesem ist jedoch von dem Vorhaben Meldung zu machen. 

Beschwerden. 

§. 33. Bezüglich der Vorschriften über den Dienstweg und die Behandlung von 
Beschwerden sind die besonderen Allerhöchsten Anordnungen auch für die Militär- 
Aerzte massgebend. 

Krankheitsfälle. 

f . 34. Die Unterärzte der Armee haben denselben Anspruch auf die Aufnahme 
io damit verbundene kostenfreie Behandlung und Verpflegung in dio Militär- 
Friedens-Lazarethe, wie die in §. 143. des Reglements für die Friedons-Lazarethe ad a. 
benannten Militärpersonen. Der §. 144. a. a. 0 wird ad a. dem entsprechend geändert. 
Die Berücksichtigung der Bataillons- uud Garnison-Aerzte (§. 145. ad d. a. a. 0.) zur 
Aufnahme in die Lazarethe erlischt, da diese Stabsärzte in den Rang der Hauptleute 
getreten sind. 

§. 35. Erkrankt ein Militär-Arzt, so veranlasst der hiervon benachrichtigte Feld- 
webel, resp. der Adjutant des Truppentheils den Rapportvermerk der Erkrankung. 

Der Militär -Vorgesetzte ist berechtigt, die Aufnahme der einjährig freiwilligen 
Aerzte und der Unterärzte in das Lazaretn zu verlangen, die Aerzte im Officier Range 


402 


Der Arzt 


aber durch den ihm beigogebenen Militärarzt besuchen zu lassen, um stets von dem 
Krankhoitszustande derselben Kenntni.ss zu haben. Hierdurch wird jodoch diesen er- 
krankten Militärärzten die freie Wnhl des sie behandelnden Arztes nicht beschränkt. 

Todesfälle. 

§. 36. Von dem Ableben eines Arztes im Offieier-Range hat der betreffende Mili- 
tär-Befehlshaber auf dem Instanzenwege dem Gcneral-Commando, dor Vorgesetzte Arzt 
dem Corps- General -Arzt, dieser dem General-Stabsarzt der Armee Meldung zu machen 
und zwar unter Angabe der näheren Umstände. 

Bei dem Tode eines einjährig-freiwilligen Arztes oder eines Unterarztes genügt die 
Anzeige an die ärztlichen höheren Vorgesetzten. 

Wegen der Sicherstellung des Nachlasses muss der Militär-Vorgesetzto dem zustän- 
digen Civilgericht von dem Tode eines Arztes ungesäumt Kenntniss geben, sofern es 
der gerichtlichen Versiegelung des Nachlasses von Amtswegon bedarf (contr. Allgem. 
Ger.-Ordnung II. 5., §. 4. et seq.*) Auch hat der Commanaeur des Truppentheils etc. 
für die Benachrichtigung der Eltern oder nächsten Angehörigen des Verstorbenen Sorge 
zu tragen. 

§. 37. In Betreff der Versiegelung des Nachlasses treten event. die für Officiere 

f ;egehenen Festsetzungen der Allerhöchsten Oabinets-Ordre vom 23. April 1818 in ana- 
oge Anwendung. 

Hinsichtlich der Nachlassgelder eines im Lazar> th gestorbenen Arztes ist nach 
§. 177. des Reglements für die Friedens- Lazarethe zu verfahren. 

Heirathen dor Aerzte. 

§. 38, Zur Verheirathun^ bedürfen die im activen Dienst befindlichen oberen und 
Assistenz- Aerzte der Genehmigung Seiner Majestät des Kaisers und Königs, welche 
durch den General-Stabsarzt der Armee auf Antrag des militärfirztlichen Vorgesetzten 
nachzusuchen ist. 

Unter-Aerzten des Dienststandes darf der General-Stabsarzt der Armee den Heiraths- 
Consens ertheilen. 

Dem militärischen Vorgesetzten hat der betreffende Arzt von der Einreichung 
seines Gesuches Meldung zu machen, um diesem die Möglichkeit zu eröffnen, etwaige 
Bedenken gegen die beabsichtigte Verbindung bei den ärztlichen Instanzen zur Sprache 
zu bringen. 

Die Ertheiluug des Consenses ist abhängig von der Erklärung des betreffenden 
Militär- Arztes, seine künftige Gattin mit einer bestimmten Summe iu dem nächsten Ro- 
ceptions- Termine bei der Königlich Preussischen Militär-Wittweu-Pensious-Austalt ein- 
kaufen zu wollen. 


•) Allgemeine Gerichts -Ordnung II. Theil, Titel V. 

§. 4. Von Amtswegen muss der Richter die Siegelung veranlassen: 

1) Wenn die vermuthlichen nächsten Intestaterben unbekannt, ungewiss oder 
säiumtlich von dom Orte, wo der Erblasser verstorben, abwosemf sind: 

2) wenn die vermuthlichen nächsten Erben sämmtlich Fremde und nicht König- 
liche Unterthanen sind; 

3) wenn unter den vermuthlichen nächsten Erben Minderjährige, Wahn- oder 
Blödsinnige, oder gerichtlich erklärte Verschwender sich befiuden, und der 
Verstorbene keinen Ehegatten hinterlassen hat. 

§. 5. Auch in anderen Fällen ist der Richter befugt, die Siegelung von Amts- 
wegen zu veranlassen, wenn besondere Zeit- oder audere Umstände es nothweudig 
machen, mit vorzüglicher Sorgfalt zu verhindern, dass nicht« aus dem Nachlasse weg- 
gebracht. vielmehr in dem Stande, worin es sich zur Zeit des Todes befunden hat, 
erhalten werde. 

Anhang £. 43?. Baare Gelder, geldworthe Papiere und Pretiosen sind in der 
Regel zum gerichtlichen Deposito zu nehmen. 

§. 7. Inwiefern auch in Fällen, wo die Siegelung von Amtswegen zu verfügen 
wäre, dieselbe wegen eines von dem Erblasser geschehenen Verbots unterbleiben müsse, 
ist in den Gesetzen bestimmt (AUg L.-R. Th. II. Tit. XYHl. §. 372 — 37t 5 ».), wobei sich 
jedoch von selbst versteht, dass auch ein solches Verbot den Richter nicht hindern 
könne, mit der Siegelung zu verfahren, wenn es die Sicherheit des Staats oder die 
Erhaltung der zu aem Amte des Verstorbenen gehörenden Gelder und Briefschaften 
erfordern. 
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§. 30. Die Stabsärzte haben, wie die Assistenz- und Unter-Aerzte bei Extrahirung 
des Consenses den Nachweis zu fuhren, dass sie neben ihrer Besoldung aus ihrem oder 
der Braut eigenem Vermögen ein jährliches Einkommen von mindestens 250 Thalern 
besitzen. 

Hinsichtlich derjenigen Unter-Aerzte, welche auf Beförderung verzichten, wird je- 
doch festgesetzt, dass der Nachweis eines festen Nebeneinkommens von 100 Thalern 
genügt, um den Hoiraths-Conscns nachzusuchen. 

§. 40. Aerzte des Beurlaubtenstandes bedürfen zu ihrer Verheirat!] ung eines Con- 
senses nicht. 

Es ist indess in Beziehung auf die von im Offizier-Range stehenden Militär-Acrz- 
ten beurlaubten Standes eingegangenen Ehen Seitens der miiitärürztliehen Vorgesetzten 
darauf zu achten, dass nicht (Türen dio Verehelichung die Würde des Standes herab- 
gesetzt werde, wie es beispielsweise geschieht durch die Verbindung mit einer Person, 
der mit Achtung zu begegnen von den übrigen Standesgenossen nicht verlangt wer- 
den kann. 

Eine Verpflichtung, der Militär- Wittwenkassc beizutreten, wird den Aerzten des 
Bcurlaubtenstandes nicdit auferlegt, der Beitritt ist ihnen jedoch, ebenso wie den be- 
treffenden Officieren gestattet. 

Aerztliehe Behandlung der Officierc etc. 

§.41. Die oberen Truppen- Aerzte sind auf Verlangen verbunden, sich unentgelt- 
lich der ärztlichen Behandlung aller bei ihrer resp. Truppen-Abtheilung (Bataillon, 
Regiment, Atheilung) befindlichen Offleiere und Militär-Beamten zu uuterziehcu. 

Unterstützungsfonds. 

§. 42. Assistenz- Aerzte und Stabs- Aerzte haben Anspruch auf Theilnahmo an dem 
Officier-Untcrstützungsfonds ihres Truppentheils. 

Die Anträge auf Unterstützungen für die Militär- Aerzte des Bcurlaubtenstandes, 
sowie für Aerzte des stehenden Heeres, welche nach Obigem auf den Fonds eines Trnp- 
ncntheils kein Anrecht haben, gelangen durch den betreffenden Corps-General- Arzt zur 
Entscheidung des Kriegs-Ministeriums. 

Bei dem Mediciniach-chirurgischcu Friedrich- Wilhelms-Institut besteht ein beson- 
derer, nach den Vorschriften der bezüglichen allgemeinen Instruction vom Jahro 1845 
zu verwaltender Unterstützungsfonds. 

Berlin, den 31. December 1872. 

Der Kriegs-Minister. Der Chef der Admiralität. 

Gr. v. Roon. v. Stosch. 

Ausführungs-Bestimmungen 

zur Allerhöchsten Verordnung über dio Organisation des Sanitäts-Corps 
vom 6 Februar 1 873. 

ad §. 2. Dio Uebcrtragung der divisionsärztlichen Functionen resp der Functionen 
des Marine- Stationsarztes an den betreffenden Ober- Stabsarzt I. Classe erfolgt auf Vor- 
schlag des General-Stabsarztes der Armee durch Allerhöchste Genehmigung. 

Den Divisions-Aerzten als Zwischen-Instanz zwischen den Regiments- etc. Aerzten 
und den Corps-General-Aerzten werden folgende Functionen übertragen: 

1) Sie sind die ärztlich-technischen Referenten der Divisions - Commandeure und 
in entsprechenden Fällen deren ausführendc Organe; sie können auch von den- 
selben in besonderen Fällen mit Inspicirungen beauftragt werden. 

2) Sie leiten den Sanitätsdienst innerhalb der zur Division gehörigen und der im 
Bezirk der letzteren dislocirten Truppenthcilc des Armee-Corps, sowie der- 
jenigen Truppcntheile, für welche sonst ihnen diese Befugniss ausdrücklich 
übertragen wird. 

3) Die Divisions-Aerzte übernehmen die Sammlung, Controle und Zusammen- 
stellung der bisher direct an den General-Arzt cinzurcichenden Eingaben exel. 
der Rapport- und Berichterstattung, sowie die Aufstellung der Gesuchslisten. 
Die Marine-Stationsärzte behalten jedoch, wie bisher auch die Rapport- und 
Berichterstattung, sowie die Vorrevision der Unbrauchbarkeits- resp. Invalidi- 
täts-Atteste und der Rechnungslegung über die Medicinal-Ausrüstung der 
Schiffo. 

4) Sic leiten die Wahlen zum Assistenz-Arzt in dem Divisionsbereich resp. Wahl- 
verbande (cf. §§. 7. u. 8). 

5) Sic sind Vorsitzende der wissenschaftlichen Prüfnngs -Commission für die 
Aspiranten der militärärztlichen Bildung»- Anstalten, 
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Als Hülfe bei der Erledigung der hierbei in Betracht kommenden schriftlichen 
Arbeiten bedient sich der Divisions-Arzt eines ihm beim Regiment unterstellten Assistenz- 
Arztes und der Lazarethgehülfen. 

Die Division«- Aerzte sind weder zum Lazareth- Stationsdienst, noch zu den Ersatz- 
geschäften heranzuziehen. 

ad §§. 4. u. 5. Mit Publication dieser Verordnung hat die den Medicinern bisher 
gewährte Erlaubnis», ihrer einjährigen activen Dienstpflicht ganz als Arzt zu genügen, 
ohne Ausnahme aufgehört. 

Die allgemeine active Dienst Verpflichtung der Studirenden der militärztlichen 
Bildungs-Anstalten ist, wie bisher, die einjährige. Bcregtc Anstalten überweisen die 
betreffenden Studirenden behufs halbjähriger Ausbildung mit der Waffe dem Gcncral- 
Com mundo des Garde- Corps. 

Den zum einjährig freiwilligen Militärdienst berechtigten Medirineru, welche auf 
Grund des §. 159. der Militär- Ersatz-Instruction behufs Absolvirung ihrer Studien Aus- 
stand zum Dienstantritt erhalten hnben, bleibt es überlassen, nach Ablauf des qu. Aus- 
standes ihrer einjährigen Dienstpflicht entweder ganz mit der Waffe oder, wenn sie 
die Staatsprüfungen absolvirt, sechs Monate mit der Waffe und in unmittelbarem An- 
schluss daran sechs Monate als einjährig freiwilliger Arzt zu genügen. 

Zum Dienst als einjährig freiwilliger Arzt dürfen überhaupt nur diejenigen Indi- 
viduen zugolasscn werden, welche nach «ecbamonatUchcr Dienstzeit mit der Waffe das 
im §. 4. be regte Dieustzeugniss beizubringen im Stande sind. Ist letzteres nicht der 
Fall, so dienen sie sogleich die übrigen sechs Monate ihrer activen Dienstzeit mit der 
Waffe weiter. 

Einjährig freiwillige Aerzte treten nach Vollendung ihrer activen Dienstzeit als 
Unterärzte in den Beurlaubtenstand über. 

Wenn approbirte Aerzte ihre gesummte einjährige Dienstzeit mit der Waffe 
absolvirt haben, ist dies in dem Militärpass speciell anzugeben. . • 

Modiciner, welche vor erlangter Approbation ihrer Dienstpflicht mit der 
Waffe genügt haben, jedoch während ihres Verhältnisses im Beurlauhtcnstande die 
Staatsprüfungen bestehen, haben hiervon dem Bezirks-Commando, in dessen Controlc 
sie stehen, behufs Berichtigung der Stammlisten, sogleich Meldung zu erstatten. 

Die Land wehr-Bezirks- Commandos reichen zum 1. Decembor jeden Jahres bei Ge- 
legenheit der Vorlage der Rapporte von den Ofßcieren und Mannschaften des Beur- 
laubtenstandes an die Linien- Infaiiteric-Brigadc-Cominandos eine namentliche Liste der- 
jenigen approbirten, aber dem Sauitäts-L'orps nicht zugehörigen Amte ein, welche sich 
in ihrer Controlc befinden. Bercgto Listen gehen zum 15. December jeden Jahres ori- 
ginaler an die betreffendeu General-Commandos. 

ad §. 6. Für die mit einjährig freiwilligen Aerzten aufzunehmende Capitulations- 
Verhandlung ist das unterm 19. Juni 1862 Stutens dos Kriegs- Ministeriums festgesetzte 
Schema auzu wenden, mit den geringfügigen Abänderungen, welche aus dem Dienstver- 
hältnis» sich ergehen. 

ad §. 7. Als der „rangälteste ärztliche Vorgesetzte* im Truppcnthcil wird der 
Regiments- resp. Bataillons- Arzt selbstständiger Bataillone bezeichnet, bei der Marine 
der älteste Ober- Arzt des Marinetheils. 

ad §. 9. Der Corps-General- Arzt hat den Beförderungs-Vorschlag für einen Unter- 
Arzt einzureichen, auch wenn er der bei der Assistenz- Arztwahl ausgesprochenen An- 
sicht der Minorität beitritt. 

ad §§. 12. u. 24. Hinsichtlich der Compotenzen wird auf die Bestimmungen der 
bezüglichen Reglements etc. Bezug geuommen. 

ad §. iS. Die Bezeichnung als Assistenz-, Oberstabs- und General- Aerzte 1. und 
11. Classc tritt mit Publication dieser Verordnung in Kraft. Für Reisen behufs Ab- 
legung von Prüfungen werden den Militär- Aerzten Vergütigungen nach Massgabe der 
betreffenden, für die Militär- Chargen gegebenen Bestimmungen gewährt. 

ad 15. Don nicht speciell erwähnten oberen Beamten der Lazarethe steht nur 
der Chef- Arzt oder dessen Vertreter als Vorgesetzter gegenüber. 

ad §. 26. Vorschläge zu Auszeichnungen und zu Veränderungen in dein ärztlichen 
Personal der Marine erfolgen unter Mitwirkung des Chefs der Admiralität. 

ad §. 27. Die Versorgung»- und Pensions-Ansprüche der einjährig freiwilligen 
Aerzte und der Unter- Aerzte werden auf Grund von Jnvalidenlisten durch die General- 
Commandos festgestellt und demnächst wird der General-Stabsarzt von dem Resultat 
dieser Feststellung benachrichtigt. Für das ärztliche Personal der Marine sind die In- 
validitäts-Atteste zu unterzeichnen: 

1) von dom Commandeur dos Marinetheils. 

2) von dem Marine-Stationsarzt, 
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3) von zwei activen, im Stationsbereich befindlichen Aerzten der Kriegs-Marine, 
welcbo möglichst Vorderleute des zu Invalidisirendon sind. 

Bei Pcnsionirung eines Marine-Stationsarztes tritt bei Unterzeichnung dos qu. Attestes 
die Mitwirkung des General- Arztes der Marine ein. 

ad §. 28. Auch auf dem Paletot tragen die einjährig freiwilligen Aerzte und die 
Unterärzte Achselklappen. 

ad §. 29. Die Aerzte des Bcurlaubtenstandcs, soweit sie nicht bereit« vor Publi- 
cation der Verordnung, betreffend die Dienstverhältnisse der Officiere des ßeurlnuhten- 
standes vom 4. Juli 1868, in das Sanitäts-Corps cingctreton sind, sind zur Haltung der 
Uniform im Frieden verpflichtet. 

ad 30. Die Genehmigung zur Nachsuchung eines Urlaubs haben die Militär- 
Aer/.te bei dem nächsten militärischen Vorgesetzten einzuholen. Dieser kann bei grösse- 
rer Entfernung des militarztlichen Vorgesetzten und in dringenden Fallen dem unter- 
gebenen Militär- Arzt auch den Antritt des nachgesuchten Urlaub« auf eigene Verant- 
wortung gestatten. 

ad §. 31. Bezüglich des Urlaubs für Aerzte des Beurlaubtenstandes linden die 
Bestimmungen der Verordnung, betreffend die Dienstverhältnisse der Officiere des Beur- 
lauhtcu&tandes vom 4. Juli 1868, analoge Anwendung 

ad §. 41. Zur unentgeltlichen Behandlung der Officiere etc. seines Truppentheils 
ist der betreffende Militär- Arzt stets verpflichtet, sobald der Officier etc. überhaupt 
das Verlangen stellt, von dem Arzt der Truppen-Abthoilung ärztlich behandelt zu worden. 

Diese Verpflichtung bezieht sich auf die Familien der Offieiero und Beamten nicht. 

Alle der ^Verordnung" entgegenstehenden früheren Bestimmungen sind aufgehoben. 

Zusammenstellung der Bestimmungen über die Dienstpflicht der Mediciner 
und Aerzte. (Armee- Verordnungsblatt No. 12. 1873.) 

Berlin, den 12. April 1873. 

In Folge der Allerhöchsten Verordnung über die Organisation des Sanitäts-Corps 
vom 6. Februar 1873 wird in Betreff der Dienstpflicht der Mediciner und Aerzto Nach- 
stehende« bestimmt: 

1) Die Festsetzungen des §. 172. der Militar-Ersatz-Instruction erleiden insofern 
oino Abänderung, als sämmtliclie Mediciner und Aerzto während der ersten 
Hälfte ihrer activen Dienstzeit zum Dienst mit der Waffe herangezogen wer- 
den. Es bleibt jedem Einzelnen froigestellt, seiner Dienstvcrpflichtung ganz 
mit der Waffe zu genügen, ohne der Berechtigung zum einjährigen Dienst 
verlustig zu gehen. 

Sfimmtliche Mediciner, beziehungsweise Aerzte, welche dom activen 
Dienststande oder dein Beurlaubten stände angehören, finden im Mobilmachungs- 
fallo event für den Sanitätsdienst Verwendung. 

2) Mediciner und Aerzte, welche vor beendeter Dienstzeit zur Disposition der 
Ersntzbchörden entlassen werden, dürfen, wenn »io bereits sechs Monate ge- 
dient haben, der Reserve resp. Landwehr des San itäts- Corps überwiesen werden. 

Im Uebrigen finden auf sie die Bestimmungen der §§. 50. und 51. der 
M ilitär- Ersatz- Instruction A n wendung. 

3) Die mit Ausstand zum Dienstantritt versehenen Mediciner haben 
sich im Mobilmachungsfalle laut §. IGO. a. a. 0. bei der Kreis-Ersatz-Oom- 
mission, in deren Bezirk sie gestellungspflichtig sind, sogleich zu melden. 

Diejenigen, welche bereits sechs Semester studirt haben, sind* ohne weitere 
Bestimmungen abzuwarten, auszuheben und je nach Anordnung des betref- 
fenden General-Comm nodos einem Iufanteric-Ersatz-Truppentheil dos Armee - 
Corps zur Ausbildung zu überweisen. 

Ihre weitere Verwendung im Sanitätsdienst hangt von dem Bedarf und 
dem Grade ihrer Befähigung ab. 

Diejenigen, welche in ihren Studien noch nicht so weit vorgeschritten 
sind, werden vorläufig bis zur Beendigung des sechsten Semesters von der 
Aushebung zurückgestellt Nach diesem Termin ist ihre Einstellung in gleicher 
Weise zu veranlassen. 

4) Die der Ersatz- Reserve 1. Classe angehörigen Mediciner und Aerzte sind bei 
eintretender Mobilmachung einzubeordern und vorläufig demselben Ersatz- 
Trunpen»hcil zu überweisen, wie die unter Nr. 3. bezeienneten Individuen. 

5) Mediciner und Aerzte, welche in Kriegszeiten aus der Ersatz- Reserve einge- 
zogen gewesen sind und im Sanitätsdienst Verwendung gefunden haben, treten, 
wenn die Zeit ihrer Dienstleistung drei Monate übersteigt, zur Reserve be- 
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ziehnngsweise Landwehr des Sanitäts-Corps über, nnd zwar in der Regel die 
approhirten Aerzte als Unterärzte, die übrigen als Lazarethgehülfen. 

6) Diejenigen Mediciner welche nach sechsm »natlichor activer Dienstzeit 
seitens der Truppcntheile entlassen werden, nachdem sie das vorgeschriebene 
Dionstzougniss erlangt haben, treten unter Vorbehalt der Ableistung des 
Restes ihrer activen Dienstverpflichtung zur Reserve dos Sanitäts-Corps 
über. 

In ihre MiliUrpässe und Ucbcrweisungs-Nationale ist unter der Rubrik 
„Versetzungen“ einzutragen: .Zum Sanitats- Corps. “ 

Die Rubrik: «Zur Disposition beurlaubt etc.“ ist zu durchstreichen. 

Die Rubrik: „Zur Reserve entlassen etc.“ ist ausznfßllcn und am Schluss 
durch die Worte zu vervollständigen : „unter Vorbehalt der Ableistung 
des Restes der activen Dienstverpflichtung.“ 

Ein Führung«- Attest bedürfen beregte Mannschaften nicht, vielmehr ver- 
tritt das Dienstzeu£nis8 die Stelle desselben. 

Das für das Y ührungs-Attest vorgeschriebene Schema darf mit den ent- 
sprechenden Modificationen zur Ausstellung des Dienstzengnisses benutzt werden. 

7) Die nach vorstehenden Bestimmungen zur Reserve des Sanitfits-Corps ent- 
lassenen Mediciner gehören zu den Mannschaften des Beurlanbtenstandes und 
sind in den Listen und Rapporten als Lazarethgehülfen zu führen. 

Nach Beendigung des sechsten Semesters ihrer Studien dürfen dieselben 
durch Vermittelung des Landwehr-Bezirkri-Coinmandos. in dessen Oontrole sie 
stehen, bei dem Coima-General-Arzt unter Einreichung eines Lebenslaufes, 
sowie der bezüglichen Universitäts-Zeugnisse den Antrag stellen, ihnen für den 
Mobilmachungsfall die Qualification eines Unterarztes beizulegen. 

Wird der Antrag genehmigt, so ist seitens des Landwenr-Bezirks-Com- 
m and os ein entsprechender Zusatz zu den Militärpapieren zu machen und der 
Betreffende in den Listen und Rapporten unter Vorbehalt seiner späteren Er- 
nennung nunmehr als Unterarzt zu führen. 

8) Was die Ableistung des Restes der activen Dienst Verpflichtung anbetrifTt. ho 
darf der Dienstantritt ein für alle Mal bis zum 1. October desjenigen Jahres 
ausgesetzt werden, in welchem der Betreffende das 26. Lebensjahr vollendet. 

Ein weiterer Ausstand und zwar höchstens auf ein ferneres Jahr darf 
seitens des General-Commandos bewilligt werden. 

Das Gesuch ist rechtzeitig durch Vermittelung des Landwehr -Bezirks- 
Commandos dem Corps-General- Arzt vorzulegen. 

9) Spätestens vierzehn Tage vor Ablauf des Ausstnndes haben sieh die in Rede 
stehenden Mannschaften bei dem Landwehr-Bezirks-Commando, in dessen 
Controlo sie stehen, abzumclden und dasjenige Armee-Corps zu bezeichnen, 
in dessen Bereich sic den Rest ihrer activen Dienstverpflichtung zu absolvircn 
wünschen. Das Landwehr-Bezirks-Commando veranlasst nach Analugio des 
§. 58. 5. der Allerhöchsten Verordnung, betreffend die Organisation der Land- 
wehr-Behörden etc., vom o. September 1867 die Ueberweisung an den betref- 
fenden Corps-Gencral-Arzt, welcher demnächst die Ueberwcisungs- Liste rc- 
mittirt. 

Die Einstellungs-Termine sind in der Regel der 1. April und der 1. Oc- 
tober jeden Jahres. Gesuche um aussertcrininlichc Einstellung unterliegen 
der Entscheidung des Gcneral-Commandos. 

lö) Unterlassen die in Rode stehenden Individuen die rechtzeitige Anmeldung zur 
Abscdvirung des Restes ihrer activen Dienstpflicht, so sind sie durch das 
Lamlwehr-Bc/.irkw-üommamto. in dessen Controle sic stehen, cinzubeordern und 
ohne Rücksicht auf etwaige persönliche Wünsche, sowie ohne Anspruch auf 
eine eventuelle Vergütigung zur Dienstleistung bei demjenigen Arm«*«- Corps 
heranzuziehen, zu dessen Bezirk das bet reffende Landwehr-Bataillon gehört. 

Ungehorsam gegen die Einberufnngs-Ordre wird auf Grund der tastehen- 
den Bestimmungen bestraft. 

11) Haben Mediciner während der Dauer ihres Ausstandes die Staatsprüfungen 
nicht absolvirt oder das Studium der Mcdicin aufgegeben, so haben sie den 
Rest ihrer activen Dienstverpflichtung mit der Waffe abzuleisten und sind 
demnächst zum Beurlaubtenstande. ihrer Waffengattung überzuführen. 

12) Die einjährig freiwilligen Aerzte treten nach ahsolvirter activer Dienstzeit vor- 
läufig als Unterärzte in den Beurlaubtenstaml zurück. 

13) Wenn Officiere oder Mannschaften des Beurlaubtenstandes, ohne dem Sani- 
täts-Corps anzugehören, die Approbation als Arzt besitzen, so ist dies in den 
Personal- Papieren, Stammlisten etc. besonders anzumerken. 
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Genügen approbirto Aerzte ihrer activen Dienstpflicht ganz mit der 
Waffe, so ist bei ihrer Entlassung ein bezüglicher Vermerk in die Militär- 
Papiere aufzunehmen. 

Erlangen Mediciner, welche dem Sanitäts-Corps nicht angeboren, erst 
während ihres Verhältnisses im Beurlaubtcnstande nie Approbation als Arzt, 
so haben gie dom Landwehr-Bezirks-Coinmando, in dessen Controle sie stehen, 
unvorzüglich hiervon Meldung zu erstatten. 

14) Die Landwehr - Bezirks - Commandos reichen zum 1. Dceember jeden Jahres 
bei Gelegenheit der Vorlage der Rapporte von den Officiercn und Mannschaf- 
ten des Beurlaubtenstandes an die Linien-lnfantorie-Brigado-Commandos eine 
namentliche Liste derjenigen approbirten, aber dem Sanitäts-Corps nicht zu- 
gehörigen Aerzte ein, welche sich in ihrer Controle befinden. Beregtc 
Listen gehen zum 15. Deeember jeden Jahres originaliter an die betreffenden 
General-Commandos. 

15) Alle Gesuche von Officieren und Mannschaften des Beurlaubtenstandes uni 
Anstellung oder Beförderung etc. im Sanität«- Corps gehen durch das Land- 
wehr-Bezirks-CommHiido an den Corps-General-Arzt, welcher dieselben eventl. 
dem General-Stabs-Arzt verlegt. 

Vorstehend vorgeschriebener Geschäftsweg erhält die Bezeichnung: „Sa- 
nität. * - Instanzen we g." 

Ifi) Behufs möglichster Rücksichtnahme auf das Studium der unter Vorbehalt der 
Ableistung des Restes in activer Dienstverpflichtung zur Reserve des Sanitäts- 
Corps entlassenen Mediciner kann die zeit- und bedingungsweise Zurück- 
stellung derselben für den Fall einer Mobilmachung oder ausserordentlichen 
Verstärkung des Heeres verfügt werden. 

Es darf erfolgen 

die Zurückstellung der im 5. und 6. Universität«- Semester befindlichen 

Mediciner bis zur Beendigung des ß Semesters, die Zurückstellung der 

im Staats-Examen begriffenen Mediciner bis zur Beendigung desselben. 
Die bezüglichen Gesuche sind unter ausreichender Motivirnng, sowie unter 
Beifügung des Dienstzengnisscs und der Universitäts-Zeugnisse auf dom Sani- 
täts-Instanzenwege zum 1. Juni und 1. Deeember jeden Jahres dem Corps- 
General-Arzt vorzulegen, welcher dieselben nach Vortrag bei dem General- 
Commando eventl. genehmigt. 

Die verfügt«' Allrückstellung bleibt auch beim Verziehen in andere Be- 
zirke gültig und ist demgemäss in die Ueberwoisnngs- Nationale aufzunehmen. 

IV. Unterstützungen. 

Allgemeine Verordnungen wegen einer Fürsorge des Staats für alters- 
schwache zur Ausübung ihres Berufs nicht mehr fähige und notbleidende 
Aerzte oder für die Familien der in ihrem Beruf gestorbenen Aerzte be- 
stehen nicht. 

Als in Folge der Kriege von 1813/15 Gesuche um Unterstützung der hinter- 
bliebenen Wittwen der in den Lazarethen gestorbenen Militärärzte sehr häufig 
wurden, haben des hochseligen Königs Majestät unterm 2. Mai 1814 die Vor- 
schläge in dem nachfolgenden Bericht des Finanz -Ministers zu genehmigen 
geruht. 

Bei Gelegenheit des der Wittwe des Doctors mod. N. zu N\ bewilligten Geschenks 
haben Ew. Königliche Majestät mir zngloich die Aufstellung eines allgemeinen Princips 
wegen Pensiotiirung der Wittwen solcher Aerzte, die sich während cles Krieges, ohne 
Rücksicht auf persönliche Gefahr, dem Beistände der Kranken und Verwundeten unter- 
ziehen, aufzugeben geruht. Diesem gemäss schlage icli folgende Grundsätze der Behand- 
lung einzelner dergleichen Unterstützuugsgesuche allergehorsamst vor: 

1) Mnss von dem Verstorbenen nachgewiesen werden, dass er sich entweder der 
Krankenpflege in einem Laz&rethe «»der ausser demselben der Behandlung kranker oder 
verwundeter Militärpersonen unentgeltlich gewidmet habe. 

2) Muss das Bedürfniss der hinterblieocnen Familie erwiesen sein 

nnd 

3) nicht allein den Wittwen eine fortlaufende jährliche Unterstützung, sondern auch 
auf jedes der (unterbliebenen Kinder eine extraordinäre Beihülfe bewilligt werden. 

Mtdiciuai-Wtaen. 27 
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4 ) Darf die Unterstützung für die Wittwe nur so hinge gezahlt werden, als sie 
sich nicht wieder verheirathet. Für die Kinder kann solche jedoch auch nach der Ver- 
heiratung der Mutter bis zum zurückgelegten 15 Jahre fortdauern. 

5) Wenn die Wittwcn bei der allgemeinen Wittwenkasse versichert sind und zur 
Hebung gelungcu, so geht so viel, als sie ans der Wittwenkasse empfangen, von der aus 
Staatskassen bewilligten Unterstützung wiederum ab. 

6) Für die Wittwcn höherer Medicinal-Beamten können 200 bis 300 Thlr., für die 
Wittwen der subalternen Medieinal- Bedienten können 100 bis 200 Thlr. gezahlt werden. 
Auf jedes Kind werden noch besonders 30 bis 50 Thlr. bewilligt. 

7) Die Unterstützung kann sogleich von dem Todestage des Mannes oder Vaters,' 
einstweilen aus dem Dispositions-Fonds des Finanzministers, gezahlt werden, und wird 
hiernächst in dem halbjährigen Pension«- Berichte noch zur besonderen Allerhöchsten 
Genehmigung mit aofgenommen. 

8) Die Anwendung der vorgoschlagcnen Unterstützungssätze findet Ermässigung, 
wenn die angestellte Untersuchung Abweichung rechtfertigt. 

9) In Fällen, wo das Bedürfnis« der Unterstützung nicht vorhanden ist, kann 
irgend eine andere öffentliche Anerkennung des Verdienstes des Verstorbenen oder ein 
Geschenk ein für allemal in Vorschlag gebracht worden. 

Troyes, den 19. Februar 1814. 

v. B ü 1 o w. 

Diese Grundsätze sind den Regierungen durch die Min.-Verf. vom 26. Juli 
1814 (v. Schuckmann) zur Nachachtung mitgetheih. 

Beim ersten Auftreten der Cholera in den preussischen Staaten wurden 
diese Grundsätze mittelst Alierh. Ordre vom 10. November 1831 auch auf die 
Hinterbliebenen derjenigen Aerzte ausgedehnt, welche durch Ansteckung in einem 
Cholera-Lazareth an dieser Krankheit verstarben. 

C.-Verf. der Minist, d er geistl. Angel, u. d. Finanzen vom 18. Februar 1832 
(v. Altonstein. v. Maasscn). 

Des Königs Majestät haben mittelst Alierh. Cabinets-Ordre vom 10. November v. J. 
zu bestimmen geruht, 

dass auf Wittwen und Kinder von Aorztcn und Chirurgen, die bei den Cho- 
lcra-Lazarethen sich haben anstellen lassen und an dieser Krankheit verstor- 
ben sind, dieselben Pensions-Grundsätze angewendot werden sollen, welche im 
Jahre 1814 für Wittwen nnd Waisen solcher Aerzte und Chirurgen festgesetzt 
worden, die in den Militär- Lazarethcn thätig waren und am Typhus durch 
Ansteckung starben. 

Demzufolge wird die Königliche Regierung aufgefordert, von allen in ihrem Ver- 
walt ungs- Bezirk vorgekommenen derartigen Todesfällen Kenntnis« zu nehmen und, 
wenn <Vie Verstorbenen Wittwen nnd Kinder in liülfs bedürftigen Umständen hinterlassen 
haben, Vorschläge wegen angemessener Unterstützung derselben einzureichen. 

Hierbei wird jedoch noch ausdrücklich bemerkheh gemacht, dass nur die Hinter- 
bliebenen solcher Aerzte und Chirurgen zu berücksichtigen sind, welche bei wirklichen 
Cholera-Lazarethon angcstollt gewesen, mithin nicht Mos hei Ausübung ihrer gewöhn- 
lichen Praxis erkrankt und gestorben sind. 

Unter den Privatvereinen znr Unterstützung nothleidender Aerzte nimmt 
die Hu fei and 'sehe Stiftung die erste Stelle ein. 

Der verewigte Staatsrath Dr. Hufcland gründete im .lahre 1830 einen 
Hnlfsverein für nothleidende Aerzte und kurze Zeit vor seinem Ableben eine 
Unterstfitzungskasse für Wittwen von Aerzten. 

Beide Anstalten haben seit ihrem Bestehen eine rege Theilnahme bei den 
Medicinal-Personen gefunden und eine wohlthätige Wirkung entfaltet. 

Das Statut der Hufeland 'sehen Stiftung wurde durch die Alierh. Ordre 
vom 21. November 1830 genehmigt und lautet wie folgt: 

§. 1. Es wird eine Noth- und Hülfskasse zur Unterstützung durch Alter, Krank- 
heit oder unverschuldete Unglücksffille in Noth und Dürftigkeit gerathener Aerzte durch 
freiwillige jährliche Beiträge, Geschenke, Vermächtnisse gestiftet. 
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§. 2. Jeder practischo Arzt der Monarchie (Doctoren und Chirurgen erster Clause, 
sowohl vom Militär- als Civilstande, auch Kroisehirurgen) macht sich verbindlich, jähr- 
lich nach Verlifdtniss seines Einkommens einen kleinen Beitrag in die Casso zn legen, 
der als Tantieme seines Einkommens nach Verschiedenheit des letzteren auch jedes 
.Jahr verschieden sein kann. l)ns Minimum ist ein Tlialcr. In der Folge, wenn das 
Capital hinreichend angewachsen ist, können auch dio Wittwen hülfsbcdürttiger Aerzte 
unterstützt worden. 

§ 3. Die Herren Kreisphysiker übernehmen die Einsammlung bei den Aerzten 
ihres Physiknts und senden die gesammelten Gelder jährlich an den Kegierungs-Medici- 
nalrath ihres Regierung»- Distriets. 

§. 4. Die Herren Regierungsräthe übersenden jährlich die gesammelten Summen 
an das Directorium zu Berlin. 

§. 5. Die eingegangenen Gelder werden zur Hälfte zu Unterstützungen angowen- 
det, die andere Hälfte wird gegen pnpillarisehc Sicherheit untorgobraeht und dio Zinsen 
zn dein Capital geschlagen, so lange, bis nach dem Gutdünken des Direct oriuuis der 
Fonds so nngewachsen ist, dass die Zinsen ebenfalls zu Unterstützungen oder Pensio- 
nen nngewendet werden können. Ist das Capital sehr bedeutend angewachsen und die 
Zahl der Hnlfsbedürftigen gross, so kann alsdann auch die andere Hälfte der jährlichen 
Beitrage zu den Unterstützungen benutzt werden. Die über die untergebrachten Gelder 
erhaltenen Doenmcute worden bei einer sicheren Behörde niedergelegt und resorvirt. 

$. 6. Das Directorium besteht aus fünf Mitgliedern und wird aus den Mitgliedern 
des Vereins zu Berlin durch Stimmenmehrheit ernannt. Seine Befugnis* ist. die Ge- 
suche um Unterstützung anzunehmen, di« Qunlificutiou der Bittsteller zu prüfen, die 
Unterstützungen oder Pensionen zu bestimmen und die Oberaufsicht über die Casse zu 
führen. Geht ein Mitglied ab, so wählt das Directorium ein neues, welche* aber, so 
wie das anfangs zusammentretende Personal, von dem Ministerium der Medioinal- 
Angelegenheiten bestätigt wird. 

7. Das Directorium ernennt einen Geschäftsführer, der zugleich Rendant ist 
und die Oorrespondenz, so wie die Geld- Angelegenheiten, Einnahme und Auszahlung 
besorgt, Rechnung ablegt und der Controlo des Directorium» unterworfen ist. 

§. 8. Der Geschäftsführer kann nicht willkührlich, sondern nur, wenn er sich 
Vernachlässigungen uder Veruntreuungen zu Schulden kommen lässt, von seinem Amte 
entfernt werden. Will er freiwillig ausscheiden, so hat er es eiu halbes Jahr vorher 
dom Directorium anzuzeigen. 

§. 9. Der Geschäftsführer stellt nach Ermessen des Direktorium» Caution, welche 
bei einer Behörde niedergelegt wird und wovon er die Zinsen bezieht, 

§. 10. Jeder approbirte Arzt odor Wundarzt erster Classe oder Krcischirurgus, 
der ein Mitglied dos Vereins war, hat das Recht, im Falle der Noth, welche aber unver- 
schuldet und durch ein Zeugnis» des Phvsiku» und Magistrats oder dos Landratlis Im?- 
seheinigt sein muss, sich an den Geschäftsführer in portofreien Briefen zu wenden, und 
um Unterstützung oder nach dem sechzigsten Jahre um Pension zu bitten, worüber der 
Geschäftsführer sich an das Direktorium wendet und den Supplicnntcn von der Entschei- 
dung benachrichtigt. 

§. 11. Das Directorium bestimmt nach den Zeugnissen und dem Bedürfnisse des 
Suppiicanten , nach der Zahl der Hilfsbedürftigen und nach den Kräften des Instituts 
die zu bewilligende Summe, wobei di« Mehrheit der Stimmen entscheidet. 

$. 1*2. Da» Directorium giebt jährlich öffentlich Nachricht von dem Staude der 
Anstalt und legt Rechnung ab über den Bestand der Gasse, Einnahme und Ausgabe. 

13. Die Auslage für die Correspondenz, auch eine billige Remuneration für den 
Geschäftsführer werden aus der Gasse bestritten. 

14. Dio Unterstützungen werden auf geeigneten Wegen den Hilfsbedürftigen 
zugefertigt. Die Pensionen zahlt der Geschäftsführer in halbjährigen Raten, nachdem 
ihm die gehörige Quittung, wobei jedoch vom Physikus oder Magistrat die fortdauernde 
Hülfsbedürftigkeit bescheinigt worden, zugesandt worden ist. 


Die Statuten der Wittwen- Unterstützungscasse vorn Jahre 1836 wurden 
1847 dahin abgeändert, dass die Hälfte der eingehenden Beiträge zu temporären 
Unterstützungen bestimmt wurde. Die grosse Zahl hilfsbedürftiger Wittwen hat 
gegenwärtig räthlich erscheinen lassen, diese Unterstützungen auf zwei Drittel 
der eingehenden Beträge auszudehnen. 

Das hiernach abgeänderte Statut erhielt unterm 7. Juli 1857 die Allerh. 
Genehmigung und lautet wie folgt: 

27* 
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Dor allgemein ausgesprochene Wonach und das wirklich dringende Bodürfniss einer 
Wittwen -Untcrstützungscasse für Aerzte im preussischen Staate hat den Stifter des 
ärztlichen Hülfsvereins bewogen, ebenfalls eine Anstalt zur Unterstützung der von 
preussischen Aerzten hinterlassenen dürftigen Wittwen zu begründen und dazu den 
Ertrag seines neuesten Werkes, bestehend in einem Capital von dreitausend Thalern, zu 
bestimmen. Die Grundsätze, nach welchen gedachtes Institut einzurichten und zu ver- 
walten wäre, dürften folgende sein: 

§. 1. Alit der H u f e I a n d 'schon Stiftung zur Unterstützung nothleidcnder Aerzte 
im preussischen Staato wird eine Wittwen-Untorstützungscasse verbunden, aus der so 
viele notorisch dürftige Wittwen von Mitgliedern des ärztlichen Hülfsvereine, welche 
pünktlich und ununterbrochen zu letzterem beigetragen haben, eine Unterstützung erhal- 
ten, als es die Mittel der Anstalt gestatten. Die Unterstützungen sind fortlaufend 
oder temporär. 

§. 2. Die fortlaufende Unterstützung, welche eine Wittwe aus der gedachten 
Gasse erhält, wird vorläufig auf den Ertrag der Zinsen eines Capital« von Eintausend 
Thalern jährlich festgestellt gleichviel, ob es die Wittwe eines promo virton Arztes oder 
Wundarztes erster Classc oder eines als Kreisehinirgus angest eilten Wundarztes zweiter 
Classo ist, und wird in halbjährlichen Raten so lange gezahlt, als die Wittwe sich nicht 
wieder verheirat het, oder ihre Umstände sich nicht günstiger gestaltet haben, oder sich 
nicht durch ihre moralische Führung der Unterstützung unwürdig macht. Hierüber 
muss die Wittwe jährlich ein Zeugnis6 der Ortsobrigkeit beibringen. 

Die temporäre Unterstützung ist verschieden nach den zu Gebote stehenden 
Mitteln, nach der Zahl der zu berücksichtigenden Exspectantcn und nach der Dürftig- 
keit derselben. 

§. 3. Die Einnahmen der Wittwen-Untorstützungscasse bilden die freiwilligen Bei- 
träge dor Mitglieder des ärztlichen Hülfsvcreins. deren Höhe von dem freien Willen dor 
Contribnenten abhängt, aber nicht unter Einem Thaler jährlich betragen darf. Die Bei- 
träge sammeln die Herren Kreisphysiker im Januar jeden Jahres gleichzeitig mit denen 
zum ärztlichen Hülfsverein ein und übersenden dieselben an den Herrn Rcgicmngs- 
Mcdicinnlrath ihres Departements, welcher sie an das Direetorium der Hu fei and 'sehen 
Stiftung gelangen lässt. 

§. 4. Die cingcgangcnen Beiträge worden zu einem Drittel capitalisirt und so- 
bald ein Capital von Eintausend Thalern vorhanden ist, bestimmt das Direetorium der 
H ufo land’schen Stiftung von den Exspectantcn diejenige Wittwe. welche zum Genuss 
der Zinsen des gedachten Capital« als Pension gelangen soll. Die übrigen zwei Drit- 
tel werden zu temporären Unterstützungen und zur Bestreitung der Verwaltungskosten 
verwendet. Die Gasse erhält alljährlich im Januar, nachdem der Rendant für das 
verflossene Jahr Rechnung gelegt und dieselbe verifieirt worden ist, die Anweisung 
des zu capitalisirenden und des zu temporären Unterstützungen zu verausgabenden 
Betrages. 

$. 5. Dasjenige Mitglied des ärztlichen Hülfsverein«, welches seinen Beitritt zur 
Wittwen-Untorstützungscasse erklärt hat, ist gehalten, alljährlich seinen Beitrag pünkt- 
lich zu leisten; unterlässt er dies, wenn auch nur einmal, so verliert die von ihm [unter- 
lassene Wittwe all' und jede Ansprüche auf Unterstützung, mag auch der Beitrag be- 
reits noch so lange geleistet sein. Treten Fälle ein, welche eine Ausnahme hiervon als 
billig ersehen lassen, so behält sich das Direetorium die Entscheidung vor. 

§. 6. Dasjenige Mitglied, welches seine Beiträge zum ärztlichen Hülfsverein nicht 
pünktlich entrichtet, verliert sein Anrecht an die W itt w cn - Unterstütz ungscasse, wenn es 
auch in Betreff der letzteren sich keiner Unpünktlichkeit im Zahlen der Beiträge schul- 
dig gemacht hat. 

§. 7. Die Wittwen derjenigen Aerzte, wolche der Wittwen - Untcrstützungscasso 
ein Capital von mindestens einhundert Thalern schenken, sollen bei übrigens gleichen 
Umstünden eine vorzüglichere Berücksichtigung finden. 

§. 8. Die Aufsicht über die Wittwen- Unterstützungscasse übernimmt das Direeto- 
rium der Hufeland'schen Stiftung. Dasselbe untersucht die Ansprüche der angomel- 
deton Wittwen und bestimmt, ob dieselben zum Genuss einer Pension oder temporären 
Unterstützung gelangen können, so wie gleichermassen nach seinem alleinigen Urtheile 
die Wiedereinziehung der Pension in den im §. 2. bezoirhneten Füllen erfolgt. Jährlich 
giebt das Direetorium öffentlich einen kurzen Bericht über den Zustand der Anstalt. 

§. 9. Die Verwaltung der Gasse, so wie überhaupt die Leitung des Geschäfts- 
ganges, findet nach den Prineipicn, welche in dieser Hinsicht bei der Hufeland’schen 
Stiftung obwalten. Statt. 

§. 10. Die Wittwen, welche Ansprüche auf eine Unterstützung machen zu können 
glauben, wenden sieh an das Direetorium der H ufeland’schen Stiftung unter genauem, 
amtlich zu bescheinigendem Ausweis ihrer Vcrmögensvcrhältnisse, ihrer sonstigen Um- 
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stände, der Grösse ihrer Familie, den Todestages des Mannes, ihrer moralischen Füh- 
rung, und gewärtigen den Bescheid des genannten Direetoriums. 

§, II. Das Directorium hält ein genaues Verzeichnis« der Wittweu, weiche zur 
Ferception einer Unterstützung berechtigt sind, und soll dasselbe mit Angabe des Todes- 
tages des Mannes, des Datums der Anmeldung, der Vermögensverhältuisse u. s. w., aus 
welchen Momenten das Prioritätsrecht hervorgeht, versehen sein. 

Berlin, den 18. Juni 1857. 

Das Diroctorium der llufoland'schcn Stiftung zur Unterstützung nothleidender Aerzte. 

Nach dem Rechenschaft» - Bericht für das Jahr 1872 betrug der Casscn- 
bestand der Hufeland'schen Stiftung zur Unterstützung nothleidender Aerzte 
am letzten December 1872 85,796 Thlr., und zwar in zinstragenden Papieren 
27,260 Thlr., in Hypotheken 57, (XX) Thlr. und in baar 1536 Thlr. 

Ausgegeben wurden: 3305 Thlr. zur Unterstützung von 47 nothleidenden 
Aerzten, 511 Thlr. 13 Sgr. 3 Pf. Verwaltungskosten und 1500 Thlr. Zuschuss zu 
der Wittwenkasse. 

Den Cassenbcstand der ärztlichen Vittwcn- Unterstützung«- Anstalt am letzten 
December 1872 bildeten: 20,000 Thlr. in Hypotheken, 10,00u Thlr. in zinstra- 
genden Papieren und 897 Thlr. in Courant, zusammen 30,897 Thlr. 

Ausgegeben sind: 5226 Thlr. 15 Sgr. für 183 dürftige Wittwen, 12 Thlr. 
13 Sgr. Verwaltungskosten. 

Ausser diesem Institut besteht in Berlin noch eine ärztliche Unterstützungs- 
casse für daselbst anwesende Aerzte, Wundärzte oder deren Hinterbliebene; in 
Breslau eine Wittwencasse für Breslauer Aerzte und Wundärzte; in Bonn die 
Nasse -Stiftung zum Besten nothleidender Aerzte und deren Hinterbliebe- 
nen u. s. w. 


II. Der Zahnarzt. 

1. Die Staatsprüfung. 

Die unter dem 25. September 1869 erlassene Bekanntmachung (B.-G.-ßl. 
S. 635.) giebt die Bedingungen an, unter denen die Zulassung zur Prüfung als 
Zahnarzt erfolgen kann. 

Vorschriften über die Prüfung der Zahnärzte. 

§. 1. Die Approbation darf nur denjenigen Candidatcn crtheilt werden, welche 
die nachstehend beschriebene zahnärztliche Prüfung in allen ihren Abschnitten bestanden 
haben. Kino Ausnahme findet nur statt für den im §. 6. vorgesehenen Kall. 

§. 2. Die zahnärztliche Prüfung ißt vor den für die Prüfungen der Aor/.te be- 
stehenden Commissionen abzulegen, denen für die zahnärztlichen Prüfungen ein practi- 
acher Zahnarzt beiznordnen ißt. 

§. 3. Die Zulassung zur Prüfung ißt bedingt: 

1) durch die Reife für die Pnma eines norddeutschen Gymnasiums oder einer 
norddeutschen Realschule erster Ordnung. Dieselbe ist nachzuwciscn entweder 
durch das Schulzeuguiss oder durch das Zeugnis* einer besonderen Prüfungs- 
Commission bei einer der genannten Unterrichts-Anstalten; 

2) durch zweijähriges Univcrsitätsstudium; 

3) durch den Nachweis practischcr Uobung in den technischen zahnärztlichen 
Arbeiten. 

§. 4. Die Prüfung zerfällt in vier Abschnitte. 

Im ersten Abschnitt hat der C&ndidat einon ihm vorgeführten Krankheitsfall, be- 
treffend eine Affectiou der Zähne oder des Zahnfleisches, des harten Gaumens u. s. w. 
zu diaguosticircn und demnächst ohne Beihülfe unter Clausur eine schriftliche Arbeit 
über tue Natur, Actiologie und Behandlung des Kalles anzufertigen. 

Im zweiten Abschnitt hat der Candidat unter specieller Aufsicht eines Mitgliedes 
der Prüfungs-Commission zehn au» mindestens vierzig durch das Loos zu bestimmenden 
Kragen aus dem Gebiete der Anatomie, Physiologie, allgemeinen Pathologie und The- 
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rapic, HeilniittcUehro mit Einschluss der Toxikologie und der speci eilen chirurgischen 
und dontistischcn Pathologin und Therapie und ohne Benutzung von Hülfsmittelu zu 
beantworten. 

Im dritten Abschnitt hat der (’andidat seine practisoheu Kenntnisse in Anfertigung 
einzelner künstlichen Zähne um! ganzer Zahnreilmn, sowie im ganzen technischen Theil 
der Zuhnarzncikunde und in der Anwendung der verschiedenen Zahninstrumeute an 
einer Leiche oder an einem skclctt irton Kopfe nachzuwoisen. 

Im vierten Abschnitt ist derselbe von wenigstens drei Examinatoren über die 
Anatomie, Physiologie, Pathologie und Diätetik der Zahne, über die Krankheiten der- 
selbe n and des Zahnfleisches, über die Bereitung und Wirkung der Zahnarzneien und 
über die Iudicationen zur Anwendung der verschied eneu Z&hnopcrntionen mündlich zu 
prüfen. 

$. ü. Hinsichtlich der Meldung zur Prüfung, der Zulassung zu den einzelnen 
Prüflings- Abschnitten oder zu Wiederholungen derselben, der Prüfungsprotokolle, der 
Feststellung der (Jensuren und der Veröffentlichung der Namen der Approhirten finden 
die Vorschriften für die Prüfung der Aerzte analoge Anwendung. 

§. 6. Approbirte Aerzte. welche die Approbation als Zahnärzte zu erlangen wün- 
schen, sind der im 3. erwähnten Nachweise ühcrhoben und brauchen uur den ersten, 
dritten und vierten Prüfungs-Abschnitt zu absolviren. 

§. 7. Die Gebühren betragen 5 Thlr. für jeden Prüfungs-Abschnitt. 

4) Diejenigen etc. zahnärztlichen Candidaten, welche vor dem I. October 1871 
zur Prüfung sich melden, haben nur diejenigen Nachweise beizubringen, welche 
nach den Gosetzen ihrer lieimath behufs Zulassung zur ete. zahnärztlichen 
etc. Staatsprüfung erfordert wurden. 

Berlin, den 25. September 1869. 

Der Kanzler des Norddeutschen Bundes. 

In Vertretung: 

Delbrück. 


Zahnärztlicher A p probation sschei d. 


Nachdem Herr aus 

die zahnärztliche Prüfung vor der Kxaminatious- Com- 
mission zu bestanden hat, wird ihm hierdurch 

die Approbation als Zahnarzt 
für das Gobiot des Deutschen Reiches 
in Geniässheit von §. 29. der Gewerbe-Ordung vom 21. Juni 1869 ertheilt. 

Berlin, don 


(I* S.) . 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts - 


und Medicinal - Angelegenheiten. 


2 . Umfang der Praxis. 

Innerhalb ihrer Praxis ist den Zahnärzten das Bereiten und Dispensiren 
der Zahnarzneien gestattet, das Verordnen innerer Mittel ist ihnen untersagt. 

Verf. dos Chefs des Departements der allgemeinen Polizei im Ministerium 
de» Innern vom II. Februar 1812 (Sack). 

Um allen Ausnahmen, welche durch die zu Gunsten der Hofzahnärzte N. und O. 
erlassenen Königlichen Cabinets- Ordres statt find en müssten, zu begegnen, bat das allge- 
meine Polizei- Departement folgende Bestimmungen in Hinsicht der sunimtlicheu hiesigen 
Zahnärzte zu treffen für nöthig erachtet: 

Es steht hinführo den Zahnärzten frei, ihre Zahnpulver. Zahnlatwergen und Zahn- 
tincturen oder sogenannte Mundwasser zur Conservation der Zähne und des Zahn- 
fleisches. da dies mehr Gegenstände des Luxus sind, nicht nur zu dispensiren, sondern 
auch seihst zu bereiten: dagegen sind sie aber verbunden, dem Polizei-Physikus auf 
sein Verlangen, jedoch unter der Verbindlichkeit der Verschwiegenheit, die Ingredienzien 
dazu bekannt zu machen. 

Alle übrigen wirklichen Arzneimittel, deren sie sich zur Heilung der Zahnkrank- 
heiten bedienen wollen und welche niemals innerliche sein dürfen, müssen sic in der 
Regel den Patienten nach Reecpten aus der Apotheke verordnen, können aber zum Ge- 
brauch in dringenden und schleunigen Fällen kleine Vorrät he davon bei sich führen, 
die sie aber aus einer Apotheke entnehmen müssen. Die Zusammensetzung derselben 
ist der Apotheker, der unumgänglichen Control« wegen, dem Polizei-Physikus, weun 
es von ihm verlangt wird, gleichfalls nachzuwoisen verpflichtet. 
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Was endlich das Opium und dessen Präparate, deren sich die Zahnärzte zur Lin- 
derung der Schmerzen häufig bedienen und die sie daher augenblicklich zur Iland haben 
müssen, betrifft, so muss ihnen die Gefahr, welche mit dem Missbrauch dieser Mittel 
verbunden ist, bemerklich gemacht und ihnen daher bei den« Empfang derselben aus 
der Apotheke, sowie bei ihrer Aufbewahrung und Dispensation die grösste Vorsicht und 
Genauigkeit empfohlen, auch müssen sie für alle duren den Missbrauch oder aus Nach- 
lässigkeit entstehende Gefahr verantwortlich gemacht werden. Ew. etc, beauftrage ich 
daher auf Ihre Berichte vom .... unter Zufertigung der dem etc. N. zugehörigen An- 
lago vom . . . ., das Nöthige. an den Polizei- Physikus, wie auch an die s&mmtlichcu 
approbirten wirklichen Zahnärzte hiernach zu erlassen. 

Die Anwendung des Chloroforms ist den approbirten Zahnärzten gestattet. 

Min.-Yerf. vom 29. November 1860 (Lehnert). 

Dem Königlichen Kreisgericht erwiedere ich auf den Bericht vom . . . ., dass cs 
nicht ausführbar erscheint, die Anwendung des Chloroforms als Anästhetieuin nur appro- 
birten Aorzten zu gestatten, da nach der Circular- Verfügung vom 31. August 1850 die 
Verordnung des Chloroforms zu ärztlichen Zwecken den Apothekern auf schriftliche 
Verordnung einor approbirten Medicinalperson erlaubt ist und daher den appro- 
birten Zahnärzten die Anwendung dieses Mittels nicht untersagt werden kann. 

Niederlagen von Zahnarzneien zu errichten ist den Zahnärzten nicht 
erlaubt. 

Min.-Vorf. vom 7. October 1820 (v. Altenstein). 

Wenngleich die Verordnung vom 11. Februar 1812 ausdrücklich bestimmt: dass es 
den Zahnärzten nur nachgegeben werden soll, ihre Zahnpulver, Tincturen und Mund- 
wasser selbst zu bereiten und zu dispensiren, so gehen dennoch hei dem Ministerium 
häufig Anfragen und Gesuche über die Zulässigkeit besonderer Niederlagen dieser Zahn- 
mittel ein. Das Ministerium bestimmt daher, zur Vermeidung von ähnlichen Anträgen, 
in Bezug auf obige Verordnung hierdurch nochmals: dass Niederlagen von diesen Ge- 
genständen um so weniger gestattet werden können, als die Phjrsici die beständige 
Aufsicht darüber führen sollen, die Zahnärzte auch verpflichtet sind, ihnen auf Ver- 
langen die Ingredienzien, deren sic sich dazu bedienen, namhaft zu machen, welches 
nicht geschehen kann, wenn dergleichen Mittel ausser dem Wohnorte des Zahnarztes 
verkauft worden. 

Min.-Verf. vom 20. Juni 1821 (v. Alfenstein). 

Die in dem 41. Stück des Berliner Amtsblattes enthaltene Bekanntmachung vom 
10. November a. pr., wonach cs den hiesigen Zahnärzten untersagt ist , Niederlagen von 
Zahnarzneien ausserhalb Berlin zu halten, soll auch auf alle aus der Fremde eingehen- 
den Zahnarzneion ausgedehnt werden. Die Königliche Regierung hat daher dies zur 
Kenntniss des Publicum« zn bringen und dahin zu sehen, dass Niederlagen von fremden 
Zahnarzneien in Ihrem Departement nicht ferner stattfinden. 

Die Reichs- Verordnung vom 25. März 1872, betreffend den Verkehr mit 
Arzneiwaaren (R.-G.-B1. S. 85.), schließt unter A. Zubereitungen zu Heilzwecken 
von dem Verbot des Feilhaltens und Verkaufs aus: Zahn- und kosmetische Pul- 
ver, kosmetische Pomaden. 

ln Betreff der Anfertigung künstlicher Zähne und des Einsetzens derselben 
ergiug die 

Verf. vom 16. April 1870, betr. die sogenannten Zahnkünstler (Lohnort). 

Auf den Bericht vom .... erwiedere ich Ew. Hochwohlgeboren , dass die Zu- 
lassung des früheren Zinkgiessers N. zu dem von ihm beabsichtigten Gewerbebetrieb 
an den Nachweis der zahnärztlichen Approbation ebenso wenig geknüpft werden kann, 
wie die Zulassung eines Naturarztc» zur gewerbsmässigen Heilung von Kranken an den 
Nachweis der ärztlichen Approbation. Nach der Gewerbe -Ordnung für den Norddeut- 
schen Bund darf der etc. N. ohne Zweifel künstliche Zähne und Gebisse unfertigen und 
auch einsetzen, sobald er Leute findet, die sich dazu hergeben. 

Zweifelhaft kann nur sein, oh er sich Zahnkünstlor nennen darf. Hierüber hat 
nicht die Verwaltungsbehörde, sondern der Richter zu befinden. Eben deshalb alier 
und weil bereits das Reseript vom 6. September 1847 ausspricht, dass die Bezeichnung 
als Zahnkünsüer oder Zahntechniker geeignet ist, den Glauben zu orweckeu, ihr In- 
haber sei eine geprüfte Medicinalperson (§. 147, Al. 3. der Gewerbe- Ordnung), wird 
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die Verwaltungsbehörde wohl thnn, diese Bezeichnungen zu vonneiden, weil der offi- 
cielle Gebrauch derselben geeignet sein würde, eine Einrede zu begründen, falls die 
Staatsanwaltschaft oder die Gerichte in diesen Bezeichnungen einen Verstoss gegen die 
Vorschriften der Gewerbe- Ordnung erblicken sollten. 

Hiernach gebe ich Ew. Hochwohlgeboren die Bescheidung deB etc. N. anheim. 

3. Die zahnärztlichen Gebühren. 

Vergleiche Abschnitt IV. der Taxe vom 21. Juni 1815 (S. 356.) und Rescript 
vom 22. September 1821 (S. 363). 

In allen übrigen, die Ausübung der zahnärztlichen Praxis betreffenden Pnncten 
sind die für die Praxis der Medicinalpersonen erlassenen allgemeinen Bestimmungen 
massgebend. 

4. Staatsbürgerliches Verhältnis. 

Zum Staat und zur Commune steht der Zahnarzt in demselben Verhältnis 
wie der Arzt und Wundarzt. 

Bei der durch die Städte-Ürdnungen ausgesprochenen Exemtion der Aerzte 
und Wundärzte von der Verpflichtung zur Uebernahme städtischer Aemter ist 
der Zahnärzte nicht ausdrücklich Erwähnung gethan. 

Zahnärzte sind nicht gewerbcsteuerpflichtig, auch wenn sie selbst bereitete 
Zahnarzneien innerhalb ihrer Praxis debitiren. 

Verf. des Minist des Inn. und der Fin. vom 25. Docombor 1841 
(v. Rochow. v. Al venslebon). 

Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom . . . erwiedert, dass Zahn- 
ärzte, welche ausserhalb des Polizei-Bezirks ihres Wohnorts ihre Kunst aasüben , auch 
dann keines Gewerbescheines bedürfen, wenn sie von ihnen selbst verfertigte Zahnpulver, 
Tincturen, Kitte u. dcrgl., auch Zahnbürsten an Patienten, die sich deshalb au sie 
wenden und bei ihnen ärztliche Hülfe suchen, verkaufen. 

Treiben die Zahnärzte aber einen offenen Handel mit Zahn-Mcdicainenten, 
so sind sie der Gewerbesteuer unterworfen. 

Verf. des Minist des Innern von» 29. Juni 1842 (v. Bernuth). 

Der Magistrat zu N. hat sich in einem Berichte vom . . . bei dem Unterzeichneten 
Ministerium darüber beschwert, dass die Königliche Regierung ihn hindern wolle, den 
Zahnarzt N. hierselbst welcher mit Zahn - Medicanienten und Utensilien (Zahnbürsten 
u. dgl.) einen offenen Handel treibe, zur Gewinnung des Bürgerrechts anzuhalten. Nun 
kann zwar ein Zahnarzt wenn er bei Ausübung seiner Kunst blns denjenigen Patienten, 
welche sich um persönlich zu leistende Hülfe an ihn wenden, zugleich die weiter nöthigen 
Mittel selbst verabreicht, um deshalb als einer, der ein bürgerliches Gewerbe betreibt, 
nicht angesehen werden. Sehr verschieden hiervon ist aber der offene Handel, welchen 
hiesige Zahnärzte mit dergleichen Mitteln und Utensilien /. u treiben pflegen, indem sie 
von diesen Gegenständen grosse Vorräthe halten und davon für bestimmte Preise Jedem; 
der auch ihre sonstige Hülfe nicht in Anspruch nimmt, das Verlangte verabfolgen oder 
durch ihre Leute verabfolgen lassen. Diese sind daher als Handeltreibende zu betrachten, 
und werden auch nach einer Mittheilung des Königlichen Finanz - Ministeriums der Ge- 
werbesteuer vom Handel unterworfen. 

Wie dieselben hiernach als bürgerliche Gewerbetreibende behandelt werden, so 
kann cs keinem Bedenken unterliegen, sie auch hinsichtlich der Gewinnung des Bürger- 
rechts gleichmäßig zu behandeln, und daher die Verpflichtung, Gewerbesteuer zu zahlen, 
uls ein Zeichen der Verpflichtung, das Bürgerrecht zu gewinnen, anzunchmeu. Die 
Königliche Regierung hat diesem gemäss, wenn Ihr nicht gegen Obiges besondere — zu- 
vörderst anzuzcigcnue — Bedenken beigehen, das Erforderlicho zu verfügen, auch den 
Magistrat zu bescheiden, über den Erfolg aber binnen 14 Tagen zu berichten. 

Die Vergünstigt! og einer Ableistung der Militärpflicht als Nichtcombattanten 
st den Zahnärzten uicht gewährt. 
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III. Die Hebamme. 

1. Erlangung der Qualifieation. 

1. Die Hebammen-Lehranstalten. 

Für einen jeden Regierungs-Bezirk oder auch für mehrere Bezirke, resp. 
für bestimmte Theile derselben besteht eine Hebammen - Lehranstalt. Es giebt 
zur Zeit 22 solcher Anstalten, nämlich in Königsberg, Gumbinnen, Danzig 
mit zwei Cursen, in Berlin für Berlin und den Potsdamer Regierungsbezirk, iu 
Frankfurt für den Frankfurter Bezirk und einen Theil des Liegnitzer Bezirks, 
in Lübben für die Nieder-Lausitz, in Stettin zugleich für das Cösliuer Depar- 
tement, in Greifswald für Neu-Vorpommern, in Posen für die ganze Provinz, 
in Breslau mit zwei Cursen, zugleich für eineu Theil des Liegnitzer Bezirks, iu 
Oppeln für Ober-Schlesien, in Magdeburg, in Wittenberg für den Regie- 
rungs-Bezirk Merseburg, in Erfurt zugleich für einige Kreise des Merseburger 
Bezirkes, in Kiel für die Provinz Schleswig-Holstein, in Au rieh, Celle, Han- 
nover und Osnabrück für die Provinz Hannover, in Marburg für die Pro- 
vinz Hessen-Nassau, in Paderborn mit zwei Cursen für die Provinz Westfalen 
und in Cöln mit zwei Cursen für die Rheinprovinz. 

Die meisten Hebammen-Lehranstalten sind aus Staats - Mitteln dotirt. Die 
zu Lübben und Cöln sind ständische Anstalten. 

Unter dem 31. October 1872 ging bei der Hehammen-Lehranstalt zu 
Cöln die Thätigkeit der bisherigen Verwaltungs- Commission in die ständische 
Verwaltung über. 

Die specielle Leitung und Verwaltung der Anstalt stimmt in ihren wesent- 
lichen Grundzügen mit den übrigen Lehr-Anstalten überein. 

Reglement 

über die Leitung und Verwaltung der Hobammen-Lehr anstalt zu Cöln. 

Zur Ordnung des Ucberganges der Provinzial-Hebammen-Lehr-Anstalt zu Cöln in 
die ständische Verwaltung, so wie der künftigen Leitung und Verwaltung derselben 
wird auf Grund des §. 10. des Allerhöchst genehmigten Regulativs für die Organisation 
der Verwaltung des provincialständiscben Vermögens und der provincialständischen 
Anstalten in der Rheinprovinz vom ‘21. Septomber 1871 (G.-S. S. 4G'0 folgendes Regle- 
ment erlassen: 

§. 1. Die Hebammen - Lehr - Anstalt zu Cöln ist Provinzial- Anstalt und zur Bil- 
dung von Hebammen aus der Rheinprovinz bestimmt. Zur Erreichung des Zweckes 
werden Schwangere den Kaum Verhältnissen der Anstalt entsprechend zur Pflege aufge- 
lioinmen. Die Feststellung der Zahl der etatsmässig aufzuncninenden Hcbntnmeu-Scnii- 
lcrinneu, die VertheUung derselben auf die einzelnen Regierungsbezirke, endlich die otats- 
mässige Feststellung der Zahl der unentgeltlich aufzunehmenden armen, so wie die 
Pensionssatze der zahlenden Schwangeren unterliegt der Beschlussfassung des Provinzial- 
Landtages bei Feststellung des periodischen Anstalts-Etats. Soweit etatsmussige Stellen 
frei sind, tindet die Aufnahme der Hebammen-Schülcrinnen und armer Schwangeren 
ohne Rücksicht auf die hetheiligten Regierungsbezirke und Kreise statt. Im Uebrigen 
werden die Erfordernisse der Aufnahme besonders bestimmt. 

2. Hebammen und Schülerinnen aus anderen Provinzen des prcussischcu Staa- 
tes oder aus dem Auslände können nur insofern zugelassen werden, als dadurch die 
ctatsmässige Zahl nicht überschritten wird und durch sio die Aufnahme von Schü- 
lerinnen aus der Rheinprovinz in keiner Weise beschränkt wird. 

§. 3. Für jede nicht aus der Provinz aufgenommene Schülerin, so wie für jede 
aus der Provinz über die ctatsmässige Zald nach Massgabe des vorhandenen Raumes 
aufgcnorainene Schülerin wird ein vom Provinzial-Landtage zu nonnirendor Pensionssatz 
gezahlt, der vorläufig auf 100 Thlr. per Cursus festgesetzt ist. 

§. 4. Die obere Leitung und Verwaltung der Ilebammen -Lobr- Anstalt geht vom 
I. Januar 1873 ab auf den rrovinzial- Verwaltungsnith und seine Organe nach Maas- 
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gäbe «1er Bestimmungen des Eingangs crwäliuteu Regulativs, so wie der auf Grund der- 
selben ergehenden Geschäfts-Instruction über. 

§. f>. Zur Geschäftstätigkeit des Proviuzial-Vorwultungsrathes und seiner Organe 
gehören hauptsächlich folgende Gegenstände: 

u) Die Entwertung der Etats über die Einnahmen und Ausgaben der Anstalt 
unter Mitwirkung des Direktors. Die Feststellung bleibt dem Provinzial- 
Landtage Vorbehalten. 

b) Die Vorrevision und Prüfung der dahrcsrechuuugen und der über das Inventar 
geführten Listen behufs Eltheilung der Decharge. 

e) Der Umtausch von Grundstücken, die Ausleiliung lind Kündigung von Capi- 
talien, (Zessionen, Pfand-Entsagungen, Anstellung von Processen, der Abschluss 
von Vergleichen, die Bestimmung über die Art der Beschaffung von Verpfle- 
gungs-Bedürfnissen, Genehmigung von Verträgen über dauernde Verpflich- 
tungen der Anstalt, Ober Verpachtung von Grundstücken und über einmalige 
Lieferungen und Leistungen, die «len Betrag von 100 Tliahir übersteigen, so 
wie die Bestimmung über alle Neu- un«l Reparaturbauten und deren Ausfüh- 
rung mit Ausnahme kleinerer Reparaturen bis zu *20 Thlr« ferner die direoto 
Verwaltung der Anstaltsfonds. Contracte über einmalige Lieferungen und Lei- 
stungen an die Anstalt innerhalb der Grenzen des Etats und bis zu 100 Tldr., 
so wie über kleinere Baureparaturen bis zu 20 Thlr. kann der Dircetor selbst- 
ständig ahschlicsscn. 

d) Die Bearbeitung der allgemeinen Angelegenheiten des Instituts, neuer Anord- 
nungen und Reformen, sowie Veränderungen in den Dienst - Instructionen für 
das Anstaltspersonal. 

e) Die Anstellung des lteamtenpcrsonals der Anstalt, mit Ausnahme des Anstalt- 
Directors und der Ober- Hebamme, die Gewährung von Remunerationen an die 
Angestellten und deren Pensionen nach «len bestehenden Pensums- Grundsätzen, 
die Bestimmung über die Aufnahme von Hebammen- Schülerinnen und die de- 
finitive Aufnahme von armen Schwangeren. 

f) Die Feststellung des Jahresberichtes nach Anhörung des Austalta-Directors. 

§. 6. Die speciellc Leitung und Verwaltung der Anstalt in den Grenzen «1er ein- 
zelnen Positionen des Etats ist dom Anstalts-Diroctor anvertraut. Zur Uebersehrcitnng 
einer Etatsposition ist unter allen Umständen die Genehmigung des Provinzial- Verwal- 
tungsrathos erforderlich. 

§. 7. Alles, was auf den Unterricht der liebammen-Sehülcriiinen, so wie auf die 
ärztliche und diätetische Behandlung «1er Schwangeren, Wöchnerinnen und Neugebore- 
nen Bezug bat, wird unter Anfsicbt des Provinzial - Verwaltungsraths ausschliesslich 
durch den Director der Anstalt bestimmt. 

§. 8. Der Aiistalts-Director hat die Verpflichtung, die bei ihrem Eintritt in die 
Lehr- Anstalt oder im Laufe des Unterrichts umjualificirt befundenen Schülerinnen 
zurückzuschicken urul von dem Geschehenen dem Provinzial- Verwaltungsrath ungesäumt 
Anzeige zu machen. Die schwächeren Schülerinnen haben in «ler Regel zwei Lehrcursen 
beizuwohnen. Die Entscheidung hierüber gebührt dem Anstalts-Diroctor. 

§. 9. Zur Bestreitung der kleinen laufenden Ausgaben erhält «ler An stalts- Director 
einen permanenten Cossen- Vorschuss nach Bedürfnis*, bei «lessen V«jrwaltung er sich 
iles Anstaltspersonals nach näherer Anleitung der Dienst-Instructionen bedienen kann. 
Der Anstalts-Diroctor hat die Verpflichtung darauf zu sehen, dass die Verwaltung des 
Gassen Vorschusses in geordneter Weise erfolgt: er leitet und überwacht «lie Anstalt in 
öconomischer Beziehung. 

§. 10. Die Ernennung dos Anstalts-Directors erfolgt durch den Minister der jteist- 
licheu, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten, diejenige dor Obor-Hcbammti durch 
den Anstalts-Director, in beiden Fällen nach Anhörung des Provinzial- Verwaltuugs- 
rathes. 

§. 11. Die Zahl und Gehälter des bei der Anstalt anzustellendcu Personals werden 
durch den Anstalts-Etat bestimmt. Ausser dem Director fungiren wenigstens bei der 
Anstalt: 

If Die Ober-Hobamme und 

2) eine Wirtschafterin. 

Bei börvortretendem Bedürfnisse kann von dein Anstalt* - Director nach singe- 
holtor Zustimmung des Provinzial- Verwalt ungarath es ein besonderer Schreiblehrer auf 
mouatliehe Kündigung angenommen werden. 

1*2. Die hunctionen des Anstaltspersonals werden im Einzelnen durch besondere 
Dienst-lnstrur.tioncu, das Verhalten dor Schülerinnen und Pfleglinge durch die Haus- 
Ordnung geregelt. Die bestehenden Instructionen und die Haus -Ordnung bleiben bis 
auf Weiteres, so weit sie den Bestimmungen des gegenwärtigen Reglements nicht cot- 
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gegeostehen, in Kraft. Die in denselben dem Ober - Präsidium der Rhcinproviuz und 
aon Königlichen Regierungen zugowiesonen Functionen werden durch den Provinzial- 
Verwaltungsrath geübt. 

§. 13. Das Anstaltwpersoual wird, so weit erforderlich, vom Director vereidigt und 
in seine Functionen eingewiosen. Hinsichtlich der Dienstvergehen der Anstaltebcamten 
und deren Bestrafung findet, das Gesetz über die Dienstvergehen der nicht richterlichen 
Beamten vom 21. Juli 1852 (G.-S. S. 465) Anwendung. Zu den Dionstvorgosetzten, 
welche zu Warnungen und Verweisen, so wie zur vorläufigen Untersagung der Aus- 
übung der Anitsverrichtungen berechtigt sind (§. 18. und 54 des Gesetzes vom 21. Juli 
185*2) gehört ausser dem Landtags-Marschall, rosp. dessen Stellvertreter und dem Pro- 
vinzial- Verwaltungsrath auch der Anstalts -Director. Bis zur gesetzlichen Regelung der 
Disciplinarbcfugnisse der ständischen Behörden ist den Anstaltsbeamten die vertrags- 
mässige Verpflichtung aufzuerlegen, sieh für den Fall der Verletzung ihrer Amts- 
pflichten die Festsetzung von Geuibusaeu bis zu 10 Thlr. Seitens des Provinzial- Ver- 
waltuugsrathes und des Landtags-Marschalls, resn. dessen Stellvertreters und bis zu 
3 Thlr. Seitens des Anstalts- Directors und die Einbehaltung solcher Geldbusse aus ihrem 
Gehalte gefallen zu lassen. 

§. 14. Mindestens einmal im Jahre hat der Provinzial - Verwaltungsrath eine 
ausserordentliche Revision der Anstalt zu veranlassen. Von dem Tage dieser Revision 
ist dem Ober-Präsidenten der Rhoinprovinz bohufs Wahrung der staatlichen Ober-Auf- 
sicht zeitige Anzeige zu machen. Bei der Revision der Anstalt ist die Verwaltung in 
allen ihren Thoilcn zu untersuchen, das Invcntarium und dio (JasRC zu rovidiren, und 
jede dio Anstalt betreffende Frage in Erwägung zu ziehen. Das Gesammtresultat dieser 
ausserordentlichen Revision ist in ein Protokoll niederzulegen. 

§. 15. Die ständischen Behörden sind befugt, in Angelegenheiten der Hebammon- 
Lohranstalt die Kreis- und Ortsbehörden zu requiriren. 

§. 16. Mit dem 1. Januar 1873 tritt die seitherige Verwaltung» - Commission der 
Hebammen- Lehranstalt in Cöln ausser Thätigkcit und gleichzeitig das bisherige Ver- 
waltungs-Regulativ ausser Kraft. 

Vorstehendes Reglement wird auf Grund des §. 10. des durch Allerhöchsteu Er- 
lass vom 27. September 1871 genehmigten Regulativs für die Organisation der Verwal- 
tung des provinzialständischen Vermögens und der provinzialständischcu Anstalten in der 
Rheinprovinz (G.-S. S. 460 ul ff.) von uns hierdurch genehmigt. 

Berlin, den 31. October 1872. 

Der Minister des Innern. Der Miuistcr der geistlichen, Uuterrichts- 

In Vertretung und Medicinai- Angelegenheiten. 

Bitter. In Vertretung 

Dr. Achenbach. 

2. Das Hebammen-Lehrbueh. 

Der Unterricht wird in allen Hebammen -Lehranstalten mit Ausnahme 
der Anstalt in Kiel nach dem „Preussischen Hebammen -Bach “ , dem Lehrbuch 
der Gehurtskunde für die Hebammen in den Königlich Preussischen Staaten 
von Dr. J. H. Schmidt, in dritter verbesserter, im amtlichen Aufträge von 
Dr. C. Kauzow bearbeiteten Ausgabe (Berlin, 18GG), ertheilt. Dasselbe wird 
auch den Nachprüfungen der Bezirksliebanimen Seitens der Kreisphysiker zu 
Grunde gelegt. 

Für den in den Anstalten zu Posen und Oppeln abzuhaltendeu Lehr-Cnrsns 
in polnischer Sprache ist die zweite Ausgabe des Hebammen -Lehr- und Frage- 
buchs ins Polnische übersetzt, uud seit dem Cursus 1855-50 eingefübrt worden. 
Das polnische Lehrbuch wird von der Geheimen Kauzlei des Ministeriums gegen 
denselben Preis wie das deutsche bezogen. 

ln Kiel wird der „Unterricht für Hebammen von Professor Michaelis“ noch 
benutzt, von welchem auch eine dänische Uebersetzung im Gebrauch ist. 

Circ.- Verf. vom 1. Februar 1 866, betreffend die Einführung einer neuen 
Ausgabe des Hcbammon- Lehrbuchs (v. Möhler). 

Nachdom das im Jahre 1850 in zweiter Ausgabe erschienene Lehrbuch der Ge- 
buriskiuide für die Hebammen in den Königl. Preussischen Staaten beinahe vergriffen 
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war, liabe ich mit Rücksicht darauf, dass dasselbe nicht mehr vollständig dem gegen- 
wärtigen Standpunkt der Wissenschaft und Praxis entspricht, den Director der Heb- 
am men -Lehranstalt zu Magdeburg. Dr. Ranzow, mit der Ausarbeitung eines Entwurfs 
zn einer neuen Ausgabe des Lehrbuchs auf Grund zahlreicher von mir erforderter sach- 
verständigen Gutachten beauftragt und die Arbeit desselben einer eingehenden com- 
missarisclien Prüfung und Berathung unterwerfen lassen. Die hieraus hervorgegangene 
dritte Ausgabe de* Hebamnicnlclirbuchs, desson zweiter Theil, das Tagebuch, in Wegfall 
gekommen, ist gegenwärtig mit meiner Genehmigung in Druck und Vorlag der hiesigen 
August Hirsch wala’achen Buchhandlung, Unter den Linden Nr. 68., erschienen und 
wird hiermit bei dem Unterricht in den Hebammen-Lehranstalten von dem Beginn des 
nächsten Lehrcursus ab als Lehrbuch eingefülirt Auch bestimme ich, dass die mit den 
Hebammen abzubaltonden Repetitionen so bald als möglich, jedenfalls aber nach Jahres- 
frist nach dem neuen Lehrbuch vorgenommeu werden Die Regierung hat daher nach 
Möglichkeit dafür Sorge zu tragen, dass auch dio bereits apnrobirten Hebammen des 
Bezirks mit der dritten Ausgabe des Lehrbuchs versehen werden und empfehle ich Der- 
selben, wie es 1850 geschehen ist, bedürftigen Hebammen das Buch auf Kosten des 
Hebammen- Unterstützung* Fonds, soweit derselbe diese Ausgabe zu tragen im Stande 
ist, zu überweisen, sonst aber als Theil der den Hebammen jährlich zu bewilligenden 
Unterstützung als Geschenk zukommen zu lassen. 

Der Preis des Lehrbuchs* ist. auf 1 Tlilr. 20 Sgr. festg es tollt und ist dasselbe dafür 
unter den bisherigen Bedingungen, über deren promnte Erfüllung bis jetzt keine Klagen 
erhoben sind, von der genannten Buchhandlung zu beziehen. 

Indem ich der Königl. Regierung anliegend drei Exemplare des Lehrbuchs über- 
sende, von denen das eine für die Bibliothek der Königl. Regierung, die beiden andern 
für die beiden dortigen Hebammen- Lehrer bestimmt sind, veranlasse ich dieselbe, das 
weiter Erforderliche sofort zu verfügen, auch die ungeordnete Einführung der dritten 
Ausgabe des llehammen-Lehrbuchs durch das Amtsblatt zu veröffentlichen. 

Verfügung, betreffend die Anschaffung des llehammen-Lehrbuchs 
Seitens der Kreisphysiker vom 17. März 1866 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom .... erwiedere ich der Königl. Regierung, dass die Kreis- 
Phvsiker, wie alle andern Beamten, sich die zu ihrer Amtsführung erforderlichen Bücher 
aut eigne Kosten anzuschaffen haben, und in Beziehung auf das neue Hebammenlehrbuch 
hiervon eine Ausnahme zu statuiren, durchaus kein Grund vorliegt. 

Die Königliche Regierung hat daher den Kreis-Physikern zu empfehlen, sich bald 
in den Besitz .des genannten Lehrbuchs zu setzen, und ihnen zur Pflicht zu machen, 
seiner Zeit die vorgeschriebenen Repetitionen mit den Hebammen nur unter Zugrunde- 
legung der dritten Ausgabe des Lehrbuchs abzuhalten. 

Vcrf., betreff, den Preis des Hebammcn-Lehrbucbs vom 19. März 1866 

(Lehnert). 

Auf die Anfrage in dem Bericht vom . . . erwiedere ich der Königl. Regierung, dass 
der II i rsch waJd'schcn Buchhandlung hiersei bst bei Festsetzung des Preises von 1 Thlr. 
20 Sgr. für das neue Hebammenlenrbuch eine Verpflichtung zur Bewilligung eines 
Rabatts auch für den Fall der Bestellung einer grösseren Anzahl von Exemplaren nicht 
auferlegt worden ist. Auch ist die geuanntn Buchhandlung zur Lieferung des Lehr- 
buchs für diesen Preis nur bei unmittelbaren Bestellungen Seitens der Königlichen 
Regierungen oder der Dirertoren der Lehranstalten verpflichtet, während bei Bestellungen 
von Privatpersonen oder bei Sortimente- Buchhandlungen der erhöhte Ladenpreis von 
2 Thlr. 15 Sgr. für das Exemplar cintritt. 

8. Di« Heb&mmen-Lehrtöchter. 

Durch die Circ.-Verf. vom C. Januar 1841 (Eichhorn) war bestimmt worden, 
dass keine Lchrtochter zum Hebammcn-Unterricht zugelassen werden sollte, welche 
nicht mit den vorscbriftsinössigen, von einer Commune ihr ertheilten Wahl-Atteste 
versehen war. Die Gewerbe-Orduung vom 21. Juni 1869 machte die Ausbildung und 
Niederlassung als Hebamme nicht mehr allein hiervon abhängig und es erging die 

Circ.-Vorf. vom 2. Juni 1870, betreffend die Stellung der Hebammen. 

(v. Mühle r.) 

Indem ich ein Exemplar der Verfügung ansehliesse (Anlage a.), welche ich nach 
Einsicht der zufolge meines Circular- Erlasses vom 27. Decombcr v. Js. erstatteten Be- 
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richte Aber die künftige Stellung der Hebammen heute erlassen habe, finde ich not big, 
dieselbe mit zwei Bemerkungen zu begleiten. 

Es wird voraussichtlich an Gemeinden nicht fehlen, welche ausser Stande sind, 
die Mittel zur Besoldung einer Bezirks- Hebamme bereit zu stellen. Diesem UeheLtandc 
wird sich theils durch zweckmässige Abgrenzung der Hebammen -Bezirke (§. 5.), thoils 
durch Gewährung von Beihülfen aus dem Hebammen -Unterstützungsfonds •’§. 12.) be- 
gegnen lassen. Immerhin aber bleibt es wünschenswert h, das Interesse der Kreise und 
Provinzen, welches sich schon bisher auf diesem Gebiete mehrfach in sehr anerkennens- 
werther Weise bethätigt hat, da anzuregen, wo die Kräfte der Nächstbetheiligten nicht 
hinreichen, um die erforderliche Zahl von Hebammen zu gewinnen. 

Sodann ist für die Bedingungen des Engagements von Bezirks-llcbammen die 
Existonz zweckmässiger Taxen von wesentlichem Einfluss. Im Anschluss an den §. 80. 
der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1800 wird zwar auch die Bezahlung der Hebammen 
für ihre Dienstleistungen zunächst der Vereinbarung zu überlassen sein. Gleichwohl 
aber wird sich die Festsetzung von Taxen empfehlen. Bei der Verschiedenheit der 
Verhältnisse in den einzelnen Landestheilen ist es nicht ausführbar und auch nicht ge- 
boten, eine allgemein gültige Taxe für die Hebammen zu erlassen. Dagegen beauftrago 
ich die Konigl. Regierung, die Angemessenheit der in Ihrem Verwaltungsbezirk hierüber 
bestehenden Bestimmungen sorgfältig zu prüfen, und sofern ein Bedürfnis, dieselben 
zu ändern, nnzuerkenneu ist, mir den Entwurf einer neuen Taxe für die Verrichtungen 
der Bezirks - Hebammen im dortigen Verwaltungs-Bezirk vorzulegen, um dieselbe auf 
Grund des §. 80. 1. c. festzusetzen. 

Hält die Königliche Regierung die bestehenden Tax bestimm ungon für ausreichend, 
so ist mir dies unter Anführung der danach zu entrichtenden Taxaätze anzuzeigeti. 

Anlage a. 

Allgemeine Verfügung, betreffend die künftige Stellung der Hebammen. 

In Erwäguug, dass die Ausführung des Gesetzes über die Freizügigkeit vom 
1 November 1867 • B -G.-Bl. S. 55. — und dor Gewerbe- Ordnung für den Nord- 
deutschen Bund vom 21. Juni 1860 — B.-G.-Bl. S. 245. — cino Aendcrung und Ergän- 
zung der bisherigen Vorschriften über die Stellung der Hebammen erfordert, bestimme 
ich nach Einsicht der von den Proviiiziallx'hönlen hierüber erstatteten Berichte und auf 
Grund der Verordnung vom 13. Mai 1867 — G.-S. S. 667. — für den gesummten Um- 
fang des Staatsgebietes, was folgt: 

§. 1. Norddeutsche Hebammen, welche ein Prnfungszeugniss einer nach den Ge- 
setzen ihrer Heimath zuständigen Behörde erworben haben, sind innerhalb des preußi- 
schen Staatsgebiets zum Gewerbebetrieb als Hebammen zuzulassen. 

§. 2. Zur Prüfung als Hebammen dürfen in Preussen nnr solche Personen zu- 
gelassen werden, welche entweder in einer prcussischen Hebammen- Lehr- Anstalt oder 
mit Genehmigung der Regierung in einer auswärtigen Hebammen - Lehr- Anstalt einen 
vollständigeu Cursns durcligemacht haben. 

Die Prüfung selbst erfolgt nach Massgabe der §§. 82 — 85. des Reglements vom 
1. December 1825. 

§. 3. Allo Anträge auf Zulassnng zu den inländischen Hebammen-Lehr- Anstalten 
sind an die zuständige Provinzial- Verwaltungs-Behörde zu richten. 

In die inländischen Hebammen-Lehr- Anstalten werden vorzugsweise solche Per- 
sonen als Schülerinnen aufgenommen , welche hierzu von Gemeinden oder Hebammen- 
bezirken präsentirt werden. Ausserdem dürfen, soweit die Verhältnisse des einzelnen 
Instituts cs gestatten. Schülerinnen auf eigene Meldung und auf eigene Kosten, deren 
Festsetzung den Provinzial- Verwaltungs-Behörden überlassen bleibt, aufgenommen wer- 
den. Die auf eigene Meldung aufgenommenen Personen haben sich aber bei Vermei- 
dung sofortiger Entlassung allen für die Schülerinnen der Hebammen- Lehr-Institnte Ihj- 
stchonden Anordnungen zu fügen. 

In beiden Fällen ist die Zulassung abhängig von der Beibringung 

1) eines Kreis-Physikats-Attestes über die körperliche und geistige Befähigung 
der Schülerin. Dieses Attest darf nur solchen Schnleiinuen crtheilt werden, 
wclelie des Lesens und Schreibens kundig sind: 

2) eine« ortspidizeilichen Atteste* über ihren unbescholtenen Ruf: 

8) eines Tauf- oder Geburtsscheins. 

Personen, welche jünger als 20 oder älter als 35 Jahre sind, dürfen als Hebammen- 
Schülerinnen nicht aufgenommen werden. 

Schülerinnen, welche kostenfreie Ausbildung im Institut genossen haben, sind bei 
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Vermeidung «1er Endaltung der auf ihre Ausbildung verwendeten Rosten gehalten, eine 
ihnen von der Provinzial- Verwaltungs-Behörde angewiesene Stelle als Bezirks-Hebamme 
mindestens drei Jahre lang zu verwalten. 

$?. 4. Schülerinnen, welche die Prüfung bestanden haben, erhalten hierüber ein 
Zeugnis* und unterliegen hinsichtlich ihrer Befugnis* zur Niederlassung und zum Ge- 
werbebetrieb als Hebammen innerhalb des preussischen Staatsgebietes keiner gesetz- 
lichen Beschränkung. 

§. 5. Um das Land mit der für Leben und Gesundheit der Bevölkerung noth- 
wendigen Zahl von Hebammen zu versorgen, haben die Provinzial- Verwaltungsbehörden, 
soweit es noch nicht geschehen, bestimmte Hebammen bezirke abzugrenzen und auf 
Grund des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. Marz 1850 — G.-S. S, 2G5. — 
und der Verordnung vom 20. September 18(>7 — G.-S, S. 1529. — anzuordnen, wie 
viele Bezirks -Hebammen mit Rücksicht auf den Umfang des Hebammenbezirks im 
öffentlichen Interesse anzustellen sind. 

§. 6. Zu Bezirks- Hebammen dürfen nur solche Hebammen bestellt werden, welche 
ein von einer preussischen Prüfungsbehörde über die bestandene Prüfung ausgestelltes 
Zeugnis* besitzen. Sie haben, sofern es nieht bereits früher geschehen, vor dem An- 
tritt der Stelle den Hebammeneid zu leisten und sind vermöge ihrer Anstellung nut 
festem Einkommen verpflichtet, die Entbindung zahlungsunfähiger Personen ihres Bezirks, 
sowie die erforderliche Pflege derselben und ihrer neugebornen Kinder unentgeltlich zu 
besorgen. 

7. Die Bezirks- Hebammen suchen unter der Aufsicht der Kreisphysiker, haben 
ein Tagebuch zu führen, von 3 zu 3 Jahren eine Nachprüfung abzulegen und sich bei 
Ausübung ihres Berufs genau nach dem Hebammen-Lchrbuch zu richten. 

§. 8. Die Anstellung der Bezirks- Hebammen steht den, den Hebammenbezirk 
bildenden oder zu einem solchen vereinigten Gemeinden und Gutsbezirken zu. Das 
Nähere hierüber haben die Provinzial -Verwaltungsbehörden unter thunlichstcr Berück- 
sichtigung des Herkommens zu bestimmen. 

9. Die Festsetzung der Annahmebedingungen, sowie die Aufbringung und 
Vertheilung der zur Besoldung der Bezirks - Hebammen erforderlichen Mittel bleibt der 
Einigung der Betheiligten überlassen. 

Verabredungen, welche den Gewerbebetrieb frei pmcticirender Hebammen beein- 
trächtigen, sind unstatthaft. 

Erfolgt die Annahme auf Kündigung, so ist auf Verabredung einer geräumigen 
Kündigungsfrist Betlacht zu nehmen, um bei dem Eintritt der Kündigung die recht- 
zeitige Wiederbesetzung des Bezirks sicher zu stellen. 

§. 10. Ist eine erledigte Stelle drei Monate nach eingetretener Vacanz nieht wieder 
besetzt, so ist die Provinzial-Verwaltnngsbehörde berechtigt, die Stelle unter den von 
ihr zu bestimmenden Bedingungen zu besetzen und die Aufbringung und Vertheilung 
der erforderlichen Kosten aiizuorducii. 

§. 11. Bezirks-Hebammen, welche sich eines unordentlichen Lebenswandels schul- 
dig machen, die Pflichten ihres Berufs verletzen oder bei den Nachprüfungen erhebliche 
Mängel an den erforderlichen Kenntnissen oder Fertigkeiten zeigen, können von der 
Provinzial- Verwaltungsbehörde ohne Rücksicht auf die bei ihrer Annahme getroffenen 
Verabredungen entlassen werden. 

Für das Verfahren sind die Vorschriften der §§. 20., 21. der Gewerbe- Ordnung 
vom 21. Juni 1809 anzuwenden. 

$. 12. Die Hebammen-Untorstützungsfonds dürfen nur zur Unterstützung von Be- 
zirks-Hebammen oder zur Unterstützung solcher Hebammenbezirke verwendet werden, 
welche ausser Stande sind, die Mittel zur Besoldung einer Bezirks- Hebamme auf- 
zubringen. 

$. 13. Alle der gegenwärtigen Verfügung ontgegenstehenden Bestimmungen sind 
aufgehoben. 

Berlin, den 2. Juni 1870. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Mediciruil- Angelegenheiten, 
von Mühler. 

Zu §. 2. dieser Verfügung erging folgende erläuternde Bestimmung. 

Circ.-Verf. vom 2G. October 1870, betreffend die Zulassung zur Heb- 
amme n - P r ü f u n g ( v. Mühler). 

Der §. 2. der allgemeinen Verfügung über di« künftige Stellung der Hebammen 
vom 2. Juni d. J. hat, wie ich der Königlichen Regierung auf den Bericht vom .... 
erwiodere, eine für den beabsichtigten Zweck etwas zu scharfe Fassung erhalten. Es 
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soll durch denselben dafür gesorgt werden, dass die mit der Prüfung der Hebammen 
betrauten Behörden nicht von Personen mit völlig ungenügender Vorbildung überlaufen 
werden und dass solchen Personen nicht ein Anspruch auf Zulassung zur Prüfung 
zugestanden werde. Dagegen hat es nicht in der Ansicht gelegen, Personen, welche 
sieh darüber Ausweisen Können, dass sic eine geordnete Vorbildung für den Beruf als 
Hebamme genossen haben, von der Zulassung zur Hebammen - Prüfung und damit zur 
Betreibung des Hebammen ge werbe* in Prcussen auszuschlicssen. Es kommt hierbei auf 
eine verständige Beurtheilung des conereton Falles an, und ermächtige ich die König- 
liehe Regierung hierdurch, zur Prüfung als Hebamme ausnahmsweise auch solche Per- 
sonen zuzulassen, welche durch ihre Vorbildung, auch wenn dieselbe nicht gemäss §. 2. 
der allgemeinen Verfügung vom 2. Juni d. J. erfolgt ist, hinreichende Gewähr dafür 
bieten, dass sie den m acr Prüfung an sie zu stellenden Anforderungen entsprechen 
werden. 

Bezüglich der von Gemeinden zu wählenden Hebammen - Schülerinnen 
sind noch folgende Verfügungen massgebend. 

Min.-Verf. vom 31. Mai 1862 (Lehnert). 

Ew. Kxeellenz erwiedere ich auf den gefälligen Bericht vom .... ergebenst, dass, 
da die Hebammen keine Gemeinde-Beamten sin«, der §. 56. Nr. 6. der Städto-Ordnung 
für Westfalen vom 19. März 1859 (G.-S. S. 237*) auf die Walil derselben nicht An- 
wendung finden kann. Die Wahl gebührt vielmehr auf Grund der Nr. 8. 1. c. dem 
Magistrat als Vertreter der Stadtgemeinde. wobei die Mitwirkung der Stadt verord- 
noten-Versammlung entbehrlich ist. Hiernach wollen Ew. Kxeellenz gefälligst in dem 
gegenwärtig vorliegenden Falle, event. in künftigen Fällen Entscheidung treffen. 

ln einigen Gegenden von Westfalen wählen die Frauen die zu Bezirks- 
Hebammen bestimmten Frauenspersonen. Als Regel gilt aber, dass der Ge- 
meindevorstand, resp. die Polizei-Behörde die Wahl in die Hand nimmt. 

Min.-V crf. vom- 30. Deeember 1 867 (Lehnert). 

Auf den Antrag dor Königlichen Regierung vom ..... den Kreis- Physikern einen 
grösseren Einfluss bei der Wahl dor Hebammen - Schülerinnen einzuräumen, 
vermag ich nicht einzugehen. Die Bestimmung der Circular- Verfügung vom 6. Januar 
1841 zu 1. a.*), wonach Jede Hebammen- Schülerin ein Physikatszeugniss beizubringen 
hat, gewährt den Kreis-Physikern einen vollkommen ausreichenden Einfluss auf die 
Auswahl der Lchrtöchter. Wenn dieselben in dieser Hinsicht, streng verfahren und 
nicht zu nachsichtig oder oberflächlich zu Werke gehen, so können Fälle, wie die ge- 
rügten kaum Vorkommen, zumal auch als Correctiv den Anstalts-Directoren die Befug- 
nis* zusteht, Schülerinnen, welche ihnen geistig oder körperlich zum Unterricht nicht 
geeignet scheinen, sofort zu entlassen. 

Indem ich mich hiernach nicht bewogen finde, in den nun schon seit 25 Jahren 
bei pflichtmässiger Handhabung Seitens der Kreis -Physiker bewährten Einrichtungen 
behufs der Auswahl der Hebammen-Schülerinnen eine Mndification cintreten zu lassen, 
empfehle ich der etc., es den Kreis-Physikern zur besonderen Pflicht zu machen, dass 
sie mit Gründlichkeit und Gewissenhaftigkeit bei der Prüfung der zum Hebammen- 
Unterrieht sich meldenden Frauenzimmer zu Werke gehen und dabei die Bestimmungen 
der §§. 3. und 4. des Hebammen- Lehrbuchs zum Grunde legen. 

Die von den Kreis-Physikern über die Eigenschaften der Hebammen - 
Lehrtöchter auszustellenden Bescheinigungen sind stempelfrei. 

Verfügung an dio Königl. Regierung zu N. vom 11. Dccombcr 1861 
(Lehnert). 

Auf den Bericht vom .... erwiedere ich der Königlichen Regierung, dass, da 
nach dem Reecript vom 30. Juli 1831 die zur Aufnahme der Lehrtöchter in die Heb- 
ammen- Anstalt erforderlichen Eigenschaften nicht durch Atteste, sondern durch Berichte, 
welche die Königlichen Regierungen von den ihnen untergeordneten Behörden zu erfor- 
dern haben, festgestellt werden sollen, dio Frage gar nicht entstehen kann, ob der- 


*) Die Ciro-Verf. vom 2. Juni 1870 hat hierin nichts geändert- 
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gleichen Atteste stcmpolpflmhtig sind. Gerade der Umstand, das« sie stempelpflichtig 
sein würden, hat zu der in dom Kescript vom 30. Juli 1831 getroffenen Anord- 
nung Veranlassung gegeben. 

Durch die eben erwähnte Verfügung vom 30. Juli 1831 (Altenstein) wurden 
die Königl. Regierungen angewiesen, diejenigen Eigenschaften der sich zur Auf- 
nahme in ein Hebamraen-Lehr-Institut meldenden Frauenspersonen, welche bis- 
her durch Atteste hatten nachgewiesen werden müssen, künftig durch amtlich 
zu erfordernde Berichte der resp. Unter-Behörden feststellen zu lassen. 

Hinsichtlich des Alters der Hebammen - Schülerinnen gilt ceteris pariluis 
noch die Circ.-Verf. vom 29. September 1869 (Lchnert). 

Nach der Verfügung vom 2. Juni 1853 muss meine Entscheidung darüber einge- 
holt werden, ob Frauen, welche «las 30s tc Lebensjahr bereits überschritten, in Aus- 
nalimeffdlen zum Hebammen-Untcrricht zugelassen worden können. Ich will diese Be- 
stimmung dahin mödificiron, dass «lie diesseitige Genehmigung fortan nur einzuholen 
ist. wenn <\s sich in solchen Ausnahmefallen um Frauen handelt, die das 35ste Lebens- 
jahr bereits überschritten haben, ln solchen Fällen hat die Königl. Regierung 
unter gonauer Darlegung «1er Gründe darüber zu berichten, nicht aber 
«lie betreffende Person anzuweisen, die Genehmigung zur Zulassung 
selbst zu beantragen. 

Wenn ich der Königl. Regierung nunmehr überlasse, ausnahmsweise auch 
Frauen zwischen dem 30stcn und Josten Lebensjahr als Hebammen- Schülerinnen zuzu- 
lassen, so setze ich hierbei ausdrücklich voraus, dass die Königl. Regierung unter stren- 
ger Festhaltung des in der Circ.-Verf. vom 6. Januar 1841 ausgesprochenen Grund- 
satzes, wonach Frauen über 30 Jahre in der Regel nicht zum Hebammen- Unterricht 
zuznlassen sin«!, die Dispensation vom vorschrittsmä-ssigcn Alter auf solche Fälle be- 
schränken wird, in denen eine jüngere gleich qualificirtc und mit einem Wahlattest 
versehene Person unter keinen Umständen zu ermitteln ist. 

Zu den nothwendigsten Eigenschaften der Lehrtöchter gehört die Unbe- 
scholtenheit des Rufs und Lebenswandels, weshalb nach der Min.-Verf. vom 
25. Mai 1839 (v. Altenstein) die Zulassung gefallener Mädchen zum Heb- 
ammen- Unterricht für die Zukunft um so weniger zu gestatten ist, als bei der 
immer zunehmenden Zahl zum Hebammen -Unterricht sich meldender, wohlgeeig- 
neter Persönlichkeiten die Möglichkeit eines Falles, in welchem durch ganz be- 
sondere Umstände eine hierbei zu machende Ausnahme gerechtfertigt werden 
würde, gegenwärtig wohl selten eintreten dürfte. 

Eine Ausnahme von der Regel ist daher nur nnter ganz besonderen Um- 
ständen zulässig. 

Min.-Vcrf. vom 31. Mai 1872 (Falk). 

Auf den Bericht vom 16. v. M., die Nichtzulassung gefallener Mädchen 
zum Hebammen - Unterricht hatreffend, orwiodero ich der König!. Regierung, 
dass «lio diesseitige Verfügung vom 25, Mai 18351 noch in Kraft, besieht. 

I)m Regel, gefallene Mädchen vom Hebammen- Unterricht auszusehlicsscn, muss 
im Allgemeinen inassgelmnd bleiben. Eine Ausnahme darin darf nur unter besonderen 
Umständen eintreten. Vorkommenden Kalles ist über die Gründe, aus wehdien die 
Zulassung eines gefallenen Mädchens zum Hebammen-Untcrricht beantragt wird, jedes- 
mal ausführlich zu berichten, bevor «lio Aufnahme in eine Hebaminen-Anstalt sUttnndet. 

Was «lie M. B. betrifft, so liefert ihr bisheriger Lebenswandel den Bo weis, «lass 
ihr die Sittlichkeit um! Unbescholtenheit mangelt, welche man unter allen Umständen 
bei einer Hebamme voraussetzen muss. 

Die Königl. Regierung veranlasse ich daher, gegen die etc. B. auf Grund des 
53. der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 das Verfahren wegen Zurücknahme 
ihres Prüflings- Zeugnisses ein zn leiten und über «lie stattgefundenen Verhandlungen 
seiner Zeit zu berichten. 
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2. Die Prüfung. 

. Prüfung»- Reglement vom 1. December 1825. 

. Von der Prüfung der Hebammen. 

Bildung der Prüfungs-Commission. 

§. 82. Die Prüfung der Hcbammen-Schülorinnon behufs ihrer Approbation wird 
am Ende eines jeden Hebammen • Lehreursus und wo möglich im Locale des König- 
lichen Hcbumnion-Lchrinstitut* vorgenommen. Die Veranstaltung zur Prüfung geht, 
wenn die Anstalt nur für einen Regierungs-Bezirk die Hebammen zu bilden hat, von 
der Regierung, im entgegengesetzten Falle von den betreffenden Königlichen Ober- 
Präsidien aus. 

Die Prüfungs-Commission besteht aus drei Personen, nämlich dem Hebammon- 
Lehrer, dem Regierungs - Medicinalrath , wenn das Institut auf ein Regierungs- Departe- 
ment sieh beschränkt, und aus einem hierzu geeigneten Mitglied«! des im Orte befind- 
lichen Medicinat-Collegii oder ans einoin qualificirtcn Kreispnysikus des Departements. 
Umfasst das Institut mehrere Regierungs-Bezirke, so bestimmen die Königlichen Ober- 
Präsidien die Reihenfolge, in welcher nie verschiedenen Regierungs -Mcdicmalrutbe mit 
dem Hebammen -Lehrer die Prüfungs- Commission bilden sollen: cs ist alsdann nur 
darauf zu sehen, dass einerseits den Mcdicinal- Regiorungsr&thon die Gelegenheit ver- 
schafft werde, sich von Zeit zu Zeit von der Lehrmethode im Institut und der Ausbil- 
dung der für ihren Bezirk bestimmten Hebammen selbst zu überzeugen, andererseits 
aber auch dadurch nicht zu nnnöthigen und häufigen Entfernungen von ihrem Dienst- 
posten und kostspieligen Dienstreisen Gelegenheit gegeben werde. 

Gegenstand und Art der Prüfung. 

§. 83. Der Hebammen - Lehrer übernimmt, besonders den practischcn Theil der 
Prüfung und lasst namentlich die Schülerinnen im Zufühlcn an den nachgebildeten 
Scheiden-Portionen sich versuchen, sowie die Untersuchungen in den Kindeslagen und 
die Wendungsversueho am Phantom vornehmen. 

§. 84. Der übrige Theil der Prüfung ist vorzüglich Sache der übrigen Examina- 
toren und sie haben namentlich die Lehrtöeliter über das, was die Hebammen von dem 
Bau und den Verhältnissen des weiblichen Beckens wissen müssen, sowie über die 
Zeichen und Perioden der Schwangerschaft, über Gefahr drohende Erscheinungen und 
Zufälle, über die wichtigster Geburtsfalle, die herrschenden Vorurtheile, dio Behandlung 
der Wöchnerinnen und neugobornon Kinder n. s. w., und zwar genau nach Anleitung 
des Hebammen-Lehrbuchs ausführlich zu prüfen. Endlich muss auch jeder Lehrtochter 
aufgegeben werden, eine ihr zu bestimmende Stelle im Hebammenbuche vorzulesen, 
wobei zu erforschen ist, ob sic das Gelesene auch gehörig verstanden habe. 

§. 85. Ucber die Prüfung ist ein Protokoll aufzunchmcn und darin zu bemerken, 
über welche Gegenstände sich dieselbe erstreckt hat und welche Manual-Ucbungen vor- 
genommen worden sind. Das Resultat der Prüfung ist am Schlosse zu bemerken. 
Diese Protokolle werden sodann mit den sonstigen Belagen den betreffenden Regierun- 
gen zugesandt, damit in Folge des Rescripts vom 24. September v. J. diejenigen Lehr- 
töchter, welche die Prüfungen zur Zufriedenheit bestanden haben, von den gedachten 
Behörden ihre Approbation und Anstellung erhalten können. 

Das Prüfnogszeiigniss wird von der Prüfungs-Commission ausgestellt 
Nach §. 30. der Gewerbe-Ordnung vom 21. «I uni 1809 bedürfen Hebammen 
eines Prfifungszeugnissos der nach den Landesgesetzen zuständigen Behörde. 

Min.-Vorf. vom 30. Mai 1872, betreffend das P rüfungszeugniss der 
Hebammen (I. V. Sydow). 

Dem etc. N. erwiedere ich auf den Bericht vom . . . ., dass nach §. 30. Alin. 2. 
der Gewerbe-Ordnung vom 2t. .Juni 186H die Hebammen eines Prüfungszeugnisses der 
nach den Landesgesetzen zuständigen Behörde bedürfen. Diese Bestimmung hat in 
8. 2. der allgemeinen Verfügung vom 2. Juni 1870, lietroffend die künftige Stellung der 
Hebammen, Ausdruck gefunden. Hiernach erhalten dio letzteren nicht mehr eine Appro- 
bation, sondern ein Pnifungszougnisa. welches von der Prüfungs- Commission für Heb- 
ammen auszustellen und zu dessen Beglaubigung die Beschaffung eines Siegels durch 
die nllogirte Verfügung vom 15. Juni 1871 genehmigt worden ist. Diese Verfügung ist 
nur au diejenigen Regierungen ergangen, zu deren Verwaltung eine Hebammen - Lehr- 
anstalt gehört, und wird in einem Druekexemplar (Anlage n.) nachrichtlich mitgetheilt. 

Das qu. hat sich daher für die Folge der Ertneilung von Approbationen an Heb- 
ammen zu enthalten. 

Medicinftl-Wneu. qq 
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Anlage a. 

Min.-Verf. vom 15. Juni 1871 (I. A. Knork). 

Auf Jen Bericht vom 9. v. M. ermächtige ich hiermit die Königliche Regierung, 
ein Siegel für die Prüfung»* Commission für Hebammen und Formulare zu Prüfung»* 
Zeugnissen anfertigen zu lassen. 

3) Die Vereidigung. 

Hinsichtlich der Vereidigung der Bezirk »-Hebammen vergleiche §. 6. der 
Allgemeinen Verfügung vom 2. Juni 1870. Frei practicirende Hebammen sind 
nicht zu vereidigen. Nach der Circ.-Verf. vom 20. Deceraber 1800 (S. 332*) be- 
wendet es hinsichtlich der Vereidigung der Hebammen bei den bestehenden Be- 
stimmungen. 

Diese Bestimmungen sind in den nachstehenden Verfügungen normirt. 

Circ.-Vorf. vom 9. Juli 1849 (v. Laden borg). 

Durch Circular- Verfügung vom 18. Juli 1840 ist bestimmt worden, da»» für die 
Vereidigung s&mmtlichor Classon der Medicinal-Personcn die in dem Allerhöchsten Er= 
las» vom 6. November 1833 vorgeschriebene Form des Dienst - Eides an zu wenden sei. 
Demgemäss ist seitdem auch in den meisten Regierungs-Bezirken bei Vereidigung der 
Hebammen verfahren. Es ist jedoch seitdem mehrfach und neuerdings aus Veranlas- 
sung der jetzt veranstalteten Revision dos Lehrbuches der Geburtskunde für die Heb- 
ammen in den preussischen Staaten der Wunsch ausgesprochen, dass dio Hebammen 
fortan wieder nach der früher üblich gewesenen Norm, wie solche §. 400. S. 212 und 
213 des gedachten Lehrbuches abgedruckt ist. mochten vereidigt werden. Dafür wird 
insbesondere geltend gemacht, dass für die Fassungskraft und die Bildungsstufe der 
Hebammen die allgemein gehaltene Form des Dienst-Eides nicht genüge, es vielmehr 
rathsam sei, den Hebammen durch den von ihnen zu leistenden Kid die Hau nt pflichten 
ihres Berufes zu vergegenwärtigen und ihr Gefühl mehr, als es durch den allgemeinen 
Dienst-Eid geschehen kann, in Anspruch zu nehmen. Auch wird darauf Gewicht ge- 
legt, dass die Hebamme durch einen spcciellen Kid, wenn derselbe im Lehrbuch Auf- 
nahme gefunden, wiederholt an die Verantwortlichkeit, welche ihr obliegt, und an das 
vor Gott abgelegte Gelübde erinnert wird. 

in Anerkennung der Erheblichkeit dieser Motive bestimme ich hierdurch , dass 
fortan die Hebammen nicht nach der für Dienst -Eide vorgeschriebenen, sondern nach 
der Seite 212 und *213 des Lehrbuchs quaest. angeführten Eidesnorm vereidigt werden, 
und veranlasse die Königlichen Regierungen, hiernach künftighin zu verfahren. 

Dieselbe lautet: 

Ich N. N. schwöre hiermit zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden einen 
wahren körperlichen Eid, dass ich meine Pflichten und Handlungen in dem mir an ver- 
trauten Hebammondienste als eine gewissenhafte Christin bei allen dahin gehörigen Vor- 
fällen treu und sorgfältig verrichten, ohne alle Nebenabsichten handeln, und Niemandem 
vorsätzlich nachthcHig sein will: vielmehr gelobe ich, durch meinen Beistand den Ge- 
bärerinnen alle mögliche Hülfe zu leisten, sie nicht zur Arbeit vor der Zeit anzustrengen, 
sondern behutsam mit denselben zn verfahren und sin nebst ihren jungen Kindern so 
lange bestens zn verpflegen, als es mir zukommt, insonderheit allen Fleiss, alle Sorg- 
falt, Mühe und Arbeit, so viel möglich, sur Erhaltung sowohl der Mutter als des Kindes 
anzuwenden, dabei den Armen so gut als Reichen, wenn ich gefordert werde, gleich 
willfährig und nicht säumig zu sein, und keine in der Arbeit Wgriffene Frau zu ver- 
lassen oder zu versäumen, weshalb ich mich auch den von Sr. Königlichen Majestät von 
Prcusson etc., meinem allergnädigsten König und Herrn, in der Hebammen - Instruction 
vorgesehriebenen Verludtungsregcln willig zu unterwerfen und dieselben jederzeit fcst- 
znhaiten verspreche, wie es einer getreuen, sorgfältigen und gewissenhaften Hebamme 
ziemet und gebühret. So wahr nur Gott helfe durch Jcsum Christum (und sein heiliges 
Evangelium). Amen. 

ln Beziehung auf die hierin erwähnte Instruction erging die 
Circ.-Verf. vom 6 . März 1856 (v. Raumer). 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom .... dass eine Aller- 
höchst genehmigte, für alle Provinzen erlassene Instruction für die Hebammen auch in 

*) S. 332 ist 23. Dccbr. ein Druckfehler. 
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den Acten des Ministeriums nicht enthalten ist, auch, wenn sie vorhanden wäre, als 
durch die allgemeine Einführung des Hcbammenbuches ausser Kraft gesetzt zu betrachten 
sein wurde. Da dies bei der Redaction der zweiten Ausgabe des gedachten Hebammen- 
buche übersehen wurden und iu Folge dessen die Hinweisung auf eine solche Instruc- 
tion in den Hebammen- Eid aufgenouunen ist, so wird bei einer neuen Ausgabe für eine 
Berichtigung dieses Irrthums gesorgt werden. Einstweilen sind bei der Vereidigung 
der Hebammen aus der Seite 180*) des Lehrbuches vorgeschriebenen Eidesnorm die 
Worte: 

* weshalb ich mich auch den von Sr. Königlichen Majestät vou Preussen etc., 
meinem allergnädigsten König und Herrn, in der Hebammen- Instruction vor- 
geschriebenen Verhaltungsregeln willig zu unterwerfen und dieselben jeder- 
zeit festzuhalten verspreche.“ 

wegzulassen und demgemäss die betreffenden Behörden mit Anweisung zu versehen. 

Das Vereidigungs - Protokoll unterliegt dem tarifraässigen Stempel von 
15 Sgr. 

Den Unterschied zwischen frei practicirenden und Bezirksbebammen hebt 
besonders hervor die 

Min.-Verf. vom 21. Februar 1871 (I. V. Lohnert). 

Für die Beantwortung der in dem Bericht vom .... aufgeworfenen Fragen ist 
die Unterscheidung zwischen frei practicirenden Hebammen und Bezirks-Heb- 
ammen von wesentlicher Bedeutung. 

Das Verhältnis« der erstoren ist in der Hauptsache vom Stnndpuncto des erlaubten 
Gewerbebetriebes zu heurthoilen. Sie haben, wie aus den §§. 1. und t». der allgemeinen 
Verfügung vom 2. .Juni v. J. zu entnehmen, keinen Eid zu leisten und haben keinerlei 
Verpflichtung, den an sie ergehenden Aufforderungen zur Uülfeleistung bei Entbiudungeii 
zu folgen. 

Anders stehen die Bezirk shehn m mon. 

Zwar ist auch für sie die Strafbestimmung im §. 200. des früheren Strafgesetzbu- 
ches durch §. 144. Abth. 2. der Gewerbe - Ordnung vom 2i. Juni 1800 aufgehoben 
worden. Die besondere Stellung aber, welche den Bezirkshebammen durch die allge- 
meine Verfügung vom 2. Juni v. J. angewiesen worden ist und die namentlich in den 
§§. 5., 6., 7., U. dieser Verfügung Ausdruck gefunden hat, begründet für sie besondere 
Rechte und besondere Pflichten. Für die Ausübung ihrer berufsmässigen Thätigkeit 
sind die Verpflichtungen des Hebammen- Lehrbuches bindend, vermöge dessen sic die 
Verpflichtung haben, ihre Hülfe zu leisten, wo dieselbe begehrt wird. Die Verweige- 
rung dieser Hülfe wäre eine Verletzung der Berufspflieht, welche nach 11. der Ver- 
fügung vom 2. Juni v. J. die Entlassung aus der Stellung als Bczirkskobanune zur 
Folge haben könnte. 

Dieser besonderen Stellung der Bezirkshebanimen entspricht auch die im §. fl 1. e. 
vorgeschricbeno Vereidigung. Die Bedenken , welche der Bericht gegen die übliche 
Fassung des von den Bezirkshebammen zu leistenden Eitles erhebt, thoilo ich nicht, da 
der durchgängig geringe Bildungsstand der Hebammen eine gewisse Specialisirung der 
durch den Ein übernommenen Pflichten rechtfertigt. 

loh finde hiernach keine Veranlassung, die Eidesnorm für dio Bezirkshebanimen zu 
ändern. 

4. Die Ausübung der Praxis. 

Die für die nicht beamteten Medicinal-Personen hinsichtlich der Ausübung 
der Praxis bestehenden allgemeinen Vorschriften und Bestimmungen sind ceteris 
paribas auch für die Hebammen massgebend. 

L Die Niederlassung. 

Hebammen, welche auf eigene Kosten und eigene Meldung aasgebildet wor- 
den sind, sind in der Wahl des Ortes ihrer Niederlassung unbeschränkt. Vor 
der Niederlassung haben die Hebammen nach §. 14. der Gewerbe- Ordnung der 
Gemeinde -Behörde des betreffenden Ortes und der zuständigen Polizeibehörde 

*) ln der dritten Ausgabe des Lehrbuchs S. 207. 
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(resp. dem Kreisphysikus) davon Anzeige zu machen und ihre Qualification durch 
das Prüfungszeugniss nachzuweisen. 

Schülerinnen, welche auf Kosten einer Gemeinde unterrichtet worden sind, 
sind nach §. 3. der Circ.-V T erf. vom 2. Juni 1870 verpflichtet, die von der Pro- 
vinzial-Behörde ihnen angewiesene Stelle als Bezirkshebamme mindestens 3 
Jahre lang zu verwalten. 

Ihre Anstellung steht nach §. 8. der genannten Circ.-Verf. den den Heb- 
ammenbezirk bildenden oder zu einem solchen vereinigten Gemeinden und Guts- 
bezirken zu. Das Nähere hierüber haben die Provinzial - Venvaltnngs - Behörden 
unter thunlichster Berücksichtigung des Herkommens zu bestimmen. Sie haben 
über die Ausführung ihres Berufes ein Tagebuch zu führen und stehen unter 
Aufsicht des Kreisphysikus. Von 3 zu 3 Jahren haben sie eine Nachprüfung 
abzulegen, welche nach der Verf. vom 17. März 1866 (S. 418.) unter Zugrunde- 
legung der dritten Ausgabe des Hebammen-Lehrbuches zu bewirken ist. 

Das Tagebuch enthält folgende Rubriken: 

1) laufende Nummer. 

2) Jahr und Tag der Geburt. 

3) Name, Alter Stand und Wohnort der Gebärenden. 

4) Dio wievielste Niederkunft der Entbundenen. 

5) Geschlecht des oder der Kinder. 

6) War die Geburt unzeitig, frühzeitig, zeitig oder überzeitig. 

7) Art der Entbindung. 

a) Lage des Kindes (und der Nachgebnrtat heile). 

b) Ob und welche besondere Zufälle vor, während und nach der Ge- 
burt stattgehabt. 

c) Ob und welche Kun*thülfe und von wem dieselbe geleistet wurde. 

8) Erfolg. 

a) Für die Mutter. 

b) Für das Kind. 

9) Besondere Bemerkungen der Hebamme. 

10) Bemerkungen des bei der Geburt anwesenden Geburtshelfers. 

a) Ueber den Gebnrtsverlauf. 

b) Ueber das Benehmen der Hebamme. 

Der §. 53. der Gewerbe -Ordnung und namentlich Absatz 2. desselben ist 
auch für Hebammen massgebend. 

§. 53. Die in dem §. 29. bezeichnctcn Approbationen können von der Verwaltungs- 
Behörde nur dann zurückgenommen werden, wenn die Unrichtigkeit der Nachweise 
dargethan wird, auf deren Grund solche ortheilt worden sind. 

Ausser aus diesem Grunde können die im §. 30. bezeichnctcn Genehmigungen 
und Bestallungen in gleicher Weise zurückgenommen werden, wenn aus Handlungen 
oder Unterlassungen des Inhabers der Mangel derjenigen Eigenschaften, welche bei der 
Ertheilung der Genehmigung oder Bestallung nach der Vorschrift dieses Gesetzes vor- 
ausgesetzt werden mussten, klar erhellt. Inwiefern durch die Handlungen oder Unter- 
lassungen eine Strafe vermerkt ist, bleibt der richterlichen Entscheidung Vorbehalten. 

Min. -Verf vom 8. Juli 1873 (I. A. Greif). 

Der Königl. Landdrostei zu N. eröffne ich auf die Anfrage in dem Berichte vom 
. . . , dass bei der Entlassung von Bezirkshebammen nach den Vorschriften der §§. 20. 
und 21. der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 ebenso zu verfahren ist, wie es sub 
Nr. 60 pp. der Ausführungsanweisung über das Verfahren bei Entziehung einer cr- 
thoilten Approbation, Concession, Erlaubnis», Genehmigung oder Bestallung vor- 
geschriehcn ist. 

Aus dem Strafgesetzbuch kommen für die Hebammen dieselben Bestim- 
mungen in Betracht, wie für deu Arzt und sind daher die S. 349. bereits luit- 
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geteilten §§. 168., 3G7. Nr. 1., 174. Nr. 3., 222., 230., 231., 332. und 360. hier 
nur zu erwähnen. 

Jede Frauensperson, welche gewerbmässig die Geschäfte einer Hebamme 
verrichtet, ohne ira Besitze des gemäss §. 30. der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 
1869 erforderlichen Pröfungszeugnisses zu sein, ist nach §. 147. Nr. 1. I. c. 
straffällig. 

Circ.-Vorf. vom 20. Februar 1871 an sämmtlichc Königl. Regierungen etc., 
betreffend die Befugniss zur gewerbsmässigen Betreibung der Geschäfte 
einer Hebamme. (I. V. Lchncrt.) 

Die Königliche Regierung erhält in der Anlage eine Abschrift der Entscheidung 
des Königl. Obcrtribunals, vereinigte Abtheilungen des Senats für Strafsachen vom 
0. v. Mts., » 

wonach eine Frauensperson, welche gewerbsmässig die Geschäfte einer Heb- 
amme ohne das hierzu erforderliche rrüfungszougniss verrichtet, nach §. 147. 

* Nr. 1. der Bumlos-Gewerb -Ordnung zu bestrafen ist, 
zur Beachtung dieses Grundsatzes und mit dem Anheimgehen, den letzteren in geeig- 
neter Weise zur öffentlichen Kenntnis« zu bringen. 

Anlage. 

Im Namen des Königs! 

In der Untersuchung wider die Wittwe B. zu Abbau-T. auf die Nichtigkeits- 
beschwerde des Königlichen Ober- Staatsanwalts zu Cöslin hat das Königl. Ohertnbunal 
in den vereinigten Abtheilungen des Senat« für Strafsachen in der Sitzung vom 
9. Januar 187 1 , au welcher Tueil genommen haben als Richter etc , nach vor- 

gängiger mündlicher Verhandlung für Recht erkannt: 

dass das Erkenntniss des Criminalsenats des Königlichen Appellationsge.ricbts 
zu Cöslin vom 18. Juni 1870 zu vernichten und aie Sache zur anderweite» 
Verhandlung und Entscheidung an dasselbe zurück zu verweisen. 

Von Rechts wegen. 

Grunde. 

Beide Vorderrichtcr haben auf Grund des Geständnisses der Angeklagten Wittwe 
B. t hat sächlich fest gestellt: 

dass dieselbe, ohne anprobirt zu sein und eine polizeiliche Conccssion zu 
besitzen, seit Weihnachten 1869 in mehreren Fällen Hebannnenpfuscherci 
betriobon und dafür Geschenke als Belohnung angenommen hat. 

Der Polizoirichter zu B. hat sie deshalb wegen Gewerbecontravcntion aus den 
§$. 30. und 147. der Bundes-Gewerbeordnuog vom 21. Juni 1869 zu 4 Wochen Gefäng- 
nis« vcrurtheilt, das Appellationsgericht zu Cöslin aber auf ihren Recurs freigesprochen. 
Gegen dieses Erkenntnis hat der Oberstaatsanwalt mit Ermächtigung des Herrn Justiz- 
ministers die Nichtigkeit»heschw r crdc eingelegt und der Herr General- Staatsanwalt mit 
gleicher Ermächtigung die Entscheidung darüber durch die vereinigten Abtheilungen 
des Senats für Strafsachen beantragt. 

Der Oberstaatsanwalt zu Cöslin sucht die Verletzung des §. 147, der Gewerbe- 
ordnung vom 21. Jnni folgendormassen auszuführon: 

mit Rücksicht auf die Ueberschrift zu §§. 29. ff. sei nach §. 30. Alin. 3. da- 
selbst unzunehmen, dass Hebammen zu denjenigen Gewerbetreibenden gehören, 
welche oinor besonderen Genehmigung bedürfen und der Strafvorschrift 
des 8. 147. Nr. 1. somit unterliegen. Hätte sich der §. 30. nur auf Hebammen 
bezienen sollen, welche sich als approbirte Hebammen bezeichnen wollten, so 
wäre §. 29. der Ort dazu gewesen, und insbesondere würde es nahe gelegen 
haben, solches wie bei den Aerzten auszudrücken. Dagegen finde sich die 
betreffende Vorschrift in einem neuen Paragraphen mit denjenigen über die 
Privat-Kranken- und Entbindungsanstalten zosam mengestellt and es spreche 
schon diese Absonderung von den Vorschriften über die Aerztc dafür, dass 
das Gesetz die durch Frauenspersonen gewerbsmässig betriebene Geburts- 
hülfe anders und ständig habe normiren wollen. Ebenso aber auch die Ent- 
stehungsgeschichte der §§. 29.. 30. Nach §. 29. des Entwurfs hätten Acrzte etc. 
einer Approbation bedurft, nach §. 30. desselben Ueilgehülfen und Heb- 
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ammen eines Prüfungszeugnisses. Bei der zweiten Berathung habe §. 30. seine 
jetzige Fassung erhalten um! sei das Erforderniss des Prüfungszeugnisses nur 
der Heilgeh Olfen weggefallen. Hieraus gehe klar hervor, dass die Bestim- 
mungen in Betreff der Aerzto im weiteren Sinne einerseits und diejenigen in 
Betreff der Heilgehülfen und Hebammen andererseits aus einer völlig ver- 
schiedenen Beurtneilung entstanden und die Vorschriften über die Geburts- 
helfer in §. 29. auf die Leistung der Gokurtshülfe durch Frauenspersonen 
unanwendbar seien. Insbesondere habe die Bestimmung in Betreff der Heb- 
amme im Entwurf«^ gerade so, wie jetzt im Gesetze, gelautet, obwohl die jetzige 
Bestimmung in Betreff der Aerztc im Entwürfe sich nicht vol’gefunden, und 
es sei hiernach nicht anzunehmen, dass sich §. 30. auf diejenigen Frauens- 
personen beziehen solle, welche sich für Hebammen ausgeben. Endlich 
Hessen sich auch innere Gründe für die Verschiedenheit der Behandlung der 
Geburtshülfe durch Männer oder Frauen an fuhren; denn Männer, welche nicht 
eine Approbation als Geburtshelfer besitzen, nahmen höchst selten, Frauen 
häufig gohurtshüldicho Handlungen vor. 

Die Nichtigkeitsbeschwerde ist der Angeklagten mitgctheilt und eine Beantwortung 
derselben mit dem Anträge, sic zu verwerfen, erfolgt. Die wiederholte Prüfung des 
Unterschiedes, welchen die Gowerbegesetzgobung in Preussen stets zwischen Aerzten 
und Hebammen gemacht und in die 29. und 30. der Gewerbeordnung für den Nord- 
deutschen Bund vom 21. Juni 1869 übertragen hat, führt jedoch zu der Ucberzeuguiig, 
dass die Anwendung der Bestimmungen über die Aerzto in §. 29. auf die Hebammen 
unzulässig ist. 

Schon das Edict vom 2«. October 1810 8. 21. hielt in der Aufzählung der Gewerbe, 
zu deren Ausübung ein Nachweis über den Besitz der erforderlichen Eigenschaften ge- 
boten war, die Aerzto und Wundärzte aller Art (Nr. 2.) und die Hebammen (Nr. 10.) 
weit auseinander. Das Gesetz vom 7. September 1811 erforderte in §. 89. als Bedingung 
der Ausübung des Geschäftes von „Aerzten lind Wundärzten aller Art“, Apothekern ct«i. 
«'in Zeugnis» der Provinzial -Regierung, Hess aber in §. 90. den Hebammen einen Gewbrbe- 
schoin auf Grund eines Erlaubnisscheins des Kroisphysikus ertheilon und verlangte in 
$. 91. für Privat-Irren- und Krankenhäuser die Genehmigung dis Allgemeinen Polizei- 
Departements. 

Nach §. 42. der AUgem. Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 bedurften Aerzto, 
Wundärzte etc., Geburtshelfer, Apotheker uud Unternehmer von Privat- Kranken- An- 
stalten eine ministerielle Approbation und erst nach Behandlung der Erziehungs-An- 
stalten und Baumeister (§§. 43., 44.) werden in §. 45. hinter den Seeschiffern, Bauhaud- 
werkern etc. dio Hebammen in einem Satze mit den Bandagisten und Verfertigten chir- 
urgischer Instrumente zusammengestellt und für Alle ein Rcf&higungszeugnis» der Re- 
gierung erfordert. §. 40. daselbst ertheilt den Ministerien die Befugnis*, aio in §§. 44. 
und 45. genannten Gewerbetreibenden auch ungeprüft zu Gewerbehandlungen zuzulassen 
oder von der vorgeschriebenen Prüfung zu «»ntbinden. Der §. 2. des sogenannten Noth- 
gewerbegesetzes für den Norddeutschen Bund vom 8. Juli 18(58 ist hinsichtlich des 
Unterschiedes zwischen Aerzten und Hebammen zwar von keiner besonderen Bedeu- 
tung, hält ihr Gewerbe aber «loch auch auseinander unter den Ausnahmen von der 
Regel, dass es keines Befähigungsnachweises mehr für den Betrieb eines Gewerbes 
bedürfen solle. Wie dieser Paragraph auszuführen, blieb der neuen Gewerbe-Ordnung 
Vorbehalten und ist iu den 29. und ff. derselben bestimmt. Aus derselben und ihrer 
unmittelbaren Entstehung crhellot nun unzweifelhaft, dass hier so wenig, wie in allen 
früheren Gewerbegesetzen, Aerztc, einschliesslich der Geburtshelfer einerseits und Heb- 
ammen andererseits, unter einen und den nämlichen Begriff gebracht, mit anderen Wor- 
ten, dass die Hebammen den in §. 29. gedachten Medicinal- Personen keineswegs 
gleich behandelt sind. 

Der §. 29. des von der Bundes-R«igierung vorgclegtcn Entwurfs unterschied sich 
am Eingang«» von §. 42. der Gewerbe-Ordnung von 1845 dadurch, dass er die Wund- 
ärzte, Augenärzte und Geburtshelfer gar nicht besonders erwähnte, und zwar, weil 
man beabsichtigte, Approbationen für Special -Acrzte nicht zu ertheilon. (Motive 
Seite 117). Die Geburtshelfer wurden also stillschweigend den „Aerzten* heigezänlt und 
sollen einer Approbation auf Grund eines Nachweises ihrer Befähigung bedürfen. 

Dagegen wurden die Hebammen und dio im Entwürfe daneben genannten Ileil- 
gehülfen, gleichwie die zuerst hinter §. 29. genannten Unternehmer von Kranken- 
Anstalten nicht zu den Aerzten gezählt, was in den Motiven zu §. 30. des Entwurfs 
ausdrücklich gesagt ist, und für sie erforderte man nur ein Prüfungs-Zcugniss der 
nach «len Landesgcsetzeu zuständigen Behörde. 

Die Verrichtungen der Hebammen und Heilgohülfen werden in den Motiven als 
einander ähnliche „Dienstleistungen* untergeordneter Art betrachtet, und von dem Be- 
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griffe der Geburtshelfer als Aerzte ausgeschlossen. Sie erfuhren, wie von jeher, eine 
andere Behandlung iu der Gewerbe- Ordnung; sic blieben Gewerbetreibende ausser 
den in $. 29. bezeichneten Medicinalpcrsonen, welche die Geburtshelfer in einem engem 
technischen Sinne umfasste. Hieran hat auch das Gesetz, indem es dio Heil^hülfen 
strich, hinsichtlich der Hebammen nichts geändert. Das Amendement, woraus der jetzige 
§. 29. entstanden ist (Aktenstück Nr. 86.), kennzeichnete durch seine Parenthese oie 
Geburtshelfer noch deutlicher, wie der Entwurf, als Aerzte, und die ganze Discussion 
im Reichstage bewegte sich um diese allein zu den §§. 29 und 30.; der Hebammen 
wurde dabei gar nicht gedacht, und cs fiel keinem der Redner ein, dieselben dem ärzt- 
lichen Stande beizuzählen, für welchen der eben gedachte Abünderungsantrag die 
Approbation in Wegfall bringen wollte, in so fern die betreffenden Personen bei Aus- 
übung der Heilkunde sieh nicht als .Aerzte“ (Wundärzte, Geburtshelfer etc.) oder mit 
glciehDedeuteuden Titeln bezeichneten, oder amtlich anerkannt werden sollten. Unter 
den „gleichbedeutenden Titeln“ konnte man aber nicht die Bezeichnung „Hebamme“ 
verstehen, da der Abänderungsvorschlag lediglich den Artikel 29. betraf, von den Heb- 
ammen aber erst in Art. 30. und erst hinter den Unternehmern von Kranken- Anstalten etc. 
dio Rede war und dessen Bestimmung über dio Hebammen mit keiner Silbe bemängelt 
wurde (Actenstück 86. und stenographischer Bericht Seite 346). 

Die Frage, ob man nach Abänderung des §. 29. dos Entwurfs nicht auch den 
6. 30. desselben hinsichtlich der Hebammen folgerichtig hätte ändern sollen, hat das 
Richteramt nicht zu untersuchen: genug, dass letzterer (abgesehen von der Auslassung 
der Heilgehülfen) nicht abgeändert, worden und keine Andeutung darüber zu finden ist, 
dass die Factoren der Gesetzgebung denselben andern wollten. Die Folgerung, weil 
nach §. 29. die Heilkunde durch Aerzte einschliesslich der Geburtshelfer ohne Appro- 
bation ausgeübt werden kann, wenn sic sich den Titel „Arzt“ nur nicht beilegen, so 
muss auch das Gewerbe der Hebammen ohne Prüfungszouguiss nach §. 30. ausgeübt 
werden dürfen, ist vom Gesetzgeber nicht gezogen worden und beruht keineswegs auf 
logischer Nothwendigkeit. 

Denn es lassen sich sehr wohl Gründe denken, weshalb das Gesetz keinen Unter- 
schied zwischen Frauen macht, welche gewerbsmässig Hebammendienste verrichten, d. i. 
thatsächlich Hebammen sind und sich nur nicht selbst geradezu so nennen, gleichwohl 
die Bestimmung des §. 29. hinsichtlich der Aerzte getroffen hat. 

Da die ganze Geschichte der Go Werbegesetzgebung die Gleichstellung der Aerzte 
und Hebammen von sich gewiesen hat, so lasst sio sich aus §. 29. der Norddeutschen 
Gewerbe-Ordnung unmöglich in den §. 30. hineintragen. Schlechterdings unstatthaft ist 
die Annahme, als hätten Bundes- Regierung und Reichstag bei der Discussion und 
Sanctiou des §. 30. unabsichtlich vergossen, nie beschlossene Acnderune des §. 29. auf 
die Hebammen auszudehnen, während doch beide Paragraphen specieu in’s Auge ge- 
fasst und die Heilgehülfen aus §. 30. entfernt wurden. 

Das Belassen des Wortlauts und des damit verbundenen Sinnes des Entwurfs hin- 
sichtlich der Hebammen darf nur als ein von den Gesotzgebern gewolltes angesehen 
werden, wobei von den Betheiligten alle Consequenzen für und wider wohl erwogen 
wurden, keinesfalls aber dem Richteramte das Ermessen übrig blieb, ob der §. 30. nach 
Abänderung des §. 29. auch abzuändem oder daran fcstzuhaltcn sei, wie der Gesetz 
geber daran festgehalten hat. 

Der Vorderrichter bezieht sich zwar auch auf 6. 11., allein der hier ausgesprochene, 
den Bestimmungen des Allgemeinen Deutschen Handels- Gesetzbuches nachgebildete 
(Motive Seite 114) allgemeine Satz: das Geschlecht begründe in Beziehung auf die Be- 
fugnis» zum selbstständigen Betriebe eines Gewerbes keinen Unterschied, würde durch 
die speciellen Vorschriften der 29. und 30. eine Beschränkung erleiden, wenn er 
nicht schon gemäss §. 6. auf die Ausübung der Heilkunde unanwendbar wäre. Das 
Nämliche gilt von der Regel der Gewerbcfrciheit, welche §. 1. aufstellt. 

Wie nach der bisherigen Ausführung in §. 29., so können auch in §. 147. Nr. 3. 
unter den „Aorzton“ (etc. Geburtshelfern) die Hebammen nicht mit verstanden sein, 
und schon bei Vergleichung des Wortlauts der §§. 29. und 147. Nr. 3. ergiobt sich, 
dass diese Strafbestimmung nur dem §. 29., nicht auch dem §. 30. entsprechen soll, 
wie sio auch erst und nur in Folge der Abänderung des Entwurfs des §. 29. entstanden 
ist. fVgl. §. 163. des Entwurfs.) 

Dagegen sind unter den Genehmigungen oder Bestallungen in §. 147. Nr. 1. aller- 
dings auch die Prüfungszeugnisse der Hebammen in §. 30. nach wie vor der Abände- 
rung des §. 29. des Entwurfes begriffen. Dass sie gemäss dem Entwürfe (§. 163. Nr. 1.) 
dazu gehörten, ist. nicht zu bezweifeln, wie auch die Anwendbarkeit des §. 177. der 
Gewerbe-Ordnung von 1845 auf die in §. 45. daselbst genannten Gewerbe, einschliess- 
lich der Hebammen, in Concurrenz mit dem für Norddcutschland nunmehr aufgehobe- 
nen §. 199. des preussischen Strafgesetzbuchs, nicht zweifelhaft war; die Abänderungen 
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der §§. 2D. und 163. des Entwurfs im Reichstage (§§. 20. und 147. des Gesetzes), be- 
rührten aber, wie gezeigt worden, den §. 30. ebensowenig in Betreff der Hebammen, 
wie der Unternehmer von Privat- Krankenanstalten. 

Uhr die Aerzte, welche nach §. 163. Nr. 1. des Entwurfs bestraft werden sollten, 
wenn sie die in §. 20. des Entwurfs vorgeschriebene Approbation nicht erworben hätten, 
erforderten nach Abänderung des entworfenen }. 29. die neuo Strafandrohung in §. 147. 
Nr. 3. des Gesetzes. Denn ungestraft dürfte Niemand bleiben, der eine der unter Nr. 2. 
Thl. II. Tit. 11. (§§. 29. ff.) der Gewerbe -Ordnung vorgeschriebenen Genehmigungen 
nicht erlangt hatte, da die Strafbestimmungen in Titel A. selbstverständlich zur Per- 
fektion und Sicherstellung der vorhergeschickten Vorschriften gehörten und deshalb auch 
in §. 6. nicht ausdrücklich erwähnt worden sind. 

Sich Hebamme zu nennen, wenu man thatsfichlich das Hebammeugesehuft besorgt, 
wurde nirgends verboten und die Urheber der Abänderung dos §. 29. des Entwurfs 
mochten es gar nicht angemessen finden, die Bezeichnung „Hebamme“ als einen Titel 
in Parallele mit dem Titel „Arzt“ zu stellen: was 8. 30. gebietet, ist die Erlangung 
eines Prüfungszeugnisses für diejenigen Frauen, welche aus der beschränkten Hilfe- 
leistung bei normalen Geburten, wobei es der Kunst und Wissenschaft oincs Arztes 
nicht bedurfte, ein Gewerbe machen wollten, was §. 163. Nr. 1. des Entwurfs unter das 
Verbot stellte und §. 147. Nr. 1. des Gesetzes verbietet, ist unter Anderem eben die 
Ausübung dieses Gewerbes ohne Prüfungszeugniss. 

Die Zurechnung der Priifungszeugmsse der Hebammen zu den „Genehmigungen“ 
oder .Bestallungen“ erhellet übrigens auch aus den §§. 53. und 54. daselbst. 

Der Vorderrichtcr hat also die 30. und 147. Nr. 1. der Gewerbe-Ordnung vom 
21. Juni 1869 unrichtig ausgelegt unu sein Erkenntnis» unterliegt daher der Vernichtung. 

In der Sache selbst konnte noch nicht erkannt werden, da es vorerst noch der 
thatsächlichen Prüfung bedarf, ob die Angeklagte gewerbcinässig Geschäfte der Heb- 
amme verrichtet habe. 

Denn andernfalls würden die Bestimmungen der §§. 30. und 147. der Gewerbe- 
ordnung ausser Betracht bleiben. 

Ausgefertigt unter Siogel und Unterschrift dos Königl. Ober-Tribunals. 

Berlin, den 9. Januar 1871. 

Bezüglich der Abgabefreiheit der Hebammen erging die Verf. der Minist, 
der geistlichen etc. Angelegenheiten und des Innern vom 6. Juli 1868 an die 
Königl. Regierungen der alteu Landestheile (I. V. Lehnert 1. A. v. Klützow). 

Auf den Bericht vom 24. Mai d. J. nehmen wir, nachdem in der Abänderung des 
§. 534. des Hebammen-Lehrbuchs, welche ich, der Minister der geistlichen etc. Angele- 
genheiten, nach der Verfügung vom 2. April c. bei den aus dem Buchhandel in den 
Gebrauch gelangenden Exemplaren des Lehrbuchs habe ei nt roten lassen, der ganze 
Passus wegen der Abgaben f rei h e i t , also auch wegen der Freiheit der Hebammen von 
Communal- Abgaben, in Wegfall gekommen ist, keinen Anstand, die Königliche Regie- 
rung zu ermächtigen, den in den Städten Ihres Bezirks wohnenden Hebammen zu 
eröffnen: 

dass ihnen eine Befreiung von den städtischen persönlichen directen Abgaben, 
sowie von Porsonalleistungon für die Gemeinde, soweit die letzteren von 
Frauen etwa gefordert werden sollten, nicht zusteheu, und dass die diesfültige 
Mittheilung im §. 534. der dritten Ausgabe des Hebammen-Lehrbuchs auf 
einem Redactionsfohlor beruht. 

Für die ländlichen Ortschaften, sowie für die Kreis-Comnmnalstcuern und für die 
vermöge des Provinzial - Vorbandes zu entrichtenden Abgaben oder zu übernehmenden 
Personalleistungen mag die Frage wegen Befreiung der Hebammen von denselben für 
jetzt unberührt bleiben. 


2. Die Gebühren der Hebammen. 

Gemäss der Circ.-Verf. vom 2. Juni 1870 wird die Festsetzung von Taxen 
empfohlen. Da aber bei der Verschiedenheit der localen Verhältnisse der Erlass 
einer allgemein gültigen Taxe für die Hebammen nicht ausführbar ist, so wurde 
den Provinzial-Rcgierungen der Entwurf einer neuen Taxe für die Verrichtungen 
der Bezirks-Hebammen überlassen, um denselben eventuell auf Grund des §. 80. 
der Gewerbe-Ordnung Seitens des Königl. Ministeriums festsetzen zu lassen. 
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In Folge dessen sind für die einzelnen Verwaltungsbezirke besondere Taxen 
erlassen. 

Mit Bezug auf die frei practicirenden Hebammen erging die 

Verfügung vom 11. October 1871 (I. V. Lchnert). 

Auf den Bericht vom .... erwiedere ich der Königlichen Regierung , das« es 
durchaus gegen die Tendenz der Geworbo - Ordnung wäre (§§. 36., 72., 78.), die Taxe 
für die Bezirks-Hebammen auch für frei »racticirende Hebammen als massgebend zu 
erklären. Die Königliche Regierung hat aber auch zu einer Festsetzung der Liquida- 
tionen solcher Hebammen keinen Beruf und würde, von den Gerichten über die An- 
gemessenheit der Liquidationen befragt, nur auf die Taxe der Bezirks- Hebammen als 
Anhalt für die den Gerichten zufallende selbstständige Bourthoilnng hinzuweisen haben. 

Der Stand der Hebammen - Gebührensache ist demnach gegenwärtig 
der, dass in Ermangelung besonderer Vereinbarung (§. 80. der Gewerbe -Ordn.) 
die Bezirks - Hebammen für ihre Dienstleistungen nach Massgabe der in den 
verschiedenen Regierungsbezirken normirten Taxe zu bezahlen sind, die frei 
practicirenden Hebammen bei nicht erfolgter Verabredung des Honorars 
beliebig liquidiren können, jedoch im Streit- nnd Processfalle eine richterliche 
Festsetzung des Honorars nach Analogie der Taxe für Bezirks - Hebammen event. 
sich werden gefallen lassen müssen. 

5. Unterstützungen. 

Durch die Allerhöchste Ordre vom 16. Januar 1817 (S. 425.) wurde zur 
Verbesserung der Lage der Hebammen auf dem Lande ein Hebammen -Unter- 
stützungsfonds aus den Abgaben bei Trauungen und Taufen begründet. 

Circ.-Verf. der Minister der Finanzen und des Innorn vom 28. Jan. 1817 
(v. Bülow. v. Schuckmann). 

Der Königlichen Regierung wird eine Abschrift von der besonders zur Verbesse- 
rung des Looses der Hobammcn auf dam platten Lande ergangenen Cahinets- Ordre vom 
16. d. M. mit dem Aufträge übersandt, das Nöthige zur Ausführung der darin enthal- 
tenen Allerhöchsten Bestimmungen sogleich einzuleiten und bekannt zu machen. 

Die nach dieser Cabinets-Ordre ad 1. zu erhebenden Gelder von Trauungen und 
Kindtaufen sollen in der Art verwendet werden, dass davon in jedem Kreise einer jeden 
der zehn ärmsten unterrichteten und approbirton Landhcbanunen ein Fixum von zehn 
Thalern jährlich bewilligt werde. Die Königliche Regierung hat sich daher hiernach 
bei Regulirung dieser Angelegenheit gleichfalls zu achten und dafür zu sorgen, dass 
die Geistlichen zur Erhebung dieser Abgabe von Kindtaufen und Trauungen mit ihren 
Stolgebfihren und zur Einsendung des Geldes an die Regierungs-Haupteasse, wie auch 
zur regelmässigen Verrechnung desselben angewiesen werden. 

Uebrigens bedürfen Hebammen in Städten wegen ihres besseren Einkommens 
keiner Unterstützung durch ein jährliches Fixum, und ist es mithin hinreichend, wenn 
sic künftig zu ihrer Aufmunterung mit der Entrichtung der Personal - Abgaben ge- 
schont werden. 

Als Declaration dazu ergingen: 

C»rc.-Vorf. des Ministers des Innern vom 5. März 1817 (Köhler). 

Da bei dem Unterzeichneten Ministerio darüber Zweifel erhoben worden ist, ob 
die in der Allerhöchsten Cabinets-Ordre vom 16. Januar d. J. zu Gunsten der Land- 
Hebamme festgesetzte Abgabe von Kindtaufen und Trauungen auch in den Städten 
erhoben werden solle, so wird der Königlichen Regierung zur Nachachtung bekannt 
gemacht, dass dies allerdings geschehen müsse, indem es nicht darauf an kommt, dass 
die Abgabe zunächst armen Land-Hebammen zu Gute kommt, zumal dagegen die Be- 
wohner der Städte auch den Nutzen von manchen Abgaben des platten Landes theilen, 
auch wenn in kleinen Städten ebenso arme Hebammen Vorkommen sollten, wie auf 
dem Lande, sie nicht von dieser Unterstützung ausgeschlossen sein sollen. 

In Städtcu, wo mehrere Hebammen sind, muss aber für ihren hinlänglichen Unter- 
halt iu der Art gesorgt werden, dass nicht mehr als tiöthig sind augestellt werden. 


Digitized by Google 



432 


Die Hebamme. 


Circ.*Verf. des Miniators dos Innern vom 2. Juni 1817 (Köhler). 

Es ist der Zweifel entstunden, ob auch die Jiufcn die mittelst Königlicher Cabi- 
ncts-Ordre vom IG. Januar d. J. behufs der Unterstützung der Lund - Hebammen un- 
geordnete Abgabe von Geburten und Trauungen entrichten müssen. Die Juden nehmen 
an der Verbesserung des Hebammen wosens so gut wie die Christen Theil, sind also 
auch zu jener Leistung gleich diesen verbunden. Solches wird der Königlichen Regie- 
rung zur Kenutnissnahmo und Nachachtung nachrichtlich bekannt gemacht. 

Die aus Anlass der anderweiten Müuz-Eintheilung zur Abrundung der Ab- 
gabe nachgelassene Erhöhung auf resp. 4 Sgr. und 2 Sgr. genehmigt die 

Min.-Vcrf. vom 20 Decembor 1822 (v. Altenstein), abschriftlich allen 
Regierungen mitgethcilt. 

Das Ministerium genehmigt auf den Antrag des Königliehen Polizei -Präsidiums 
vom . . . dass die zu dem Hebammen -Fonds messenden Trau- und Taufgebuhren 
behufs der gleichförmigen Erhebung und zur Erleichterung der Berechnung dieser 
Gelder statt der bisherigen Satze von 3 Gr. Court, für jede Trauung lind 1 Gr. G Pf. 
Court, für jede Taufe, künftig mit 4 Sgr. für die Trauung und 2 Sgr. für die Taufe 
erhoben werden können, und hat dos Königliche Polizei-Präsidium die weitere Bekannt- 
machung dieser Bestimmung zu veranlassen. 

Wegen der Beitragspflichtigkeit der Officiere und Militär-Beamten erging die 
Circ.-Verf. vom 6. Juli 1839 (v. Altenstein). 

Des Königs Majestät haben durch die Allerhöchste Cabincts - Ordre vom 12. Mai 
1838 zu bestimmen geruht: 

dass auch die Officiere der Armee und die in gleichem Rangvcrhfiltnissc 
stehenden Militärbeamten bei Trauungen und Taufen verpflichtet werden 
sollen, die in der Allerhöchsten Verordnung vom IG. Januar 1817 allgemein 
festgesetzten Beiträge für die Hebammen - Institute mit beziehungsweise 3 Gr. 
9 Pf. und 1 Gr. 10 */, Pf. zu entrichten; dass dagegen die Militärpersonen vom 
Feldwebel und Wachtmeister abwärts von jener Angabe befreit 1)1 eiben. 

Die Königliche Regierung wird hiervon iu Kenntnis* gesetzt mit dem Aufträge, 
hiernach sämmtliche Geistliche Ihres Geschäftskreise an/.u weisen, dass sie die in Rode 
stehenden Beiträge einziehen und dieselben mittelst specificirter Nuchweisuug an die 
Regierungs-liauptcasse halbjährlich abführen. 

und die 

Min.-Verf. vom 18. September 1839 (v. Ladenberg). 

Auf den Antra" der Königlichen Regierung vorn .... genehmigt das Ministerium 
hierdurch, dass die in Folge tler Allerhöchsten Cn Innets- Ordro vom 12. Mai v. J. auch 
von den Officieren der Armee und den mit ihnen in gleichem Rangverhältniss stehen- 
den Militärbeamten hei Taufen und Trauungen zu ent richtenden Abgaben für den Hcb- 
ammen-Unterstützungsfonds, ebenso, wie dieses nach der Verfügung vom 29. Decembor 
1827 bei Civilpersonen bereits geschieht, mit resp. 2 Sgr. und 4 Sgr. erhoben werden 
können. Der Königlichen Regierung wird überlassen, hiernach die weitere Anordnung 
zu treffen. 

ln den Regierungs -Bezirken Gumbinnen, Danzig, Marienwerder und 
Düsseldorf werden die Trauungen und Taufen zu Gunsten des Hebanimeu- 
Unterstötzongsfonds nicht besteuert, sondern die Mittel zur Unterstützung der 
Hebammen als eine Kreislast betrachtet uud durch Zuschläge zu den Kreis- 
steuern aufgebracht, ln den Regierungs-Bezirken Cöln, Aachen, Trier und in 
den auf dem linken Rheinufer belegenen Thcilen des Regierungs-Bezirks Co bien z 
siud die Trauungen und Taufen besteuert, die Erhebung der Abgafro erfolgt 
aber durch die Cominuual-Behörden auf Grund periodischer Nachweisungen der 
Geistlichen. 

in dcu übrigen älteren Landestheilen erfolgt die Einziehung uud Abführung 
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der Abgabe durch die Geistlichen. In den neueren Provinzen besteht die Ab- 
gabe nicht. 

In Betreff der Juden und Dissidenten ist massgebend die 

Circ.-Verf. vom 17. Februar 1851 (v. Raumer). 

Der Herr Justizministor hat sich auf meinen Antrag, jedoch unter dom Vorbehalte 
diese Massregcl wieder aufzuheben, sobald den Gerichten eine erhebliche Mehrarbeit 
dadurch entstehen sollte, bereit erklärt, an die Gerichts-Behörden eine allgemeine Ver- 
fügung zu erlassen, durch welche dieselben angewiesen worden, aus den bei ihnen ge- 
führten Registern über die Trauungen und Geburten der Juden und Dissidenten vier- 
teljährlich einen Extract anzufertigen und diesen den betreffenden Polizei -Behörden 
zum Behuf der Einziehung der Beiträge für den Hebam men fonds mitzuthcilcn. 

Die Königliche Regierung hat hiernach dio Polizei - Behörden mit entsprechender 
Anweisung zu versehen. 

Eiue Erweiterung der ursprünglichen Bestimmung der Allerhöchsten Ordre 
vom 16. Januar 1817 erfolgte durch die 

Allerhöchste Ordre an den Minister der geistlichen Angelegenheiten 
vom 1. Januar 1861. 

Auf Ihren Bericht vom 31. Doceniber v. J. will Ich in Erweiterung der Bestim- 
mung der Cabi n cts-0 rd re vom 16. Januar 1817 hierdurch genehmigen, dass auch den 
Hebammen in den Städten, insoweit cs ohne Beeinträchtigung der Land- Hebammen 
geschehen kann, Unterstützungen aus den Hebammon - Unterstützungs- 
Fonds gewährt werden können. Ich überlasse Ihnen hiernach die weiteren Ver- 
fügungen. 

und auf deren Grund durch 

Circ.-Verf. vom 5. Februar 1861 (v. Bethnianu - Hol I weg). 

Aus den nunmehr vollständig vorliegenden Berichten der Königlichen Regierungen 
über die Verwaltung und den Stand der aus den Abgaben bei Trauungen und Taufen 
auf Grund der Allerhöchsten Cabinets- Ordre vom 16. Januar 1817 gebildeten Hebammen- 
Unterstutzungsfonds habe ich ersehen, dass in mehreren Regierungs-Bezirken zum Theil 
sehr bedeutende, zinsbar angelegte Capitalbeständc bei diesen Fonds angesammelt wor- 
den sind. Dies entspricht nicht der Absicht der Allerhöchsten Ordre und hat seinen 
Grund hauptsächlich in dem, den gegenwärtigen Verhältnissen nicht mehr entsprechen- 
den, durch dio Circular- Verfügung vom 28. Januar 1817 angeordneten V orthei lungs- 
modus. Nach der ursprünglichen Bestimmung waren die Staat - Hebammen von der 
Theilnahme an den Woblthatcn des Unterstützungsfonds ausgeschlossen. Dio Lago der- 
selben, besonders in den kleinen Städten, ist aber in» Allgemeinen eine eben so be- 
drängte, wie die der Hebammen auf dem Lande, und es erscheint nicht mehr als billig, 
die Stadt- Hebammen an den Unterstützungen Theil nehmeu zu lassen, da die Fonds zu 
einem nicht geringen Theil durch die in den Städten erhobenen Abgaben sich bilden. 

Des jetzt regierenden Königs Majostiit haben daher auf meinen Antrag mittelst 
der abschriftlich anliegenden Allerhöchsten Ordre vom 1. Januar 1861 zu genehmigen 
geruht, das« auch den Hebammen in den Städten, insoweit es ohne Beein- 
trächtigung der Land - Hebammen geschehen kann, Unterstützungen aus 
dem Hebammen - Unterstützungsfonds gewährt werden können. 

Indem ich diese Erweiterung der ursprünglichen Bestimmung der Allerhöchsten 
Cabinets- Ordre vom 16. Januar 1817 der Königlichen Regierung zur Kenntnissnahnic 
und Nachachtung miltheile, finde ich mich veranlasst, die Circular- Verfügung vom 
28. Januar 1817 hinsichtlich der Beschränkung der zu gewährenden Unterstütz uugen 
resp. auf 10 Thlr. und auf die einzelnen Kreise hierdurch aufzuheben. 

Die im Regierungs-Bezirk eingehenden Abgabon sind fortan, wo es noch nicht 
geschehen ist, zu einem gemeinsamen Fonds zu vereinigen, aus welchem bedürftigen 
und — worauf es hauptsächlich ankommt — durch Eifer, Geschicklichkeit und sittli- 
chen Wandel ausgezeichneten Hebammen des ganzen Bezirks und, so weit es tliunlich 
ist, auch den Stadt- Hebammen Unterstützungen, resp. Gratitieatioucn gewährt werden, 
welche sowohl nach der Zahl der Hebammen, als auch der Höhe nach zu bestimmen 
der Königlichen Regierung nach Anhörung der Kreis-, resp. Stadt-Behörden überlassen 
bleibt. Hierbei ist, was auch schon die Circular- Verfügung vom 18. Februar 1820 be- 
stimmt, die Verthoiluug so oinzu richten, dass von deu oingegaugenen Geldern noch 
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eine müsste Summe verbleibt, um verdienten Hebammen eino durch besondere Um- 
stunde raotivirte ausserordentliche Untcrstütznng bewilligen zu können. 

Diese ausserordentlichen Unterstützungen werden, sofern cs die verfügbaren Mittel 
gestatten, nach Befinden der Umstände so abzumessen sein, dass davon wo möglich 
eine dauernde Abhülfo und Verbesserung der Lage der Hebammen zu erwarten ist. 

Dieselben werden unter Umstünden bis zu 40 Thalcrn bewilligt werden können. 
Besonders empfiehlt es sich, da, wo die Mittel es gestatten und nicht bereits anderweit 
hierfür gesorgt ist, dio ärmeren Hebammen mit einem vollständigen Apparat und dem 
Hebammcn-Lehrbuch zu versehen, die als lnvcntarieustücke dem Bezirk verbleiben und 
der Nachfolgerin überliefert werden müssen. 

Eine Capitalisirung dieses Reservefonds darf nur ausnahmsweise unter ganz beson- 
deren Umstanden erfolgen, auch sind die in mehreren Rogiernngs - Bezirken augesam- 
melten Bestände nach Massgabe des Bedürfnisses allmählich zu verwenden. 

Auf diese Weise wird es möglich sein, dem oft sehr grossen Nothstande der Heb- 
ammon in den ärmeren Gegenden des Staates, namentlich im Gebirge, wirksamer zu 
Hülfe zu kommen, zugleich besonders verdiente Hebammen zu belohnen und so der 
wohlthätigcn Absicht, welche der Allerhöchsten Ordre vom 16. Januar 1817 zum 
Grunde liegt, mehr und mehr zu entsprechen. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, fortan nach den vorstehend angedeuteten 
Grundsätzen die Verwaltung dos Hebammen - Unterstützungsfonds zu regeln und über 
den Erfolg nach Ablauf des Jahres 1862 eingehend zu berichten. 

Verf., betreffend das Porto für die Einsendung der Beiträge zu den 
Hobammen-U nteratützungs- Fonds, vom 28. März 1872 
(I. A. Knerk). 

Auf den Boricht vom 6. v. Mts. oröffno ich der Königlichen Regierung ini Einver- 
ständnis mit dem Herrn Finanzministor, dass das Porto für dio Einsendung der Bei- 
träge zu den ilehammen-Unterstützungs-Fonds an die Staatseasse von der letzteren zu 
tragen ist, da die Erhebung dieser Abgabe auf Anordnung des Staates im öffentlichen 
Interesse erfolgt. 


IV. Das ärztliche Hülfspersonal. 

1. Die Heildiener. 

Zur Ausübung der sogenannten kleinen chirurgischen Verrichtungen haben 
an einzelneu Orten, an welchen es an Chirurgen mangelt, schon seit längerer 
Zeit nichtapprobirte Personen eine polizeiliche Erlaubnis erhalten. 

Zur Befriedigung eines nach Aufhebung der chirurgischen Lehr - Anstalten 
mehr und mehr sich heransstellenden Bedürfnisses wurde im Jahre 1851 das Iu- 
stitut der ärztlichen Gehülfen, Chirnrgen-Gehülfen, Heildiener eingeführt. 

Ueber die Ausbildung, Prüfung, Concessionirung und Beschäftigung der 
Heildiener sind folgeude Verfügungen erlassen worden: 

Circ.--Verf- vom 13. October 1851 (v. Rnnmor). 

Bereits vor Aufhebung der medicinisch-chirurgischen Lehr- Anstalten ist in Folge 
der abnehmenden Zahl der Wundärzte zweiter Classe nach localem Bedürfnis? auf den 
besonderen Antrag der betreffenden Königlichen Regierung die Erlaubnis zur Ausübung 
der sogenannten kleinen Chirurgie an einzelne Personen ertheilt worden, welche über 
ihre Befähigung zu den in Reue stehenden Verrichtungen auf eine befriedigende Art 
sich auszuweisen im Stande waren. 

Voraussichtlich wird dieses Bedürfnis* sich noch dringender liera umstellen, nachdem 
eine weitere Ausbildung von Wundärzten erster und zweiter Classe nicht stattfimlet. 
Deshalb linde ich deu Vorschlag der Königlichen Regierung in dem Boricht vom . . . , 
in den Krankenhäusern des dortigen Departement» geeignete Individuen in den klei- 
neren chirurgischen Verrichtungen und Hülfslnistungen der Krankenwartung practisch 
ausbilden zu lassen und nach gewonnener Ueberzeugung von ihrer Befähigung mit 
einer Conccssion zu versehen, ganz angemossen. Die Vereinigung dieser Functionen mit 
einem verwandten Gewerbe ist zur Sicherung des Bestehens dieser Personen nothweudig, 
und es erscheint für die männliche Hälfte dieses Hülfspersonals dos Barbier- Geschult 
wohl am geeignetsten, wie von der anderen Seite durch deu Umstand, dass auch die 
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Hebammen schon bisher in der kleinen Chirurgie unterrichtet wurden, den Bedürfnissen 
des weiblichen Publikums genügt wird. Nach Analogie der Hebammen- Approbation 
kann die Concessionirung dieses Personals füglich nicht von mir, sondern von der Kö- 
niglichen Regierung ausgehen, welcher es überlassen bleibt, sich die Ueborzougung der 
practiacheu Befähigung entweder durch ihren Medicinal-Kath oder, dem Vorschläge in 
dein vorliegenden Berichte gemäss, durch den Kreis - Physikus zu verschaffen. Nähere 
Bestimmungen hierüber behalte ich mir bis zum Erlass des neuen Prüfungs-Reglements 
vor, ohne jedoch hierdurch den thatsftchlichen Anfang nach Massgabe des provincieilen 
Bedürfnisses auf halten zu wollen. 

Don zunächst nur für ihren zeitigen Wohnort und widerruflich zu concessionirenden 
Individuen ist zur Bedingung zu machen, dass sie die kleinen chirurgischen Operationen 
nur auf jedesmalige Anordnung eines approbirten Arztes unternehmen , und dabei zu 
eröffnen, dass cino Ueberschreitung der Grenzen des bczcichneten Wirkungskreises die 
Zurücknahme der Conccssion und unter Umständen eine gerichtliche Verfolgung zur 
Folge haben werde. — Um jedoch dem Institut eineu festeren Bestand zu gewähren, 
ist, falls zur Realisirung des Vorbehalts des Widerrufs begründeter Anlass gegeben «ein 
sollte, das in der Allgemeinen Go werbe- Ordnung vom 17. Januar 1845 §§. 11. ff. vor- 
ge8chriebenc Verfahren analogisch zur Anwendung zu bringen. 

Min -Vcrf. vom 27. März 1852 (v. Raumer). 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom . . . dass ich den 
vorgclcgtcn Entwurf oinor Amtsblatts -Bekanntmachung in Betreff der Ausübung der 
sogenannten kleinen Chirurgie (Anlage a.) zweckmässig finde. Ich genehmige daher 
dieselbe, jedoch init der Bedingung, dass die Anlegung des Katheters bei Männern, 
welche Operation grosse Vorsicht und Geschicklichkeit erfordert, von der Wirksamkeit 
der ärztlichen Gehülfen ausgeschlossen wird. 

Gegen die in die Bekanntmachung aufgenorameno Taxe finde ich unter der Be- 
dingung, dass die Position 1. — Application des Katheters bei Männern — wcgfällt, 
ebenfalls nichts zu erinnern. Damit die Befolgung dieser Taxe Seitens der concossioni- 
renden ärztlichen Gehülfen vollständig jgcsichort werde, ist es zweckmässig, denselben 
die Verpflichtung hierzu ausdrücklich in der Concession aufzulegen und der letzteren 
ein Exemplar der Taxe anzuschliessen. 

Die Königliche Regierung hat hiernach das Weitere zu veranlassen. 

Anlage a. 

Nachdem in Folge der im Jahre 1825 stattgehabten Veranderuncen in der Medi- 
cinal-Gcsetzgebung die Ausübung der höheren Chirurgie fast ganz aut die promovirten 
Medico-Chirurgen übergngangen ist., hat die Zahl der nicht promovirten Chirurgen und 
insbesondere der Wuntlärzte zweiter Classo in unserem Verwaltung« - Bezirk so abge- 
nommen, dass dieselbe in Bezug auf die Ausübung der sogenannten kleinen Chirurgie 
schon längst dem Bedürfnisse nicht mehr entspricht, und wir uns zur einstweiligen 
Befriedigung desselben genöthigt geseben haben , anderen befähigten Personen die 
jederzeit widerrufliche Erlaubniss zu den chirurgischen Hilfsleistungen zu crthcilcn. 

Gegenwärtig, wo die mcdieiniseh-chirurgischon Lehranstalten aufgehoben sind und 
eine weitere Ausbildung von Wundärzten erster und zweiter Classc nicht mehr statt- 
findet-, stellt sich die vorläufige Ucgulirung dieses Gegenstandes bis zum Erlass einer 
neuen Mcdicinal-Ordnung und eines neuen Prüfungs-Reglements noch dringender heraus, 
und verordnen wir daher mit höherer Genehmigung, wie folgt: 

§. 1. Die Concession zur Ausübung der kleinen Chirurgie soll künftig nur Per- 
sonen crtheilt werden, welche in Civil- oder Militär-Krankenhäusern practisch dazu aus- 
gebildet worden sind und sich über ihre erlangte Befähigung Ausweisen können. 

§. 2. Die Zeugnisse darüber, in welchen die Operationen, worin sie sich die er- 
forderliche Fertigkeit erworben, namentlich aufgeführt sein müssen, so wie über ihr 
Alter, ihre Religion, ihr Gewerbe und ihre sittliche Führung haben sie den an den 
Landrath zu richtenden Concession»- Gesuchen beizufügen. Der Laudraüi befördert die 
Gesuche mit don einzuholendon Gutachten des Kreis -Physikus und des Bürgermeisters 
und seinem eigenen Gutachten über die Nützlichkeit solcher Porsonon an dem bestimmten 
Orte, wo sie wohnen oder sich niedcrlassen wollen, an uns weiter. 

§, 3. Zur Erlernung der chirurgischen llülfsleistung und zur Betreibung derselben 
als Nebengescliäft (ihre Ausülmng allein kann das Bestehen nicht sichern) eignen sich 
für das männliche Geschlecht vorzüglich die Barbiere; dem Bedürfnis des weiblichen 
Publikums wird grösstcntUeils durch die Hebammen genügt, welche in der Hebammen- 
Lehranstalt auch in der kleinen Chirurgie unterrichtet werden und dieselbe innerhalb der 


436 


Das Ärztliche Hilfspersonal. 


ihnen in unserer Verordnung vorn 31. Juli d. J. gezogenen Grenzen ohne besondere Er- 
laubnis* auszuüben befugt sind. 

§. 4. Alle C'unvssionen zur Ausübung der kleinen Chirurgie sind wioderru flieh 
und werden von selbst ungültig, wenn die concessiouirton Individuen ihren Wohnort 
verändern. Dieselben dürfen die Operationen, für welche sie concessionirt sind, nur 
auf jedesmalige Anordnung eines anprobirten Arztes unternehmen, und hat jode Uebor- 
sehreitung der GrAnzen des ihnen bezcichncten Wirkungskreises die Zurücknahme der 
Concossion und nach Umständen Bestrafung auf gerichtlichem Wege zur Folge, worauf 
sie hoi »lei Ucbcrgabo der Concossion durch den damit beauftragten Kreis - Physik us in 
einem mit ihnen vorzunehmenden und demnächst cinzurcichendcn Protokoll aufmerksam 
zu machen sind. 

§. 5. Jfdirlich haben die Chirurgengehfdfcu die Instrumente zu den Operationen, 
deren Ausübung ihnen gestattet worden ist, dem betreffenden Kreis-Physik u* in einem 
von demselben zu bestimmenden Termine vorzuzcigen und sich über die Anwendung 
derselben einer Prüfung zu unterwerfen. Ueber den Befund der Instrumente und den 
Ausfall der Prüfung ist ein Protokoll aufzunehmon und uns gleichzeitig mit demjenigen 
über die jährliche Prüfung der bereits approbirteu Hebammen einzusenden. 

§. 0. An Gebühren erhalten die Cmrurgengchülfon die folgenden Sätze, von wel- 
chen dio höheren in Städten mit einer Bevölkerung von mehr als 10,000 Einwohnern 
und ausserdem bei notorisch wohlhabenden Leuten, dio niederen in weniger bevölkerten 
Städten und auf dein platten Lande, so wie bei Leuten von bekanntlich geringem Ver- 
mögen und in allen Fällen, wo die Kosten aus öffentlichen Fonds bestritten werden, 
zur Anwendung kommen. 

1. Für die Application des Katheters bei Weibern 7 1 / a bis 15 Sgl*. Wenn die 
Application binnen *24 Stunden mehrere Male geschieht, so wird für jedes 
Mal nur die Hälfte der vorstehenden Sätze gerechnet. 

*2. Für die Zurück hringung eines Mutterscheiden- oder Mnstdarm - Vorfalls 7 */j 
bis 15 Sgr. 

3. Für dio Einbringung eines Muttorkranzes, welcher besonders bezahlt wird, 
7 bis 15 Sgr. 

4. Für das Setzen einer Fontanelle oder eines Haarseils 7 1 /* bis 15 Sgr. 

5. Für die Hoffnung eines Abszesses 7 */, bis 15 Sgr. 

(*». Für jede Application der Schrönfmaschinc 1 bis 2 Sgr. 

7. Für jede Application- eines trockenen Schröpfkopfes Vs bis 1 Sgr. 

8. Für einen Aderlass im Hause des Kranken am Arm oder Fuss o bis 7*/j Sgr. 

0. Für einen Aderlass in der Wohnung des Chirurgengohülfen 2 1 /* Sgr. 

10. Für das Setzen eines Blutegels 2 Sgr. Sollen mehrere gleichzeitig angesetzt 
worden, für jeden ferneren 1 Sgr. Die Blutegel werden besonders tuxmässig 
bezahlt. 

11. Für das Setzen eines Klystiers 6 bis 7*/ a Sgr. 

12. Kür das Setzen eines Tabakrauch- Klystiers 10 bis 15 Sgr. 

13. Für das Legen eines Blasenpflasters 5 bis 10 Sgr. 

14. Für den Verband einer einfachen Wunde 5 bis 10 Sgr. 

15. Für die k unst massige Einwickelung beider Küsse, Unter- und Oberschenkel, 
7*/ a bis 10 Sgr. 

14». Für dio Assistenz bei einer Operation 10 bis 20 Sgr. 

17. Für eine Nachtwache ‘20 Sgr. bis 1 Tlilr. 

18. Das Sostrum für den Besuch, bei welchem eine Operation gemacht wird, ist 
in dem Sostrnm für die Operation oder den Verband mitbegriffen. Für jeden 
nachfolgenden Besuch 3 bis 5 Sgr. 

10. Für einen Besuch zur Nachtzeit, d. h. von 10 Uhr Abends bis 6 Uhr Mor- 
gens, 5 bis io Sgr. 

20. Wohnt der Kranke über oino Viertelmoilo von dem Wohnorte des Chirurgcn- 
Gchüllen entfernt, so hat er das Recht, freie Fuhre oder statt derselben 
5 Sgr. und den doppelten Satz für «len Bestich zu verlangen, in so weit das 
Sostrum für die otwa zu machenden Operationen nicht höher ist, in welchem 
Falle der Besuch nicht besonders honorirt wir«!. 

21. Bei einer Reise über Land, welche über eine Meile beträgt, hei freier Fuhre 
oder 5 Sgr. per Meile für Fuhrkoeten, an Diäten 15 Sgr. bis 1 Tlilr., ausserdem 
aber niehts für die einzelnen Bemühungen. 

N., don ten December 1851. 

Königliche Regierung. Abtlieilung des Innern. 
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Min.-Vcrf. vom 17. Mai 1852 (v. Raumer), 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom dasä der von 

der Königlichen Regierung zu N. vorgelegto Entwurf einer Amtsblatts-Bekanntmachung 
in Betreff der Ausübung dor kleinen Chirurgie den übrigen Königlichen Regie- 
rungen nicht zur unveränderten Annahme zugewiesen worden ist. Die Mittheilung ist 
vielmehr nur in der Absicht erfolgt, den Königlichen Regierungen, in dereu Bezirk sich 
ein ähnliches Bedürfnis» ergiebt’, Anhaltepunkte für eine ähnliche Verordnung an die 
Hand zu geben. Dies gilt namentlich in Beziehung auf den beigefügten Taxcntwurf, 
welchen mit Rücksicht auf die Observanz der einzelnen Departements angemessen zu 
modificircn den Künigliehen Regierungen überlassen bleibt, und zwar nicht blos in Be- 
ziehung auf die Preissätze, sondern auch hinsichtlich der Aufnahme oder vorläufigen 
Ausschliessung einzelner Functionen. In letzterer Beziehung muss ich indes» bei dem 
stehen bleiben, was ich in der Verfügung vom 17. März d. J. über die Anlegung des 
Katheters bei Männern bemerkt habe, wodurch übrigens nicht ausgeschlossen ist, dass 
in Fällen, wo die fortgesetzte tägliche Einlegung nöthig wird, der betreffende Arzt 
seinen Gehülfen für ein bestimmtes Individuum practiscli unterrichtet und in diesem 
Falle auch die Vergütung verabredet 

Wenn der Entwurf dor Königlichen Regierung zu N. es zweckmässig findet , die 
ärztlichen Gehülfen in Civil- oder Militär-Hospitälern practisch ansbilden zu lassen, so 
wird, zumal für solche Regierung»- Bezirke, welche minder roich an Krankenhäusern 
sind, jeder andere angemessene Wog der Ausbildung dadurch nicht ausgeschlossen. Die 
Hauptsache bleibt, dass die Königliche Regierung sich auf geeignete Weise die Gewiss- 
heit verschafft, ob das zu concessionirende Individuum wirklich die uötkige Fertigkeit in 
den in Rede stehenden Operationen besitzt. 

Das Geschäft des Zuhnausziehcns auf ärztliche Verordnung wurde den Heil- 
dienero gestattet durch 

Circ.-Verf. vom 27. Januar 1800 (v. Bcth inann-Holl weg). 

In Folge mehrfacher Anträge bestimme ich hierdurch im Anschluss an die Circular- 
Verfügungon vom 27. März und 17. Mai 1852, dass fortan auch das Geschäft des Zahri- 
ausziehens, jedoch nur auf jedesmalige ärztliche Verordnung, den co n cessio n i rten Hoil- 
gehiilfen zu gestatten ist. Die Vergütung dafür ist in derselben Weise zu bestimmen, 
in welcher die Taxe für die übrigen Functionen der Hcilgchülfon nach dem Vorhältniss 
der Medicinalpersonen-Taxe vom 21. Juni 1815 im dortigen Verwaltung»- Bezirk fest- 
gestellt worden ist. 

Die Königliche Regierung hat hiernach das Erforderliche auch wegen der Prüfung 
der Heilgchülfen im Zahnausziohcn zu verfügen. 

Min.-Verf. v om 24. Februar 1800 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom eröffne ich dem Königlichen Polizei-Präsidium, dass 

eine praktische Prüfung der Heildiener im Zahnausziehen nicht nöthig er- 
scheint, die desfallsige Prüfung sich vielmehr lediglich auf die Kcnntniss der erforder- 
lichen Instrumente und auf die Handgriffe beiin Gebrauch derselben zu beschränken 
hat. Die Benutzung von Leichen ist daher bei dieser Prüfung nicht erforderlich. 

Den Heildienern ist bei Wiederbelebungsversuchen ein Anspruch auf die 
Prämie zugebilligt. 

In Betreff der Gebühren für die von den Kreisphysikern abzuhaltenden Prti- 
fnngen der Heildiener erging die 

Circ.-Verf. vom 18. „luli 1852 (v. Raumer). 

Mit Rücksicht darauf, dass die Prüfung eines ärztlichen Gehülfen, wenn sie in 
einer dem Zweck entsprechenden Weise au.-geführt wird, eine nicht unerhebliche Müh- 
waltung erfordert, habe ich mich auf den Antrag einiger Regierungen bewogen gefunden, 
unter Aufhebung der Bestimmung in der an die. Königliche Regierung zu Lieguitz er- 
lassenen und sämmtlichen Königlichen Regierungen zur Nachachtung mitgetheiften Ver- 
fügung vom 27, Mai d. J. nach Analogie des Erlasses vom 28. Februar 1847, welcher 
den Kreisphysikern für die Abhaltung der Prüfung eines Bandagisten oder Instrumenten- 
macher» zwei Thaler zubilligt, die Gebühr für che Prüfung eines ärztlichen Gehülfen auf 
zwoi Thaler festzusetzen. 
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Der Königlichen Regierung überlasse ich, diese Bestimmung zur Kenntnis» der 
Kreisphysikor zu bringen. 

Zur Ausübung der kleinen Chirurgie beim weiblichen Geschlecht sind 
die Hebammen befugt. Cf. Cire.-Verf. vom 15. .luni 1850 (v. Ladenberg). 

Es sind Zweifel darüber entstanden, ob und unter welchen Mnssgahen den Heb- 
ammen erlaubt ist, Schröpfköpfe zu appliciren, indem die Cir&- Verfügung von» 2<>. März 
1828 nur -Blutegel- und Klystier-Setzen, ausser bei Wöchnerinnen, auch bei anderen 
Kranken in Fällen der Noth und des besonderen Vertrauens oder da, wo das allent- 
halben zu achtcndo Schamgefühl die Hülfeleistung einer weiblichen Person in Anspruch 
nimmt, gestattet, aber keinesweges das Aderlässen oder die Verrichtung anderer chi- 
rurgischer Operationen“. 

Das Hebammen-Lehrbueh für die prenssiseben Staaten erlaubt im §. 789. den Heb- 
ammen die Application der Schröpfköpfe unter zwei Einschränkungen: 1) nur bei weib- 
lichen Personen und 2) nur auf ärztliche Verordnung In allen Lehranstalten werden 
demzufolge die Hebammen in dieser chirurgischen Verricbtnng auch practisch unter- 
richtet und bei einigen Lehranstalten bei ihrer Entlassung auch mit einem Schröpf- 
apparate versehen. Die Verwaltung würde sich also im Widerspruche mit der Lehre be- 
finden, wenn die Hebammen von jener Fertigkeit und diesem Apparate keinen Gebrauch 
machen dürften. Uoherdies hat die Erfahrung die Nützlichkeit dieser bedingten Er- 
laubnis», bei welcher weniger die geringen finaneiellen Vortheilo für die ohnehin meist 
sehr schlecht gestellten Hebammen, als das dringende Bedürfnis» des woiblichon Publi- 
cum« leitend gewesen sind, überall hinreichend aargethan. 

Zur Beseitigung aller Zweifel aber erkläre ich hiermit ausdrücklich, dass die durch 
die Circ.-Verf. vom 20. März 1828 den Hebammen in Beziehung auf dio sogenannte 
kleine Chirurgie heigelegten Befugnisse durch die spätere Circular- Verfügung, mittelst 
welcher das neue Hebammen- Lehrbuch als technisches Gesetzbuch für dio proussischen 
Hebammen, zugleich auch als technische Richtschnur in zweifelhaften gerichtlichen Fällen 
eingeführt ist, implieite nicht auf das Aderlässen, wohl aber unter den oln-n bemerkten 
Einschränkungen auf das Schröpfen ausgedehnt ist. 

In wie weit noch andere Frauen dazu concesMonirt werden können, be- 
stimmt die 

Circ.-Vorf. vom 10. November 1854 (v. Raumer). 

Unter den in dem Bericht vom . . angeführten Umständen will ich gestatten, dass 
ausnahmsweise auch Krankenwärterinnen und andere in Krankenhäusern ausgebildete 
Fra neu zur Ausübung der sogenannten kleinen Chirurgie bei dem weiblichen Geschlecht 
coneessionirt werden. Diese Concessionen sind jedoch auf das unabweisbare Bedürfnis» 
zu beschränken und in der Regel nur für solche Orte zu -ertheilon, in welchen es an 
Hebammen fehlt oder die Hebammen sieb mit der kleinen Chirurgie nicht befassen 
wollen, resp. dazu nicht geeignet oder zu stark mit der Gelmrtshnlfe und Pflego der 
Wöchnerinnen beschäftigt sind. 

Die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1860 veränderte auch die Stellung der 
Heildiener. Mit Bezug hierauf erging die Circ.-Verf. vom 27. December 1869 
(v. Möhler). 

Der Umstand, dass die Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund das lu- 
stilut der Hoildiencr und Chirurgcn-Gchülfcn nicht erwähnt, enthält, wie ich der Konigl. 
Regierung auf den Bericht vom 9. October d. J. orwiedere, keine Nöthigung,. dieses 
nützliche Institut fallen zu lassen, zumal die Gewerbe-Ordnung nach § 6. auf die Aus- 
übung der Heilkunde überhaupt nur soweit Anwendung findet, als es in den dort allo- 
girten Paragraphen ausdrücklich bestimmt ist. Es kommt nur darauf an, das Institut 
der veränderten Gesetzgebung anzupassen. 

Aus der Frcigcbnng der ärztlichen Praxis folgt, dass auch die Ausübung der 
kleinen Chirurgie Niemandem verwehrt werden kann. Da aber, wie die Konigl. f^egie- 
rung richtig bemerkt, es nicht nur für Aerzte und Loralbchörden, sondern auch für das 
Publicum von Wichtigkeit ist, zu wissen, ob derjenige, der sich mit kleinen chirur- 
gischen Operationen, Desinfect innen etc. beschäftigen will, auch die hierzu erforderliche 
Befähigung besitzt, so steht Nichts entgegen, diejenigen Personen, welche sich über ihre 
Befähigung Ausweisen wollen, nach Massgabc der bisherigen Bestimmungen zu prüfen 
und ihnen, falls sie die Prüfungen bestehen, ein Befähigungzeu gniss ausznfertigen, 
durch welche sie das liecht gewinnen, sich als geprüfte Hoildiencr zu bezeichnen. 
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Von Ertheilnng einer Concossion und von der Prüfung eines localen Be- 
dürfnisses für dio Ansetzung von Heil ge hülfen ist dabei abzusohen. Da- 
gegen ist in dem Bcfähigungszeugniss der Umfang der Befähigung genau zu be- 
zeichnen und die ausdrückliche Voraussetzung, dass der Inhaber sich oei Ausübung 
seines Gewerbes streng innerhalb der Grenzen dieser Befähigung halten werde, mit dem 
Zusatze auszusprechen, dass ihm bei Ueberschreitung der Grenzen das Befähigungs- 
zeugniss und damit das Recht, sich als geprüfter Hciidiener zu bezeichnen, nach §. 50. 
alin. 2. der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund aberkannt werden würde- “ 

Ferner die Circular-Verfügung an sämmtliche Königliche Regierungen vom 
9. Mai 1870 (v. Möhler). 

„Im Anschluss an dio Circ.-Verf. vom 27. December v. J, — die geprüften Reil- 
diencr betreifend — hat der Herr Kriegs- und Marine-Minister gegen mich den Wunsch 
ausgesprochen, dass diejenigen Lazareth- Geholfen, denen in dem Erlass vom 7. Doc. 1863 
dio Berechtigung zugestanden ist, auf Grund ihrer Zeugnisse als formell qualificirte Be- 
werber um eine Concession als Heildiener aufzutreten, nach der durch dio neuere 
Gewerbegesetzgebung bedingten Umgestaltung des Instituts der Heildiener bei einer 
beabsichtigten Niederlassung, sich auf Grund ihrer Zeugnisse als geprüfte Heildiener 
bezeichnen dürfen. 

In Betracht des Umstandes, dass nach den bestehenden Bestimmungen dio Lazaroth- 
Lehrlinge erst nach Absolvirung eines mindestens einjährigen theoretischen und prac- 
tisclien Unterrichts und nach Ablegung einer Prüfung in das Yerhältniss der L&zareth- 
gehülfen übertreten, demnächst aber noch eine weitere vierjährige Ausbildung in Theorie 
und Praxis gemessen und somit eine gute Vorbildung für den Beruf der Heildiener 
mitbringen, erachte ich jenen Wonach für gerechtfertigt und bestimme demgemäss, dass 
diejenigen Laz arothgeh ülfen, welche sich durch ein Zeugniss der betreffenden Ober- 
Militär- Aerztc darüber ausweisen. dass sie als solche fünf Jahre vorzüglich gut gedient 
haben, das in dem Circular- Erlass vom 27. December pr. erwähnte Be fähig ungs- 
Zougniss als geprüfte Heildiener, bei welchem für den Umfang der Befähigung 
der Inhalt des beigebrachten obermilitärarztlichen Zeugnisses massgebend ist, mit den 
in dem Circular- Erlasse bezeichn eten Wirkungen ertheilt werde, ohne dass es der 
wiederholten Ablegung einer Prüfung bedarf. 

Nach der Verfügung des Kriegs- nnd Marine-Ministeriums vom 9. Juni 1870 
ist sämmtlichen activen Militar-Lazarethgehülfen die Ausübung der kleinen Chi- 
rurgie ausser dem Dienst (also bei Civilpersonen) nur ausnahmsweise in den- 
jenigen einzelnen Füllen gestattet, für die sie sich die Genehmigung ihres Vor- 
gesetzten Ober-Militärarztes erwirkt haben. 

2. Diaconissen, barmherzige Schwestern und barmherzige Brüder. 

Die Krankenpflege wird in vielen Anstalten von Diaconisseo, resp. barmher- 
zigen Schwestern und Brüdern ausgeübt. 

Dieselben unterziehen sich zugleich den kleinen chirurgischen Verrichtungen, 
sowie der Führung der Hausapotheken. 

Hierüber erging die 

Circ.-Verf. vom 2. Juli 1853 (v. Raumer). 

Der Königlichen Regierung übersende ich hierbei Abschrift (Anlage a.) der 

in Betreff der Befähigung und Prüfung der Diaconissen zur Führung einer 
Haus-Apotheke, resp. zur Ausübung der moderen Chirurgie 
unterm 21. April d. J. an dio Königliche Regierung zu Düsseldorf erlassenen Verfügung 
zur Kenntnissnahmc und gleich massigen Nacnachtang mit dem Eröffnen, dass die Be- 
stimmungen dieser Verfügung sowohl auf die von evangelischen Diaconissen, als von 
katholischen barmherzigen Schwestern geleiteten Anstalten anzuwenden sind. 

Anlage a. 

Der Königlichen Regierung übersende ich hierbei Abschrift einer Vorstellung der 
Direction des Rheinisch - Westfälischen Diaconissen - Vereins vom 28. Februar d. J., in- 
dem ich znr Erledigung der darin gemachten Anträge Folgendes anordne: 

I. In Betreff des Umfangos der Kenntnisse, welche von den Diaconissen, die zu 
Apothekerinnen in der Dispcnsir-Anstalt eines Krankenhauses bestimmt sind. 

Mcdiemsl-Wcwn. <>q 
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Diese Diaeonisseu müssen sich nucignen: 

a) ausreichende Kenntnisse der äusseren Merkmale, so wie der Echtheit und 
Güte der rohen und der zusammengesetzten, gewöhnlich gebrauchten Arznei- 
stoflfe : 

b) Konntniss der chemischen Präparate nach ihrem äusseren Aussehen und ihrer 
Zusammensetzung, ihrer am häufigsten vorkommonden Verfälschungen und Ver- 
unreinigungen und der Methode, letztere zu entdecken; 

e) Kennet nis- der giftigen und heftig wirkenden Mittel, insbesondere der so- 
genannten directeu Gifte und der gesetzlichen Bestimmungen über die Auf- 
bewahrung derselben ; 

d) Kennt niss der Art und Weise, wie die einzelnen Arzneistoffe aufzubewahren 
sind, um sie vor dem Vorderhon zu schützen; 

e) Kenntnis« der verschiedenen Formen, unter denen die Arzneien dispensirt 
werden (Pulver. Pillen, Aufgüsse, Abkochungen n. s. w.), und Fertigkeit in 
Bereitung derselben. Dagegen können von den Diaconissen nicht auch solche 
Kenntnisse und Fertigkeiten gefordert werden, wie sie zur Anfertigung der 
in »len Apotheken vorrflthig zu haltenden Mittel nöthig sind, z. B. der Destil- 
lation von Wässern und Spiritus, der Bereitung von Kxtracten, Tincturen, 
chemischer Präparate, Salben, Pflaster u. s. w., weil hierzu nicht allein Yor- 
kenntnissc gehören, welche auch bei sonst gebildeten Diaconisscn nicht vor- 
ausgesetzt werden dürfen, sondern auch meiMianische und chemische Apparate 
erforderlich sind, die in den Dispensir- Anstalten nicht eingerichtet werden 
können. 

Durch diese Bestimmung findet »1er Antrag der Direction des RhcinUch-West- 
ffilisclien Diaconisscn- Vereins wegen d»;r Erlaubnis» zur Bereitung gewisser Arzneien 
in den Dispcnsir-Austalten seine Erledigung. 

U. In Betreff dt% Unterrichts der zu Apothekerinnen bestimmten Diaconissen 
setze ich Folgendes fest; 

Der Unterricht in den ad I. genannten Gegenständen ist durch einen 
approbirton und dazu geeigneten Apotheker in s»nner Officin zu ertheilen. 

Die Wahl dieses Apothekers bleibt der Direction überlassen, doch hat 
dieselbe vor dem Anfänge dos Unterrichts von der getroffenen Wahl der für 
die Prüfung der Diaconisscn zu bestellenden Prüfung»- Commission Anzeige 
zu machen und »leren Genehmigung cinzuholcn. 

Nach beendigtem Unterrichte in der Apotheke übt die, Diaconisse noch 
(•inige Zeit hindurch die erlangten Fertigkeiten in der Dispensir- Anstalt des 
Krankenhauses, unter Aufsicht und Anleitung »1er Apothekerin. 

Ml. ln Betreff der Prüfung der Apothekerinnen bestimme ich: 

Für diese Prüfung wird eine besondere, aus einem Kreis- Physikus und 
einem Apotheker bestehende Commission in Düsseldorf niedorgesetzi. 

Bei dieser Commission ist die zu prüfende Diaconisso unter Einreichung 
ihres behrzeugnissc* anzuntcldcn und die Bestimmung wegen »los Prüfungs- 
Termins einzuuolcn. 

Die Gebühren für diese Prüfung setze ich auf 2 Thaler hierdurch fest, 

IV. Was den Antrag wegen der den Diaconissen zu ertlieilendcn Erlaubnis 
zur Ausübung der sogenannten kleinen Chirurgie betrifft, 

so unterliegt di»* Genehmigung derselben an sich keinem Bedenken, jedoch 
haben die Dia»*oniss»:n, welche diese Verrichtungen ausserhalb des Kranken- 
hauses anszuübcn h('ahsi»*hiigen, sich, wie »lic lleildicnor, oinor Prüfung über 
ihr»; Geschicklichkeit vor einer ans den» ärztlichen Mitgliedc der phnrmaccu- 
tischcn Prüfung» Commission und dem Arzte der Diaconissen- Anstalt be- 
stehenden Commission zu unterziehen. Für »liege Prüfung sind ebenfalls 
2 Thaler an Gebühren zu entrichten. 

Die K»migli»*he Regierung hat hiernach die Direction des Rheinisch - Westfälischen 
Diaconissen- Vereins zu Händen des Pfarrcrs Fliedner zu Kaiserswerth zu bescheiden, 
nach Massgabe der gegebnen Bestimmungen eine Prüflings -Commission für die Apo- 
thekerinnen und »'ine Prüfung«- Commission für die Befähigung zu chirurgigchon Ver- 
richtungen zu ernennen und über den Ausfall »ler in jedem Jahre vorgeuommcm'n 
Prüfungen im Monat Januar des folgenden Jahres Bericht zu erstatten. 

Dio für die ang4»orductt*u Prüfungen zu entrichtenden Gebühren sind von dem Vor- 
steher des Krankenhauses ciiizuzielien. Sollte die Königliche Regierung hinsichtlich der 
einen oder andern der vorstehenden Bestimmungen besonder** B»;d»;nken haben, s»» 
erwarte ich binnen vier Wochen darüber Bericht. 
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Diese Bestimm ungen wurden theilweise modificirt in Ansehung der buriu- 
herzigeu Schwestern durch die 

Min.-Vorf. vom *21. Mär/. 1854 (v. Raumor). 

Unter den im Berichte vom .... vorgetragenen 'Umständen habe ich nichts da- 
gegen, dass es bei der bisherigen Praxis, den barmherzigen Schwestern Verrichtungen 
in der niederen Chirurgie ausserhalb des Krankenhauses in den ihnen zngewiesenon 
Grunzen zu gestatten, fernerhin sein Bewenden behält. 

in Ansehung der Diaconissen durch die 

Min.-Verf. vom 4. October 1854 (v. Raumer). 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vorn .... dass ich mit Rück- 
sicht. auf die Begünstigungen, welche in mehreren Källou den barmherzigen Schwestern 
sowohl in Betreff ihrer Zulassung zur Ausübung der kleiuen Chirurgie, als auch in 
Bel reff ihrer Ausbildung zur Verwaltung von Dispcnsir-Anstalten zu Tlioil geworden 
sind, es für eben so gerechtfertigt als unbedenklich erachte, den Anträgen in der ab- 
schriftlich au geschlossenen Eingabe der Direktion des Rheinisch -Westfälischen Diaco- 
nisscn-V oreins vom .... hinsichtlich der in den Anstalten zu Kaiserswerth gebildeten 
Diacouissen stattzugebcu. 

Ich moditicirc daher hinsichtlich dieser Diaconissen meinen Erlass vom *21. April v. J. 
dahin, dass es zu II. einer G e ne h inigun g der Wahl des Apothekers, bei welchem 
eine Diaconisso die Apothekcrkunst erlernen soll. Seitens der Prüfungs-Commission 
nicht bedarf, dass vielmehr die Anzeige von dieser Wahl genügt und der Prüfungs- 
Commission überlassen bleibt, die Angemessenheit der Wahl zu prüfen und, falls Beden- 
ken »ich dagegen ergeben, die Anstelle- Diroction zu einer andern Wahl zu veranlassen. 

Zu IV. genügt fortan, dass die Prüfung der Diaconissen iu der kleinen Chirurgie 
von dein Anstalts-Arzt allein vorgenommen werde, welcher aber Gebühren dafür nicht 
bezieht. Ist der Anstalts-Arzt behindert, so ist die Prüfung von dem ärztlichen Mit- 
gliede der bei II. erwähnten pharmacoulischen Commission gegen Bezug der festgesetz- 
ten Gebühren vor/ u nehmen. 

Die Beschränkung der Wirksamkeit der Concession einer Diaconisso zur Ausübung 
der kleinen Chirurgie auf die Zeit der Zugehörigkeit zum Diaconissen- Verbände unter- 
liegt keinem Bedenken. 

In Beziehung anf das Dispensiren von Medicamenten Seitens der bannher- 
zigen Brüder bestimmt die 

Min.-Verf. vom 7. Novoraher 1859 (Lchnert). 

Unter den in dem Bericht der Königlichen Rcgiorung vom .... angezeigten Um- 
ständen nehme ich keinen Anstand, dem Gesuche des Visitator provineialis der Klöster 
der barmherzigen Brüder in Schlesien um Uobertragung des Dispensirens der Medica- 
mentc in der Dispensir- Anstalt dos üospitals bei dem Convente zu N. an ein hierzu 
oualilicirtes Mitglied des Ordens der barmherzigen Brüder, meine Genehmigung zu cr- 
tlioilen. Was den Seitens des betreffenden barmherzigen Bruders zu führenden Nach- 
weis seiner Qualilication zum Dispensiren von Arzneien betrifft, so erscheint es gerecht- 
fertigt, dass derselbe mindestens den Anforderungen der dieserhalb in Beziehung auf 
die Nonnenklöster und evangelischen Diaconissen-Anstalten erlassenen Instruction vom 
21. April 1853 entspreche, wogegen an einen in einer öffentlichen Apotheke zum Pliar- 
maceuten vollständig a ungebildeten barmherzigen Bruder allerdings höhere Ansprüche 
zu stellen sein würden. 

Der Königlichen Regierung überlasse ich hiernach, hinsichtlich der Prüfung des 
Frater N. zu NT mit Anhalt an die Bestimmungen der genannten Instruction das Erfor- 
derliche anzuordnen. 

Verf. vom 3. Februar 1870 (Lehnort). 

Auf den Bericht vom 3. d. Mts. orwiedere ich der Königl. Regierung, dass die 
durch die Erlasse vom 21. April, resp. 2. Juli 1853 ungeordneten Berichte über die im 
Laufe, des Jahres zur Prüfung als Apothekerinnen gelangten barmherzigen Schwestern 
und Diaconissen fortan nicht mehr zu erstatten sind. 

3) Die Krankenwärter und Krankenwärterinnen. 

Im Jahre 1K32 wurde bei dem Cbarite-Krankenhause in Berlin eine besondere 
Krankenwärterschule errichtet. Neuere Vorschläge, selbstständige Krankenwärter- 

29* 


Digitized by Google 


442 


Das ftrztlicbo Hilfspersonal. 


schulen in sehr vielen Städten zu errichten, sind in Folge der letzten Kriege ge- 
macht worden, aber noch nicht zur Ausfuhruug gekommen. 

Fersonen, welche sich diesem Berufe widmen wollen, finden in den grös- 
seren Kranken- Anstalten hinreichende Gelegenheit zur Ausbildung. 

Nach dem Staats-Miuisterialbeschlusse vom 12. October 1837 sollte bei An- 
stellung von Krankenwärtern in öffentlichen Kranken- Anstalten vorzugsweise auf 
Militär - Invaliden gerücksichtigt werden. Diese Bestimmung wurde durch die 
Allerh. Ordre vom 23. Juni 1851 dahin modificirt, dass die Krankenwärterstellen 
in den zum Ressort des Ministeriums der geistlichen etc. Angelegenheiten ge- 
hörenden Kranken-Anstalten, in so fern ein Militär-Invalide dazu nicht geeignet 
befunden wird, durch andere taugliche Fersonen besetzt werden dürfen. 

Dieselbe lautet: 

Auf Ihren Antrag vom 17. d. Mts. will Ich hiermit genehmigen, dass die Kranken- 
wärter- und andere Untorhodionton-Stollen bei den zu Ihrem Ressort gehörenden Kranken- 
Anstalten, wissenschaftlichen und Kunst- Instituten, zu welchen eine technische Fertig- 
keit gehört, insofern ein Militär-Invalide dazu nicht geeignet befunden wird, 
durch andere taugliche Porsonon besetzt werden dürfen. 

Den ehemaligen Militärpersonen kann nach der Allerh. Ordre vom 0. Oc- 
tober 1844 bei ihrem unverschuldeten Ansscheiden aus dem Dienst eines Kranken- 
wärters ein ihren früheren Militärverhältnissen entsprechendes Gnadengchalt bis zur 
Höhe des nach dem Civil-Pcnsionsreglcment berechneten Betrages gewährt werden. 

Eine gleiche Begünstigung wird auch den Krankenwärtern aus dein Civil- 
s tau de in den meisten Fällen zugebilligt, wenn sie durch treue, mehrjährige Dienste 
invalide geworden sind. 

Die Vorschriften über die Prüfungen der Bandagisten und den Han- 
del mit Bandagen sind durch die Gewerbe -Ordnung vom 21. Juni 1860 in 
Wegfall gekommen. 

Min.-Vorf. vom 15. November 1860, betreffend den Handel mit Bandagen 

(Lehnert). 

Ew. Wühlgeboren erwiedere ich auf die Vorstellung vom 29. v. Mts., dass, da die 
Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni d J. im 1. den Betrieb 
eines Gewerbes Jedermann gestattet, soweit nicht durch dieses Gesetz Ausnahmen oder 
Beschränkungen vorgeschrieben oder zugelassen sind, da ferner die Anfertigung und 
der Handel mit. Bandagen weder einen Theil der Ausübung der Heilkunde, welche durch 
§. 6. 1. c. von der Anwendbarkeit der Gewerbe-Ordnung ausgeschlossen ist, bildet, noch 
auch im Gesetz an Beschränkungen gebunden ist, hiernach die älteren Vorschriften über 
die Prüfungen der Bandagisten und derjenigen, welche mit Bandagen oder chirurgischen 
Instrumenten Handel treiben, aufgehoben sind. 

Min.-Vorf. vom 20. Juli 1870, betreffend die Prüfung der H üh ncraugen- 
Oporateuro (Lohnert).*) 

In Erwiederung auf den Bericht vom 11. d. Mts. finde ich nichts dagegen zu er- 
innern, dass Personen, welche als Hühneraugon-Operateuro geprüft zu werden wünschen, 
zu einer solchen, nach Massgabe der Verfügung vom 25. August 1845 (Anlage a) vor- 
zunchmenden Prüfung mit dem Bemerken zugelassen werden, dass sie durch Ablegung 
dieser Prüfung nur das Recht erlangen, sich als geprüfte Hühneraugen - Operateure zu 
bezeichnen . und dass ihnen das Prüfungszougniss mit dem daraus horvorgehenden 
Rechte naeh Massgabe des $ 58. iL 2. der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 ent- 
zogen worden würde, wenn aus ihren Handlungen oder Unterlassungen ein Mangel der- 
jenigen Eigenschaften erhelle, welche bei Erthcilung des Prufungszeugnissos vorausgesetzt 
werden mussten. 

Diese Bemerkung ist in »las Priifungszeugniss selbst aufzunehmen. Die Anlage des 
Berichtes folgt zurück. 

•) Dieser Erlass ist durch Circ.-Vcrf vom 2. August ej. a. allen Regierungen etc. 
mitgethcilt. 
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Anlage a. 

Der Königlichen Regierung wird auf die Anfrage vom 15. v. Mts. wegen der Prü- 
fung der Hühneraugen-Operateure unter Rücksendung der Beilage eröffnet, dass /.war 
diese Gewerbetreibenden in der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar d. J. §. 45. unter 
denjenigen nicht aufgeführt sind, welche sieh über den Besitz, der erforderlichen Kennt- 
nisse und Fertigkeiten durch ein Bef&higungszougnias der Regierung Ausweisen müssen. 
Da jedoch die Erfahrung festgestcllt hat, dass durch ungeschickte Verrichtung von 
Hühneraugen-Operationen bedeutender und unter besonderen Umstanden selbst lebens- 
gefährlicher Schaden zugefügt werden kann, so ist nach §. 2G. der Gewerbe- Ordnung 
zum Betriebe dieses Gewerbes eine besondere polizeiliche Genehmigung erforderlich unu 
diese nur dann zn ertheilon, wenn die Königliche Regierung sich von uer Geschicklich- 
keit desjenigen, welcher die Erlaubnis zum Operiren der Hühneraugen nachsucht, die 
nöthige Ueberzeugnng verschafft, entweder durch Einsicht glaubhafter Zeugnisse oder 
dadurch, dass Sie einen Medicinal-Beamten (Kreis -Physikus) beauftragt, die technische 
Fertigkeit des Nachsuchenden durch die ihm in geeigneten Fällen auf/.ugebende Ver- 
richtung der fraglichen Operation genau zu prüfen. 

Dass apnrobiitc Acrzte und Wundärzte, wenn sie sich mit dem Operiren der 
Hühneraugen befassen wollen, hierzu keiner besonderen Erlaubnis* bedürfen, versteht 
sich von selbst. 

Beabsichtigt ein Hühneraugen- Operateur sein Gewerbe im Umberziehcn zu be- 
treiben, so finden die hierauf Bezug habenden gesetzlichen Bestimmungen Anwendung. 

Was aber den Gebrauch und Verkauf von Pflastern zur Vertilgung der Hühner- 
augen hetrifft, so kann denjenigen Personen, welche mit polizeilicher Genehmigung das 
Operiren und Vertilgen der Hühneraugen ausüben, smvoltl der Gebrauch als der Ver- 
kauf der zur Vertreibung der Hühneraugen bestimmten Pflaster gestattet werden, sofern 
die Königliche Regierung durch nähere Untersuchung die Ueberzeugnng vou der völligen 
Unschädlichkeit ihrer Bestandteile gewonnen hat. 

Hiernach ist in verkommenden Fällen zu verfahren. 


V. Der Apotheker. 

Das Apothekergowerbc war irn preußischen Staate schon früh einer sorg- 
fältigen und eingehenden Beaufsichtigung durch die Behörden unterworfen. Das 
Medicinal-Edict vom 27. September 1725 stellte in eiuem besonderen Abschnitt 
„von defien Apothekern* das Wesentliche ans den früheren Edictcn vom 12. No- 
vember 1685 und 30. August 1G93 zusammen. Im Allgemeinen Landrecht han- 
delt der Abschnitt 6., Thl. II., Tit. 8. „von Apothekern*. 

Erst die revidirte Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 regelte als all- 
gemeines Landesgesetz das Apotheker wesen und besteht iu ihren Grundzügen bis 
jetzt noch in Kraft. 

Sie lautet: 

Wir Friotlrich Wilhelm, von Gottes Gnaden etc. etc. thuu kund und fügen 
hiermit öffentlich zu wissen: 

Bei der unermüdeten Sorgfalt, welche Wir auf alle Zweige Unserer Staats -Ver- 
waltung richten, ist cs Uns nicht entgangen, wie sehr das Wohl Unserer getreuen L'nter- 
thnneu von einer zweckmässigen Einrichtung der Apotheken in Unseren Landen und 
von einer sicheren Ausübung der Apothekerkunst seihst abhänge. Unsere Durchlauch- 
tigste Vorfahren in der Regierung nahen zwar bereits im Jahre 1G93 cino Ordnung, 
nach welcher sich die Apotheker in Unseren Landen richten sollen, abfassen und das 
Wesentlichste daraus in die Medicinal-Ordnung vom 27. September 1725 aufiiehmcn 
lassen; auch sind seit dieser Zeit mehrere housamo Verordnungen ergangen und im 
Jahre 1795 von Unserem Ober-Collcgio-Medico et Sauitatis in eine besondere gedruckte 
Sammlung gebracht, auch bei der Approbation der Apotheker ihnen zur Nachachtung 
mitgegeben worden. Da indes« theils die Fortschritte in der Ph&rmacio und Chemie, 
thcils der überall oingeführtc ordnungsmässigere Betrieb aller mit der Staats- Administra- 
tion verwandten Gegenstände eine Revision und Vervollkommnung der bisherigen Ge- 
setze und Verordnungen, welche sich auf das Kunstgewerbe der Apotheker beziehen, 
nöthig gemacht halten, so ist von Uns beschlossen worden, die gegenwärtige 
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revidirtc Ordnung, nach welcher die Apotheker in Unsern Landen ihr Kunst- 
gcwerbe betreiben sollen, 

in Kraft eines Landcsgcsctzes abfassen zu lasscu und zur allgemeinen Richtschnur vor- 
zuschreiben. 

Titel I. 

Von den Apothekern überhaupt. 

§. 1. Zur Ausübung der Apothekerkunst an einem Orte berechtigt nur 

1 ) ein landesherrliche* Privilegium, 

2) das A pprobat ious- Patent. 

Das erstere wird von Unsenn General-Directorio, das letztere von Unserm Obcr-Col- 
logio-Medico et Sanitatis ertheilt. 

§. 2. Die Apotheken - Privilegia, welche ointnal in einem Orte fuudirt sind , sind 
sowohl erblich, als überhaupt voräusserlich, es wäre denn, dass sie nur dem Besitzer 
für seine Person verliehen worden; doch gehört zur Besitzfähigkeit des Erwerbers, dass 
er selbst ein gelernter Apotheker sei und als solcher von der Modicinal-Behörde appro- 
birt werde. 

§. 3. Fällt daher eine Apotheke einem nicht gelernten ApotUbker, es sei durch 
Erbgangsrecht oder durch andere zum Erwerb eines Eigenthuras geschickte Titel, zu, so 
muss er solche binnen Jahresfrist, welche jedoch bei erheblichen Umständen von der Mo- 
dicinal-Bchörde auf Sechs Mount erweitert werdeu kann, auf einen uualifieirten Besitzer 
bringen, bis dahin almr solehe durch einen vom Obcr-Collcgio- Meuico et Sauitatis ap- 
promrten und vereideten Provisor verwalten lassen. 

4. Nur den Witt wen eines privilegirteu Apothekers, während ihres Wittweu- 
standes, und den minorennen Kindern desselben bis zu ihrer Gross jäh rigkeit, soll es 
nach wie vor vergönnt sein, die Apotheke durch einen quulificirtcn Provisor verwalten 
zu lassen. 

§. 5. Sobald indess ein Sohn, welcher die Apothekerkunst gelernt hat, solche an- 
nehmen, oder eine Tochter an solchen sich verheirathon will, so hört die Administration 
derselben auf, und der Annehmer muss die Miterbon nach einer billigmässigen Taxe 
abfindeu, da dem Staat daran gelegen ist, dass die Apotheken sich iu den Händen ge- 
lernter Apotheker befinden und nicht durch den Weg der Versteigerung zu gar zu 
hohen Preisen getrieben werden. 

§. (1. Wenn an einem Orte, wo bereits nrivilegirto Apotheken vorhanden, neue 
Apotheken- Privilegia gesucht werden, so wird ans Finanz-Departement zuvor mit dem 
Medicinal-Departement darüber concertiren, weil die zu grosse Concurrenz derselben der 
treuen Ausübung der Kunst schädlich ist, doch müssen sich die Apotheker eine» solchen 
Ortes den gemeinschaftlichen Beschluss dieser Behörden gefallen lassen. 

§. 7. Zur Qualification eines Apothekers in Hinsicht auf die Kunst nach §. 1. ge- 
hört, dass er, unter Beibringung des Privilegii und dos Atteste« der Obrigkeit des Orts 
seines Etablissements, welcnergestalt er die Apotheke rechtsgültig erworben, auch, falls 
er ca nton pflichtig ist, eines Losscheineft von Seiten der eompetenten Canton - Behörde, 
den Lehrbrief, auch die erforderlichen Zeugnisse über die gesetzliche Sorvirzeit beibringe. 
Alle diese Zeugnisse reicht er bei dem Provinzial-Collegio-Medieo et Sanitatis ein, wel- 
ches sodann »eine theoretische und practisehc Prüfung veranlasst, auch davon, unter 
Einsendung des Prüflings- Protokolls sammt Beilagen, nach Tit. II. §. 2. der Instruction 
vom 21. April 1800, berichtet. 

8. Nur diejenigen Candidaten, die sieh in Städten ctabliren wollen, welche eur- 
sirte Medicinalpersouen erfordern, müssen sieh selbst unter Beilegung der obigen Docu- 
rnonte und Zeugnisse bei Unserm Ober-Collcgio-Medico et Sanitatis melden und antragen, 
das» sio zum grossen pharmaceutischen Gursu und grossen Examen, nach Anleitung des 
Reglements vom 1. Februar 1798, verstattet werden, da sie denn auf den Bericht der 
Immediat-Commission ihr Approbations- Patent erhalten. 

§. 9. Dieser Qualification müssen sich auch die bereit« auf kleinere Städte appro- 
birten Apotheker unterwerfen, wenn sie aus diesen in die obigen grösseren Studte üoer- 
geheti, ausser, dass »ie von dem Examine rigoroso frei sind, falls sie von dem Collegio- 
Uedico der Provinz unmittelbar, und nicht blos durch einen Physikum examinirt 
worden. 

§. 10. Zu den Städten, welche cursirte Apotheker und Chirurgen erfordern, ge- 
hören : 

Au rieh, Berlin, Brandenburg, Bia ly stock, Bromberg, Cleve, Crossou, Cüstrin, 
Culm, Danzig, Duisburg, Elbing, Emden, Frankfurt, Graudenz, Halberstadt, 
Halle, llamm, Kalisch. Königsberg i. Pr., Lissn, Magdeburg, Marionburg, Ma- 
rionwerder, Minden, Plock , Posen, Potsdam, Stsrgard in P., Stettin, Thoni, 
Tilsit, Warschau, W'esel, Züllichau. 
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Die in den Vorstädten solcher grossen Städte sieh ctabürenden Apotheker sind 
zwar nur eben so als die in den kleineren Städten sich etablirenden Medicinalpcrsouen 
zu prüfen» sie müssen sich aber alsdann alles Gewerbes in der Stadt selbst enthalten» 
oder cursiron. 

§. 11. Den in einigen Provinzen aus fdterer Zeit entstandenen Missbrauch» dass 
die Collegia- Medi ca auch mit solchen Personen» die sieh in den vorbeschriebenen Städten 
etabliren wollen. Präliminar -Prüfungen unter dem Titel von Tentamen veranstalten, 
schaffen Wir als unnütze hiermit ganz ab. 

12. Dagegen verbleibt den Provinzial-Collegiis-Medicis et Sanitatia die Prüfung 
aller Provisoren, sie mögen Apotheken in grossen oder kleinen Städten vorstehen; je- 
doch müssen sie davon eben so als von der Prüfung der Apotheker behufs der zu or- 
t heilenden Approbation an das Ober- Coli cgi um-Medi cum et Sanitatis berichten. 

§. 13. Der solchergestalt privilegirte und approbirte Apotheker eines Orts ist nicht 
allein berechtigt, darin seine Apothekerkunst ungehindert auszuüben, sondern er ist 
auch, gleich jedem Materialisten, dem Apotheker-rrivilogio gemäss, zum Verkauf aller 
Material waaren und Specereien befugt; dagegen steht dem Materialisten kein Debit der 
prfiparirten Arzneimittel zu. Damit auch der, zwischen den Apothekern und Materia- 
listen über den privativen und culminativen Debit der rohen Arznciwaarou, seit violon 
Jahren bestandene Streit für die Zukunft auf hören möge, haben Wir dieser revidirten 
Ordnung ein besonderes Verzeichniss der rohen Arzneiwaare.n beifügen lassen, womit 
die Droguistcn und Materialisten in der dort vorgesehricbonen Quantität handeln und 
den Debit excrciren können; und werden die Apotheker, Droguistcn und Materialisten 
hierüber aus Unserem Finanz- und Mcdicinal-Departeiucnt durch ein besonderes Regle- 
ment noch instruirt werden. 

§. 14. Die Ausübung der Apothokcrknnst erstreckt sich aber weder auf ärztliche 
noch chirurgische Verrichtungen. iSollto jedoch an einem Orte oder dessen Nähe bis 
auf zwei Meilen sich kein Arzt etablirt haben, so soll der Apotheker, in so fern nicht 
etwa der dortige Chirnrgus auf innere Curen bereits examinirt ist und von Unserem 
Ober-Collegio-Medieo et Sanitatis approbirt worden, befugt sein, auf seine Prüfung zur 
Verrichtung gewöhnlicher leichter innerer Curen bei dem Collogio - Medice der Provinz 
anzatragen, welches alsdann darüber an Unser Ober- Collegium -Medicum et Sanitatis zur 
Approbation berichten muss. Dagegen erfordert aber anen das allgemeine Beste, dass 
Acrzte und zur innerlichen Praxis autorisirte Wundärzte an solchen Orten, wo keine 
öffentliche Apotheke vorhanden, oder in der Nähe befindlich ist, eine mit den nothwen- 
digsten Arzneimitteln versehene kleine Hausapotheke sich halten können, jedoch ledig- 
lich nur zum Gebrauch in ihrer Praxi, nicht aber zum Wiederverkauf an andere Per- 
sonen. Auch müssen diese Mittel, besonders die Pracparata und Compositn, von einem 
approbirten Apotheker im Lande, welcher für deren Güte verantwortlich sein kann, 
nicht aber von auswärtigen Laboranten und Krämern entnommen werden. Imgleichen 
müssen dieselben davon keinen übermässigen Vortheil verlangen , und in den Preisen 
dafür die Patienten nicht übertheuern, sondern ihre Arznei- Rechnungen ganz nach der 
bestehenden Taxe einrichten, indem sie für die Mühe des einzelnen Diaponsircns hin- 
länglich durch den Rabatt entschädigt werden, den Apotheker, von welchen sie sich 
die Arzneimittel undispensirt liefern lassen, zu geben pflegen. 

Von den Lehrlingen. 

§. 15. Jeder gelernte, privilcgirte. und approbirto Apotheker ist Lehrlinge anzu- 
nehmen und Gehalten zu haften befugt. Die Erfahrung hat aber gelehrt, dass die Apo- 
thoker bei Annahme der Lehrlinge zum Oeftcrcn ohne <lie not Inge Auswahl und genug- 
saine Rücksicht auf die Tauglichkeit verfahren, blos ihren Privat nutzen beabsichtigen 
und ihrer Verbindlichkeit, aus selbigen tüchtige und brauchbare Subjecto zu bilden, zu 
wenig Genüge leisten. 

Es wird daher den Apothekern Folgendes zur Pflicht gemacht: 
a) Sollen sie so viel möglich dahin sehen, dass sie nur solche Lehrlinge an- 
nehmen, die, bei eiuem von der Natur nicht vernachlässigten Kopfe, durch 
eine oinigermasacn wissenschaftliche Ausbildung und durch eine gute sitt- 
liche Erziehung zur Erlernung dieser Kunst hinlänglich vorbereitet sind. 
Damit auch der zur Apothekerkunst bestimmte Jüngling dem ihm nöthigen 
Schulunterricht nicht zu früh entzogen werde , so wird den Apothekern 
hiermit anhcfohlen, keinen Lehrling jünger als zu vollen 14 Jahren anzu- 
nehmen. 

Da auch insbesondere die Kenntniss der lateinischen Sprache zum richtigen 
Verstehen der Recepto und der in den Dispensatorien enthaltenen Vorschriften 
ganz unentbehrlich ist, so sollen die Apotheker fernerhin keine Lehrlinge 
annehmen, die von der lateinischen Sprache nicht wenigstens so viel erlernt 
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haben, dass sie leichte Stellen aus einem lateinischen Autor fertig übersetzen 
können. 

Diese Beurtheilung soll aber in Zukuuft nicht den Lehrherren allein über- 
lassen sein, sondern es wird ihnen hiermit zur Pflicht gemacht, ihre anzuneh- 
menden Lehrlinge in dieser Hinsicht durch den Physikum des Orts zuvor 
prüfen zu lassen. 

Die Apotheker haben ferner dahin zu sehen , ob auch der anznnehmende 
Lehrling eine fertige und gehörig deutliche Hand schreibe. Dieses ist beson- 
ders deshalb nothwendig, um zu verhüten, dass durch ihn keine aus unleser- 
lich geschriebenen Signaturen leicht entspringende Zweifel und Irrthümer auf 
Seiten des Patienten veranlasst werden. 

b) Da auch vielfältig wahrgeuommen wird, dass Lehrherren ihre Zöglinge als 
blosse Arbeitsleute behandeln, hingegen um deren Bildung zu brauchbaren 
Apothekern unbekümmert sind und genug gothan zu haben glauben, wenn 
sie selbige nach verflossenen Lehrjahren mit einem Lehrbrief entlassen, so 
werden sie hiermit ernstlich erinnert, die ihnen gegen ihre Lehrlinge oblie- 
genden Pflichten nicht ausser Acht zu lassen, sondern selbige durch treue 
Anweisung und gründlichen Unterricht sowohl im theoretischen, als procti- 
schen Theile der rharmacie, verbunden mit Darreichung guter Bücher und 
Ueberlnssung der nöthigeu Zeit zu deren Benutzung, zu geschickten und iu 
ihrem Fache tüchtigen Staatsbürgern zu erziehen. 

c) Ist vielfältig der Missbrauch eingerissen, dass die Apotheker vornämlicli an 
solchen Orten, wo sie neben ihrem Hauptgeschäft noch andere Gewerbe trei- 
l»en, gar keine Gchülfeu, dagegen aber zwei bis drei Lehrlinge halten, auch 
hierzu sogar am liebsten rohe, unwissende, schlecht erzogene Knaben von 
noch unreifem Alter auswählcn, weil sie diese am besten zu ihren oft mit 
niedrigen Arbeiten verknüpften Neben ge worben zuziehen und gebrauchen zu 
können glauben. Da aber hierdurch die Zahl unwissender und höchstens nur 
zu einigen mechanischen Arbeiten brauchbarer Apothekergehülfen jährlich 
vergrössert wird, so wird hiermit verordnet, dass die Apotheker nur so viel 
Diseipel halten dürfen, als sie ausgelernte Geholfen haben. Haben sie nur 
Einen Geholfen, so dürfen sie auch nur Einen Lehrling annchmcu. Sind aber 
ihre Geschäfte so unbeträchtlich, dass sie solche überhaupt nur mit Einem 
Menschen bestreiten können, so dürfen sie gar keinen Lehrling, sondern blos 
einen Gohülfen halten, cs sei denn, dass sie erweisen können, keinen Gehol- 
fen bekommen zu können, oder dass sie als geschickte und ihr Hauptwerk 
selbst mit Thfitigkeit abwartende Männer bekannt sind. 

d) Um überhaupt dem Anwaehse schlecht erzogener, unwissender und untaug- 
licher Apothekergehülfen um so mehr vorzubeugen, so wird hiermit fest- 
gesetzt: dass hinführo kein Lehrherr befugt sein soll, seinen Lehrlingen den 
Lehrbrief oder das Attest wohl überstandener Lehrjahre zu crtheilcn, bevor 
nicht dieser durch eine von dem Physik us des Orts im Beisein des Lehrherrn 
zu veranstaltende Prüfung, welche dem, was man von einem solchen jungeu 
Menschen billigerweisc fordern kann, angemessen sein muss, als tüchtig be- 
funden worden. Bei dieser Prüfung ist besonders darauf zu sehen, ob der 
Ansgelernte sich practischc Kenntnisse der Phurmncic und eine hinlängliche 
Fertigkeit in kunstmfissigen Arbeiten erworben habe, da solches bei einem 
guten Apotheker der Theorie vorangehen muss. Findet es sich, dass er noch 
nicht reif genug ist, um als ein brauchbarer Anothckorgchülfe anerkannt zu 
werden, so hat der Physikus ihm anzudeuten, dass er noch nicht entlassen 
werden könne, sondern so lange noch in der Lehre bleiben müsse, bis er 
sieh hinlänglich qu&lificirt habe. Ergäbe es sich aber, dass die Schuld der 
Versäumnis* in den Lehijahren weniger am Lehrling, als vielmehr am Lebr- 
herm selbst liege, sic bestehe nun in vorsätzlicher Vernachlässigung dos Lehr- 
lings oder in erwiesener Unfähigkeit, brauchbare Subjectc zu bilden, so »oll 
einem solchen Apotheker die weitere Bcfugniss, Lehrlinge zu halten, gänzlich 
untersagt werden. Der Lehrling aber soll verpflichtet sein, so lange bei einem 
anderen Apotheker in die Lehre zu treten, bis ersieh die erforderliche Kennt- 
nis* und Geschicklichkeit erworben hat. 

§. 16. Was die Dauer der Lehrjahre und die sonstigen Bedingungen der Recop- 
tion eines Lehrlings hctrifll, so häugt dies zwar von der Bestimmung des mit den 
Eltern, Vormündern oder Verwandten desselben zu errichtenden schriftlichen Contraets 
ab: doch soll die Lehrzeit nie unter vier Jahre bestimmt, auch von dein Lehrherrn «lein 
Lehrling nur in so weit ein Nachlass auf etwa sechs Monate bewilligt werden, als der 
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Physikua des Orts nach genügsamer Prüfung vou der Keife des Lehrlings sich überzeugt 
und solches schriftlich attestirt hat 

§. 17. Kein Lehrherr soll daher dein Lehrling den Lehr- oder Gesellenbrief eher 
ortheilen, bis der Physikus des Ort« demselben (las Ffdiigkeitszcugniss dazu gegeben 
hat, wofür er, sowie für das Attest bei der Roooption des Lehrlings, ausser dem Stem- 
pelpapier, am Gcldc mehr nicht als Einen Thaler orhält. 

Von den Apolhekorgehülfen. 

§. 18. Der solchergestalt mit dom Lehrbriefe versehene Lehrling wird nun ein 
Apothekergehülfe. Als solcher übernimmt er in der Apotheke, bei welcher er sieh 
engagirt hat, oben die allgemeinen Verpflichtungen, unter welchen der Principal, dem 
er sich zugesollt, zur öffentlichen Ausübung dieses Kuiistgewerhes von Seiten des Staats 
autonsirt ist. Er muss sich daher sogleich mit denjenigen landesherrlichen Medjeimil- 
Gesetzen und Verordnungen, welche, das pharmaceutische Fach betreffen, bekannt 
machen, damit er in Beobachtung derselben, so weit sie auf ihn Bezug haben, sich 
nichts zu Schulden kommen lassen möge. Hat selbiger seine Lehrjahre in einer inlän- 
dischen Apotheke zugebracht, so ist zu erwarten, dass er mit den Vorschriften der 
Phariuacopoea Borussica und mit der Arznoitaxe schon bekannt sei; ist er aber ein 
Ausländer, so muss er sich angelegen sein lassen, diese zu «tudiren, um sich nach 
Anleitung derselben der Anfertigung, Dispensirung und Taxirung der Arzneimittel 
unterziehen zu können. 

Bei der Receptur hat er alle Behutsamkeit und Genauigkeit in Dispensirung der 
verschriebenen Arzneimittel anzuwenden. Zu dem Ende muss er die Vorschrift des 
Recepts nicht nur zuvor mit Aufmerksamkeit überlesen, sondern auch das angefertigte 
Medicamcnt nicht eher aus der Hand stellen, bevor er nicht das Reccpt nochmals mit 
Bedacht gelesen und von der geschehenen richtigen Anfertigung und Signatur sich 
überzeugt hat. Im Laboratorio muss er die Composita und Praeparata, nach Vorschrift 
der Pharmacopoea Borussica, reinlich, ordentlich und gewissenhaft bereiten und wohl 
bezeichnet aufbewahren. 

Uebrigens wird von einem jeden conditionirenden Apotheker vorausgesetzt, dass 
er den Inbegriff seiner Obliegenheiten kenne «ml stets vor Augen habe; dass er dem 
zufolge als ein rechtschaffener Gehülfe und Mitarbeiter seines Principal* die ihm anver- 
trauten Geschäfte mit Treue und Fleiss abwarte, ohne dabei die wissenschaftliche» 
Kenntnisse seines Faches zu versäumen; dass er sich vorzüglich auch eines guten mora- 
lischen Wandels hefleissige, gegen Jedermann höflich und bescheiden sei, aller aus- 
schweifenden und verführerischen Gesellschaften sich enthalte, keine unnöthige und un- 
anständige Besuche in der Officin annehme und überall io Erfüllung seiner Pflichten 
den ihm untergeordneten Lehrlingen mit musterhaftem Beispiele vorangehe. 

§. 19. Die Bestimmung des Gehalts und der sonstigen Emolumente eines Geholfen 
hängt von dem schriftlichen Verein beider Theile ab. Wäro dergleichen Contract nicht 
gemacht, so muss sich der Gehülfe in einer der §. 10. benannten Städte, neben freier 
Station, exclusive Kleidung, jährlich mit demjenigen Gehalt begnügen, welches ein 
Apothekergehülfe dieses Orts gewöhnlich erhält. 

20. Die Servirzeit eines Geholfen wird auf fünf Jahre festgesetzt. Sollte aber 
derselbe iu Berlin oder auf Akademien Gelegenheit gehabt haben, Vorlesungen in der 
Chemie, Pharmacie, Botanik u. s. w. zu hören und er darüber gute Zeugnisse der 
Lehrer Iwihringen , auch bei der Prüfung zum Apotheker die nöthigo Geschicklichkeit 
beweisen, so soll Unser Ober - Collegium - Medicum et Sanitatis befugt sein, ihm Ein, 
höchstens Zwei Jahre zu erlassen, weil nicht blos Theorie, sondern mehrjährige Aus- 
übung der Apothekerkunst zur Bildung eines guten practischen Apothekers erfordert 
wird und keine andere als die Medicinal-Bohörde fähig ist, zn beurtheilen: 

oh einem Candidatcn der Pharmacie die Ausübung der Apothekerkunst mit 
Sicherheit anvertraut werden kann. 

Von den Provisoren. 

§. 21. Ein Caudidat der Pharmacie, wonn ihm die Direction einer Apotheke über- 
tragen wird, führt den Namen Provisor. 

§. 22. Niemand kann zum Provisor angenommen werden, der nicht die Lehr- 
end wenigstens Drei Servirjahrc überstanden, auch bei dem Collogio-Modico et Sanita- 
tis der Provinz die geordnete Prüfung ausgehalten hat. 

§. 23. Er ist an alle den Betrieb der Apothekerkunst betreffende Gesetze uud 
Verordnungen gebunden und besonders dafür verantwortlich, dass in der Apotheke, 
welcher er vorsteht, das Kunstgowcrbe im ganzen Umfange vorscliriftsmässig ausgeübt 
werde, zu welchem Endo er von dem Obor-Collcgio-Medico et Sanitatis approhirt und 
dessen Vereidigung verfügt werden muss. 
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§. *24. Seine Verhältnisse gegen den Eigonthnmshorm der Apotheke bestimmt der 
mit ihm schriftlieh zu errichtende Contrnct. 

Titel II. 

Von dor Ober* Aufsicht über die Apotheken. 

!. Die pharmftceutische Praxis gehört ihrer Natur nach zu denjenigen Gegen- 
ständen, welche die strengste Aufsicht Unseres Ober - Collegii - Medici et Sanitalis und 
der von selbigem abhängenden Provinzial -Co Uegiorum erheischen. Ans dieser Ursache 
sind, ausser der den Mcdieinal - Behörden obliegenden allgemeinen Wachsamkeit über 
die Apotheken, noch insbesondere die Visitationen cingofuhrt. Zu den gewöhnlichen 
Visitationen ist ein Zeitraum von Drei Jahren festgesetzt; bei dringenden Veranlassun- 
gen aber linden auch ausserordentliche Visitationen zu unbestimmten Zeiten Statt. 

§. *2. Bei gewöhnlichem Visitationen hat der Apotheker den dazu ernannten Com- 
inisRnricn vorzulegon: 

1) das Privilegium und die auf dessen Besitz sich beziehenden Doco mente; 

2) die Approbation Unseres Ober-Collegii-Mediei et Sanitatis, oder, wenn die 
Apotheke durch einen Provisor verwaltet wird, dessen Conti riuation; 

3) die Pharnmcopoea Borussica, die Arzneitaxe, das Mcdieinal- Edict, die ge- 
genwärtige revidirto Ordnung für dio Apothoker und die etwa in der 
Folge dazu nothig gefundenen Verordnungen; 

4) das Elaborations - Bach ; 

*>) die Giftschoine mit der darüber geführten Controle: 

ß) das in den Ofiicinen von*äthig zu haltende Herbarium vivum einheimischer 
officincller Pflanzen : 

7) einige Packet« taxirter Reccpte. 

§. 3. Die Gi •hülfen haben ihren Lehrbrief und Testimonia vorzuzoigeu, einige zur 
Prüfung ihrer Fähigkeit ihnen vorzalegende Fragen aus der Matcria phariuacciitica und 
der Chemie zu beantworten , ein Pensum aus der Pliarmacopoea Borussica ins Deutsche 
zu übersetzen, auch eine Probe ihrer Handschrift ad Acta zu geben. 

4. Auf ähnliche Art werden auch die Lehrlinge in Rücksicht ihrer Fähigkeiten 
und Fortschritte nach Verhältnis* ihrer zurückgelegtcn Lehrzeit geprüft 

§. 5. Die Apotheker nebst ihren Gehülfcn und Lehrlingen sind verpflichtet, den 
Comniissaiien weder bei genereller Besichtigung der Offlein, des L&boratorii, der Ma- 
terial-Kauiinorn , Kräutor-Bödon, Keller u. s. w., noch bei snocicUer Prüfung dor Arznei- 
mittel nach dem vorgeschriebenen Verzeichnisse irgend Hindernisse in den Weg zu 
legen, vielmehr selbigen mit Achtung und Bereitwilligkeit entgegen zu kommen, die 
von selbigen geschehenen Erinnerungen und Belehrungen bescheiden nuzuiiehmen und 
den von selbigen etwa für nothig erachteten Anordnungen willige Folge zn leisten, ln 
streitigen Fällen aber haben sie ihre Gegcnerinnerongen bescheiden zn Protokoll zu 
geben und die Entscheidung von der Behörde zu erwarten. 

§. G. Die auf die gewöhnlichen Visitationen gehonden Gebühren und Kosten, wde 
solche in der Medicinal-Ordnung Seite 72. und dem hier beiliegenden Circuiari Unseres 
General -Directorii vom G. Februar 1738 bestimmt sind, tragen dio Stadt - Kämmerei 
und dio Apothoker zu gleichen Theilen. 

§. 7. Ausserdem stoben die Apotheken immerwährend unter der unmittelbaren 
Aufsicht der Physiker oder derjenigen Personen, donen sonst die Aufsicht von der 
oberen Behörde übertragen worden, als deren Pflicht es ist, dio Apotheken von Zeit zu 
Zeit zu besuchen und Acht zu geben, ob darin alles wohl hergehe und in gntem Stande 
gehalten werde; daher dann auch ein Apotheker, wenn er auf mehrere Tage oder 
Wochen verreisen will, verbunden ist, die Aufsicht über seino Offlein einer dazu ouali- 
fieirten Person, die während seiner Abwesenheit nöthigeufalls die Verantwortlichkeit 
übernimmt, zu übertragen und solches dem Physikns des Orts anzuzeigen. 

Titel III. 

Von dor Ausübung der pharmaceutischen Kunst selbst. 

§. 1. Von den Pflichten dor Apothoker in Anschaffung, Bereitung und Aufbe- 
wahrung der Modieumoiito überhaupt. 

a) Ein jeder Apotheker in Ungern Landen ist schon durch seinen geleisteten 
Eid verpflichtet, stets dafür zu sorgen, dass seine Apothoke diejenigen, so- 
wohl rohen als zubereiteten Arzneimittel, welche in der nach Maßgabe für 
grössere und kleinere Städte entworfenen Designalion specificirt sind, in 
bestmöglichster Beschaffenheit und Güte und in einer den Bedürfnissen des 
Orts angemessenen Menge vorräthig enthalte. 
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Die einfachen Arzneimittel aus Jom Thiel- und Pflanzenreiche muss er 
im Durchschnitt alle zwei Jahre, die gebräuchlichsten aber, oder die durch 
die Zeit leicht an der Kraft verlieren, alle Jahre frisch und in gehöriger 
Güte und Menge anschaffen, znr rechten Zeit einsammeln, säubern, mit allem 
Floisse trocknen und in sauberen dichten Gefässen unter richtiger Bezeich- 
nung aufbewahren. 

Gleichergestalt muss er auf die kunstmässigo Bereitung der pharm acouti- 
schen und chemischen Praeimrata alle Aufmerksamkeit und Sorgfalt richten. 
Bei Anfertigung derselben hat er sieh genau an die Vorschriften der I'harmu- 
copoea Borussica zu halten, und darf er sich dabei keine willkürlichen Ab- 
weichungen erlauben. Jedoch ist es ihm unverwehrt, neben den nach der 
Pliariracopoea Borussica angefertigten Praeparatis und Compositis, dergleichen 
auch nach anderweitigen Dispensatoriis oder besonderen Vorschriften, vorräthig 
zu halten, wenn dergleichen von den Acrzteu verlangt werden. 

b) Die Apotheker sind zwar überhaupt angewiesen, die chemischen Arzneimittel 
selbst zu bereitem In dem Falle aber, dass sie an der eigenen Anfertigung 
gehindert sind oder ihre bedürfende Menge dazu zu gering ist, müssen sie 
sich damit aus einer anderen guten inländischen Apotheke versorgen, dürfen 
aber dergleichen nicht von gemeinen Laboranten oder ausländischen Dro- 
guisten kaufen. 

c) Ks ist die Pflicht eines jeden Apothekers, dass er seine sämintlichcn Waarcn 
und Mcdiciualien oft und fleissig revidire, um sowohl die abgängig geworde- 
nen, als durch Alter oder Zufall verdorbenen Mittel sogleich ergänzen zu 
können, damit er stets von der Güte und tadellosen Beschaffenheit jedes 
einzelnen Artikels seines Vorraths überzeugt sein und dafür die Gewähr 
leisten könne. 

§. 2.^ Von dem besonderen Verhalten bei Anfertigung der Recopte. 

a) Sobald ein Recept zur Bereitung in die Apotheke gebracht wird, aut wel- 
ches der Arzt das Datum, die Jahreszahl, den Namen des Patienten und, 
wenn dem Apotheker dessen Hand nicht bekannt ist, auch seinen eigenen 
Namen geschrieben haben muss, so ist der Apotheker verpflichtet, es entwe- 
der selbst zu verfertigen oder einem tüchtigen Gehülfen, allenfalls auch einem 
Lehrlinge, welcher aber wenigstens drei Jahre in der Lehre gestanden uud 
sich wohl applicirt haben muss, zur Bereitung zuzustellcn. Sowohl die Apo- 
theker, als deren Gehülfen und Lehrlinge, sind verbunden, die Arzneimittel 
auf einen» mit Gittern umgebenen Recoptirtischc nach Vorschrift der Recopte, 
ohne Aufschub, vorsichtig und pünctlicli zu bereiten, die angefertigten Mcdi- 
camcnte daselbst bis zur Abholung zu bewahren und solche nebst den Rccep- 
ten so wenig während der Anfertigung, als nachher Jemanden vorzuzeigen, 
noch weniger Abschriften davon zu geben oder nehmen zu lassen. Damit 
auch derjenige, welcher am Receptirtische die Mcdicamcntc zusaramenmischt, 
nicht gestört werde, so soll ausser den in die Officin gehörigen Personen 
Niemand zu solchen zugclasscn werden. 

b) Bei der Receptur muss die strengste Genauigkeit, Ordnung und Reinlichkeit 
herrschen. Sämmtlichc Gefässe und Instrumente müssen stets rein and sau- 
ber, auch Waagen und Gewichte im acuraten Zustande gehalten werden. 
Auch das Reinhalten der Seihetücher zu Decocten und Infusionen ist nicht 
zu vernachlässigen. 

Mixturen, Pulver, Pillenmassen u. s. w., zu denen salinischc und metal- 
lische Praeparata kommen, dürfen in keinem metallischen, sondern sollen in 
steinernen, gläsernen oder porcellanenon Mörsern bereitet werden. 

Zu scharfen, heftig wirkenden Mitteln, als Quecksilber- Sublimat, imglei- 
chen zu stark riechenden, als Moschus, Asa foetida, sollen besondere Mörser 
und Waageschalen gehalten werden. 

Der in einigen Apotheken noch übliche Gebrauch, Pulver- und Pillcn- 
Schachteln mit Goldpapier auszu futtern, wovon die darin aufbowahrten 
Arzneimittel leicht mit Kupferthcilchcn verunreinigt werden, wird hiermit 
untersagt. 

c) Bei Dispensirung der Arzneimittel soll nichts gemessen, viel weniger nach 
dom blossen Augentnossc genommen, sondern alles ordentlich und genau 
abgewogen werden. Bei den Wässern kann jedoch das Abmessen statt- 
haben, nur müssen die eigens dazu bestimmten Mensuren nach dem absolu- 
ten Gewicht des Wassers richtig ahgctheilt sein. Sollteu auch noch Aerzte 
im Gebrauch haben, Vegotabilien mauipulweise zu verschreiben, so sollon 
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diese dennoch gewogen, und statt eiues Munipuls bei Krittlern eine halbe 
Unze, und hei Blumen drei Drachmen nach Gewicht genommen werden. 

d) Zu mehrerer Verhütung, dass "keine Verwechselung der Medicamente sich zu- 
tragen möge, soll in der Apotheke jedesmal der Name des Patienten, welcher 
auf dom Ucoepto steht, imgleichen der Name des Apothekers, hei welchem 
das Rcoept verfertigt worden, liehst dem Dato aut der Signatur bemerkt 
werden. 

Auch soll auf der Signatur die auf dem Hecept bestimmte Gabe und 
Zeit des Einiiclimena nicht mit Ziffern bezeichnet, sondern jedesmal mit Buch- 
s tu hon deutlich und leserlich geschrieben werden. 

Eben so muss die Taxe der Medicamente auf den Recepten, wenn sie 
bei erfolgender Bezahlung zurückgegeben werden, mit deutlichen Ziffern be- 
merkt sein. 

e) Da noch die Erfahrung gelehrt, dass öfters diejenigen Arzneien, welche die 
Patienten auf Verordnung ihres Arztes zum zweiten oder öfteren Male machen 
lassen, nicht vollkommen gleich, sondern in Farbe, Quantität, Geschmack und 
Geruch verschieden sind, und hierdurch den Putieutou verdächtig werden, so 
soll de ij eilige Apotheker, in dessen Ofticin dergleichen Nachlässigkeit erweis- 
lich gemacht worden, in Fünf Tlrnler Strafe verfallen. Damit man aber wisse, 
wer den Felder bei der RcUeratur begangen, so soll derjenige, der solche 
verfertigt, jedesmal seinen Namen auf die Signatur schreiben. 

I) In gleiche Strafe soll derjenige Apotheker genommen werden, welcher die 
ihm zugcschicktcii Kcecptc, es sei bei Tage oder bei Nacht, nicht sogleich 
ohne Aufhaltung verfertigt, den Ilandkauf vorzieht und die Patienten ohne 
Noth auf die Medicio warten lässt. Besonders sollen diejenigen Hccepte, die 
mit cito bezeichnet worden, sogleich bereitet, und die Arzneien den Boten, 
welche die Recepto einhändigen, mitgegeben werden. 

g) Gelingens sollen solche von approbirton Aerzten und Wundärzten einmal ver- 
schriebene und verfertigte Rccepte, welche Drastica, Vomitoria. Menses et 
Urinam moventia, Opiata und andere dergleichen stark wirkende Medicamente 
enthalten, ohne Vorwissen und Bewilligung des Arztes zum andern Male nicht 
wieder gemacht werden, weil dergleichen Mittel, die zur rechten Zeit ver- 
ordnet von guter Wirkung gewesen, dem Kranken, wenn er solche zur Un- 
zeit nimmt, den Tod zuwege bringen können. 

h) Wenn dem Apotheker in (len verschriebenen Recepten ein Irrthum oder Vor- 
stoss von der Art, dass davon ein Nachtheil für den Patienten zu besorgen 
sei, bemcrklich werden sollte, so hat er sogleich dem Arzte, welcher das 
Reoept verschrieben, seine Bedenklichkeit unct seinen Zweifel bescheiden zu 
eröffnen. Wenn der Arzt den Verstoss nicht anerkennt, und auf die Anfer- 
tigung des Reccpts nach seiner Vorschrift besteht, so kann es der Apotheker 
zwar auf dessen Verantwortung verfertigen, doch hat er zu seiner eigenen 
Rechtfertigung den Fall sogleich dem Phvsikus, oder wenn dieser das ver- 
dächtige Rccept verschrieben hätte, dem competcnten Collcgio - Medien anzu- 
zeigen. 

i) Sollte es sieh zutragen, dass ein verschriebenes Ingredienz nicht vorrfithig 
oder sogleich nicht anzuschaflfcn sei, so darf der Apotheker nicht willkürlich 
ein anderes dafür suhstituiren oder etwas hinweglossen, sondern er hat sol- 
ches sofort dem Arzte anzuzeigeu und es diesem zu überlassen, an dessen 
Statt ein anderes Mittel von gleicher Eigenschaft zu verordnen. 

k) Da auch verlauten will . dass noch hier und da unbefugte Personen sich mit 
innerlichen und äusserlichen Cnren befassen, so wird den Apothekern hier- 
mit anbefohlen, sich der Verfertigung solcher Recepto, die von dazu nicht 
qualificirten Personen verschrieben worden, zu enthalten, und sich hierunter 
lediglich nach dem §. 5. Seite 28. Unsera Mcdicinal-Edicts vom Jahre 1725 
zu achten, am wenigsten aber Medicamente von heftiger und bedenklicher 
Wirkung als: Drastica, Vomitoria, Mereurialia, Narcotica, Emme- 
nagoga, namentlich auch Regina und Tinctura Jalappae, von der 
Hand, ohne ein von einem approbirton Arzte verschriebenes Recept, verabfol- 
gen zu lassen. 

1) Es haben demnach alle und jede Apotheker in Unsern Landen, bei Vermei- 
dung von Fünf bis zwanzig Thalern Strafe auf jeden Coutraventionsfall und 
bei wiederholter Contravention hoi noch höherer Geldstrafe, sieh nach diesen 
Verordnungen zu achten, auch hei Vermeidung gleicher Strafe dafür zu sor- 
gen, dass von ihren Geholfen und Lehrlingen dieselben auf das Genaueste 
iiefolgt werden, gleichwie sie für das, was ihre Geholfen oder andere zu ihrem 
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Hanse gehörige Personen hierin zuwider handeln, schlechterdings einstehen müssen, 
obschon ihnen das Recht Vorbehalten bleibt, ihren Regress an gedachte Personen 
za nehmen. 

Uobrigcns haben Wir, um dieser revidirten Ordnung desto mehr Vollständigkeit 
zu geben, eine Revision der hauptsächlichsten Verordnungen und Gesetze für die Apo- 
theker veranstalten und sie derselben im Anhänge beifugen lassen. 

So geschehen Berlin, den 11. October 1801. 

Anhang 

der vorzüglichsten Verordnungen für die Apotheker nach ihrer Revision 

betreffend. 

I. 

Wegen sorgfältiger Aufbewahrung und vorsichtiger Verabfolgung der 

Giftwaaren. 

Da Wir missfällig vernommen, dass den omanirten Verordnungen wegen sorgfäl- 
tiger Aufbewahrung und vorsichtiger Vorabfolgung der Giftwaaren nicht überall die 
strengste Folge geleistet wird, so haben Wir aus landesväterliehor Fürsorge nöthig 
gefunden, die in Unsorm allgemeinen Medieinal-Ediet vom Jahre 1725 Seite 27. §. 4., 
ungleichen tlio in der Verordnung an sämintliche Apotheker vom Jahre 1758 enthaltenen 
Gesetze und Verordnungen, insbesondere bei denjenigen Giftwaaren, welche im Nach- 
stehenden mit dem Namen directo Gifte bezeichnet sind, folgen dergestalt zu bestimmen 
und zu erweitern. 

a) Unter der Rubrik: direete Gifte, sind folgende namentlich begriffen: Allo 
Arsen icalia, als: weisser Arsenik, Operment, Ranscbgelb, Fliegenstein, oder 
der uneigentlich sogenannte Kobalt; ferner: Morcurius sublimatus corrosivus, 
Morcurius praccipitatus ruber, imgleichen Euphorbium und weissc Niesewurz. 

b) Zu diesen üirecton Giften sind besondere, von den übrigen Waaren und Me- 
dicinalien entfernte Behältnisse und Vorschläge zu bestimmen. Besonders 
darf auch die hier und da angetroffeno Unordnung, Arsenicalia und Mercu- 
rialia unter und neben einander zu stellen, hinfüro nicht weiter stattfinden, 
sondern es müssen beide nebst ihren besonders dazu zu bestimmenden und 
stets reinlich zu haltenden Gorathsehaften, als Waagcschaalen , Mörser, höl- 
zerne oder knöcherne Löffel u. s. w. in abgesonderten verschlossenen Räumen 
verwahrt werden. Die Schlüssel zu diesen Behältnissen nimmt der Apotheker 
selbst oder in dessen Abwesenheit der älteste Geliülfe in Verwahrung. 

c) Ausser den Fällen, dass einer oder der andere Artikel nach Rcccpten, wenn 
solche von approbirten Aerzton und Wundärzten verschrieben worden, zu 
dispensireu ist, darf der Apotheker solche im Handverkauf nur allein zur An- 
wendung der Vieharzneimittel, zum technischen Gebrauch für Maler, Färber 
und andere Künstler und Handwerker, die deren zu ihren Arbeiten bedürfen, 
imgleichen zu Tilgung schädlicher Thiere, verkaufen. Diese Verabfolgung 
darf aber nur gegen gültige Scheine und blos an sichere, unverdächtige und 
gesetzmassig dazu qualificirtc Personen geschehen. Hierunter sind zu vor- 
stclien: Personen aus der Classe der Honoratioren, Königliche Bediente vom 
Militär- und Civilstande, Gutsbesitzer, Prediger, ansässige Bürger und Kigen- 
thümer, auch Landwirtho, wenn sie vom Apotheker gekannt sind. In den 
Scheinen ist ausdrücklich anzugeben, zu welchem Gebrauch das Gift bestimmt 
ist. Die Scheine selbst müssen von denjenigen Personen, welche dio Gift- 
waaren verlangen, eigenhändig geschrieben und mit ihrem Pettschaft besie- 
gelt sein, auch nicht etwa von verdächtigen Personen, von Kindern oder un- 
sichern Dienstboten überbracht werden. 

Landwirtho und andere zum Empfange benöthigter Giftwaaren qualifieirte, 
dom Apotheker aber nicht persönlich bekannte Personen haben sich durch 
ein von der Obrigkeit oder den Predigern des Orts beizubringendes Attest zu 
legitimiren. 

d) Die Giftscheine sind in den Apotheken zu numoriren und sorgfältig aufzubo- 
wahren, auch ist zu deren Controlirnng ein besonderes Giftbuch zu führen. 
Dieses Buch enthält in sechs Golnnmen: 1) die Nummer des Giftzettcls. 
2) das Datum desselben, 3) den Namen des Empfängers, 4) ob dieser es in 
Person empfangen oder durch wen? 5) die Art des Giftes, 6) das Quantum 
desselben. 

e) Da auch die Erfahrung gelehrt hat, wie nöthig es sei, dass das verabfolgte 
Gift für Jedermann als solches bezeichnet und kenntlich gemacht werde, so sollen 
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1) die Giftwaaren nicht in blossen Papierbüllen, sondern in Behältnissen 
von dichtem Holze oder von Steingut verabreicht, und 

2) solche Behältnisse sorgfältig und fest verbunden, versiegelt, oder sonst 
wohl verwahrt werden: auch ist 

ll) die Art des darin enthaltenen Giftes, und überdies noch das Wort Gift 
in deutscher, und nach Loral-Urastünden auch in lateinischer, franzöid- 
schor, polnischer, wendischer Sprache, besonders deutlich auf die Signa- 
tur zu schreiben. Nicht minder sind 

4) zu noch mehrerer Bezeichnung für Personen, die des Lesens ganz un- 
erfahren sind, diese Behältnisse mit drei in die Augen fallenden schwar- 
zen Kreuzen von der zu Bezeichnung der Grabmäler gebräuchlichen 
Gestalt oder mit der Figur eines Todtenkopfes fosthaltend zu bezeichnen. 

f) Ausser dieser strengen Verfügung über Aufbewahrung und Verabfolgung der 
vorgenannten dirocton Gifte wird »len Apothekern in Ansehung säinmtltcher 
übrigen heftig wirkenden Mittel die Beobachtung der grössten Vorsicht hier- 
mit wuMlerholentlmh empfohlen. Des Endes sollen: Aqua Lauro-Cerasi, Opium 
und dessen Praeparata, Aconitum, Belladonna, Cicuta virosa, Conium macula- 
tnm und andern Mittel dieser Art, ebenfalls in eignen, abgesonderten und 
verschlagenen Behältnissen aufbewahrt werden. Da auch Mittel dieser Art 
nur allein nach gesetzlich autorisirten Recenten zu dispensiren sind, und gar 
nicht zu technischen und ökonomischen Bedürfnissen »los Publicums gehören, 
so wir»! deren Debit im Handverkäufe, es sei mit oder ohne Schein, hiermit 
gänzlich verboten. 

g) Sämmtliche Apotheker in Unsern Landen lutben sich mit dem Inhalt dieser 
erweiterten Verordnung bekannt zu machen, und aufs Genauest«? danach zu 
achten, mit der Vorwarnung, dass der- oder diejenige unter ihnen, welche 
solcher nicht in allen Stücken nachlchcn, olinfcldbar nachdrückliche fiskalische 
Gehl- oder Gefäugnissstrafen zu erwarten haben, welche Strafen nach Befinden 
der Umstände verstärkt werden sollen, wenn sie bei etwa sich ereignenden 
Unglücksfällcn durch Missbrauch der Giftwaaren überführt werden, durch 
Nachlässigkeit und Unvorsichtigkeit in Aufbewahrung und Verabfolgung der- 
selben dazu boiget ragen zu haben. 

II. 

Wegen Abschaffung der mit Blei versetzten zinnernen Gefässe. 

Wegen der durch traurige Erfahrung bestätigten höchst nachtheiligen Wirkung 
des Bloi’s auf »lie menschliche Gesundheit haben Wir aus lamlesväterlicner Fürsorge 
für di») Gesundheit Unserer Unterthanen bereits vor mehreren Jahren die Verfügung 
getroffen, dass die cliedem übliche Verzinnung mit einem Zusatze von Blei in Unsern 
Landen gänzlich abgeschafft sein und dagegen nicht anders, als mit reinem englischen 
Blockzinn und Salmiak verzinnt werden solle. Da aber die Erfahrung lehrt, dass die 
Verzinnung sehr leicht abnutzt und die Wiederherstellung derselben nicht immer zeitig 
genug besorgt wird, und daher die Pflanzen- Ext recte, Sanerhonige, Svrupe n. s. w. oit 
kupferhaltig angotroffen worden sind, so sollen verzinnte kupferne Kessel, Helme, Ab- 
künlungsröhren u. s. w. , selbst wenn sic mit reinem englischen Zinn verzinnt worden, 
künftig nicht weiter in den Apotheken verstattet werden. 

Ferner befehlen Wir sämmtlichon Apothekern, in ihren Officincn alle Gefässe von 
bleihaltigem Zinn, sie bestehen in Mensuren, Schaalen, Pfannen, Kesseln, Blasen lielmen, 
mit ihren Abkfihlungsröhren , Digorirflaschen oder Stanilgeffiasen, gänzlich abzuschaffen, 
und an deren Stelle andere, entweder aus dem reinsten Zinn oder aus Porzellan, Stein- 
gut und dergleichen anfertigen zu lassen. 


111 . 

Wegen Anschaffung der Magnesia Nitri. 

Da die vormals in den Apotheken gebräuchlich gewesene Magnesia alba oder 
Magnesia Nitri als ein unsicheres und öfters mit Kalkerde, Kieselerde und Gyps ver- 
fälschtes Modicamcnt befunden worden, so haben wir rcsolvirt. selbiges aus den Apo- 
theken gänzlich abzuschaflen, und befehlen Euch hiermit, solche als Arzneimittel zu 
cassiron und an deren Stelle die nach Vorschrift der Pharmaoopoea Borussica angefer- 
tigte Magnesia salis amari. oder Magnesia carbonica vorräthig zu halten und zu dis- 
pensiren, wenn sie auch tioidi uutor dem Namen Magnesia Nitri verschrieben wer- 
den sollte. 
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IV. 

Wegen Nichtanwendung der Sapo hisnuuieus oder Sapo vonotus zum 
innerlichen Gebrauche. 

I) 4 a zn den in den französischen, spanischen und andern auswärtigen Fabriken 
aus Baumöl und Soda gekochten Seifen gewöhnlich nur die schlechtesten Sorten des 
Baumöls verbraucht werden, auch bei deren Siedung, welche in kupfernen Kesseln au- 
gestellt wird, nicht die sorgfältigste und reinlichste Behandlung^ statt zu linden scheint, 
diese Rücksichten aber dein innerlichen Gebrauche solcher Seifen keine Empfehlung 
gewähren, so verordnen Wir hiermit, dass in den Apotheken, wenn Oclseifo zu dem 
innerlichen Gebrauche verschrieben wird, keine dergleichen Fabrikseifen, sondern nur 
allein die nach Vorschrift der Pharmaoopoea Borossiea aus reinen Ingredienzen kunst- 
niässig angefertigte Sapo medicatns angewendet und dispensirt werden soll, wenn auch 
gleich auf deu Heccptcn nur Sapo luspanicus oder veuetus benannt worden. Zum 
äussern Gebrauch kann deren Au Wendung hingegen nach wie vor stattünden 

V. 

Wegen Anschaffung und Haltung eines Ilorbarii vivi plantaruni 
officinaliu m. 

Da zum Ooftern in Erfahrung gebracht ist, dass viele Apothekergohülfon und 
Discipel in der Botanik nur eine sehr mangelhafte Kenntnis* besitzen, so dass ihnen oft 
selbst die officinellen Kräuter unbekannt sind, dieser Mangel einer hinlänglichen Ivräutor- 
k linde aber bei Einsammlung und Dispensirung vegetabilischer Arzneimittel zu schäd- 
lichen Irrthümern und Verwechslungen fährt, so wird sumintUchcn Apothekern Unsere 
schon bestehende Verordnung hiermit aufs Neue in Eriuncrung gebracht, nicht allein 
für sich ein Herbarium vivum von officinellen Pflanzen anzuschaffen, sondern auch 
dafür zu sorgen, dass ihre Gchülfcn und Lehrlinge sich daraus eine anschauliche nähere 
Kenntnis* der officinellen Vegetabilien verschaffen, auch mit der Zeit sich selbst eines 
dergleichen sammeln und unfertigen mögen. 

Die Verordnungen, welche die Apotheker-Ordnung abgeändert haben, finden 
sich bei den betreffenden einzelnen Abschnitten. 

Die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869, welche in dem Apotheker- 
Gewerbebetriebe und bei der Errichtung von Apotheken keine Abänderung 
hervorgernfen hat, handelt von den auf Apotheker bezüglichen Verhältnissen 
in folgenden Paragraphen : 

Tit. 1. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§. 0. Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung auf die Errichtung und 
Verlegung von Apotheken und den Verkauf der Arzneimittel (vorbehaltlich der Bestim- 
mung in §. SO.). 

§. 10. Real-Gewerbeberechtigungen dürfen fortan nicht mehr begründet werden. 

Tit. II. 

Stehender Gewerbebetrieb. 

I. Allgemeine Erfordernisse. 

§. 14. Wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes an fängt, muss 
den für den Ort, wo solches geschieht, nach den Landcsgcsctzen zuständigen Behörden 
gleichzeitig Anzeigfc davon machen. 

§. 15. Die Fortsetzung des Betriebes kann polizeilich verhindert werden, wenn 
ein Gewerbe, zu dessen Beginn eine besondere Genehmigung erforderlich ist, ohne diese 
Genehmigung begonnen wird. 

II. Erfordernis besonderer Genehmigung. 

2. Gewerbetreibende, welche einer besonderen Genehmigung bedürfen. 

§. 29. Einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweises der Befähigung 
erthcilt wird, bedürfen Apotheker. 

Personen, welche eine solche Approbation erlangt haben, sind innerhalb des 
Bundesgebietes in der Wahl des Ortes, wo sie ihr Gewerbe lietreiben wollen, Vorbehalt- 
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lieh der Bestimmungen über die Errichtung und Verlegung von Apotheken (§. 6.), nicht 
beschränkt. 

Personen, welche vor Verkündigung dieses Gesetzes in einem Bundesstaate die 
Berechtigung als Apotheker bereits erlangt haben, gelten als für das ganze Bundesgebiet 
approbirt. 

§. 34. Die Landesgesetze können vorschreiben, dass zum Handeln mit Giften 
besondere Genehmigung erforderlich ist 

III. Umfang, Ausübung und Verlust der Gowerbebefugnisse. 

§. 41. In Betreff der Berechtigung, Apotheker- Gehülfen und Lehrlinge anzunehmen, 
bewendet es bei den Bestimmungen der Landesgesetze. 

§. 45. Die Befugnisse zum stehenden Gewerbe können durch Stellvertreter 
ausgeübt werden; diese müssen jedoch den für das in Rede stehende Gewerbe insbeson- 
dere vorgeschriebenen Erfordernissen genügen. 

§. 4tj. Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für Rechnung 
der Wittwe während des Wittwenstandcs, oder wenn minderjährige Erben vorhanden 
sind, für deren Rechnung durch einen nach §. 45. qualificirton Stellvertreter betrieben 
worden, insofern die über den Betrieb einzelner Gewerbe bestehenden besonderen Vor- 
schriften nicht ein Anderes verordnen. Dasselbe gilt während einer Curatel oder Nach- 
lass-Reguli rung. 

§. 47. Inwiefern für die nach dem §.34. conccssionirton Personen eino Stellver- 
tretung zulässig ist, hat in jedem einzelnen Falle die Behörde zu bestimmen, welcher 
die Concessionirnng zustellt. 

§. 48. Realgewerbe-Berechtigungen können auf jode, nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zum Betriebe des Gewerbes befähigte Person in der Art übertragen werden, 
dass der Erwerber die Gewerbeberechtigung für eigene Rechnung ausüben darf. 

Tit. in. 

Gewerbebetrieb im Umherzichon. 

§. 56. Ausgeschlossen vom Au- und Verkauf im Umherzichon sind: 

5. Arzneimittel, Gifte und giftige Stoffe. 

Tit. IV. 

T n x c n. 

§. 80. Die Taxen für die Apotheker können durch die Centralbehörde festgestellt 
werden. Krmassigungen derselben durch freie Vereinbarungen sind jedoch zulässig otc. 

Tit. VII. 

Ge werbegehü lfen. Gesellen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter. 

§. 126. Die Bestimmungen der §§. 105. hi» 115. und 118. bis 125. finden, jedoch 
soviel die Lehrlinge betrifft mit Ausnahme des §. 106. Absatz 2., auf dio Gehülfen und 
Lehrlinge der Apotheker etc. keine Anwendung. Die Verhältnisse derselben zu ihren 
Lehrherren und Arbeitgebern sind fernerhin nach den bisherigen Vorschriften zu be- 
urtheileu. 

Tit. X. 

Strafbestimmungen. 

§. 143. Die Berechtigung zum Gewerbebetriebe kann, abgesehen von Concessions- 
Entzichungcn und den in diesem Gesetze gestatteten Untersagungen des Gewerbe- 
betriebes F§. 15., Absatz 2. und §. 35.), weder durch richterliche noch durch administra- 
tive Entscheidung entzogen werden. 

§. 144. Inwiefern, abgesehen von den Vorschriften über die Entziehung des Ge- 
werbebetriebes (§. 143 ), Zuwiderhandlungen der Gewerbetreibenden gegen ihre Berufs- 
pflichten ausser den in diesem Gesetze, erwähnten Fällen einer Stram unterliegen, ist 
nach den darüber bestehenden Gesetzen zu beurtheilen. 

§. 147. Mit Geldbusse bis zu JOO Thlrn. und im Unvermögensfallc mit vorhält- 
nissm aasiger Gefängnisstrafe bis zu sechs Wochen wird bestraft: 

1) wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, zu dessen Beginne 
eine besondere polizeiliche Genehmigung ^Concession, Approbation, Bestallung) 
erforderlich ist, ohne die vorschriftsmässige Genehmigung unternimmt, oder 
fortsetzt, oder von den in der Genehmigung festgesetzten Bedingungen ab- 
woicht 

§. 148. Mit Geldbusse bis zu 50 Thlrn., oder im Falle des Unvermögens mit 
Gefängnisstrafe bis zu 4 Wochen wird bestraft: 

8) wer bei dem Betriebe seines Gewerbes die von der Obrigkeit vorgeschriobcnen 
oder genehmigten Taxen überschreitet. 
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§. 151. Sind polizeiliche Vorschriften von dem Stellvertreter eines Gewerbetrei- 
benden bei Ausübung des Gewerbes übertreten worden , so trifft die Strafe den Stell- 
vertreter: ist die Uebcrtretung mit Vorwissen der verfügungsfähigen Vertretenen began- 
gen worden, so verfallen beide der gesetzlichen Strafe. 

Ist an eine solche Uebertretung der Verlost der Concession, Approbation oder 
Bestallung geknüpft, so findet dieselbe auch als Folge der von dem Stellvertreter be- 
gangenen Uebertretung statt, wenn diese mit Vorwissen des verfügungsffdiigen Vertre- 
tenen begangen worden. Ist dies nicht der Fall, so ist der Vertretene bei Verlust der 
Concession, Approbation etc. verpflichtet, den Stellvertreter zu entlassen. 

152. Alle Verbote und Strafbestimmungen gegen Gewerbetreibende, gewerb- 
liche Gehülfen, Gesellen oder Fabrikarbeiter wegen Verabredungen und Vereinigungen 
zum Behuf der Erlangung günstiger Lohn- and Arbeitsbedingungen, insbesondere mit- 
telst Einstellung der Arbeit oder Entlassung der Arbeiter werden aufgehoben. 

Jedem Theilnohnier steht der Rücktritt von solchen Vereinigungen und Verabre- 
dungen frei und es Bndet aus letzteren weder Klage noch Einrede statt. 

I. Erlangung der l^ualification. 

Die Qualification als Apotheker wird durch das Erlernen der Apotheker- 
kunst, das Serviren als Apothekergehülfe, resp. das Stadium der pharmaceutischen 
Wissenschaften auf einer Universität, die Ablegung der Staatsprüfung, die Appro- 
bation und Vereidigung erlangt. 

• L Oer Apotheker-Lehrling and Gehülfe. 

Die revidirte Apotheker-Ordnung vom 11. Oetober 1801 handelt Tit. 1., 
§. 15. — 17. von den Lehrlingen und §. 18.— 21. von den Gehfilfen. Nach §. 126. 
der Gewerbe -Ordnung vom 21. Juni 1869 sind die Verhältnisse der Apotheker- 
Gehülfen und Lehrlinge zn ihren Lehrherren und Arbeitgebern fernerhin nach 
den bisherigen Vorschriften zn beurtheilen. 

Ueber die Ausbildung, die Lehr- und Servirzeit, sowie über die Prüfung 
der Apotheker-Lehrlinge und Gehülfen bestimmt unter Aufhebung der betreffen- 
den Paragraphen der Apotheker-Ordnung vom 11. Oetober 1801 die 

Circ.-Verf. vom 11. August 1864 (v. Mühler). 

Dio Bestimmungen der §§. 15.— 20. Tit. I. der revidirten Apotheker- Ordnung vom 
11. Oetober 1801, die Lehrlinge und Apotheker-Gehülfen betreffend, haben bisher für die 
Regelung des Verhältnisses der Apotnckonbesitzer /.u den für das Studium der Phar- 
inacie sich vorbereitenden, als Hülfspersoiial in dio Apotheken aufgenommenen jungen 
Männor als Norm gedient. Seit längerer Zeit aber hat sich eine Erweiterung dor nach 
denselben an die wissenschaftliche Befähigung der Lehrlinge und an ihre fernere Aus- 
bildung zu stellenden Anforderungen, gegenüber dor rasch vorschreitondeu Entwicke- 
lung der pharmaceutischen Hülfs- und Fachwissenschaften, als ein unabweisliches Be- 
dürfnis* herausgestellt. 

ln Erkennung dieser Not h Wendigkeit ist daher überall bereits bei der Ausführung 
der hierauf bezüglichen Bestimmungen auf den Nachweis eines höheren, als des zur 
Zeit des Erlasses der Apotliekerorunung vorgesehenen Grades von Schulbildung der 
Lehrlinge vor ihrem Eintritt in die Apotheke gehalten worden. Da im Einklänge hier- 
mit ein grösserer Umfang von theoretischen Kenntnissen nach vollendeter Lehrzeit bei 
den Lernenden vorausgesetzt und gefordert werden konnte, ist die Gehülfen -Prüfung 
gleichfalls fast in allen Kreisen der Monarchie nach einem, mit den ursprünglichen Be- 
stimmungen zwar nicht im Widerspruch stehenden, aber verschärften Modus, welchen 
einzelne Regierungen durch besondere rcglemcnta rische Verordnung für ihren Verwal- 
tungsbezirk festzustcllcn sich veranlasst gefunden haben, abgehalteu worden. 

Wenn hiermit der Erledigung des in dieser Beziehung dringend gefühlten Bedürf- 
nisses im Allgemeinen bereits näher getreten, so hat doch die modiheirte Auffassung 
der in Rede stehenden Bestimmungen Seitens der verschiedenen Mcdieinalbchörden eine 
Ungleichheit in der practischen Ausführung derselben zur Folge gehabt, welche im 
Interesse der Betheiligten und der Sache seihst einer definitiven Abhülfe bedarf. 

Unter diesen Umständen und mit Berücksichtigung der hierüber von mehreren 
Apothekenbesitzern und wissenschaftlichen Autoritäten erforderten gutachtlichen Aeusse- 
rungen habe ich ein .Reglement über die Lehr- und Servirzeit, sowie über die Prüfung 
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der Apothekerlehrlinge und Apothekergehülfen“ ansarbeiten lassen, welches basirt auf 
die Hanptbestiramungen der §§. 15. — 20. der revidirten Apotheker-Ordnung, als eine 
durch die Anforderungen der Zeit und der Wissenschaft gebotene erweiterte Ausführung 
derselben anzusehen um! fortan zu Ix'folgen ist. 

Indem ich der Königlichen Regierung ein Exemplar dieses Reglement« in der An- 
lage zur Nachachtung zugehen lasse, bestimme ich beitu» Ausführung derselben Folgendes: 

1) Die Vorschriften über die wissenschaftliche Vorbildung der Lehrlinge, §§. 3. 
und 4 des Reglements, treten für die Annahme neuer Lehrlinge sofort in 
Kraft 

2) Für die bereits angenommenen Lehrlinge verbleibt es hinsichtlich der Dauer 
der Lehrzeit bei den mit dein Principal abgeschlossenen Vertragen, ln Betreff 
der nach ihrem gegenwärtigen Contract zu v io r jähriger Lehrzeit verpflichteten 
Lehrlinge ist es für den Fall, dass der Lehrling das jetzt verlangte Vorbil- 
dungsziol erreicht hat, den Lehrherren gestattet, den Lehrling auch schon 
nach drei- resp. drittehalbjähriger Lehrzeit zur Gohülfenprüfung zu prfisontiren. 

3) Die Bestimmungen der §§.7—15. des Reglements treten am 1. Januar 1865, 
die Bestimmungen der §£. 18 und 19. ibid. vom 1. October 1865 ab in Kraft, 
sodass alsdann nur Gehülfen, welche den daselbst vorgeschriebenen Bedin- 
gungen genügt haben, zur Staatsprüfung werden zn gelassen werden. 

Dio Königliche Regierung veranlasse ich. hiernach das Erforderliche zur Bekannt- 
machung im Amtsblatt und zur Ausführung des Reglements anzuordnen und namentlich 
die Kreißphysiker mit eingehender Anweisung zur Beachtung der dieselben besonders 
betreffenden Bestimmungen zu versehen. 

Reglement 

über die Lehr- und Sorvirzeit, sowie über die Prüfung der Apotheker- 
Lehrlinge und Apothekergehülfen. 

Von den Lehrlingen. 

§. 1. Jeder Apothekenbesitzer ist befugt, Lehrlinge und Gehülfen anzunehmen. 

§. 2. In der Regel darf ein Apotheker nur so viel Lehrlinge annchmcn , als er 
Gehülfen hat. Neben einem Gehülfen zwei Lehrlinge oder neben zwei Gehülfen drei 
Lehrlinge u. s. f. anzunehmen, ist in keinem Fall gestattet. 

Ausnahmsweise kann einem Apotheker, dessen Geschäftsumfang so gering ist, dass 
er einen Gehülfen nicht zu »alarircn vermag, und der als ein geschickter, wissenschaft- 
lich gebildeter und thätiger Mann bekannt ist, von der betreffenden Königlichen Regie- 
rung gestattet worden, einen Lehrling auch ohne einen Gehülfen zu halten. 

§. 3. Wer die Apothekerkunst erlernen will, muss die wissenschaftliche Befähi- 
gung eines Schülers der Secunda eines Gymnasiums oder einer Realschule 1. Ordnung 
oder der Prima einer Realschule II. Ordnung oder das Abgaugszcngniss der Reife von 
einer höheren Bürgerschule besitzen und den Nachweis dieser Befähigung durch ein 
Zeugnis* darüber, nass er mindestens ein halbes Jahr den Unterricht in einer der ge- 
nannten Schnlclassen mit Erfolg genossen hat, zu führen im Stande sein. 

Für den Fall, dass der Aspirant bisher eine öffentliche Schule nicht besucht hat, 
muss er sich durch den Director eines Gymnasiums oder durch eine Gymnasial- Prü- 
fungs-Commission in Bezug auf die bezeichnet«' wissenschaftliche Qualihcation prüfen 
una das betreffende Zeugmss ausst eilen lassen. 

§. 4. Vor Eintritt in eine Apotheke als Lehrling hat sich der qualificirtc Aspirant 
bei dem betreffenden Kroisphvsikus unter Vorlage: 

a) eines Schulzeugnisses (§. 3.), 

b) des von ihm selbst geschriebenen Lebenslaufs, und 

c) seines Vaccinations- und Revaccinations-Scheins 

persönlich zu melden. Nach Prüfung dieser Atteste ist der Kreisphysik us ermächtigt, 
dein Aspiranten das Befähigung«- Zeugnis« zum Lehrling der Apotheker- 
kunst auszufertigen. 

Ohne dies amtliche Zeuguiss darf kein Lehrling in einer Apotheke 
angenommen werden. 

§. 5. Die Dauer der Lehrzeit wird auf drei Jahre festgesetzt. 

Nur denjenigen Lehrlingen, welche vor ihrem Eintritt in die Lehre den Nachweis 
geführt haben, dass sic ein ganzes Jahr den Unterricht der Prima eines Gymnasiums 
oder einer Realschule 1. Ordnung genossen, oder welche bereits dio Reife zum Abgang 
auf die Universität erlangt haben, wird auf den Antrag ihres Lehrherrn ausnahmsweise 
ein Nachlass von einem halben Jahre der Lehrzeit Seitens der Königlichen Regierung 
bewilligt werden. 

§. 6. Der Lehrherr ist verpflichtet, für die Ausbildung der Lehrlinge durch prac- 
tische Anweisung und Uebung in der pharmaccutischen Technik, sowie durch gründ- 
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liehen theoretischen Unterricht iti der Pharmaeie und deren Hülfswissenscbaften Sorge zu 
tragen. Zu diesem Zweck muss derselbe mit den, dem Stande der Wissenschaft ent- 
sprechenden Lehrmitteln versehen sein. 

Zu Dienstleistungen und Arbeiten, welche mit dem Apothekergeschift nicht in Be- 
ziehung stehen, dürfen Lehrlinge nicht verwendet werden. Es muss denselben ausser 
»leu täglichen Arbeitsstunden geeignete Zeit zum Privatstudium und im Sommer zu bo- 
tanischen Exeursionen vergönnt bleiben. Der Lehrherr hat darauf zu halten, dass jeder 
Lehrling sich ein systematisch geordnetes Herbarium der von ihm gesammelten Pflanzen 
anlegt. 

Ueber die im Laboratorium unter Aufsicht des Lehrherrn oder Gehülfen ausge- 
führten pharmacentischen Arbeiten, zu welchen dem Lehrling, unter Umstanden auch 
nur des Unterrichts wegen, besondere Gelegenheit gegeben werden muss, hat derselbe 
ein Journal mit kurzer Beschreibung der vorgenommenen Operationen und der Theorie 
des betreffenden chemischen Processes anzulegen und aufzubewahren. 

§. 7. Die Aufsicht auf den Gang der Bildung der Lehrlinge liegt dem Kreisphy- 
siku# ob. Um diese wirksam zu führen, hat der Kreisphysikus die Lehrlinge in den 
Apotheken seines Kreises wenigstens einmal jeden Jahres im Beisein und unter Beistand 
des Lehrherrn über ihre Kenntnisse und Fortschritte in der Botanik, Physik, Chemie 
und pharmacentischen Technik zu prüfen nnd sieh davon zu überzeugen, ob dieselben 
mit dem Verständnis» der lateinischen Sprache genügend vertraut geblieben sind, ihr 
Herbarium in Ordnung gehalten und ihr Laborntions- Journal (§. 6.) vorschriftsmässig 
geführt haben. 

Ueber den Ausfall der Prüfung wird von dem Kreisphysikus ein bei don Physi- 
kats-Acten verbleibendes kurzes, von dem Lehrherrn mit zu unterschreibendes Protokoll 
aufgenommen. Der Kreisphysikus hat hierbei sowohl den Lehrherrn, als auch den 
Lehrling auf die der Förderung und Nachhülfe besonders bedürftigen Unterrichts-Gegen- 
stände aufmerksam zu machen und, wie dies geschehen, im Protokoll zu vermerken. 

Sollte sich bei wiederholter derartiger Prüfung eine auffallende Untüchtigkeit des 
Lehrlings oder eine Vernachlässigung desselben Seitens dos Lehrherrn herausstcllen, so 
hat der Kreisphysikus hierüber an die Vorgesetzte Königl. Regierung zur weiteren Ver- 
anlassung zu berichten. 

§. 8. Wenn der Lehrling die festgesetzte Lehrzeit zur Zufriedenheit seines Prin- 
cipals zurückgelegt hat, so ist er von Letzterem bei dem Kreisphysikus zur Prüfung 
als Gehülfe anzumelden. 

§. 9. Die Gehülfen- P rüfung wird vor einer Commission abgelegt, welche aus 
dem Kreisphysikus als Vorsitzendem, dom Lehrherrn und einem zweiten Apotheker, 
der selbst Lehrlinge oder Gehülfen ausgebildet hat, bestellt. 

Den hinzuzuziehenden Apotheker wählt der Kreisphysikus, vorbehaltlich der Ge- 
nehmigung der Vorgesetzten Königlichen Regierung. 

fc. 10. Ueber den Gang der Prüfung nimmt der Kreisphysikus ein Protokoll auf. 
Derselbe ist berechtigt, über die Au.-wuhl der einzelneu Prüfungsgegenstfinde zu ent- 
scheideu und auch, soweit es ihm von seinem Standpunct geeignet erscheint, mitzu- 
prüfen. 

Der Lehrherr dos Examinanden hat nur in den Gegenständen zu prüfen, welcho 
ihm durch den Kreisphysikus, im Einvernehmen mit dem hinzugezogeuon Apotheker, 
bezeichnet werden. 

§. 11. Die Gehülfen-Prüfung zerfällt in einen practischen und in einen münd- 
lichen Abschnitt. 

a) der Hauptzweck des practischen Prüfung»- A hsehn ittes ist, zu ermit- 
teln, ob dem Examinanden die Function eines Receptarius anvertraut werdon 

. darf. Zu dem Ende hat der Lehrling drei Recepte zu verschiedenen Arznei- 
formen zu lesen, regelrecht anzufertigen (resp. zu dispensiron) und zu laxiren. 

Wo es die Umstände gestatten, bleibt es der Commission überlassen, den 
Examinanden ausserdem noch ein leicht darzustellendes pharmaceutisches Prä- 
parat (in mäßigem Umfange) bereiten zu lassen. 

b) Die mündliche Prüfung wird mit der Vorlage einiger Droguen und che- 
mischen Präparate zur mtarmacologischen Bestimmung, und einer Anzahl 
frischer oder eingelegter Pflanzen zur Erkennung und terminologischen De- 
monstration eingeleitet. Demnächst hat Examinand mindestens zwei Artikel 
aus der lateinischen Landes- Pharmacopöc zu übersetzen. Hieran ist in ange- 
messener Weise die Prüfung in den Grundlehren der Botanik, Physik und 
pharmaceutischeo Chemie atizuknüpfen. Schliesslich hat sich der Examinand 
über seine Bekanntschaft mit den Bestimmungen, welche für das Verhalten 
und die Wirksamkeit, des Gehülfen in einer Apotheke massgebend sind, aus- 
zuweisen. 
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$. 12. Der ganze Pröfang8*Act ist während eines Tages zu absol viren. Die 
m&nd(iche Prüfung darf in der Kegel die Zoit von 3 Stunden nicht überschreiten. 

< 5 . 13. Im hall die Commission die Leistungen des Geprüften für genügend er- 
klärt lmt, ist der Krcisphysikus ermächtigt, dein Lelirling das Zeugnis« als Apo- 
theke r- Geh ülfo auszustellen, worauf der Lehrherr demselben das übliche Dimissions- 
Attest zu ertheilen hat. 

Die von den Mitgliedern der Commission unterschriebene Prüfung«- Verhandlung 
wird zu den Phjsikats- Acten genommen. 

Können sich der Kreisphvsikus und der als Examinator zugezogene Apotheker 
für den Ausfall der Prüfung nicht einigen, so ist mittelst gemeinschaftlichen Berichtes 
unter Vorlegung der Prüfungs-Verhandlung und der schriftlichen Arbeiten die Entschei- 
dung der Vorgesetzten Künigl. Regierung einzuholen. 

§. 14. Das Nichtbestehen der Prüfung hat die Verlängerung der Lehrzeit um ein 
halbes Jahr zur Folge, mich welcher Frist die Gchülfen prüfung wiederholt werden 
muss. Wer auch nach der zweiten Wiederholung uicht besteht, wird zur Prüfung nicht 
wieder zugclassen ^ 

§. 15. Die aus der Prüfung entstandenen Kosten fallen dem Examinanden zur 
Last. Der Kreisphvsikus und der als Examinator zugezogene Apotheker erhalten 
ausser den etwaigen roglement «massigen Reisekosten jeder drei Thaler an Gebühren. 

Von den A potheker-Gehülfen. 

§. 16. Der Gehülfo steht zu dom Apothekenbesitzer, seinem Principal, in dem 
persönlichen Vertrags- Vorhältni6s eines ihm für den Geschäftsbetrieb Dienenden und ist 
dessen Anordnung pünctlichen Gehorsam schuldig. 

Der Apotlickonbesitzer darf dem Gchülfen aas Dispensiren von Arzneimitteln in 
der Ofücin (das Keceptiren) und die Anfertigung von pharmaeeutisehen Präparaten im 
Laboratorium (das Defectiren) selbstständig üuerlassen, ist aber für die Arbeit der Ge- 
hülfeu verantwortlich. 

Während kurzer zufälliger Abwesenheit, doa Apothekenbesitzers ist der Gohülfe 
dessen Stellvertreter. Bei längerer Entfernung vom Geschäft Reisen) aber ist der Apo- 
theker, falls sein Gehülfo nicht bereits die Approbation als Apotheker erlangt hauen 
sollte, verpflichtet, einen upprobirteu Apotheker als seinen Stellvertreter anzunchrnen und 
dies dem Kreisphvsikus anzuzeigen. 

§. 17. Der Gohülfe, welcher die Approbation als Apotheker noch nicht erlangt 
hat, ist verpflichtet, die als Lehrling erworbene pharmaccu tische Ausbildung durch Uebuug 
und Privatstudien zu vervollständigen. Hierzu ist er von dein Principal auzuhalten und 
mit Anweisung zu versehen. Das während der Lehrzeit begonnene Laborations- Journal 
(§. 6.) hat er ordnungsmäßig fortzusetzen, mit Erlaubnis de» Principal» botanische 
Exeiirsionen zu machen lind sein Herbarium zu erweitern. 

Der Gohülfe muss den Lehrlingen in allen Beziehungen mit gutem Beispiel voran- 
gchen und in der Unterweisung derselben den Principal gewissenhaft unterstützen. 

§. 18. Die Servirzeit eines Gchülfen wird auf drei Jahre festgesetzt, von wel- 
cher 2oit ein Nachlass nicht statt findet . 

Das Militär- Dienstjahr als einjähriger freiwilliger Pharmacout in einer Militär- 
Dispensir- Anstalt wird dein Gchülfen als ein halbes Jahr auf die Servirzeit in einer 
Civil-Apotheko in Anrechnung gebracht. 

§. 19. Behufs Zulassung zur AMogung der pharmaeeutisehen Staatsprüfung haben 
die Gehülfon nach Absolvirung der dreijährigen Servirzeit (§. 18.) noch drei Se- 
mester hindurch dem Studium der pharmaeeutisehen Wissenschaften an einer der preussi- 
schen Universitäten obzn liegen. 

Bei länger als drei Jahre fortgesetzter Servirzeit ist für jedes überzählige 
Scrvigahr der Erlass eine» Studien-Semesters gestattet. Es sind folglich nach vier 
Servirjahren mindestens noch zwei Semester, nach fünf Servirjahren noch ein Semester 
des piiarmaeoutischen Studiums erforderlich, wogegen Gchülfen, welche sechs Jahre 
oder darüber vorwurfsfrei conditionirt haben und sieb überein fleissigee Privatst udi um 
genügend ausweisen, ohne vorgüngiges Universitäts-Studium zur Staats- Prüfung werden 
zugelasscu werden. 

Berlin, den 11. Augast 1864. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Mcdicinal-Angelegenheiten. 
von Mühler. 


Der §. 3 des Reglements vom 11. August 1864 hat iu so fern eine Abän- 
derung erfahren, als die wissenschaftliche Befähigung für das Apotliekerfach nun 
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mehr durch den erfolgreichen Besuch der Secanda einer höheren Schule wäh- 
rend eines Jahres, resp. durch die Kenntnisse eines solchen Schülers uachge- 
wiesen werden muss. Hierüber disponirt die 

Min ist.- Verf. vom 28. Dcceniher 1870. 

Das Reglement vom 11. August 1S64 bestimmt im §. 3.: Wer die Apothekerkunst 
erlernen will, muss die wissenschaftlich« Befähigung eines Schülers dor Seeundn eines 
Gymnasiums (»der einer Realschule I. Ordnung oder der Prima einer Realschule 
11. Ordnung oder das Abgangszeugnis* der Reife an einer höheren Bürgerschule be- 
sitzen und den Nachweis dieser Boffihigung durch das Zeugnis* darüber, dass er min- 
destens ein halbes Jahr den Unterrieht in den genannten Schulelassen mit Erfolg ge- 
nossen hat, zu führen im Stande sein. 

Dieser Bestimmung lag neben der Fürsorge für eine als mindestens nothwendig 
zu fordernde Schulbildung der Apotheker-Lehrlinge die Absicht zu Grunde, nur solche 
Lehrlinge zuzulassen, welche zugleich den Anspruch auf das Benciicium des einjährig- 
freiwilligen Dienstes in der Armee erworben haben. Dazu genügte uach der Militür- 
Ersatz-lnstruetion vom 0. Deeemher 1858 der Nachweis eines halbjährigen Besuchs der 
im Reglement vom 11. August 1864 bezeichnet eu Classen der daseihst genannten Lehr- 
anstalten. 

Nachdem nun aber durch §. 154 h. bis f. der Militär-Ersatz-Instruction für den 
Norddeutschen Bund vom 26. Marz 1868 ein mindestens einjähriger Besuch der oben 
gedachten Classen als Bedingung für die Erlangung jenes Bcneticiums vorgoschriebon 
worden ist, so erachte ich für nothwendig, hiermit, die Anforderungen an die wissen- 
schaftliche Befähigung der Apotheker -Lehrlinge wiederum in Einklang zu bringen. Dem- 
zufolge wird der §. 3. des Reglements vom 11. August 1864 hiermit, wie folgt, abgo- 
andert: 

Wer die Apothekerkunst erlernen will, muss die wissenschaftliche Befähigung eines 
Schülers der Seeundn eines Gymnasiums oder einer Realschule I. Ordnung oder der 
Prima einer Realschule II. Ordnung oder das Abgangszeugnis* der Reife von einer hö- 
heren Bürgerschule besitzen und den Nachweis dieser Befähigung durch ein Zeugniss 
darüber, dass er mindestens ein Jahr hindurch den Unterricht in den genannten Scnul- 
classen mit Erfolg genossen hat, zu führen im Stande sein. 

Zu §. 7 des Reglements vom 11. August 1864 erging die 

Min. -Verf. vom 14. Januar 1865. betreffend die Prüfung der Apotheker- 
Lehrlinge (Lehnert). 

Von einigen Königlichen Regierungen sind Anfragen über die Ausführung des §. 7. 
des Reglements vom 11. August v. J.. betreffend die alljährliche Prüfung der Apo- 
theker-Lehrlinge, gestellt worden. Zur Hebung derartiger weiterer Bedenken bestimme 
ich hiermit, das?» die in dem gedachten Paragraphen vorgesohriobenen periodischen Prü- 
fungen der Lehrlinge in den Apotheken ausserhalb des Wohnortes des Kreisphysikus 
in der Kegel bei gelegentlicher Anwesenheit des letzteren an den betreffenden Orten 
vorzunehmen sind, und nur in den Fällen, wo eine solche Gelegenheit im laufenden 
Jahre nicht eingetreten, den Kreisphysikern zu gestatten ist, nach hierzu für jeden ein- 
zelnen Fall vorlier eingeholter Genehmigung zu dem gedachten Zwecke eine besondere 
Dienstreise zn unternehmen Hierbei sind die Krcispliysiker zu verpflichten, diese Ge- 
legenheit zugleich zu einer unvermeidlichen Inspcction Iler bet reffe, in len Apotheken ihres 
Kreises ausserhalb der regelmässigen Visitntioiiszeit zu benutzen. 

Die daraus erwachsenden Kosten sind auf den Diäten- und Fuhrkoston Fonds der 
Königlichen Regierung anzuweiseu. Neben den Diäten sind für die Prüfung selbst keine 
Remunerationen zu bewilligen. Auch für die vom Kreisphysikus an seinem Wohnorto 
vorzunehmeiiden Prüfungen bezieht derselbe, keim» Gebühren. 

Was die Geliülfcn Prüfungen anbelaugt, so ist nichts dagegen zu erinnern, dass in 
den hierzu geeignet erscheinenden Fällen ausnahmsweise die Genehmigung zur Ausfüh- 
rung derselben am Wohnorte des Kreisphysikus, jedoch mit Anhalt au die wesentli- 
cheren Bestimmungen des §. 11. des Reglements vom 11. August v. J. ert heilt werde. 

Bezüglich der Annahme ausländischer Geholfen in inländischen Apotheken 
erging die 
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Min.-Verf. vom 30. Mai 1805 (Lohnort). 

Auf den Antrag der Königlichen Regierung vom .... genehmige ich mit Rück- 
sicht auf die eigenthümliche Lage der Apothekenbeeitzcr int dortigen Regierungsbezirk 
hierdurch bis auf Weiteres, dass vorläufig bei der Aufnahme ausländischer (jehülfen in 
die dortigen Apotheken von im §. 9. ff. des Reglements vom 11. August v. J. vor- 
geschriobenen Verfahren der Prüfung derselben Abstand genommen werde, jedoch mit 
der ausdrücklichen Massgabe, dass die Apothekenbesitzer verpflichtet werden, bei der 
Annahme eines ausländischen Gehülfen das Qualiflcatiunsatteet desselben zuvörderst der 
Königlichen Regierung zur Beurtheilung einzu reichen. Wenn der Inhalt eines derar- 
tigen ausländischen Zeugnisses nicht etwa an sich schon zu Bedenken gegen dio Zu- 
lassung des Inhabers als Gchülfe in einer inländischen Apotheke Anlass giobt, so hat 
die Königliche Regierung in jedem einzelnen Falle die vorsehriftsmässige Nachprüfung 
nach dem bisher üblichen Verfahren vor einem diesseitigen Kreisphysikus anzuordnon, 
über den Ausfall der Prüfung Bericht zu erfordern und nach Massgabe desselben über 
die Zulassung oder Zurückweisung zu entscheiden. 

Der Grundsatz der gewerblichen Freizügigkeit findet gegenwärtig auf alle 
diejenigen Apothekergeb ölfen Anwendung, welche in einem der deutschen Bundes- 
staaten die Gehülfeuprufnng mit Erfolg abgelegt haben. 

Iu Betreff der Erlernung der Apothekerkunst im Auslande bestimmt die 

Min. -Verfügung vom 11. September 1849 (v. Ladenberg). 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom unter Bezug- 

nahme auf meine Circular -Verfügung vom 8. v. Mts., dass ein im Inlandc gebomer 
Apothekerlehrling, welcher die Apothekerkunst im Auslande ohno meine besondere 
Erlaubniss erlernt hat, zur Prüfung als Gchülfe vor einem inländischen Physikus nicht 
ohne Weiteres zugelassen werden darf, in solchen Fällen vielmehr zuvörderst unter 
Darlegung der in Betracht kommenden Verhältnisse an mich zu berichten ist. Auslän- 
dische Phnruiaceuteu aber, welche auch auswärts gelernt und nach den in ihrer Heimath 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen das Examen als Gehülfen bestanden haben, 
müssen, wenn dieselben in eine preussischc Apotheke einzutreten beabsichtigen, vor 
einem inländischen Kreisphysikus sich der Gehülfen prüfung unterziehen, und dürfen, 
bevor sie letztere bestanden haben, als Gehülfen in inländischen Apotheken nicht 
fungiren- 

Der Königlichen Regierung bleibt überlassen, diese Bestimmungen zur Kenntniss 
des Publicums zu bringen. 

Bezüglich der Servirzeit der A pothekergebülfen im Aus lande er- 
giug die 

Min. -Vorfügung vom 18. Januar 18G9 (Lohnert). 

Der Königl. Regierung eröffne ich, dass die Bestimmung der Verfügung vom 
13. August 1852, nach welcher die in ausländischen Apotheken zugebrachte Conuitions- 
zeit der Candidatcn der Pharm acic auf die gesetzliche Servirzeit zwar in Anrechnung 
gebracht, dieselben aber in der Regel mindestens 1 % Jahre in proussischcn, resp. deut- 
schen Offleinen servirt haben müssen, auch fernerhin aufrecht erhalten werden muss. 

Hierbei wird jedoch selbstredend vorausgesetzt, dass die Gehülfen auch über ihre 
ausländische Servirzeit mit solchen Zeugnissen versehen sind, durch welche sic hin- 
sichtlich ihrer Beschäftigung und ihrer Leistungen in den betreffenden Apotheken 
befriedigenden Nachweis zu führen im Stande sind. Die Pharmueeutcn werden daher 
Sorge zu tragen haben, sich glaubwürdige Scrvirzeugnisse auch in den Ländern aus- 
steilen zu lassen, wo sonst die Ausfertigung derartiger Atteste nicht üblich ist. 

Dio nicht genügend bezcichnete pharmaceutische Tb&tigkeit in einer Apotheke des 
Auslandes wird dem Candidatcn auf die diesseitge qu. gesetzliche Servirzeit nicht in 
Anrechnung gebracht werden können. 

Jeder Lehrling und Gchülfe muss im eigenen Besitze eines Exemplars der 
neuesten Ausgabe der Pharmacopöc sein. 

Min.-Vcrfügung vom 21. Januar 1850 (Lohnert). 

Es ist sowohl bei Apotheken - Revisionen , als auch später bei dem, den pharma - 
ceutischen Staatsprüfungen vorangehenden Ten tarnen nicht selten Unkenntnis« der 
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Pharmacopöc und der lateinischen Sprache, in welcher dieselbe abgefasst ist, bei den 
Candidaten bemerkt worden. Um diesem Uohelstaiidc für die Zukunft vorzubeugen, 
bestimme ich hierdurch, dass vom 1. April d. J. an jeder Gehülfe und Lehrling, eben 
so wie der Apothekenbesitzer, im eigenen Besitze eines Exemplars der neuesten Aus- 
gabe der Pharmacopoea borussica (jetzt germanica) sich befinden und sich hierüber bei den 
Apotheken- Re Visionen oder sonst nusweisen muss. Die Königliche Regierung hat hier- 
nach das Erforderliche schleunigst bekannt zu machen, die Apotheken- Revisoren mit der 
erforderlichen Anweisung zu versehen und nach Befinden der Umstünde die geeignete 
Controle für die Befolgung obiger Bestimmung durch die Kreisphysiker einzuteiten. 

Die strenge Ausführung obiger Verfügung wurde den Königl. Regierungen 
durch Min. -Verfügung vom 20. Februar 1851 (Lehnert) dringend empfohlen. 
Dass dieselbe auch bei deu examinirten Gehülfen zur Anwendung kommt, be- 
stimmt die 

M in. -Verfügung vom 23. Februar 1859 (Lehnert). 

Der Pharmaceut N. daselbst hat unterm . . d. Mts. die Anfrage an mich gerichtet, 
ob die Verfügung vom 21. Januar 1850, betreffend den Nachweis des Besitzes eines 
Exemplars der Laudespharmacopöe Seitens der Gehülfen und Lehrlinge in den Apo- 
theken, auch auf bereits approbirte Pliarmaceuten Anwendung finde. 

Obwold der Wortlaut der genannten Verfügung über den Sinn derselben keinen 
Zweifel aufkommen lasst, so erkläre ich doch ausdrücklich, dass auch diejenigen 
Gehülfen, welche die Staatsprüfung bereits zurückgelegt haben, sowie die Provisoren 
der Apotheken sich im eignen Besitze eines Exemplars der neuesten Ausgabe der Phar- 
macopoea borussica (jetzt germanica) befinden müssen. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, den etc. N. hiernach zu bescheiden und 
die Apothoken-Kevisoron mit der erforderlichen Anweisung zu verseheu. 

Ueber die Stempelpflichtigkeit der Serviratteste der Apotheker- Gehülfen 
bestimmt die 

Min. -Verfügung vom 28. December 1859 (Lehnert). 

Der Königlichen Regierung übersende ich die Vorstellung des Apothekergeh ulten 
N. zu N. mit dem Bemerken, dass ich die Beschwerde desselben über die Verfügung 
der Königlichen Regierung für begründet erachten muss. 

Nach dem Stempelgesetz vom 7. März 1822 sind die Entlassungs- Atteste, welche 
Meister und Brodherren ihren Gehülfen, Gesellen und Lehrlingen ausstellen, stempel- 
frei. Zu dieser Kategorie gehören auch die Servirzougnissc der Apothckcrgehülfen. Da 
dieselben aber nach Vorschrift der Cireular-Verfügung vom 14. April 1823 von dem 
betreffenden Kreisphysikus amtlich beglaubigt werden sollen, so werden sie, wie dies 
durch die Circular- Verfügung vom 14. Juni 18ä8 ausdrücklich festgestellt worden ist, 
nur durch diese ihnen beizu fügende amtliche Bescheinigung stempelptlichtig. Es ist 
mithin für ein durch den Kreisphysikus beglaubigtes Serviruttest eines Apothekergchül- 
fen der Stempel von 15 Sgr. nur einmal * erforderlich. 

Hiernach hat die Königliche Regierung den Kreisphysikus Dr. N. zu N. zu ver- 
anlassen, das mit dem gesetzlichen Stempel bereits versehene, für den Gehülfen N. aus- 
gestellte Attest ohne Weiteres amtlich zu beglaubigen. 

2) Bas pharmaceutische Studium 

Die bei den Universitäten bisher bestandenen Directionen des pharmazeuti- 
schen Stadiums sind aufgehoben. 

Circ.-Verf. vom 4. August 1 873, betreffend die Aufhebung der pharma- 
ceutischon Studien - Directionen (Sydow). 

Ew. etc. erhalten in der Anlage Abschrift meiner heutigen Verfügung, betreffend 
die Aufhebung der pharmaceutischeu Studien - Directionen. zur Kenntnissnahme auf 
Ihren Bericht vom .... Ich will Sie demnach mit dem Ende dieses Sommer-Semesters 
unter Anerkennung der Sorgfalt und des Eifers, mit welchem Sie die Functionen des 
pharmazeutischen Studien -Directora für die dortige Universität ausgeübt haben, dieses 
Amtes entheben und sehe seiner Zeit dem Berichte über den Stand der von Ihnen ver- 
walteten Studiencasso entgegen, über deren etwaige Ueberschüsse ich mir weitere Ent- 
sehliossung Vorbehalte. 
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Anlage a. 

Nachdem mit den durch das Reglement fiber die Lehr* und Servirzeit, sowie über 
die Prüfung der Apothekerlehrlinge und Geholfen vom 11. August 1861 erhöhten und 
durch die öircular- Verfügung vom ‘28. Decemher 1870 noch gesteigerten Ansprüchen an 
die wissenschaftliche Vorbildung der Pharniaccuten der Hauptgrund für die Einrichtung 
der pharmaeeutischen Studien - Directionen an den Universitäten , hei welchen sie noch 
gegenwärtig bestehen, in Wegfall gekommen ist, so sehe ich mich veranlasst, diese 
Studien Directionen hierdurch mit dem Schlüsse des laufenden Semesters anf/.ulieben. 
Bis dahin verbleiben die gegenwärtigen Studien - Directionen in ihrer Thütigkeit und 
sind auch denjenigen studircnden Pharmaoeuten und Studirenden der ZahuheilUunde, 
welche nach Ablauf des laufenden Sommer- Semesters die Universität zu verlassen beab- 
sichtigen, die Abgangszeugnisse in der bisher üblichen Form unter Anrechnung des 
bisherigen Betrages auszustellen, sowie es den mit einem Inscription sattest der Direction 
bereits versehenden Studirenden dieser Kategorie gestattet ist, auf Grund dieses Ältestes 
die Vorlesungen ihrer Wahl bis zum Schluss der ihnen vorgeschriebenen Studienzeit 
zu belogen. 

Dagegen bestimme ich, dass mit dem Beginn des nächsten Universiäts- Semesters 
die Immntricnlation der ohne das Zeugnis* der Reife die Universität besuchenden Studi- 
renden der Pharmacia und Zuhnhcilknmle nach Massgnbe des §. 36. des Prüflings- Re- 
glements vom 4. Juni 1834 und den dazu erlassenen moditicirenden Verfügungen vom 
25. April 1855, vom 2. Juli 1855 und 13. Januar 1863 statt finde, wie dieses bisher 
schon bei den Universitäten zu Göttingen, Marburg und Kiel üblich gewesen ist. 

Berlin, den 4. August 1873. 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten, 
ln Vertretung: 

Sydo w. 

Circ.-Vcrf. vom 27. September 1 873 (Dr. Falk). 

Da cs den Studireuden der Pharmacie und Zahnhoilkundc, welche bereits von der 
durch die Verfügung vom 4. v. M. aufgehobenen Studien -Direction iuscribirt und das 
begonnene Studium noch für ein oder zwei Semester auf der dortigen Universität fort- 
zusotzen genüthigt sind, gestattet ist, auf Grund des ihnen von der qu. Direction aus- 
gestellten Inscriptions- Zeugnisses die Vorlesungen ihrer Wahl bis zum Schlüsse ihrer 
Studienzeit zu belegen, so bedarf es nunmehr noch der Regelung der Disciplin und 
Gerichtsbarkeit dieser Studirenden, sowie der Feststellung des Modus, nach welchem 
ihnen hoi ihrem Abgänge von der Universität das zur Staatsprüfung nach §. 3. Nr. 3. 
des Prüfung«- Reglements für die Apotheker vom 25. September 1869 erforderliche 
Zeugnis« über den Besuch der Universität auszustellen ist. Zu diesem Behufe erachte 
ich es für zweckmässig, diese Studirenden der akademischen Disciplin und Gerichts- 
barkeit durch nachträgliche Immatriculation zu unterwerfen und ihnen alsdann bei 
ihrem dereinstigen Abgänge von der Universität die Exmatrikel in der üblichen Form, 
jedoch mit der Modißcation auszustellen, dass darin nicht nur die nach der Immatricu- 
lation, sondern auch die noch unter der Studicn-Direetion gehörten Vorlesungen be- 
scheinigt werden. 

Mit Rücksicht auf die von ihnen bereits an die Studien - Direction entrichteten 
Inscriptions-Gebühren und die kurze *Zeit, welche ihnen die mit der Immatriculation 
verbundenen Beneficicn zu gemessen vergönnt ist, erscheint es indessen billig, dass 
diese nachträgliche Immatriculation kostenfrei geschieht- Demgemäss ersuche ich 
Ew. etc. ergebenst, sich mit dom Rector und Senat der Universität wegen des Erlasses 
der qu. Immatriculations-Gebührcii benehmen und mir tbunlichst bald von dem Ver- 
anlagten Mittheilung machen zu wollen. 

3) Die Staatsprüfung. 

Das Reglement für die Prüfung der Apotheker ist in der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 25. September 1869 unter IV. enthalten und lautet: 

Auf Grund der Bestimmung im §. 29. der Gewerbe- Ordnung für den Norddeut- 
schen Bund vom 21. Juni d. J. (B.-G.-Bl. S. 245.) hat der Bundesrath die nachstehen- 
den Beschlüsse gefasst: 

1) Zur Ertheilung der Approbationen für Apotheker für das ganze Bundesgebiet 
sind nur die Centralbehörden derjenigen Bundesstaaten befugt, welche eine 
oder mehrere Landes- Universitäten haben, mithin zur Zeit die zuständigen 
Ministerien des Königreichs Preussen, des Königsreichs Sachsen, des Gross- 
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herzogthums Hessen , des Grossherzogthams Mecklenburg-Schwerin und in 
Gemeinschaft die Ministerien des Grossherzogthums Sachsen- Weimar und der 
Sächsischen Herzogtümer. 

Diese Approbationen werden nach dem unter A. beigefügten Formular 
ausgestellt. 

2 ) 

3) Ueber deu Nachweis der Befähigung der unter 1. genannten Medicinalperaonen 
gelten nachstehende Vorschriften: 

IV. Vorschriften über die Prüfung der Apotheker. 

§. 1. Der selbstständige Betrieb einer Apotheke im Gebiet des Norddeutschen 
Bundes erfordert — unbeschadet der Bestimmung im letzten Satze des §. 20. der Ge- 
werbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund eine Approbation einer der vorstehend 
unter Ziffer 1. genannten Behörden. Dieselbe darf nur denjenigen Candidaten ertheilt 
werden, welche die nachstehend beschriebene pharmaceutische Prüfung in allen ihren 
Abschnitten bestanden haben 

§. 2. Die pharmaceutische Prüfung kaun entweder vor der plmrmaceutisehen 
Ober-Examinations-Commission zu Berlin oder vor einer phariOaceutischen Examina- 
tions-Coramission bei einer Norddeutschen Universität abgelegt werden. Die Prüfungs- 
Commissionen, welche aus einem Lehrer der Physik, einem Lehrer der Chemie, einem 
Lehrer der Botanik und zwei wissenschaftlich gebildeten Pharm&ceuten oder Apotheken- 
besitzern bestehen sollen, werden alljährlich von der zuständigen Ceutralbehorde berufen, 
welche zugleich den Vorsitzenden der Commission ernennt An Stelle eines der 
beiden Pharinaeeuteu kann auch ein Lehrer der materia medica berufen werdeu 

Zulassung* - Bcdingu ngen. 

§. 3. Die Meldung zur Prüfung vor der Ober- Exainiuations - Commission ist bei 
dem Minister der Medioinul- Angelegenheiten in Berlin, die Meldung zur Prüfung vor 
einer akademischen Kxaminations- Commission bei dem betreffenden Universität* -Cura- 
torium oder, in Ermangelung eines solchen, bei der der Exaininations-Commission zu- 
nächst Vorgesetzten Behörde einzureichen. Die Meldung zur Prüfung im Sommer- 
Semester muss spätestens im April, die Meldung zur Prüfung im Winter-Semester 
spätestens iin November des betreffenden Jahres eingehe». Wer sich später meldet, 
wird zur Prüfung im folgenden Semester verwiesen. 

Der Meldung hat der Candidat beizufügen: 

1) einen kurzen Lebenslauf, 

2) seine Lehr- und Sorvirzeugnisse, 

3) das über den Besuch der Universität ihm ausgestellte Zeugniss; 
beides in beglaubigter Form. 

Mit der Zulassungs- Verfügung und der Quittung über die eiugez&hlten Gebühren 
(§. 17.) hat der Candidat sieh bei dem Vorsitzenden der Prüflings - Commission zu 
melden. 

§. 4. Die Prüfung zerfällt in zwei Abschnitte: 

1) die Cursusprüfung, 

2 ) die Schlussprüfung. 

Zur Schl u ss prufung darf nur derjenige Candidat zugelassen werden, welcher die 
Cursusprüfung wohl bestandfm hat. 

Cursusprüfung. 

§ 5. Die Cursusprüfung zerfällt in einen schriftlichen, einen praktischen und 
einen mündlichen Theil. 

§. 6. Behufs der schriftlichen Cursusprüfung erhält der Candidat 

drei Fragen aus der allgemeinen und aus der analytischen Chemie zur Aus- 
arbeitung in Clausur ohne Benutzung von Hülfsmiüeln. 

Die. Fragen lconiicn aus einer hierzu augelegten Sammlung durch das Lt»os gezo- 
gen oder von der Prüflings- Commission gegeben werden. 

§. 7. Nach Einreichung der Clausurarbeiten hat der Candidat für den prac ti- 
schen Prüfungsabschnitt des pharmaeeutisehen Cursus: 

1) zwei Abschnitte der Pharmacopöe ans dem Lateinischen ins Deutsche vor 
einem Commissarius zu übersetzen; 

2) zwei schwer zu bereitende Arznei formen, wozu die Recepte aus einer Urne 
zu ziehen sind, unter der Aufsicht eines dor pharmaccutisi-hen Mitglieder der 
Commission ex tempore zu dispensiren; 

3) zwei durch das Loos zu bestimmeude Aufgaben zu chemisch - pliarma- 
ccutischen Präparaten unter specicllcr Aufsicht Eines der pharmuceuti- 
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sehen Mitglieder der Commission in dem hierzu bestimmten Laboratorium 
anzufertigen; 

4) zwei ebenfalls durch das Loos zu bestimmende Aufgaben in der chemi- 
schen Analyse unter der Aufsicht je Eines der Mitglieder der Com- 
mission zu losen, und zwar: 

a) entweder ein natürliches, seinen Bestandteilen nach bekanntes Gemisch 
oder eine künstliche, zu diesem Zweck besonders zusammengesetzte 
Mischung qualitativ und quantitativ zu zergliedern; 

b) eine vergiftete organische oder anorganische Substanz, ein Nahrungs- 
mittel oder eine Ärzneimischung einer gerichtlich-chemischen Untersu- 
chung in qualitativer und quantitativer Beziehung zu unterwerfen. 

Ucber die Ausführung der practischen Arbeiten zu 2., 3., 4. hat der Candidat 
schriftliche Berichte abzufasson. 

Bei der Censur der Berichte über die analytischen Arbeiten zu 4. a. und b. bat das 
Mitglied der Commission, von welchem die Aufgabe gestellt worden war, dieselbe nam- 
haft zu machen. 

Ucber die practischen Arbeiten zu 3. und 4. ist ein Laborations- Journal zu füh- 
ren, in welchem das betreffende Mitglied der Commission die Art und NVcisc der 
Ausführung der praktischen Leistung zu bezeugen hat. 

§. 8. In der mündlichen Cursusprüfung. welche in Gegenwart zweier Coinmissa- 
ricu in einem besonderen Termin abzuhalten ist. hat der Candidat 

a) mindestens zehn ihm vorzulegende frische oder getrocknete officinolle oder 
solche Pflanzen, welche mit den officinellcn verwechselt werden können, zu 
demonstriren, 

b) ferner mindestens zehn rohe Droguen nach ihrer Abstammung, Verfälschung 
und Anwendung zu pharmaceutischen Zwecken zu erläutern, und 

e) mehrere ihm vorzulegende chemisch- pharmaceutische Präparate nach Bostnnd- 
thoilcn, Darstellung, Verfälschungen u. s. w. zu erklären. 

§. 9. Nach Absolvirong der schriftlichen, practischen und mündlichen Cursus- 
prüfung (§§. 0—8.) werden die dein Candidaten für jeden einzelnen Abschnitt dieser 
Prüfung ertheilten Censuren in einem besonderen Protokoll- Schema nach beiliegendem 
Muster (Anlage a.) zusammengestellt. 

§. 10. Diejenigen Thoile der Cursusprüfung, in denen der Candidat nicht be- 
steht, hat er in einer von der zuständigen Central behörde zu bestimmenden Frist zu 
wiederholeu. 

Schlussprüfung. 

§. 11. Die Schlussprüfung ist von dem Vorsitzenden und drei Mitgliedern der 
Prüfungs-Commission mündlich und öffentlich abzuhalten. Mehr als vier Candidaten 
dürfen zu Einem Prüfungstermin nicht zugelassen werden. 

§. 12. Diese Schlussprüfung hat »ich auf die Erforschung der chemischen, physi- 
kalischen und naturhistorischen Ausbildung der Candidaten im Allgemeinen und im 
Besonderen noch auf deren Bekanntschaft mit der Giftlehre und mit den das Apo- 
tbeker wesen betreffenden gesetzlichen Bestimmungen zu erstrecken. 

§. 13. Ueber den Verlauf der Prüfung eines jeden Candidaten wird ein vollstän- 
diges Protokoll unter Beifügung der Censur für jedes einzelne Prüfungsfach aufgenom- 
men und von dem Vorsitzenden, sowie von den übrigen Examinatoren vollzogen. 

Unter dem Protokoll ist die Gesammtcensur für die Schlussprüfling zu vermer- 
ken. Lautet ein Votum auf „schlecht“ oder zwei Vota auf „mittelmfissig“ so ist der 
Candidat für nicht bestanden zu erachten. Im Uebrigon entscheidet die Pluralität der 
Stimmen und bei Stimmengleichheit das Urtheil des Vorsitzenden. 

Schlusscensur. 

§. 14. Kür diejenigen Candidaten, welche in der Schlussprüfung bestanden sind, 
wird unmittelbar nach Beendigung derselben die Schlusscensur über den Ausfall 
der ges&mmten pharmaceutischen Staatsprüfung nach Massgabe der Censuren für die 
früheren Prüfungsabschnitte (§. 7.) bestimmt. 

Demnächst hat der Vorsitzende die vollständigen Prüfungsvorhandlungen, ein- 
schliesslich der die Meldung und Zulassung dos Candidaten betreffenden Urkunden, der 
zuständigen Central-Staatsbehörde mittelst Berichts vorzulegen. 

§. 15. Bei Ertheiluog der Censuren in sämmtlichon Prüfungsabschnitten haben 
die Examinatoren sich nur der Prfidicato „vorzüglich gut“, „sehr gut“, „gut“, 
„inittelmässig“ und „schlecht“ zu bedienen. 

Die erste Censur „vorzüglich gut“ darf als Schlusscensur (§. 14.) nur dann 
ertheilt werden, wenn der Candidat in ulien Prüfungsabschnitten mindestens „sehr 
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gut“, die zweite Censur „sehr gut“ nur daun, wenn der Candidat in der Pluralität der 
Special-Censuren das Prüdicat „sehr gut“ erhalten hat. 

Wiederholung der Prüfung. 

§. 16. Zur Wiederholung einzelner Prüfungsabschnitte darf ein Candidat, wel- 
cher dieselben nicht bestanden hat, nur nach Bestimmung der zuständigen Central- 
beliorde zugelassou werden. 

Die Censur „schlecht“ hat eine Zurückstellung auf mindestens C, die Censur 
.mittelmassig“ eine Zuriickstellung auf mindestens 3 Monate zur Folge. 

Wer nach zweimaliger Zurückstellung die Prüfung nicht besteht, wird zu weiterer 
Wiederholung der Prüfung nicht zugelassen. 

Prüfungs - Gebühren. 

§. 17. Die Gebühren für die Staatsprüfung als Apotheker sind auf 46 Thaler 


festgesetzt und in der Art zu vertheilen, dass 

für die schriftliche, practische und mündliche Cursusprüfung 22 Thlr. 20 Sgr. 

für die mündliche Schlussprüfung 8 r 5 „ 

für Verwaltungskosten , Anschaffung von Prüfungsgegen- 
ständen u. s. w 15 „ 5 „ 

in Anrechnung kommen. 


§. 18. Candidaten, welche während der Prüfung zurücktreten, erhalten die Ge- 
bühren für noch nicht angetreteiie Prüfungsabschnitte zurückerstattet. 

Für Wiederholung einzelner Prüfungsabschnitte sind die für diese Prüfungs- 
abschnitte i'Oglemontsmüssig festgesetzten Gebühren von Neuem zu zahlen. 

Neben den yorstehend bestimmten Gebühren haben die Candidaten weitere Ge- 
bühren nicht zu entrichten. 

§. 19. Nach dem Schlüsse jedes Prüfungssemesters sind die Namen der Appro- 
birten von der betreffenden Centralbehörde dem Bundosmth anzuzeigen. 


Anlage a. 


Herr 


Gegenwärtig 


Verhandelt Berlin, den 


18 


Es vereinigten sich heute die sammtlichen Mitglieder der pharmaccutischcn Obor- 
Examinations- Commission, um sowohl die sammtlichen von dem Candidaten der 
Pharmacie 


gelieferten Arbeiten einzuseheu und zu cennren, als auch die noch mit demselben 
anzustellenden Prüfungen vorzunehmen. 

Die Einsicht der schriftlichen Arbeiten ergab, dass der Candidat 

1) über die Präparate die Arbeit, 

2) die über die chemische Analyse. 

3) die über die gerichtlich chemische Untersuchung, 

4) die chemisch- pharmazeutische Abhandlung, 
abgefasst hatte. 

In Betreff der Präparate, welche zur Stelle gebracht worden waren, und des 
Votums des Commissarius, welcher die Aufsicht geführt hatte, ertheilton die Unter- 
zeichneten dem Candidaten rücksichtlich der practischen Fertigkeit die Censur: 

Hinsichtlich der bei der Analyse bewiesenen practischen Fertigkeit wurde dem 
Candidaten auf den Grund des Votums des Commissarius, welcher ihn beaufsichtigt 
hatte, und des Inhalts des dem Herrn Vorsitzenden versiegelt übergebenen Zettels die 
Censur zu Theil; 

in Rücksicht der gerichtlich-chemischen Analyse aber die Censur 
zuerkannt. 

Die Art der Beaufsichtigung ergiebt sich aus dem anliegend beigefügten Extract 
aus dem Arbeits-Journal. 

Der Candidat musste hierauf mehrere Pflanzen demonstiren. 

Solches erfolgte 

Hiernächst musste derselbe von einer Anzahl zur Stcllo «»brachten Droguen 
Namen, Abkunft, Verfälschung, Verwechselung, Prüfungsart und altes übrigens Wissens- 
würdige .ingeben. 

Solches erfolgte 


Digitizöd by Google 



4G6 


Der Apotheker. 


Endlich wurden dem Candidnten verschiedene cheniiseh-pharmaceutische Präparate 
zur Angabe ihrer Best undt heile, ihrer Darstellung, ihrer Verfälschung u. s. w. vorgelegt. 
Dies erfolgte 

Da nun der Candidat, laut Protokolls, vom 

als Reoeptarius die Censur 

erhalten hatte, und ihm hinsichtlich der übrigen Prüfungen die Censur 
zuerkannt worden war, so vereinigten sich die Comtuissarieti in Betreff sämintlicher 
praetisoheu Prüfungen zu der Schlusa-Censur 
womit diese Verhandlung geschlossen wurde. 

a. u. s. 


4) Diejenigen iiharniaccutischen Candidnten, welche vor dom 1. April 1871 zur 
Prüfung sich melden, haben nur diejenigen Nachweise beizubringen, welche 
nach den Gesetzen ihrer lleimath behufs Zulassung zur pharmaccutischen 
Staatsprüfung erfordert wurden. 

Berlin, den 25. September 1869. 

Der Kanzler des Norddeutschen Bundes. 

In Vertretung: 

Delbrück. 


Pharmaceuti8chor A pprobalinnsschein. 

Nachdem Herr aus 

die pharmaeeutische Prüfung vor der Exnminations-Coinmission zu 

bestanden hat, wird ihm hierdurch 

uie Approbation zum selbstständigen Betriebe, einer Apotlieko 
im Gebiete des Norddeutschen Bundes 

in Gemfisshcit von §. 2'.). der Gewerbe- Ordnung des Norddeutschen Bundes ertheilt. 


A. 


Bei der phanuaceutischen Ober-Examiuatons-Commission zu Berlin siud in 
Stelle der oben abgedruckten Anlage a. die nachfolgenden Formulare bei den 
Prüfungs-Verhandlungen im Gebrauch. 


Herr 


Gegenwärtig 


Geschehen Berlin, den 


Heute erschien der Caudidat der Phartnaeie 


187 


gebürtig aus , alt . . Jahr, um nach Vorlegung des an ihn 

erlassenen und von ihm vorgezeigten hoben Ministerial-Rescripts vom 

die vorgoscliriebenen schriftlichen Clausurarbeiten anzufertigen. 

Die durch das Loos ihm zugcfallenen drei Aufgabeu hat der Candidat ohne Be- 
nutzung von Hülfsmitteln l«*arbeitet, welches die Unterzeichneten Commissarien hiermit 
bezeugen. 

Nach Beendigung und Ablieferung dieser Arbeiten wurde dem Candidnten der 
Termin angegeben, an welchem er sich zum Beginn des practischen Thcils der Cursua- 
prüfuug wieder ciuzutiudon habe. 

Hierauf wurde die Verhandlung geschlossen. 

a. u. s. 


Herr 


Gegenwärtig 
Der Candidat der Pharmaeio 


Verhandelt Berlin, den 


187 


hatte sich heute in der Königlichen Hofapotheke eingefunden, um den prnctischcn Tlicil 
der pharmneeutisehen Cursusprüfuug zu beginnen. 

Zuerst wurden dem Caudidaten zur Beurtkeilung seiner Kenntnis« der lateinischen 
Sprache zwei Artikel aus der Pharmacopöe zum Uebersetzen vorgolegt. 

Derselbe übersetzte solche nach Wort uud Sinn richtig und in eiuer Weise, dass 
in seine genügemle Kenntnis« der lateinischen Sprache ein gegründeter Zweifel nicht 
gesetzt werden kann. 
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Hierauf musste der Candidat aus einer Urne, welche die Nummern zu den Rocopt- 
formeln enthält, zwei Nummern ziehen und die den Formeln entsprechenden Arznei- 
mittel unter Aufsicht eines der Unterzeichneten pbarmaceutischen Commissarien auf der 
Stelle bereiten. 

Die dabei vom Candidaten entwickelten Kenntnisse und Fertigkeiten bestimmen 
die Commissarien, demselben als Receptarius die Censur 


zu ertheilen. 

Alsdann wurde dem Candidaten mitgetheilt, dass er zwei durch das Loos zu be- 
stimmende chemisch - pharmaceutisehe Präparate in einem besonderen Termine unter 
Aufsicht des Herrn 


anznfertigen habe, dass er, nachdem dies geschehen, die Substanz zur chemischen 
Analyse von dem Herrn 

den Gegenstand zur gerichtlich-chemischen Untersuchung dagegen von dom Herrn 

erhalten werde und dass letztere Commissarien ihn bei Ausführung der betreffenden 
Arbeiten beaufsichtigen würden. 

Hierauf wurde die Verhandlung geschlossen. 

a. u. s. 


Herr 


Gegenwärtig 


Verhandelt Berlin, den 


187 


Es vereinigten sich heute dio nebengenannten Mitglieder der nharmaceu tischen 
Ober- Examinations- Commission, um über die bereits ceusirten schriftlichen Arbeiten 
des Candidaten der Pharmacic 


in Bcrathung zu treten und die mit demselben noch anzustellcndeu mündlichen Cursus- 
Priifungen vorzunehmen. 

Die Einsicht der Arbeiten orgab, dass der Candidat: 

1) dio Clausurarbeiten 

a. über die Frage aus der allgemeinen Chemie 


b. über die Frage aus der pbarmaceutischen Chemie 

c. über die Frage aus der analytischen Chemie 


im Allgemeinen daher 


abgefasst hatte: 

*2) ferner, dass dorsolbe die schriftlichen Berichte 
a. über die pharmaceutischon Präparate 

b über die chemische Analyse 


c. über die gerichtlich -chemische Analyse 


im Allgemeinen daher 


abgefasst hatte. 

In Betreff der Präparate, welche zur Stelle gebracht worden waren und des 
Votums des Commissarius, welcher die Aufsicht geführt hatte, ertheilten die Unter- 
zeichneten dem Candidaten rücksichtlieh der praetischon Fertigkeit dio Censur: 


Hinsichtlieh der bei der Analyse bewiesenen prae tischen Fertigkeit wurde dem 
Candidaten auf den Grund des Votums des Comtnissarius, welcher ihn beaufsichtigt 
hatte, die Censur: 


zu Thoil; in Rücksicht der gerichtlich-chemischen Analyse aber die Censur: 


znerkannt. 

Die Art der Beaufsichtigung ergiebt sich aus dem Arbeitsjournal. 
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Hierauf musste der Candidat zehn Pflanzen demonstrircn. Solches erfolgte: 

Alsdann musste der Candidat von zehn Droguen: Namen, Abkunft, Verfälschung, 
Verwechselung, Prüfungsart und alles übrige Wissenswürdige angeben. Solches erfolgte: 

Endlich musste der Candidat von inehrcreu chemisch - pharmaccutisehen Präpa- 
raten: Namen, Bestandtheilc, Darstellung, Verfälschung u. s. w. angeben. Dies erfolgte: 

Da nun der Candidat, laut Protokolls, vom als Keceptarius 

die Censur: 

erhalten hatte, so ergab die Zusammenstellung sämmtlicher Conauren, dass dem 
Candidaten 


zuerkannt worden war. 

Hiernach eiuigten sich die Coinmissarien dahin, dem Candidaten in Betreff sämmt- 
lichor Abschnitte der Cursusprüfung die Schlusscensur: 

zu ertheilen. 

Damit wurde die Verhandlung geschlossen. 

a. u. s. 

4. Die Militärpflicht. 

Durch die Allerhöchste Ordre vom 18. November 1830 ist den Apotheker- 
gehülfen die Vergünstigung gewährt worden, die Militärdienstpflicht in 
den Dispensiranstalten der Militär-Lazarethe, resp. des Charite-Krankenhauses 
und der Thierarzneischule durch einjährigen freiwilligen Dienst abzuleisten. 

Die Allerh. Ordre lautet: 

Auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom . . . genehmige Ich, dass die zum ein- 
jährigen freiwilligen Dienst eintretenden jungen Pharmacenten, insofern von ihnen 
Gebrauch gemacht werden kann, ihre Militärpflicht in den Militär-Apotheken unter 
folgenden Bedingungen ablcistcn dürfen: 

1) Es wird dazu nur den nach den allgemeinen Bestimmungen zum einjährigen 
freiwilligen Dienste überhaupt berechtigten jungen Leuten die Annahme ge 
stattet und diese Massregel nicht auf die zum dreijährigen Dienst eintreten- 
den Frei willigen ausgedehnt. 

2) Der pharmaceutischc Freiwillige hat sich neben dem Nachweise, dass er zum 
einjährigen freiwilligen Dienst berechtigt ist, noch durch genügende Zougnisso 
darüber auszuweison, dass er nach vorsehriftsmässiger Lehrzeit bereits zwei 
Jahre als Gehülfe in einer Apotheke conditionirt hat und während dessen 
wenigstens ein Jahr hindurch l>«i der Receptur beschäftigt, auch von untadcl- 
hafter Führung gewesen ist. 

3) Bei diesen pharmaceutischen Freiwilligen kommen alle für Ableistung der 
Militärpflicht durch den freiwilligen chirurgischen Dienst gegebenen Bestim- 
mungen zur Anwendung, und das Verhältnis» derselben während ihrer Dienst- 
zeit wird dahin festgestellt, dass sic in der Eigenschaft als Gehülfen bei den 
Arznei-Dispcnsiranstalten der Militär-Lazarethe eintreten, in gleicher Kategorie 
mit den in denselben beschäftigten Compagnie -Chirurgen stehen und der spe- 
ciellon Aufsicht und Leitung dos der Dispensiranstalt vorstehenden oberen 
Militärarztes untergeordnet werden. Die Annahme dieser pharmaceutischen 
Freiwilligen lindet nur in den grösseren Garnisonen, welche in dem anliegen- 
den Vorzeichniss aufgeführt sind, Statt. Ich trage Ihnen auf, hiernach die 
weiter erforderlichen Verfügungen zu treffen. 

Zur Ausführung dieser A. 0. wurden Instructionen erlassen. Die neueste 
datirt aus dem Jahre 1868. 

Die Militär - Ersatz-Instruction für den Norddeutschen Bund 
vom 26. März 1868. 

§. 173. Der einjährig freiwillige Dienst als Pharmaceut 

1) Junge Pharmaceuten, welche ihrer Mnitärdienstpflicht unter den, den einjährig 
Freiwilligen gestellten Bedingungen der Selbstbekleidung und Selbstverpflegung 
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als Pharmaceuten in einem Militär- Lazareth genügen wollen, haben den allge- 
meinen Bestimmungen gemäss (§. 148. u. folg.) die Berechtigung zum ein- 
jährigen Dienst naenznsuchon *) und die damit verbundenen Verpflichtungen 
zu erfüllen, so weit in Nachstehendem nicht besondere Vorschriften für sie 
gegeben sind. 

2) Die Erlaubnis^ ihre Dienstpflicht statt mit der Waffe als einjährig freiwillige 
Pharmaceuten in einer Militär- Apotheke ableisten zu dürfen, wird erst dann 
erthoilt, wenn nachgewiesen ist, dass der Betreffende die landesgesetz- 
lichen Staatsprüfungen absolvirt hat. Bezüglich der Bewilligung 
eines Ausstandes zum Dienstantritt gelten die in §. 172., 4. für die einjährig 
freiwilligen Aerzte gegebenen Bestimmungen.**) 

3) Wer den vorstehenden Bestimmungen gemäss sich für berechtigt hält, als ein- 
jährig freiwilliger Pharmaceut zu dienen, hat, sich mit den über seine pharma- 
centischen Kenntnisse sprechenden Zeugnissen und mit dem Berechtigungs- 
schein zum einjährigen Dienst an der im §. 172. ad 7. angegebenen Stelle zu 
melden. ***) 

Wenn dio vorgelegten Zeugnisse genügend befunden worden, so ist der 
Freiwillige mit möglichster Berücksichtigung seiner Wünsche, einer der in der 
Anlage (2.) genannten Militär-Apotheken zu überweisen und der Civil -Vor- 
sitzende der Kreis-Ersatz-Commission, in dessen Bezirk der Betheiligte sein 
Domicil hat, hiervon zu benachrichtigen. 

4) Individuen, welche ihrer activen Dienstpflicht als einjährig freiwillige Pharma- 
zeuten genügt haben, können auch eintretenden Falls aus dem Beurlaubten* 
stände nur zum Dienst als Pharmaceuten eingezogen werden. Bei ointretender 
Mobilmachung können auch die dem Beurlaubtenstande angehörenden Phar- 
maceuten, welche ihrer activcn Dienstpflicht mit der Waffe genügt haben, 
nach Massgabe des Bedarfs zum Dienst als Apotheker verwandt werden. 

Verzeichniss 

der Garnison-Orte, bez. der Dispensir- Anstalten, an welchen nach Massgabe der Garni- 
sonstärke die Anstellung von einjährig freiwilligen Pharmaceuten stattzufinden hat, 
nebst Angabe der Zahl der anzustellenden Pharmaceuten. 


Garni Bon-Orte. 

5 S i 
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Garnison- Orte. 
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Garde-Corps. 


Kaiser-Franz-Lazareth . . . 

1 


3 

j Kürassier- und Dragoner-Lazareth 

l 


1 

Garde-Schützen-Lazaroth . . - 

1 


1 

■ Thierarzneischulo 

1 

Kaisor-Alexander-Lazareth . . . I 

1 1 

Latus: | 

10 


*) Wer dio Berechtigung nicht hat, als einjährig Freiwilliger zu dienen, kann auch 
nicht als freiwilliger Militär- Pharmaceut angenommen werden, selbst wenn er die ad 2. 
gestellten Bedingungen erfüllt. 

**) Hiernaeh Kann von den Ersatz-Behörden dritter Instanz ein Ausstand bis zum 
27. Lebensjahr ortheilt werden. Ein weiterer Ausstand in ganz besonders motivirten 
Fällen ist bei der Ministerial- Instanz nachzusuchen. 

•*•) Der §. 172. 7. lautet: Wer berechtigt resp. verpflichtet ist, als einjährig frei- 
williger Arzt zu dienen, hat sich au einen Corps-General- Arzt oder, wenn er bei einem 
selbstständigen Bundes-Contingente einzutreten wünscht, an die oberste Behörde für die 
Militär-Medicinal-Angolegenheiten de» letzteren zu melden. 

Eine unbedingt freie Wahl des Truppenthoils und der Garnison ist dem einjährig 
freiwilligen Arzt nur gestattet, wenn er zum Dienst auf Beförderung «»intritt : jedoch 
sollen die Anträge auch den anderen betreffenden Individuen in Beziehung auf die 
Garnison, in welcher sie ihre Einstellung wünschen, möglichst berücksichtigt und ihnen 
die Competenzen der Unter-Acrzte bewilligt werden, wenn sie ausserhalb der Garnison 
ihrer Wahl in vacanten Stellen verwandt werden. (Dagegen bleiben dieselben selbst- 
verständlich verpflichtet, ihrem Truppen theil zu folgen, wenn derselbe die Garnison 
verlässt.) 
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Garnison-Orto. 


Transport: 

Potsdam. 

Gardc-Schützen-Lazareth . . . . 
Gardes du Corps- und Ilusnrcn- 

Luzarctli 

Spandau 


1. Armee-Corps. 

Königsberg 

Danzig 

Grandenz 

Thorn 


2. Armee-Corps. 

Stettin 

Colberg 

Stralsund 

Bromberg 

Stargard 

Gnesen 


3. Armeo-Corps. 

Brandenburg 

Frankfurt a./0 

Custrin 

Neu-Ruppin 

Prenzlau 


4. Armee-Corps. 

Erfurt 

Halle 

Magdeburg 

Torgau 

Wittenberg 


5. Armec-Corps. 


Gingau 
Görlitz 
Liegnitz 
Posen . 


6 . Armeo-Corps. 

Breslau 

Cosel 

Glatz 

Neis 80 

Schweidnitz 

Bricg . 


98 2 

S S 1 

2i? 

tS gs 

Garnison-Orte. 

g 8 1 

s g S 
ÖJ © Z 

-a — « 

■5 S| 

N N 1 

10 

7. Armec-Corps. 



Düsseldorf 

1 

2 

Minden 

2 


Münster 

o 

1 

Wesel 

2 

2 


7 

15 

8. Armee-Corps. 



Aachon 

3 

3 

Coblenz 

Cöln 

3 

3 

.1 ülich 

1 

2 

1 

SaarlouU 

i 


1 

8 


1 



12 

2 

1 

9. Armec-Corps. 


Hamburg 

1 

1 

Stade 

1 

i 

Schwerin . . . , 

1 


Rostock 

1 

i 

Flensburg 

1 

7 

Sonderburg 

1 


Schleswig 

1 


Altona 

1 

1 

Rendsburg 

1 

Kiel . . 

1 

i 


10 

1 

10. Armeo-Corps. 


1 


3 

5 

Oldenburg 

i 


Osnabrück . , 



Cello 

1 

2 

Hildesheim 

1 

1 

Lüneburg 

1 

3 

Braunschweig 

1 

2 

1 


9 

11. Armee-Corps. 



Mainz , 

3 


Frankfurt a. M 

1 

2 

Cassd . . . , 

2 


Wiesbaden 

1 


Hanau , 

1 

3 

Fulda 

1 



1 

7 

Giessen 

1 


Darm stadt und Bcssnugen . . . 

2 


13 


12. Armee-Corps. 


i 

Dresden 

3 

2 

Bautzen, 

i 

i 

Leipzig 

i 

1 

Chemnitz 

1 

8 


6 
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Garnison-Orte. 


14. A rmee-Corpß. 

Carlsruhe 

Rastatt 

Mannheim ...... 

(km stanz 

Freibarg 


i a 



2 

0 

1 
1 


Garnison-Orte. 


15. Armee-Corps. 

Strassburg . . . • 

Metz 

Diedenhofen 

Pfalzbarg 

Colmar 

Mühlhausen 


, fc- s 5 

© © 5 

| «T3SS * 

— S E 

•flil 

Ö 3 ^ 

| N 


Anmerkung. Für die Anstellung von einjährig frciwilligon Pharmacouton ist 
die Gar nis o n starke massgebend, und wird solche dahin normirt, dass bei 
den Dispensir-Anstalten eine Garnisonstärke von: 


2 — 5 Bataillonen I Pharmaceut, 

über 5 bis incl. lü Bataillonen .... 2 Pharmazeuten, 

über 10 Bataillonen 3 „ 

anzustellen sind. 


In einer Garnison von geringerer Stärke als 2 Bataillonen Anden Anstel- 
lungen freiwilliger Pharmazeuten nicht Statt. 

Verordnung 

zur Ausführung der Ersatz-Instruction. 

§. 15. Die auf Grund der bisherigen Bestimmungen in Preussen zur Anstellung 
als Pharmazeuten bis zun» Jahre 1870 bereits notirten Militärpflichtigen können ihren 
Dienstpflichten in den ihnen bewilligten Stellen genügen, auch wenn sie die Staats- 
prüfungen nicht absolvirt haben. Auch können im Bedarfsfälle noch bis zum Jahre 1872 
Pharmazeuten ohne vorgängige Absolvirung der Staatsprüfungen zum Dienst in Militär- 
Apotheken zugelassen werden, sofern sie nachwetten, dass sie nach vorschriftsm&ssiger 
Lehrzeit zwei Jahre als Ge hülfen in einer Apotheke conditionirt haben, während dessen 
wenigstens ein Jahr hindurch bei der Rezeptur beschäftigt gewesen und von untadel- 
haftcr Führung sind. 

Die Zulassung»- Bedingungen sind modificirt, resp. ergänzt durch die mit- 
telst Circ.-Verf. vom 15. August 1873 den Behörden mitgetheilte Bekanntmachung 
des Reichskanzler« vom 18. Juli 1873 (1. A. Eck). 

Auf Grund der Bestimmung im §. 29. der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 
(Bandes-Gesetzblatt S 245) hat der Bundesrath beschlossen, die Bekanntmachung vom 
25. September 1869, betreffend die Prüfung der Aorzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apo- 
theker fß.-G-Bl S. 635) dahin zu Andern, dass das zweite Alinea des 3. der Vor- 
schriften über die Prüfung der Apotheker (Abschnitt IV. der Bekanntmachung) folgende 
Fassung erhält: 

Die Zulassung zur Prüfung ist bedingt: 

1) durch den Nachweis der wissenschaftlichen Befähigung eines Schülers der Se- 
conda eines Gymnasiums oder einer Realschule erster Ordnung, in Bayern der 
ersten Gymnasialclasse oder des ersten Curaus eines Real-Gymnasiums. 

Dieser Nachweis ist zu führen durch ein Zeugniss über den in der ge- 
nannten Classe mindestens ein Jahr hindurch mit Erfolg genossenen Unter- 
richt oder durch das Refähignngszeugniss zum Eintritt als einjährig Freiwil- 
liger in die Armee; 

2) durch eine dreijährige Lehr- und eine dreijährige Servirzeit, von welcher letz- 
terer jedoch mindestens die Hälfte in einer inländischen Apotheke angebracht 
sein muss: 

3) durch ein mindestens einjähriges Universitutsstudiuni. Dem Besuche einer Uni- 
versität ist der Besuch der pharm aceuti sehen Fachschule bei der Herzoglich 
braunschweigischen polytechnischen Schule (Collegium Carolinum), sowie der 
Besuch der polytechnischen Schule zu Stuttgart oder derjenigen zu Carlsmhe 
gleichzuachten. 

M«dicinal- Wrsrn. 31 
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Die Erfüllung der unter 2. und 3. erwähnten Vorbedingungen ist durch Zeugnisse 
in beglaubigter Form nachzo weisen 

Vorsteliende Bestimmungen treten am 1. Januar 1874 in Kraft. 

Diejenigen Candidatcn der Pkarmacie, welche bereits vor diesem Zeitpunet in die 
Lehre getreten waren, sind zur Prüfung auch dann zuzulassen, wenn sie. die Erfüllung 
der nach den bisherigen Vorschriften hierfür erforderlichen Vorbedingungen nachwciscn: 
jedoch haben die am I. Januar 1874 noch in der Lehre befindlichen Candidatcn eine 
dreijährige Lehr und eine dreijährige Scrvirzeit, und die am genannten Tag© noch in 
der Servirzoit Begriffenen eine dreijährige Servirzeit darznlhun. 

4 Die Approbation. 

Nach bestandener Prüfung wird der pharmazeutische Approbation*- 
schein (S. 321.) ausgestellt. 

Derselbe lautet gegenwärtig: 

Approbation 

für Herrn N. N. zum selbstständigen Betriebe einer Apotheke. 

Nachd em Herr 

die pharmazeutische. Prüfung vor der pharmaccuti sehen Examinations* Commis- 
sion bestanden hat, wird ihm hierdurch 

die Approbation zum selbstständigen Betriebe einer Apotheke 
im Gebiete de» Deutschen Reiches in Gem&ssheit des §. 29. der Gewerbe-Ordnung vom 
21. Juni 1869 erthcilt. 

Berlin, w. o. 

(L. S.) Der Minister etc. 

Die Approbation wird mittelst des nachstehenden Transmissoreale zuge- 
fertigt. 

An den Candidatcn der Pharmacic Herrn N. zu 

ln der Anlage erhalten Sie die Approbation als Apotheker, welche ich für Sie auf 
Grund der von Ihnen zurückgclegtcn Prüfung habe ausfertigen lassen und für welche 
die Stempelgebühr mit 15 S^r. zu entrichten ist. Bei Uebernakme einer von Ihnen er- 
worbenen Apotheke haben Sie diese Approbation der betreffenden Königlichen Regie- 
rung vorzulcgcn und Ihre Vereidigung nachzusuchen. 

Die eingereichten Original-Zeugnisse erfolgen hierbei zurück. 

Berlin, den 

Der Minister etc. 

5 Die Vereidigung. 

Die Vereidigung der Apotheker kann nach bestandener Prüfung stattfinden. 
In der Regel geschieht dies erst, wenn die Verwaltung einer Apotheke als Eigen- 
thümer oder Verwalter übernommen wird. 

Conf. Circ.-Verf. vom 29. December 1869 (S. 332.). 

Die Eidesformel findet sich in der 

Min.-Verf. vom 18. Juli 1840 (v. Ladenberg). 

Nach Massgabe derjenigen Bestimmung, welche in der AUerh. Cahinets- Ordre vom 
5. November 1833 (Gesotz-Sammlung S. 291) wegen einer allgemeinen und einfacheren 
Form für die Diensteide der Beamten ertheut worden ist, wird die Königliche Regie- 
rung hierdurch angewiesen, von jetzt an eine gleiciiermassen allgemeine Form des Eides 
auch für sämmtliche Classen der Medicinalpersonen in nachstehender Fassung: 

„Ich etc. schwöre zu Gott, dem AJlruachtigen und Allwissenden, dass, nachdem 
ich als (Arzt. Wundarzt, Apotheker u. s. w.) in den Königlichen Landen ap- 
probirt worden, Sr. Königlichen Majestät von Preussen. meinem Allergnadig 
sten Herrn, ich untorthänig. treu und gehorsam sein, und alle mir vermöge 
meines Berufes obliegende Pflichten, nach den darüber bestehenden oder noch 
ergehenden Verordnungen, auch sonst nach meinem besten Wissen lind Ge- 
wissen. genau erfüllen will, so wahr mir Gott helfe it. s. w " 
mit der nach Verschiedenheit der christlichen Confession üblichen Schlussformel , und 
mit der entsprechenden Modiiication für die jüdischen Glaubensgenossen, in Anwendung 
treten zu lassen. 
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11. Die Ausübung des Apotbekergewerbes. 

1. Die Gewerbeberechtigung. 

Da die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 18fi9 nach §. 6. derselben keine 
Anwendung auf die Errichtung und Verlegung von Apotheken findet, so sind die 
früheren Bestimmungen hierüber massgebend geblieben. 

Die Allgemeine Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 bestimmt im §. 54., 
dass die Apotheker, welche sich nicht im Besitze eines Realprivilegiums befinden, 
einer Concession des Ober- Präsidenten bedürfen, in weleher der Ort und das 
Grundstück, wo das Gewerbe betrieben werden soll, bestimmt sein muss. 

Der rechtliche Fortbestand der schon vor oder auf Grund der revidirten 
Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 §§. 1 — 6. (S. 292 und 293) bis zum 
Erlass des Gewerbesteuer-Gesetzes vom 2. November 1810 bestandenen Apotheken- 
Privilegien ist demnach auch durch die Einführung der Allgemeinen Gewerbe- 
ordnung nicht alterirt. Nene Real-Gewerbeberechtigungen durften jedoch nach 
Erlass des Edicts vom 2. November 1810 nicht mehr ertheilt und dürfen nach 
§. 54. der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 fürtau nicht mehr begründet 
werden. 

Die Verschiedenartigkeit der Gesetzgebung in den alten nnd in den seit 
1814 neu oder wieder erworbenen Provinzen des Staates war auf die rechtlichen 
Verhältnisse der Apotheken von Einfluss und gab bereits vor Erlass der Allge- 
meinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 zu vielfachen Erörteruugen Anlass, 
deren Ergebnis» im Allgemeinen folgendes war: 

ln sämintlichen altpreussischen Landestheilen diesseits der Elbe, so wie in 
dem der fremdherrlichen Gesetzgebung nicht unterworfen gewesenen Fürstenthum 
Erfurt, dauern die vor dem Edict vom 2. November 1810 bestandenen Apo- 
theker-Privilegien, wenn sie nicht ausdrücklich nur auf eine bestimmte 
Person lauten, fort und können als selbstständige Realgerechtigkeiten 
ins Hypothekenbuch eingetragen, verpfändet, vererbt und an qnali- 
ficirte Pharmaceuten veräussert werden. 

Dasselbe gilt von den neuprenssischen Landestheilen, in welchen früher das 
Gemeine Recht galt (Ost-Rhein, Herzogthnm Westfalen, Herzogthnm Sachsen, 
Nenvorpommern) mit der Hassgabe, dass hier die aus der Apotheker- Ordnung 
hergeleitete Vermuthung für die Realqualität der Regel nach nicht angewendet, 
vielmehr die Privilegien strictissime interpretirt werden. 

In den Landestheilen unter vormals französischer, bergischer oder westfa- 
lischer Herrschaft sind die Real -Apothekenprivilegien durch das Gesetz vom 
21. Germinal XI., resp. durch die Patentsteuer-Gesetze, nämlich das hergische Derret 
vom 31. März 1809 und das westfälische Gesetz vom 5. August 1808 aufge- 
hoben. 

Hinsichtlich aller Apotheken, welche hiernach kein Real-Privilegium haben, 
beruht die Befngniss zum Betriebe des Gewerbes lediglich auf einer an die 
Person geknüpften Concession, welche erlischt, wenn der, welchem sie ertheilt 
ist, aufhört das Geschäft selbst zu betreiben. 

Hiernach stehen sich also privilegirte und concessionirtc Apotheken 
als zwei rechtlich verschiedene Classen von gewerblichen Etablissements gegen- 
über. 
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Die priviiegirte Apotheke bildet ein selbstständiges, dauernde», vom Staat 
in »einer Totalität anerkanntes Rechtsobject, welche» von der Person de» jedes- 
maligen Besitzers, von den Yorräthen, Gerätbschaften und Einrichtungen in so 
fern unabhängig ist, als es durch eine hierin eintretende Veränderung rechtlich 
gar nicht berührt wird. 

Die concessionirte Apotheke dagegen erscheint vom rein juristischen 
Standpuncte aus nicht als ein Ganze», nicht als ein Etablissement , sondern nur 
als ein Aggregat von Vorräthen, Geräthscliaften und Einrichtungen , welche ob- 
jectiv keinen rechtlichen Zusammenhang bullen, sondern nur dadurch in Verbin- 
dung mit einander stehen, das» sie von einer zum Betriebe des Apothekengewerbes 
berechtigten Person zusammen für diesen Zweck gebraucht werden, ln dem 
Augenblicke, wo diese Person durch Tod oder sonst ausscheidet, hört die Apo- 
theke auf zn existiren, und Niemand hat das Recht, diese Apotheke weiter, 
auch nur kurze Zeit, zu betreiben. Von dem Augenblicke des Abganges des Apo- 
thekers an existirt, diesem Grundsätze gemäss . keine Apotheke mehr. Es sind 
nur noch Droguen, Gelasse und Apparate vorhanden. Eine Apotheke entsteht 
erst wieder, wenn der neue Concessionär sich etablirt, was mit Benutzung der 
vorhandenen Einrichtungen oder auch ohne dieselben geschehen kann. Vom rein 
juristischen Standpuncte aus ist demnach ein Unterschied zwischen der Couces- 
sion zur Uebernahme einer bereits bestandenen nicht privilegirten Apotheke nr.d 
der Concessiou zur Grüudung einer neuen Apotheke nicht anzuerkennen. 

Diese scharfe Unterscheidung zwischen den privilegirten und den concessio- 
nirten Apotheken hat jedoch bisher nur eine geringe, fast keine praetische An- 
wendung gefunden. 

Zunächst hat man stets als sich von selbst verstehend die durch das Be- 
dürfniss gebotene Ausnahme anerkannt, dass das Geschäft nach dem Abgänge 
des CoDcessionirten so lauge, bis einem Andern die Concession ertheiil worden, 
auf Rechnung des bisherigen Besitzers oder seiner Erben durch einen 
qnalificirtcn Provisor fortgesetzt werden könne. 

Eine zweite, practisch wichtige Ausnahme von dem Princip der Personal- 
Concessionen war die, dass die §§. 4. und 5. der revidirten Apotheker-Ürdnung 
von^ll. October 1801, wonach es der Wittwe eines privilegirten Apothekers 
während ihres Wittweustandes und den minorennen Kindern bis zu ihrer Gross- 
jährigkeit vergönnt ist, die Apotheke durch einen q uali fici rten Apotheker ver- 
walten zn lassen, und qualificirte Söhne und Schwiegersöhne das Recht halten, 
dieselbe gegen eine billig massige Taxe zu übernehmen, auch auf concessio- 
nirte Apotheker angewendet wurde. Dies wurde durch die Ministerin! -Verfü- 
gung vom 18. December 1824 (Hufelaud) anerkannt und durch die Allerhöchste 
Ordre an das Staats-Ministerium vom 9. December 1827, welche durch die Cir- 
cular - Verfügung vom 23. Juni 1832 (v. Altenstein) veröffentlicht ist, ge- 
nehmigt. 

Diese Bestimmung ist sodann in allen derartigen Fällen angewendet und 
dadurch in einem gewissen Umfange die Vererblichkeit der concessionirten Apo- 
theken auf Wittwen und Descendenten thatsächlicb zur Ausführung gekommen. 
Es blieb nur noch die Veränsserlichkeit der concessionirten Apotheken im 
Gegensatz zu den privilegirten übrig. 

Es hat ferner eine ganz freie Auswahl des neu zu conccssionirenden Apo- 
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thekers Seitens der Regierung niemals stattgefunden, vielmehr in der Praxis als 
dritte Ausnahme von der juristisch zu ahstrahirenden Regel sich der Grundsatz 
gebildet, dass dem persönlich qnalifirirten Bewerber, mit welchem der Eigen- 
tümer einer concessionirten Apotheke bei beabsichtigter Geschäftsaufgabe sich 
wegeu Ueberlassung der Etablissements - Einrichtungen geeinigt hat, eine vor- 
zugsweise Berücksichtigung bei Verleih uug der erledigten Concession zu 
Theil wird. 

Die einzige tatsächliche Beschränkung hierbei bestand darin, dass nur die 
materiellen Einricht nngsgegenstande der Apotheke, nicht aber die Concession 
als Gegenstand der Verfiusserung gelten und der Kaufpreis mit dem Werth die- 
ser Gegenstände einigermassen in Verhältnis» stehen musste, und deshalb Vor- 
legung des Kaufcontracts vor Uebertragung der Concession verlangt werden sollte. 

ln der Praxis verwischte sich jedoch der Unterschied zwischen privilegirten 
und concessionirten Apotheken immer mehr, so dass bald die Preise der privilegir- 
ten und concessionirten Apotheken ziemlich gleich standen und für beide Classen 
sich unter den Apothekern ein und derselbe Schätzungsmassstab gebildet hatte. 
Bei kleineren Apotheken wurde das Fünffache, bei grösseren das Sechs- bis 
Siebenfache des jährlichen Umschlages als der Werth der Apotheke angesehen 
und hiernach in der Regel der Kaufpreis der Apotheken sowohl, als der den 
Apothekern zu gewährende Credit bemessen. 

Die freie Verfügung des Staats über die Apotheken -Concessionen wieder 
herzustellen war die Absicht der Allerh, Ordre vom 8. März 1842 (G.-S. S. 111.). 

In Folge derselben erging die 

Circ.-Verf. vom 13. August 1842 (Eichhorn). 

Durch die Allerh. Cabinets- Ordre vom 8. März d. J. sind die Grundsätze bestimmt, 
nach denen bei Aufgebung einer von dem bisherigen Besitzer anf Grund einer blos 
persönlichen Concession geführten Apotheke dem nachfolgenden Concessionserwerber 
die Ucbernahnie der Officin-Einrichtnng seines Vorgängers für einen taxmüssigen Preis 
zur Bedingung der Con< essions Ertheilung gestellt werden darf. 

Nachdem hierdurch dem billigen Interesse der abgehenden Besitzer concession irter 
Apotheken oder ihrer Erben in demjenigen Masse vorgesehen ist. wie die Qualität der 
Apothekeii-Coucoasionen als blos persönlicher Gewerbeberechtigungen es gestattet, ist 
es dagegen um so noth wendiger, in allen Sonstigen Beziehungen bei der Verleihung 
erledigter Apotheken - Concessionen ausschliesslich die Rücksicht auf die allgemeinen 
Interessen des Sanitätswesens walten zn lassen und darnach insbesondere die Auswahl 
dea Erwerbers der neuen Concession zu treffen. Die Königliche Regierung hat deshalb in 
künftigen Fallen der Coneessions-Erledignng nicht ferner, wie bisher öfters geschehen, 
dein abgehenden Apotheker oder dessen Erben den Vorschlag des Nachfolgers in der 
Concession zu gestatten, sondern die Auswahl des letzteren nnter Beachtung der in der 
Circular- Verfügung vom 13. Juli 1840, betreffend die Ertheilung der Concession zur 
Anlegung neuer Apotheken, desfalls ert heilten Vorschriften nach Ihrem eigenen, pflicht- 
massigen Ermessen mit vorzugsweiser Rücksicht darauf zu treffen, dass die Verleihung 
«ler erledigten Concession an einen solchen Pharmaceuten geschehe, der sich dazu durch 
den Grad seiner in der Staatsprüfung bewiesenen Ausbildung, durch die verlaufene 
längere Zeit seiner erhaltenen Approbation, durch bewährte Tüchtigkeit seiner Dienst- 
leistungen im pharmaceutischen Geschäfte und die sonstige Art seines Verhaltens am 
vorzüglichsten eignet. Zu diesem Zwecke hat die Königliche Regierung die vorkom- 
menden Concessi« ms- Erledigungen ohne Rücksicht darauf, ob der Königlichen Regierung 
vielleicht schon Bewerber bekannt sind, welche Sie für vorzugsweise berücksichtigungs- 
werth hält, jedes Mal in Ihrem Amtsblatte zu publicircn . mit Bestimmung einer an- 
gemessenen Frist, in der Regel von sechs Wochen, binnen deren die Anmeldungen be- 
fähigter Bewerber um die neue Coneession bei Ihr einzureichen sind. 

Diese Bestimmungen riefen von Seiten der concessionirten Apotheker zahl- 
reiche Beschwerden hervor. 
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Die Ermächtigung, welche der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten 
durch die Allerli. Ordre vom 23. December 1843 erhielt, die Concession zur 
Fortführung einer Apotheke auf den qualificirten Sohn oder Eukel des Apothe- 
kers bei Lebzeiten des letzteren zu Überträgen, half diesen Beschwerden eben 
so weuig al». als die mittelst Allerb. Ordre vom 21. October 1844 ertheilte Er- 
mächtigung, die Concession zur Fortführung der Apotheke in dem Fall ohne 
Concnrrenz zu ertheilen, wo die Wittwe des früheren Concessionfirs mit einem 
qualificirten Pbarmacenten sich wieder verheirathet. 

Eine Abänderung der Ordre vom 8. März 1842 musste je länger je mehr 
als ein dringendes Bedürfnis« anerkannt werden. 

Der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten wurde demnach bis zum 
Erlass eines entsprechenden Gesetzes durch die Allerb. Ordre vom 5. October 1846 
ermächtigt, zu der vor Erlass der Ordre vom 8. März 1842 bestandenen 
Praxis zurückzukehren und unter Aufhebung der Circular- Verfügung vom 
13. August 1842 uud des darin angeordneten Concurrenz- Verfahrens die Regie- 
ruugeu dahin anzuweisen, dass sie beim Abgänge eines nicht privilegirten Apo- 
thekers die Concession dem von letzterem, resp. von dessen Erben präsentirten 
Geschäftsnachfolger, falls derselbe vorsohriftsmässig qualificirt sei, jedoch mit 
Vorbehalt der Wiedereinziehung bei dem dereinstigen Abgänge des neu con- 
cessionirteu, zu verleihen haben. 

Die hierauf erlassene Circ.- Verfügung vom 21. October 1846 (Eichhorn) 
lautet wie folgt: 

Nach der Allerhöchsten Ordre vom 8. März 1842 und der sich derselben an- 
schliessenden Circular- \ crfügung vom 13. August desselben Jahres soll einem abgehen- 
den, nicht privilegirten Apotheker, resp. dessen Erben fernerhin nicht die Wahl und 
Präsentation des Nachfolgers in die Concession, mithin nicht mehr der Verkauf der 
Apotheke einschliesslich des Hechts zum Gewerbebetrieb an einen qualificirten Apo- 
theker gestattet, der neue Concession» r vielmehr von der betreffenden Königlichen Re- 
gierung nach freiem Ermessen lediglich mit Rücksicht auf den Grad seiner Qualification 
und die Anciennität seiner Approbation ausgewöhlt und nur verpflichtet werden, die 
für sein Geschäft erforderlichen, noch brauchbaren Geräthscliaften, Gefässe und Waarcn- 
vorräthe des abgohenden Apothekers für deu Taxpreis zu übernehmen. Diese Bestim- 
mungen beruhten auf der, durch die bestellende Gesetzgebung gerechtfertigten Voraus- 
setzung, das» die mit einem Realprivilegiuin nicht, resp. nicht mehr versehenen Apo- 
theken, d. h. die seit Einführung der Gewerbefreiheit in deu damaligen Landest heilen 
der Monarchie neu errichteten, sowie die früher auf Grund persönlicher Privilegien 
entstandenen, imgleichen alle Apotheken in den vormals französischen, hergischen und 
westfälischen Landestheilen, als mit einer blos persönlichen Concession versehen 
zu betrachten seien, welche nach dem Abgänge des Coucessionärs zur weitern freien 
Verfügung der Regierung zurückfalle, so dass mit dem Ausscheiden des Concession&rs 
aus seinem Geschält die Apotheke als solche zu bestehen aufhöre und dem abgehen- 
den Apotheker die freie Disposition nur über die zur Apotheke gehörig gewiesenen 
Eiiirichluugsgogciistäwde und Waarenvorräthe zustehe. Um ihm, resp. seinen Erben 
die Verwerthung dieser meist nur für Apotheker brauchbaren Gegenstände zu erleich- 
tern und ihn möglichst vor dein mit einer Verschleuderung derselben verbundenen 
Verlust zu bewahren, wurde der neue Concession&r für verpflichtet erklärt, diesel- 
ben für den Taxpreis zu übernehmen. Von diesem Stand puncte aus beabsichtigte also 
die Allerhöchste Ordre vorn 8. März 1842 eine Begünstigung der nicht privilegirten 
Apotheker, resp. ihrer Erben. Eine solche ist jedoch von den Apothekern in derselben 
nicht erkannt worden und hat auch nach den gemachten Erfahrungen in der Anwendung 
nicht gefunden werden können, da sich nach einiger Zeit heran sstellte, dass die an sieb 
und im Allgemeinen richtige Voraussetzung, von welcher die gedachte Allerhöchste 
Oubinets- Ordre »umging, wirklich nicht im Lehen sieh bestätiget, dass vielmehr die nicht 
privilegirten Apotheker, welche ihr Geschäft aufgeben wollten, so wie ihre Erben vor 
Emanation der Allerhöchsten Ordre vom 8. März 1812 fast immer factisch an einen 
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Besitz. naehfolger ihrer Wahl ihre Apotheke, einschliesslich de» Gebrauchsrecht» uutor 
den von ihnen gestellten Bedingungen mit Zulassung der ihnen die neue Concession 
ertheilendeu Behörde, übertragen haben. 

Hieraus hat sich ei« Zustand entwickelt, der eine neue Anordnung nöthig macht. 
Es handelt sich auch theil weise um Falle, welche in Erwartung einer abändertiden ge- 
setzlichen Bestimmung bisher haben unentschieden gelassen werden müssen. Nach meh- 
reren Mittheiluugeo aus den Provinzen ist selbst auzunehtntni, dass eine uicht geringe 
Anzahl von Fällen, von den Interessenten einstweilen uur iu sicherer Hoffnung auf 
legislative Abhülfe, noch nicht zu meiner Kenntuiss gebracht worden sind. 

Bei dieser Lage der Sache habe ich mich verpflichtet gehalten, eine sorgfältige und 
umfassende Prüfung des Gegcnstamlos zu veranlassen. Zu diesem Zweck sind zuvorderst 
mit Allerhöchster Genehmigung aus allen Provinzen der Monarc hie besonders tüchtige 
von den Herreu Ober- Präsidenten empfohlene Apotheker hierher berufen und iu gemein- 
samer tierathuug mit ihrem Gutachten gehört worden. Demnächst habe ich meiue 
Vorschläge behufs einer anderweitigen legislativen Koguiiruug der iu Rede stehenden 
Angelegenheit dem Königlichen Staats-Ministerium zur Beruthiing vorgelegt. Dasselbe 
hat das Bedürfnis» eiuer durchgreifenden legislativen Abhülfe anerkannt und Sr. Maj. 
dem Könige den Entwurf eiuer Verordnung überreicht, von welcher eine gründliche 
Beseitigung der jetzt obwaltenden Uebelstände, sowie eine den Interessen der Mcdiciual- 
Verwaltung und der Auotlickci gleichmässig entsprechende, auf einfachen Prineipien 
beruhende Regulirung der ganzen Angelegenheit erwartet werden darf. 

Des Königs Majestät haben jedoch für angcuiesseu zu erachten geruht, dass die 
\crordnuug, welche in einigen Beziehungen ab eine Ergänzung der allgemeinen Ge- 
werbe-Ordnung vom 17. Januar v. J. anzu sehen ist, zunächst den Provinzial- Landtagen 
zur Begutachtung vorgelegt werde. 

Da die Beseitigung der oben an gedeuteten Nuchthcile dem Wesen nach uicht länger 
verschoben werden kann, so haben Seine Majestät mittelst Allerhöchster Ordre vom 
d. M mich zugleich zu ermächtigen geruht, einstweilen und bis zur definitiven gesetz- 
lichen Regulirung dieses Gegenstände» zu der vor Erlass der Allerhöchsten Ordre vom 
8 März 1842 stattgefundenen Praxis zurückznkehren und demgemäss, unter Aufhebung 
der Circular Verfügung vom II). August 1842 uud des darin ungeordneten Coucurrenz 
Verfahrens, die Königlichen Regierungen anzuweisen: 

beim Ausscheiden eines nicht privilegirten Apothekers aus seinem Geschäft 
die Concessiou dem von dem abgehenuen Apotheker oder dessen Erben prfi- 
sentirten Geschäftsnachfolger, sofern derselbe vorschriftsniässig uunli- 
ficirt ist, jedoch immer nur für .-eine Person uud unter ausdrücklichem 
Vorbehalt der Wiedereinziehung der Conceasion bei seinem dereinstigen Ab- 
gänge. zu ertheilon. 

Auf Grund dieser Allerhöchsten Ermächtigung wird ilie Königliche Regierung mit 
Vorbehalt weiterer legislativer Bestimmung veranlasst, bei vorkommendem Wechsel in 
dein Besitz nicht piivilegirter Apotheken die Coticession dem neuen Erwerber der 
Apotheke nach Massgabe der vorstehend extrahirten Allerhöchsten Ordre vom 5. d. M. 
zu verleihen, demgemäss auch in dvu bisher etwa noch unerledigt geblichenen früheren 
Fällen ?. u verfahren und den Inhalt dieser Verfügung in angemessener Weise durch 
das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntnis» zu bringen 

Iu dieser Lage befindet sich die Sache auch jetzt Doch. Als Erläuteruogeo 
ergingen mehrere Ministem! - Verfügungen, von denen die hauptsächlichsten hier 
folgen. 


Min.-Verf. vom 8. Juli 1851 (Lehuert). 

Die Bestimmung de« I. der revidirten Apotheker-Ordnung vom 11 Öctoher 1801, 
wonach der Wittwe eine« privilegirten Apothekers während ihres Wittwenstaude» und 
den minorennen Kindern desselben bis zu ihrer Grossjähr igkeit gestattet ist, die Apo- 
theke durch einen qualiticirten Provisor verwalten zu lassen, »o wie die Allerh. Ordre 
vom !t. Deco, in her l v 27, welche die Anwendung dieser Bestimmung auch auf Wittwen 
und uiinnreiine Kinder com-essionirtcr Apotheker nachlässt, können, wie ich der König). 
Regierung auf die Berichte vom .... hiermit eröffne, für das \ erfahren bei Wieder- 
veneihung der N.’xchou Apotbeken-Conce»»ion zu N, nicht massgebend sein. Denn die 
Coucessiou war bereits der Wittwe des Apothekers N. verlieben und ist iu deren Hän- 
den bi» zu ihrem Ableben geblieben, auch sind weder Seitens der Wittwe N. , noch 
Seiten» des verstorbenen Ehegatten minorenne Kinder nachgelassen, für deren Rechnung 
die Apotheke auf Grund de» angeführten §. 4 und der Allerh. Ordre vom 0 , December 
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1827 durch «»inen Provisor könnte verwaltet worden. Die Lage der Sache ist violmehr 
so, dass die durch das Ableben der Wittwe N. zur Erledigung gekommene Apotheken- 
Concession nach Massgabe der Allerli. Ordre vom 5. October 1*46 und der Cireular- 
Verfftgung vom 21. October desselben Jahres anderweil zu verleihen, d. h. dem von den 
Erben der Wittwe N zu präsentirenden Geachäftsuachfolger zu übertragen ist. Die 
Königliche Regierung hat die Sache in diese Wege zu leiten und den Erben der Wittwe 
N. eine angemessene, jedoch einen anderthalbjährigen Zeitraum nicht übersteigende Frist 
zu stellen, um einen qu&lificirten Geschäftsnachfolger zu präsentiron : bis dahin kann die 
Apotheke für Rechnung der Erben verwaltet werden. 

Dagegen ist es nicht zulässig, die Apotheke lediglich für Rechnung der minorennen 
Kinder des verstorbenen ältesten Sohne« der Wittwe N. verwalten zu lassen . da dieser 
Sohn eben nicht im Besitz der Apotheke gewesen ist. 

Was das Verhält niss der auf die Allerh. Ordre vom 9. Decetnber 1827 bezüglichen 
Circular- Verfügung vom 23. Juni 1831 zu der Circular- Verfügung vom 2t. October 184*» 
anbetrifft, so ergiebt sich das von selbst aus der Verschiedenheit derjenigen Fälle, auf 
welche sich diese Verfügungen beziehen. Diejenige vom 23. Juni 1832 betrifft den 
Fall, wo es sich um Anwendung des $. 4. der revidirten Apotheker Ordnung vom 
11. October 1801 auf concessionirte Apotheker handelt, wo also eine solche Apotheke 
für Rechnung der W ittwe, resp. der minorennen Kinder des verstorbenen Besitzers 
durch einen Provisor bis zur Wiederverheirathung der Wittwe, rcBp. bis zur Gmss- 
jäkrigkeit der Kinder verwaltet werden soll. Die Circ.-Verf. vom 21. October 1846 
dagegen bezieht sich auf den Fall, wo eine solche Verwaltung der Apotheke nicht 
stattfindcn. sondern die Concession anderweit an einen qualiticirten Besitzer, inag dieser 
nun einer der Miterben «»der ein Dritter sein, verliehen werden soll. In diesem Falle 
bedarf es keiner besonderen Genehmigung des Departements-Chefs zu der Uobertragung 
der Concession, wogegen dieselbe in dem ersten Falle behufs der länger dauernden 
Verwaltung einer concessionirten Apotheke einzuholen ist. 

Min.- Vcrf. vom 24. Januar 1852 (Lehnort). 

Auf den in dem Berichte vom gestellten Antrag: dem Apotheker N. auf Grund 
der Allerh. Ordre vom 21. October 1844 die Concession zur Deb *rnahrae der für Rech- 
nung der jetzt mit dem ctc. N. verheiratheten Wittwe M. durch einen Provisor verwal- 
teten Apotheke zu N. zu verleihen, kann ich nicht eingehen. 

Die dem Ministerium der Medicinal- Angelegenheiten durch die Allerh. Ordre vom 
21. October 1844 nach Inhalt des Circular- Eesenpts vom 16. November 1844 ertheilte 
Ermächtigung, in Fällen, wo die Wittwe eines concessionirten Apothekers mit einem 
vorschriftsmässig qualificirten Apotheker sich wieder verehelicht, letzterem ohne wei- 
tere öffentliche Concurrenz die Concession zur Fortführung der bis dahin für 
Rechnung der Wittwe durch einen Provisor verwalteten Apotheke zu vorleihen, stellt 
sich als eine Ausnahme dar von den Vorschriften der Allerh. Ordre vom 8. März 1842 
und des darauf beruhenden Circular-Rescripta vom 13. August 1842. wonach jede er- 
ledigte Apotheken-Concossion nur im Wege öffentl ic her Concurrenz an den 
würdigsten Bewerber, ohne Rücksicht auf uns Interesse des abgehenden Apothekers 
oder seiner Hinterbliebenen an der Auswahl eines bestimmten Bewerbers, verliehen 
werden sollte. 

Diese Vorschriften sind aber durch die den Königlichen Regierungen mittelst 
Circular-Krlass vom 21. October 1846 zur Nachachtung bekannt gemachte .Allerh. Ordre 
vom 5. October 1846 aufgehoben. Die Königlichen Regierungen sind demgemäss allge- 
mein ermächtigt, bei Erledigung einer Apotheken-Concossion von der Eröffnung 
eines Concurrenz- Verfahrens abzusehen und beim Ausscheiden eiues nicht 
privilegirten Apothekers aus seinem Geschäft die Concession dem von dem abgehenden 
Apothekor oder dessen Erben präsentirten Geschäfts -Nachfolger, sofern dieser vor- 
sehriftsmüssig qnalifieirt ist, zu verleihen. — Hiernach kann die Concession zur Uebcr- 
nahmc der in Ivede stehenden Apotheke, da sie einen Theil des Nachlasses des etc. M. 
bildet, nur dann dem etc. N. verliehen worden, wenn derselbe nicht blos von der 
Wittwe, sondern auch von den übrigen Erben des etc M. als Geschäfts-Nachfolger prii- 
sentirt wird. Da nun dor etc. M. ausser seiner Wittwe noch einen minderjährigen Sohn 
hinterlassen hat, so muss die Präsentation de» etc. N. zu der Concession auch uoch 
von dem Vormunde des minorennen M. und dem betreffenden Vormundschafts-Gerichte 
erfolgen, bevor demselben die Concession auf Grund dor obigen Verfügung vom 21. Oc- 
tober 1846 crtkeilt werden darf. 

Indessen scheint es überhaupt einer Uebortraguug der Concession auf den etc N. 
nicht zu bedürfen, da die Ehefrau desselben nach der Anzeige der Königlichen Regie- 
rung mit ihm N. zu verlassen und die Apotheke zu verkaufen beabsichtigt, sie aber 
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diese Absicht unter Zustimmung des Vormundechaftsgerichts und unter Bevollmächtigung 
ihres Ehegatten unbehindert realisiren kann. Dem Käufer der Apotheke wird dann, 
falls er vorschriftsmässig qualificirt ist, die Concession von der Königlichen Regierung 
auf Grund des Erlasses vom 21. October 1846 zu verleihen sein. 

Min.sVerf. vom 15. Juli 1857 (Lehnert). 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom . . . dass die Ver- 
fügung vom 21. October 1846 hinsichtlich der Uebertragung nicht privilegirter Apothe- 
ken auf den von dem zeitigen Inhaber prfisentirten Geschäfts-Nachfolger, wie der Wort- 
laut deutlich ergiebt. zwischen den damaligen und den späteren Besitzern keinen Unter- 
schiod macht. Der Vorbehalt der Wiedereinziehung der Concession bei dem dereinstigen 
Abgänge des Coneessionärs hat nur die, Bedeutung, dass durch die Verfügung vom 
21. October 1846 der definitiven legislatorischen Regulirung der Angelegenheit nicht 
präjudicirt werde, nicht aber hat dadurch der Aufsichts-Behörde die Befugnis»* beigelegt 
werden sollen, beim Verkaufe dem Käufer die Concession deshalb zu versagen, weil 
derselbe nach der Meinung der Behörde zu theuer gekauft hat. 

Min.-Verf., betreff, den Verkauf concessio n irter Apotheken, vom 
10 . August 1871 (Lehnert). 

Die Königliche Regierung geht in dem Bericht vom 10. Juni d. J. mit Recht davon 
aus, dass in dem nach der Circular- Veifügung vom 21. October 1846 zu beobachtenden 
Verfahren bei dem Verkauf coucessionirtcr Apotheken durch die Gewerbe-Ordnung vom 
21. Juni 1809 keine Aendening cingetreten ist. Die Existenz einer concession irten 
Apotheke, im Gegensatz zu einer pnvilegirten, beruht auf der ihrem Inhaber für seine 
Person crtheilten Concession Die letztere ist kein Gegenstand privat rechtlicher Ueber- 
tragung und der Käufer einer eoneessionirten A pol licke erlangt die Concession nicht 
durch Snccession in die Rechte seines Verkäufers, sondern kraft einer neuen staatlichen 
Verleihung, ohne welche die Apotheke die Bedingung ihrer Existenz einhüssen wurde. 
Vom rechtlichen Gesichtspuncte betrachtet enthält der Uebergang einer blos eoncessio- 
nirten Apotheke an einen Andern allemal die Errichtung einer neuen Apotheke, weil 
die Concession dos Verkäufers durch den Verkauf erlischt. An diesem Verhältnis« hat 
die Gewerbe-Ordnung nichts geändert und ist somit der Gegenstand auch foraor in 
derselben Weise wie früher zu behandeln. 

Ueber das Hvpothekenwesen der Apothekcoberechtigimgen spricht sich das 
Justiz-Ministerial-Rescript vom 19. März 1840 (Möhler) wie folgt aus: 

Auf den Bericht vom .... wird dem Königlichen Ober- Landesgcricht über die 
Frage: 

inwiefern Apotheken - Privilegien anch als Rcalrecht fortbestehen, sich zur 
Eintragung m das llvpothekenbiich eignen und rechtsgültig verpfändet wer- 
den können? 

die Aeusaerung der Herren Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Ange- 
legenheiten um! des Innern vom 10. d. M. (Anlage a.), womit der Justiz - Minister sich 
einverstanden erklärt, abschriftlich roitgctheilt. Das Königliche Ober-Landesgericht wird 
autorisirt* danach ferner zu verfahren. 

Anlage a. 

Die vererb- und veräusscrliehen Privilegien älterer Apotheken sind aber nicht auf- 
gehoben, da die im §. 17. des Edicts vom 2. November 1810 ungeordnete Ablösung der 
Gewerbe-Gerechtigkeiten älterer Verfassung in Hinsicht auf die Apotheker zu keiner 
Allgemeinen Ausführung gekommen, sondern in der Verordnung vom 24. October 1811, 
auf welche der 89. des Gesetzes vorn 7. September desselben Jahre» verweist, nur 
auf die Fälle einer mit dem Privilegium noch etwa besonders verbundenen Exclusiv- 
Bercehtigung, und nur bei eintretonaem Falle einer wirklichen Apotheken- Anlage an 
dem betreffenden Orte beschränkt ist. 

Die Eintragung der solchergestalt noch fortdauernden älteren Apothekcn-Privilogien 
in das Hypothekenbuch unterliegt nach Tit. I. §. 14. der Hvpotheken-Ordnnng an und 
für sich überall keinem Bedenken. Eben so ist auch ihre \ erbiudung mit einem be- 
stimmten Grundstücke als Realpertinenz und die dies fällige Eintragung nach Vorschrift 
der Hypotheken- Ordnung Tit. I. §§. 12. und 35., wenn zwar dadurch nach § 4. des 
Edicts vom 9. October 1807 und §. 33. des Gesetzes vom 7. September 1611 keine un- 
trennbare Zubehörigkeit entsteht, doch für überhaupt unstattnaft um so weniger zu 
achten, als es dem allgemeinen Interesse des Sanitätswesens in der Regel nur zutr&g- 
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lieh sein kann, wenn die Apotheken bei den für ihr Geschäft einmal zweckmässig ein- 
gerichteten Grundstücken verbleiben, au» welchen sie ohnehin uicht anders, als nach einer 
von der Medicinal- Behörde ertheilten, von Zweckmässigkeit der Lage und der sonstigen 
Beschaffenheit wiederum abhängigen Genehmigung des neuen Lutule* verlegt weiden 
können. 

Der Verkauf einer solchen im Hypothokenbuch eiugctiageucu Apotheken- 
Berechtignng unterliegt dein limuobiliar-Werthstempel. 

Verf. des E iriauz-M iui sters vom 1 S. Februar 1825 ( v. Klewitz). 

Wenngl eich das Allgemeine Landrecht $§. I*i. und 13. Tit. 22. Thl. I. unter Grund- 
gercchtigkeiten allerdings die Realservituten versteht, st» ist es dem Finanz- Minister doch 
nicht zweifelhaft, dass der Stein nelUirif darunter solche Realberechtiguugen und Gerech- 
tigkeiten verstanden wissen will, welche nach den J4. ff. Tit. 1. der Hypotheken- 
Ordnung unter besonder« Nummern im Hypothekenbuche eingetragen werden könueu 
und daiier allerdings Gegenstand de* Kaufvertrages sein können, während die Abtretung 
von Rechten, also auch von Servituten, nur als Concesaion zu betrachten ist. Die Apo- 
theker Berechtigungen haben übrigens durch die neue Gesetzgebung zwar in so weit 
ihre Kxclu»i vität verloren, dass die Anlegung neuer Apotheken, wenn dieselbe nach 
mediciuiseb-polizeilichen Gründen gerechtfertigt erscheint, durch die Privilegien der schon 
vorhandenen Apotheken nicht verhindert werden kann: dagegen ist denjenigen Apothe- 
ker-Berechtigungen, die früher schon wirkliche Realgerechtigkeiten gewesen sind, diese 
ihre Eigenschaft durch die Gesetzgebung keineswegs entzogen worden. Solche Apo- 
tbekeii-Berechtigungen können also noch gegenwärtig, für »ich bestehend, Gegenstand 
eines bewundern Kaufgeschäft.-' sein, müssen aber iu diesem Falle wie eine Immobilie 
augeseheu und beiin Verkaufe mit einer Stempelsteuer von I Procent belegt werden. 
Es muss daher auch von der nach Anzeige der Küniglictieu Regierung vorn .... zu N. 
für 15,000 Thlr. vet kauften Apotheker -Gerechtigkeit dieser Werthstompel entrichtet 
werden. 

Für deu Fall der Subhastatiou einer nicht privilegirten Apotheke ist das 
Verhalten der Verwaltungs-Behörden deu Gerichten gegenüber in folgenden Ver- 
fügungen vorgezeichnet: 

Min.- Verf. vorn :). Mai 1851 (Lehnert). 

Auf deu Bericht der Königl. Regierung vorn erkläre ich mich zwar damit 

einverstanden, das den Gläubigern des verstorbenen Apothekers N. als solchen der 
Verkauf der Apotheke in N. nicht gestattet werden kann. Für den Fall aber, das», 
wie es den Anschein hat, die Subhastatiou der zur N .'sehen Masse gehörigen Grund- 
stücke, in welchen die Apotheke betrieben wird, eingeleitet werden sollte, mache ich der 
Königlichen Regierung Nachstehendes bemerk I io! i : 

Bei der Extrahirung und dom Erlass der AUerh. Ordre vom 5. October 1846, so 
wie hei der darauf sich gründenden Circular Verfügung vom 21. desselben Monats und 
Jahres, hat hauptsächlich die Absicht vorgewaltet, den Besitzern coueessionirter Apo- 
theken die freie Verflnsserung derselben, so weit als dies, ohne der künftigen Gesetz- 
gebung vorzugreifen, geschehen kann, möglich zu machen, so wie diejenigen, welche dem 
Besitzer einer concessionirteu Apotheke im Vertrauen auf deren Verüusserlichkeit Geld 
geliehen haben, vor Verlusten zu schützen, ao dass bei einer Schulden halber veran- 
iassten Subhustation das dieselbe hütende Gericht den Schuldner in allen den Verkauf 
eingehenden Beziehungen zu vertreten hat. Jene Absicht würde in dem vorliegenden 
Falle vereitelt werden, wenn nach erfolgter Subhastatiou des N. 'scheu Grundstücks die 
dadurch zur Erledigung gekommene Concession erst im Wege des öffentlichen Concur- 
renzverfahrena, wenn auch mit möglichster Berücksichtigung de» AUjudicators, sollte ver- 
geben worden. Es würde unter solchen deu Erfolg einer Bewerbung nin die erledigte 
Conoessiou in keiner Weise sicherst eilenden Umstünden schwerlich ein qualiüeirter 
Apotheker geneigt sein, auf das Grundstück mitzubieten. 

Mit demselben Rechte uuu, mit welchem die Krbeu des etc. N. auf Grund der 
Allerliöehsteii Ordre vom 5. October 1^40 befugt sein würden, das Grundstück mit der 
Apotheke zu verkaufen und den Käufer, fall» er sonst qunliticirt ist, zur Verleihung 
der Concesaion zu präseutiren, mit demselben Rechte ist auch daa die Subhastatiou 
leitende Gericht befugt, quulißcirte Apotheker zum Mitbieten auf das Grundstück und 
Apotheke zu veranlassen, dass es denselben zusichert, den Meistbietenden unter ihnen 
der Königl. Regierung zur Verleihung der Conccssion zu präseutiren, und die Königl. 
Regierung ist dem Gerichte ebensowohl wie den Erben des etc. N. gegenüber verpflichtet. 
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dem zu Pr&sentirendon, seine formelle Qualificution vorausgesetzt, die ConeesHion 
zu verleihen. Die Ei^enthümliehkeit des Suhhustations-Verfahreus uiuclit es aber zu- 
gleich auch nothwendig, dem Gericht vorweg darüber Gewissheit zu geben, dass im 
ralle der Adjudication des Grundstücks an einen qualitieirteu Apotheker diesem die 
Concession zur Fortführung der N.’schen Apotheke werde verliehen werden, damit hier- 
über das Erforderlicho in (len Kaufbedingungen festgestellt werde. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, demgemäss die Angelegenheit weiter zu 
behandeln und insbesondere, lall» es zur Subhastation der N.’sehen Grundstücke kommen 
oder bereits gekommen sein sollte, dem betreffenden Gerichte initzutheilen, dass dem 
Adiudicator der N.'schei» Grundstücke, falls derselbe ein qualificirter Apotheker sein 
sollte, die Couceßsion zur Fortführung der in dem Grundstücke seither betriebenen Apo- 
theke werde verlieheu werden, und dass der Aufnahme dieser Zusicherung in die Kauf- 
bedingungen kein Bedenken eutgegenstehe. 

M iu.-Verf. vom in. März 1852 (v. Raumer). 

Nach Inhalt des abschriftlich anliegenden Gesuchs des N. zu M. von» ... ist das 
Grundstück, in welchem der Sohn dos Bittstellers, der Apotheker N. zu M., sein Apo- 
thekergeschfift betreibt, Schulden halber zur Subhastation gestellt. Der N. sen.. dessen 
Ehefrau, die Stiefmutter seines Sohnes, hypothekarische Gläubigerin des letzteren ist, 
tragt darauf an, zu bestimmen, dass das Grundstück seines Sohnes als Apotheke gleich 
einer privilegirten bei der Subh&station verkauft werde. Diesem Anträge kann , so wie 
er gestellt worden, nicht deferirt werden. Es würde dadurch die Apotheke, welche nur 
auf Grund einer Concession angelegt ist, zu einer privilegirten erhoben und das Mit- 
bieteu solcher Kauflustigen, welche nicht Apotheker sind, ausgeschlossen werden, was 
beides nicht zulässig ist. Dagegen wird ilas Interesse der Gläubigerin des Apothekers 
N. in Gem&ssheit der Allerh. Ordre vom 5. October 184«» in anderer Weise und wahr- 
scheinlich mit dem gewöhnlichen Erfolge gewahrt werden können. 

Durch diese Allerh. Ordre und die darauf sich gründende Circular- Verfügung vom 
21. October 1846 sind nämlich die Königlichen Regierungen angewiesen, l>ei Erledigung 
einer Apotheken - Concession diese dem von dem abgencnden Apotheker oder dessen 
Rechtsnachfolger präseutirten Besitznaehfolger, falls derselbe ein qualificirter Apotheker 
ist, ohne weiteres Concurrenzverfahren zu ertheilen. Bei dem Erlasse dieser Bestim- 
mungen hat hauptsächlich die Absicht obgewaltet, den Besitzern coneessionirter Apo- 
theken die freie Veruusserlichkcit derselben, so weit als dies, ohne der künftigen Ge- 
setzgebung vorzugreifen, irgend geschehen kann, möglich zu machen, so wie diejenigen, 
welche dem Besitzer einer concessionirten Apotheke in» Vertrauen auf deren Veräusser- 
lichkeit Geld geliehen haben, vor Verlusten zu schützet», so dass bei einer Schulden 
halber veranlassen Subhastation das dieselbe leitende Gericht die Schuldner in allen den 
Verkauf angehenden Beziehungen zu vei treten hat. Jene Absicht würde in dem vorlie- 
genden Falle vereitelt werden, wenn etwa erst nach erfolgter Subhastation des N 'scheu 
Grundstückes die dudurch zur Erledigung gekommene Concession im Wege des öffent- 
lichen Concurrenzverfahreua, wenn auch mit möglichster Berücksichtigung des Adjudi- 
cators, sollte vergeben werden. Es würde unter solchen den Erfolg einer Bewerbung 
um die erledigte Coucessiou in keiner Weise sicher stellenden Umständen schwerlich 
ein qualificirter Apotheker geneigt sein, auf das Grundstück mitzubieten. 

Mit demselben Rechte nun, mit welchem der Apotheker N. auf Grund der Allerh. 
Ordre vom 5. Octoher 1846 befugt sein würde, das Grundstück mit der Apotheke zu 
verkaufen und den Käufer, falls er sonst qualificirt ist, zur Verleihung der Concession 
zu präsentiren, mit demselben Rechte ist auch das die Subhastation leitende Gericht 
befugt, qualificirte Apotheker zun» Mitbieteu auf das Grundstück und die Apotheke da- 
durch zu veranlassen, dass es denselben zusichert, den Meistbietenden unter ihnen der 
Königlichen Regierung zur Verleihung der Concession zu präsentiren, und die König- 
liche Regierung ist sowohl dem Gerichte, als auch den» etc. N. gegenüber verpflichtet, 
dem zu Pr&sentirenden, seine formelle Qualification vorausgesetzt, die Concession 
zu verleihen. Die Eigentümlichkeit des Subhastation.*- - Verfahrens macht es zugleich 
aber auch uothwendig. dem Gerichte vorweg Gewissheit zu geben, dass im Falle der 
Adjudication des Grundstückes an einen qualitieirteu Apotheker diesem die Concession 
zur Fortsetzung der N.’schen Apotheke werde verliehen werden, damit hierüber das Er- 
forderliche in den Kaufbediugongen festgestellt werde. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, demgemäss die Angelegenheit weiter zu 
behandeln und dein betreffenden Gerichte initzutheilen, dass dem Adiudicator der N 
scheu Grundstücke, falls derselbe ein qualificirter Apotheker sein sollte, die Concession 
zur Fortführung der in dem Grundstücke zeither betriebenen Apotheke werde verliehen 
werden, und dass der Aufnahme dieser Zusicherung in die Knufhcdi neun gen kein Be- 
denken eutgegenstehe 
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Ich bemerke schliesslich, dass es zu jener Mittheilung an das suhhastirende Ge- 
richt aneli einer besonderen Zustimmung des Apotheker» N. nicht bedarf. Denn sollte 
dieser etwa die Absicht haben, sein Apothekergeschäft nach erfolgter Subhastation des 
Grundstücks, in welchen» er dasselbe jetzt betreibt, in ein anderes, vielleicht gemiethetes 
Hans zu verlegen und auf Grund dieser Cnncession fortzusetzen, so würde ein solches 
in fraudem creditorum beabsichtigtes Unternehmen nieht geduldet werden dürfen und 
die Erlanbniss dazu versagt werden müssen Meldet sich aber unter den Bietenden ein 
cpialitieirter Apotheker nicht, oder gelingt es einem solchen nicht, den Zuschlag zu er- 
halten. so bleibt es daun dem Ermessen der Königlichen Regierung Vorbehalten , ob 
dein ete. N. jene Verlegung des Geschäftes in ein anderes Haus zu gestatten oder die 
Concession als erledigt zu betrachten und anderweit zu vergehen sei. 

Die Verpachtung einer Apotheke ist zulässig. (Couf. §§. 45., 47., 151., der 
Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869.) 

Verfügung vom 28. Februar 1870 (v. Mühlcr). 

Auf den Bericht vom . . die Zulässigkeit der Verpachtung von Apotheken be- 
treffend, erkläre ich mich damit oinvorstandeu, dass kein Grund vorliegt, di« in dieser 
Beziehung frfdior angoordnet«*u Beschränkungen, insonderheit die Verfügung vom 
19. Mui 1821 noch ferner aufrecht zu erhalten. 

Die Zulässigkeit einer Stellvertretung im Betriebe von Apotheken ist nach den Be- 
stimmungen der Gowerbe-Ürduung für den Norddeutschen Bund, namentlich nach den 
§§. 46. und 151. derselben zu bcurtheileu; der privatreehtliche Titel aber, auf Grund 
dessen die Stellvertretung stattfindet, ist einer amtlichen Cognition nicht zu unter- 
werfen. 

Anders verhält es sich mit der Verpachtung der Filial-Apotheken. 

Min.-Verf. vom 18. October 1872, betreffend die Verpachtung von Filial- 
Apothoken (Dr. Achenbach). 

Auf das Gesuch vom . . erwiedere ich Ihnen, dass die nach den Bestimmungen 
der Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1861 für zulässig erachtete Verpachtung von Apo- 
theken nur auf selbstständige Apotheken sich bezieht, auf Filial-Apotheken aber keine 
Anwendung finden kann. 

Die Erlaubnis* zur Anlage einer Filial- Apotheke in einer Ortschaft, die kein aus- 
reichendes Absatzfeld für die Bestamlsfähigkoit einer selbstständigen Apotheke bietet, 
wird einem benachbarten Apotheker zur Sicherung seiner eigenen Subsistenz ertheilt 
und zwar nur auf eine beschränkte Zeitfrist und mit dem Vorbehalt, die Filiale in eine 
volle Apotheke für eineu neuen Couceasionör um zu wandeln, sobald ihr Ertrag bis zu der 
Höhe steigen sollte, die zur Subsistenz einer Familie uud zur orduuugsmftssigen Füh- 
rung des Geschäfts hinreichend ist. 

Die Filial-Aputheke als solche ist daher stets als ein integrirender Theil der 
Mutterapotheke /u betrachten, von welcher aus sie mit dem erforderlichen Arznei vor- 
rath versehen wird: sie steht unter der Verantwortlichkeit des Besitzers der Muttcrapo- 
thoke, welcher nicht befugt ist, die ihm allein ortheilte Concession in der Art zu spalten, 
dass er im Besitz und Genuss der Filiale bleibt und die Verantwortung für die Filiale 
auf den Provisor überträgt. 

Hiernach kann ich der von Ihnen am I. April d. J. ohne Wissen der Köuigl. Re- 
gierung vollzogene Verpachtung der Filial- Apotheke zu N. meine Genehmigung nach- 
träglich nicht erthcilcu. Es muss vielmehr bei der Bestimmung bewenden , welche dio 
Köuigl. Regierung bei Gelegenheit der am 15. Juli tL J. vorgenommenen Visitation dur 
Filialapothcke dahin getroffen hat, dass der gegenwärtige Verwalter der Filialapothcke 
lediglich als Ihr Provisor zu betrachten ist, 

2. Die Anlage neuer Apotheken. 

Die Anlage neuer Apotheken wird durch die Verordnung vom 24. Oc- 
tober 1811 (G.-S, 8. 359) geregelt. 

Dieselbe lautet: 

Wir Friedrich Wilhelm, König von Preusson etc., haben, da die bisherigen po- 
lizeilichen Gesetze darüber. 
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unter welchen Umständen die Anlegung neuer Apotheken zu gestatten oder 
zu versagen sei, 

unzulänglich und mangelhaft befunden worden, Folgendes zu beschlicssen geruht: 

§. 1. ln Absicht der vorschriftsmäßigen Prüfung und Qualifikation der Apotheker, 
so wie ihrer Legitimation, um den Gewerbeschein zura Betriebe ihres Gewerbes lösen 
zu können, behält es bei den schon bestehenden Gesetzen sein Bcwendon, und versteht 
cs sich von selbst, dass auch, wer eine neue Apotheke anlegen will, allen desfallsigen 
Forderungen zu genügen hat. 

§. 2. Die Anlage neuer Apotheken findet wie in Städten, so in Flecken und Dör- 
fern nur Statt, wenn das Bedürfnis» einer Vermehrung derselben erwiesen ist. 

§. 3. Wenn der Kreisphysikas im Einverständnis* mit der Polizei- Behörde (in den 
grösseren Städten sind es die Magistrate oder Polizei- Präsidien, in den kleinern Städten 
oder in Flecken, die unter der Kreis-Polizei stehen, ist es diese, die Anlage einer neuen 
Apotheke aus Gründen uöthig finden, so suchen sie, von der Mcdicin&l Deputation der 
Provinzial-Regierung die Erlaubnis* nach. 

§. 4. Für zureichende Gründe werden angenommen: 
eine bedeutende Vermehrung der Volksmenge, 
bedeutende Erhöhung ihres Wohlstandes. 

§. 5. Findet die Mcdicinal-Deputation die angegebenen Gründe hinreichend und 
klar, hi ert heilt sie die Erlaubnis» zur Anlage einer neuen Apotheke, wenn 

entweder noch gar keine Apotheke an dem Orte vorhanden ist, oder wenn der 
oder die schon vorhandenen Apotheker nach vorhergegangener Aufforderung 
der Ansetzung einer neuen nicht widersprechen oder ihren Widerspruch nicht 
begründen können. 

$. 6. Ist die Mudicinal- Deputation der Meinung, dass eiu solches Widerspruchs- 
recht Gegründet sei, so überlässt sie nach der genauesten Ausmitlelung aller Umstände 
die Sache «lern allgemeinen Polizei-Departement zur Entscheidung. 

§. 7. In den drei grossen Städten Berlin, Königsberg und Breslau wird die Ent- 
scheidung der Frage über die Anlegung neuer Apotheken vom Polizoi-Präsidio im Ein- 
verständnis» mit dem Stadtphysiku* allemal unmittelbar von dem allgemeinen Polizei- 
Departement nachgesucht. 

§. S. Dieses bestimmt, wenn der Vortheil des Ganzen die Anlegung neuer Apo- 
theken erfordert, die Entschädigung der bis dahin bestandenen, nacli den Grundsätzen 
des über die polizeilichen Verhältnisse der Gewerbe erschienenen Gesetzes vom 7. Sep- 
tember d. J. 

§. 9. Die Bestimmung, in wie fern mit den Apotheken der kleineren Städte Ge- 
würzkram oder Materialhandel verbunden sein dürfe, gebührt allemal den Polizei- und 
Medieinal- Deputationen der Provinzial-Rcgierungeu. 

Dazu erging 

Circ.-Verf. vom 13. Juli 1840 (v. Ladenberg). 

Es sind in der letzteren Zeit Anträge auf die Ertheilung der Coneession zur An- 
legung einer neuen Apotheke so häufig gemacht und in einem Wege verfolgt worden, 
welcher mit den desfalls erlassenen Anordnungen durchaus nicht im Einklänge steht, 
dass es für notliwendig erachtet werden muss, die hierüber fcstgestellten, in jedem ein- 
zelnen Falle ohne Ausnahme strenge zu beachtenden Vorschriften zur allgemeinen Kennt* 
niss gelangen zu lassen. 

ln Gcmässheit der Allerh. Verordnung vom 24. October 1811 müssen die Anträge 
wegen Errichtung einer neuen Apotheke an einem Orte von der betreffenden Orts -Be- 
hörde und dem Kreispliysikus ausgehen. Wird von diesen heulen ira Einverständnisse 
die Anlegung einer neuen Apotheke für nothwendig erachtet, so beantragen sie dieselbe 
bei der Königlichen Regierung unter ausführlicher Erörterung der dafür sprechenden 
Gründe. Für zureichende Gründe werden angenommen: eine bedeutende Vermehrung 
der Volksmenge, bedeutende Erhöhung des Wohlstandes. Hierüher muss eine genaue 
auf specielle Angaben gestützte NachwoDung geliefert werden, und in einzelnen vor- 
kommenden Fällen ist den oben aufgestellten Bestimmungsgründen nur noch die Be- 
rücksichtigung der Hindernisse beizufügen, welche etwa aus besonderen obwaltenden 
lsocal Verhältnissen hinsichtlich der Communic&tion mit »lern Orte, an welchem sich be- 
reits eine Apotheke befindet, für die auf dieselbe angewiesene Umgebung sich heraus- 
stellen sollten. Befinden sich an dem Orte, für welchen die Errichtung einer neuen 
Apotheke in Antrag gebracht worden soll, bereits eine oder mehrere Apotheken, so sind 
resp. der oder die vorhandenen Apotheker zuvörderst mit ihren etwa dagegen zu 
machenden Widersprüchen zu hören und letztere, von einem gründlichen Gutachten dar- 
über begleitet, in eien au die Königliche Regierung zu erstatteuden Bericht mit aufzu- 
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nehmen. Die letztgenannten Behörden haben nunmehr, evnnt. durch veranlagte Rück- 
fragen zur näheren Aufklärung der obwaltenden, hierbei als maßgebend zu betrach- 
tenden Verhältnisse, den an dieselbe dem Obigen gemäss gerichteten Antrag einer sorg- 
fältigen Prüfung za unterwerfen und entweder den nicht für gehörig begründet erach- 
teten Antrag, unter Angabe der Gründe, zurückzuweisen, oder im entgegengesetzten 
Falle darüber einen gehörig motivirten gutachtlichen Bericht an das betreffende König- 
liche Ober- Präsidium zu erstatten. Von diesem ressortirt demnächst die definitive 
Entscheidung, mit Ausnahme der Stadt Berlin, in welcher dieselbe dem König- 
lichen Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal * Angelegenheiten Vor- 
behalten und also von dem Königlichen Polizei - Präsidium auch an dieses zu be- 
richten bleibt. 

Aus der obigen Feststellung des hierbei überall strenge zu beachtenden Instanzen- 
zuges leuchtet zugleich ein. dass alle und jede Gesuche, welche sich auf die Errichtung 
einer neuen Apotheke an einem Orte beziehen, zuvörderst an die betreffende Orts- Be- 
hörde und den betreffenden Kreisphysikus gerichtet werden müssen. Was nun, für den 
Fall, dass die Anlegung oincr neuen Apotheke an einem Orte als statthaft anerkannt 
sei and uni die Verleihung der Concession dazu sich mehrere Apotheker beworben 
haben sollten, die Entscheidung der Krage betrifft, welchem von den Bewerbern die in 
Rede stehende Concession zu erthcilen sei, so ist hierbei ein ähnliches Verfahren zu 
beobachten. Es haben daher die betreffende Orts- Behörde und der Kreisphysikus in 
dem von ihnen an die betreffende Königliche Regierung wegon Anlegung einer neuen 
Apotheke zu richtenden Anträge zugleich diejenigen Apotheker namhaft zu machen, 
welche sich uin die Ertheilung der fraglichen Concession beworben haben, und dem- 
nächst unter ausführlicher Erörterung der Gründe sich gutachtlich* darüber zu äussem, 
welchem von den Bewerbern der Vorzug einzuräumen sein möchte. Die Königliche Re- 
gierung und resp. das Königliche Polizei- Präsidinm in Berlin prüfon dio gemachten Vor- 
schläge und legen dieselben in einem darüber zu erstattenden gutachtlich motivirten 
Berichte dem betreffenden Königlichen Ober- Präsidium 'für Berlin dem Königlichen 
Ministerium der geistlichen. Unterrichts- und Medici nal- Angelegenheiten) zur Entschei- 
dung vor. Um nun den Behörden für die hierzu erforderliche Beurtheilung einen 
Massstab an die Hand zu geben, hat ein jeder Apotheker, welcher sich um die Erthei- 
lung der Concession zur Anlegung einer neuen Apotheke an einem Orte bewirbt, mit 
seinem desfallsigen Gesuche zugleich ein vollständiges Curriculum vitac einzureichen, 
welchem die Zeugnisse über seine Führung während der Lehr- und Servirjahre, die 
durch Ablegung der Staatsprüfung erworbene Approbation, oin Nachweis über seine 
Beschäftigung und über seine Führung nach erlangter Anprobation, der genügende Aus- 
weis darüber, ob er auch dio zur Etablirung einer Apotheke und die zum Betriebe des 
Geschäftes erforderlichen Mittel besitze, die Angabe, oo er bereits eine Apotheke besessen 
habe und wodurch er den Besitz derselben aufzngeben veranlasst worden sei, und die 
nähere Anführung der Umstände beizufügen sind, auf welche einen besonderen Anspruch 
zu begründen er sieh glaube berechtigt nahen zu dürfen. 

Indem das Ministerium die Königliche Regierung auffordert, obige Vorschriften 
durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntnis* zu bringen, theilt solches derselben 
zugleich zur besonderen Richtschnur hinsichtlich der zu treffenden Wahl unter den ver- 
schiedenen Bewerbern um die Concession zur Anlegung einer neuen Apotheke an einem 
«>rte dio hierbei zum Grunde zu legenden Principien mit, welche nach dem Sr. Majestät 
dem Könige hierüber gehaltenen Vortrage von Allerhöchstdenenselben durch die Aller- 
höchste Cabinets Ordre vom 30. Juni v. J. genehmigt worden sind und strenge befolgt, 
werden müssen, wenn bei den bedeutenden Vortheilen, die der Gowähltc erlangt, und 
bei dem mithin hierunter anf das Wesentlichste betheiligten Interesse der einzelnen Be- 
werber nicht zu begründeten Beschwerden über den oinem der Bewerber gewährten 
unverdienten Vorzug Veranlassung gegeben werden soll. 

Die hierbei zu berücksichtigenden Puncte sind: 

1) Die Führung und Application des Bewerbers während seiner Lohr- und 
Serviljahre, die von ihm bei der abgelegten Staatsprüfung gezeigte gerin- 
gere oder höhere Qualiti cation. 

2) Das frühere oder spätere Datum der Approbation als Provisor, welche ihm 
auf den Grund des bestandenen Staats-Examens ertheilt worden ist. 

3) Die Führung und Leistungen nach empfangener Approbation, ob derselbe 
sich ununterbrochen dem Apothekergeachäft gewidmet hat und daboi eine 
immer höhere Ausbildung in seinem Fache sich zu erwerben bemüht gewe- 
sen ist, dadurch also auch zu desto besseren Erwartungen hinsichtlich der 
künftigen Verwaltung seiner eigenen Apotheke berechtigt oder ob dieses 
nicht aer Fall ist, ob er vielleicht durch die Ucbcrnahme anderweitiger 
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Geschäfte auf einige Zeit seinem eigentlichen Berufe mehr oder weniger 
sieh entfremdet hat. 

4) Die frühere oder spatere Meldung zur Conecasions-Erthoilung zur Anlegung 
der Apotheke, und 

6) der nachzuweisonde Besitz der zum Betriebe seines Geschäfts erforder- 
lichen Mittel. 

t») Anderweitige Verhältnisse, welche zu Gunsten des einen oder andern Be- 
werbers sprechen, z. B. unter Voraussetzung übrigens ganz gleicher Qunli- 
fication. nie Anerkennung von Verdiensten, welche der Bewerber durch 
vorzügliche Festungen irgend einer Art sich erworben hat etc. 

Es bedarf wohl keiner Befürwortung, dass nicht ein einzelner dieser Puncto als 
der allein bestimmende betrachtet werden kann: denn wollte man als solchen z. B. die 
früher oder später stattgefundene Meldung gelten lassen, so dürfte nur jeder Apotheker 
unmittelbar nach erhaltener Approbation mit «len Anmeldungen für verschiedene Orte, 
in welchen die früher oder später ointretendo Statthaftigkeit der Anlegung einer neuen 
Apotheke vfiransznschcn ist, sieh beeilen, um vor allen späteren, in jeder andern Hin- 
sicht vielleicht bei weitem vorzüglicheren Bewerbern den Vorzug zu erlangen. Nur 
die unparteiische Berücksichtigung aller dieser Momente und «las Resultat <l«*r sorg- 
fältigen Abwägung «1er einzelnen gegen einander darf daher die zu treffende Wahl 
begründen. 

Schlmsslieh bemerkt das Ministerium nur noch, dass einem Ap«>thcker, welcher 
bereits eine Apotheke besessen hat. die Concession zur Anlegung einer neuen Apotheke 
nicht zu ertheilen ist. wenn nicht besondere Umstände obwalten, durch welche eine 
hierunter zu machende Ausnahme gerechtfertigt erscheinen «lürfe, in welchem Fallo je- 
doch jedesmal die Genehmigung des Ministeriums dazu einzuholen ist. 

Circ.-Vcrf. an säm m tl ichc Königliche Ober- Präsidenten vom 25. Sept. 18*!6, 
betr. die Rücksichten, welche bei Ausschreibung von Concessionen zur 
Anlage neuer Apotheken zu nehmen sind (Lehncrt). 

Ew. Exeellenz haben den Bericht der Regierung zu N. über den Verkauf der 
Apotheke in N. mit der Bemerkung begleitet, wie es not big erscheine, dass den ersten 
Erwerbern einer Apothokon-Concession die Genehmigung zur Voräusserung des Ge- 
schäfts an einen qualificirten Nachfolger nur dann crtheilt werde, wenn der erste Er- 
werber nicht mehr im Stand«; sei, der Officin ordnungsmäßig vorzustehen. 

Da ein solcher Grundsatz zur Zeit nicht besteht, so habe ich davon selbstverständ- 
lich bei Entscheidung des vorliegenden Specialfalles keinen Gebrauch machen können, 
vielmehr die Regierung in N. angewiesen, dem ((ualificirtcn Erwerber der Apotheke in 
N. die Concession zur Fortsetzung des Geschäftsbetriebes zu ertheilen. Aber auch ab- 
gesehen von dem Specialfall kann ich «len von Ew. Exeellenz empfohlenen Grund- 
satz nicht billigen, weil er auf dein Gebiet des Gcwerbobetriobs Keine innere Be- 
rechtigung hat und den Zweck, die Ausbeutung der unentgeltlich verliehenen Con- 
cession zu einer blossen Goldspocnlation zu verhindern, nur sehr unvollkommen erreicht. 
Das wirksamste und nach Lage der Gesetzgebung über die Apotheken -Concessionen 
allein zuUssige Mittel, diesem auch von mir anerkannten UcboUtand entgegonzuwirken. 
liegt in Ew. Exeellenz Hand und bestellt darin, dass l»ei Behandlung der Anträge auf 
Verleihung neuer Apothekeu-Concessionen weniger auf die Interessen der bestehemlcn 
Apotheken und mehr auf das Bedürfnis» der Bevölkerung Rücksicht genommen wird. 
Wenn bei dem Verkauf einer erst seit zwei Jahren im Betrieb befindlichen Apotheke 
ein solcher Gewinn gemacht wird wie bei der Apotheke in N., so zeigt dies, dass das 
Bedürfnis« ihrer Anlegung nicht rechtzeitig erkannt worden ist. 

loh kann daher nur wiederholt ganz ergebenst empfohlen, die Anlegung neuer 
Apotheken, wo sich ein Bedürfnis* dazu fühlbar macht, thunliciist zu fördern. 

Circ.-Vcrf. vom 21. September tö70, betreffend die Anlage v«*n neuen 
Apotheken in den G renzdistrictcn «ler Provinzen (v. Möhler). 

Est ist wiederholt vorgekommen, dass in einigen Regierungsbezirken unmittelbar 
an der Grenze eines änderen Bezirks selbstständige oder Filial- Apotheken errichtet 
worden sind, ohne «lass hoi solcher Gelegenheit auf die Apol licken- Verhältnisse in «len 
Regierungsbezirken der benachbarten Provinzen Rücksicht genommen ist. 

Um den hieran« entspringenden Uebelständen für die Zukunft entgegenzutreten, 
bestimm«» ich hierdurch, dass in solchen Fällen vor Ausschreibung, r«»sp. Erthcilung 
der Concession zur betreffenden Neuanlage die benachbarten Regierungen, reap. Ober- 
präiidien mit einander in Verbindung zn treten nnd, im Kall eine Vereinigung über die 
Zweckmässigkeit der Anlage nicht zu erzielen ist, an mich zu berichten haben. 
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Ew. Excellenz ersuche ich ergebenst, hiernach bei vorkommender Gelegenheit ge- 
fälligst verfahren, auch die Königlichen Regierungen der dortigen Provinz mit ent- 
sprechender Anweisung versehen zu wollen. 

Wegen Einziehung überflüssiger Apotheken, resp. deren Verlegung dispo- 
nirt die 


Min.-Verf. vom 23. August 1859 (Lehnert). 

ln Erwiederung auf Ew. etc. gefälligen Bericht vom .... erkläre ich mich in 
Betracht der in der Rheinprovinz obwaltenden besonderen Verhältnisse damit einver- 
standen, dass diejenigen Falle, in welchen die Einziehung einer Apotheke wegen man- 
gelnder Subsistenzfähigkeit uud die gleichzeitige Verlegung derselben an einen andern 
Olt im öffentlichen Interesse für noth wendig erachtet wird, eine andere Behandlung 
erfordern, als die in der Circular- Verfügung vom 13. Juli 1840 vorgesehenen Fälle von 
wiederholter Concessionirung nach vort liedhafter Veränderung einer Apotheke. 

Indem ich daher genehmige, dam in Fullen der in Rene stehenden Art dom Be- 
sitzer der cinzuziehenden Apotheke die bis dahin bese-sseno Concossion behufs Anle- 
gung einer neuen Apotheke für einen andern Ort erneuert worden dürfe, ohne zuvor 
meine specielle Genehmigung dazu cinzuholen. -teile ich Ew. etc. ergebenst anheim, in 
diesem Sinne hinsichtlich der Besitzer der au.> N. und event. aus 0. zu verlegenden 
Apotheken zu verjähren. 

Io Beziehung auf die Verlegung bestehender Apotheken in andere Lo- 
cale u. s. w. gelten die nämlichen Bestimmungen, wie bei der Anlage neuer 
Apotheken. 

Leber die Concessionirung von Filial-Apotheken, sowie hinsichtlich der 
Dispensir- Anstalten sprechen sich aus: 

Min.-Verf. vom 7. Februar 1843 (Eichhorn). 

Auf den Bericht vom .... eröffne ich der Königlichen Regierung, dass dio Con- 
cessionirung von Filial-Apotheken im Ganzen unstatthaft ist. der Erthnilung von Con- 
cossionen zu neuen Apotheken- Anlagen, wenn auch nicht sogleich, doch später hinder- 
lich werden nnd das Fortkommen befähigter Apotheker mehr noch, als ohnehin schon 
der Fall ist, erschweren nnd beeinträchtigen kann. Nur in Rücksicht darauf, das« die 
Concessionen zu den Filial-Apotheken in N. und N. durch den Herrn Ober- Präsidenten 
oder doch mit dessen Genehmigung bereits ertheilt worden sind, will ich meine Zu- 
stimmung dazu nicht versagen. 

In der rovidirten Apotheker-Ordnung vom Jahre 1801 ist der Fall der Coneessio- 
nirung von Filial-Apotheken überhaupt gar nicht vorgesehen, wohl aber Tit. 1. §. 14. 
der Haus- Apotheken der Aerzto und Wundärzte erwähnt. Mögen diese auch nur eine 
unvollkommene Abhülfe des Bedürfnisses gewahren, so ist doch, was die von der Kö- 
niglichen Regierung geschilderten Nachtheile der Haus- Apotheken betrifft, nicht zn ver- 
kennen, dass diese Schilderung von der irrigen Voraussetzung ansgeht, als finde auf 
solche Xpotheken keine Aufsicht statt, wobei die betreffenden Bestimmungen des ge- 
nannten Paragraphen der Apotheker-Ordnung sowohl, als die späteren dicsTälligen An- 
ordnungen ausser Acht gelassen sind 

Filial-Apotheken sind zu keiner Zeit bleibende, vielmehr von Zeit und Umständen 
abhängige, vorübergehende Einrichtungen gewesen und daher besonders für Badeorte 
während der Badezeit passend erachtet und gestattet worden. Hiernach richtet sich 
auch der Vortheil, der aus einer solchen Anlage zu ziehen ist. Das Geschäft muss so 
viel abwerfen, dass mit der Leitung desselben **in examinirter und vereideter Gehülfe 
beauftragt werden kann. Sobald der Gewinn so hoch steigt, dass auch nur mit massi- 
gen Ansprüchen während des ganzen Jahres oino Haushaltung dabei bestehen kann, so 
steht der Ertheilung der Concession zu einer neuen eigenen Apotheken-Anlagc nichts 
weiter im Wege. Es könnte sonst leicht dahin kommen, dass zwei Apotheken nur 
einen Besitzer haben. Daher können auch die in N. und N. eingerichteten Fiiial-Apo- 
thoken nicht für dauernd angesehen werden. Hierauf hat die Königl Regierung die 
betreffenden Apothekenbesitzer sowohl, als die mit der Leitung des Geschäfts von ihnen 
beauftragten Gehülfcn noch besonders aufmerksam zu machen, letzteren auch zu eröff- 
nen, dass selbst aus einer längeren Verwaltung der Filial-Apotheke ihnen kein Anspruch 
auf die Verleihung der Concession erwachse, wenn die Errichtung selbstständiger Apo- 
theken in den genannten Orten für nöthig erachtet werden sollte. 
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Dass die Königliche Regierung die Coueessioncn zu den Filial- Apotheken nur auf 
Kündigung ortheilen will, stimmt ganz mit dem Vorstehenden überein und wird gebil- 
ligt. Indes«» dürfte cs noch angemessener sein, dieselben immer nur für einen bestimm- 
ten, etwa dreijährigen Zeitraum zu ert heilen. 

Für jetzt hat die Königliche Regierung der ferneren Concessionirung von Filinl- 
Apotheken Anstand zu geben nnd in besonderen Fällen, die etwa eine Ausnahme noth- 
wendig erscheinen lassen möchten, jedesmal vorher au mich zu liorichten. 

Min.-Verf., betr. die Anlage von Filial- Apotheken, vom 29. Juni 1854 

(v. Raumer). 

Dein Köuigl. Ober-Präsidium erwiodere ich auf den gefälligen Bericht vom . . . 
dass die Errichtung von Filial- Apotheken aus entscheidenden Gründen nicht rathsam 
ist und daher auch für N. nicht genehmigt werden kann. 

Wenn die Verhältnisse in N! die Anlage einer Apotheke so dringend wünschens- 
werth machen, wie die Regierung in dem Berichte vom .... angiebt, so wird auch 
eine selbstständige Apotheke daselbst bestehen können. Ist die Anlage einer solchen 
Apotheke aber zur Zeit noch nicht gerechtfertigt, so muss gewartet werden, bis die 
Verhältnisse sich dem entsprechend entwickelt naben. 

Min.-Verf., betreffend die Beschaffung von Arzneien für Disponsir- 
anstalten, vom 22. August 1860 (v. Bethmann- H ollwcg). 

Auf Ihre Vorstellung vom .... eröffne ich Ihnen, dass ich nach Einsicht des von 
der Königlichen Regierung zu N. erforderten Berichts Ihre Beschwerde wegen der Dis- 
pensiranstalt des Knappscuafts-Lazareths zu N. für begründet nicht erachten kann. Die 
gedachte Dispensiranstalt besteht schon seit vielen Jahren ähnlich wie an andern grösse- 
ren Krankenanstalten, ohne dass eine höhere Genehmigung zu derselben erfordorlich 
gewesen ist, in der Voraussetzung, dass der Arzneidebit derselben sich auf das Bedürf- 
niss des Lazareths beschrankt und nicht nach aussen hin erstreckt. Für dcu Fall, dass 
diese Voraussetzung nicht zutrifft, ist die Königliche Regierung veranlasst worden, 
derartige Ausschreitungen zu inhibiren. Ihre Ansicht jedoch, dass die gedachte Dis- 
pensiranstalt gehalten sein soll, ihren Bedarf an Arzneien aus der zunächst gelegenen 
Apotheke, resp. der Ihrigen zu entnehmen, wird durch gesetzliche Bestimmungen nicht 
unterstützt. Die von Ihnen allegirte Verfügnng der Knrmärkischen Regierung vom 
23. Mai 1811 kann hier um so weniger Anwendung finden, als dieselbe sich auf einen 
Specialfall bezieht und keine allgemeine Geltung hat. 

Min.-Verf., betreffend den Unterschied zwischen einer D ispensiranstalt 
und Filial- Apotheke, vom 20. Decombcr 1861 (Lehnert). 

Auf Ew. etc. gefälligen Bericht vom .... erkläre ich mich damit einverstanden, 
dass der Königlichen Regierung zu N. die Befugnis», dem Apotheker N. zu N. die Con- 
ccssion zur Errichtung einer irrthümlich „Dispensiranstalt“ genannten Apotheke in O. 
zu errichten, nicht zusteht. 

Zwischen einer Dispensiranstalt und einer Filial - Apotheke besteht eine feste 
Grenze: der Unterschied zwischen beiden liegt aber nicht in den von der Königlichen 
Regierung angeführten Kriterien. Die Dispensiranstalt gehört lediglich in die Kategorie 
der Hausapotheken. Mit dem Namen Dispensiranstalt werden nämlich ausschliesslich 
die Hausapotheken bei grösseren Krankenhäusern, resp. Militär Lazarethou zum Unter- 
schiede von den Hausapotheken einzelner Privatärzte bezeichnet. Wfibrcud in den 
Dispensiranstalten zwar ein umfangreicherer, dem andauernden Bedürfnis» der Kranken- 
anstalt entsprechender Arznei verrat h, in dcu Hausapotheken dagegen nur eine für den 
Bedarf in der Praxis des betreffenden Arztes bestimmte, in jedem einzelnen Falb* von 
der Regierung besonders zu genehmigende Reihe der unentbehrlichsten Mittel gehalten 
werden darf, sind doch beide hinsichtlich des Dispensireus der nämlichen Beschränkung 
unterworfen, dass die Arzneien aus der Dispensiranstalt nicht an Kranke ausserhalb des 
Hauses und aus der Hausapotheke nicht ausserhalb der Privatpraxis des Arztes ver- 
kauft werden dürfen. Es giebt im preussisehen Staate nur drei Dispensiranstalten. 
welche von dieser sonst überall festzuhaltonden Regel eine Ausnahme macheu, nämlich 
die Dispensiranstalten an den grossen städtischen Krankenhäusern zu Cöln, Breslau 
und Danzig. Jode andere von einer Mutter-Apotheke abgezweigte Apotheke aber, 
welcher freistchen soll, ihre Medicamente beliebig an Jedermann abzugeben, ist immer 
als eine Filial-Apotheke an Zusehen und nach den für Institute der Art bestehenden 
Vorschriften in administrativer Beziehung zu behandeln. Auf den Umstand, ob darin 
pharraaeeutisehe Prä parate selbst bereitet oder aus der Mutter-Apotheke fertig entnom- 
men werden, kommt es hierbei nicht an. 

M«dicJoal*We««n. 
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3) Die Aufbewahrung, Bereitung und Verabfolgung der Arznci- 

waaren. 

Die Vorschriften über die Aufbewahrung, Bereitung und Verabfolgung der 
Arzneiwaaren und Medicaineote sind im Tit III. der revidirten Apotheker-Ordnung 
vom 11. Ortober 1801 enthalten, Speciell auf die sorgfältige Aufbewahrung und 
vorsichtige Verabfolgung der Giftwaaren bezieht sich der Anhang I. der revidir- 
ten Apotheker-Ordnung. 

Die ergänzenden Verfügungen hierüber sind folgende: 

Circ.-Verf., betreffend den Verkehr mit Kali hydrocyanicum, vom 
14. April 1859 (Lehncrt). 

Auf den Bericht vom .... genehmige ich, dass die Königliche Regierung aus Ver- 
anlassung eines im Departement derselben vorgokommenon Falles von Selbstvergiftung 
mit Kali livdroevnnienm (blausau rem Kali) und mit Rücksicht auf die vielfache Be- 
nutzung dieses Giftes zu gewerhlichen Zwecken in Erweiterung der Circular- Verordnung 
vom 10. März 1844 durch die Verfügung vom lt>. Februar d. J. ungeordnet hat, dass 
das im Handverkäufe verlangte Kali livdrocyanicum nur gegen vorschriftsinässig be- 
glaubigte Giftscheinn verabfolgt, auch Seitens der Kaufleute. Drnguislen und chemischen 
Fabriken bei der Aufbewahrung und bei dem Verkehr mit dieser Substanz mit den 
nämlichen Vorsielitsmassregcln verfahren werden soll, welche in dom Anhänge zu der 
Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 wegen der Aufbewahrung und Verabfolgung 
der direeton Gifte vorgeschrieben sind. 

Circ.-Verf. vom 6. Juni 1866, betreffend das Verbot des Vorräthighaltens 
von abgewogenen Morphium - Pulvern (L e h n c r t\ 

Vor einiger Zeit ist ein Fall zur strafrechtlichen Verfolgung gelangt, in welchem 
ein Apothekergohülfo in Folge fahrlässiger Verwechselung eines in einem sogenannten 
Receptbuehe Irüherhin für einen Erwachsenen verschriebenen Recopts mit einem auf 
derselben Seite des Buches unter späterem Datum für ein Kind vorordueten statt Pul- 
ver mit 1 Ä Gran Calomcl Pulver mit 1 Ä Gran Morphium hydrochloratum verabfolgt 
hat, durch deren Gebrauch der Tod des Kindes herboigeführt worden ist. Dass ein 
solches Vergehen begangen werden konnte, ist. hauptsächlich dadurch möglich geworden, 
dass in der betreffenden Apotheke missbräuchlich dispensirte Pulver mit 1 „ Gran Mor- 
phium hydrochloratum vorräthig gehalten wurden. Denn dieser Umstand gestattete dem 
Gehulfen, die gewünschten 6 Pulver, ohne die Verordnung wiederholt und sorgfältig 
anzusehen, aus dem Vorrath zu entnehmen, dieselben zu signiren, auszutaxiren und zu 
verabfolgen. Wäre er genötliigt gewesen, die Verordnung vorschriftsmäßig vor sich auf 
den Reeeptirtiseh zu legen und nach derselben die Ingredienzien zu den Pulvern zuvor 
abzuwägen, zusammen zu reiben und zu dividiren, so würde die dabei nothwendige 
wiederholte Betrachtung der Vorschrift ihn wahrscheinlich zur Erkenntnis» des in der 
ersten Uebercilung begangenen Versehens geführt haben. 

Indem ich diesen Fall zur Kenntniss der Königlichen Regierungen und des hiesigen 
Königlichen Polizei-Präsidiums bringe, veranlasse ich Dieselben, den Apothekenbesitzern 
Ihres Departements unter Bezugnahme auf die Bestimmungen im §. 2. Litt, a., c., d. 
und e. Tit. III. der revidirten Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 das Vorräthig- 
haltcn von abgewogenen Pulvern mit einer bestimmten Menge eines Opium prfiparatft 
oder eines anderen narkotischen Mittels, unter Androhung einer angemessenen Ordnungs- 
strafe für Oontraventionsfälle, zu untersagen und die Befolgung dieses Verbots bei den 
Apotheken-Visitationen genau controliren zu lassen. 


Min.-Verf. vom 2. August 1866, betreffend denselben Gegenstand (Lchncrt). 

Die in dem Berichte der Königlichen Regierung vom .... vorgetragenen Be- 
denken gegen das unter dem 6. Juni c. erlassene Verbot, abgewogene Pulver mit einer 
bestimmten Menge eines Opium-Präparate« etc. in den Apotheken vorrathig zu halten, 
sind für begründet nicht zu erachten. 

Die Berechtigung der Ober- Aufsichtsbehörde, die pharm acentischd Praxis und den 
Geschäftsbetrieb in <fen Apotheken zu überwachen und Anordnungen zur Abstellung 
von hierbei wahrgenommenen Ungehörigkeiten unter Androhung von Ordnungsstrafen 
im Uebertretungsfallo zu treffen, steht unzweifelhaft lest und kommt auch bei den ge- 
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wohnlichen Apotheken -Visitationen alljährlich zur Geltung. Da nun die Erfahrung ge- 
lehrt hat, dass das in einigen Apotheken übliche Vorrathighalten von bereits disnen- 
sirten Pulvern mit Gran Morphium hvdrochloratum'' durch fahrlässige Verwechslung 
sogar zur Tödtung eines Menschen geführt hat. so muss hierin ein Missbrauch erkannt 
werden, dessen Beseitigung im sunitnts- und medicinal-iioli/.eilichcn Interesse dringend 
geboten war. Zur Begründung des zu dem Ende erforderlichen Verbots eines derartigen 
Vorrüthiglialtens bedurfte es aber keines besonderen Rechtstitels, sondern nur der mn- 
weisung auf die in dem §.2. Tit. III. der rovidirten Apotheker-Ordnung vom tl.Octo- 
ber 1801 enthaltenen Bestimmungen über das Verhalten hei Anfertigung der Recepte. 
Nach denselben soll ein jedes ordnungsmässig verschriebene Reoept,! sobald dasselbe 
zur Bereitung in die Apotheke gebrannt wird, unter ordentlicher und genauer Abwä- 
gung aller darin angegebenen Ingredienzien verfertigt werden, wogegen das Vorräthig- 
halten bereits früher aus Bequemlichkeit abgewogener und nnen beliebiger Formel 
dispensirter Arzneimittel nirgends in diesen Bestimmungen gestattet ist. Wenn daher 
genügende Veranlassung vorne^t, ein derartiges Verfahren im Wege der Oberaufsicht 
zu untersagen, so muss auf Uohcrtretung dieses Verbots selbstredend die Ordnungs- 
strafe Anwendung finden, welche gegen Nichtbeachtung der die Anfertigung der Reeepte 
betreffenden VnrsirhtsniBBsrcgeln in der Apotheker-Ordnung augedroht ist. 

Der Ein wand, dass das in Rede stehende Verbot zu Zeiten grosser und gefähr- 
licher Seuchen die erforderliche Schnelligkeit der Hülfe beeinträchtige und zu Ungelegen- 
heiten für den Patienten und für den Apotheker führen kann, int zur Unterstützung 
des hieraus von der Konigl. Regierung hergeleiteten Antrages, das Verbot da, wo be- 
stimmte narkotische Pulver gegen eine herrschende Seuche häufig verordnet werden, 
nicht in Geltung treten zu lassen, nicht für zutreffend zii erachten. Es steht vielmehr 
erfahrungsmässig fest, das* durch das Bereithaiton von dispensirten Morphium- oder 
Opiumpulvern gerade zu Zeiten der erwähuton Calami tat am leichtesten Gelegenheit 
zur missbräuchlichen Verfolgung derselben geboten wird. Als einzige Ausnahme beim 
Herrschen grosserer Epidemien wird höchstens das Verfahren zulässig erscheinen, dass 
etwa viel beschäftigte Aerzte bestimmte von iltiten erprobte Magistralformeln auf ihren 
Namen in den Apotheken niederlogen, um hiernach die für den einzelnen Patienten sub 
nomine gemachte Verordnung mit der gewünschten Schnelligkeit dispensiren lassen 
zu können. 

Es muss hiernach bei der Verfügung vom 6. Juni c., welche die Konigl. Regierung 
wie jede andere das Apotheken wesen betreffende Bestimmung durch das Amtsblatt zur 
Kenntniss der Apotheker zu bringen hat, sein Bewenden haben. 

Min.-Verf, betreffend «las Vorräthighalten von Extractlösungen, 
vom 29. Murr. 1866 (Lehnert). 

Bei der Visitation der Apotheken im Regierungsbezirk Arnsberg ist mehrfach 
bemerkt worden, dass wässrige Lösungen von narkotischen und anderen Extracten zum 
Gebrauch bei der Rcceptur in den Apotheken vorrathig gehalten werden. 

Dieses Verfahren ist nach §. 2 sub c. Tit. III. der rovidirten Apothekerordnnng 
vom 11. Octobor 1801, nach welcher bei Dispensirung «1er Arzneimittel pp. »alles 
ordentlich und genau abgewogen werdcu soll** an und für sicli unstatthaft. Es hat sich 
aber au<*h herausgt'stelh, dass v*»rräthig gehaltene Extractlösungen schnell durch 
Schimmclhildung oder andere Zersetzung verderben. Da ausserdem auch ein Theil des 
Extraets sich bald zu Boden setzt, ohne beim Aufschütteln d«»s Gefässes bei der Dis- 

I iensntion sich wieder ganz oder gleich massig in der Flüssigkeit zu vertheilen, so ist 
Leine Si«;hcrheit dafür vorhanden, dass eine bestimmte Gewichts menge der Mischung 
oder eine bestimmte Tropfenzahl immer eine und dieselbe Menge, des Extrak ts enthalte. 

ln der Voraussetzung, «lass aneh in den übrigen Regierungsbezirken in ähnlicher 
Weise Extractlösungen zur Verwendung bei der Kcceptur in einzelnen Apotheken vor- 
räthig gehalten worden, veranlasse ich die Konigl. Regierung«?!!, in Zukunft bei den 
Apotneken-Revisionen hierauf zu achten und das Vorräthighalten solcher Lösungen zu 
untersagen 

Circ.-Verf. vom 9. Juli 1867, betreffend die Aufbewahrung des Chloro- 
forms in den Apotheken (Lehnert). 

Zufolge wiederholter in einigen Apotheken des Regierungs-Bezirks Erfurt ge- 
machten Beolwlitung-n und Erfahrungen, dass das vorschriftsmässig bereitetetc Chlo- 
roform unter Umständen eine Zersetzung erleidet, welche die Anwendung desselben 
als betäubendes und schmerzlinderndes Mittel (Anaestheticum) bed«!iiklich macht, hat 
sich narit den hierüber v«in der technischen Commission für pharmaeeutische Angelegen- 
heiten augestellten Versuchen ergeben, dass diese Zersetzung durch die Einwirkung 
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des dirccten Sonnenlicht« sowohl, als auch des zerstreuten Tageslichts auf dio zur Auf- 
bewahrung des Chloroforms verwendeten weissen Glasflaschen herbeigeführl wird. 

Zur Vermeidung der hieraus zu befürchtenden UebeUtnnde ändere ich daher die 
Vorschrift für die Aufbewahrung des Chloroforms in der Pharmacopoea borussica, 
Ed. VII. p. 37 lin. 3., welche lautet: 

„in vaais beno claugis caute servetur“ 

dahin ab: 

„ln vasis denigratis. bene clausis et loco obscuro caute servetur.“ 

Die Köuigl. Regierung hat diese Bestimmung in dem nächsten Stück Ihres Amts- 
blattes zu veröffentlichen*). 

Mit dem 1. November 1872 ist die „Pharmacopoea germanica“ in Kraft 
getreten. 

Die Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend die Pharmacopoea ger- 
manica, vom 1. Jani 1872 (i. V. Delbrück) lautet: 

Auf Grund eines vom Bundesrnthe in seiner Sitzung vom 22. Mai dieses JJahrcs 
gefassten Beschlusses wird hierdurch bekannt gemacht, dass das Arzneibuch, welches 
unter dem Titel „ Pharm acopoca germanica“ von einer durch den Biindesrath einge- 
setzten Commission festgestollt und in dem Vorlage der Königl. Preuss. Geheimen 
Ober-Hofbucbdrtickerei (K. von Decker) zu Berlin erschienen ist, mit dein 1. November 
dieses Jahres an die Stolle der in den einzelnen Bundesstaaten geltenden Pharmaco- 
pöen tritt. • 

Verf., betreffend die Einführung der Pharmacopoea germanica, vom 
21. September 1872 (Dr. Falk). 

Die Königliche Regierung erhalt beikommend die allgemeine Verfügung vom heuti- 
gen Tage, betreffend die Einführung der Pharmacopoea germanica, zur Kenntnissnnhme 
und Beachtung mit der Veranlassung, dieselbe schleunigst durch das Amtsblatt zur 
öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Zugleich übersende ich der Königlichen Regierung . . . Exemplare der Pharma- 
copnc und des Arznei -Verzeichnisses, von denen ie eins für die Bibliothek des Colle- 
giums. die übrigen für die Registraturen der Kreisphysiker des Departements be- 
stimmt sind. 

Die zu den Apotheken-Visitationen erforderlichen Exemplare des Arznei-Verzeich- 
nisses werden von hier kostenfrei geliefert und sind in der bisherigen Weise zu reqni- 
riren. Der Ladenpreis eines Exemplars betragt 7 Sgr. 6 Pf. 

Allgemeine Verfügung, 

betreffend die Einführung der Pharmacopoea germanica. 

Da dio von einer durch den Bnndesrath des Deutschen Reichs eingesetzten Com- 
mission festgestellte und ini Verlage der Königlichen Geheimen Ober-Uofbuchdruckcrei 
t,R. v. Decker) hiorselh»t erschienene .Pharmacopoea germanica" zufolge Bekannt- 
machung des Herrn Reichskanzlers vom 1. Juni d. «1. (Reichs-Gosctz-Blatt S. 17*2) mit 
dem 1. November d. J. an die Stelle der in den einzelnen Bundes- Staaten geltenden 
Pharmaeopöen tritt, so wird unter Hinweis anf 3tt7. Nr. 6. des Strafgesetzbuches 
für das Deutsche Reich und unter Aufhebung aller entgegenstehenden Bestimmungen 
hierdurch verordnet: 

1) Nach Massguhc des in der A. Hirsch wnld’sehen Verlagshandlung hierselbst 
erschienenen amtlieh aufgestellten Arznei- Verzeichnisses, welches bei «len Apo- 
theken- Visitationen zur Notirung der betreffenden Revisionsbemerkungen zu 
verwenden ist, sind die mit einem Stern (*) bezoichneten Arzneimittel in 
sammtliehen Apotheken jederzeit vorriithig zu halten. 

2) Die Apotheker sind für die Güte und Reinheit s&mmtlicher in ihren Vorrnthen 
befindlichen Arzneimittel und Präparate, und zwar sowohl der selbst bereiteten, 
als auch der aus chemischen Fabriken oder Droguonhandiungen entnommenen, 
unbedingt verantwortlich. 

3) Wciiu von den in der Tabula A. der Pharniacopöe aufgeführten Arzneimitteln 
zum innern Gebrauch eine grössere Dosis verorunet werden sollte, als daselbst 


*) ln der Pharmacopoea germanica lautet, dieser Satz: 

„In vasis denigratis optiine clausis caute servetur.* 
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angegeben ist, ho darf der Apotheker die Verordnung nicht dispensiren, es 
sei denn, dass der betreffende Arzt der überschrittenen Dosis ein Ausrufung;**- 
/eichen (!) beigeffigt habe. Entstellen dem Apotheker auch dann noch Zweifel 
wegen der Angemessenheit der verordnet en Dosis, so hat er vor Verabreichung 
der Arznei mit dem betreffenden Arzt Rücksprache zu nehmen. 

•I) Die in der Tabula B. zusammen gestellten Arzneimittel — directen Gifte — 
sind in einem verschlossenen Behältnis* (Giftschrank) an einem von allen 
übrigen Medicinal- Vorruthen abgesonderten Ort nach den für dio Aufbewah- 
rung der Gifte bestehenden medieinal- polizeilichen Bestimmungen za bewahren. 

I») Die in der Tabula C. aufgeführten Arzneimittel sind zwar innerhalb der Vor- 
raths räume, aber auf besondem Repositorien, getrennt von den übrigen Arznei- 
mitteln, /.usammenznstcllen. 

6) Zur Verhütung von Verwechselungen beim Geschäftsbetrieb in den Apotheken 
sind die Gefässe und Behältnisse für die Arzneimittel der Tabula B. und der 
Tabula C. mit Signaturen zu versehen, die eine besondere, für jede dieser 
beiden Kategorien gleichmftssige, dieselben aber sowohl untereinander, als 
auch von den Signataren der übrigen (indifferenten) Arzneimittel auffallend 
unterscheidende barbe haben. 

7) Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. November d. J. in Kraft. 

Berlin, den 21. September 1872. 

Der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten. 

Falk. 


Die Vorrede zur Pharraacopoea germanica lautet in deutscher 
Sprache wie folgt: 

Da sich schon längst das Bedürfnis nach einer Pharmacopöe, welche für ganz 
Deutschland Geltung hätte, herausgestellt hat, so haben auf Anregung vieler Apotheker 
die Apotheker- Vereine von Nord- und Süddeutsehland eine Pharmakopoe veranstaltet, 
welche im Jahre 18(17 unter dein Titel: „Pharmacopoea germanica“ in verbesserter Aus- 
gabe erschien und den hohen Ministerien der deutschen Staateu übergeben wurde, um 
sie zu prüfen und, wenn es zweckmässig erscheinen sollte, zur öffentlichen Geltung zu 
bringen. 

Als hierauf nach Gründung des Norddeutschen Bundes die Behörden in Mecklen- 
burg-Schwerin die Herstellung einer gemeinschaftlichen Pharmacopöe bei dem Bundes- 
rat he beantragt hatten, wurde die Sache in Bcrathung gezogen und am 19. Deceniber 
1868 beschlossen, behufs Abfassung einer Pharmacopöe einen Ausschuss von Aerzten 
und Apothekern zu wählen. 

Als dieser am 28. Mai 1869 zusammen getreten war, glaubte er sowohl der preussi- 
schen, als auch der deutschen Pharmacopöe Rechnung tragen und in Betreff der etwa 
in die Pharmacopöe aufzunehmendeu Arzneimittel im ganzen Gebiete des Norddeutsehen 
Bundes die Ansichten aller Aorztc und Apotheker von Ruf einltolen zu müssen. Das 
Unternehmet» wurde wogen der kriegerischen Ereignisse unterbrochen, jedoch nach Her- 
stellung des Deutschen Reiches aufs Neue wieder aufgenommen. 

Es wurden daher nach einer am 29. April 1871 erlassenen Verfügung des Bondca- 
rnthes aufs Neue Männer zur Abfassung einer Pharmacopöe gewählt, mit welchen sielt 
Männer ans Süddcutschlund, die mit demselben Aufträge betraut worden, vereinigten. 
Sie traten im Monat September 1871 dieser Angelegenheit näher, zogen aus allen Theilen 
Deutschlands kenutnissreiche und erfahrene Fachmänner hinzu und führten im Monat 
December desselben Jahres den Auftrag aus. 

Es leuchtet daher ein, dass diese revidirte Pharmacopöe im eigentlichen Sinne des 
Wortes eine neue nicht ist: auch wurde dies überhaupt nicht beabsichtigt. Es handelte 
sich vielmehr darum, die Vorschritten der Pharmaeopöcn mit der gehörigen Auswahl 
zu sammeln und die proussiselie und deutsche Pharmacopöe umzuarbeiten, ohne jedoch 
die in Süddeutsehland geltenden Pharmacopöe« unberücksichtigt zu lassen. Ausserdem 
aber ist sie durch die Beschreibung vieler Arzneimittel und Präparate, welche die 
neuere Medicin als bewährte Heilmittel anerkannt hat, bereichert worden. Die latei- 
nische Sprache glaubte man beibehalten zu müssen, weil sie überall verstanden wird 
und die Aerzte ihre Verordnungen lateinisch zu verschreiben pflegen. 

Da auch darüber eine Beschlussfassung nötliig war, welche Heilmittel überhaupt 
in die Pharmacopöe aufzunehmen siud, so hat man auf alle Erinnerungen und Anfor- 
derungen, welche in den verschiedenen Theilen Deutschlands sich kund gaben, so viel 
als möglich Rücksicht genommen. 
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Alles, was in dieser Pharmaeopöe enthalten ist, wird als ein Erforderniss der 
Gegenwart »len deutschen Apothekern geboten. Da es aber so viele und so mannig- 
faltige Arzneimittel gicht, so war es unthuolich, die Apotheker zum Halten aller ein- 
fachen Heilmittel oder Präparate, welche in der Pharmaeopöe aufgoführt werden, zu 
zwingen. Es kann daher nicht bestimmt abgegrenzt werden, welche verschiedene 
Mittel vou den Apothekern gehalten werden müssen: es wird vielmehr Sache der einzel- 
nen Staaten sein, nach den verschiedenen localen Bedürfnissen hierüber Entscheidung 
zu treffen. 

Was Form und Anordnung dieser Pharmaeopöe betrifft, so haben die Verfasser, 
wie es auch schon früher geschehen ist, die. alphabetische Ordnung, meisten! heils auch 
die gewöhnlichen Namen derjenigen Heilmittel, welche aus Pflanzen bereitet werden, 
beibehalten. Was dagegen die einfachen Mittel und die Präparate, welche auf chemi- 
schem Wege dargestellt werden, betrifft, so schien es angemessen, vorzüglich die Namen 
zu gebrauchen, welche schon längst sowohl bei den Aerzten und Apothekern, als auch 
iu Werken über Heilkunde und. Arzneimittellehre gebräuchlich sind. 

Die Uebersehriften der einzelnen Capital enthalten ausser der deutschen Benennung 
eines jeden Heilmittels auch diejenigen Synonyme, welche von einiger Wichtigkeit zu 
sein schienen. 

Wo von den einfachen Heilmitteln die Rede ist, welche dem Pflanzen- oder Thier- 
reich entnommen werden, ist zwar nur kurz, aber möglichst genau Alles angegeben wor- 
den, was ihre charakteristischen Merkmale betrifft, und zu welcher Jahreszeit die für die 
Apotheker nothwendigen einheimischen Pflanzen eingesammelt werden müssen. Da die 
meisten chemischen Präparate besser und kunstgerechter in den grösseren chemischen 
Fabriken hergestellt werden und es den Apothekern frei steht, solche entweder von 
dort her zu beziehen oder bei Kaufleuten zu kaufen, so sind in unserer Plmrmacopöe 
nur über die Bereitungsart gewisser chemischer Präparate Vorschriften gegeben, ganz 
besonders derjenigen, deren chemische Zusammensetzung bei verschiedener Bereitungs- 
art eine versenieuene ist. Du aber die Apotheker für die Güte und Reinheit aller Heil- 
mittel, welche sie auf bewahren, auf eigene Gefahr einstehen müssen, so werden diejeni- 
gen Methoden kurz angegeben, mittelst welcher die einzelnen Chemikalien auf ihre Rein- 
heit und gute Beschs flenlicit zu prüfen sind. 

Zu diesem Zwecke ist der Plmrniaeopöc ein Verzeichnis« der Reagentien bei- 
gegeben nnd zugleich bemerkt worden, wie stark die ConceDtratioii der einzelnen Reagen- 
tieu behufs Austeilung der Prüfungen sein muss. 

Am Ende des Werkes findet inan endlich noch folgende Tabellen: 

l. Tabelle A. führt von den Heilmitteln, welche von einer grösseren Kraft und 
Wirkung sind, die grösste Ein/elgabe und diejenige Gabe an, welche über- 
haupt innerhalb 24 Stunden zur Anwendung komme darf. 

11. In den Tabellen B. und O. werden die Heilmittel nufgezählt, welche den übri- 
gen gegenüber vorsichtig aufzubewaliren und unter Verschluss zu halten sind, 
ganz besonder» diejenigen, welche gewöhnlich G i ft « genannt worden und eine 
grössere Kraft und Wirkung haben. 

III. Die folgende Tabelle giobt die »| uvi fischen Gewichte der flüssigen Heilmittel 
an. Mau hat aber die Temperatur, bei welcher jene Gewichte zu bestimmen 
sind, auf lö Grad des Thermometers von Celsius festgesetzt, da zu jeder 
Jahreszeit alle zu untersuchenden Flüssigkeiten sehr leicht auf jenen Wärme- 
grad gebracht werden können. 

IV. Es worden die specifischen Gewichte de» Weingeistes angegeben und ist zu- 
gleich vermerkt, wie viel Grude bei der Untersuchung ein Aräometer anzei- 
gon müsse. 

Die im Anfänge des Werkes gedruckte Tabelle weist die sogenannt en Atomgewichte 
derjenigen Elemente auf, welche sieh in der Phartnacopöe seihst durch chemische For- 
meln verzeichnet voi finden. 

Eine besondere Tabelle von den Gewichten, welche in den Apotheken zu benutzen 
sind, noch beizulugon, wurde nicht für uothwciulig erachtet, da dieselben im ganzen 
Deutschen Reiche gesetzlich eingeführt sind. 

Um die einzelnen Gegenstände, welche in diesem Werke behandelt sind, leichter 
aufzufinden, werden schliesslich zwei genaue Register beigegeben, von denen das eine 
die deutschen, das andere die lateinischen Namen der Heilmittel enthält. 

Berlin, im Monat Mai 1872. 

Die der Phartnacopöe beigegebenen Verzeichnisse sind folgende: 
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Keagcntien 

Acidum aceticam dilutnn», verdünnte Essigsäure. 

Acidum hydroehlorieum, reine Salzsäure. 

Acidum nitrieuni, reine Salpetersäure. 

Acidum oxalicnm, Oxalsäure, gelost in zwanzig Theilen destillirtem Wasser. 

Acidum sulfurieuin dilutum, verdünnte Schwefelsäure. 

Acidum tannicum, Gerbsäure, gelost in neun Theilen destillirtem Wasser und in einem 
Theile Weingeist. 

Acidum tartarieum, \\ eiusteinsäurc, gelost in fünf Theilen destillirtem Wasser, wenn sie 
gebraucht wird. 

Aether, Aether. 

Ammonium carbonicum, flüchtiges Laugt e salz, gelost in fünf Theilen destillirtem Wasser. 
Ammonium chloratum, Salmiak, gelost iu zehn Theilen, destillirtem Wasser. 

Ammonium oxalicum, oxalsaures Amnion, gelost in zwanzig Theilen destillirtem Wasser. 
Amylum, Stärkemehl. 

Aqua bromatu, Bromwasser; Brom in vierzig Theilen destillirtem Wasser gelost. 

Aqua ealcariue, Kalkwass»'*r. 

Aqua chlorata, Chlorwassor. 

Aqua hydrosulfurata, Sch we fei wassers toffwasser. 

Argentum nitrieum, sidpetersaures Silberoxyd, gelost in zwanzig Theilen destillirtem 
Wasser. 

Argentum sulfuricum, schwefelsaures Silberoxyd, gelost iu hundert Theilen desti Hirten» 
Wasser. 

Baryum chloratum, Gldorbaryiim, gelost in zehn Theilen destillirtem Wasser. 

Baryta nitrica, salpetersaurcr Baryt, gelöst in zwanzig Theilen destillirtem Wasser. 
Benzolum, Benzol. 

Calcaria sullurica, schwefelsaurer Kalk, in einer so viel als möglich gesättigten wässri- 
gen Lösung. 

Carboneum sulfuratum, Schwefelkohlenstoff. 

Charta exploratoria eaerula, blaues Kcagenspapier. 

Charta exploratoria lutea, gelbes Kcagenspapier. 

Charta exploratoric rulmi, rothes Kcagenspapier. 

Chloroforininni, Chloroform. 

Cuprum mctallicuiu, metallisches Kupfer. 

Cuprum sulfuricum, schwefeUaures Kupforoxyd, gelöst in zehn Theilen destillirtem 
Wasser. 

Ferrum sulfuricum crv^tallisatum , krystallisirtes schwefeUaures Eisenoxydul, durch 
W'eingeist gelullt. 

Ferrum Bulfnratnm, Sohwefoloisen. 

Hvdrargyrnm hichloratum, Quecksilberchlorid, in zwanzig Theilen destillirtem W'asser 
gelöst. 

Kali aceticum, essigsaurer Kali, gelöst in fünf Theilen destillirtem Wasser. 

Kali bichroinieuni, doppelchromsaures Kali , gelöst in zehn Theilen destillirtem Wasser. 
Kali hypermangii nicum , übermangansaure* Kali, gelöst iu zehntausend Theilen dcstil- 
lirtem Wasser. 

Kali sulfuricum, Schwefelsäure» Kali, gelöst in fünfzehn Theilen destillirtem Wasser. 
Kalium ferricyanatum , Ferrideyankalium, gelöst in zehn Theilen destillirtem Wasser, 
wenn es gebraucht wird. 

Kalium ferrocyanatum, Ferrocyankaliuin. gelöst in zehn Theilen destillirtem Wasser. 
Kalium iodatuni, .Jodknlimn, gelöst in zwanzig Theilen destillirtem Wasser. 

Kalium Bulfocyanatum, Schwefclcyankalium. gelöst in zwanzig Thoilen destillirtem 
Wasser. 

Liquor Ammonii caustici, Salmiakgeist. 

Liquor Ammonii sulfurati, Schwefelaminoniumflüssigkeit. 

Liquor Fern scs»|uichlorati, flüssiges Eisenchlorid, verdünnt mit fünf Theilen destillir- 
tem Wasser. 

Liquor Natri caustici. Act/.kalilauge, verdünnt mit zwei Theilen destillirtem Wasser. 
Magnesia sulfiirica, Bittersalz, gelöst iu zehn Theilen destillirtem Wasser. 

Natrum carbonicum, kohlensaures Natron, gelöst iu zehn Theilen destillirtem Wasser. 
Kntruin phosphorieuni, phosphorsanros Natron, gelöst in zehn Theilen destillirtem Wasser. 
Natrum subsulfurosum, unterscliwefligsaures Natron, gelöst in zehu Theilen destillirtem 
Wasser. 

Platinum bichioratum. Platincldorid, gelöst iu zwanzig Theilen destillirtem Wasser. 
Plumbum aceticum, ossigsaures Bleioxyd, gelöst in zehn Thuiloctl destillirtem Wasser. 
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Solutio Indici, Indigolösung. 

Spiritus, Woingo ist. 

Spiritus ubsolutus. wasserfreier Weingeist. 

Stau rm ni chloratum, Zinnchlorür, gelöst in zehn Tlieilen destillirtem Wasser, welchem 
eine gelinge Menge Salzsäure zugemischt ist. 

Tiuetura lodi, Jodtinktur. 

Zincuui inetallicuni purissimum, reinstes Zinknietall. 


Tabelle A. 


Sie giebt die stärksten Dosen (Mazimal-Dogcn) der Arzneimittel für einen erwachsenen 
Menschen an, welche der Arzt beim Verschreibon zum innerlichen Gebrauch nicht 
überschreiten darf; es sei denn, dass er eiu Ausrufungszeichen (!) hinzufügt. 


Gramme. 


Acidum ar^enicum, arsenige Sfiure 

Acidum carbolicum cryst., Carholsfiure 

Aconitinum, Aconitin 

Aqua Amygdalaruin amararum, Bittermandel wasser . . . 

Aqua Lauro-Cerasi, Kirschlorbeerwasser 

Argentum nitricum, salpetcrsaures Silberoxyd 

Atropinum, Atropin . . 

Atropinum sulfuricum, schwefelsaures Atropin 

Auro-Natrium chloratum, Chlorgoldnatrium 

Baryum cliloratuni, Chlorbaryum 

Cantharides, Spanische Fliegen 

Codeinum. Coaein 

Coniinum, Coniin • • 

Cuprnm sulfuricum, schwefelsaures Kupferoxyd 
Cupram sulforicum, pro ometien refracta dom, Schwefel 
saures Kupferoxyd, als Brechmittel in gebrochener 

Dosis ■ • 

Cupruin sulfuricum ammoniatum, schwefelsaures Kupfer- 

oxyd* Ammoniak 

Extraction Aconiti, Eisenhutextract 

Kxtraetuni Beilad« innae, Tollkirschoncxtraet 

Kxtrnetum Cannabis Indicae, Indischer Hanfextract . . . 

Extraetum Colocynthidis, Coloquintcnoxtract 

Kxtractiim Couii, Sebierlingsoxtract 

Extraetum Digitalis, Fingerhutextract 

Extraetum Fabae Calabaricao, Calubarbohncuextract . . . 

Extraetum HyoseyamL Bilsenkrautcxtract 

Extraetum Lnctucae, Giftlattichextract 

Extraetum Opii, Opiumextract 

Extraetum l'ulsatillae, Küchcnschellenextract 

Extraetum Sabinae, Sadehaumcxtract 

Extraetum Stramonii, Stechapfelkrautextract 

Extraetum Strychui aquosum, wässeriges Kr&henungencxtraet 
Extraetum Strychni spirituosum, weingeistiges Kniheuaugon- 

extract 

Folia Bclladonnnc, Tollkirschenblatter 

Folia Digitalis Fingerliutkraut 

Folia llyoaoyami, Bilsenkraut 

Folia Stramonii, Stechapfel blütter 

Folia Toxicodeudri. Oiftsuniaehblüttor ........ 

Fructns Colocynthidis pmenarati. präparirte Coloquinten . 

Fructus Snbadillae, Sahadillsamen 

Gntti, Gutti 

llcrha Couii, Schierlingr-kraut 


izelgabe . 

Gesammt - 
pabe auf 
einen Tag . 
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0,001 
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0,2 
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0,05 
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0,4 
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0,6 
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CO 
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Hydrargyruni bichlnratnm corrosivum, fitzendes Queck- 
silberchlorid 

Hydrargyruni hiidatum rubrum, rothes Quecksilberjodid . 
Hydrargynim iodntum flavum, Queeksilbeijodör . . . . 

Hydrargyruni nitricum oxydulatum, sulpetersaures Queck- 
silberoxydul 

Hydrargyruni oxydatum rubrum, rothes Queeksilberoxyd . 

Kreosot um, Kreosot 

Lactucarium, Giftlattiehsaft 

Liquor Hvdrargyri nitriei oxydulati, flüssiges salpctersaures 

Quecksilberuxvdul 

Liquor Kali arsemcosi, Fowlersche Tropfen 

Morphinuni. Morphin 

Morpliinuin ucetieurn, cssigsaures Morphin 

Morphinum hydrochlorieum, salzsaurcs Morphin . . . . 

Morphinum sulfurieum, Schwefelsäure« Morphin . . . . 

Oleum Crotonis, Krotonöl 

Opium, Opium 

Pnosphorus, Phosphor 

Plumbum aceticum, cssigsaures Bleioxyd 

Radix Belladonnac, Bclladonnawiirzcl 

Radix Hellebori viridis, grüne Nieswurzel 

Rhizoma Veratri, weisse Nicswurzol 

Santoninum, Santonin 

Semen Strychni, Krähen äugen . . . . 

Strychninum, Strychnin 

Strychninum uitnciim, salpetersaures Strychniu .... 

Tartarus stibiatus, Brechweinstein 

Tinctura Aconiti. Kisenhuttinctur 

Tinctura Belladonna«, Belladonnatinetur 

Tinctura Canthoridnm, Spauischfliegentinctur . . . . , 

Tinctura Colchici, Zeitlosentinetur 

Tinctura Colocynthidis, K<>loqu inten tinctur 

Tinctura Digitalis, Fingcrhuttinctur 

Tinetara Digitalis aetherea, ätherische Fingerhuttinrtur 

Tinctura lodi, Jodtinctur 

Tinctura Opii rrocata, suflVaiihnltigc Opiumtinctur . . . 

Tinctura Opii simplcx, einfache Opiumtinctur 

Tinctura Stramonii, Stechapfelsaniontinctur 

Tinctura Strychni, Krühenungentinetur 

Tinctura Toxicodendri, GiftKumaclitinctur 

Tubcru Aconiti, Eisenliiitkiiollen 

Vemtrinum, Veratri n 

Vinuin Colchici, Zeit me» wein . 

Zincum chloratum, Chhir/.iuk 

Zincum lacticum, milclisnurcs Zinkoxyd 

Ziiicum sulfurieum, Schwefelsäuren Ziukoxyd 

Zincum sulfurieum, pro emetico refrmia Uosi. schwefel- 
saures Zinkoxyd, als Brechmittel in gebrochener Dosis 
Zincum valeriauicum, bald riausnu ros Zinkoxyd 


Gramme. 

! Gesammt- 
nzclgabc. i gäbe auf 
i ciueu Tag. 
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Tabelle B. 

Arzneimittel enthaltend, welche gewöhnlich G i ft e genannt werden und in abgeschlosse- 
nen,. Räumen sehr vorsichtig aufbewahrt werden müssen. 

Acidum arseuicosum, arsenige Säure. 

Aconitinum, Aconitin 
Atropimiiu, Atropin. 
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Atropinum sulfurieum, schwefelsaures Atropin. 

Conimum, Coniin. 

Hydrargyrum biehloratum corrosivum, ätzendes Quecksilberchlorid. 

Hydrargyrum biiodatum rubrum, rothes Quecksilberjodid. 

Hydrargyrnm jodatum tlavum, Queeksilberjodür. 

Hydrargyrum nitricum oxydulatum, salpetersaures Quecksilboroxydul. 

Hydrargyrum oxydatum rubrum, rothes Queeksilberoxyd. 

Hydrargyrum praeeipitatum album, weisser Qiiecksilborpraecipitat. 

Liquor Hydrorgyri nitriei nxydulati, fläziges salpotersauroB Quecksilberoxydul. 

Liquor Kali arsenicosi, Fowlersclio Tropfen. 

Phosphorus, Pliosphor. 

Pulvis arseuicalis Cosmi, Cosmisches Pulver. 

Strychniuum, Strychnin. 

Strychninum nitneum, salpetersauros Strychnin. 

Veratrmum, Yeratrin. 

Andere in den Apotheken vorkommende Arzneistoffe, welche fast von der- 
selben Wirkung sind als die oben benannten Gifte, sind gleichfalls in 
denselben abgeschlossenen Räumen nach der für die Aufbewahrung der 
Gifte gegebenen gesetzlichen Bestimmung zu verwahren. 

Tabelle C. 

Arzneimittel enthaltend, welche von den übrigen zu trennen und vorsichtig 
auf/.u bewahren sind. 

Acetum Colchici, Zoitloscnessig. 

Acetum Digitalis, Fingerliutessig. 

Acidum caroolieum ory stall isatuin, Carbolsfiure. 

Acidum chromicum. Chromsäurc. 

Acidum hydrochloricum, reioo Salzsäure. 

Acidum hydrochoricum crudum, rohe Salzsaure. 

Acidum nitricum, reine Salpetersäure. 

Acidum nitricum crudum, Scheidewasser. 

Acidum nitricum fumans, rauchende Salpetersäure. 

Acidum sulfurieum, reine Schwefelsäure. 

Acidum sulfurieum crudum. rohe Schwefelsäure. 

Acidum sulfurieum fumans, rauchende Schwefelsäure. 

Aerugo, Grünspan. 

Aqua Amygdnlarum amararum, Bittermandelwaseer. 

Aqua Lauro-Cernsi, Kirschlorbeerwasser. 

Argentum nitricum crystallisatum, crystallisirtes salpetersaures Silberoxyd. 

Argentum nitricum fusum, geschmolzene» salpetersaures Silberuxyd. 

Argentum nitricum fusum cum Kali uitrico, salpeterhaltiger Höllenstein. 

Auro-Natriuni chloratum, Chlorgolduatrium. 

Brom um, Brom. 

Cadmium sulfurieum, schwefelsauros Cadmiumoxyd. 

Cantharides. Spanische Fliegen. 

Cerussa, Blciwciss. 

Chloroformium, Chloroform. 

Codeinum, Codein 

Cuprum aceticum, crystallisirter Grünspan. 

Cuprum aluminatum. 

Cuprum oxydatum, Kupferoxyd. 

Cuprum suffuricum ammoniatum, schwefelsaures Kupferoxyd- Ammoniak. 

Cuprum sulfurieum crudum, roher Kupfervitriol. 

Cuprum sulfurieum purum, reiner Kupfervitriol. 

Euphorbium, Euphorbium. 

Extractum Acouiti, Eisenhutextract, 

Extractum Belladonnae, Tollkirschenextract. 

Extractum Cannabis Indicae, Indischer-lianfextracL 
Extractum Colocynthidis, Coloquintencxtract. 

Extractum Colocynthidis compositum, zusammengesetztes Coloquintencxtract. 

Extractum Conii, Sehierlingscxtract. 

Extractum Digitalis, Fingerhutcxtract. 

Extractum Fabae Calabaricao, Calabarbohnonextraet. 

Extractum Gratiolae, Gottcsguadenkrautextnict. 
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Extraetum Hyoseyami, Bilsenkrautoxtract. 

Extraetum Lactucae, Giftlattichextract. 

Extraetuni Mezerei, Seidelbastextraet. 

Extraetum Opii, Opiumcxtract. 

Extraetum Pnlsatillae, Küchonschellcncxtract. 

Extraetum Sabinae, Soidelbaumextract. 

Extraetum Stramonii, Steehapfelkrautoxtraet, 

Extraetum Strychni aquosum, wässriges Krähenaugenextracb 
Extraetum Strvehni spirituosum, weingeistiges» Kräheiiaugenoxtraet. 
Faba Calaburiea, Calabarbohne. 

Ferrum io<latum saccharatum, zuckerhaltiges Jodei.sen. 

Folia Belladonnae, Tollkirschcnblätter. 

Folio Digitalis, Fingerhutkraut. 

Folia Hyoscyami, Bilsenkraut. 

Folia Stramonii, Stechanfclblfitter. 

Folia Toxicodendri, Giltsumnchblätter. 

Fructus Coloeyntliidis, Coloquinten. 

Fruetus Colocynthidis praeparati, pr&parirte Coloquinten. 

Fructus Sabadillae, Sabadillsaincu. 

Gutti, Gutti 

Herba Couii, Schierliugskraut. 

Herba Gratiolae, Gottesgoadenkraut. 

Hydrargyrum chloratum mite, Qu eek si 1 1 >erch 1 orü r. 

I odo formium, J odoform . 
ludum, Jod. 

Kali causticum fusum, Aetzkali. 

Kreosot um, Kreosot. 

Lactucarium. Giftlattichsaft. 

Liquor Kali caustici, Aetskalilauge. 

Liquor Natri caustici, Aetznatronlauge. 

Liquor Plumbi subacetici, Bleiessig. 

Ljouor Stibii ehlorati, Spiessglanzoutter. 

Litnargyruin, Bleiglftttc. 

Morphin um, Morphin. 

Morphinum aceticum, essigsaures Morphin. 

Morphinuni hydrochloricum, sal/.saures Morphin. 

Morphinum sulfuricum, schwefelsaurer Morphin. 

Natrum santonicum, santonsaures Natron. 

Cleura Crotonis, Crotonol. 

Oleum Sabinae, Sadebnuniol. 

Oleum Sinnpis, Ätherisches Senful. 

Opium, Opium. 

Plumbum aceticum, essigsouros Bleioxyd. 

Plumbum iodatum. Jodbloi. 

Pulvis Ipecacuauhae opiatus, Dowersehes Pulver. 

Radix Belladonnae, Belladonnawurzel. 

Radix Hcllcbori viridis, grüne Nieswurzel. 

Radix Ipecacuanhae, Brechwurzel. 

Rcsinu Jalapao, Jala pen harz 
Re.sina Scammoniae, Seammoniaharz. 

Rhiznma Veratri, weisse Nieswurzel. 

Santoninum, Santonin. 

Semen Colchici, Zcitlosensanicu. 

Semen llyoscyami, Bilsensamen. 

Semen Stramonii, Steehapfelsamen. 

Semen Strvehni, Kraheuaugeu. 

Spiritus Siuapis, Senfspiritus. 

Sulfur iodatum, Jodschwefel. 

Summitates Sabinae. Sadcbauuisjutzen. 

Tartarus stibiatus, Brechweinstein. 

Tinctura Aconiti, Eiseuhuttinctur. 

Tinctura Belladonnae, Bclladonnatinctur. 

Tinctura Cannabis Indieac, Indisehhanftinctur. 

Tinctura Cantharidum, Spanischfliegentinetur. 

Tinctura Cupsiei, SpaniscnpfcSertinctur. 
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Tinctura Colebici, Zeitlosontinetur. 

Tinctura Coloeynthidis, Coloquintentinctur. 

Tinctura Digitalis, Fingerhuttinctur. 

Tinctura Digitalis aetlmrca, ätherische Fingerhuttinctur. 

Tinctura Euphorbii, Euphorbiumtinctur. 

Tinctura Ucllcbori viri J is, Nies w u r/.elti net ur. 

Tinctura Ioili, «lodtinctur. 

Tinctura Todi decolorata. farblose Jodtinctur. 

Tinctura Ipoeacuanhae, Ipccacnanhatinctur. 

Tinctura Opii bcnzolca, henaocsHurchaltige Opiumtinctur. 

Tinctura Opii croeata, safranhaltige Opiumtinctur. 

Tinctura Opii simplex, einfache Opiumtinctur. 

Tinctura Rcsinae Jalapae. Jalapennarztinetur. 

Tinctura Stramouii, Stechapfelsanientinctur. 

Tinctura Strychni, Krühenaugentinctur. 

Tinctura Strychni aethorea. ätherische Krahenaugontinctur. 

Tinctura Toxicodendri, Giftsumachtiuctur. 

Tubora Aconit t, Kisonhut knüllen. 

Tubera Jalapae, Jalapenknollen. 

Vinum Colehici, Zcitlosensamonwoin. 

V intim Ipoeacuanhae, Ö rech wurzol wein. 

Vinum stibiutum, Brechwoin, 

Ziiicum aceticum, essigsaures Zinkoxyd. 

Zincum chloratum, ChWzink. 

Zincum lacticum. milchsanres Zinkoxyd. 

Zincum sulfocarbolicum, carbolsehwcielsnures Zinkoxyd. 

Zincum »ulfuricum, schwefelsaures Zinkoxyd. 

Zincum valerianicum. baldriansaures Zinkoxyd. 

'Andere in den Apotheken verkommende Arzneistoffe, welche ciue ähnliche 
Wirkung haben, wie die oben aufgeführten, sind gleichfalls von den übri- 
gen Arzneistoffen zu trennen und an den in der Tabelle C. bemerkten 
Orten auf zu bewahren. 

Specifische Gewichte 

der flüssigen Arzneistoffe. welche bei den Apothoken-Revisionen bei einer Temperatur 
von 4- 15° zu ermitteln sind. 

Acidum aceticum dilutum, verdünnte Essigsäure 

Acidum hvdroohlnrieum purum, reine Salzsäure 

Acidum uitricum purum, reine Salpetersäure ...... 

Acidum phosphoricuni, Phosphors# uro 

Acidum sulfuricum. reine Schwefelsäure 

Acidum sulfuricum dilutum, verdünnte Schwefelsäure . . . 

Acther, Schwefelfithcr \ 

A et her aeeticus. Essigäther 

Chloroformium, Chloroform 

Glycerinum, Glycerin 

Liquor Aromomi acatici. essigsaure Amuioniumtlüssigkeit . . 

Liquor Ammonii enustici, Salmiakgeist 

Liquor Ammonii succini, bernsteinsaure AmmoniumflüsMgkeit 

Liquor Fern acctici, essigsaure Eisentlfissigkeit 

Liquor Fern sesqnicblorati. flüssiges Eisencblorid 

Liquor Forri sulfurici oxydati, flüssiges scliwefelsäure» Eisen- 
oxyd 

Liquor Kali acctici, esaigsaure Kaliauflösung 

Liquor Piuinbi subacetici, Blciessig 

Liquor Stibii chlorati. Spiessglnnzbutter 

Mixtura sulfurica acida, Uallcrsehes Sauer 

Spiritus, Weingeist 

Spiritus aethereua, Aetherwcingeist 

Spiritus Actberis chlorati, versüßstei Salzgeist 

Spiritus Aßtheris nitrosi, versüsster Salpetergeist 

Spiritus dilutus, verdünnter Weingeist 

Tinctura Opii simplex, einfache Opiumtinctur 


1,040 

1,124 

1,186 

1,120 

1,840 

1 . 113 — 1,117 

0,728 

0 , 300 — 0,904 
1 , 499 — 1,496 
1 , 930 — 1,260 
1 , 028 — 1,032 
0 . 9 G 0 

1 . 060 — 1,064 

1 , 134 — 1,138 

1 , 480 — 1,484 

1 . 317 — 1,319 
1 , 170 — 1,180 
1 , 236 — 1,240 
1 , 340 — 1,360 
0 , 998 — 1.002 
0 , 830 - 0,834 
0 , 808 — 0,812 
0 , 838 — 0,842 
0 , 840 — 0,850 
0,892 - 0,893 
0 , 978 — 0,982 
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Vergleichende Tabelle, 

welche den Gehalt an wasserfreiem Weingeist sowohl dem Gewichte aU auch «lein 
Volumen nach in hundert Theilen Weingeist von bestimmtem specifischon Gewicht 

angiebt. 


Spcc. 

Gewicht. 

15° C. 

100 Vol. Theilc 
enthalten 

S «i i 

'©.2 Wasser. 

£ M | 

100 Ge- 

wichts- 
thcile ent- 
halten 
Weingeist 

Spec. 

Gewicht 
15 u C. 

100 Vol. Theilc 
enthalten 

i tä w 

© •£ \Y asser. 
> u 

100 Go- 
wichts- 
theilc ent- 
halten 
Weingeist. 

1.0000 

0 

100 

0 

0,9328 

51 

62,73 

43,47 

0,9985 

1 

99,05 

0,80 

0,9308 

52 

51,74 

14,41 

0,9970 

o 

98,11 

1,60 

0,9288 

53 

50,74 

45,37 

0.9956 

3 

97,17 

2,40 

i 0,9267 

54 

49,74 

46,33 

0,9942 

4 

96,24 

3,20 

0,9247 

55 

48,74 

47,29 

0,9928 

5 

95,30 

4,00 

0,9226 

56 

47,73 

48,2« 

0,9915 

6 

94,38 

4,81 

0,9205 

57 

46,73 

49,24 

0.9902 

7 

93,45 

5,62 

1 0,9183 

58 

45,72 

50,2 1 

0,9890 

8 

92,54 

6,43 

0,9161 

59 

44,70 

51,20 

0,9878 

9 

91,62 

7,21 

0,’*139 

60 

43,68 

52,20 

0,9867 

10 

90,72 

8,06 

0,9117 

61 

42,67 

53,19 

0,9855 

11 

89,80 

8,87 

0,9095 

62 

41.65 

54,20 

0,9844 

12 

88,90 

9,69 

0,9972 

63 

40,63 

55,21 

0,9839 

13 

88.00 

10,51 

0,9019 

64 

39,60 

56,23 

0,9822 

14 

87,09 

11,33 

0,9026 

65 

38,58 

57,35 

0,9812 

15 

86,19 

12,15 

0,9002 

66 

37,54 

58,29 

0,9801 

16 

85,29 

12,98 

0,8978 

61 

36,51 

59,33 

0,9791 

17 

84,39 

13,80 

0,8954 

68 

35,47 

60,38 

0,9781 

18 

83,60 

14,63 

0,8930 

69 

34,44 

61,43 

0,9771 

19 

82,60 

15,46 

0,8905 

70 

33,39 

62,50 

0,9761 

20 

81,71 

16,29 

0,8880 

71 

32,35 

63,58 

0,9751 

21 

80,81 

17,12 

0,3855 

72 

31,30 

64,64 

0,9741 

22 

79,92 

17,96 

0,8830 

73 

39,26 

65,73 

0,9731 

23 

79.09 

18,79 

0,8804 

74 

29,20 

66,82 

0,9721 

24 

78,13 

19,03 

0,8768 

75 

28,15 

67,95 

0,9711 

25 

77,23 

20,47 

0,875 2 

76 

27,09 

69,04 

0,9700 

26 

76.33 

21.31 

0,8725 

77 

28.03 

70,16 

0,9690 

27 

75,43 

22,16 

0,8698 

78 

2 1,96 

71,30 

0,9679 

28 

74,53 

23,00 ! 

0,3671 

79 

23,90 

72,43 

0.9668 

9 

73,62 

23,85 

0,8644 

80 

22,83 

73,59 

0,9657 

30 

72,72 

24,70 

0,8616 

81 

21,76 

74,75 

0,9645 

31 

71,80 

2’’ ,56 

0,8588 

82 

20,68 

75,91 

0,9633 

32 

70.89 

26,41 

0,8559 

83 

19,61 

77.09 

0,9620 

33 

69,96 

27,27 

0,8530 

84 

18,52 

78,29 

0,9607 

34 

69,04 

28.14 

,•500 

85 

17.42 

79,56 

0,9595 

35 

68.12 

29,01 

0.8470 

86 

16,32 

80,72 

0,9582 

36 

67,20 

29,88 

0,8440 

87 

15,23 

81,96 

0,9568 

37 

66,26 

30,75 

0.8 109 

88 

14,12 

83,21 

0.955C 

3< 

65,32 

3', 63 

0,8377 

89 

13,01 

84,i 7 

0,9538 

39 

64,37 

32,52 

0,8344 

90 

1 1,8* 

85,74 

0,9522 

40 

63.42 

33,40 

0,831 1 

91 

10,76 

87,04 

0,9506 

41 

62,46 

34,30 

0,8277 

92 

9,62 

89,37 

0,9490 

42 

61,-0 

35,18 

0,8242 

93 

8,48 

*9,72 

0,9473 

43 

60,58 

36,09 

0,8206 

94 

7,32 

91,08 

0,9456 

44 

59,51 

37,00 

0,8169 

95 

6,16 

92,45 

0,9439 

45 

58,61 

37,90 

0,8130 

96 

4,97 

93,89 

0,9421 

46 

57,64 

38,82 

0,8039 

97 

3,77 

95,35 

0,9403 

47 

56,66 

39,74 

0,8046 

98 

2,54 

96,83 

0,9385 

48 

55,68 

40,66 

0,8000 

99 

1,28 

98,38 

0.9366 

49 

54.70 

41,59 

0,7951 

100 

0,00 

100,00 

0,9348 

50 

53,72 

42,53 
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Bezüglich der Aufbewahrung 
noch Folgendes vor. 

1) Vor der Einwirkung des Lichtes 

Ammonium chloratum ferratum. 

Aqua chlorata, 

Argentum nitricum crystillisatum. 
Argentum nitricum fusum, 

Argentum nitricum cum kali nitrico, 
Calcaria chlorata, 

Chloroform i um, 

Coniinnm, 

Crocu«, 

Flores Kobso, 

Folia Belladonna«; pulverata, 

Folia digitalis, 

Ilerba Conii pulverata, 

2) Mit G lasstöpscl- Versohl uss 

Acidum aceticum, 

Acidum chromicum. 

Acidum hydrochloncum, 

Acidum hydrochloncum dilutum. 

Acidum nitricum, 

Acidum nitricum dilutum, 

Acidum nitricum fumans, 

Acidum Bulfuricnm, 

Acidum sulfuricum crudnm, 

Acidum .sulfuricum fumans, 

Acidum valerianicum, 

Aqua chlorata, 

Auro-Natrium chloratum, 

Bromum, 

3) Mit Korkstöpsel - Verschluss 

a. Die dünnen Extracte: 

Ext. Cinac, 

„ Cubebarum, 

b. Die trocknen Extracte 

Ext. Aloes, 

* Aloe« acid. sulf. corrcct., 

„ Colocynthid., 

„ Colocynth. comp., 

„ Colombo, 

, Ligni campech., 

* Myrrhao, 

4) Gut verschlossene Gefässe 

Acetum pyrolignosuro rectificatum, 

Acetum scillae, 

Acidum bcnzoicum, 

Aether, 

Aether aeeticus, 

Aether Petrolei, 

Aothylenum chloratum, 

Ammonium carbonicum, 

Ammonium carbonicum pyro-olcoßum, 
Ammonium chloratum forratum. 

Aqua Amygdalarum amararum, 

Aqua Calcariae, 

Aqua Cbamonullae concontrata. 


der Arzneien schreibt die Pharmacopöe 


sind folgende Medieamentc zu schützen: 

llydrargyruiu chloratum mite, 
llydrargyrum chloratum mitevaporo parat., 
H yd rargyrum jodatum flavum, 
llydrargyrum oxvdutum rubrum, 
llydrargyrum oxydatum via humida parat., 
Hydrargyrura praeeipitatum album, 

Liquor Ammonii carbonici pyro-oleosi, 
Liquor ferri scsqnichlorati, 

Liquor ferri «ulfuriei oxydati, 

Olea aetherca, 

Santoninum, 

Stibimn sulfuratum auiantiacum et rubrum, 

Tinctnrae. 

sind aufzubewahren: 

Ferrum sesquichloratum, 

Jodoformium, 

Jodum, 

Kali hypergormauicum crvstnllisatum. 
Liquor Ammonii carbonici, 

Liquor Ammonii caustici, 

Liquor Ammonii caustici spirit uosua, 
Liquor ferri sesquichlorati, 

Liquor Kali caustici, 

Liquor Natri caustici, 

Liquor Stibii chlorati. 

Mixtum sulfurica acida. 

Tinctura ferri chlorati aetherca, 

Tinctura .lodi. 

in Glasgefasscn sind aufzubewahren : 

Ext. Filicis, 
m Mezerci. 

Ext Opii, 
v Ra tanh., 

„ Rhei comp., 

„ Senegae, 

„ Strycn. aquos, 

„ Strych. spirit. 


sind besonders vorgeschrieben für: 

Aqua Lauro-Cerasi, 

Aqua Picis, 

Aqua Rubi Idaei eoncentrata, 
Argentum nitricum crystallisatum, 
Bismuthum snbnitricum, 

Cadmium sulfuricum, 

Calcaria chlorata, 

Calcaria sulfurica usta, 

Calcaria usta, 

Camnhora, 

Cantnarides, 

Carbo aniinalis, 

Carbo pu Ivo rat uv, 
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Carboueum sulfuratum, 

Chiuinum Bulfuricum, 

Chininum valerianicum, 

Chloratum hydratum crystnllisatum, 
Chloroforraium, 

Codeinum, 

Collodium, 

Collodium cantharidatum, 

Coniinum, 

Cuprum acelieum, 

Cupruin aluininatura, 

Cuprum sulfnricnm ammoniatum, 
Dcxtrinum, 

Elixir Aurantii compositum, 

Elixir e Succo Liquiritiae, 

Emplastrum aromaticum, 

Extracta tonuiora et sicca, 

Fel. Fanri dcpuratum siccum, 

Ferrum carbonicum saccharatum, 

Ferrum chloratum, 

Ferrum citricum oxydatuni, 

Ferrum iodatum saccharatum, 

Ferrum oxydatum fuscum, 

Ferrum oxydatum saccharatum solubile, 
Ferrum phosphoricum, 

Ferrum pulveratum, 

Ferrum pyrophosphor. cum Ammonio citri., 
Ferrum sulfuricum oxydatum ammoniatum, 
Ferrum sulfuricum purum, 

Ferrum sulfuricum siccum, 

Flores Kosso, 

Flores Tiliae, 

Flores Verbasci, 

Folia Bolladonnao, 

Folia Belladonnsc pulverate, 

Fructus Coloeynthidis prmeparati, 

Herba Conii pulverata, 

Hydrargyrum bichloratum corrosivum, 
Hydrargyrum biiodatum rubrum, 
Hydrargyrum nitricum oxydulatuui, 
Hydrargyrum praceipitatum albnm, 

Kali Rcctieuni, 

Kali carbonicum dcpuratum, 

Kali carbonicum purum, 

Kali tartaricum, 

Kalium iodatum, 

Kalium sulfuratum, 

Kalium sulfuratum ad balneutn, 
Linimentum saponato-ammoniatum, 
Liniment um saponato-camphoratum, 

Liquor Ammonii anisatus, 

Liquor Ammonii carbonici pyro-oleosi, 
Liquor Ammonii succinici, 

Liquor Ferri acetici, 

Liquor Ferri chlorati. 

Liquor Ferri sulfurici oxydati, 

Liquor Plumbi subacetici. 


Magnesia citrica effervescens, 
Magnesia sulfurica sicca, 

Magnesia usta, 

Mixtur» oleoso-balsamica, 

Morphium accticum, 

Natrum carbonicum purum, 

Natrum carbonicum siccum, 

Natruni phosphoricum, 

Natrum pyrophosphoricum ferrutum, 
Nutrum subsulfurosum, 

Natrum sulfuricum siccum, 

Olea aetheroa, 

Oleum Amygdalarum, 

Oleum animale aetherenm, 

Oleum camphoratum, 

Oleum Sinapis, 

Pasta Liquiritiae, 

Pilulue odontalgieao, 

Plumbum accticum. 

Pulvis aerophorus. 

Pulvis Ipccacuanhae opiatus. 

Pulvis Magnesiae cum Kheo, 

Radix Angelicae, 

Radix Artemisiae, 

Radix Rhei pulver., 

Radix Serpentariae, 

Radix Valerianae, 

Rhizoma Filicis pulver., 

Rotulae Menthae piperitao, 

Secale cornutum, 

Species aromaticae, 

Spiritus aethereus, 

Spiritus Aetheris nitrosi, 

Spiritus Sinapis, 

Stibium sulfuratum aurantiacum, 
Stibium sulfuratum rubeum, 

Sulfur dcpuratum, 

Sulfur jodatum, 

Sulfur praceipitatum, 

Syrupi, 

Tartarus boraxatus, 

Tincturae, 

Tincturac Ferri chlorati, 

Turioncs Pini, 

Unguent oxygenatum, 

Vanilla saccharata, 

Vinum Colehiei, 

Vinum Ipccacuanhae, 

Vinum stibiatum, 

Zincum chloratum, 

Zincum fcrrocyanatum, 

Zincum lacticum, 

Zincum oxvdatum vcaale, 

Zincum suffocarbol icu m, 

Zincum sulfuricum, 

Zincum valerianicum. 


5) In kleinen Gcfässen sind aufzubewahren: 


Aether, s. aether sulfuricus. 

Aqua chlorata, 

Ferrum chloratum, 

Ferrum jodatum saccharatum, 
Ferrum sulfuricum purum. 
Linimentum saponato-camphoratum, 


Liquor ferri chlorati, 
Oleum animale aetherenm, 
Spiritus Aetheris nitrosi, 
Syrupus Ferri jodati, 
Tinctura Ferri chlorati. 
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0) An einem kalten Orte sollen stehen: 

A et her, Mel. rosatwn, 

Acther acet icus, Olea aetherea, 

Acther Petrolei, Oxymcl. Colrhic, 

Aquao destillatac, Oxymel Scillae, 

Carhoneum sulfuratum, 

Electuarium Therinoa. 

Flores Kosae (und zwar die oingesalzenen), 

Mel. depuratnm. 

7) An einem kalten und trocknen Orte sind aufzubewahren: 

Electuarium e Senna, Pulpa Tamarindorum depur. 

Extractn, 

8) An einem nicht zu kalten Orte: 

Spiritus saponatus, 

10) An einem trocknen Orte sind aufxubc wahren: 

Fast: 

Fast. Liquir. 

Flores Kosflo. 


Spiritus netheri.H nitrosi, 
Syrupi, 

Unguent. Plumbi tannic. 


9) An einem schattigen 0rtev.ee. 15° C. 
Tincturae. 


astu gummosa, 
ast. Lic 


Emplnstrnro adhaes. unglic., 

Emplastr. ßellad., 

Fanna Hordei pruepar.. 

Was die Bereitung der pharmaceiitiscken Präparate und einzelnen Chemi- 
ealien betrifft, so ist in der PharmacopÖe die specielle Anweisung dazu enthalten. 


Bezüglich der Anfertigung der destillirten Wässer, der Kxtracte, 
der Syrnpe, Tinctureu und ätherischen Oele gilt folgende allgemeine 
Anweisung. 

D es ti Hirte Wässer. 

I)ic destillirten W äs »er sollen mit Ausnahme von Opium wasser den Geruch 
und den eigenthüm liehen Geschmack «1er Substanzen, aus welchen sie bereitet werden, 
besitzen. Sic dürfen ungelöstes ätherisches Oel nicht enthalten; schleimige und far- 
bige Wässer sind zu verwerfen. Sic müssen an einem kühlen Orte aufbewahrt werden. 


Ex tr acte. 

Bei der Bereitung der Extractc worden die betreffenden Substanzen zerkleinert 
oder zerstossen: wenn nicht ausdrücklich der Gebrauch von destillirtem Wasser vorge- 
schrieben worden, so s«dl ein solches zur Anwendung kommen, welches möglichst frei 
von kolilensatircm Kalk ist. Die Mnceration geschehe hei einer Wärme von 10 — ‘20° 
und die Digestion hei einer solchen von 35- 40° unter häufigem Umrühren. Die wäs- 
serigen Flüssigkeiten werden sofort auf den dritten Theil ihres Volumens eingedampft, 
dann einige Tage an einem kühlen Orte stehen gelassen und vom Bodensätze befreit. 
Die spiritnösen oder ätherischen Flüssigkeiten werden klar abgegossen, filtrirt und 
unter beständigem Umrnhrcn im Dampf bade bis zur Extractdicke eingedampft. Den 
gebrauchten Acther oder Spiritus kann man vorher durch Destillation wieder gewinnen. 

Das Dampfbad muss so eingerichtet sein, dass die abzudampfenden Flüssigkeiten 
eine stärkere llitze al» die des kochenden Wassers nicht annchmen . Bei den ätheri- 
schen Flüssigkeiten darf die Wärme 50° nicht übersteigen. 

Die Extractc worden in Betreff ihrer Consistenz in drei Abstufungen bereitet, 
nämlich als : 

1) dünne, von der Consistenz des frischen Honigs: 

2) dicke, wenn sic erkaltet nicht ausgegessen werden können, sondern sich mit 
einem Spatel in Fäden ziehen lassen; 

3) trockene, wenn sie sich zerreiben lassen; diese bereitet man in der Weise, 
das» inan die Exlracte in Porcellaugefässen abdampft, bis sic eine zähe und 
nach dem Erkalten zerreibliche Masse d&rstcllon, welche man noch warm mit 
einem Spatel aus dem Gofässc herausnimmt, in dünne Bänder auszieht, auf 
Papier legt, bei gelinder Wärme trocknet und dann in ein grobes Pulver 
verwandelt, welches sofort in ein erwärmtes Ge fass c inzuschütten ist. 

Die dickeren Extracte werden in thönernen glasirten oder in porcellaoeiien. 
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gut zugedeckten Gefässen, die dünneren und trockenen in mit Korkstopfen ge- 
sclilossencn^n Gläsern, alle Extracte aber an einem trockenen und kalten Orte auf- 
bewahrt. 

Die Extracte müssen den Geruch und Geschmack der Substanzen haben, aus denen 
sie bereitet werden, und frei von Kupfer und Zinn sein. 

Von den dickeren narcotischen Extraeten empfiehlt sich die Bereithaltung einer 
klaren, mit Dextrin gemischten Menge zur Darstellung gemischter Pulver. Die Dar- 
stellung ist folgende: Zu zehn Thcilon gepulvertem Dextrin werde in einer er- 
wärmten porceuanenen Schale allmählich eine gleich grosse Menge Extract zugemischt 
und bei einer Wärme von 40— 5o® getrocknet, bis sich das Gewicht nicht mehr ver- 
ändert. Die trockene noch warme Masse wird zerrieben und mit so viel gepulvertem 
Dextrin gemischt, dass sie die doppelte Menge des verwendeten Extracte ansmacht. 
Von diesem Pulver werde eine doppelt so grosse Menge abgewogen, als von dom dicken 
Extracte im Rccepte vorgesch rieben worden ist. 


Syrupe. 

Bei der Bereitung der Syrupe wird der Zucker warm gelöst, die Lösung darf 
aber nur einmal aufwallen. 

Die durchgeseiheten und völlig erkalteten Syrupe bewahre man in völlig ausge- 
trockneten und gut verstopften Gelassen an einem kühlen Orte. 

Alle Syrupe müssen mit Ausnahme dos Syrupus amygdalarum ein klares Aussehen 
haben, dürfen keinen Bodensatz geben und auch nicht gänren. 


Tincturcn. 

Die Tinetaren werden, wenn nicht ein anderes Verfahren vorgeschrieben ist, in 
der Weise bereitet, dass man die Species entweder grob gepulvert oder klein geschnitten 
mit der zu verwendenden Extractionstlüssigkeit übergossen in einer nur zum Theil an- 
znffillonden Flasche an einem schattigen Orte acht Tage lang je nach Vorschrift maco- 
rirt oder digerirt und während dieser Zeit täglich einige Male umrührt. 

Dio Maceration geschieht, in gut. verschlossenen Gefässen l>ei einer Wärme von 
15 — *20°, die Digestion jedoch in nur halb gefüllten Gefässen, welche mit einer Blase, 
die mittelst einer Nadel durchstochen ist, geschlossen sind, bei einer Wärme von 35—40°. 

Nach geschehener Maceration oder Digestion werde dio kalt« Flüssigkeit klar ab- 
gegossen , der Rückstand , wenn cs nöthig ist , mit der Presse ausgopresst und, 
nachdem die Flüssigkeit vierundzwanzig Stunden an dem Orte gestanden nat . wo man 
die Tinctnren aufzubewahren pflogt, werde sic auch hier in einem mit einer Glasplatte 
bedeckten Trichter filtrirt. Die während der Bereitung der Tinetnr etwa durch Verdun- 
stung verloren gegangene Flüssigkeit zu ersetzen ist nicht erlaubt. 

Dio Tincturcn müssen klar und von Bodensatz frei sein und den besonderen Ge- 
ruch derjenigen Substanzon haben, aus welchen sie bereitet sind. Man bewahre sie in 
gut verschlossenen Gefässen an einem schattigen Orte, dessen Temperatur beinahe 15» 
erreicht, auf. 

Aetherische Oelc. 

Die ätherischen Oele werden meist durch Destillation, seltener durch Auspressen be- 
reitet. Sie müssen klar sein und den starken Geruch derjenigen Substanzen besitzen, aus 
welchen sie bereitet sein sollen: in der Wärme müssen sie sich gänzlich verflüchtigen. 
Sie müssen sich mit jedweder Mcngo fetter Oelc oder absoluten Weingeistes mischen 
lassen und damit klare Lösungen geben. In Wasser müssen sie meist so schwer lös- 
lich sein, dass irgend ein Volum, mit einem vielfachen Volumen Wasser gut durchge- 
schüttelt, kaum etwas verringert werde. Die meisten ätherischen Oele sinn leichter als 
Wasser. 

Sie müssen in wohl verschlossenen Gefässen, vor Licht geschützt, an einem kalten 
Orte aufbewahrt werden. 


Zur Bereitung von Decocten nnd lnfusen sind specielle Anweisungen 
gegeben worden. 

Abkochungen. 

Abkochungen, zu welchen dio zu verwendende Menge Substanz nicht vorgeschrieben 
ist, werden in der Weise bereitet, dass man aus einem Th eile dor Substanz zehn 
Thoile Colatur gewinnt. Zur Bereitung von zehn T hei len Colatur einer conccn- 
trirten Abkochung sind ein und ein halber Theil der Substanz zu verwenden, 
und zur Bereitung von zehn Theilen Colatur einer höchst conccntrirtcn Ab- 
kochung müssen zwei Thcilc der Substanz genommen werden. 
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Die Mengen von stark wirkenden Substanzen müssen stets vom Arzte angegeben 
werden. ^ 

Die Substanz, aus welcher die Abkochung zu bereiten ist, werde in einem pas- 
senden Gebiss mit kaltem Wasser übergossen und eine halbe Stunde hindurch im 
Wasscrdam pfbadc unter biswoiligem Umrühron gehalten, alsdann werde die noch warme 
Flüssigkeit unter Auspressen durchgeseiht. 

Aufgüsse. 

Aufgüsse, zu welchen die Meuge der zu verwendenden Substanzen nicht vor- 
getschrieben ist, bereite man so, «lass aus einem T heile der Substanz zehn T heile 
Colatur gewonnen werden. Zur Bereitung von zehn Thcilen Colatur eines conccn- 
trirten Aufgusses wende man ein und einen halben Theil der Substanz an, und 
zu zehn Thcilen Colatur eines höchst conccntrirten Aufgusses nehme man 
zwei T heile der Substanz. 

Die Menge von starker wirkenden Substanzen muss vom Arzte bestimmt werden. 

Die Substanz, ans welcher der Aufguss zu bereiten ist, werde in einem passenden 
Gefasse init kochendem Wasser übergossen und fünf Minuten lang, und zwar bei ver- 
schlossenem Gelasse, in das Wosserdampfbad gestellt. Alsdann, nachdem man das Ge- 
wiss zum Erkalten bei Seite gesetzt hat, seihe man die kalte Flüssigkeit unter Aus- 
drücken dureh. 

Manche Präparate der Pharraacopoea germanica werden auf eine andere r 
Art als früher bereitet und unterscheiden sich auch durch ihre Starke und Form. 

Es sind in dieser Beziehung vorzugsweise hervorzuheben: Acetum, Acet. aro- 
maticum, Rubi ldaei, Scillae, Colchicum, Acet. purum, Aq. Amygd. amurarum, A<j. Rubi 
ldaoi cunccntrata, Aq. chumomill. ronccntr., Ceratuin Cetacoi, Cuprum alunnnaium, 
Decoct. Sassaparillao fortius und iuitius (ohne Caloinel und Zinnober), Eluoosaeeharn, 
Km plast rum adhacsivum, Kmol. Cantharid. perpetuum, Corussae. foctidum, fuscum, de 
Galbnno crocatnm, Mezeroi oanthnridatum, saponatum (Zusatz von Campher), Ext, Ab- 
sinthii (mit Spiritus behandelt), E.xtr. Cliinae fuscac und Rhoi (Extractconsistcnz), 
Ext. Cinae aetner. und Cubebarum aeth. (Spiritus und Aetlier werden ■* genommen), 
Ext. Valeria u. (Kxtractconsistonz), Ferr. carbon. saccharat, Linim. ammoniat. camphorat., 
Linira. saponat. camphor., Liq. Ammon, anis., succinici , Mel depur., Mucil. Gummi 
arabici, Pdulae aloeticae ferratae, Jalapae, odontalgieae, Pulv aerophorus, Sapo me- 
dicatus, Spccics aroniaticae, emollientes, Spir. Aethoriß nitrosi, Angehc. comp., öpirit. 
camphor., saponat., Sinapis, Syr. ferri jodati, Ipocac., Mnnnae, opiatua, Tartar, borax.. 
Tinct. Aconiti, Alocs, Belladonna«, Cannabis Indiene, Cantlmridnm, Cast. Sibirie. und 
Canad., Digitalis, Tinct. Rhei aq., Strychni, Valcrian. aeth., Vinura Colchici, stibiatum. 

Bekanntmachung des Bundesraths, betreffend die Veränderungen der 
Pharmacopoea germanica, vom 4. Juli 1873 (I. V. Delbrück). 

Der Bundesratli hat in seiner Sitzung vom 2. d. M. Veränderungen der 
Pharmacopoea germanica ^Bekanntmachung vom 1. Juni 1872, R.-G.-Bl. S. 172.) be- 
schlossen. Das Verzeichnis dieser Veränderungen, welche mit dem 1. Juli d. J. iu 
Kraft treten, wird durch das Centralblatt des Deutschen Reichs veröffentlicht werden. 


Es erging dieserhalb die 


Circ.-Vcrf. vom 29. Juli 1873 (Sydow). 

Der Bundesrath Imt in seiner Sitzung vom 2. d. M. beschlossen, dass die in nach- 
stehendem Verzeichnisse enthaltenen veränderten Bestimmungen der Pharmacopoea 
germanica (Bekanntmachung vom 1. Juni 1872 R.-G.-Bl. S. 172.) als nachträgliche Emcu- 
dationon derselben mit dem I. August d. J. in Kraft, treten: 


Verzoicbniss 

der veränderten Bestimmungen, w’clchc für nachstehende starkwirkende, von den übrigen 
Medicamenteu zu trennende Arzneimittel der Pharmacopoea germanica zu beachten sind. 


1) Acidum carbolieum erndum: 

a) iin Texte pag. 7. lin. 7. hinzuzufügen: Caute servetur: 

b) in der Tabula C. pag. 395. mit aufzuführen. 

2) Aqua Flamin l 

3) Aqua Plumbi Goulardi f ^ 

Beide in der Tabula C. pag. 395. mit nufzuführen. 

4) Cadmium >ulfuricum: 

im Texte pag. 52. linea 8. von unten: hinter clausis caute einzufügeu. 
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5) Chloralum hydratum crvstallisatum : 

a) der Uoborschrift pag. 69. als Synonym hinzuzufügen : Hydrat* ehlorali cry- 
stallisatus: 

b) im Texte ult. lin. von unten hinter duusis zu setzen: Caute; 

c) in der Tab. C. pag. '*96. mit aufzuführon ; 

d) in der Tab. A. pag. 391. auf/.u nehmen, init pro Dosi 4,0— pro die 8,0. 

G) Collodiuin canlharidatuiii : 

a) im Texte nag. 74. lin. 11. von oben hinzuzusetzen: Caute servotur; 

b) in der Tab. C. pag. 396. mit aufzuführen. 

7) Electuariuin Themen: 

a) im Texte pag. 89. um Schluss hinzu/.ufügen: Caute servetur; 

' b) in der Tal». C. pag. 396. mit aufzuführen. 

8) Extractum Cannabis Indieae: 

im Texte pag. 111. am Schluss hinzuznfügen: Caute servetur. 

9) Hydrargvrum chloratum mito vaporo paratuni (pag. 187.): 

in der Tab. C. pag. 397 mit aufzuführon. 

10) Hydrargyrnm oxydatum via hnmida parat um (pag. 189.): 

in der Tab. B. pag. 394. mit aufzuführen. 

11) Kalium bromatum: 

a) im Texte nag. 198. am Schlüsse hinzuzufügen: Caute servetur; 

b) in der Tao. C. pag. 397. mit aufzuführen. 

12) Kalium jodatum: 

in der Tab. C. pag. 397. mit aufzuführen. 

13) Liquor Hydrargyri nitrici oxydulati (p. 214): 

aus der Tab. B. nag. 394. zu streichen, weil es nicht fertig vorrathig ge- 
halten werden soll. 

14) Minium: 

a) im Texte pag. 227. am Schlüsse des Artikels hinzuzufügen: Caute servetur; 

b) in der Tab. C. pag. 397 mit aufzuführon. 

1 i>) Nutrum santonicum: 

im Texte pag. 238. am Schlusso des Artikels hiuzuznfügen: Caute servetur. 

16) Pilulao odontalgicae: 

a) im Texte pag. 260. am Schlüsse des Artikels hinter clauso zu setzen : 
Caute; 

b) in der Tab. C. pag. 398 mit aufznführen. 

17) Santoninum: 

im Texte pag. 294. am Schluss«; des Artikels hinter remotum zu setzen: Caute. 

18) Tinctura capaici (pag. .'143.): 

aus der Tab. C. pag. 398. zu streichen. 

19) Tinctura Jodi decolorata: 

im Texte nag. 330 am Schlüsse des Artikels hinzuzufngen : Caute servetur. 
Vorstehenden Beschluss des Bundesraths erhält die Königliche Regierung etc. zur 
Kcnntnissnahme und Nachachtung, sowie zur Mittheilung an die Apotheker und Kreis- 
physiker de« dortigen Bezirks. 

4) Verkauf der Arzneimittel. 

Die Apotheker sind nach Tbl. II. Tit. 8. §. 456. des Allgem. Landrechts zum 
Verkauf von Arzneimitteln ausschliesslich berechtigt. Das Gleiche bestimmt 
§. 13. der revidirten Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801. Die Uebertretun- 
gen fallen unter §. 367. No. 3. des Strafgesetzbuches vom 11. Mai 1871. 

§. 367. Mit Geldstrafe bis zn fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft: 

3) wer ohne polizeiliche Erlaubnis» Gift oder Arzneien, soweit der Handel mit 
denselben nicht freigegeben ist, znberoitet, feilhält, verkauft oder sonst an 
Andere überlässt. 

5) Wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Giftwaaren oder 
bei d«'r Ausübung der Befugnis» zur Zubereitung od«*r Fcilhaltung der 
Arzneien die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt. 

Im Bereich des Rheinischen Appellationsgerichts sind bezüglich des Ver- 
kaufs der Arzneien Art. 32., 33., 34., 35., 36. des Gesetzes vom 21. Germinal 
XI. Jahres (11. April 1803) massgebend. 
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Art. 32. Die Apotheker dürfen kein Arzneiprfiparat oder irgend eine andere zu- 
sammengesetzte Arznei anders verkaufen und abgeben, als auf ein mit der Unterschrift 
eines Doetors der Mediciu oder Cbirugie, oder eines Gesiindheitsbeaintcn versehenes 
Hecept. Auch kein geheimes Mittel können sie verkaufen. Sie haben sioh bei Berei- 
tung und Zusammensetzung der Arzneimittel, welche sie vornehmen und in ihren Apo- 
theken verrät hig halten, an die in deu Dispensationen ausgedröckten Formeln, welche 
von den medieinischen Schulen abgefasst wurden oder noch abgefaast werden, zu halten. 
Sie dürfen auch in ihren Apotheken mit keinem andern Gegenstand, als mit Material- 
wa&rcn und Arzneiprä paraten Handel treiben. 

Art. 33. Die Spezerei krfimer und Materialisten können keine zusammengesetzten 
Arzneien oder ein Arzneiprfiparat bei einer Strafe von 500 Franken verkaufen. Sie 
können zwar fortfahren, mit einfachen Material waaren im Grossen zu handeln, ohne 
jedoch irgend etwas im Arzneigewicht verkaufen zu dürfen. 

Art. 34. Giftige Substanzen, und namentlich Arsenik, Realgar und ätzender Subli- 
mat, müssen in den Läden der Apotheker und Spezereikrfimer an sicheren Urten be- 
sonders verwahrt werden, wozu der Apotheker und Gewürzkrämer allein den Schlüssel 
haben soll, ohne dass irgend Jemand ausser ihnen dazu kommen kann. Diese Sub- 
stanzen können auch nur an bekannte und angese.-senc Personen, die zu ihrem Geschäft 
oder aus einer besondern Ursache derselben bedürfen, verkauft werden, unter einer 
Strafe von 3000 Franken. 

Art. 35. Die Apotheker und Gewürzkramer sollen ein von dem Bürgermeister oder 
Polizei-Commissär mit Seitenzahl und llandzügen versehenes Register führen, in welches 
die, welcho giftige Substanzen zu kaufen genöthigt sind, sogleich und ohne einen 
Raum zu lassen, ihren Namen, Stand nnd ihre Wohnung, so wio die Gattung und 
Menge der ihnen üborlassouen Waaren nebst dem Gebrauch, den sie davon machen 
wollen, mit der genauen Angabe des Tages, an welchem sie selbige kauften, ein- 
schreibcn; alles dieses bei Strafe von 3000 Franken bei Zuwiderhandlungen. Die Apo- 
theker und Gewürzkräuter sind gehalten, dieses alles selbst einzusehreiben, wenn sie 
diese Substanzen an Personen verkaufen, welche nicht schreiben können und von denen 
sie wissen, dass sie derselben bedürfen. ' 

Art. 36. Jeder Verkauf nach dem Apothekergewichte, jedes Feil bieten von Matcrial- 
waaren und Arzneipräparaten auf Theatern und in Marktschreierbudon, auf öffentlichen 
Plätzen, Märkten und Jahrmärkten, jede Ankündigung und jeder gedruckte Anschlag- 
zettel, welcher geheime Mittel, unter welchem Namen es immer sei, empfiehlt, ist 
auf das Strengste verboten. Diejenigen, welche .-ich dieses Vergehens schuldig machen, 
werden durch zuchtpolizciliclio Mass regeln verfolgt und nach dem 63. Art. des Gesetz- 
buches über Verbrechen und Strafen behandelt. 

Nach dem Decrete vom 29. Pluviose Xlü. Jahres (18. Februar 1805) sollen 
diejenigen, welche der Verfügung des 36. Artikels vom 21. Germinal zuwider- 
handeln, in eine Geldstrafe von 25 bis 600 Franken, ausserdem aber noch bei 
wiederholtem Vergehen iu eine Gefangnissstrafe, welche wenigstens drei nnd 
zehn Tage dauern soll, verfallen. 

Die Arzneimittel werden Seitens der Apotheker entweder auf ärztliche Ver- 
ordnung. auf Recepte oder auch im Handverkauf verabreicht. 

Für einzelne Medicamente wurde der Ha ud verkauf durch speciellc Ver- 
fügungen untersagt, resp. gestattet 

Verf. des Min. dos Inn. vom 28 Octobor 1810 (v. Dohna). 

Friedrich Wilhelm ctc. Um den Naehtheilen, welche bei dem gegenwärtigen 
häufigen Gebrauche des Arseniks gegen Wcchsclfiebor leicht entstehen können, mög- 
lichst vorzubeugen, hat Unsere Seetiou im Ministern des Innern für das Modieinal wesen 
auf Kuren in dieser Angelegenheit erstatteten Bericht vorn . . . nachstehende Verfügung 
getroffen, welche Ihr den hiesigen Aorzton und Apothekern zur Nachricht und pünct- 
lichen Befolgung bekannt zu machen habt: 

1) Es ist eine Auflösung unter dem Namen Solutio arsenicalis und nach der 
beiliegenden Vorschrift in sfimmtlichcn Apotheken vorrfithig zu halten. 

2) Sie darf nur auf ein von einem approbirten Arzte verschriebenes, mit dem 
Datum und der Namensunterschrift desselben versehenes Reeept versiegelt 
verabfolgt werden. 
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3) Es darf keine Relteratur stattfinden, vielmehr muss das Mittel jedesmal von 
dem Arzte aufs Neue verordnet werden. 

4) Die Kecepte dürfen nie zurüekgogehen werden, sondern sind von den Apo- 
thekern gleich den Gutscheinen aufzubewahreu. 

6) Die Aerzto haben dafür zu sorgen, dass dieses Mittel immer nur durch zu- 
verlässige Leute aus den Apotheken abgeholt werde; ferner müssen sie die 
Kranken auf den Nachtheil, welcher bei dem Gebrauche dieses Mittels aus 
Unvorsichtigkeit leicht entstehen kann, aufmerksam machen, und cudlich die 
Vernichtung des vielleicht nach dem Gebrauche noch übrig gebliebenen Mit- 
tels bewirken. 

6) Die Apotheker dürfen dieses Mittel in keinen grosseren Portionon. als in zwei 
Drachmen dispensiren. 


Verf. des Miuist. des Innern, betreffend den Verkauf von Mohn köpfen, 
vom 21. Januar 1817 (Köhler). 

Auf den von der Königlichen Regierung unterm . . . gemachten Antrag genehmigt 
das Unterzeichnete Ministerium, dass zur Verhütung ferneren Missbrauch« den Apothe- 
kern der unbedingte Verkauf der Mohn köpfe au Jeden untersagt und nur auf Ver- 
ordnung der Aorzte gestattet werde. 

Verf. der Min. der geistl. Angel, u. des Inn., betreffend den Verkauf von 
Arsenik, vom 4. Januar 1834 (v. Altenstcin. v. B renn). 

In den älteren Provinzen ist, wie wir Ew. etc. mit Bezugnahme auf Ihre Anfrage 
vom . . . wegen des Verkaufs von Arsenik zur Vertilgung der Feldmäuse, auf Ihren 

anderweitigen Bericht vom hierdurch eröffnen, die Anwendung arsenikalischer 

Mittel gogen das Ungeziefer, namentlich Ratten und Mäuse, bisher nicht verboten ge- 
wesen, sondern nur der Verkauf solcher Mittel in der Art beschränkt, wie solches die 
Verordnung vom 30. April 1812 näher ergiebt, welche späterhin blos in Ansehung der 
darin angegebenen Mischung abgeändert worden etc. 

Nach der in der Rheinprovinz gültigen Gesetzgebung würde ein unbedingtes Verbot 
der Anwendung arsenikalischer Mittel zur Vertilgung cies Ungeziefers sich ebenfalls 
nicht rechtfertigen lassen, auch schon um deswillen nicht zweckmässig sein, weil der- 
gleichen Mittel unter Umständen als die einzig wirksamen zu betrachten sind. 

Die Anordnung ähnlicher Normen aber, wie für den Verkauf solcher Mittel in den 
älteren Provinzen festgesetzt sind, erscheint in der Rheinprovinz nach den Bestimmungen 
des Gesetzes vom 21. Germinal XI. Art. 34. und 35. nicht bedenklich: und wenn solche 
erfolgt und auch darauf gehalten wird, dass die Arsenikalien nur an solche Personen, 
welche' das Bedürfnis« durch ein beizubringendes Zeugnis» nachweisen, verkauft und Inn- 
sichtlich des Gebrauchs die von dem dortigen Mcdiciunl-Collegiuiii vorgoschlagencu Vor- 
sich Um ass regeln beobachtet werden, so ist auch in der Rhcinproviuz der Verkauf und die 
Anwendung arsenikalischer Mittel sowohl überhaupt, als namentlich zur Vertilgung der 
Feldmäuse zu gestatten, insofern andere minder gefährliche und deshalb vorzu ziehende 
Mittel fruchtlos bleiben oder nnanwendbar sind. 

Verf. der Minist, der geistl. Angelegenh. und des Innern, betreffend die 
Anwendung des Arseniks zur Vertilgung der Feldmäuse, 
vom 17. April 1835 (v. Altenstcin. v. Roehow). 

Die Bedingungen, von denen die Königliche Regierung zu Aachen die Anwendung 
des Arseniks zur Vertilgung der Feldmäuse in ihrer Amtsblatt- Verordnung vom 1. De- 
cembor v. J. (A ul»(jo «.) abhängig gemacht hat, entfernen die Gde arhsof Missbrauch« 
und die Besorgnis» von Unglücksfäileu, so weit es irgend möglich ist. Wir haben daher, 
wie der Königlichen Regierung auf Ihren, diesen Gegenstand betreffenden Bericht vom 
. . . erwiedert wird, keinen Anstand finden können, diese Anwendung zu genehmigen, 
besonders da sie auf den Fall der dringendsten Noth zur Abwendung einer Calamität 
für die eine oder andere ganze Feldmark beschränkt bleiben soll, ln dieser Beschrän- 
kung kann auch die Anwendung an anderen Orten und im dortigen llogierungs-Bezirk 
statt finden; denn es wird davon immer bei Weitem weniger Nachtlieil zu befürchten 
sein, als wenn es deiu Einzelnen überlassen bleibt, zum Schutze seiner Aecker Giftkugcln 
oder vergiftete FruchtkÖrnor in die Mauselöcher zu werfen, was man hei den jetzigen 
Bestimmungen über den Giltdcbit zu hindern nicht wohl iiu Staude ist. 
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Anlage a. 

Publicandum der Königlichen Regierung zu Aachen 
von» 1. De co in her 1834. 

Da hei der erkannten Unzulänglichkeit der gegen die Feldmäuse gebräuchlichen 
Mittel zuletzt zun» Arsenik, als dein bis jetzt bewährtesten Vertilgungsmittel, gegriffen wird, 
die Anwendung desselben aber, zumal wenn dieselbe von ganzen Gemeinden geschieht, 
bei mangelnder oder unvollständiger Vorsicht höchst schädliche Folgen haben kann , so 
wird hiermit Folgendes verfügt: 

§. 1. Der Verkauf des Arseniks ist nur an bekannte und zuverlässige Personen, 
unter Beobachtung aller beim Giftverkauf gesetzlichen Vorschriften, gestattet. 

§. 2. Aekerwirthe, die sich dieses Mittels bedienen wollen, habet» dieses den be- 
treffenden Bürgermeistern zu erklären. Dieser Erklärung ist beizufügen eine wenigstens 
ungefähre Angabe der Grösse ihrer Grundstücke im Ganzen, der ihnen dafür erforder- 
lich scheinenden Quantität und die Angabe der Zeit, die ihnen zur Ausführung dieser 
M assregel die zweck massigste zu sein selieiut. 

§. 3. Sobald mehrere Gemeinden oder die Aekerwirthe einer Gemeinde oder auch 
eine Anzahl derselben, welche wenigstens die Hälfte der Flur bewirtschaftet . sich in 
der vorgedachten Erklärung geeinigt haben, erthcilt der betreffende Bürgermeister die 
Erlaubnis» zur allgemeinen Anwendung des Giftes und bestimmt dann: 

a) die Zeit, innerhalb welcher die Vergiftung der Feldmäuse als allgemeine Mass- 
regel vorgenotnmet» werden soll: 

b) die Quantität des anzuschaffenden Giftes: 

c) den Apotheker oder Materialisten, von welchem das Gift zu beziehen ist; 

d) die Person, welche den Auftrag erhält, dasselbe abzuholen: 

e) denjenigen oder diejenigen, welche die Controle für die richtige Anwcnduug 
unef den gänzlichen Verbrauch des angosehaffton Giftes führen sollen. 

Von der also erteilten Erlaubnis» hat der Bürgermeister dem betreffenden Land- 
rate jedesmal sofort Anzeige zu machen und dieser darüber der Unterzeichneten Kö- 
niglichen Regierung bei Gelegenheit periodischer Rapporte Belicht zu erstatten. 

§. 4. Kur an dem Tage des von dein Gifte zu machenden Gebrauches darf das- 
selbe aus der Verpackung, in welcher e.- geholt wurde, genommen werden; sollte durch 
irgend einen nicht vorhergesehenen Zufall das einmal angebrochene Packet des Giftes 
nicht an demselben Tage verbraucht werden, so muss das Uebrigblcibende von dem mit 
der Controle des Verbrauchs Beauftragten mit der unverletzten oder neu hinzuzufü- 
genden Ueberschrift „Gift“ versiegelt und in Verschluss gegeben werden. 

§. 5. Der mit der Controle Beauftragte hat darauf zu sehen, dass das Gift nicht 
frei auf der Erde, sondern in die Mauselöcher gelegt werde. 

§. 7. Das Gift wird am besten mit verschiedenen Wurzeln, als wcissen t gelben, 
rothen Rüben, Kartoffeln etc. den Mausen vorgelegt. Man spaltet entweder die Wur- 
zeln von oben nach unten zu */« ihrer Lange, streuet das Gift auf die inneren Flächen 
und steckt sie in die Erde, oder man schneidet die Wurzeln in ganz kleine Würfel und 
legt diese, nachdem sie mit Gift bestreut sind, in di»? Mauselöcher. Das Auslegen 
des Giftes auf Speck, Butterschnitten u. s. w. ist durchaus untersagt. 

tj. 8. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit ein»»r Strafe von 
1 — 5 Thalern belegt. 

Circ.-Hescr., betreffend den Verkauf von Phosphor etc., 
vom 21, März 1845 (Eichhorn). 

Da nach dem Berichte der Königlichen Regierung vom ... in dem Departement 
derselben ein Fall von Vergiftung durch Phosphorkleistcr vorgekommen ist, und ähn- 
liche Fälle auch in anderen Regierungsbezirken zur Cognition der Behörden gelangt 
sind, so genehmige ich, dass die Königliche Regierung die Apotheker ihres Departe- 
ments angewiesen hat, den Phosphor und den P hosphork leister nur gegen Gift- 
scheine zu verabfolgen und bei der Aufbewahrung und Verabreichung die nämlichen 
Vorsielits-Massregeln zu beobachten, welche im Anhänge zu d»;r Apotheker- Ordnung 
vom 11. Oetober 1801 wegen sorgfältiger Aufbewahrung und vorsichtiger Verabfolgung 
der directen Gifte vorgeschricbcn sind. 

Die Übrigen Königlichen Regierungen sind veranlasst worden, die Apotheker ihrer 
Bezii'ke in gleicher Weise zu instruiren. 

Circ -Vcrf., betreffend den Verkauf von Fiiegenpupier, 
vom 27. Oetober 1851 (v. Raumer). 

In Berücksichtigung der in dem Bericht der Königlichen Regierung vom . . . an- 
gezeigten Verhältnisse genehmig«» ich unter Aufhebung der Circular- Verordnug vom 
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2G. December 1837 uud 26. Mürz 1838, dass der Verkauf des sogcuanutcn Fliegen- 
papiers, sowie einer Kobalt- und Fliegenstem -Auflösung als Fliegen - VortilgnngsmRtcl 
den Apotheken-Besitzern unter den beim Gift verkauf geltenden Bestimmungen gestattet 
werde, setze dabei jedoch fest, dass das in Rede stehende Fliegenpapier mittelst eines 
aufgedruckten Stempels als giftig bezeichnet werden muss 

Den Kaufleuten und allen anderen Gewerbetreibenden, ausser den Apothekern, 
bleibt der Debit des Flicgcnpnpiers und der genannten urseiiikhultigou Wasser untersagt. 

Der Königlichen Regierung wird überlassen, hiernach das Erforderliche durch Jas 
Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Min.-Verf. betreffend die Bezeichnung der ausserlichon Mittel, 
vom 26. Juli 1865 (v. Raumer). 

Die dortige Königliche Regierung hat aus Veranlassung eines Specialfalles und um 
den Gefahren möglichst Schranken zu setzen, welche namentlich in der dortigen Pro- 
vinz durch die hftufige Anwendung verschiedener, oft ganz sinnlos benannter Volkslied- 
mittel entstehen, die mittelst Handverkaufs aus den Apotheken entnommen werden, in 
dem Bericht vom . . . den Vorschlag gemacht^ die Apotheker zn verpflichten, jene theils 
differenten, theils aber auch geradezu giftig wirkenden Stoffe, welche zum inneren Ge- 
hrauch sich nicht eignen, als Susserlicho Arzneien dadurch kenntlich zu machen, dass 
sie in blaue Etikette, auf denen das Wort „äusscrlich“ gedruekt ist, eingehfdlt oder mit 
solchen bezeichnet werden, wie dies schon hie und da in Apotheken vorgeschricben ist. 

Ich bin mit diesem Vorschläge einverstanden lind ersuche Ew. etc. ergebenst, ge- 
fälligst hieraus Veranlassung zn nehmen, die anderen Köuigl. Regierungen der Provinz 
Schlesien über diesen Gegenstand zum Bericht aufzufordern und für die etwa dort ab- 
weichend benannten und in Anfnahme gekommenen Volksheilmittel die vorgeschricben« 
Einrichtung ebenso wie im Regierungs-Bezirk Breslau anordnen zu wollen. 

Verfügung an das Königl. Polizei-Präsidium in Berlin, vom 8. April 1870, 
betreffend den Verkauf des Chloralhy d rates (Lehnert). 

Dem Königlichen Polizei-Präsidium eröffne ich auf den Bericht vom 15. v. Mts., 
dass es vorläufig genügen wird, das Publicum durch öffentliche Bekanntmachung über 
die. gefährliche Wirkung des Chloralhydrats zu belehren. Die Apotheker sind, mit 
Rücksicht auf die Wirkung dieses Mittels, in Gcmässheit der Bestimmung zu Tab. C. 
der Phannacopöe ed. VII., nach welcher alle andere in don Apotheken vorkommende 
Substanzen, welche eine ähnliche Wirkung wie die in Tab. C. genannten haben, gleich- 
falls getrennt und vorsichtig anfzubewahren sind, ohnehin schon verpflichtet, das 
Chloralhydrat im Handverkauf nicht abzngebcn. 

Hinsichtlich dos Debits dieses Mittels Seitens der Droguenh&ndlungen wird durch 
eine Seitens des Bundesratlies des Norddeutschen Bundes zu erlassende Verordnung 
über deu Verkehr mit Arznoiwaaron Bestimmung getroffen werden *) 

Schreiben vom 25. Juni 1870, betreffend den Verkauf und Gebrauch des 
1 Procent Alkohol enthaltenden Chloroform (Lehnert). 

Das in» Handel und daher auch in den Apotheken zur Zeit vorhaudene. den An- 
sprüchen der Pharmacopöe genügende Chloroform enthält meistens Alkohol und zwar 
V» pCt , wenn «ein specifiscliea Gewicht bei 15° C. = 1,403 ist, also innerhalb des er- 
laubten Abweichung »ich bewegt. 

Ein Chloroform, welche« 1 pCt. Alkohol enthält, hat bei 15° C. nur ein specifischcs 
Gewicht von 1,485 und genügt daher den Forderungen der Pharmacopöe nicht. Da- 
gegen ist ein solches Chloroform den gemachten Beobachtungen zufolge im Lichte we- 
niger leicht zersetzbar und nach den in den chirurgischen Kliniken hierselbst gemachten 
Erfahrungen zur Anasthcsirung ebenso gut. verwendbar, als das genau noch der Be- 
stimmung der Pharmacopöe bereitete Chloroform. 

Der arzneilichen Verwendung eines Chloroforms, welches 1 pCt. Alkohol enthält, 
im Ucbrigen aber rein ist, steht daher ein Bedenken nicht entgegen. 

Recepte ärztlich nicht approbirter Personen darf der Apotheker anfertigen, 
wenn in denselben solche Arzneien verzeichnet sind, welche in den Apotheken 
im Handverkauf abgegeben werden dürfen. 


•) Couf. die Verordnung vom 25. Murz 1872. S. 510. 
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Circ.-Verf. vom 8. März 1870, betreff, die Anfertigung von Arzneien nach 
Recepten nicht approbirter M edicinalpersoneu (v. Möhler). 

Auf den Bericht vom *24. Januar er., die Befugnis# der Apotheker zur Anferti- 
gung von Recepten betreffend, welche nicht von upprobirten M edicinalpersoneu ver- 
schrieben sind, erwiedere ich der Königlichen Regierung, dass eine Nöthigung, hierin 
etwas Neues zu verordnen, nicht besteht, weil die Gewerbeordnung für den Norddeut- 
schen Bund gemäss §. 6. derselben auf den Verkauf von Arzneimitteln keine Anwen- 
dung findet. Auch können Abänderungen des bestellenden Rechts durch blosse Verfü- 
gung nicht getroffen werden, weil sich dasselbe auf Gesetze gründet. 

Um aber bei den Apothekern in diesem Puncto keine Zweifel über ihre Pflichten 
aufkommen zu lassen, bestimme ich hierdurch, dass Apotheker Recopte, welche nicht 
von apnrol.irtcn Aerzten oder Wundärzten verschrieben sind, nur dann anzufertigen 
berechtigt und verpflichtet sind, wenn die verschriebene Arznei lediglich aus solchen 
Mittelu bestellt, welche auch im Handverkauf abgegeben werden dürfen. Ausgeschlossen 
hiervon sind insbesondere die iu den Tabellen B. und C. zur Pharinacopöc aufgeführten 
Medicameute und Gifte. 

Die Verabfolgung der letzteren auf Giftscheine wird hierdurch nicht berührt. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich. die vorstehende Verfügung den Apothe- 
kern des dortigen Bezirks zur Kenntnisnahme und Nachachtung mitzut heilen. 


Der Debit der Apoth ekerwaareu ist durch die Allerhöchste Verordnung 
vom 2o. März 1872 geregelt worden. Obgleich iu derselben diejenigen Apotheker- 
waaren, welche dem freieu Verkehr überlassen sind, nicht direct bezeichnet worden, 
so lässt sich doch aus ihr folgern, dass Nicht-Apotheker nur diejenigen Droguen 
und chemischen Präparate 1 fcilhalteu und verkanfeu dürfen, welche in dem der 
Verordnung beigefügten Verzeichnisse B. nicht anfgeführt siud. 

Verordnung, betr. den Verkehr mit Apoth ekerwaareu, vom 25. März 187 2 

(R.-G.-Bl. S. 8f>). 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preussen etc. 
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, auf Grund der Bestimmungen am Schlüsse 
des §. fi. der Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1869 ^Bundesgesetzblatt S. 24ö), was folgt: 
§. 1. Das Feilhalten und der Verkauf der in dem anliegenden Verzeichnisse A. 
aufgeführten Zubereitungen zu Heilzwecken ist ausschliesslich in Apotheken gestattet, 

§. 2. Der Verkauf der in dem anliegenden Verzeichnisse B. aufgefülirteu Droguen 
und chemischen Präparate an das Publicum ist ausschliesslich in Apotheken gestattet. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenliändigcn Unterschrift und beigedrucktem 
Königlichen Insiegel. 


A. Zubereitungen 

Gemischte Arznei-Balsame. 

Mit Arzneien gefüllte Gallertkapseln. 

Arznei- Abkochungen. 

* Latwergen. 

„ Elixire. 

^ Pflaster. 

„ Extr&cte. 

„ Aufgüsse. 

„ Linimente. 

Flüssige Arzneimischungcn für den inner- 
lichen und für den äusserlicheu Gebrauch. 

Arznei- Pastillen (Zcltchen), mit Ausnahme 
der aus Mineral -Quellen bereiteten 
Pillen. 

Arznei-Pulver, mit Ausnahme von Zahn- 
und kosmetischen Pulvern. 

Mengungen von gröblich zerkleinerten 
Arznei-Substanzen. 

Arznei-Syrupe. 

A etherische, wässrige, spirituöse und wei- 
nige A rznci-A nszüge. 

Arznei-Salben und Wachs-Salben mit Aus- 
nahme der kosmetischen Pomaden. 

Arznei-Weine. 


zu Heilzwecken. 

Balsama medicinalia mixta. 

Capsulae gelatinosae medicamentis repletao. 
Decocta medicinalia. 

Electuaria medicinalia. 

Electuaria medicinalia. 

Elexiria medicinalia. 

Emplastra medicinalia. 

Extracta medicinalia. 

Infusa medicinalia. 

Linimcnta medioinnlia. 

Mixturae medicinales in usum intern u tu 
et externum. 

Pastilli et trochisci medicinales exceptis 
pastillis ex aqui# mineralibu» parotis. 
Pulvere» medicinales, exceptis pulveribus 
dentrificii* et cosmeticis. 

Species medicinales. 

Syrnpi medicinales.* 

Tincturnc aethereae, aquosae sprituosae et 
viuosae medicinales. 

Unguenta ct eerata medicinalia exceptis 
cosmeticis. 

Viua medicinalia. 
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B. Drogueu und chemische Praopuruto. 


Aconitiu und dessen Salze. 

Aloe. 

Amygdalin. 

Bittermandol wasser. 

Kirschlorbeerwasscr. 

Atropin und dessen Salze. 

Basisch salpetersauros Wismuthoxyd. 
Baldriansaures Wismuthoxyd. 
Lärohenschwamm. 

Meerzwiebel. 

Spanische Fliegen. 

Cantharidin. 

Canadisches Bibergeil. 

Sibirisches Bibergeil. 

Chinioidin. 

Chinin und dessen Salze. 

Chloralhydrat. 

Keines Chloroform. 

Cinchonin und dessen Salze. 

Coffein. 

Cantharidinhaltiges Kollodium. 

Coniin und dessen Salze. 

Faulbaumrindo. 

Seidelbastrinde. 

G ran atwurzcl rinde. 

Chinarinde. 

Kopferalaun. 

Digitalin. 

Euphorbium. 

Trockene gereinigte Ochsengalle. 
Eingedickte Ochsetigalle. 

Zuckerhaltiges kohlensaures Eiseuoxydul. 
Eisenchlorür. 

Eiseuchlorürlüsung. 

Eisenoxyd hydrat. 

Durch Wasserstoff reducirtes Eisen. 
Jodeisen. 

Milchsaures Eisenoxydul. 
Eisenchlorvdlösung. 

Arnikablnthi'ii. 

Zittwerblüthen (al. Saarn en). 
Koussoblüthcn. 

Tollkirschenblütter. 

Buceoblättcr. 

Fingerhutblätter. 

Bilsenkrautblätter. 

Sennesbl&tter. 

do. mit Weingeist ausgezogen 
Stechapfelblätter. 

Coloouinten. 

Cubelien. 

Wasserfenchel. 

Sabatillsaamen. 

Lupulin. 

Kamala. 

Ammoniacum. 

Stinkasaat. 

Mutterharz. 

Myrrhe. 

Skaniinonium. 

Indischer Hanf. 

Sch ierlingsk raut 
Gottesgnaden kraut 


Aeonitinum et ejus salia. 

Aloe. 

Amygdalinum. 

Aqua amygdalarum umarm um. 

„ Lauro-Cerasi. 

Atropinum et ejus salia. 
Bismuthmn hydrico-nitricum. 

* valerianicnm. 

Boletus Laricis. 

Bulbus Scillae. 

Cantharides. 

Cantharidinum. 

Castoreum canadeuse. 

sibiricum. 

Chinioidinum. 

Chinin um et eins salia» 

Chloralum hydrat um. 
Chloroformium purum. 
Cinchoninum et ejus salia. 
Coffeinum. 

Collodium canthuridatum. 

Coniinum et ejus salia. 

Cortex Frungulae. 

„ Mezcrei. 

* Radicis G rannt i. 

Corticis Chinae. 

Cuprum aluiniiiatuin. 

Digitalin um. 

Euphorbium. 

Fel tauri depuratum siccum. 

„ inspissatum. 

Ferrum carbonicuin saccharatuni. 

„ chloratum. 

„ * solutum. 

„ hydricum. 

„ hydrogenio reductum. 

„ jodatum. 

» lacticum oxydulatum. 

n sesquiehloratum solutum. 

Flores Arnicac. 

„ Cinae. 

„ Kousso. 

Folia Belladonnae. 

* Bucco 

„ Digitalis. 

„ Hyoscyami. 

„ Sennae. 

t> r, spiritu vini extracta. 
„ Stramonii. 

Fructus Colocynthidis. 
n Cubebae. 

n Phellandrii. 

n Sabatillae. 

Glandulae lupuli. 

* Rottlerae. 

Gummi Resina ammoniacum. 

r n Asa foetida. 

n » Galbanuin. 

- „ Myrrhae. 

- p Scammoniiim. 

Herba Cannabis Indicae. 

„ Conii. 

„ Gratiolae. 
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Lobelionkraut. 

Woisscs Quecksilherprfizipitat. 
Quecksilber-Jodid. 

„ Cblorür (Calomel). 

„ Jodür. 

Salpetersäure Quecksilher-Oxydullösung. 

Borax haltiges weinsaures Kali. 

Keines Kreosot. 

Lactucarium. 

Guajakholz. 

Quassiaholz. 

Sassafrashol/.. 

Gereinigte Schwefelsäure Magnesia. 
Gebrannte Magnesia. 

Manna. 

Morphium und dessen Salze und die an- 
deren Alkaloide des Opiums. 

CodeTti. 

Nareein. 

Narcotin u. s. w. 

Gereinigtes phosphorsaures Natron. 
r schwefelsaures Natron. 
r weinsaures Natron. 

„ salpetersaures Natron. 
Kajcputöl. 

A etherisches Kamillenöl. 

Citron ölhalti ges Cam i Hon öl. 

Crotonöl. 

Cubcbenöl. 

Muskatöl oder Balsam. 

Kicinusöl. 

Sadcbaumöl. 

Baldrianöl. 

Opium. 

Bleiessig. 

Jodblei. 

Eibischwurzel. 

Angelikawurzel. 

Tollkirschen wu rze I . 

Colombo wurzel. 

Sössholzwurzel. 

Alantwurzel. 

Grüne Nieswurzel. 

Brechwurzol. 

Liebstöckel wurzel. 

Bertram wurzel. 

K ha bar her w u rzel . 

Sarsaparillawurzel. 

Senegawurzel. 

Schlangen wurzel. 

Baldrian wurzel. 

Guajakharz. 

Jalapenharz. 

Far renk raut w u rzel. 

Weisse Niesswurzel. 

Santonin. 

Mutterkorn. 

Calabarbohncn. 

Zeitlo8ensaamen. 

ßilsenkrautaaamcn. 

Stec hapfol saam c n. 

Brechnüsse (Kruhenaugen). 

Scnfspiritus. 

Salzäther- Weiugeist. 


Horba Lobeliae. 

Ilydrargy ru m a m idato-bic h lo rat u m 
m jodatum. 

„ chloratum mite. 

r jodatum. 

„ nitricuni oxydulatum solu- 

tum. 

Kali tartaricum boraxatum. 

Kreosotuni purum. 

Lactucarium. 

Lignum Guajaci. 

„ Quassiac. 

* Sassafras. 

Magnesia sulpli urica dep u rata. 

„ usta. 

Manna. 

Morphium et ejus salia et alia Opii alca- 
loidea scilicet. 

Codeinum. 

Narceinum. 

Narcotinum et al. 

Natrum phosphoricuiu depuratum. 

„ Hulphuricuiii depuratum. 

„ tartaricum depuratum. 

. nitricum depuratum. 

Olcuin Cajeputi. 

„ Chamoiuillae aethoroum. 

* r citrat um. 

* Crotonis. 

„ Cubebarum. 

* Nucistso. 

* Ricini. 

„ Sabiuae. 

. Vulcriauae. 

Opium. 

Plumbum hydrico-acetieum aolutum. 

„ jodutuiu. 

Red ix Altnaeac. 
r Angclicae. 

„ Belladonnne. 
r Colombo. 
r Glycyrrhizae. 
r Helenii. 
r Hellebori viridis. 

„ Ipecocuanhae. 

* Eevistici. 

„ Pyrethri. 
r Rhci. 

„ Sarsaparillao. 

Senegao. 

- Serpcntariae. 

„ Valerianao. 

Resina Guajaci. 

r Jalanac. 

Khizoma Filicia. 

„ Voratri albi. 

Santouiuum. 

Secalo cornutum. 

Semen Calabar s. Physosticbmatls. 

„ Colehici. 
n Hyoscyami. 

Stramouii. 

„ Strychni. 

Spiritus Sinapis. 

aetheris chlornti. 


Digilized by Googl 


Verkauf der Arzneimittel. 


513 


Salpctoräther- Weingeist. 
Brechweinstein. 

Goldschwefel. 

Bittersüssstengel. 

Strychnin und dessen Salze. 
Präcipitirter Schwefel (Schwefolmilch). 
Södel mum. 

Sturmhutknollen. 

Jalapeukuollen. 

Veratrin.. 

Essigsaures Zinkoxyd. 

Keines Chlorzink. 

Milchsaures Zinkoxyd. 

Keines schwefelsaures Zinkoxyd. 
Baldriansanres Zinkoxyd. 


Spiritus uetheris uitrosi. 
Stibio-Kali tartaricum purum. 
Stibiuiu sulphuratum aurantiacuiu. 
Stipites Dulcamarae. 

Strychninum et ejus salia. 

Sulphur praecipitntmn. 

Summitates Sabiuae. 

Tnbera aconiti. 

„ jalapae. 

Veratrium. 

Zincum aceticum. 

„ chloratum purum. 

„ lacticum. 

„ sulphurieum purum. 

. valerianicum. 


Berichtigung (R.-G.-Bl de 1872 S. 136.). 
ln der im 11. Stück des Reiehs-Gesetz-Blattes für 1872 Seite 85. bis 89. abge- 
druckten Verordnung, betreffend den Verkehr mit Apothekerwaaren, vom 25. Marz d. J., 
ist Seite 86. Zeile 14. von oben statt: 


Arznei- Pastillen (Zeltchen), mit Ausnahme 
der aus Mineralquellen bereiteten Pillen, 
zu lesen ; 

Arznei-Pastillen (Zeltchen), mit Ausnahme 
der aus Mineralquellen bereiteten. 

Pilleu.^ 

Ferner ist in demselben Stück des Reichs 
oben statt: 

Quecksilber-Jodid. — jodatum 

zu lesen: 

Quecksilber-Jodid. — bijodatum. 


Pastilli et trochisi medicinalcs exceptis 
pastillis ex aquis niiueralibus parotis. 

Pastilli et trochisci medicinalcs exceptis 
pastillis ex aquis niiueralibus paratis. 
Piiulao. 

Gesetz - Blatts Seite 88. Zeile 12. von 


Für deu Grosshandel mit Arzneisubstanzen zwischen Produeeuteu, 
Fabrikanten, Kaufleuten und Apothekern ist der Verkehr auch fernerhin frei 
geblieben. 

Hierüber, sowie als Erläuterung zu der Verordnung vom 25. Marz 1872 
erging die 

Cire.-Vcrf. vom 4. November 1872, betreffend den Debit der Arznei- 
waaren (Dr. Achenbach). 


Der Königlichen Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom 12. v. Mts., 
dass der §. 1. der Reichs- Verordnung vom 25. Marz d. J., betreffend den Verkehr mit 
Apothekerwaaren (R.-G.-Bl. S. 86.) allerdings, wie die Königliche Regierung voraussetzt, 
auf das Feilhalten und den Verkauf von Gchciinmittcln, welche zu Heilzwecken iu 
irgend einer der im Verzeichniss A. genannten Arzneiformen angepriesen worden, An- 
wendung findet Es wird dies auch durch eine die Motive für die Aufstellung der 
beiden Verzeichnisse A. und B. erläuternde Erklärung des Reichskanzler-Amts vom 
24. August 1871 bestätigt, von deren Inhalt die Königliche Regierung zugleich zur Erle- 
digung der über die Tendenz der Verordnung anderweit angeregten Zweifel in Nach- 
stehendem Kcnntniss nehmen wollo: 

1. Dio anzuordnenden Beschränkungen des Verkehrs mit Apothekerwaaren sollen 
nur für den Detailhandel Geltung haben. Für den Grosshandel mit Arzneisubstanzen 
zwischen Producenten, Fabrikanten, Kaufleuteu und Apothekern, welcher in Preussen 
von jeher frei gewesen ist, soll der Verkehr auch fernerhin frei bleiben. 

2. Es ist dio Frage erwogen worden, ob es sieh nicht empfehle, von der Auf- 
stellung zweier Verzeichnisse Abstand zu nehmen und sich auf dio Aufstellung eines 
einzigen Verzeichnisses zu beschranken, in welchem ohne Rücksicht darauf, ob es sich 
um eigentliche Arzneiformel!, Drogucn oder chemische Präparate handelt, alle diejenigen 
Zubereitungen zu Arznciz wecken Aufnahme zu finden hätten, welche aus den, dem 
freien Verkehr entzogenen Stoffen hergestellt sind und deshalb nur durch dio Apotheker 
bezogen werden dürfen. Für die Bejahung dieser Frage wurde insbesondere geltend 
gemacht, dass es bedenklich sei, die Arzneiformeil an und für sich zum Kriterium für 
den Ausschluss von Apothekerwaaren aus dein freien Verkehr zu machen, da bekannt- 
lich pharmaceutiseho Präparate und Mischlingen allerlei Art von Parfümerie - Händlern, 
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Haarkünstlern und anderen Gewerbetreibenden feilgehalten würden und es der Absicht 
der Gesetzgebung nicht entsprechen werde, einen derartigen Handel künftighin su be- 
schränken. Hiergegen wurde angeführt, dass auch die in dem Verzeichnis* A. aufge- 
führten Zubereitungen nur unter der Voraussetzung von dem freien Verkehr ausge- 
schlossen sein sollten, dass sie als Heilmittel feilgehalten und verkauft würden. Im 
Uebrigen entschied für die Beibehaltung des Verzeichnissen A. insbesondere die Krwä- 
gung. dass bekanntlich Salben, Mixturen, Tincturen etc. häutig aus den indifferentesten, 
au und für sieh zum wcdicinischen Gebrauch niemals dienenden Substanzen bereitet, in 
der ihnen gegebenen Arznei form aber als souveräne Heilmittel für die verschieden- 
sten Krankheiten angepriesen würden, und dass, um diesem sieh mehr und mehr steigern- 
den betrügerischen Unwesen einigermassen entgegentreten zu können, nicht darauf ver- 
zichtet werden dürfe, licstimmte Zubereitungen zu Heilzwecken als solche für die gesetz- 
lich anerkanntet! Apotheken ausschliesslich vorzubehalten. 

3. Bei Festellung der in dem Verzeichniss B. aufgeführten Gegenstände ist in der 
Weise verfahren worden, dass in dasselbe aufgenomnien worden sind: 

a) die ausschliesslich zu Heilzwecken dienenden Droguen und chemischen 
Präparate, mit Ausnahme jedoch derjenigen Apotheker waaren dieser Kategorie, 
welche als absolut nur in sehr seltenen Fällen von Aerzten verordnet, vom 
Publicum aber der Erfahrung nach niemals verlangt werden, sowie derjenigen, 
welche ohnehin «ledermann leicht zugänglich sind; 

b) die. vorzugsweise nur zu Heilzwecken dienenden Apothekerwaaren, welche 
ausserdem zwar auch in einzelnen Industriezweigen technisch verwerthet wer- 
den, hierbei aber der Wohlfeilheit wegen nur im nicht gereiuigten Zustande 
zum Gebrauch gelangen, während sie zur medicinischcu Verwendung chemisch 
rein sein müssen, so dass sie in dieser gereinigten Beschaffenheit den aus- 
schliesslich zu Heilzwecken dienenden Präparaten beizuzählen sind; 

c) diejenigen im Inlande wachsenden vegetabilischen Heilmittel, welche zwar von 
'lodcrmuun leicht gesammelt uud beschafft werden können, die jetloch der 
Verwechselung init anderen völlig indifferenten oder mit scharf wirken- 
den giftigen Kräutern leicht ausgesetzt sind uud daher als Heilmittel nicht 
unbedenklich dem freien Verkehr überlassen werden dürfen. 

Wenngleich ich nicht verkenne, dass di« Durchführung der Reichs- Verordnung bei 
der herrschenden Neigung zum Gebrauch von Geheimmitteln, die iu der Presse eine 
bereite Unterstützung findet, mit vielen Schwierigkeiten verbunden sein wird, so kann 
ich iu dieser Beziehung doch nur auf das der gegenwärtigen Lage der Gesetzgebung 
allein entsprechende Verfahren hinweiseu, wonach gegen Zuwiderhandelnde die Unter- 
suchung auf Grund dos §. 3G7. Nr. 3. des Strafgesetzbuches bei der Polizei-, resp. 
Staats- Anwaltschaft zu beantragen ist.. 

Da jedoch das demgemäss vollkommen gerechtfertigte Vorgehen des Polizei -Amts 
uud des Kreis-Phvsikats zu Altona gegen das Feilhaiton von Geheimmitteln Seitens 
verschiedener Kautleute daseihst auch in weiteren Kreisen noch wegen unrichtiger Auf- 
fassung des Sinnes der betreffenden Bestimmungen zu Zweifeln über deren allgemeine 
Geltung Anlass gegeben hat, so bin ich damit einverstanden, dass die Königliche Regie- 
rung in geeigneter Weise eine Belehrung des Publicums über die Tragweite der \ er- 
ordnung vom 25. März d. J. in Beziehung auf die Geheimmittel herheizuffthren sucht, 
zugleich aber die Kreisphysiker und die Polizeibehörden dahin anweise, auf das Feil- 
bieten derjenigen Arzneiformen des Verzeichnisses A. der Verordnung, welche als Heil- 
mittel von Nichtaimthekern angekündigt werden, aufmerksam zu sein und dergleichen 
IJ ebertret un gen sofort zur Rüge zu bringen. 

Der Königlichen Regierung überlasse ich, hiervon dem Senat der freien Stadt 
Hamburg seiner Zeit Mittncilung zu machen und zugleich die Altonaer Kau floate auf 
ihre mit den übrigen Anlagen zurückfolgendcn Vorstellungen demgemäss mit Bescheid 
zu versehen. 

Verf. der Minister für Handel (Moser), der Finanzen (Sehuckmanu) und 

der geistlichen etc. Angelegenheiten (Dr. Falk), betreffend das 
Verschreiben von Hausmitteln, vom 6. September 1 872. 

Die Itecursbescli werde des Schuhmachers S. zu Fr. gegen die \erfugung der 
Königl. Regierung vom 8. Mai d. J., durch welche ihm ein Legitimationsschein, 

um Kranken im Umherziobcn zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit Rath 
zu ertbcilen und Hausmittel zu verschreiben, 
versagt wurde, ist als begründet zu erachten. 

Nachdem Recurrent erklärt hat, dass er deu bausirmässigen Verkauf von Arznci- 
mittelu nicht beabsichtigt, ist zunächst der (auch aus 5C. zu 5. der Gewerbe-Urdnuug 
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herzuleitendc) Grund fort gefallen, welchen die Königliche Regierung für die Versagung 
des Lcidtimationsschcms angeführt hatte. 

Nach dem §. 20. I. c. ist aber die Ausübung der Heilkunde, sobald der Ausübende 
sich nicht als Arzt oder mit gleichlautenden Titeln bezeichnet, von dem vorg&ugigen 
Nachweise der Befähigung nicht mehr abhängig; sie kann unter dieser Voraussetzung 
in dem Umfange und in tleu Formen betrieben werden, welchen die Gewerbe-Ordnung 
allgemein für den Betrieb von Gewerben zugelosscn hat. 

Namentlich sind für den hausirmässigon Betrieb des liier fraglichen Gewerbes 
keine engeren Schranken gezogen, vielmehr gehört nach §. 5(5. a a. 0. zii den Allen 
des Gewerbebetriebes im Umherziehen das Feilbieten gewerblicher oder künstlicher 
Leistungen ohne Einschränkung. Sofern daher keinor der im §. 57. aufgeführten Gründe 
vorliogt, darf der Lcgitiinationsschein nicht versagt werden. 

Die Königl. Regierung wolle hiernach dem etc. S. den Legitimationsscheio seinem 
Anträge gemäss orthoilon. Gegen die Ausstellung solcher Lcgitimationsscheine mögen 
die von der Königlichen Regierung erörterten praktischen Bedenken obwalton, nachdem 
iedoch einmal die Ausübung der Hoilkundc auch nicht geprüften Personen gestattet ist, 
hat die Thätigkeit der Polizeibehörden sich darauf zu beschränken, daas sie etwaigen 
Uebcrschreitungen der gesetzlich erlaubten Greuzen dos Gewerbebetriebes durch sorg- 
fältige Ueberwachung zu verhindern sucht, evont. aber deren Bestrafung herbeiführt. 

Vcrf. an die Königliche Regierung zu N., botreffond den Debit der 

Arzneiwaaron in Droguerie - Handlungen, vom 22. Februar 1873 
(Dr. Achenbach). 

Der Königlichen Regierung lasse ich auf den Bericht vom .... die eingereichten 
Verhandlungen über die im vergangenen Jahre bei Gelegenheit der Apothekenvisitationen 
mit löblicher Sorgfalt ausgeführten Revisionen mehrerer dortiger Droguen- und Farbo- 
waaren-Handlungen mit dem Bemerken wieder zugehen, dass die hinsichtlich des Debits 
der Arzneiwaaron in diesen Handlungen erhobenen Bedenken auf einer missverständ- 
lichen Auffassung der hierauf bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen beruhen. 

Nachdem clas Reglement vom 16. September 1836 und die hierzu erschienene decla- 
rirende Bekanntmachung vom 29. Juli 1857 in Folge der Reichs- Verordnung vom 
25. März 1872, betreffend den Verkehr mit Apothckerwaaren, aufgehoben sind, können 
auch die auf jene sich beziehenden Bestimmungen der Verfügungen vom 25. März 1848 
Anlage A. sno 3. und vom 26. Mär/. 1852 nicht mehr Anwendung finden. Dass übrigens 
auch die Reichs- Verordnung vom 25. März 1872 den Grosshandcl mit Arzneisubstanzen 
aller Art zwischen Produecnten, Fabrikanten, Kaufleuten und Apothekern nicht tangirt, 
ist in dem Circular- Erlass vom 4. November v. J. ausführlich erläutert worden. 

Da nun den Apothekern bereit« durch die Allerhöchste Einführungs-Ordre zur 
Pharmaconoea borussica vom 10. November 186? gestattet ist, chemische und pharma- 
eeutischo Präparate, jedoch mit der Verantwortlichkeit für die Reinheit und Güte der- 
selben. auch aus Drogucnhandlungen zu entnehmen, und diese Bestimmung in Nr. 2. 
der allgemeinen Verfügung zur Einführung der Pharmacopoea germanica vom 21. No- 
vember v. J. gleichfalls Ausdruck gefunden hat, dem Umstande aber, dass in der Vor- 
rede dieser Pnarmacopöe bei einem hierauf bezüglichen Passus zufällig nur der eh eini- 
ge hen Präparate gedacht ist, durchaus koino maasgobendo Bedeutuug boiliegt, so kann 
aneh den Droguisten nicht verboten werden, pharmaeeutische Pränarate, als Tincturcn, 
Extracto u. s. w., an Apotheker, sei os nach dem ln- oder Auslande, zu verkaufen, 
resp. diese Artikel in ihren Preislisten aufznnohmen. Straffällig werden Droguisten 
hierbei nur, wenn sie solche Präparate oder andere Arzneiwaaren den Bestimmungen 
der Reichs-Verordnung vom 25. März v. J. zuwider zu Heilzwecken im Detail an 
das Publicum abgegeben haben. 

Was schliesslich das Anpreisen von Geheimmitteln in öffentlichen Blättern betrifft, 
so kann demselben nacli I^age der Pressgosetzgebung durch Polizei-Verordnungen nicht 
entgegengetreten werden. Durch welche Massnahmen jedoch auf die Durchführung der 
monrgedachton Reichs- Verordnung zur Verminderung des Vertriebs von Gchcimmitteln 
hinznwirken ist, wolle dio Königl. Regierung aus der oben allogirtcn Circular-Verfügung 
vom 4. November v. J. ersehen. 


5. Die Arzneitaxe. 

Die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1860 bestimmt bezüglich der Taxe 
Folgendes: 

§. 80. Die Taxen für die Apothekerwaaren können durch die Oentralbohörden 
fcstge«elzt worden, Ermäßigungen durch freie Vereinbarung sind jedoch zulässig. 
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§. 148. Mit Geldbuße bis zu 50 Thalern und im Kalle, de« Unvermögens mit Ge- 
fungnissstrafc bis zu 4 Wochen wird bestraft: 

8) wer bei dem Betriebe seinen Gewerbes die von der Obrigkeit vorgescbriebenen 
oder genehmigten Taxen überschreitet. 

Die Preussifiche Arzneitaxe and damit die ihr vorgedruckten allge- 
meinen Bedingungen sind publici juris. 

Allgemeine Bestimmungen. 

1) Die in der Taxe festgesetzten Preise finden für jede Menge einer verabreichten 
Arznei unabänderlich ihre Anwendung, wenn nur ein Preis normirt worden 
ist. Die bei mehreren, häufig in verschiedenen Quantitäten verlangten Arznei- 
mitteln festgesetzten ermässigten Preise treten erst bei Verabreichung der 
namhaft gemachten grösseren Gewichtsmonge ein. Wenn jodoch durch die 
Vervielfältigung de« Taxpreises der kleineren Gewichtsmonge der für die 
grössere Menge angesetzte Taxpreis überschritten wird, so kommt stets dieser 
ermnssigte Preis zur Anwendung, so dass also z. B. 9 Dccigr&mm Argentum 
nitrienm fusum nicht mit 3 Silbcrg röschen, sondern nnr mit 2 Silbergroschen 
und 8 Pfennigen zu taxiren sind. 

2) Das Minimum eines Preises ist 3 Pfennige. Pfennig -Brüche werden in jeder 
Position zu einem vollen Pfennig berechnet. 

3) U Überschreitung der Taxe ist verboten und wird verkommenden Falls gemäss 
§. 148. Nr. 8. der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1863 bestraft. 

4) Bei dem Taxiren aller Recepte , mit alleiniger Ausnahme derjenigen, deren 
Kosten aus Staats- und Communalfonds oder von Corporationen gezahlt wer- 
den, welche die öffentliche Armenpflege zu ersetzen oder zu erleichtern bo- 
zweeken, ist der aus dem Summircn der einzelnen Positionen sich ergebende 
Taxpreis wenn derselbe 10 Silbergroschen nicht übersteigt — 
auf die Weise abzurunden, dass 1 bis 5 Pfcnnigo auf 6 Pfennige und 7 bis 
11 Pfennige auf den vollen Groschen erhöht werden. 

Wenn jedoch der Taxpreis des Keceptes 10 Silhergroschon übersteigt, 
fallen die Abrundung- Pfennige weg, so dass z. B. 10 Silbergroschen l biß 
5 Pfennige auf 10 Silbergroschen und 10 Silbergroschen 7 bis 11 Pfcnnigo 
auf 10 Silbergroschen 6 Pfennige zu reduciren sind. 

5) Von den fetten und den speei tisch schweren ätherischen Oelen und von den 
Tincturen werden 20 Tropfen, von den übrigen ätherischen Oelen, dem Chloro- 
form, dem Essigäther, dem Aether- Weingeist und von wässrigen Flüssigkeiten 
25 Tropfen, vom Aetuer 50 Tropfen aut 1 Gramm berechnet. 

6) Der in der Taxe für Aqua communis filtrnta festgesetzte Preis findet 
keine Anwendung, wenn Aqua communis oder Aqua communis filtrata 
zur Bereitung von Dccoctioncn, Infusionen, Salzauflösungen, Maccrationon, 
Samen-Emulsionen oder in der Veterinärpraxis verordnet worden ist. ln allen 
übrigen Füllen wird der für Aqua communis filtrata ausgeworfene Preis 
in Anwendung gebracht 

7) In allen Füllen, wo auf dem Reccqtc bestimmte, auf die Taxe Bezug habende 
Angaben fehlen, müssen diese durch eine Bemerkung des Apothekers ergänzt 
werden. Wenn daher z. B. zu einem geistigen Infusum zu 60 Gramm Colatur 
80 Gramm Wein oder Weingeist genommen sind, oder bei einer Pillen -Ma^sc 
eine dem Apotheker nnhoinigesteUte Menge irgend eines Mittels zugesetzt 
worden ist, so muss dies auf dem Recepto bemerkt werden. 

8) Bei allen auf Reecptcn vorkommenden, in der Taxe nicht befindlichen Arznei- 
mitteln wird, wenn diese Arzneimittel Droguen oder käufliche chemische Prä- 
parate sind, der Preis sehnlicher Droguen und Präparate nach Anleitung eines 
Preiscourantes von Drogueriewaaren zur Norm genommen: wenn es sich aber 
um nicht käufliche pharrnacoutisehe Präparate handelt, so wird aus der Reihe 
derartiger in die Taxe aufgonommenen Präparate ein in der Zusammensetzung 
und Bereitung ähnliches ausgcwählt und nach diesem der Taxpreis für das 
verordnet« Medicamcnt festgostollt , in beiden Fällen aber das als Norm ge- 
nommene Arzneimittel auf (lern Recepte bemerkt. 

Berlin, den 1. October 1872. 

lu Betreff der Normen zur Berechnung der preussischen Arzneitaxe fTir das 
Jahr 1872 erging die 
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Min.-Vorf. vom 17. Februar 1872 (Lehnort). 

Auf den Bericht der pp. erkläre ich mich damit einverstanden, dass die in der 
am 1. Januar 1872 in Kraft tretenden Maas- und Gewicht« Ordnung dos Norddeutschen 
Bundes vom 17. August 18ti8 vorgeschriebene Gcwichtsointhcilung, nachdem dieselbe 
in den Preislisten der Droguisten bereits adoptirt worden ist, nunmehr auch der nach 
den Einkaufspreisen der Arzneiwaarcn zu bewirkenden Berechnung der Arzneitaxo zu 
Grunde gelegt werde. 

Demgemäss habe ich gegen die durch Einführung des Neu- Lot hs von 10 Gramme 
an Stelle des Zoll-Loths von IO 1 , Gramme als Gewichtseinheit bedingte und von der pn. 
vorgeschlagene Abänderung mehrerer Positionen der bisher zum Anhalt bei der Berech- 
nung der Arzneitaxe gestatteten Normen, so wie gegen die hieraus rcsultircndc Thoi- 
lung der Gewiehtsgrosseu der Taxe selbst in I, 10, 100 mul 200 Gramme unter der 
Voraussetzung, dass hiermit eine Erhöhung der Taxpreise nicht herbeigeführt wird, 
nichts zu erinnern. 

Indem ich daher dem mir vorgclegtcn Entwurf der hiernach inoditieirten Normen 
für die Berechnung der Arzneitaxo für 1K72 meine Genehmigung ertlieilc, ermächtige 
ich die pp., mit der beabsichtigten Umrechnung sämmtlicher Taxansatze für das nächst- 
folgende Jahr in Zeiten vorzugehen. 

An die technische Commission für die pharmaceutischcn Angelegenheiten. 


Normen 

zur Berechnung der Königlichen Arznei-Taxe für 1872. 

I. Das allgemeine Verhältnis? für die Erhöhung der Drogucnprcise ist 4:0. 

Bis zum Einkaufspreise von 5 Thlrn. pro Pfund wird der rfundpreis, über ä Thlr. 
kann der Lothprcis (10,0) der Droguen als Norm genommen werden. 

Die Arbeitskreise werden besonders berechnet. 

II. Bei der Berechnung der Preise wird die beiliegende Scala zu Grunde gelegt. 

III. Zur Ermittelung der durchschnittlichen Drogucnwreisc werden aus jeder Pro- 
vinz der Monarchie 1 bis 2 mit lateinischen Namen gedruckte Preislisten der renommir- 
tosten Droguen -Handlungen (wo solche existiren) ausgewählt, aus diesen die Durch- 
schnittspreise für die Provinz berechnet und zur Zusammenstellung der Provinzprcisc 
die Durchschnittspreise für die Monarchie ermittelt. 

Es dürfen nur solche Preise aus den Preislisten entnommen werden, die der Güte 
und Beschaffenheit der Waaren entsprechen, welche die Pliarmaeic verlangt. 

Die sogenannten chemischen Präparate werden ebenfalls nach ihren Einkaufspreisen 
berechnet und aus den Verkaufalistcn diejenigen Preise ausgewählt, welche solchen Prä- 
paraten entsprechen, wie sic die PhannacopÖe hinsichtlich ihrer Reinheit verlangt 

Zur Berechnung des Einkaufspreises des reinen Spiritus Vini rcctificatissiuius 
wird das Liter zu 2 Pfund angenommen. 

IV. Fracht und E m ballage. Der Preis für die Fracht ist pro Pfund 8 Pfennige; 
für die Emballage wird Ixsi Kruken pro Pfund 1 Ins »54 Sgr., bei Flaschen 2 bis 
2', Sgrl berechnet. Bei den nach den Droguenproislisten nur in den kleineren Gowichts- 
grössen des Neuloths und Grammen käuflichen Stoffen wird für Fracht, Gefäss und 
Emballage 1 Sgr. zugerechnet. 

Fracht und Emballage werden überall erst nach der stattgefundenen Erhöhung der 
Droguenpreisc hinzugcrccnnet. Doch wird bei solchen Artikeln, die überall zu haben 
sind, als Milch, Galle, Mehl, Eier, Butter und bei den frischen Vcgctabilion weder Fracht 
noch Emballage berechnet. 

V. Gewichtsgrössen für die Arzneitaxe. Die Gowichtsgrösscn, zu welchen 
Preise in der Arzneitaxo anzusetzen sind, sollen Folgende sein : 200 Gramm, 100 Gramm, 
10 Gramm, 1 Gramm, 1 Decigramm und 1 Centigramm. 

Nur für das zusammengesetzte Sarsaparill-Deeot und für die Molken sind Pfund- 
preise in die Taxe aufzunchmcn. 

Bei denjenigen Arzneimitteln, welche häufig in verschiedenen Quantitäten verlangt 
werden, tritt für grössere Menge ein iin Verhältnis? zur kleineren Einheit ermässigter 
Preis ein. Wo dies geschehen ist, kommt der ermassigte Preis erst bei der Verabrei- 
chung der namhaft gemachten höheren Gewichtsmenge m Anwendung. 

>Venn jedoch durch die Vervielfältigung des Taxpreises der kleinen Gewichts- 
menge der für die grössere Menge angesetzte Preis überschritten wird, so kommt stets 
dieser ermässigte Preis zur Anwendung. (Siche das Beispiel in Nr. 1 der allgemeinen 
Bestimmungen der Taxe). Ist dagegen nur ein Preis normirt, so findet derselbe für 
jede Menge der verabfolgten Arznei unabänderlich seine Anwendung. 
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VI. Berechnung des 200 Grammen-Preises. Der Taxpreis für 200 Gramm 
eines Arzneimittels wird gefunden: 

1) durch Multiplication des 100 Grammen preiseg mit \ l / 9l wenn die Erhöhungs- 
/.nhl der Drogue oder der Bestandteile des zusammen gesetzten Arzneimittels 
bis JO Sgr. betragt; 

2) durch Multiplication des 100 Grammcnpreises mit 1%, wenn jene Erhöhungs- 
zahl über 40 Sgr. betragt. 

V II. Dispensations-Verlust. Behufs der Entschädigung für den unvenneid- 
lichen Dispensations- Verlust bei dein Abwägon der Arzneimittel wird Folgendes fcstgestellt. 

1) Bei Zugrundelegung des Pfund preise*. 

a. Der Preis für 100 Gramm wird gefunden durch Division des erhöhten pp. 
Pfundpreises durch V/ t ; 

Anmerkung. I) Bei dickflüssigen, salbenartigen und flüchtigen Substan- 
zen geschieht die Division durch 4 y 4 . 

Anmerkung. 2) Bei solchen chemischen Präparaten , die bei längerem 
Aufhcwahrcn durch Eintrocknen erheblich am Gewicht vertieren, 
z. B. bei Chinium sulphuricum pp. ist dieser Verlust durch Verkleine- 
rung des Divisors erfahrungsmässig auszugleichen. 

b. Der Preis für 10 Gramm wird gefunden durch Division dos 100 Grammen- 
preises durch 8. 

c. Der Preis für 1 Gramm wird gefunden durch Division des 10 Grammenpreises 
durch 8. 

2) Bei Zugrundelegung des (Neu-) Lothpreises. 

a. Der Preis für 1 Gramm wird gefunden durch Division des Lothproises durch 9. 

Siehe die Anmerkungen oben ad 1. und 2. 

b. Der Preis für 1 Decigramm wird gefunden durch Division des Grammenpreisea 
durch 8. 

c. Der Preis für 1 Centigramm wird gefunden durch Division des Decigrammen- 
preises durch 8. 

VIII. Ausbeute. Die Ausbeuten bei den einzelnen galcnischen Präparaten 
werden nach den bereits gemachten Erfahrungen in Ansatz gebracht. Bei dem Schnei- 
den, resp. Zcrstosscn der Substanzen, incl. des Abschlagens des feinen Pulvers und des 
Disponsationsverlustcs, wird die Ausbeute durch Division des Pfondprcises durch 4 
gefunden, um den Preis für 100 Gramm zn berechnen. 

Für grobe Pulver gilt dasselbe. 

Für feine Pulver wird die Ausbeute, incl. des Dispensationsverlustes, durch Divi- 
sion des Pfnndpreiscs durch 3% gefunden. 

Bei Salzen, die blos zerrieben werden und nicht durch ein Sieb geschlagen zu 
werden brauchen, ist der Divisor 4 anzuwenden. 

Wenn der Lothpreis bei der Berechnung zu Grunde gelegt ist, so ist zur Berech- 
nung der Ausbeute bei geschnittenen Substanzen der Lothpreis durch 8, bei feinen 
Pulvern durch 7 zu dividiren, um den Gramincupreis fcstzusetzen. 

Diese Ausbeuten gelten jedoch nur für die bereits gereinigten Waarcn, daher 
muss für die Reinigung gewisser Droguen auch ein Roinignngsvcrlust berechnet wer- 
den. Diese Bestimmung bezieht sich z. B. auf die Absonderung der Stiele und Hülsen 
bei den Scnnesblättern, den Stengeln beim Womrath, den Blättern bei der radix Hello- 
bori, bei den Kapseln der Cordamomen, den Säumen der Coh»<|iiintenüpfcl, der Beutol- 
substanz beim Moschus und Oastorcum u. s. w. Der hierbei stattfindende Verlust wird 
nach den bereits gemachten Erfahrungen besonders in Rechnung gebracht. 

Boi solchen Substanzen, die durch das vor dem Pulvern nöthige Trocknon oder 
durch die vorschriftsmässig zurückzulassondc Remanenz eine besonders geringe Aus- 
beute geben, z. B. Opium, Crocus, Oastorcum, Radix Ipecacuanhae pp. sind, um die 
richtige Ausbeute zu berechnen, die Divisionen erfahrungsmässig zu verkleinern. 

IX. Besondere Bestimmungen. 

1) Der Taxpreis der Blutegel wird halbjährlich auf Grund der von den einzelnen 
Königlichen Regierungen einzusendenden durchschnittlichen Einkaufspreise des 
Schockes auf die Weise bestimmt, dass diese Durchschnittspreise wie 4:6 
erhöht, Fracht und Kruke zugerechnet und die Summe für das Sommorhalb- 
jahr durch 50, für das Winterhalbjahr durch 55 dividirt wird. 

2) Für den frischen Citronensnft wirdf der Taxpreis auf die Wciso gefunden, dass 
der Einkaufspreis der Citronen pro Stück nach 4 : 9 erhöht und für das Aus- 
pressen und CoÜrcn des Saftes pro Cilrone 8 Pfennige zugerechnet werden. 

3) Zur Berechnung des Taxpreises der frischen Kr&uterslftc wird der Einkaufs- 

preis des Pfundes de« frischen Krautes zu Grunde gelegt. Beträgt derselbe 
3 Pf., so kosten 100 Gramm des frischen Saftes 4 Sgr. Jede Zunahme 
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von 3 Pf. heim Einkaufspreise des frischen Kruutes erhöht den 100-Grammeu- 
prcis des Saftes um 6 Pfennige. 

4) Bei der Bestimmung des Taxpreises für frische Ochsengalle wird für jode 
Menge bis 120 Gramm der nach der Scala erhöhte Preis einer ganzen Ochseu- 
galle berechnet. 

5) Bei der Berechnung der Präparate wird für die dazu verwendeten Substanzeu 
bei Quantitäten bis zu 250 Grra. incl. der 100-Gramraenprcis, über 250 Grm. 
der Pfundpreis zu Grunde gelegt. 

6) Behufs der leichteren Theilbarkeit des Taxpreises sind bei den Preisbestim- 
mungen für 100 und 10 Gramm Zahlen, welche zum Decimalsvstem nicht 
passen, für die Pfennige zu vermeiden. Es ist daher die aus der Berechnung 
resultirende nicht passende Zahl in die höhere oder mindere zum Docinial- 
systein passende Zahl umzusetzen. Bei den Preisbestimmungen für 1 Grra., 
1 Decigramm und 1 Centigramm fällt diese Preisvoränderung fort. 


X. Arbeitspreise. 

1. Für dio Arbeiten im Laboratorium. 


Abdampfen. 

a) auf offenem Fener bis 10 Pfd. pro Pfd 

über 10 Pfd. pro Pfd 

b) im Sandbade Dis 250,0 

über 250,0 pro Pfd. 

o) im Wasserbade __ . 

d) im Wasser- oder Sandbade bei bestimmter Temperatur oder mit beson- 
derer Vorsicht pro Pfd 

Abgiossen (Dekantiren) 

einer Menge bis 1 Pfd 

über 1 Pd. pro Pfd 

Abschaben des Labmagen* ä 25,0 

Auflösen der Salze untl Kxtracte, incl. des erforderlichen Lösungsmittels 

a) in der Wä rme, bis 1 Pfd 

über 1 Pfd. pro Pfd 

b) ohne Wärme, bis 1 Pfd 

über 1 Pfd. pro Pfd 

Aus pressen frisc.her Kräuter, der Species u. s. w 

Austrocknen von Präparaten aller Art pro Pfd 

Auswaschen des Jalanenharzes pro Pfd 

des Schwefels pro Pfd 

Brennen in der Trommel pro Pfd. 

C o 1 i r e n von wässrigen Flüssigkeiten bis 1 Pfd 

über 1 Pfd. pro Pfd 

von Salben etc 

D o s t i 1 1 i r c n. 

1) aus der Blase: 

a) Wässer pro Pfd 

b) spirituöso Wässer pro Pfd. 

0) Spiritus 

2) Aus Retorten oder Kolben. 

a) Wasser, Steinöl otc. mit Wasser pro Pfd 

b) geistige Wässer pro Pfd. . 

3) Durch Dampf. 

Wasser oder Spiritus pro Pfd 

D i g e r i r e n geistiger Flüssigkeiten pro Tag und Pfuud 

Enthülsender Mandeln, pro Pfd 

Extrnct-Bereitung. 

Diese ist nach folgende» Kategorien der Extracte zu berechnen, 
und zwar stets pro Pfund der zu verarbeitenden Substanz. 

1) flüssige Extracte aus frischen Kräutern, z. B. Extr. Tararxi liquidum 

2) Extracte aus frischeu Früchten, z. B. Extr. Juniperl, auch Extr. 

Glycyrrh. de» : 

3) Kxtraet aus irischen narkotischen Kräutern . 

4) flüssige Extracte aus trockeuen Substanzeu, z. B. Extr. Gram, liquid. 

5) Extr. Ferri pomatuin 
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<») Dicke wässrige Extracte au s trockeneu Kräutern, z. B. Extr. Absinth. 
7) Kxtracte au» Rinden, Wurzeln mit Wasser zu bereiten, z. B. Extr. 

Cascarill. . 

H' flüssige kalt zu bereitende Ex trade, z.B. Extr. Chin. fr. pur., Vulerianae 
9) Extracte aus Gummiharzen etc., z. B. Extr. Myrrhae, auch Aloe» . . 

10) Spirituose Extracte aus trockeneu Substanzen, z B. Extr. Aconiti . . 

11) Extracte aus trockenen Substanzen durch Ausziehen zuerst mittelst 
Spiritus, dann mit Spir. und Wasser, z. B. Extr. Colocyuth . . . . 

12) Aetherische Extracte, z. B. Extr. Fiiicia 

Filtriren durch Papier bis 5 Pfd. pro Pfd 

über 5 Pfd. pro Pfd. . . 

Gas-Entwicklung pro Liter 

lufundiren bi« 2 Pfd. pro Pfd 

über 2 Pfd. pro Pfd 

Kochen, 

1) eine« Bleipflasters pro Pfund 

2) von Oel odor Fett pro Pfd 

3) von Svrup, inel. Coliren pro Pfd. . . . . . 

4) von Wasser, Essig und ähnlichen Flüssigkeiten bi» 2 Pfd. pro Pfd. 

Mb 5 Pfd. pro Pfd 

über 5 Pfd. pro Pfd. 

5) längere» auch durch Dampf 

bis 5 Pfund während einer Stunde pro Pfd. 

über 5 Pfund wärend einer Stunde pro Pfd 

Lat wergeu-Be reit ung pro. Pfd 

Mtceriren: 

1) wässriger Flüssigkeiten 

bis 5 Pfd. pro Ta{( und Pfd 

über 5 Pfd. pro Tag und Pfd 

2) geistiger Flüssigkeiten pro Tag und Pfd 

Mengen: 

1) feiuor Pulver incl. Durchschlagen durch eiueu Sieb bis 125,0 . . . 

über 125,0 pro Pfd. . 

2) grober Pnlver und Species incl. Durchschlagen bis 125,0 

über 125,0 pro Pfd 

Mischen: 

1) von Flüssigkeiten bis 5 Pfd. pro Pfd 

über 5 Pfd. pro Pfd 

2) von Flüssigkeiten, wobei besondere Vorsicht unzu wenden, z. B. Säuren 

mit Wasser oder Spiritus pro Pfd 

M o rs ollen bereit u i/g pro Pfd. . 

Neutra lisiren von Flüssigkeiten etc. bis 1 Pfd., pro Pfd 

über 1 Pfd. pro Pfd 

O e 1 e , 

1) fette, zu pressen, incl. alle Nebenarbeiten, pro Pfd. der Substanz . 

2) aetherisene, zu destilliren, incl. alle Nebenarbeiten, pro Pfd. dor 

Substanz 

Pasten zu bereitcu, z. B. Colocyuth. praep., pro Pfd 

Pflaster: 

1) Durch Schmelzen zu bereiteu (siehe obeu Pflusterkochen) pro Pfd. . 

2) englisches pro 2700 □ C.-M 

3) D rouotti’sches pro 2700 DC.-M 

PrcüBHchwamm zu bereitcu : 

mit Wachs pro Pfd 

ohne Wachs pro Pfd 

Pulpen durchzurcibeu: 

pro Pfd. der angewendeteu Substanz 

Pulver zu bereiten : 

1) grobe, jo nach der Schwierigkeit, ovent. Anwendung besonderer Ge- 

räthe, pro Pfd 3 Sgr. 9 Pf. bis 

2) feine bis 1 Lth 

bei grösseren Mengen je nach der Schwierigkeit, evenl. Anwendung 
besonderer Geräthe, pro Pfd. . . von 5 Sgr. bis 
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Reiben, anhaltende», z. B. bei der Bereitung von Empl. und Ung. Ily- 

drargyri, pro Pfd 

Salben zu bereiten, 

1) durch bl oa ses Schmelzen: 

a) auf freiem Feuer pro Pfund 

b) im Waeserbade pro Pfd 

2) durch Schmelzen und Agitiren: 

a) auf freiem Feuer pro Pfd. 

b) im Waeserbade pro Pfd 

3) durch blosses Agitiren pro Pfd 

Schneiden von trockenen Yegetabilion pro Pfd. der Substanz . . . . 

2) desgleichen, wenn das feine Pulver davon zu trennen ist, pro Pfd. 

der Substanz , 

Schneiden und Quetschen frischer Kräuter pro Pfd 

Seifen, zusammengesetzte zu bereiten pro 25,0 . . . . 

Tincturen zu bereiten, incL alle Nebenarbeiten: 

1) geistige und aetherische pro Pfd. der Substanzen 

2) wässrige pro Pfd. der Substanz 

Alle geringfügigen Arbeiten, die sich hier nicht unterbringen 

liessen, werden berechnet mit 4 Pf. bis 

Zusatz. 

Vergütung für die bei den Arbeiten im Laboratorium an- 
zuwendenden Gcr&thschaften, resp. Gef&sso, als Retorten 
Kolben, Tiegel, Schaalcn etc. Wenn die Bereitung den Vor- 
lust der Gcfässe durchaus nach sich zieht, wird der volle Werth des 
Gcfässes in Rechnung gebracht. Wenn dagegen das Geräth mehrero 
Male zu verwenden ist, darf nur der halbo Werth desselben in An- 
satz kommen. 

2. Arbeitspreise für die Arbeiten bei der Recoptnr. 

Sic finden sich spcciell in der Arzneitaxe anfgeführt. 
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Scala 

zur Erhöhung der Droguenpreiso für die Königl. Preussischo Arznoitaxo 1872. 
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Die Berechnung des Grammenpreises geschieht in derselben Weise. 


Schon die revidirtc Apotheker- Ordnung vom 11. October 1861 schreibt 
(Tit. III. §. 2. d.) vor, dass die Taxe der Medicamente attf den Recepten, 
wenn sie bei erfolgender Bezahlung zurückgegeben werden, mit deutlichen Ziffern 
bemerkt sei. 

Auch soll der Name des Apothekers, bei welchem das Recept verfertigt 
worden, nebst dem Datum auf der Signatur bemerkt werden. Weiterhin bestimmt 
hierüber die 
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Circ.-Verf. vom 2. August 1872 fDr. Achenbach). 

Die revidirte Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 schreibt unter Titel III. 
§. 2. c. vor, dass bei Wiederholungen von Arzneien derjenige, welcher solche anfertigt, 
seinen Namen auf die Signatur schreiben soll, damit man wisse, wer einen etwaigen 
Fehler bei der Rolterutur begangen hat. 

Um überhaupt den Receptarius bei der Anfertigung von Kecepten an seine Verant- 
wortlichkeit zu erinnern und event, bei vorgekoiu menen Irrtlmmern den Namen desjeni- 
gen, welcher die Arznei angefertigt, resp. den Fehler begangen hat, zu erfahren, be- 
stimme ich hierdurch, dass der Receptarius stets seinen Namen deutlich und leserlich 
auf dem Reccpt vermerkt, gleichviel, ob es sich um eine einmalige Dispensation oder 
die wiederholt*» Anfertigung einer Arznei handelt. 

Den Apotheken Revisoren wird es gleichzeitig zur Pflicht gemacht, bei Gelegenheit 
der Visitation der Apotheken hierauf zu achten und im Revisions-Protokoll jedesmal zu 
bemerken, ob dieser Bestimmung Folge gegeben wordeu. 

Verf. vom 13. Juli 1864, betr. die Feststellung von Arznei - Rec hnungen 

(Lohnert ). 

Der Königl. Regierung erwiederc ich auf den Bericht vom . . . ., dass ich mich 
mit den in demselben angeführten Gründen, aus welchen die Beschwerde des Apothe- 
kers N. zu N. wegen Reduction einer Arzueirechnung zurück/.uwciseu sei, nicht ein- 
verstanden erklären kann. Die Königliche Regierung geht von einer iirthfim liehen 
Auffassung aus, wenn dieselbe der Ansicht ist, dass bei Feststellung einer Liquidation 
über die für einen Armunkranken gelieferten Arzneien zunächst die Art der Arznei- 
Verordnung in Betracht zu ziehen sei. 

Da jeder Apotheker vorpflichtet ist, die Arzneien den ärztlichen Vorschriften ge- 
mäss, ohne sich ein Urtheil üoer deren Angemessenheit zu erlauben, genau anzufertigen 
und zu dispensiren, so steht es ihm auch unzweifelhaft zu, die Kosten für dieselben auf 
Grund der vorschriftsmässig austaxirten Recepte zn berechnen. Die Feststellung 
einer zweifelhaften Arznei-Rechn u ng hat sien daher nicht auf eine Kritik des ärzt- 
lichen Verfahrens auszudehnen, sondern nur die einzelnen Preisansätze in Vergleich zu 
den vorliegenden Receptbelägcn zu prüfen, resp. nach den Bestimmungen der Arznei- 
Taxe zu- berichtigen. Die Sorge dagegen für Beschränkung des unnothigen und zu 
theuren Arznei Verbrauchs bei der Cur von Armenkranken kann in zweiter Linie 
erst durch geeignete Massnahmen gegen die ordinirenden Armenärzte selbst in 
Wirksamkeit treten. 

Wenn folglich dem Apotheker N. in N. Recepte zur Anfertigung des Decoctum 
Zittmanui in einzelnen Pfunden bis zu 3 Pfund excl. Vorgelegen hauen, so ist derselbe 
auch befugt gewesen, diese Recepte nach dem ansgeworfenen Preise des Pfundes fcouf. 
die Anmerkung zn D. S. lö der Arznei-Taxe für 18C1) zu taxiren und einzeln in 
Rechnung zu stellen. Für die Annahme der Königl. Regierung aber, dass der Kosten- 
punct erst nach Zusammeurechnung der Gesammtzahl der innerhalb zwei Monaten 
successive dispensirten Pfunde nach dem in der Arznei-Taxe für 24 Pfund aus- 
geworfenen Sostrum festzustellcn sei, fehlt es an jedem gesetzlichen Anhalte. 

Was ferner die Höbe des zu gewährenden Rabatts anbetrifft, so steht es der 
Königl. Regierung als der die Liquidation festsetzenden Behörde zwar zu, dieselbe, in 
Gemässheit der allgemeinen Bestimmungen Nr. 1. zur Arznei-Taxe für 1861 nach 
Massgabe der obwaltenden Localverh&ltnisae, der Grösse der Lieferung und der sonst 
von Einfluss erscheinenden Umstände auch in diesem Falle zu normireu; die Behaup- 
tung derselben jedoch, dass die Bewilligung ciues Rabatts von 20 pCt. „von alter Zeit 
her bei allen Arzneilieferungen für öffentliche Cassen feststehe'*, widerspricht den für 
die Verpflichtung der Apotheker zur Rabattgewährung bis zum Jahre 1863 massgebend 
gewesenen Bestimmungen and kann daher auch im vorliegenden Falle als ein zutreffen- 
des Motiv für die verfügte Erhöhung des Rabatts nicht erachtet werden. 

Ich veranlasse daher die Königl. Regierung, die Liquidation des N. im Siuue der 
vorstehenden Eröffnung einer nochmaligen Prüfung, resp. Feststellung zu unterziehen 
und das weiter Erforderliche zur Erledigung der Beschwerde anzuordnen. 

Circ.-Verf., betreffend das Tariren der Gefässe, vom 5. Mai 1873 
(Dr. Achenbach). 

Der Apotheker N. zu N. hat in einer zur Casse de« dortigen Königl. Landwehr- 
Bezirkscommandos eingereichten Arzneirechnung die in der Arzneitaxo Für Wägungen 
ausgesetzte Vergütung auch für das Tariren der Gefässe in Ansatz gebracht. 
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Dies Verfahren widerspricht dem Sinne der betreffenden Bestimmung und kann 
daher nicht gebilligt werden. 

Die Königl. Kegierung veranlasse ich, die Apotheker Ihres Verwaltungsbezirks 
darauf aufmerksam zu machen, dass das Tariren der Gofässe nur als eine der Dispen- 
sation von Arzneien noth wendig vorhergehende Vorbereitung, nicht aber als ein lnte- 
grirender Theil der Anfertigung selbst anzusehen ist und daher nicht besonders ver- 
gütet werden darf. 

Verf. an die Königlicho Kegierung zu N., betreffend diu Taxe für die 
Bereitung von Decocten, vom 28. April 1871 (Lehnert). 

Der Königl. Regierung eröffne ich anf den Bericht vom . . . ., dass, wenn der 
Artikel „Dee<*cta et infusa“ in der Arzneitaxe pro 1871 (Taxe der Arbeiten Seite 48.) 
keinen Zweifel darüber lasst, dass in dem für die Bereitung dieser Arzneiformen nor- 
rairten Preise von 2 Sgr. 6 Pf. die Wägung der Colatur mit eingeschlossen ist, hieraus 
selbstredend folgt, dass ausserdem nicht besonders noch eine Wägung des da!>ei zu 
infundirenden Wassers berechnet werden darf, weil die Quantität desselben sich nach 
Massgabe des verordneteu Colaturgcwichts ex usu bestimmen lässt und eine zweimalige 
Wägung derselben Flüssigkeit während des Verlaufs einer Arbeit nicht wühl in 
Anrechnung gebracht werden darf. Dagegen ist eine genaue Abwägung der zum 
Decoct oder Infusum zu verwendenden apeeies erforderlich und deshalb auch besonders 
zu berechnen. 

Die Rabattfrage ist durch den §. 80. der Gewerbe-Ordnuug vom 21. Juni 
18G9 erledigt worden. 

Zur unentgeltlichen Verabreichung oder zum Creditiren der Arzneien sind 
die Apotheker nicht verpflichtet 

Min.-Verf. vom 18. Mai 1821 (v. Altcusteiu). 

Es ist ganz unbedenklich, dass nach den bestehenden Gesetzen die Apotheker Credit 
zu geben so wenig genöthigt werden können, wie jeder Handeltreibende, und dass sie 
keine grössere Verpflichtung haben. Unvermögenden unentgeltlich Arzneieu verabfolgen 
zu lassen, als jeder Dritte, den Unverinögendeu das zur Bezahlung der Arznei nöthigc 
Geld vorzuscluessen. _ . 

Auch in dieser Beziehuug kann die Fürsorge für die Unvermögenden nicht einzel- 
nen Individuen aufgebürdet werden; sie bleibt vielmehr auch hier Gegenstand der 
Armenpflege. Indem das Ministerium der Königlichen Regierung dieses auf die Anfrage 
vom . . . eröffnet, um darnach zu verfahren, wird derselben u. s. w. 

Die Taxe für homöopathische Arzneiverordnungen wurde durch die 
Circ.-Verf. vom 5. August 1869 (v. Mühler) geregelt. 

Um den hin und wieder entstandenen Zweifeln wegen der Preisbestimmungen der 
in öffentlichen Apotheken nach homöopathischen Grundsätzen bereiteten Arzneimittel 
und Arzneiformen zu begegnen und um in dieser Beziehung eine Gleichmässigkeit in 
allen Thcilen des Landes herbeizu führen, habe ich auf den Antrag der technischen 
Commission für die pharmaccuti Sehen Angelegenheiten eine Taxe für homöopa- 
thische Arznciverordnuiigcn ausarbeiten lassen, welche vom Tage der Verkündi- 
gung an in Kraft treten soll. 

Der Königlichen Regierung lasse ich ein Exemplar dieser Taxbestimmungen iu der 
Anlage mit der Veranlassung zugehen, dieselben durch Veröffentlichung in Ihrem Anits- 
blatte zur Kenutuiss der Apothnkon Ihres Verwaltungsbezirks zu bringen. 

A n 1 a g o. 

Taxe für homöopathische Arzneiverordnungen. 

1) Urtincturen oder Essenzen zum äusserlicben Gebrauch aus wild 
wachsenden oder angebauten Pflanzen bereitet, als: Aruica, Calendula, Helian- 
thus, Srmphytum, Thuja, Urtica etc.: 

30 Gramm (30,0) 4 Sgr. 

00 „ (60,0) 7 „ 6 Pf. 

90 „ (90,0) 10 * 

2) Urtincturen zum innerlichen Gebrauch, mit Ausnahme der aus beson- 
ders theuren Droguen, z. B. Ambra, Castoreum, Moschus etc. bereiteten: 

6 Gramm (5,0) 1 Sgr 8 Pf. 

15 * (15,0) 6 „ 

30 „ (30,0) 8 „ 
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3) Verdünnungen, ohne Rücksicht auf die Potenzirung derselben, mit Aus- 
nahme der aus tbeuren Drogucn bereiteten: 


bis incl. 


4 Gramm (4,0) 

• 6 . ( 6 , 0 ) 

» 10 „ ( 10 , 0 ) 

„ 15 (15,0) 

„ 30 (30,0) 

„ 60 * (60,0) 10 „ 

4) Verreibungen, ohne Rücksicht auf die Potenzirung derselben, mit Aus- 
nahme der aus theuren Droguen bereiteten: 


2 Sgr. 6 Pf. 

3 „ 

4 * 

5 * 

7 . 6 . 


bis incl. 


2 Gramm 

4 

6 


(*, 0 ) 

(4.0) 

( 6 . 0 ) 


1 Sgr. C Pf. 

3 , 

* . 

5 „ 

7 


6 


( 8 , 0 ) 

* 16 - (16,0) 

„ 30 „ (30,0) 10 „ 

„ 60 (60,0) 17 „ 6 „ 

Ö) Streukügelchen werden wie Verreibungen berechnet. 

Anmerkung. Wenn zur Anfertigung der Arznciformen ad 2. bis 5. 
Rohstoffe angeweudet werden sollen , deren Einkaufspreis pro Gramm 
5 Silbergrnscnen überschreitet, so werden die betreffenden Taxpositionen, 
bei den Verdünnungen und Verreibungen jedoch nur bis zur 3. Potenzirung 


erdüunungen und Verreibungen jedoch 
incl., um die Hälfte höher angesetzt. 

C) Solutionen, auB Urtincturcn oder Verdünnungen und einem Vehikel bereitet: 
bis 30, 3 Sgr. 6 Pf. 

„ 120,0 6 „ 

^ 180,0 6 y, 

7) Gemengte, nicht dividirto oder dispensirte Pulver werden auf die 
Weise tuxirt, dass die dazu verwendeten Pulverpotenzen nach den oben ge- 
nannten Preisen, der Milchzucker und das Mengen nach den weiter unten 
bestimmten Preisen berechnet wird. 

8) Dispensirte oder dividirte Pulver: 

1 Pulver 1 Sgr. 

3 * 154 * 

3,2, 

u. s. w. jedes Stück um 6 Pf. mehr. 

9) Aqua destillata, methodo homöopathica parata 30 Grm. 8 Pf. 

Saccharum „ „ ' praeparatum 30 „ 4 Sgr. 

Spiritus Vini „ „ paratas 30 w 2 r 

10) Arbeiten: Mengen von nicht dividirteu oder dispensirten Pulvern: 

Bei Quantitäten bis 30 Gramm 8 Pf. 

Kür jede weitere 30 Gramm . 4 ,, 

Dispensiren von einzelnen Pulvern (sogenannte Scheiupulver) für jedes 
Pulver incl. Papiorkapscl 6 Pf. 

11) Gefässe: 

a) Con volute bis zu 12 Stück incl 1 Sgr. 

„ über 12 Stück bis 24 Stück iucl. .1% 

- über 24 Stück 2 % „ 

b) starke weisse Gläser 

bis zu einem Inhalt von 15 Gramm incl. 1 Sgr. 6 Pf. 

» „ n 100 „ ,1.9. 

* * * 200 * „ 2 „ 3 „ 

* , „ 300 „ „ 3 „ 

c) Cylindergläschen pro Stück 2% Sgr. 


Circ.-Verf. vom 16. März 1871, betreffend die Taxe für homöopathische 
Arznei-Verordnungen (v. Möhler). 

Es sind über die Anwendung der Taxe für homöopathische Arznei - Verordnungen 
vom 5. August 1869 Zweifel entstanden, welche mich veranlasst haben, die gutachtliche 
Aeusserung der technischen Commission für pharinaceutische Angelegen heilen zu erfor- 
dern. Ich lasse der Königlichen Regierung dieses Gutachten auschriftlich (Anlage a.) 
zugehen mit der Vcranlassuug, die darin abgegebenen Erklärungen zur Erledigung von 
dort etwa ebenfalls obwaltenden Zweifeln hinsichtlich der Auslegung der gedachten Tax- 
bestimuiuügeu zu beachten. 
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Anlage a. 

Berlin, den 3. Februar 1871 

Die verschiedene Auslegung, welche die Taxe für homöopathische Arznei- Verord- 
nungen vom it. August 1809 erfahren hat, beruht lediglich auf einer nicht genauen 
Beachtung des Wortlautes der einzelnen Positionen derselben. 

lui Allgemeinen ist zu beachten, dass die Taxe iu ihren Positionen 1-8. incl. nur 
Preise für gewisse Quantitäten fertiger homöopathischer Präparate feststellt, 
hierbei jedoch von Drogueupreisen oder sonstigen Bestimmungen der allopathischen 
Arzneitaxe vollständig absieht. 

Die bei den Positionen 1 5. auageworfeuen Preise kommen nur dann zur An- 

wendung, wenn die betreffenden Arzneitormen au und für sich, d. h. einfach und ohne 
weitere Beimischung verordnet sind. 

Die Position 6. aber, welche zu deu in Frage stehenden Differenzen vorzugsweise 
Anlass gegeben hat, lautet: 

r Solutionen, aus Urtincturen oder Verdünnungen und eiuem Vehikel be- 
reitet“, d. h. welche . . . bereitet worden sind 

Es handelt sich hierbei folglich nicht um den AusaU eines Preis««. für die Be- 
reitung oder für die einzelnen Bestand tlieile solcher Solutioneu oder Mixturen, ebeuso 
wenig wie um etwaige Mischungs- oder amlorc Arbcitspreise. Es sollen diese Solu- 
tioneu oder Mixturen der Position 6. vielmehr nur uacli dem absoluten Gewicht der 
ganzen vomrdneton Quantität berechnet werden. 

Dasselbe gilt für die Position 3. hinsichtlieh der Anzahl der Pulver und für 
die Schein naiver im 2. Alinea der Position 10., bei welchen ohne Rücksicht auf den 
Inhalt an Milchzucker oder des homöopathischen Ingredienz nur die fertige Pulver- 
zahl zu berechnen ist. 

Wir glauben, dass es nach dieser Declaration einer etwaigen Abänderung der Be- 
stimmungen der homöopathischen Arzneitaxe vom •**. August 1809, welche zu Zweifeln 
anderweit bisher nicht Anlass gegeben hat, nicht bedürfen wird. 

Die technische Commissiuu für die pharmocouti&cheu Angelegenheiten. 

5. Die Beaufsichtigung der Apotheken, Filial-, Hausapotheken und 
Droguen-Handlungen Seitens der Verwaltungs-Behörden. 

a) Oeneralia Die Commiseahen, das Hülüipersonal der Apotheker etc. 

Von der Ober-Aufsicht über die Apotheken handelt Tit. II. der revidirten 
Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 (S. 448)*). 

Hiernach stehen die Apotheken fortwährend unter der unmittelbaren Auf- 
sicht der Physiker und sind einer periodischen Visitation unterworfen. 

Specielle Anweisung zu der Revision giebt die 

Instruction für das Verfahren bei Apotheken - Rc Visionen 
vom 21. October 1819 (v. Altenstein). 

Bei der Visitation einer jedeu Apotheke muss von den ernannten Commissarien 
ein Deputirter des Magistrats oder der Polizei-Behörde des Orts requirirt, 
auch, wenn der Kreis- oder Stadtphysikus nicht Mitglied der Commission ist, dieser 
ebenfalls dazu eingeladen werden. 

2) Es ist über die ganze Verhandlung ein Protokoll von den Commissarien nach 
Wahrheit, Pflicht und Gewissen aufzuuehinon, in welchem das dazu erhaltene Commis- 
soriuru aiizuführen ist. 

3) Es muss darin bemerkt werden, wer der Besitzer der Apotheke sei ? wie er sic 
erworben habe? ob er ein Privilegium darüber oder eine Coucession besitzt, ob, 
wann und von welcher Behörde er approbirt sei? Wenn die Apotheke von einem 
Provisor verwaltet wird, so muss dieser seine Confirmation vorlegen. Auch sind die 


*) Die rovidirte Apotheker-Ordnung vom 12. Üct. 1801 ist nicht in allen Pro- 
vinzen der Monarchie publicirt worden. Abgesehen von den neuen Laudestheileii 
besteht in einigen Kreisen der Regien» ngs-Bezirke Cöln und Düsseldorf, welche früher 
zu den Herzogtümern Jülich-CIevu-Berg gehörten, die ßergische Medici nal- 
Ordnung vom 8. Juni 1773 noch iu Kraft. 
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Medicinalhüchur, nämlich das Mcdicinal-Edict, die neueste Ausgabe der Phannncopoeu 
bornssica, die revidirte Apotheker-Ordnung und die Arznoitaxe mit ihrer jährlichen 
Abänderung, so wie aueh aas Elabor&tionshuch und das Giftbuch mit seinen Belägen 
▼omizeigen, und ist bei den beideu letzteren nachzusehen, ob «de bisher gehörig ge- 
führt worden sind. 

4) Da nach der am 26. September 178*2 ergangenen Verordnung des Ober - Col- 
legii- Medici an die Apotheker ein jeder zur Instruction seiner Lehrlinge ein Herba- 
rium viru in sich halten und zugleich diese dnzu nnhaUen soll, sich ein solches nach 
und nach selbst zu sammeln, so muss hiernach auch darauf gesellen werden, ob und iu 
wie weit dieser Verordnung nachgekommen sei. Es wird übrigens bei dom Herbario 
nur eine möglichst vollständige systematische Sammlung aller, vorzüglich einheimischer 
offidnellen, so wie auch derjenigen Pflanzen, welche ihrer Achnliehkeit wegen leicht 
mit jenen verwechselt werden können, beabsichtigt, wodurch die Gehülfen und Lehr- 
linge in den Stand gesetzt werden, sich in der Pflanzenkunde beständig zu üben und 
bei vorkommondon Zweifeln sich sogleich von der Richtigkeit zu überzeugen. 

5) Haben die Commissarien sieb die während der letzten Monate verschriebenen 
Recepte vorzeigen zu lassen, und nachznsehen, ob selbige gehörig taxirt und die 
Arzneitaxe dabei genau befolgt worden. 

*5) Die in der Apotheke befindlichen Gehülfen und Lehrlinge müssen nach 
ihrem Vor- und Zunamen und Alter aufgeführt werden: aueh muss aus den vorzu- 
legenden Zeugnissen bemerkt werden, bei wem oralere gelernt und bisher servirt haben. 
Letztere müssen ihr von dem Physikus erhaltenes Pr üfu ngs- A ttest vorzeiten. Die 
Gehülfen und Lehrlinge müssen in der pharrnaceu tischen Chemie und Botanik 
geprüft werden, und von ihrer Handschrift eine Probe zu den Acten geben, da cs 
unumgänglich nothwendig ist, dass der Apotheker eine leserliche Hand schreibt; auch 
muss ein jeder, von den Gehülfen sowohl als Lehrlingen, eine oder ein Paar Vorschriften 
aus der Pliarmaeopöo mündlich ins Deutsche übersetzen, und wenn sie nicht die er- 
forderliche Kenntniss in der lateinischen Sprache besitzen, so muss ihnen dio mehrere 
Vervollkommnung in derselben von den Uoimnissnrieu zur strengsten Pflicht gemacht 
werden. 

7) Es muss auch bemerkt werden, wie die Officin nach ihrem üusserlichen Zu- 
stande in Ansehung des Raumes und wie selbige eingerichtet sei? aueh wie die darin 
vorhandenen Vasa befunden worden, wobei besonders darauf zu sehen ist, ' dass die 
zinnernen Gcfasse, wie auch dio zinnernen und messingenen Deckel auf denselben ab- 
geschafft, und an deren Stelle andore von Fayence oder Porcellan angeschafft und 
gebraucht werden; ferner, ob die Vasa nnd Kasten auch gehörig und mit leserlichen 
Oelfarben signirt, und ob nicht mehrere Arzneimittel in einem Kasten befindlich sind, 
damit keiue Verwechselung geschehen könne; ob der Reeept irtisch von dem Hand- 
verkauftisch gehörig getrennt und ersterer mit richtigen kleinen und grossen Waagen, 
mit den nach dem Edict vom 16. Mai 1810 gestempelten Gewichten, mit den erforder- 
lichen Mensuren von englischem Zinn, mit den nothigen Pulverkapseln, Waageschalen, 
Spateln und Löffeln von Horn, mit einer hölzernen Pi Ile um asc hi ne zu Mercurial- 
pillon, und mit den erforderlichen Mörsern zu einzelnen stark riechenden Arzneimitteln, 
als Moschus , Asand u. s. w. versehen ist; eudlich , ob die Arzneimittel gehörig 
geordnet, besonders die Gifte und alle diesen ähnlich heftig wirkende Arzneien auch 
nicht unter die anderen täglich vorkommenden gestellt, soiioem gehörig von ihnen ge- 
trennt sind. 

8) Eben hiernach ist auch auf der Material kam mer und in dem Keller zu 
sehen. 

9) Ist das Laboratorium nebst allem Zubehör in Augenschein zu nehmen und 
zu beschreiben, wie auch, was für ein Vorrath von Medicinalwaoren im Keller, in der 
Materialkammer und auf dem Boden vorhanden, und ob selbiger hinlänglich ist. 

lö) Beim Laboratorium ist noch zu bemerken, ob solches feuerfest angelegt, und 
mit den nothigen Oefen, Zügen und Gerätschaften versehen, ob die nothigen Gefässc 
und Utensilien nicht aus Kupfer oder Messing, sondern, wie es der Anhang zur Apo- 
theker-Ordnung zur Pflicht macht, aus Porcellan, Steingut oder reinem englischen Zinn 
bestehen. 

11) So ist auch sowohl auf der Materi a Ik am mer als auf dem Kräuterboden, 
nachzusehen, ob alles reinlich nnd so eingerichtet sei, dass kein Staub oder andere Uu- 
reiüigk eitet» in die Waaren kommen können. 

12) Vorzüglich ist die in dem Anhänge zur revidirten Apotheker Ordnung aufge- 
nnmtnene Verordnung wegen Aufbewahrung der Gifte genau zu berücksichtigen 
und zu sehen, ob dieselbe auf das Strengste, wie es das Wohl des Publicunis erfordere, 
befolgt werde, und muss, wie olles dies gefunden worden, im Protokolle bemerkt 
werden. 
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13) In grossen Städten ist nach der Pharm aconooa borussica ein genaues 
Verzeichnis« über die Güte und Beschaffenheit aller und jeder in der Officin vorhan- 
denen Arzneien anzufertigen und dom Protokolle boizufügeu, wozu die zu diesem 
Zwecke angefertigte Seriös medicaniiuum etc. die beste Anleitung giobt und benutzt 
werden kann ln kleinen Städten und auf dem Lande wird zwar in der Regel nur 
nach der Sones incdicaminum pro urhibus minoribus visitirt uud diese dabei zu Grunde 
gelegt; wenn aber in einer solchen Apotheke luohrore als die iu dieser Serie« vorga- 
schnebonen Mittel vorgefunden worden, so sind sie ebenfalls zu untersuchen und deren 
Befund zu bemerken. Sollte aber, wie es öfters gefunden wird, eine Apotheke in eiuer 
kleinen Stadt ganz nach der Serie« für grosse Städte eingerichtet sein, so ist diese« 
mit besonderem Beifall anzuerkennen und die Visitation nach dieser Sories auzustelleu. 
Diejenigen Präparate, deren Güte sich nicht durch die Sinne wahrnehmen lässt, müssen 
mit Reagenticn geprüft werden, welche Prüfung aber nicht auf einzelno kleine Proben 
beschrankt, sondern auf die in den Standgofussen oder Waarenlagern enthaltenen Vor* 
räthe ausgedehnt worden muss. Sollten sich verfälschte oder verdorbene Modicamente 
oder Waarcn vorfinden, so sind selbige von den guten zu trennen, sogleich zu cassiren 
und wegzuwerfen. Wenn aber der Apotheker dergleichen Arzneien, gegen die Meinung 
der Commissarien, für gut und acht halten sollte, so müssen sie sofort eingop&ckt und 
mit dem Siegel der Commissarien sowohl, als des Apothekers versehen au aie Regie- 
rung zur Entscheidung eingesendet werden. In alleu übrigen streitigen Fällen wird uem 
Apotheker gestattet, seine Einwendungen zu Protokoll zu goben uud die Entscheidung 
darüber von der oberen Behörde zu erwarten. Wenn hei Apothekern, die zugleich mit 
A rzneiwaaren Handel im Grossen treiben, schlechte oder verfälschte Arzneimittel iu 
ihren Waarenlagern vorgefunden werden, so ist die gewöhnliche Entschuldigung, „dass 
diese Mittel nur für den Handel bestimmt wären", nicht als gültig zu betrachten, indem 
der mit Droguen bandelnde Apotheker auch nur tadelfreie Waaren zu halten ver- 
pflichtet ist. Die verfälschten oder schlechtem und verdorbenen Arzneien müssen daher 
eheufalls sogleich cassirt oder, wenn deren Quantität zu bedeutend sein sollte^ unter 
Siegel gelegt nnd wenigstens ausser Landes geschafft worden; und ob und wie letz- 
teres geschehen, davon haben sieh die Commissarien die nöthige Ueberzeugung zu ver- 
schaffen. 

14) Bei einzelnen Präparaten, die durch die Aufbowahruug verlieren, ist ca hin- 
reichend, wenn sic auch nicht vorräthig sind, dass nur die Ingredienzien dazu in der 
erforderlichen Qualität vorgefunden werden. 

Nach diesen Vorschriften nun haben die. Commissarien die Visitation einer Apo- 
theke vorzuuehmen und nach deren Endigung das darüber aufgenommene Protokoll 
deutlich vorzulesuu und, wenn es von den Commissarien, so wie von dem Deputirteu 
des Magistrats oder der Polizei - Behörde und dem Besitzer der Apotheke oder dem 
derselben vorstehenden Provisor genehmigt und unterschrieben worden ist, au die Be- 
hörde einzuschicken. Sollte der Besitzer oder Provisor einer Apotheke die Unterschrift 
verweigern, so müssen die vou ihm für die Verweigerung angeführten Gründe dem 
Protokoll beigofügt, und dieser Beisatz muss von ihm, so wie vou deu Visitatoren unter- 
zeichnet werden. Iu der Regel muss die Visitation eiuer Apotheke in kleiueu Städten 
iu ciucm Tage, iu grossen hiugegcu in zwei Tagen beendigt werden, nur in ausser- 
ordentlichen Fällen, wo aber die Commissariou die Gründe namhaft zu machen haben, 
wird noch ein Tag zugegeben. Die bei deu Apotheken-Visitationen vorfallenden Kosten 
werden aus öffentlichen Fonds bezahlt, in alleu denjenigen Fällen aber, wo bedeutende 
Mängel und Fehler, die mehr eine Folge grober Vernachlässigung sind, uud eine förm- 
liche Nachrevision nöthig machen, müssen die Kosten für diese dem Apotheker zur 
Last fallen. 

so wie die 

Circ.-Verf. vom 13. März 1820 (v. Altenstein). 

Das Unterzeichnete Ministerium hat durch die Wahrnehmung, dass das wichtige 
Geschäft der Apotheker- Visitationen nicht in sämmtliehen Provinzen der Monarchie 
nach gleichen Grundsätzen und mit gleicher Sorgfalt geleitet wird, sich veranlasst ge- 
funden, durch die gegenwärtige Circular-' Verordnung das dabei allgemein zu beachtende 
Verfahren näher zu bestimmen und festzustelleu. 

§. I. Die Königlichen Regierungen müssen dafür sorgen , dass die Visitationen 
aller in ihrem Bezirke befindlichen Apotheken regelmässig iu einem Zeiträume von 
drei auf einander folgenden Jan reu statthudeu, jedoch nie zu einer im Voraus 
bestimmten Zeit, souderu uuvermuthet und auch nur theilweise in den einzelnen 
Districteu, damit nicht der eine «der der andere unzuverlässige Apotheker durch die iu 
sciuer Nähe stattfindende Visitation Veranlassung bekomme, diese nun auch in seiner 
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Apotheke zu erwarten, and durch eine vorübergehende Verheuerung in derselben die 
Visitatoren wenigstens einigerinassen täuschen könne. Ferner ist dabei vorzüglich 
dahin zu sehen, dass die früher schlecht oder fehlerhaft befundenen Apotheken immer 
wieder zuerst, sodann die zweifelhaft gebliebenen und zuletzt die gut befundenen an 
die Reihe kommen, so dass im Laufe des dritten Jahres die Visitation summtlicher Apo- 
theken beendigt sei. 

8. 2. Eine Anweisung, wie die Cominissaricu bei der Visitation zu verfahren, ent- 
hält die Instruction vom 21. October 1819. 

§. 3. Die Visitation muss von dem Uegierungs-Mediciualrath oder von 
einem Physikus und einem practischen Apotheker verrichtet werden. Die 
Wichtigkeit der Sache muss dom Regierung» - Medicinalrath zur Veranlassung dienen, 
wenn und wo es’ sein kann, besonders aber in den ihm mich wenig bekannten Ge- 
genden, und wo es au Physikern mangelt, denen man die nöthigo Kenntnis» und Uebung 
ui diesem Geschäfte Zutrauen kann, die Visitation selbst vorzunehmen, wodurch er die 
so nützliche Gelegenheit erhält, sich von dem Zustande nicht nur der Apotheken, son- 
dern auch des Medicinal wesens im Allgemeinen in seinem Regierungs -Bezirke durch 
eigene Ansicht zu überzeugen. Ausserdem muss dieses Geschäft dem Kreis- fund Kö- 
niglichen Stadt- Physiku« übertragen werden, jedoch so, dass ein Physikus nie die Apo- 
theken seines Wohnorts visitire, sondern diese von einem anderen Physikus visi- 
tirt werden. 

§. 4. Wenn der Regierungs-Medicinalrath Apotheken visitirt, so müssen immer 
die competenten Kreis- und Königlichen Stadt-Physici zugezogen werden, damit sie mit 
diesem Geschäfte nach und nach, wenn sie es noen nicht sind, mehr bekanut werden, 
auch von dem Zustande der in ihrem Bezirke befindliehen Apotheken eine genaue Kennt- 
nis« erhalten, und damit ihnen die Nachrovision, wenn sie nöthig eraejitet wird, mit 
desto grösserer Zuversicht übertrugen werden kann. Eiu Gleiches muss auch geschehen, 
wenn ein fremder Physikus in dem Wohnorte des ooinpctcuten Kreis- oder Stadt-Phy- 
sikus visitirt 

§. 5. Was die practischen Apotheker betrifft so können nicht nur die hei den 
Modicinal-Collegien und Sanitäts-Commissionen angestollten Assessor«« Pharmaciae, son- 
dern auch alle als rechtlich und geschickt anerkannte, wo möglich cursirte Apotheker, 
dereu Officinen sich in einem tadellosen Zustande befinden, zu diesem Geschäfte zu ge- 
zogen werden. 

8. 6. Die belobenden Bescheide an die Apotheker, deren Officinen sich in einem 
fehlerfreien, so wie die tadelnden Verfügungen und Zurechtweisungen, nebst Bestim- 
mungen der verwirkten Strafen für diejenigen, deren Officinen in einem fehlerhaften 
oder schlechten Zustaude gefunden worden sind, müssen nach Eingang der Protokolle 
von der Königlichen Regierung solbst verfügt und erlassen, auch, wo cs nöthig ist die 
Nachrevision, welche aber innerhalb eines Zeitraums von sechs Wochen bis drei Mo- 
naten stattfinden muss, angeordnet werden; jedoch ist von dem, was geschehen, in dem 
an das Ministerium einzusendenden Bericht Nochricht zu geben, damit dieses, wo es er- 
forderlich erachtet werden sollte, noch strengere Massregeln gegen die Säumigen an- 
ordnen könne. Die Apotheker sind zugleich angewiesen, die erwähnten, an sie erlas- 
senen Bescheide und Verfügungen in jedem Falle aufzubewahren, und solche bei der 
nächsten Visitation den Commissarien vorzulegen, damit diese die nöthige Kenntnis» er- 
hulteu, wann die Apotheke zum letzten Male visitirt und in welchem Zustande sie be- 
funden worden sei. Streitigkeiten, die zwischen den Visitatoren und den Apothekern 
über das Visitatiousgeschäft seihst entstanden, müssen, wenn sie erheblich sind, dem 
Collegio-Medico der Provinz zur Entscheidung vorgelegt werden. 

§. 7. Am Schlüsse eines jeden Jahres sendet die Königliche Regierung von den, 
wahrend des Laufes desselben visitirten Apotheken die dabei aufgenommenen Protokolle 
mittelst gutachtlichen Berichtos urschriftlich ein, und am Ende des dritten Jahres, wo 
die Apotheken revidirt sein müssen, wird den Protokollen eine allgemeine Uebersicht 
von dem Zustande sämmtlicher Apotheken des Regier ungs - Bezirks nach anliegendem 
Schema beigefügt. 

§. 8. Die Nachrevision einer schlecht befundenen Apotheke muss so lange 
'wiederholt werden, bis »äimntlichen Erfordernissen genügt sein wird. 

§. 9. Den zu Nachrcvisioueu einer Apotheke beauftragten Commissarien müssen 
die früheren Visitation«- Protokolle mitget heilt werden, damit sie bei der Nachrevision 
hauptsächlich dasjenige berücksichtigen, was früher tadelnswert!» gefunden worden ist, 
wodurch nicht nur Zeit, sondern auch oft unnöthige Kosten erspart werden. 

§. 10. Die V isi tat ionskosten müssen, wo die ganze Sache ein rein polizei- 
licher Gegenstand ist, nach der Verordnung vom 20. Mai 1S12 auf den Diätenfomls 
der Königlichen Rogicruug gebracht, die Besitzer der Apotheken aber damit gänzlich 
verschont werden Nur wenn bedeutende Mängel, die eine Folge der Nachlässigkeit des 
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Apotheken sind, eine Nachrevision nöthig machen, ist der Besitzer verbunden, die 
Konton zu tragen. 

§. 11. In Hinsicht der Kosten ist noch zu bemerken, das» nur Diäten und Reise- 
kosten für die Visitatoren, und zwar für die Aerzte nach dem Regulativ vom 28. Fe- 
bruar 1810, und für die Apotheker nach der Taxe der Medicinalpcrsoneu vom 21. Juni 
1815, stattfinden können, alle übrigen Kosten aber Wegfällen müssen. Nur dem phar- 
inaceutischcn Mitglied»* der Commission sind noch für die in Gebrauch zu ziehenden 
Reagentien, welche er zu diesem Zwecke mit sich führen muss, für eine jede visitirte 
Apotheke 12 gGr. zu vorgütigen. 

§. 12. Ausserdem aber müssen die Physiker die Apotheken ihres Bezirks, wenn 
sich die Gelegenheit darbietet, auch öfters, jedoch nur im Allgemeinen ausserordentlich 
visitiren, und von jeder gefundenen Unordnung, wenn derselben nicht abgcholfcn wird 
oder werden kann, der Königlichen Regierung die nöthige Anzeige machen. 

§. 13. Boi Gelegenheit der Visitation der Apotheken müssen auch die mit Arzneien 
handelnden sogenannten Drogucrie- oder Materialhandlungcn, so wie die che- 
mischen Fabriken visitirt werden, als wozu die Cominiss&rien besonders zu beauf- 
tragen sind. Es muss dabei aber möglichst dahin gesehen werden, dass nicht ein im 
Orte wohnender, sondern vielmehr ein fremder Apotheker diese Visitation verrichten 
helfe. Die Conimisaaricu haben dabei auf die Güte und Aeehthcit der vorhandenen 
Arzneimittel und chemiacb-pharmaceutisohen Präparate Rücksicht zu nehmen, auch, ob 
den hierüber bestehenden Gesetzen, so wie den Verordnungen über di»> Aufbewahrung 
und Verabfolgung der Gifte überall streuge Folge geleistet werde. Ueber diese Gegen- 
stände sind kurze Protokolle oufzunehmen und der Befund darin zu bemerken, sodann* 
aber ebenfalls an die Regierung eiuzuschicken, welche dieselben den Visitations-Proto- 
kollen der Apotheker beizufügen hat. 

§. 14. Die Kosten für diese Untersuchung fallen nach der Verordnung vom 
27. November 1819 ebenfalls dem Diatenfonds der Königlichen Regierung anheim; es 
können auch hier nur Diäten stattfinden, wenn nämlich das Geschäft mehrere Zeit 
erfordert und nicht an demselben Orte, wo die Revision der Apotheken verrichtet 
wird, mit abgemacht werden kann. 


Schema zu §.7. 

1) Kroi» und Ort, mit Angabe der Seelenzahl des letzteren. 

2) Namen der Cominissaricn. 

3) Namen, Alter und Rotigiou des Apothekers oder des die Apotheke verwal- 
tenden Provisor». 

4) Approbation und Coulirmation desselben. 

5) Oo ein Privilegium oder eine Concession vorhanden. 

0) Namen und Alter der Gehülfen und Lehrlinge, nebst kurzer Bemerkung über 
ihre Fähigkeiten und Kenntnisse. 

7) Beschaffenheit des Elaborations- und Giftbuches und des Herbarii. 

8) Allgemeiner Zustand 

a. der Officio und des Gift schrank es, 

b. der Materialkammcr und des Kräuterbodens, 

c. de» Laboratoriums und de« Kellers. 

9) Allgemeine Beschaffenheit der Arzneimittel. 

10) Ob und was verfügt worden. 

ln Beziehung auf einzelne Bestimmungen dieser Instructionen ergingen fol- 
gende deelarirendc Ministerial- Verfügungen. 

Min.-Verf., betreffend die Nachrevisionen der Apotheken, vom 
14. September 1821 (v. Altenstein). 

Die in den Apotheken Vorgefundenen Mäugel können zuweilen auch weniger aus 
Nachlässigkeit, als durch Unvermögen des Besitzers uud zu geringem Absatz entstanden 
sein, weshalb dann für einen solchen Fall die verfügten Nachrevisionen den Kreis- 

S hysikern übertragen werden müssen, um solche bei Gelegenheit vorzunehmen. Das 
[iuistcrium kann jedoch über diesen Punct nur die grösste Behutsamkeit empfehlen, 
um nicht Fehler, die blos iu der Unordnung und Trägheit der Besitzer ihren Grund 
haben, dem Mangel an Vermögen und Absatz zur Last zu legen. 
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Vor der Eröffnung einer neu angelegten Apotheke ist eine förmliche Revi- 
sion derselben zu veranlassen. 

Circ.-Vcrf. vom 10. Juli 1840 (v. Ladenberg). 

Auf die Anfrage in dem Bericht vom .... wird der Königlichen Regierung hier- 
durch eröffnet, das* vor der Eröffnung einer neu angelegten Apotheke jedesmal eine 
förmliche Revision derselben von Seiten der Königlichen Regierung zu veranlassen ist. 
Die Kosten für diese Visitation müssen in Gemässhoit der Circular-Verorduung vom 
*20. Mai 1812 und des 5. 10. der Verordnung vom 13. März 1820, das Verfahren bei 
Visitationen der Apotheken betreffend, allgemein aus dem Diätenfonds der Königlichen 
Regierung bestritten werden, und die Besitzer der Apotheken davon gänzlich verschont 
bleiben. Von letzteren werden die fraglichen Kosten nur dann getragen, wenn bei der 
ordentlichen Revision so bedeutende Mängel wahrgenommen worden sind, dass eine 
Nachrevision nothwendig ist. Dieser Fall kann aber bei der Visitation einer neu ange- 
legten Officin nicht eintreten. 

Nach vorstehenden Grundsätzen ist bisher überall gleichmässig verfahren und bei 
entstandenem Zweifel und stattgehabten Anfragen hiernach entschieden worden. 

Bezüglich der Commissarien disponiren folgende Verfügungen: 

Min. -Verfügung vom 20. Juni 1825 (v. Altenstein). 

Uebrigens kann nach dom §. 3. der Verordnung vom 13. März 1820 dom Kreis- 
physikus allerdings die Revision der in seinem Kreise befindlichen Apotheken, nur 
nicht die der an seinem Wohnorte befindlichen Apotheke, übertragen wer- 
den, weil im letztem Falle zu nahe und persönliche Berührungen und Rücksichten ein- 
treten, welche nur zu zahlreichen Rcclamatmnen und fcnicrweiten, mit Kosten verknüpften 
Untersuchungen Veranlassung geben würden. 

Jene Verordnung bemerkt auch bereits, in welchen Fällen es besonders wünschens- 
werth ist, dass diese Revisionen von dem Königl. Rcgierungs-Medieinalrathe besorgt 
werden, welcher, durch vielseitige Vorgleichungen in den Stand gesetzt, zur guten Aus- 
führung dieses Geschäftes vorzugsweise geeignet ist: auch haben die durch Zuziehung 
des Regierungs -Medicinalraths entstandenen Kosten nur an circa 100 Thaler betragen. 

Auch der pharmaceutisehe Commissarius darf bei der Visitation einer Apotheke 
in seinem Wohnorte nicht, zugezogen worden. 

Min.-Vorf. vom 18. Februar 1801 (Lohnert). 

Aus denselben Gründen, welche für die Bestimmung in der Verfügung vom 20, Juni 
1825 massgebend gewesen sind, nach welcher Kreisphysikern die Revision der an ihrem 
Wohnort befindlichen Apotheken nicht übertragen werden darf, ist es noch woniger zu 
billigen, dass ein Apotheker als Rovisions-Commissarius bei der Visitation einer Apo- 
theke in seinem eigenen Wohnort zugezogen wird. Die Königliche Regierung hat bei 
der Wahl des pharmaceutischen Revisions- (Commissarius ein ähnliches Missverhältnis 
künftighin zu vermeiden. 

Min.-Verf., betreffend die Zuziehung der Kr oisp hy sikor zu Apotboken- 
Rovisionen, vom 20. Januar 1854 (v. Raumer). 

Auf den Bericht vom .... eröffno ich der Königl. Regierung, dass durch die 
Circ.-Verf. vom 17. November v. J. die Verordnung der Kosten für Reisen zu medi- 
cinal-polizcilichcn Zwecken betreffend, die Circ.-Verf. vom 13. Mär/. 1820, womach der 
Regierungs-Medicimilrath vorzugsweise selbst die Apotheken-Revisionen vorzunehmen 
hat, nicht ausser Kraft gesetzt ist. 

Es hat vielmehr bei derselben sein Bewenden und werden demnach nur aus- 
nahmsweise Kreisphysiker, zu denen die Königl. Regierung volles Vertrauen 
hegt, mit Apotheken-Revisionen zu beauftragen sein. 

Der Regel nach ist zur Ausführung der Apotheken-Revisionen ein Commissarius 
genügend, und nur wo überwiegende Gründe amtlicher Nothwendigkeit dafür sprechen, 
kann die Königl. Regierung dein Regierung«- Medicinalrath eiuon Kroisphysikus als 
Assistenten zuordnen. 

In Fällen der Art sind dem assistirenden Kroisphysikus für Geschäfte ausserhalb 
seines Wohnortes die reglcmentsmässigeu Diäten und Reisekosten zu gewähren, wie 
hiermit, unter Aufhebung der Verfügung vom 17. Juli 1820, bestimmt wird. 

Für eine Theilnahme an dem Revisionsgesch&ft, der »ich ein Kroisphysikus zur 
eignen Ausbildung unterzieht, hat derselbe auf Diäten und Reisekosten keinen Anspruch. 
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Min.-Verf., betreffen»! denselben Gegenstand, vom ll.Jnli 1856 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom , betreffend die Zuziehung der Kreisphysiker zu den 

Apotheken- Visitationen, crÖffno ich der Königlichen Regierung, dass durch die Circulnr- 
Verfögung vom 20. Januar 1854 das Nfdiere hierüber festgestellt ist Da durch diese 
die freiwillige Betheiligung der Kreisphysiker an den Revisionen der Apotheken in 
ihrem Kreise nicht ausgeschlossen ist, so setze ich voraus, dass den Kreisphvsikern 
vor Beginn der Revision von dem Eintreffen des Commissarius in Gemänsheit Pos. 1. 
der Instruction vom 21. October 1810 rechtzeitig Nachricht gegeben werde, damit sio 
auch ohne besonderen Auftrag diesem Geschäfte zu ihrer eigenen Ausbildung bei- 
wohnen können. 

Auch Nicht- Apothekenbesitzer können als pharmaceutische Commissarien 
zn Apothcken-Revisionen zugezogen werden. 

Min.-Verf. vorn 5. Januar 1853 (1. V. Lehnert). 

Auf den Bericht vom . . . eröffne ich der König!. Regierung, dass die Befähigung 
an Apothcken-Revisionen als pharmaeeutischer Commissanus Theil zu nehmen, nicht 
nothwendig von dem eignen Besitz einer Apotheke abhängig ist ln den hier mass- 
gebenden §§. 3. und 5. des Circ.-Rescrints vom 13. März 1820 ist nur von einem prae- 
ti sehen, d. h. einem practisch ausgebihleten Apotheker, der wo möglich cursirt haben 
soll, die Rede, ohne dass der Apothekenbesitzer erwähnt wird. Nicht alle pharmaceu- 
tiselien Assessoren, welche besonders zu Apotheken -Visitationen zugezogen werden 
sollen, sind im Besitze eigener Apotheken. Es ist daher unbedenklich, zu diesem Ge- 
schäfte im dortigen Regierungsbezirke den Ap»>theker N., obschon derselbe im vorigen 
Sommer seino Apotheke verkauft hat, auch ferner zu verwenden. 

Die Regierung» -Medicinalrälhc sollen die Apotheken -Visitationen an ihrem 
Wohnorte selbst vornehmen. 

Min.-Verf. vom 23. Mai 1851 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom . . , eröffne ich der Köuigl. Regierung, dass so wenig der 
§. 100. der Geschäfts- Instruction für die Königl. Regierungen vom 26. November 1808, 
als der §. 3. dc6 Circ.-Rescripts vom 13. März 1820 die Theilnahme des Regicrungs- 
Mcdicinalraths an »len Apotheken -Visitationen seines Wohnortes verbietet. Dieselbe 
wird vielmehr im Allgemeinen und ohne alle Beschränkung gewünscht. Dies liegt in 
den Worten des genannten Paragraphen: .Die Wichtigkeit der Sache muss dem Regie- 
rung*- Mcdtcinalratlie zur Veranlassung dienen, wann und wo es sein kann, die Visitation 
selbst vorzn nehmen.“ Nur ausserdem soll dieses Geschäft dem Kreisphysikus über- 
tragen werden und zwar so, dass ein Physikus nie dio Apotheken seines Wohnortes 
visit irt. Es ist deutlich genug in dieser letztem Bestimmung nur von dem Kroisphvsikus 
die Rede und kann dieselbe auf den Meilicinalrath der Königl. Regierung nicht be- 
zogen worden. 

Nach der Min.-Verf. vom 28. Februar 1852 (Lehnert) wird es aber für 
wünschen s werth erklärt, die als tüchtig anerkannten Physiker immer mehr mit 
den Apotheken-Visitationen vertraut zu machen, um den Regierungs-Medicinal- 
Rath namentlich dann zu vertreten, wenn eine grosse Anzahl der Apotheken zur 
Revision gelangen sollte. 

Circ.- Vcrf. vom 10. April 1858, Streitigkeiten bei Apotheken-Visitationen 
betreffend (v. Raumer). 

Die an die Königlichen Rogierungen untt^rm 13. März 1820 erlassene, die Apotheken- 
Visitationen betreffende Circular- Verfügung bestimmt am Schluss des §. 6., dass Streitig- 
keiten zwischen den Apotheken- Visitatoren uud den Apothekern über das Visit ations- 
Goschäft, wenn sie erheblich sind, dem Mcdicinal Collegium der Provinz zur Entschei- 
dung vorgelegt werden sollen Diese Bestimmung ist in einigen Fullen dahin anfgefasst, 
dass die Königlichen Medici nal - Collegicn in Betreff der Apotheken-Visitationen hin- 
sichtlich der von den Visitatoren erhobenen Monita und der von den Königlichen 
Regierungen erlassenen Visitations-Bescheide eine Beschwerde- Instauz bilden, demgemäss 
über derartige von den Apothekern bei ihnen oder dem betreffenden Herrn Ober-Präsi- 
denten angebrachte Beschwerden Entscheidungen zu treffen und die etwa orford erliche 
Ausführung der letzteren dem Herrn Ober- Präsidenten zu überlassen haben. 
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Um dieser den bestehenden Rcssortverhültnissen nicht entsprechenden Auffassung 
für die Zukunft vomibcnecn, erläutere ich die gedachte Bestimmung dahin, dass die 
Königlichen Medicinal-Gouegicn Beschwerden über Apnthekcn-VisiLationen nicht anzu- 
nehmen, sondern, wenn sie gegen das Verfahren bei der Visitation gerichtet sind, an 
die betreffende Königliehe Regierung, und wenn sie deren Visitations-Bescheide angehen, 
an mich abzugeben und Entscheidung darüber nur dann zu treffen haben, wenn sic dazu 
von mir anfgefordert werden. Ew. etc. ersucht ich ergebenst, gefälligst hiernach bei 
dem dortigen Königl. Mcdieinal- Collegium in vorkommenden Fällen verfahren und die 
Königl. Regierungen der Provinz, so wie das hiesige Königl. Polizei-Präsidium von 
diesem Erlass in Kenntniss setzen zu wollen. 

Min.-Verf. v on» 17. Mai 1868, die Vorlegung der Hand eis- Facturen-B ü eher 
bei Apotheken- Visitationen betreffend (Lehnert). 

Der Königl. Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . , dass ich das von 
derselben eingeführte Verfahren, bei den Apothcken-Revisionen die Handels- und 
Facturcn-Büeher der Apotheker behufs Bourt Heilung der Bezugsquellen und der Ein- 
kaufspreise der Waaren, so wie des Laufes der Geschäftsführung, durch die Revisoren 
einsehen zu lassen, für angemessen nicht erachten kann. 

Es ist Aufgabe der Revisoren, durch eigene Anschauung und sachgomässc Prüfung 
aller Waarenbcstände zu ermitteln, ob der Apotheker seiner Pflicht, sowohl rohe als 
auch zobereitete Arzneimittel nur in möglich bester Beschaffenheit and Güte vorrftthig 
za halten, gewissenhaft nachgekommen ist. Hierbei wird das etwanige Vorfinden un- 
zulässiger geringerer Sorten von Droguen, sei es im ganzen oder im verkleinerten 
Zustande, die Absicht des Apothekers, aus dem Debit wohlfeiler Arzneien unerlaubten 
Gowinn zu ziehen, mit mehr Sicherheit sich erkennen lassen, als das zeitraubende 
Darehmustern von Jahre hindurch aufgcsamraelten Rechnungen. Ueber den ordnungs- 
mässigon Geschäftsbetrieb aber können die Revisoren schon aus der Beschaffenheit 
säramtlicher innern Einrichtungen einer Apotheke hinlänglichen Aufschluss erlangen, da 
die Art der Verwaltung den wesentlichsten Einfluss auf den allgemeinen Zustand der 
Apotheke ausüben muss. Der Einsicht in die Handclsbücher der A notheken- 
Bcsitzer bedarf es hierzu nicht und kann die Gestattung derselben den Apothe- 
kern im Interesse der Medicinal- Polizei nicht zugemuthot werden. 

Demgemäss kann ich dem Anträge der Königlichen Regierung, den Apothekern 
die Vorlegung der Facturcn-Büchcr nebst den Original- Warenrechnungen bei den 
Apothcken-Revisionen aufzugeben, und der eventuellen Anwendung von Zwangsmitteln 
zur Durchführung dieser Massregel meine Zustimmung nicht crtheilen. 

Min.-Verf. vom 12. Dceember 1863, betreffend die Benutzung der Seriös 
medicaminum bei Apotheken- Visitationen (I. V. Lehnert). 

Was die Principienfrage betrifft: .ob die Visitation des Arzneischatzes in den 
Apotheken sich auf sämmtlicho in den Räumen derselben vorhandenen Arzncisubstan/.en 
zu erstrecken oder nur auf die in der Phannacopöe und in der Series medicaminum 
aufgeführten Droguen und Präparate sich zn beschränken habe? - so ist in den bisheri- 
gen hierauf bezüglichen Bestimmungen durch die siebente Ausgabe der Pharmacopöe 
und der neuen Series medicaminum nichts geändert worden. Es sind auch früher stet« 
eine Menge von Arzneimitteln, welche weder in der Pharmacopöe noch in der Series 
Aufnahme gefunden, in den Apotheken gehalten worden; hinsichtlich der Nothwcndig- 
keit, dieselben bei den Revisionen auf ihre Reinheit und Güte ebenfalls zti prüfen, hat 
niemals ein Zweifel obgewaltet, nnd kann ein solcher bei unbefangener Erwägung des 
Zwecks der Apothekcn-Revisionon auch kaum gehegt werden. 

Die Series medicaminum ist nur als das Vorzeichniss derjenigen 
Arznei-Substanzen anznsehen, welche im Arzneischatz der Apotheken 
nnter allen Umständen vorhanden sein müssen, und nur in dieser Be- 
ziehung ist sie als Loitfaden für die Revisoren aufgestellt. Wenn hierüber 
durch die von den früheren Series zufällig und ohne weitere Absicht auf die neu über- 
tragene Ueberschrift Zweifel zn befürchten sein sollten, so ermächtige ich die Königliche 
Regierung, auf den zu Visitationen fernerhin za verwendenden Exemplaren die Ueber- 
schrift dahin abzuändem, dass .die Serie« alle diejenigen Arzneimittel umfasse, welche 
in den Apotheken vorräthig gehalten worden müssen . Bei der nächsten Auflage der 
Series medicaminum wird nuf eine Abänderung der Uelierschrift im Druck Bedacht 
genommen werden. 

Bei Apotheken- Visitationen muss ein Herbarium tri vom vom Apotheken- 
besitzer vorgelegt werden. 
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Min.-Vcrf. vom 12. September 1863 (Lehuort). 

Auf dio Vorstellung vom . . . eröffne ieh Ihnen, dass cs meiner Entscheidung 
darüber, ob sie zum Halten, resp. zur Anschaffung eines Herbarii vivi für ihre Apo- 
theke verpflichtet sind, nicht bedarf, da den bestehenden Bestimmungen nach ein wohl- 
geordnetes und gut erhaltenes Herbarium zu den Requisiten einer jeden Apotheke 
gehört. Die von Ihnen gegen diese Bestimmung erhobenen Einwendungen, dass Sie 
zur Zeit keinen Lehrling, sondern nur einen examinirten Geholfen halten und dass Sio 
sieh im Besitz von botanischen Rupferwerken befinden, sind für durchaus unzutreffend 
zu erachten. Die Königl. Regierung ist daher vollständig im Recht gewesen, Sie wegen 
Ihrer den wiederholten desfallsigen Verfügungen entgegengestellten unbegründeten 
Weigerung in Ordnungsstrafe zu nehmen. . 

Bezüglich der Lehrlinge und Gehulfen disponiren folgende Verfügungen: 

Circ.-Vcrf., betr. das Laborations-Journal der Lehrlinge und Geholfen, 
vom 15. Februar 1866 (Lohnert). 

Don Königliehen Regierungen lasse ich hierbei Abschrift (Anlage a.) der sehr 
zweckmässigen Circ.-Verf. der Königl Regierung zu Frankfurt vom 2. Deebr. v. Js., 
betreffend die Anlage und Fortführung der im §. 6. des Reglements vom 11. Aug. 1864 
vorgeschriebenen Journals über die von den Apothekcrlohrlingon und nicht approbirten 
Geholfen im Laboratorium vorgenom menen Operationen, zur Kcnntnissnahine und mit 
dem Anbei mstellon zugohen, eine gleiche Anweisung an die Kreisphysiker zu erlassen. 

Anlage a. 

Nach §. 6. des Reglements über die Lehr- und Sorvirzeit der Apotheker- Lehrlinge 
und Geholfen vom 11. August v. Js. soll jeder Apotheker-Lehrling über die im Labora- 
torium unter Aufsicht des Lehrherrn oder Geholfen ausgeführten pharmaceutischen 
Arbeitern, zu welchen dem Lehrling unter Umständen auch nur des Unterrichts 
wegen besondere Gelegenheit gegeben werden muss, ein Journal mit kurzer Beschrei- 
bung der vorgonomnienon Operationen und der Theorie dos betreffenden chemischen 
Proccssos anlegen und auf bewahren, so wie auch nach §. 17. a. g. O. deijenige Gehülfe, 
welcher die Approbation als Apotheker nicht erlangt hat, verpflichtet ist, das während 
der Lehrzeit begonnene Lahorations- Journal (^. 6.) ordnungsmäßig forzusetzen. 

Diese Vorschriften sind, wie die dicsjfdingcn ordentlichen und ausserordentlichen 
Apotheken- Visitationen ergeben haben, von mehreren Apotheken-Besitzern ganz unbe- 
achtet geblieben. 

Die Herren Kreispbysiker veranlassen wir daher, den Apothekern ihres Gcschäfts- 
kreises unter Mittheilung eines Exemplars dieser Circular- Verfügung in unserm Namen 
aufzugeben, für die genaue Befolgung dieser Vorschriften Sorge zu tragen, anch die 
Art ihrer Ausführung bei den Apotheken-Revisionen und bei den jährlichen Prüfungen 
der Lehrlinge (§. 7. des Reglements) genau zu controüren. Von der Berufs- und 
Pflichttreue der Apothoken-Bositzer aber erwarten wir, dass sie cs sich werden ange- 
legen Nein lassen, dieser für die practische Ausbildung der Lehrlinge und Geholfen so 
nützlichen und fruchtbringenden Einrichtung ihre besondere Sorgfalt zu widmen. 

Die erforderliche Zahl von Exemplaren dieses Oirculnrs ist hier beigefügt. 

Verb, betreffend die Aufnahme der Pcrsonalia dor Lehrlinge in die 

Rcvisions- Verhandlungen, vom 23. Januar 1867 (I. V. Lehncrt). 

Hinsichtlich der Aufnahme der Pcrsonalia der Lehrlinge in die Revisions- Verhand- 
lungen der Apotheken wolle die Königl. Regierung in Zukunft darauf halten, dass nicht 
lediglich die vor den« betreffenden Krcisphvsikus sUttgehabte Qualiiications - Prüfung 
rogistrirt, sondern auch angegeben werde, ob die Lehrlinge beim Eintritt in die Lehre 
den Nachweis des nach 3. des Reglements vom li. August 1864 vorgeschriebenen 
Schulzeugnisses zu führen im Stande gewesen sind* 1 ). 

Was die Dauer der Visitationen betrifft, so bestimmt Folgendes die 

Circ.-Verf. vom 21. Januar 1867 (Lohnert). 

Mit Rücksicht darauf, dass die Bestimmung ad Nr. 14. der Instruction für das 
Verfahren bei Apotheken-Revisionen vom 21. Oetobor 1819, nach welcher die Visita- 
ion einer Apotheke in kleinen Städten in der Regel in einem, in grös- 

*) Conf. die durch die Circular- Verfügung vom 28. Dcccmber 1870 (S. 459) gebo- 
tene Abänderung des qu. §. 3. 
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teren in 2 Tagen beendigt werden muss, das geringste Zeitmass bezeichnet, 
dessen Verwendung zur genauen Ausführung dieses Geschäftes ffir erforderlich zu er- 
achten ist, kann ich es nicht billigen, (biss die Revisoren im verflossenen Jahre es 
sieh fast zur Regel {gemacht zu haben scheinen, innerhalb eines Tages zwei Revi- 
sionen und zwar in verschiedenen Städten zu absolviren. Da zu befürchten steht, 
dass der hiermit etwa beabsichtigte Vortheil der Kostenersparung im Intercsso der 
Gründlichkeit der Untersuchung für die Sache seihst zum Nacnthoilo aussehlagen dürfte, 
so ist dies Verfahren künftig a dz «stellen, die Revisoren aber haben die bei den Visita- 
tionen etwa erübrigte Zeit zur Inspection der an den betreffenden Orten befindlichen 
Droguon- und Materialwaaren - Handlungen zu benutzen, deren in den Berichten der 
Königl. Regierung bisher nicht Erwähnung geschehen ist. 

Ferner mache ich wiederholt darauf aufmerksam, dass cs nicht genügt, Vorgefun- 
dene Mängel in den Verhandlungen zn bezeichnen, sondern dass auch die Abstel- 
lung derselben in den betreffenden Revisionsbescheiden ausdrücklich in Erinnerung 
gebracht, ungeordnet und demnächst controlirt werden muss. etc. 

Die Eiureichnng der dreijährigen Uebersicht von dem Zustande der Apo- 
theken ist nicht mehr erforderlich. 

Circ.-Verf. vom 27. April 1868 (Leh'ncrt). 

Zur Verminderung des Schreibwerkes habe ich beschlossen, die auf Grund des 
§. 7. der Circ.-Verf. vom 13. März 1820 alle drei Jahre eiuzureichendc allge- 
meine Uebersicht von dem Zustande aller Apotheken des Regiemngs - Bezirks nach 
dem gleichzeitig vorgeschriebenen Schema künftig fortfallen zu lassen. 

Indem ich die Königl. Regierung daher von der ferneren Einreichung dieser Ueber- 
sicht hiermit entbinde, bestimme ich, dass in dem über die Apotheken - Visitationen 
während des letzten Jahres des dreijährigen Turnus zu erstattendem Berichte jedes- 
mal anzuzeigen ist, ob während der drei abgelaufenen Jahre alle Apotheken des Bezirks 
revidirt siiiu und aus welchen Gründen die Revision der einzelnen namhaft zu machenden 
Apotheken unterblieben ist. 

Bei den Apotheken-Revisioneu haben beide Ooramissarien gleiche Verant- 
wortlichkeit. 

Verfügung an die Königl. Regierung zu N., vom 5. Februar 1869 (Lohnert). 

P. P. Es muss jedoch bemerkt werden, dass die Revisoren bei der Visitation der 
Apotheken zu N. ihre Aufgabe nicht correct aufgofasst zu haben scheinen, wenn der 
administrative Revisor die Bemerkungen zum Revisions-Protokoll im Singular mit „ich“ 
einführt, die Zeichnung der Seriös medicaminum aber dem pharmaceutischen Revisor 
allein überlässt. Das Yisitationsgeach&ft ist von beiden Commissarien gemeinschaftlich 
und mit gleicher Verantwortlichkeit für alle Befunde auszuführen und als solches durch 
das Protokoll zu constatiren. 

In Betreff der Nachrevisionen ergingen folgende Verfügungen: 

Min.-Vorf. vom 14. September 1821 (v. Altenstein). 

Die in den Apotheken vorkommenden Mängel können zuweilen auch weniger aus 
Nachlässigkeit, als durch Unvermögen des Besitzers und zu geringen Absatz entstanden 
sein, weshalb dann für einen solchen Fall die verfügten Nacnrevisionen den Kreisphy- 
sikern übertragen werden müssen, um solche bei Gelegenheit vorzunehmen. Das Mini- 
sterium kann jedoch über diesen Punct nur die grösste Behutsamkeit empfehlen, um 
nicht Fehler, die blos in der Unordnung und Trägheit der Besitzer ihren Grund haben, 
dem Mangel an Vermögen und Absatz zur Last zu legen. 

Min.-Verf. vom 4. August 1840, die Kosten der Nachrevisionen betreffend 

(v. Ladenberg). 

Das Ministerium kann sich durch den Bericht der Königlichen Regierung vom ... 
nicht veranlasst finden, von den Bestimmungen der Circular- Verordnung vom 13. März 
1820 abzugehen, denen zufolge die Kosten für die Nachrevisionen von Apotheken, wenn 
solche wegen bedeutender Mängel, die als Folge der Nachlässigkeit der Apotheker be- 
trachtet werden müssen, angeordnet worden sind, von den betreffenden Apothekern ge- 
tragen werden müssen; die Beaufsichtigung und Beseitigung kleinerer unbedeutender 
Mängel aber, die sich bei der Visitation einer Apotheke horausgostellt haben, der Ro- 
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oherohe der Physiker bei ihrer gelegentlichen Anwesenheit an dom betreffenden Orte 
Vorbehalten bleiben soll. Es muss bei der hierüber bestehenden Anordnung um so mehr 
seiu Bewenden behalten, als durch die Verfügung vom ß. Juni d. J. der Königlichen 
Regierung nachgegeben worden ist, sich ferner durch die in den Städten ansässigen 
Acrzte die erforderliche Auskunft darüber, ob die Abstellung der in don Apotheken 
Vorgefundenen weniger erheblichen Mängel in der vorgeschriebcnen Zeit erfolgt ist, 
für solche Fülle zu verschaffen, wo zu bezweifeln steht, dass eine gelegentliche An- 
wesenheit des Kreisphysikus au dem betreffenden Orte für den gedachten Zweck wird 
mit benutzt werden können. Auf keinen Fall wird es zu rechtfertigen seiu, wenn wegen 
kleiner und weniger erheblicher Mangel, die bei der Visitation einer Apotheke sich er- 
geben haben, ein damit gar nicht im Verhältnis» stehender Aufwand von Kosten veran- 
lasst werden sollte. 

Bezüglich der Kosten für Nachrevisionen vergl. man noch die Min. -Verf. 
vom 28. März 1873 (S. 384). 

Die Gebühren der Commissarien bei den Apotheken- Visitationen sind bereits 
bei dem Gesetz vorn 9. März 1872 (S. 379. ff.) besprochen. 

Bei der Revision der Recepte ist darauf zu achten, ob Nr. 3. der Min. - 
Verf. vom 21. September 1872, betreffend die Einführung der Pharmacopöa ger- 
manica (S. 490), die gehörige Berücksichtigung gefunden hat. Man vergl. auch 
noch die Circ.-Verf. vom 2. August 1872 (S. 523 Arzneitaxe). 

Die Aufbewahrung sämmtlicher Reccpte in den Officinen ist 
nicht erforderlich. 

Min. -Verf. vom 15. Juli 1820 (v. Altenstein). 

Das Ministerium kann sich von der Zweckmässigkeit der Aufbewahrung stimmt- 
lieber Recepto in den Officinen, worüber sieh die Kuuigl. Regierung vom .... aus- 
gesprochen hat, nicht überzeugen. Uebcrdics ist: 

1) das von einem Arzte für einen Patienten verschriebene Kccopt Eigonthum des 
letzteren und steht es ihm daher frei, nach Belieben damit zu schalten, und 
ist der Apotheker auch aus diesem Grunde verpflichtet, solches, sobald es be- 
zahlt ist, dem Eigenthümer um »o mehr zurückzugeben, als nach einem alten 
Herkommen ein in der Apotheke zurückgebliebenes Recept als nicht bezahlt 
angenommen wird: 

2) ist der Vortheil, der von dem Zurückhnltcn s&inmtlicher Recepte in den Apo- 
thoken in medicinisch-geriehtlichor Hinsicht zu erwarten sein dürfte, viel zu 
selten und viel zu geringe, um das Publicum und die Apothekou einer ebenso 
unbilligen als lästigen Anordnung zu unterwerfen; 

3) befinden sich in einer Apotheke -- um bei der Apotheken- Revision die 
Arzneitaxe gehörig controliren zu können — immerhin eino hinläng- 
liche Anzahl von unbezahlten Rcecptcn; 

4) bedarf es dos in mcdicinisch-polizcdieher Hinsicht zu erwartenden Vortheils. 
um uämlich durch die Aufbewahrung dor Recepte die Medicinalpfuscherei 
und andere Abweichungen von den Gesetzen wahrnehmen zu können, eben- 
falls nicht, weil sich ohnedies dem Physikus hinlängliche Gelegenheit durbietet, 
icuen Zweck zu erreichen, wenn er nur mit seinen Geschäften und Pflichten 
hinlänglich bekannt ist, auch die erforderlicho Thätigkeit und guten Willen 
an den Tag legt; 

5) beruht grösstonthcils der für die Apothekenbesitzer daraus gehoffte Nutzen 
auf Einbildung und steht mit dor für sic damit verbundenen Last iu gar 
keinem Verhältniss . 


b) Speci&lia. Die Einrichtung der Loealien, die Signaturen, die Aufstellung und Einrichtung 
des Giftschranks, die verschiedenen Utensilien etc. 

Nach dem Umfang des Geschäfts aus dem vorhandenen Bedürfnisse müssen 
sich die Einrichtungen in der Officio und in den Loealien richten. Die hierbei 
leitcuden Grundsätze finden sich im Allgemeinen iiu Tit. iil. §. 2. der revidirten 
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Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 mul iin Anhang I. denselben, sowie 
in der Instruction zur Revision der Apotheken vom 21. Octobcr 1819. 

Folgende erläuternde Verfügungen ergingen hierüber: 

Min.-Verf., botr. die Einrichtung de» Laboratoriums, vom 6. Febr. 1 8 1 S 

(v. Ältonstcin). 

Wenn die Apotheken-Yisitations-Commissaricn bei der Revision oiner Apotheke 
finden, dass das Laboratorium eine nicht nur dem Besitzer, sondern auch dem Publicum 
Feuergefahr drohende Einrichtung hat, so haben sie nicht nur den Besitzer darauf 
aufmerksam zu machen und ihn zu warnen, sondern auch den Magistrat oder die 
Polizeibehörde de« Ortes davon zu benachrichtigen, damit diose durch ihre Fcuer-Com- 
ini»8aricn die Sache n.llicr untersuchen und dem zu befürchtenden Uebel auf dem ge- 
richtlichen Wege Vorbeugen lassen können. 

Min.-Verf. vom 22 August 1 837 (v. Altenstein). 

Das Ministerium eröffnet der Königl. Regierung auf den Bericht vom . . . die 
neue bauliche Einrichtung der Apotheke des N. zu N. betreffend, dass die Anlage 
des Laboratoriums, sowie der Stoss- und Sch neidekam mer im Souterrain durch 
kein Gesetz verboten ist. hierselbst bei mehreren Apothekern stattfindet und noch nie 
zu einer besonderen Erinnerung Veranlassung gegel>on hat. Die Anlage des N. ist 
daher unbedenklich zn genehmigen. * 

Min.-Verf., betreffend die Schilder und Aufschriften dflr GefÜSBe in den 
Officinen, vom 2. Septcmbor 1847 (v. Ladenberg). 

Auf den Bericht vom .... wird der Königlichen Regierung nach Eingang der 
gutachtlichen Aeusscrung der Commission zur Bearbeitung der Arzneitaxe hierdurch 
eröffnet, dass das Ministerium es nicht für nothwendig erachtet, den Apothekern die 
sofortige Umänderung der seitherigen Schilder der Goiasse in den Officinen, insofern 
solche den Inhalt deutlich bezeichnen, zur Pflicht zu machen. Dagegen haben die 
Apotheker, wenn eine Erneuerung der Schilder und Aufschriften nöthig wird, sich überall 
der durch die sechste Aufgabe der Pharmacopöe eingeführten Namen zu bedienen. In 
gleicher Weise sind bei neu anzulegendcn Apotheken oder neuer Einrichtung schon be- 
stehender nur die in der gegenwärtigen Pharmacopöe gebrauchten Namen in Anwen- 
dung zu bringen. 

Min.-Verf. vom 30. Decombor 18C8, betreffend die Bezeichnung der 
Standgcfäusc in den Apotheken (Lchnert). 

Auf don Bericht über die Apotheken - Visitationen vom 25. v. M. erwiedere ich 
der etc.: Um die Verwechselung dor Stnndgofusse der drei bekannten Kategorien der 
Mcdicamentc beim Geschäftsbetriebe in den Apotheken möglichst zu verhüten, reicht die 
allgemein gebräuchliche unterscheidend e Bezeichnung derselben, nach welcher die Go 
ffisse der indifferenten Mittel mit schwarzer Schrift auf weissem oder gelbem 
Grunde, resp. Schilde, die cauto servanda mit rotlier Schrift auf weisaem Grunde, 
und die eautissime servanda mit woisser Schrift auf schwarzem Grunde signirt 
werden, vollkommen aus. Nach diesem Modus werden gegenwärtig die zur Ausrüstung 
von Apotheken käuflichen Glas* und Porcellangefässe, sowie auch die Schilde zu Kästen 
und Behältnissen schon in den Fabriken mit den betreffenden Signaturen durch Eio&tzeu 
und Einbrennen versehen. Es wäre daher ciue kaum zu rechtfertigende Lost für die 
Apotheker, wonn dieselben geuöthigt werden sollten, diese an sich hinlänglich unter- 
scheidenden Bezeichnungen ausserdem noch mit einem zinnoberrotheu Rande zu um- 
geben, resp. mit einem rothen Kreuz in Oelfarbo fiusserlieh auffalhmder zu machen. Da 
es sich überdies nicht empfiehlt, eine nicht gerade unerlässlich geboteno reglemeuta risolic 
Bestimmung für einen Regierungsbezirk ausschliesslich zu erlassen, zu deren allgemei- 
neren Anordnung kein dringender Grund vorliegt, so veranlasse ich die otc., die ge- 
dachte spcciclle Vorschrift in Betreff der Hinzufügung neuer Unterscheidungszeichen 
auf den Arzneigefässen nicht in Kraft treten zu lasseu, dagegen um so strenger auf die 
vorschriftsmassige Anwendung dor bisher üblichen Farbemlifferenz bei den Signaturen 
für die ihrer verschiedenen Wirkung nach von einander in den Geschäftsräumen zu 
trennenden Mcdicamente zu halten etc. 

Behufs schnellerer Bereitung dor Infuse und Decoc.te zur Nachtzeit oder zu even- 
tueller Ersparung der iicizung des Dampfapparats im Laboratorium empfiehlt cs sich, 
in den Officinen einen kleinen tragbaren Dampfkocliappar.it zur Hand zu halten. Eine 

35 * 
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sehr zweckmässige Einrichtung der Art ist zwar schon in der neu hergestellten Apo- 
theke des etc. befunden worden, es wird zu diesem Zweck aber die einfachere Vor- 
richtung einer in ein cylindrischcs kupfernos Wassergefäss fest einzusetzenden Por- 
cellan-Infundirbuchse über einer Berzeliuslampe genügen, für deren Einführung in den 
dortigen Officinen die etc. Sorge tragen wolle etc. 

In den Vorrathsräunieu sind gemäss der Min.-Verf. vom 5. November 
18C8 Lackschilder, resp. lackirte Papierschilder auf den Standgefilssen 
gestattet. 

Min.-Verf. vom 5. November 1868 (Lehnert). 

Auf die Vorstellung vom . . . gereicht Ihnen zum Bescheide, daiss ich Lackscliilder, 
resp. lackirte Papiorscliildcr auf den Standgefässcn in den Vorratksräumen Ihrer Officin 
von der zur Ansicht eingereichten Beschaffenheit nach der in vielen anderen Apotheken 
gewonnenen Erfahrung, namentlich im Vergleich zu den Signaturen aus Oclfarbe, für 
ausreichend dauerhaft und daher zum Gebrauch für zulässig erachte. 

Der Königlichen Regierung habe ich von diesem Bescheide Kenntniss gegeben. 

Ueber die Einrichtung, Aufstellung des Giftschrankes und Aufbewahrung 
der Gifte bestimme^ folgende Verfügungen: 

Min.-Verf., betreffend die Aufbewahrung kleiner Quantitäten der Gifte 
in der Officin, vom 15. Decembcr 1857 (Lehnert). 

Die von der Königlichen Regierung in dem Bericht vom .... vorgetrngenen Be- 
denken gegen die Durchführung clor für die Aufbewahrung der directen Gifte bestehen- 
den gesetzlichen Bestimmungen in den Apotheken des dortigen Verwaltungsbezirks kann 
ich für begründet nicht erachten. 

Dass kleine Quantitäten der in der Tabelle B. der PharmacopÖe verzeichneton Gifte 
behufs des prompten Gebrauchs bei der Reeeptur in Bereitschaft gehalten werden, ist 
als zulässig immer gestattet worden. Gegen das Vorhandensein von kleinen, verschlosse- 
nen Schränkchen zur gesonderten Aufstellung solcher kleinen Quantitäten in den Offici- 
nen ist auch diesseits nichts erinnert worden. 

Der in der Verfügung vom 14. v. M. erhobene Tadel bezieht sich vielmehr darauf, 
dass der ganze Vorratli der directen Gifte in den meisten Apotheken im dortigen Re- 
gierungsbezirk allein in der Officin und nicht in von den übrigen Waarcn und Modici- 
nalien entfernten Behältnissen und Verschlagen, wie dies vorgeschrieben ist, aufbewahrt 
wird. Die Annahme, dass in der Mehrzahl der Apotheken nur eine dem Gebrauch bei 
der Reeeptur entsprechende Quantität von directen Giften vorrätliig sei, erscheint nicht 
gerechtfertigt. Namentlicherfordert schon der weisse Arsenik, welcher zu medicinischen 
Zwecken fast niemals verwendet wird, in keiner Apotheke aber fehlt, die Herrichtnng 
eines besonderen Giftschranks. 

Da nun auch in den beschränkteren Localitäten immer noch eine Räumlichkeit, soi 
es auf dem Boden, in der Glaskammer, oder auch nur in einer entlegenen, durch einen 
verschliessbaren Gitterverschlag abgethcilten Ecke der Materialstube u. s w., sich wird 
ermitteln lassen, welche zur Aufstellung eines Giftschranks geeignet, ist, so kann eine 
erhebliche Schwierigkeit, den gesetzlichen Bestimmungen in dieser Bezichuug Folge zu 
geben, in den dortigen Apotheken nicht obwalten. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich demnach, in der Zukunft dafür Sorge zu 
tragen, dass ausser einem kleinen zum Rocepturhedarf in der Officin zulässigen Ver- 
schluss für die Scparanda der Tabula B. iu jeder Apotheke noch ein eigentlicher Gift- 
sohm nk für die grösseren Vorrätlie dieser Kategorie an einor von den übrigen Mcdici- 
nalicn entfernten Stelle angelegt werde. 

Min.-Verf., betreffend denselben Gegenstand, vom 6. April 1858 (Lehnert). 

Der Königlichen Regierung erwiedore ich etc. 

Dass aber die Apotheker ausserdem in den Officinen kleine Quantitäten der Medi- 
camente dieser Kategorie (Tabula B.), welche bei der Reeeptur täglich gebraucht wer- 
den, wie z. B. llydrargyrum bichlorutum corrosivum, Hydmrgvrum oxydatum rubrum, 
Liquor Hydrargyri bichlorati corrosivi, Liquor Hydrargyri nitnei, Strvöhnium nitricum, 
Veratrinum etc., innerhalb besonderer Schränkchen sorgfältig ein geschlossen halten, ist 
im Allgemeinen für zulässig zu erachten. 
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Min. Verf., betreffend die Einrichtung des Gift schra nks, vom 27. Sept. 1859 

(Lehuert). 

Hinsichtlich der Aufbewahrung der in der Tabula B. der PharmacopÖe aufgeführ- 
ten Mittel muss jedoch Folgendes bemerkt werden: 

Den bestehenden Vorschriften nach wird der isolirten Aufbewahrung süm ält- 
licher Gifte dieser Kategorie, mit alleiniger Ausnahme der in der Officin zu halten- 
den kleineren Quantitäten, durch Aufstellung eines mit gesonderten Abtheilungen wohl 
eingerichteten Giftschranks an einem von allen übrigen Medioinalien getrennten Orte 
vollkommen genügt. Es hat nun zwar etwas für sich, wenn mehrerer Sicherheit wegen 
vorzugsweise darauf gehalten wird, dass für die Arsenikalien eiu eigenes und für die 
übrigen Medicamentc der Tabula B. noch ein besonderes Giftspinde bestehe. Dass dann 
aber die Aufstellung des Sehranks für die letztere Abthoilung in der Materialienkanuner 
oder in der sogenannten „narcotischeu Kammer - , die ausschliesslich für die Mittel der 
Tabula C. bestimmt sein soll, nicht allein gestattet, sondern tlioilweise selbst angeordnet 
worden ist, kann als den bestehenden Vorschriften widersprechend nicht gebilligt werden. 
Die Königliche Regierung hat hierauf für die Zukunft zu achten. 

Min. -Verf., betreffend die Aufbewahrung der Gifte, vom 25. Januar 1861 

(Lehuert), 

Aus den mit dem Bericht vom .... eingereichton hierbei zurückerfolgenden Ver- 
handlungen habe ich gern ersehen, dass die im vorigen Jahre revidirteu Apotheken in 
einem guten Zustande befunden worden sind. 

Bei dem hiernach mit dom Jahre 1861 beginnenden neuen dreijährigen Visitationg- 
Cyclus wolle die Königliche Regierung darauf achten, dass innerhalb dosseiben wiederum 
säinintliche Apotheken einmal, jedoeu nicht iu einer sich regelmässig wieder- 
holenden Reihefolge, zur Revision kommen. 

Die tabellarische Uobcrsicht über das Resultat der Visitationen ist erst nach Been- 
digung des dreijährigen Cyclus einzuseuden. 

Hinsichtlich des bei den Revisionen beobachteten Verfahrens, welches im Allge- 
meinen gebilligt wird, hat sich Folgendes zu bemerken gefunden: 

Aus der dotaillirten Beschreibung der Aufbewahrung der Gifte ergiebt sich, 
«lass dieselbe in sämmtUchen dort revidirteu Apotheken, mit alleiniger Ausnahme einer, 
nicht genau den gesetzlichen Bestimmungen entspricht. Es findet sich nämlich zwar fast 
überall eine sogeuaunto Giftkammer, in derselben werden aber die Arzneimittel der 
Tabula B. der PharmacopÖe, wenngleich in besonderen verschlossenen Behältnissen, doch 
unmittelbar neben den Repositorien für die Droguen der Tabula C. oder gar vielfach 
mit diesen zusammen innerhalb verschiedener Abtheilungen nur Eines Schrankes auf- 
bewahrt. Dies ist unzulässig. In Gemässheit des Anhangs I. zur revidirten Apotheker- 
Ordnung vom 11. October 1801 müssen vielmehr zur Aufbewahrung der airecten 
Gifte, welche in der Tabula B. verzeichnet sind, besondere, von den übrigen Waarcn 
und Medicinalien entfernte Behältnisse und Vorschläge benutzt werden. Hiernach 
muss der die Droguen ctc. dieser Kategorie ausschliesslich enthaltende Giftschrank 
entweder aus dem für die Aufstellung der Droguen der Tabula 0. designirten Raum, 
resp. aus der Materialienkammer gänzlich entfern^ oder wenn dies die Localität einer 
Apotheke durchaus nicht gestattet, wenigstens mit einem besonderen vorschliessbarcn 
Verschlage für sich umgeben sein. In der Officin selbst aber dürfen nur kleinere, 
für die tägliche Reccptur unentbehrliche Quantitäten der Medicmnente der Tabula B. 
— mit Ausschluss aller Arsenikalion — iu einem eigenen verschlossenen und 
Higuirten Schränkchen gehalten worden. Die Königliche Regierung wolle dafür sorgen, 
dass in Zukunft bei den Revisionen hierauf geachtet werde. 

Obwohl es den Bestimmungen der revidirten Apotheker-Ordnung gemäss gestattet 
ist, dass einzelnen bewährten Apothekern unter Umstanden die Erlauoniss ertheilt wer- 
den kann, ausnahmsweise einen Lehrling ohne Gehülfen zu halten, so findet sich 
dafür, dass neben nur einem Gehülfen z wei Lehrlinge angenommen werden, kein 
gesetzlicher Anhalt. Es bedarf daher dies in der Apotheke zu N. N. bestehende vor- 
schriftswidrige VcrhältniB8 einer Remedur, welche die Königliche Regierung unfehlbar 
berbeizuführen hat. 

Schliesslich ist noch zu bemerken, dass die im Protokoll aufgeführteu Motive am 
Schluss desselben nicht resümirt zu werden brauchen, diese Zusammenstellung vielmehr 
in den Revisionsheschcid gehört. 

Min.-Verf., betr. die Aufbewahrung des Phosphors, vom 27. Februar 18C4 

(Leh nert). 

Hinsichtlich des Phosphors wird zur Vermeidung künftiger Differenzen darauf 
aufmerksam gemacht, dass, nachdem iu Betreff der Aufbewahrung und Verabreichung 
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dasselbe bereits mittelst Verfügung vom *21. Mürz 1845 die nämlichen Vorsich tsmass- 
regeln wie für die direkten Gifte augeordnet worden sind, durch die in der Edit. VH. 
der Ph&rmacopöe erfolgte Aufnahme des Phosphors in die Tabula B. eine Aenderung 
der Bestimmungen über die Aufbewahrung desselben in keiner Weise beabsichtigt wor- 
den. Demgemäss ist darauf zu halten, dass der Phosphor unter dcu bisher beobachteten 
Cantelen seiner Feuergefährlich keil wegen im Keller innerhalb eine» besonderen, ver- 
schlossenen Schränkchens aufhewulirt werde. 

Es kann daher nicht für statthaft erachtet werden, dass in der Apotheke des N. 
zu N. der Phosphor seine Stelle in dem Giftschränkchen der Officin gefunden hat. 

Min.-Verf. vom 20. Januar 1800, betreffend die Aufstellung des Gift- 
schrankes (Lehnert). 

Um allmählich mehr Gleiehinässigkeit iu Aufbewahrung der Gift« in den Apotheken 
horboizuführen , wolle die Königl. Regierung darauf halten, dass namentlich bei den 
dort beabsichtigten Nouaulugon hierin nach folgenden einfachen Grundsätzen ver- 
fahren werde. 

Die Vorräthc sä mm tli eher Medieamente der Tabula B. der Pharmacopöe, mit 
Ausnahme des im Keller vorschriftsmässig zu verwahrenden Phosphors, gehören in den 
Giftseh rank. Der Giftseh rank ist in einem von den übrigen Waaren und Medici- 
nulien getrennten Kaum, resp. hinter einem eigenen Verschlage isolirt nufzustellen 
und innerlich so einzuriehten, dass darin die drei Kategorien der Medieamente der 
Tab. B., bezw. die Arsoniealia, die Mercurialia und die Alkaloide. jede ihr besonderes 
verschliessbare« Behältnis» (Fach), in welches zugleich tlie betreffenden signirten Dis- 
pensirgerätlie aufzunohmen sind, erhalten. Jede dieser Abtheilungen ist für sich, sowie 
der ganze Giftsehrank aussen mit der erforderlichen Signatur zu versehen. — ln der 
Officin ist ausserdem ein kleines Giftschränkchen nach denselben Prineipien (jedoch 
ohne äussere Umgitterung) für die zur Reeeptnr orfordcrliehen kleinen Quantitäten der 
Medieamente der Tab. B. (excl. der Arsonikalien) horzuriehten. 

Für die Separation der Medieamente der Tabula 0. genügt deren Aufstellung in 
abgesonderten Schränken oder Behältnissen innerhalb der einzelnen Vorraths- 
räume. Hiernach bedarf es der Einrichtung einer sogenannten, Giftkam tn er zur 
Aufbewahrung der Vorrfttho der Tabula C. an und für sich ebensowenig, als der 
Horrichtung zweier besonderer Giftschränke, von denen der eine für Arseni- 
kalien allein und der andere für Mcrcurialicn bestimmt ist 

Die Pharmacopoea germanica hat hinsichtlich der Aufbewahrung der Gifte 
und Separanda die bestehenden Bestimmungen unverändert gelassen. 

Was die Utensilien und Gerätschaften betrifft, so sind gleichfalls die 
oben angeführten allgemeinen Gesetze und Verordnungen massgebend, nament- 
lich Tit. 111. §. 2 b. und c. der Apotheker-Ordnung (S. 449.) und Anhang II, sowie 
die später publicirte Instruction vom 21. October 1819. Ausserdem siud noch 
folgende Verfügungen zu beachten: • 

Min.-Verf., betreffend die anzuschaffenden Utensilien, vom 19. Mai 1821 

(v. Altenstein). 

Das Ministerium hält cs nicht für ausführbar, rncksichts der anzuschaffenden Uten- 
silien eine alle Apotheken verpflichtende, allgemeine Kegel aufzustellen, da das Bedürf- 
nis» sieh mehr oder weniger nach den Localverhfiltnissen und nach dem Umfange des 
Gewerbes richten muss. Die Instruction vom 21. October 1819 hat zwar die Visitatoren 
der Apotheken angewiesen, auf die nothwendigen Utensilien der Apotheken Rücksicht 
zu nehmen, es kann ihnen dabei aber eine allgemein gültige Kegel nicht an die Hand 
gegeben, sondern es muss solche» ihrem billigen Ermessen nach den besonderen Ver- 
hältnissen jeder einzelnen Apotheke Überlassen werden. Glaubt der Apotheker ver- 
kommenden Falles, dass er weniger Geräthschaftcn bedürfe, als die Visitatoren von ihm 
verlangen, so bleibt der Regierung die Entscheidung, behufs welcher sie, wenn sie es 
für nöthig hält, in jedem besonderen Falle sich das Gutachten der Medicinal-Collegieu 
erbitten mag. 

Min.-Verf., betreffend den Gebrauch von verzinnten oder kupfernen 
Geffissen, vom 21. September 1837 (v. Altcnstein). 

Das Ministerium hat über den von der Königlichen Regierung in dem Bericht vom 
. . . . gemachten Vorschlag, dou Gebrauch von verzinnten kupforuou G «fassen nicht 
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nur den Apothekern, sondern auch dem Publicum zn verbieten, zuvörderst die gut* 
achtliche Aeuseernng der Königlichen wissenschaftlichen Deputation für das Modicinnl- 
wesen erfordert und aus dem nunmehr cingegangenen Bericht derselben ersehen, dass 
dem Anträge der Königlichen Regierung weitere Folge zu geben keine auf wissenschaft- 
lichen Principien begründete Veranlassung vorhanden ist. 

Zinn wird zwar ebenso wie Kupfer, wenn es mit Säuren und der Luft in Berüh- 
rung kommt, oxydirt, aber viel langsamer und unbedeutender, da die Oxyde des Zinns 
nur geringe Verwandtschaft zu den Säuren haben. Die Zinn Verbindungen/ welche durch 
Unachtsamkeit und Unreinlichkoit entstehen können, sind ausserdem auch weniger 
schädlich, als die Kupfervcrbindnngcn. 

l)or galvanische Process kann bei verzinnten kupfernen Gefasscn nur dann eine 
bemerkbare Wirkung ausüben, wenn beide Metalle mit der Flüssigkeit, in Berührung 
kommen; dabei wird aber die Löslichkeit des einen Metalls stets vermindert, indem dio 
des andern gesteigert wird. Aus diesem Grunde werden Schiffe mit Kupfer und Zink 
beschlagen, um die Oxydation des Kupfers zu verhindern. Ebenso wird auch in dem 
in Rede stehenden Fallo die Lösbarkeit des Kupfers, als des schädlicheren Metalles, 
vermindert, die des Zinns, nls unschädlicheren dagegen, wenn auch nur in geringem 
Grade, jedesmal vermehrt. 

Der Grund, weshalb die PharmacopÖe, welche als spätere Verordnung die frühere 
Instruction für Apothekon-Visitationon in einzelnen Puncten aufhebt, verzinnte Gefässc 
in manchen Füllen verwirft und gegen die früheren Ausgaben der PharmacopÖe kupferne 
wieder oinführt, liegt darin, dass verzinnte Gefässc schwer rein zu halten sind. Starkes 
und öfteres Scheuern reibt den Zinnüber/.ug hier und da ab, das Kupfer wird entblösst 
und giobt an dieseu Stellen um so mehr zum Ansetzen des aullöslichen Grünspans Ver- 
anlassung, als gewöhnlich verzinnte Gebisse mehr geschont, beim Reinigen weniger an- 
gegriffen zu worden pflogon. 

Es muss daher bei der bestehenden Einrichtung, dass dem Apotheker für die 
Fälle, wo das Gofüss von Wichtigkeit ist, durch die PharmacopÖe vorgosclirieben wird, 
ob er ein verzinntes oder kupfernes Gelass anzu wenden hat, und dass da, wo das 
Gcfäss bei der Bereitung eines Arzneimittels gleichgültig ist oder gar mit dem letz- 
teren nicht in Berührung kommt, wie z. B. beim Wasserbade, dem Apotheker über- 
lassen bleibt, von welchem Metalle er das Gefäss verfertigen lassen will, sein Verblei- 
ben behalten. 

Ein Verbot der verzinnten Gefusse für Jedermann aber ist ans den oben erörterten 
Gründen nicht erforderlich. 

Vcrf., betreffend die Aufstellung der Destillir - Apparate zn technischen 

Zwecken in den Laboratorien, vom 1. Juli 1842 (v. Ladenborg). 

Auf Ihre Eingabe vom . . . wird Ihnen hierdurch eröffnet, dass Ihnen dio darin 
nacbgosuchte Eiluubniss, in Ihrem Laboratorium neben den zu pharumceutischen 
Zwecken befindlichen beiden Apparaten mit zinnernem Helm und kühlröhren noch 
einen dritten kupfernen Destilür-Apparat allein zu technischen Zwecken, wie zur Reini- 
gung und Verstärkung von Spiritus und zur Bereitung von doppelten Branntweinen 
aufstellcu zu dürfen, nicht nach gegeben werden kann, weil dergleichen Nobeugeschäfte 
von den Apothekern in abgesonderten Localen betrieben werden müssen. 

Verfügung an den Medicinal- Assesor N. und abschriftlich an sämmtlicho 
König!. Regierungen vom 21. October 1863, betreffend die Anwendung von 
Porzellan- und Steinzeug-GefäsHen. (Lehnort). 

Ew. Wohlgeboren sind in Ihrer Vorstellung vom 6. d. Mts. von einer sachlich 
richtigen Auffassung ansgegangen, wenn Sie annehmen, dass der Ausdruck: „in vasis 
porceUanicis“ Seite 68 Zeile 10 der 7. Ausgabe der Pharnincopoca borussica nicht dabiu 
zu verstehen sei. dass die dicken Extracte ausschliesslich in Gelassen von reinem Por- 
ecllan auf bewahrt werden sollen. 

In dem oralen Entwurf der PharmacopÖe hat die betreffende Stolle gelautet: „in 
vasis porcellanicis aut fictilibus, Steinzeug cfictis.“ Bei der Revision wurde an den Wor- 
ten: „fietilibus, Stoinzeug dictis“ Anstoss genommen, und da in lateinischen Schriften 
Bezeichnungen für die verschiedenen Arten von Thonwaaren nicht aufzufinden sind, so 
hat man beschlossen die Worte: „aut fictilibus, Steinzeug dietis w ganz zu eliminiren, 
iu der Voraussetzung, dass unter der Bezeichnung: „vasn porcellanica“ der Analogie 
nach von den Betheiligton Gefässc aus allen denjenigen Materialien verstanden worden 
würden, welche hinsichtlich der Widerstandsfähigkeit, gegen dio Einwirkung von Säuren 
und anderer chemischen Agcntiou mit dem ächten Porcellan auf gleicher Linie stehen. 
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Hierbei haben die Verfasser der Plmrtnaeopöo hauptsächlich das sog. Steingut 
im Sinne gehabt, das Fajeneo aber wegen seiner sehr leicht springenden uud zer- 
brechlichen Glasur als nicht tauglich zur Aufbewahrung chemisch differenter Stoffe 
erachtet. 

Bei der Bestimmung S. 58. Z. 19. der Pharmacopöo ist übrigens ausserdem noch 
vorausgesetzt worden, dass in den Offi einen selbst überall nur Gefässe von Por- 
cellan zur Aufbewahrung der dicken Kxtracto un^ewendet werden würden. 

Hiernach go!>o ich die von Ihnou beantragte Erklärung dahiu ab, das* unter: „vasa 
poreellanica“ S. 58. Z. <9. der 7. Ausgabe der Phurmacopooa bonissica in Beziehung 
auf die Aufbewahrung der diekeu Bxtrncte in den Ufficiuen wörtlich Gefässe von 
Porcellan zu verstehen sind, den Apothekarn aber zur Aufbewahrung der Yorrüthe 
von dicken Extractou in andern Geschäftsräumen auch die Verwendung vou Gefässen 
aus Steinzeug mit bleifreier Glusur gestattet ist. 

Circ.-Verf. vom 3. Julil8G3, betreffend die Dampfapparate in den 
Apotheken. (Leknert). 

Auf den Bericht vom .... eröffne ich der Königl Regierung, dass die Bestim- 
mungen der Cireular- Verfügung vom G. Mai 1847 (Anlage A.), die Dampfapparate in 
den Apotheken betreffend, obwohl dieser Verfügung iti der zweiten Auflage des Horn’schen 
Werkes keine Erwähnung geschehen ist, um so weniger als aufgehoben betrachtet wer- 
den kann, als in der mit dem 1. <1. M. in Kraft getretenen Arzneitaxe die für Decocte, 
Gelatinen und Infusioneu aufgeworfenen Arbeitspreise mit Rücksicht auf die Bereitung 
in den» Dampfap parat berechnet worden sind. 

Die Königl. Regierung hat daher wie bisher darauf zu halten, dass sftmiutliche 
Apotheken- Besitzer mit den erforderlichen Dainfvorrichtungen, auf welche in der 
zweiten Auflage des genannten Werks Theil II. S. 3G2. hinsichtlich der Bereitung der 
Kxtracte und ätherischen Dole hingewiesen ist, versehen sind, und dass diesell>en bei 
der Bereitung der Decocte, Decocta- Infnsa und Infusa nach der in der Anlage a. der 
Circular- Verfügung vom G. Mai 1847 gegebenen Instruction verfahren. 

Zur Verhütung etwaniger Zweifel wolle die Königl. Regierung die erwähnte In- 
struction durch Bekanntmachung derselben in dem Amtsblatt in Erinnerung bringen. 

Anlage A. 

Nach der Vorschrift der G. Ausgabe der Landes- Pharmacopöo sollen viele Präpa- 
rate, z. B. alle Extractc und ätherischen Oelo, die meisten Salben und Pflaster u. s. w. 
mit Hülfe eines Dampfapparats oder eines Wasserbades bereitet werden, auch sind in 
der seit dem 1. April d. J. geltenden Arzneitaxe bestimmte Preise für die Dampf- 
Decocte etc. ausgeworfen worden. 

Damit aber obigen Vorschriften, welche den Zweck haben, die durch Infusion und 
Decoction zu bereitenden Arzneien gleichförmiger und wirksamer darzustellen, überall 
auf die entsprechende Weise nach gekommen werde, sind die Apotheker angehalten, sich 
mit den erforderlichen Dampfvorrichtungen zu versehen unu bei der Bereitung der 
Decocte, Decocta- lufusa und Infusa nach der beiliegenden Instruction (Anlage a.) zu 
verfahren. 

Die Königl. Regierung hat diese Instruction durch Bekanntmachung derselben in 
dem Amtsblatt oder auf sonst geeignete Weise zur allgemeinen Kenntmss der Aerzte 
und Apotheker zu bringen und über die Beachtung der darin enthaltenen Vorschriften 
pflichtmussig zu wachen. 

Berlin, den G. Mai 1847. 

Ministerium der geistlichen, Unterrichts u. Medieiual-Angelegenhciten 
(gez.) v. Ladenberg. 

Anlage &. 

Die zinnernen oder porccllaueuen Deco ct buchsen müssen so eingerichtet sein, dass 
sie bis wenigstens zu drei Viertel ihrer Höhe den Wasser dämpfen ausgesetzt sind, 
welche die Temperatur des kochenden Wassers haben müssen. Ein Theil der Büchse 
kann auch mit dein kochenden Wasser selbst unmittelbar in Berührung sein. Worden 
die Wasserdämpfe ans einem Dampfkessel entwickelt, so darf ihre Temperatur nie so 
hoch sein, dass sie die Flüssigkeit in den Büchsen bis zum Kochen erhitzt. Die 
Decoctbuciisen müssen mit gut achliessendem Deckel von demselben Material ver- 
sehen sein. 

Die gut zerkleinerte Substanz, deren Gewichtsnieuge vom Arzt vorgeschrieben ist, 
wird mit so viel kaltem Wasser, als erfahrungsmässig htnreichend ist, um die von dem 
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Arzt vorgeschriebene Quantität Flüssigkeit zu erhalten , in der Decoctbüchse angerührt, 
die Büchse verschlossen und eine halbe Stunde lang der Einwirkung der Wasserdämpfe 
ausgesetzt. Während dieser Zeit wird der Inhalt der Büchse mehrere Mule gut durch- 
einander gerührt und dann gleich heiss colirt. Schreibt der Arzt vor, dass gegen das 
Ende der Operation noch eine andere Substanz zugesetzt werden soll, so geschieht dies, 
nachdem die Büchse 25 Minuten den Dumpfen ausgesetzt gewesen ist. 

Decocto-Infustt bereitet man, indem man, nachdem das Decoct die vorgeschriebene 
Zeit hindurch den Wasserdämpfen ausgesetzt gewesen ist, zum heissen Inhalt der Büchse 
die zu infundireude Substanz zusetzt, sorgfältig umrührt, die Büchse wiederum ver- 
schliesst und zum Abkühlcu zur Seite stellt. Wenn der Inhalt derselben völlig erkaltet 
ist, wird colirt. 

Die Infusa worden auf die gewöhnliche Weise, nämlich durch Uebergiesseii der gut 
zerklciuerten Substanz mit kochendem Wasser, Uiurührcn des Inhalts der Büchse, Ver- 
schließen und Umstellen derselben bis zum völligen Erkalten und Coliren des Inhalts 
bereitet. 

Will der Apotheker zu den lnfusis Wasser verwenden, welches in einem Kessel, 
der in den Dampfanpurat hineingestellt zu werden pflegt, durch die Wasserdämpfe 
des Apparats bis nahe zur Temperatur des kochenden Wassers erhitzt worden ist, so 
muss er die Büchse noch während fünf Minuten den Wasserdämpfen aussctzeu und dann 
erst zum Abkühlen bei Seite setzen. 

Zu jedem Infusuin und Decoctum ist eigentlich eine Vorschrift eines Arztes noth- 
wendig, wodurch die Monge der anzu wendenden Substanzen mul die Monge der Flüssig- 
keit, aic damit erhalten werden soll, angegeben wird. Sollte jedoch der Fall Vorkom- 
men, dass der Arzt eine solche Bestimmung zu geben unterlassen hätte, so wird zu 
1 Unze des Decoets oder Infnsums 1 Drachme der Substanz genommen. Sollte ein 
Arzt ein Decoctum conccntratum oder concentratissiraum noch verschreiben, so lässt man, 
um das erslerc zu bereiten, die Büchse % Stunden nnd, um letzteres zu bereiten, eine 
Stunde den Wasser dämpfen ausgesetzt, ohne dass die zu koehende Substanz vermehrt 
wird. Verschreibt er ein Infusum conccntratum, so wird die zu infundirende Substanz 
um die Hälfte und beim Infusum conccntratissimum um das Doppelte vermehrt. Bei 
stark wirkenden Arzneimitteln muss stets durch den Apotheker vom Arzt die genauere 
Bestimmung eingeholt werden. Ebenfalls muss, wenn ein Decoctum oder Infusum satu- 
ratum verschrieben worden ist, dio genauere Bestimmung eingeholt werden. 

Circ.-Vorf. an sämmtliche Herren Provinzial-Steuer-Dircctoren vom 
29. April 1864, betr. die Coutrole der Blasen in den Laboratorien der 
Apotheken (v. Pommer-Esche). 

Auf die Blasen bis zu 15 Quart Rauminhalt, für die Laboratorien der Apo- 
theker, deren steuerfreie Benutzung der §. 7. des Gcsotzes wegen Besteuerung des 
inländischen Branntweins vom 8. Februar 1819 gestattet, siud Seitens der Steuerbehörden 
die Vorschriften in den §§. 16. — 18. der Steuerordnung vom 8. Februar 1819, die 
steuerliche Controle der Brennerei- und Destillirgcräthe betreffend, thcils zur Anwendung 
gebracht worden, thcils aber auch nicht. Nach dem Ergebniss der deshalb veranlassten 
Ermittelungen erscheint es zulässig, dio steuerliche Controle über die vorerwähnten 
Blasen künftig ganz aufhören zu lassen. Ew. Hochwohlgehoren wollen hiernach das 
Weitere und insbesondere auch anordnen, dass in den B ren n erei -In vontarien, in welehe 
diese Blasen aufgenommen werden, dieselben in Abgang kommen. Don Königlichen 
Regierungen dortiger Provinz habeu Sie hiervon Mittheilung zu machen. 

M i n. - V e r f. vom 22. September 1869, betr. dio Verwendung des Dampf- 
Dcstillations- Apparates zur Gewinnung der ätherischen Oele (Lehnert). 

Auf dcu Bericht vom . . . eröffne ich der Königlichen Regierung, dass ich die in 
demselben ausgeführto Widerlegung der Beschwerde des Apotheker N. zu N. vom .... 
für begründet nicht erachten kann. 

Wenn dio Verwendung des Wasserdanipfcs mittelst des Dampf-DeatiUationa-Appa- 
rates, in Gemässhoit der Vorschrift der Plmrmaeopoö (Pharm Boruss. Bdit. VII. Pag. 137.) 
als das zweckmäßigste Verfahren zur Gewinnung der „athorischcn Gele“ selbst hat 
festgestellt werden können, so folgt hieraus, der bewährtesten pharmaceutischeu Erfahrung 
und den Lehren der Physik entsprechend, dass auf demselben Wege viel leichter noch 
die destillirten Wässer in der kräftigsten Woiso von den flüchtigen Oclcn, welche darin 
aufgelöst sein sollen, durchdrungen sieh werden herstellen lassen. 

Der Grund, weshalb in der Pharm acopoe in diesem Sinne bindende Vorschriften 
zur Bereitung destillirter Wässer nicht enthalten sind, ist lediglich darin zu suchen. 
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dass es den Apothekern, welche zur Zeit der Emanation derselben noch nicht im Besitz 
eines Dampfappnrates sieh befanden, gestattet bleiben sollte, einstweilen noch die destil- 
lirten Wasser ans der gewöhnlmhen Destillirblase bei di recte r Feuerung mit der nothigeu 
Vorsicht abzuzichen. Es ist hierbei vorausgesetzt worden, dass diejenigen Apotheker, 
deren Laboratorium init einen» wohl construirten Dampfapparat ausgerüstet ist, den 
Werth dieses Besitzes erkennend, desselben sich auch ohne Anweisung zu allen De&til- 
Intionsarbeiten bedienen werden. 

Der Apotheker N. hat folglich den in dieser Beziehung an ihn zu stellenden An- 
fortlerungen durch Herstellung eines vollständigen Dampfapparates ausreichend ent- 
sprochen, so dass ihm nol»en demselben die Verwendung des gewöhnlichen Destillir- 
grapens zu plmrmaccutischcn Zwecken entbehrlich geworden ist. 

Demgemäss erniächtigc ich die Königliche Regierung, den etc. N. auf seine hierbei 
nebst den Anlagen znrückcrfolgende Vorstellung vom .... dahin zu l»eseheiden, dass 
derselbe unter den angezeigton Umständen von der Wiederansehaflfung einer gewöhn- 
lichen Destillirblase über dircctem Feuer behufs Bereitung der destillirten Wässer mit 
meiner Genehmigung dispensirt werde. 

Verfügung, betr. die Dampf-Destillations ‘Apparate in den Laboratorien 
vom 22. hebruar 1873 (Dr. Achenbach). 

Auf «len Bericht vom ö. d. Mts. erkläre ich mich* mit der Auffassung der Königl. 
Regierung einverstanden, dass, obwohl die Ib sehrcibnng der zur Bereitung der ätherisch«'»! 
Ode nncli «1er Pbarmacopoea bonissica Kd. VII. erforderten Dampf* Destillation in die 
Pharmucopoi'a germanica nicht Aufnahme gefunden hat, die Circular * Verfügung vmn 
".Juli 1803 (S. 512.) hierdurch nicht für aufgehoben zu erachten ist. Die Königliche 
Regierung wolle daher auch fernerhin «larauf halt«*?», dass in den Apotheken ein kleiner 
Dumpf- Destillations-Apparat im Laboratorium vorhanden ist. 

Es werden gegenwärtig sehr ermipcndiösc Apparate der Art zu einem verhälfniss- 
nu’isaig genügen Preise gefertigt, doivn Einrichtung noch mehrere andere pharmaceu- 
tischc Arbeiten ausser il<;r Destillation so sehr erleichtert, dass durch zweckmässige 
Benutzung derselben die Anlagekosten sehr bald gedeckt werden. 

& Die Gowichte and Waagen. 

Das Graramengewicht wurde durch die Maas- und Gewichts -Ordnung vom 
17. August 180,8 (B.-G.-Bl. S. 474.) eingefübrt. 

Dieselbe lautet: 

Muss- und G o wichts- Ord »» un g für den Norddeutschen Bund. 

Vom 17. August 186 8. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden K«;nig von Preussen etc., verordnen i»n 
Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung de« Bundesiaths und 
dos Reichstages, was folgt: 

Art. 1. Die Grundlage de« Masse« und Gewichtes ist das Meter oder der Stab 
mit deciraaler Theilnng und Vervielfachung. 

Art. 2. Als Urmass gilt derjenige Platinstab. welcher im Besitze der Königl. 
preußischen Regierung sieh befindet, im Jahn» 1863 durch eine von dieser und «1er 
Kaiserlich französischen Regierung bestellte Commission mit dem in dem Kaiserlichen 
Archive zu Paris aufbowahrten Metro« de« Archive» verglichen und bei der Temperatur 
des schmelzenden Eises gleich 1.00000301 Meter befunden worden ist. 

Art. 3. Es gelten folgende Masse: A. Länge nmasse. Die Einheit bildet das 
Meter oder der Stab. Der hundertste Thoil des Meters heisst «las Centimeter oder der 
Neu-Zoll, Der tausendste Theil des Meters heisst das Millimeter «xler der Strich. 
Zein» Meter heissen das Decamctor oder die Kette. Tausend Meter heissen das Kilo- 
meter. B. Flächen massc. Die Einheit bildet «las Quadratmeter oder der Quadrat- 
stab. Hundert Quadratmeter heissen das Ar. Zehntausend Quadratmeter heissen das 
Heetar. C. Körpermasse. Die Grundlage bildet das Cubikmeter oder der Cubikatab. 
Die Einheit ist d«*r tausendste Theil des Cubikmeters nnd heisst das Liter oder die 
Kanne. Das halbe Liter heisst der Schoppen. Hundert Liter «»der der zehnte Theil 
des Cubikmeters heisst das Hect«diter oder das Fass. Fünfzig Liter sind eiu Scheffel. 

A rt. 4. Als Entfernungsmass dient die Meile von 7500 Metern. 

Art. 5. Als Urge wicht gilt das im Besitze der Königlich proussischen Regierung 
befindliche Platinkilograinm, welches mit Nr. 1. bezeichnet und im Jahre 18C0 durch 
eine von der Königlich preussischim Regierung und der Kaisorlicl» französischen Re- 
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gierung niedergesetzte Commission mit dem in dem Kaiserlichen Archive zu Paris auf- 
bewahrten Kilogramme prototype verglichen und gleich 0,9999911812 Kilogramm befun- 
den worden ist, 

Art. 6. Die Einheit des Gewichts bildet das Kilogramm (gleich zwei Pfund). Es 
ist das Gewicht eines Liters destillirten Wassers bei -f- 4 Gr. des hundert tlieiligcu 
Thermometers. 

Das Kilogramm wird in 1000 Gramme getheilt, mit decimalen Unterabtheilungen 

Zehn Gramme heissen das Decagramm oder das Neu-Loth. 

Der zehnte Theil eines Gramms heisst das Decigramiu, der hundertste das Centi- 
grumiu, der tausendste das Milligramm. 

Ein halbes Kilogramm heisst das Pfund. 

50 Kilogramm oder 100 Pfund heissen der Centuer. 

1000 Kilogramm oder 2000 Pfund hoisson die Tonne. 

Art. 7. Ein von diesem Gewichte (Art. 6.) abweichendes Mediciimlgewicht findet 
nicht statt. 

Art. 8. In Betreff des Münzgewichts verbleibt es bei den im Art. I. des Münz- 
vertrages vom 24. «lanuar 1857 gegebenen Bestimmungen. 

A rt. 9. Nach beglaubigten Copien des Umiasseg (Art. 2.) und des U rge wichte 
(Art, 5.) werden die Nomialmasso und Normalgewicbte hergestellt und richtig erhalten. 

Art. 10. Zum Zumessen und Zuwägen im öffentlichen Verkehre dürfen nur in 
Geniasshcit dieser Muss- und Gewichts-Ordnung gehörig gestempelte Masse, Gewichte 
und Waagen angewendet werden. 

Der Gebrauch unrichtiger Masse, Gewichte und Waagen ist untersagt, auch wenn 
dieselben im Uebrigen den Bestimmungen dieser Mass- und Gewichts-Ordnung ent- 
sprochen. Die näheren Bestimmungen über die äussersten Grenzen der irn öffentlichen 
Verkehr noch zu duldenden Abweichungen von der absoluten Richtigkeit erfolgen nach 
Vernehmung der im Art. 18. bezeichneten technischen Behörde durch den Bundesruth. 

Art. 11. Bei dem Verkaufe weingeistiger Flüssigkeiten nach Stfirkcgraden dürfen 
zur Ermittelung des Alkoholgehaltes nur gehörig gestempelte Alkoholometer und Thermo- 
meter angewendet werden. 

Art. 12. Dor in Fässern zum Verkauf kommende Wein darf dem Käufer nur in 
solchen Fässern, auf welchen die den Raumgehalt bildende Zahl der Liter durch Stem- 
pelung beglaubigt ist, überliefert werden 

Eine Ausnahme hiervon findet nur bezüglich desjenigen aasländischen Weines 
statt, welcher in den Originalgebinden weiter verkauft wird. 

Art 13. Gasmesser, nach welchen die Vergütung für den Verbrauch von Leucht- 
gas bestimmt wird, sollen gehörig gestempelt sein. 

Art 14. Zur Eichung und Stempelung sind nur diejenigen Masse und Gewichte 
zuznlasscu, welche den in Art. 3. und 0. dieser Muss- und Gewichtsordnung benanuten 
Grössen, oder ihrer Uälfte, sowie ihrem Zwei-, Fünf-, Zehn- und Zwanzigfaehcn ent- 
sprechen. Zulässig ist ferner die Eichung und Stempelung des Viertel- Hcctolitcr, sowie 
fortgesetzter Halbirungen des Liter. 

Art 15. Das Geschäft der Eichung und Stempelung wird ausschliesslich durch 
Eichungsämter ausgeübt, deren Personal von der Obrigkeit bestellt wird. Diese Aemter 
werden mit den erforderlichen, nach den Normalmassen und Gewichten (Art. 9.) her- 
gestellten Eichungsnormalen, beziehungsweise mit den erforderlichen Normalapparaten 
versehen. Die für die Eichung und Stempelung erforderlichen Gebühren werden durch 
crino allgemeine Taxe geregelt (Art. 18.). 

Art. 16. Die Errichtung der Eichungsämter (Art. 15.). stellt den Bundesregierungen 
zu und erfolgt nach den Landesgesetzen. Dieselben können auf einen einzelnen Zweig 
des EichuugsgeBchäfts beschränkt sein, oder mehrere Zweige desselben umfassen. 

Art 17. Die Bundesregierungen haben, jede für sich oder mehrere gemein- 
schaftlich, zum Zweck der Aufsicht über die Geschäftsführung und die ordnungsmissige 
Unterhaltung der Eichungsämter die erforderlichen Anordnungen zu treffen. In gleicher 
Weise liegt ihnen die Fürsorge für eine periodisch wiederkehrende Vergleichung der 
im Gebrauche der Eichungsämter befindlichen Eiehunganormalc (Art. 15.) mit den 
Normalmassen und Gewichten ob. 

Art. 18. Es wird eine Normnl-Eichungscommission vom Bunde bestellt und 
unterhalten. Dieselbe hat ihren Sitz in Berlin. 

Die Normal-Eiclmngs-Commission hat darüber zu wachen, dass im gesamraten 
Bundesgebiete das Eichungswesen nach übereinstimmenden Regeln und dem Interesse 
des Verkehrs entsprechend gehundhabt werde. Ihr liegt die Anfertigung und Verab- 
folgung der Normale (Aid. 9.), so weit nöthig auch der Eichungsnormale (Art. 15.) an 
die Kichungsstellen des Bundes ob, und ist sie daher mit den für ihren Geschäftsbetrieb 
uöthigeu Instrumenten und Apparaten auszurüsten. 
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Die Normal-Eich u ngs- Commission hat die nöthigen Vorschriften über Material, Ge- 
stalt, Bezeichnung und sonstige Beschaffenheit der Masse und Gewichte, ferner über 
die von Seiten der Eichungsstellen inne/.u haltenden Fehlergrenzen zu erlassen. Sie 
Uistinnnt, welche Arten von Waagen in dem öffentlichen Verkehr oder nur zu beson- 
deren gewerblichen Zwecken an ge wendet werden dürfen und setzt die Bedingungen ihrer 
Stenipelfähigkcit fest. Sie hat ferner das Erforderliche über die Einrichtung der sonst 
in dieser Muss- und Gewichts-Ordnung aufgestellten Messwerkzeuge vors aschreiben, so 
wie über die Zulassung auderweiter Gerätnschaftou zur Eichung und Stempelung zu 
entscheiden. Der Normal - Eiehnngscouimissiou liegt es ob, das bei der Eichung und 
Stemneliing zu beobachtende Verfahren und die Taxen für die von den Eicliungsstollen 
zu erhebenden Gebühren (Art. lö.) festzusetzeu und überhaupt alle die technische Seite 
des Kiehungswesens betreffenden Gegenstände zu regeln. 

Art. 19. Sainmtlicho Eichungsstellon des Bundesgebiets haben sieh neben dem 
jeder Stelle eigentümlichen Zeichen oines übereinstimmenden Stompeizeichens zur Be- 
glaubigung der von ihnen geeichten Gegenstünde zu bedienen. 

Diese Stempel Zeichen werden von der Normal-Eichungs-Commission bestimmt. 

Art. 20. Masse, Gewichte und Messwerkzeuge, welche von einer Eichnngsstelle 
des Bundesgebiets geeicht und mit dom vorschriftsmäßigen Stempelzeichen beglaubigt 
sind, dürfen im gunzcu Umfange des Bundesgebiets im öffentlichen Verkehr angeweudet 
worden. 

Art. 21. Diese Mas«- und Gewichts-Ordnung tritt mit dem 1. Januar 1872 in Kraft. 

Die Landesregierungen haben die Vorhfihnisszahlcn für die Umrechnung der bis- 
herigen Landesmasse und Gewichte in die neuen fcstzustcllen und bekannt zu machen, 
und sonst alle Anordnungen zu treffen, welche ausser den nach Art. 18. der technischen 
Bundes-Contralbohördo vorbehaltenen Vorschriften zur Sicherung der Ein- und Durch- 
führung der in dieser Mnss- und Gewicbtsordnung. namentlich in Art. 10., 11., 12. und 
1H. enthaltenen Bestimmungen erforderlich sind. 

Art. 22. Die Anwendung der dieser Mass- und Gewicbtsordnung entsprechenden 
Masse, und Gewichte ist bereits vom 1. Januar 1870 an gestattet, insofern die Betheiligten 
hierüber einig sind. 

Art. 23. Die Normal- Eichungs-Commission (Art. 18.) tritt alsbald nach Verkün- 
dung der Mass- und Gewichtsordnung in Thütigkeit, um die Eichungsbehörden bis zu 
dem im Art. 22. angegebenen Zeitpunct zur Eichung und Stempelung der ihnen vor- 
gelegten Masse und Gewichte in den Stand zu setzen. 

Urkundlich unter Unserer Höehsteigouhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Bundcs-lnsiegcl. 

Gegeben Homburg v. d.. Höhe, den 17. August 1868. 

(L. S.) Wilhelm. 

Graf von Bismarck-Schönhauseu. 

Als Erläuterung hierzu erschien die 

Deik schrift, 

die Mcdicinal-Gewichto betreffend. 

Obgleich Artikel 7. und Artikel 18. der Mass- und Gewichts - Ordnung vom 
17. August U68 der Normal-Eiehungs- Commission die Bcfugniss vorliehen, auch die 
Bestimmungen bezüglich der Eichung von Medicinal-Gewichten, sowohl in Betreff von 
Material, Gestalt, Bezeichnung und sonstiger Beschaffenheit, als auch in Betreff der 
Fehlergrenzen bei der Eichung zu ordnen, so ist doch bisher von dieser Befugnis» noch 
kein Gebrauch gemacht worden. §. 30. der Eichordnung vom 16. Juli 1869 bestimmt 
lediglich : 

«In Beziehung auf die Mcdicinal-Gewichto bleibt weitere Anweisung Vorbe- 
halten“. 

Bei dieser dilatorischen Fassung des §. 30. der Eichordnung hat die Ansicht vor- 
gewaltet, dass es zweckmässig sein dürfte, jene technischen Bestimmungen für Modi- 
cimil-Gewichte nicht ohne gutachtliche Mitwirkung dor Landcs-Modicinal - Behörden de- 
finitiv fostzustcllcii. 

Inzwischen ist in der Bekanntmachung des Bundesrathcs vom 6. December 1869 
bereits die Entscheidung getroffen worden, dass die Mcdicinal-Gewichte in Betreff der 
im öffentlichen Verkehr zulässigen Fehlergrenzen völlig ebenso behandelt werden sollen, 
wie Präcisions-Gewichte überhaupt, und es kann hiernach uicht zweifelhaft sein, dass 
auch die in der Eichordnung noch vorhehaltenen Bestimmungen bezüglich der Fehler- 
grenzen bei der Eicliuug von Medicinal-Gewichten ganz entsprechend den in §. 28. der 
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Eichordnung für Präcisions • Gewichte überhaupt erlassenen Bestimmungen getroffen 
werden müssen. Auch dürften sich bezüglich der Zahlen werthe der hiernach beider 
Eichung von Medicinal- Gewichten zu statuirenden Fehlergrenzen voraussichtlich keine 
nachträglichen Einsprüche der Medicinal* Behörden ergeben, da jene Zahlcnwcrthc mit 
unerheblichen Abweichungen sich den bisher in den meisten Bundesländern geltenden 
Bestimmungen anschliesson, wie folgende Tabelle zeigt: 


Vergleichende Ueborsicht 

der bei der Eichung von Medicinal-Gewichton nach den bisherigen Bestimmungen und 
der bei der Eichung von Präcisions-Gowichton nach den Bestimmungen der Eichordnung 
vom IG. Juli 1869 zugelassenen Fehlergrenzen. 


Bei Stücken von 


Bisherige Bestimmung bei 
Mcdicinal-Gewichten. 


Neue Bestimmung bei 
Prficisions-Gewicnten. 


200 Gr. 

30 Milligramm. 

50 Milligramm. 

100 _ 

25 


30 


50 „ 

20 


25 


20 ff 

15 


15 


10 „ 

10 

(T 

10 


5 » 

6 

* 

6 

_ 

2 * 

3 


3 


1 „ 

2 


o 


0,5 * 

1 


1 

r i 

0,2 * 

1 


1 

n 

01, •„ 

1 

_ 

1 

„ 


Bezüglich der Contigramm- 
Stücke darf 1 Fünf-, 2 Zwci- 
uud 1 Eincentigrammstüek 
zusammen genommen, die 
Fehlergrenze 1 Milligramm 
nicht überschreiten. 


Bei Präeisions - Gewichten 
von 5 Centigramm bis 
1 Milligramm, die einzeln 
möglichst genau herzu- 
stcllen sino, ist für jo 
4 Stück zusammen, welche 
die nächst höher stehende 
Einheit bilden, eine Ab- 
weichung bis zu Vh» der 
Sollschwero dieser Einheit 
gestattet. 


Dagegen hat die angezogeno Bekanntmachung des Bundesrathcs die Fehlergrenzen 
anch für Medicinal-Gewichte sowohl im Sinne des „Zuviel u , als im Sinne des .Zuwenig“ 
zugelasscn, während nach den bisherigen Vorschriften alle Medicinal- Gewichte, welche 
schwerer als die Normal-Gowichte befunden wurden, von der Eichung und Stempe- 
lung ausgeschlossen werden mussten. 

Die Commission kann Jedoch nicht glauben, dass die obige nunmehr auch in den 
Eichungsvorschriften einzufiihrende Abweichung von den bisherigen Bestimmungen 
ernstlicheren Bedenken bei den Medicinal - Behörden begegnen könnte; denn hei der 
Kleinheit der überhaupt zugelasaenen Fehler der Gewichte wird, wenn man die unvermeid- 
lichen und viel grösseren Unsicherheiten der Waagen und der Wägungen (siche hierüber 
die in der Anlage boigelugten Bemerkungen über die für die Eichung und für den Ver- 
kehr in Bezug auf Genauigkeit getroffenen Bestimmungen vorletztes und letztes Alinea) ge- 
hörig berücksichtigt, das Verbot der Gewichtsfehler in dem einen Sinne durchaus keine 
Sicherung gegen noch grössere zu fällige Abweichungen der Wägungs- Resultate 
in demselben, nicht erwünschten Sinne gewähren: dagegen würde die Ausschliessung 
aller zu schweren Medicinal-Gewichte unvermeidlich eine durchschnittliche Vermin- 
derung der Gewichtswertho auf diesem besonderen Gebiete des Verkehres bewirken, 
welche aus allgemeinen Gründen und gegenüber der ausdrücklichen Bestimmung des 
Artikel 7. der Mass- nnd Gewichts- Ordnung nicht ferner haltbar ist. Nur durch die 
ausnahmslose Zulassung von Fehlern in beulen Richtungen werden durchschnittliche 
Abweichungen dieser Art, welche trotz ihrer Kleinheit dnreh ihre Beständigkeit merk- 
liche technische und wirtschaftliche Bedeutung erlangen können, thunliehst vermieden. 

Anch noch in einer anderen technischen Hinsicht dürfte die. ferner« Ausschlies- 
sung aller zu schweren Medicinal-Gewichte von schädlicher Wirkung sein. Sie würde 
die Solidität und Beständigkeit der Gewichtsstücke zu verringern beitragen, dadurch 
dass sie in einer grösseren Anzahl von Fällen künstlichere Justirnngen der zur Eichung 
gebrachten Stücke (etwa mit Pfropfen) erforderlich machen würde, weil durch die in 
Rede stehende Bestimmung in Verbindung mit der neuen Gebühren - Taxe die Anzahl 
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der Fülle vermehrt werden würde, in welchen die zur Eichung gebrachten Stücke über 
dio Fehlergrenze hinaus zu leicht gemacht sind. 

Besondere Bestimmungen von der in Rede stehenden Art bezüglich der Medicin&l* 
Gewichte würden übrigens nur dann durchführbar sein, wenn die letzteren ent- 
weder, wie bisher aus anderen Gründen geboten war, nach Gestalt und 
sonstiger Beschaffenheit sich von allen anderen Gewichten auch ferner 
unterschieden, oder wenn sic in besonderer Weise gestempelt würden. 

lu ersterer Beziehung dürfte cs durchaus anzuerkennen sein, dass dio Vorschriften 
für Gestalt und sonstige Beschaffenheit der bisher innerhalb des Bundesgebietes gütigen 
Mcdicinal-Gewichte, mit Rücksicht auf die gebotene auffällige Unterscheidung derselben 
von den bisherigen Landesgewichten, zweckmässig getroffen waren ; aber eben so nach- 
weisbar dürfte es sein, dass nicht nur die bisherige Beschaffenheit der Medicinal-Go- 
wichto nach dom Wegfalle des erwähnten grösseren Uebelstandos durch die 
Einführung der genau entsprechenden Verkehrsgewichts- Werthe an sich als eine über- 
wiegend unvorteilhafte, besonders eine für die Beständigkeit ■ jener Gewichte im Allge- 
meinen ungünstigere honortritt, sondern auch dass die Beibehaltung von abweichend 
geformten Gowichten, welche künftig demselben Werthsvsteme wie die Verkehrsgewichte 
augehören werden, als eine Trübung der so wichtigen Einfachheit und Conformität der 
Einrichtungen gelten müsste, selbst wenn jene Gewichte an sich ebenso vorteilhaft ge- 
formt wären, wie die Verkehrsgewichte. 

Wenn hiernach künftig die besonderen Formen der Medici na 1 -Ge - 
wiclite aufzugeben sind, so würde es also, falls man aus medicinalen Ge- 
sichtspuncten, welche uns bisher entgangen und in dem Obigen nicht bereits mittelbar 
entkräftet sind, an der Besonderheit der anderweitigen Eichung»- Vorschriften festhalten 
wollte, erforderlich sein, dio Medicinal-Gewichto in besonderer Weise zu 
stempeln. Aber auch hierdurch würde, zumal da in der Eichordnung bereits eine 
Besonderheit der Stempelung von Gewichten, nämlich die Stempelung der Präcisions- 
Gewichtc mit dem sechsstrahligen Stern hat angeordnet werden müssen, dio 
Complieation der Einrichtungen in unerwünschter Weise erhöht werden. 

Die Norinal-Eiohungs-Comniission hält ois zunächst aus allen oben dargelegten 
Gründen für allein zweckmässig, die in §. 30. der Eichordnung in Aussicht gestellte 
nähere Anweisung bezüglich der Medicinal-Gewichto iu aller Kürze folgcndermasseu 
zu fassen: 

„Medicinal-Gewichto werden als Prücisions-Gcwichte im Sinno der Eichordnung 
vom 16. Juli 1869 angesehen und fallen in jeder Beziehung unter die bezüg- 
lich letzterer Gewichte in der Eichordnung und der Gebührentaxe erlassenen 
Bestimmungen - . 

Dio in §. 89. der Eichordnung erlassenen UcWgangsbestimmungen gewähren für 
alle gegenwärtig vorhandenen älteren Gewichtssätze abweichender torm hinreichende 
Schonung. Innerhalb der Landesgrenzen, in welchen ihr bisheriger Stem- 
pel bis zum I. Januar 1872 Gültigkeit hat, bleiben sie ohne Weiteres zu- 
lässig, so lauge sie innerhalb der Bestimmungen der Bekanntmachung vom 6. Do- 
cember 186 > genügend richtig sind. Sodann wird ihnen vor dem 1. Januar 1872 
auch trotz abweichender Form die Revision und dio fernere Beglaubi- 
gung für das gesummte Bundesgebiet durch den Bundos-Eichungs-Stem - 
pol. gewährt und dadurch, aber auch dadurch allein, nach diesem Termine die Zu- 
lässigkeit zu ernenorter Berichtigung und Beglaubigung durch denselben Stempel ge- 
sichert. 

Berlin, den 15. Februar 1871. 

Normal-Eichungs-Commission des deutschen Bandes. 

Foerster. 

Bezüglich der im Verkehr noch zu duldenden Abweichungen der Masse und 
Gewichte von der absoluten Richtigkeit sind folgende Bemerkungen beach- 
tungswertb: 

B c merk u n g e n 

über dio für die Eichung und für den Verkehr in Bezug auf Genauigkeit 
getroffener. Bestimmungen. 

Den Bestimmungen über die Toleranz, d. h. über die äusserston Grenzen der im 
öffentlichen Verkehre noch zu duldenden Abweichungen der Masse und Gewichte von 
der absoluten Richtigkeit haben im Wesentlichen die Betrachtungen zu Grunde gelegen, 
welche in dem Gutachten über Einführung gloiehen Masses und Gewichtes in den deut- 
schen iiundesotuaten von der Frankfurter Sachverständigen - Commission des Jah- 
res 1861 (pag. 53 und folgende der amllicheu Ausgabe) aufgestellt worden sind. Es 


Digilized by Google 


Die Beaufsichtigung der Apotheken. 


549 

wind die daselbst auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen in mehrere^ Ländern 
gemachten Vorschläge thcils unmittelbar, thoils mit einigen als zweck massig betrachteten 
Abänderungen angenommen worden. 

Mit dieser T oieranz stehen die Bestimmungen 

über die von den Eiehungsstollen iutie zu haltende Genauigkeit und 
über die zulässige Fehlergrenze, der bei den Eichimgsarbciten zu benutzenden 
Normale 

im ongsteu Zusammenhänge. 

Es musste dafür gesorgt werden, «lass, obschoii tler Eichmeister das für «len Ver- 
kehr bestimmte Mass und Gewicht in der Regel mit einem an sich nicht vollkommen 
richtigen Normale vergleicht, doch hei Befolgung der getroffenen Vorschriften niemals 
ein Maas oder Gewicht aus der Band des Eichmeisters in den Verkehr übergehen 
kann, welches bereits mit dom durch die Toleranz nachgelassenen Fehler (»ehaftet ist; 
vielmehr waren die Bestimmungen so zu treffen, dass für jedes neu geeichte Mass und 
Gewicht seihst im ungünstigsten Falle no«-h ein entsprechender Spielraum der Verände- 
rung übrig bleibt, bevor es die durch die Toleranz vorgeacliriebenc Abweichung von 
der Sollgrosse überschreitet und daher im Verkehre unzulässig wird. 

Die in diesem Sinne festzustelleuden Bestimmungen werden noch comnlicirter da- 
durch, dass bei der grossen Zahl von Eieliungsstcllcn uie Unmöglichkeit vorliegt, jedes 
in der Hand dos ausführenden Eichmeisters befindliche. Gebrauchsnormal direct mit dem 
Urinass oder Urgowicht zu vergleichen, vielmehr diese Vergleichung erst durch die 
Mittelstufen 

des Control normal», welches sich zur Richtighaltuug «los Gebrauchsnormals 
an jeder Eichungsstello befindet, und 

des Hauptnormals, welches sich in der Hand der Aufsichtsbehörden befindet 
und lur «lic Richtigstellung der Controlnormale dient, selbst aber erst 
wieder durch 

eine Copie des Unnasses oder Urgewichtes richtig gestellt wird, erfolgen kann, und bei 
jeder dieser verschiedenen erforderlichen Vergleichungen nicht eine absolute Ücberein- 
stimmung zu erziolen ist. sondern vielmehr jedesmal eine Abweichung verbleibt. 

Es mussten daher die zulässigen Abweichungen bei «len höher stehenden Normalen 
in immer engere und engere Grenzen eingeschlosscn werden, so dass selbst bei einer 
unwahrscheinlichen aber doch möglichen Anhäufung aller Fehler immer noch vermieden 
wird, dass hei einem für den Verkehr bestimmten uebrauchsstücko ein Fehler ontstohen 
kann, welcher bei einer Untersuchung mit solchen Normahm , die im entgegengesetzten 
Sinne als die bei der Eichuug benutzten von der Sollgrösse abweichen, die Toleranz zu 
überschreiten scheinen könnte. 

Durch das Mitgctheilto fliotiviren sich die nachfolgend angegebenen Bestimmungen: 

a) Bei den Copien «los Urmosses und Urgcwichtes sind die noch vorhandenen 
Abweichungen gegen die Originale angegeben; es lassen sich also bei allen mit 
diesen Copien verglichenen Grössen auch die Abweichungen von dem Urmasse 
oder Urpiundc bestimmen. 

b) Für jedes Hauptnorninl ist die noch vorhandene Abweichung von der Soll- 
grösse (d. h. von dom Urmasse oder Urgowichto) nnzngchen, und es darf dieso 
Abweichung nicht grösser sein, als die, welche für das gehörige Controlnormal 
gestattet ist. 

c) Boi jedem Controlnormal ist zwar der Fehler seihst seiner absoluten Grösse 
nach nicht anzugeben, aber cs ist bei demselben zu bescheinigen, dass der 
Fehler dio Grenze niclit übersteigt, wclcho fast dnrehgehends auf */ao der To- 
leranz bestimmt ist 

d) An jedem von dem Eichmeister direct zur Richtigstellung der Gcbrauchsgcgen- 
»tände verwendeten Gehranohsnonnnl darf nur ein r ohlcr haften, welcher 
höchstens */& der Toleranz beträgt. 

e) Die Vergleichung des in den Verkehr übergehenden Masse» oder Gewichtes 
mit dem Gebranchsnormal muss von dem Eichmeister vor der Beglaubigung 
durch den Stempel bis zu dom Grade der Genauigkeit geführt werden, «lass 
höchstens eine Abweichung vorhanden ist, welche der Hälfte der Toleranz im 
Vorkchre entspricht. 

Nach diesen Bestimmungen ergiebt sieh bei den meisten der zu eichenden Gegen- 
stände di«; grösste bei Auh&ufdng aller zulässigen Fehler zu erwartende Abweichung 
von der Soilgrösse zu % der Toleranz: es lässt sich aber voraussetzen , dass nur in 
seltenen Fällen alle Felder gleichzeitig den Gegenstand zu gross «»der zu klein machen 
werden, weshalb auch in den meisten Fällen für den geeichten Gegenstand ein vi«;l 
grosserer Veränderungsspielrauin uls % «ler Toleranz vorhanden sein wird. 

Noch grösser ist ui«»cr Spielraum bei den Handelsgewichten uu«l hei «len hol- 
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gerne» Hohlmaßen, da bei den enteren die Control normale mit derselben Genauigkeit 
angenommen sind, wie für Pracisionsgewichtc, und bei den letzteren sowohl die Con- 
trol- als die Gebrauchs normale die grossere Genauigkeit der für metallene llohlmasae 
bestimmten Normale besitzen. 

Ferner macht der Umstand, dass die Fehlersumme der Gebrauchs- und Control- 
normale höchstens % der Toleranz betragen kann, unmöglich, dass ein neu geeichter 
Gegenstand selbst hei dem Zusammentreffen der ungünstigsten Verhältnisse durch eine 
anderwärts mit demselben vorgenonunene Prüfung als die Toleranz überschreitend be- 
funden werden kaDn, und es ist, um hier noch eine grössere Sicherheit hervorzubringon, 
für die Eichungsstellen in den Instructionen die Anweisung enthalten, bei derartigen 
Untersuchungen zu berücksichtigen, in welchem Sinne ihro Gebrauchsnormale von der 
Sollgrösse ab weichen. 

In Bezug auf die Waagen ist zu bemerken, dass eine Durchführung des Principg, 
für diese dieselbe Genauigkeit vorzuschreiben, wie bei den auf den Waagen benutzten 
Gewichten, sich als unausführbar erweist, weil die Waagen im Verkehre weit leichter 
und schneller in ihrer Richtigkeit beeinträchtigt werden, als die Gewichte; hierin liegt 
der Grund, dass bei Präcisions waagen die Toleranz nahezu doppelt so gross angenommen 
ist, als bei den Gewichten, bei den für den Handelsverkehr bestimmten Waagen ver- 
hältnissmässig noch wesentlich grössor. 

Wollte man aus dem angedeuteten Verhältnisse schliessen, dass die Genauigkeit in 
den Gewichten zu gross angenommen sei, da die zugehörigen Waagen nur eine mindere 
Genauigkeit besitzen, so ist cinestheils zu beachten, dass sich die Gewichtsfehler bei 
Brückenwaagen etc. natürlich vervielfachen und andemtheils , dass der Fehler einer 
Wägung von dem Zusammenwirken des Fehlers der Waage und des Gewichtes abhängt, 
und dass sich hieraus, um der Wägung die grösste Sicherheit zuzuführen, von selbst 
die Nothwendigkeit ergiebt, jede der beiden Fehlerquellen bis zu dem Grade zu ver- 
mindern und in dem Grade thunlielist zu erhalten, welcher mit ihrer Natur verträglich 
und ohne zu grosse Belästigung des Verkehrs noch erreichbar ist. 

Die Normal-Eicnnngs-Comimssion des Norddeutschen Bundes. 

Hinsichtlich der Eichung der gleicharmigen Balkenwaagen mit Vorrichtungen 
behufs Correctur der Hebelarme bestimmt das 

Circular der K&iserl. Normal-Kichungs-Commission vom 16. Decbr. 1871 

(F oerster). 

Ans Anlass von Anfragen hat die Commission nachstehende Entscheidungen ge- 
troffen, welche den Aufsichtsbehörden hiermit zur Kenntnissnahme und Beachtung mit- 
get heilt werden: 

a) Gleicharmige Balkenwaagen mit solchen Vorrichtungen, welche ausdrücklich 
zur bequemen Correctur der Hebelarme und der Empfindlichkeit bestimmt 
sind una vermöge deren Veränderungen dieser Waagen, sei es aus Unacht- 
samkeit, sei es absichtlich, leicht und schnell ausgeführt und wieder beseitigt 
werden können, sind zur Eichung nicht zuzulassen. 

Circ.-Verf der Minister für Handel und der geistlichen etc. Angelegen- 
heiten, betreffend die Anwendung dos Mcdicin al- Ge wichts- und der Medi- 
cinal- Waagen in den Officinen, vom 12. Jan. 1872 (I. A. Moser, v. Mühlcr). 

Der Bericht der Königlichen Regierung vom .... ist der Kaiserlichen Normal- 
Eichungs-Cnmmission zur gutachtlichen Aeusserung über die darin aufgeworfenen, die 
Anwendung des Mcdicinal -Gewichts und der Medicinal- Waagen betreffenden Fragen 
mitgetheilt worden. Das Gutachten derselben (Anlage a), mit welchem wir einver- 
standen sind, lassen wir der Königlichen Regierung abschriftlich zur Kenntnissnahme 
und mit der Veranlassung hierneben zugehen, danach das Erforderliche in dem dortigen 
Verwaltungsbezirk anzuordnen. 

Anlage a. 

Auf das hohe Schreiben vom . . . ., betreffend einen von der Königlichen Regie- 
rung zu N. erstatteten Bericht über die ausschliessliche Anwendung von Medieinal- 
Gewicbtcn und Waagen innerhalb der Officinen der Apotheker, beehrt sich die Com- 
mission unter Zuriickroichung der Anlage hiermit ganz ergebenst Folgendes zu erwiedern: 
I) Unter den in den Officinen der Apotheker im Gebrauch befindlichen Gewich- 
ten und Waagen, und zwar nicht nur den für die Reccptur, d. h. für da« 
eigentliche Mcdicinal-Gescliäft dienenden, sondern auch den dom sogenanntem 
Handverkauf dienenden — wenngleich letztere auf einem separaten Handver- 
kauftische aufgestellt sind — müssen alle diejenigen als Präcisionsgegenstände 
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geeicht sein, welche resp. nach Go wichtgrösse und Tragfähigkeit innerhalb der- 
lonigen Grenze fallen, innerhalb deren überhaupt im Interesse des eigentlichen 
Meaicinalgcschäfts besondere Mcdicinal- (Präcisions-) Gewichte und Waagen 
vorgeschncben sind. 

Für die Bestimmung dieser Grenze werden zunächst die bisherigen von 
Seitun der Modicinalbehörden getroffenen Festsetzungen massgebend sein, wonach 
nur für Gewichtsstücke von 200 Gramm abwärts und für Waageu von ent- 
sprechender Tragfähigkeit der besondere Mcdicinal- (Prueisions-) Charakter 
vorgeschrieben ist 

Es ist hierbei der Grundsatz in Anwendung zu bringcu, dass, wo gonauere 
und ungenauere Wägung- oder Messungsmittel gemischt zur Anwendung kom- 
men können, der Gebrauch der ungenauem im Allgemeinen ausgeschlossen 
werden muss, da es nicht zulässig erscheint, diejenigen Transactionon,' für 
welche ausdrücklich genauere Utensilien angeordnet sind, don Unzuträglich- 
koiten, welche durch zufällige oder absichtliche Anwendung unzureichender 
Utensilien dabei entsteheu können, auszusetzen. 

Ganz in demselben Sinne hat die Commission auch bereits bezüglich der gering- 
sten, für don Verkehr zugelassenen Gattungen von Waagen entschieden, dass dieselben 
in denjenigen Verkaufslocalen, in denen neben den Gegenständen dos Wochenmarkt- 
verkehrs auch solche verkauft würden, für welche genauere Waagen vorgeschriobon 
sind, nicht zugelassen werden sollen. 

Aus der obigen Entscheidung folgt dagegen nicht, wie die Königliche Regierung 
zu N. vorausaetzt, dass dann ebenfalls alle Material- und Droguerie-Geschäfte, welche 
sich auch mit dem Verkaufe von Arzneiwaaren und Giften befassen, anzuhalten seien, 
sich für die oben bezeichncton Gewichtsgrössen der Modiciual-, resp. Prficisions-Waagen 
und Gewichte zu bedienen. 

Die Forderung des Präcisions-Charakters der Waagen und Gewichte in den Offi- 
cinen der Apotheker ist zur Sicherung der eigentlichen Reeentur, d. h. der richtigen 
Zusammensetzung der Medicamcnte bestimmt und wird dom Handverkauf von Arznei- 
waaren n. s. w. in don Apotheken nur zu Gunsten der Sicherung der Receptur auf- 
erlogt, während Beschaffenheit und Preise der Arzneiwaaren an sich den Pr&cisions- 
Charaktcr der für dieselben bestimmten Wägungsmittel im Allgemeinen nicht erforder- 
lich machen dürften. 

Berlin, den 20. Deeember 1871. 

Kaiserliche Normal - Eichungs - Commission. 

F oorster. 

Circ.-Vcrf. derselben Minister, betreffend die Mcdicinal - Gewichte, vom 
16. März 1872 (Graf v. Itzenplitz. Dr. Falk). 

Der in dem Bericht der Königlichen Regierung vom .... aufgestellten Ansicht, 
dass cs zur Durchführung der in unserem Circular- Erlass vom 12. Januar c. enthaltenen 
Weisung bezüglich der Medicinal-Gewichte, des Erlasses einer Polizei- Verordnung be- 
dürfe, vermögen wir nicht beizuptlichton. 

Die kraft der Autorisation in» Gesetz vom 10. März 1807, das preussische Medi- 
cinal-Gewicht betreffend, von dem Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten erlassene 
Anweisung an die Mcdicinal- Behörden vom 29. August desselben Jahres (mitgetheilt 
durch die Circular- Verfügung von demselben Tage), enthielt schon die Vorschrift, dass 
„in den Dispensirlocalen der preussischen Apotheken“ an Gewichtsstücken von 200 
Gramm abwärts nur solche „vorhanden sein oder in Gebrauch genommen werden“ 
dürfen, welche den im Fortgang der Anweisung beschriebenen Eigenschaften als „Mcdi- 
cinal-Gewichte“ entsprechen. 

Diese Vorschrift ist durch die neuere Gesetzgebung nur insoweit berührt, als durch 
die Bekanntmachung des Herrn Bundeskanzlers vom 0. Deeember 1869 (B. -G.-Bl. 
S. 698.) sub C. 2, ferner durch die Anweisung der Normal-Eichungs-Commission vom 
C. Mai v. J., die Medicinal-Gewichte betreffend (Beilage zu Nr. 13. des Reichs-Gesetz- 
Blattes), die äussere Beschaffenheit und die Fehlergrenze für die Medicinal-Gewichte 
anders und zwar denjenigen der neueren Präcisions- Gewichte identisch, bestimmt sind. 
Rücksichtlich des Anwendungsgebiets der Medicinal-Gewichte verbleibt demnach die 
ältere Bestimmung vom 29. August 1867, mit welcher auch das mitget heilte Gutachten 
der Normal- Eichungs-Commission vom 20. Deeember v. J. übereinstimmt, in unverän- 
derter Gültigkeit und ist mit denselben Zwangsmitteln wie früher zur Durchführung 
zu bringen. 

Dasselbe gilt von der Bestimmung über die Maxiiunlgrenze der Gewichtsstücke, 
welche den Charakter von Mcdicinal- (Präcisions-) Gewichten tragen müssen, und ist in 
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Uebereinstiromung hiermit die fortdauerndo Gültigkeit der früheren Vorschriften Seitens 
der Normal-Eichungs-Commission ausdrücklich anerkannt worden. 

Die Königliche Regierung hat daher hiernach auch ihrerseits zu verfahren. 

In Betreff der Medicinal-W sagen, welche die Königliche Regierung in dem Bericht 
vom .... übrigens nicht erwähnt, bleibt weitere "Verfügung Vorbehalten. 

Bekanntmachung vom 1. Mai 1872, betr. dio Anwendung von Präcisions- 
Waagen in den Officineu der Apotheken. 

Auf Grund von Art. 18. der Maas- und Gewichts-Ordnung vom 17. August 1868 
wird von der Normal-Eichungs-Commission des Deutschen Reiches hiermit Nachfolgen- 
des bestimmt: 

Unter den in den Officineu der Apotheker im Gebrauch befindlichen Waagen, und 
zwar nicht nur in den für die Receptur, d. I». für das eigentliche Medicinal-Gesch&ft 
dienenden, sondern auch den, dem sogenannten Handverkauf dienenden — wenngleich 
letztere auf einem separaten Handverkaufstischo aufgestellt sind — müssen alle diejeni- 
gen als Präcisions- Waagen geeicht sein '(siehe Eichordnung vom 16. Juli 1869, §. 38. 2.^, 
welche zum Abwugen von Gegenständen dienen, deren Gewicht 200 Gramm und weni- 
ger beträgt 

Berlin^den 1. Mai 1872. 

. Kaiserliche Normal-Eichungs-Commission. 

Foorstor. 

Bekanntmachung, betreffend die Eichung der Präcisions- und Medicinal- 

Waagen. 

Bei der Eichung der Waagen ist besondere Aufmerksamkeit darauf zu verwenden, 
dass der allgemeinen Vorschrift in §. 21. der Eichordnung genügt ist, wonach die Theilo 
einer Waage, welche die Drehungsachsen enthalten, ihre Bewegung ohne Klemmung 
und seitliche Reibung vollführen müssen. Um dies Ergebnis« bei Präcisions- und Me- 
dicinal-Wnagcn mit oiner den feineren Bestimmungen derselben entsprechenden Sicher- 
heit zu erfüllen, bedarf cs neben Erfüllung der allgemeinen Constructions- Ordnungen 
bezüglich der freien Drehung der Mittelscheide, besonderer Vorkehrungen, durch welche 
einestheüs kleine Verschiebungen der Mittelscheide in der Richtung der Achse gehörig 
begrenzt werden, um eine Reibung grösserer Flächen, z. B. der Zunge an dem Gehänge 
des Waagebalkens selbst an den inneren Flächen der Lagerstücke, mit grässtmöglichster 
Sicherheit zu verhindern, andcmtheils die auch bei solchen Begrenzungen der Verschie- 
bung schlimmsten Falls ointretondon Reibungen möglichst vermindert werden. Hierzu 
wird erfordert, dass alle die möglichen Verschiebungen begrenzenden Flächen thunlichst 
gehärtet und geglättet Qnd so bearbeitet sind, dass dio beweglichen Theile überhaupt 
möglichst wenig Berührungsfläche mit den festen darbicton. Dies wird bekanntlich 
durch sogenannte Stossplatten, Spielkeile, Zuschärfung der Enden der Mittelschoide in 
leicht gerundete Spitzen u. A. erreicht. 

Berlin, den 30. Juli 1873. 

Kaiserliche Normal - Eichungs - Commission. 

Foerster. 

Von den älteren Bestimmungen sind hier noch massgebend geblieben: 

Min.-Vcrf., betreffend die Zulässigkeit der sogenannten Sattelwaagen in 
den Apothokon, vom 30. November 1868 (Lchnert). 

Dio Königliche Landdrostei erhält auf don Bericht vom .... hiorneben Ab- 
schrift des von der technischen Commission für pharmaceutischo Angelegenheiten er- 
statteten Gutachtens über die Zulässigkeit der sogenannten Sattelwaagen m den Apo- 
theken (Anlago a.) zur Kenntnissnahmc mit der Veranlassung, dafür zu sorgen, dass 
dio in Rede stehenden Waagen, wo dieselben etwa in Apotheken des dortigen Bezirks 
sich vorfinden, bei der Receptur unverzüglich ausser Gebrauch gesetzt werden. 

Anlage a. 

Ew. Excellenz haben uns durch dio hochgeehrte Marginal-Verfügung vom 28. v. M. 
auf die hierbei zurückfolgendo Anfrage der Königl. Landarostei zu N. aufgefordert, uns 
gutachtlich über die Zulässigkeit der sogenannten Sattel waagen zum Gebrauch in den 
Apotheken zu äussern. 

Wir kommen dieser Aufforderung in Folgendem gehorsamst nach: 

Unter Sattclwaagcn versteht man zweiarmige Kecepturwaagen, auf deren einem 
Arm durch Feilstriche Abtheilungen hervorgebracht sind und auf welchem sich eiu 
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zweimal gebogenes Metallbfindchen — der Sattel — hin- und herschieben lässt. Befin- 
det sich der Sattel dicht am Drehpuncte der Waage, so ist dieselbe im Gleichgewicht; 
beim Vorschieben des Sattels sinkt der belastete Arm in dem Masse, als der Sattel 
mehl* nach dem Endpuncto des Armes geschoben wird. 

Dergleichen Waagen sind bisher in den älteren Provinzen des preussischcn Staate* 
nicht geeicht worden, wohl aber am Ober-Rhein und in Süddcutschland vielfach in Ge- 
brauch genommen. 

Das System der Verschiebung eine* sattelartigen Gewichts auf dem Arm oiner 
Waage ist seit längerer Zeit in Anwendung bei den feststehenden feinen chemischen, 
sogenannten Granimenwnagen uud bei den hydrostatischen Waagen zur Bestimmung 
des specifischen Gewichts von Flüssigkeiten. In beiden Fällen ist diese Anwendung 
ohne Nachtheile für das Publicum. Anders verhält es sich jedoch, wenn dieses System 
an den zum Gebrauch in den Apotheken bestimmten Waagen angewendet werden soll. 
Selbst wenn das absolute Gewicht, des Sattels und die richtige Theilnng des Balkenarms 
durch Eichung festgestellt werden könnte, so würden doch dergleichen Waagen wegen 
der leichten Verschiebbarkeit des Sattels vielfach zu unrichtigen Wägungen Veranlassung 
geben. 

Wir müssen daher unser gehorsamstes Gutachten dahin abgeben, dass die soge- 
nannten Sattelwaagen zum Gebrauch in den Apotheken nicht zulässig sind. 

Berlin, den 17. November 1868. 

Die technische Commission für pharmaceutische Angelegenheiten. 

Die Eichung von Hoblgemässen behufs Bestimmung von Gewichtsmengen ist 
nicht zulässig. 

Verf. des Handelsnunisters und des Ministers der geistl. etc. Angelegenh. 
vom 26. November 1868 (Moser. Lehnert). 

Die Königliche Regierung zu . . . . erhält hiernebon die mit dem Bericht vom . . . 
vorgelegten beiden Berichte des Dirigenten der dortigen Eichungs-Commission vom . . 
sowie die von demselben eingereichtcn beiden Mensuren mit dem Bemerken zurück, 
dass die Eichung von Hohlgcmässon zur Bestimmung von Gewichtsmcngen aus in der 
Sache liegenden Gründen weder nach dem früheren, noch nach dem jetzigen Mcdieinal- 
Gewicht statthaft erscheinen kann. Dio Königl. Regierung wird demnach die Eichungs- 
behörden, hei denen solches vorgckuinmen, auf das Unzulässige eines solchen Verfah- 
rens aufmerksam zu machon und darauf zu achten haben, dass dasselbe nicht wieder 
vorkomme, dass der Gebrauch von Gemässen der fraglichen Art, anstatt der in dem 
Gesetze vom 16. März v. J. und den Ausfülirungsvorschriften zu demselben vorgeschrio- 
benen Gewichte, beim Dispeusiren und Verkauf in den Apotheken unzulässig ist, bedarf 
keiner weiteren Bemerkung. 

Bei nach dem alten Medici nal-Ge wichte verschriebenen Recepten hat der 
Apotheker die Ansätze nach dem alten Gewichte in das neue Gewicht umzu- 
setzen und auf dem Recepte zu bemerken. 

Anweisung vom 29. August 1867 für dio Mcdicinal - Behörden zur Aus- 
führung des §. 4. des Gesetzes, betreffend das preuss. Modicinalge wicht 
vom 16. März 1 8C7 (Lehnert). 

§. 1. Von dem 1. Januar 1868 ab dürfen in den Disponsirlocalen der preussischcn 
Apotheken keine andere Gewichtstücko vorhanden sein oder in Gebrauch genommen 
werden, als folgende: 

1. Da« Pfund-, Halbe-Pfund- und Vicrtel-Pfundstüek des Landesgewichts — 
welche resp. mit 500, 250 und 125 Grammen übereinstimmen — in der durch 
die Circular- Verfügung vom 15. October 1857 vorgeschriebenen Cylinderform. 

2. Zweihundert-, Einhundert-, Fünfzig-, Zwanzig- und Zchngrammenstücke von 
Messing in der Form eines regelmässigen Würfels mit abgestumpften Kanten 
und Ecken. 

3. Fünfgrammenstücke von Messing in Tafelforni, deren quadratische Oberfläche 
gleich ißt einer Seite des Zehngrainmenstücks. 

4. Zwei- und Eingranimstüeke von der Gestalt eines sanftgebogenen Bandes. Die 
Länge dieses Bandes beträgt bei dem Zweigrammenstück etwa 7 Linien, bei 
dem Eingranimenstück etwa 6 Linien. 

6. Fünf-, Zwei- und Ein-Decigrnmmenstücke von Neusilberblceh mit aufgeboge- 
nera, an der einen Seite schräg abgeschnittenen Rande. 

6. Fünf-, Zwei- und Ein-Centigrammonstücke in derselben Form mit einor auf- 
gebogenen Form wie ad 5. 
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Die nähere Beschreibung der einzelnen, unter den Nummern 2. bis 6. er- 
wähnten Gewichtetöcko nach Form und Bezeichnung orgiebt sich aus der den 
Eichung«- Behörden durch den Herrn Minister für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten ertheilten Anweisung vom heutigen Tage. 

7. Fünf- Milligrammenstücke sind für den Reccptirtisch entbehrlich. Gowichts- 
grössen von event. 5 — 1 Milligramme sind beim Dispcnsiren durch Division 
auszuwägen. Zu feineren chemischen Analysen können die früher schon hierzu 
im Gebrauch gewesenen Milligrammenstücko aus Platina verwendet worden. 

§. 2. Sämmtlicho Gowiclitstüeko (§. 1.) müssen mit dem Eichungs-Stempel ver- 
sehen sein. 

Einfache Gcwicbteützo der Unter-Abtheilungcn des Pfundes aus folgenden Stücken 
bestehend: 

a. 2 Stücke zu 200 und 1 Stück zu 100 Grammen, 

b. 1 Stück zu 50, 2 Stück zu 20 und l Stück zu 10 Grammen, 

c. 1 Stück zu 5, 2 zu 2 und 1 Stück zu 1 Gramm, 

d. 1 Stück zu 5, 2 Stück zu 2 und 1 Stück zu Decigramm, 

e. 1 Stück zu 5, 2 Stück zu 2 und 1 Stück zu 1 Centigramm, 

f. 1 Stück zu 5, 2 Stück zu 2 und 1 Stück zu 1 Milligramm, 

liegen bei den Königlichen Regierungen zur Probe behufs Anfertigung vor. 

§. 3. Es steht zu erwarten, dass die Acrzto bei ihren Verordnungen schon vom 
1. Januar 1868 ab des neuen Gewichts System s in Anerkennung seiner praetischen Vor- 
züge sich bedienen werden. Sollten intfessen nach dem genannten Zeitpunct ferner noch 
Recento in die Apotheke golangen, welche nach dem alten Mcdicinal-Gewicht zusamroon- 
gobtoilt sind, so haben die Apotheker die Gewichtansätze aus dem alten in das neue 
Gewicht nach Massgabe der beiliegenden Rediictionstabelle umzusetzen. Die Umsetzung 
eines jeden Gewichtansatzos ist bei Vermeidung von Ordnungsstrafen auf dem betreffen- 
den Kecept zu notiren. Ein Exemplar der Reauctionstabello muss auf jodom Roceptir- 
tisch vorhanden sein. 

Die Aerzte sind gesetzlich nicht verpflichtet, nach dem neuen Gewicht zu 
verschreiben. 


Min.-Verf. vom 30. November 1871 (v. Möhler). 

Auf die Eingabe vom 15. d. M. orwiedere ich Ew. Wohlgeboren, dass ich den 
Erlass einer gesetzlichen Vorschrift, wodurch die Aerzte verpflichtet werdon, vom 
1. Januar k. J. ab beim Verschreiben ihrer Roccptc die Quantitäten der verordneten 
Arzneien ausschliesslich und allein mit dem in Art. 6. der Mass- und Gewiehtsordnung 
für den Norddeutschen Bund vom 17. August 1868 (B.-G.-S. S. *474.) vorgeschriebenen 
Gewichte zu bezeichnen, nicht herbeiführen kann. Die mit dom 1. Januar k. J. in Kraft 
tretende Maas*- und Gewiehtsordnung bestimmt lediglich, dass „zum Zumessen und Zu- 
wägen im öffentlichen Verkehr nur die in Gemässheit des Gesetzes gehörig gestempel- 
ten Masse, Gewichte und Waagen angewendet werden“, verbietet aber Privatpersonen 
nicht, die Gevrichtsgrössen der im Verkehr von ihnen etwa geforderten Gegenstände 
fernerhin noch nach der ihnen bisher geläufigen Gewichts-Einheit anzugeben. 

Eh kann mithin auch den praetischen Aor/.tcn nicht verwehrt werden, ihre Arznei- 
vorschriften nach wie vor nach dem früheren Medicinal- (Unzen-) Gewicht znsanimcn- 
zustcllon. Für das Verhalten der Apotheker in diesen Fftlleu ist durch §. 3. der An- 
weisung zu dem Erlass vom 22. November 1867“) eine ausdrückliche Bestimmung 
erlassen worden, welche in Folge des Gesetzes vom 17. August 1868 nicht ausser Kraft 
getreten und daher auch ferner zu beachten ist. 


d) Revision der Filial- und Hausapotheken, sowie der Dispensir-Anstalten. 

Summt liehe Anstalten dieser Art sind gleich den Apotheken einer regel- 
mässigen Revision zu unterwerfen. 

ln Betreff der Anforderungen, welche man hierbei an eine Filial- Apo- 
theke zu stellen hat, erging die 


*) Gleichlautend mit der Anweisung vom 29. August 1867 für die Behörden der 
alten Landesthcile. 
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Min.-Verf. vom 14. Februar 1868 (I. V. Lehncrt). 

Hinsichtlich des Monitums, dass die in der Filial- Apotheke zu N. fehlenden Lo- 
cale der Materialstube, der Krauterkammer, des Trockenbodens und der Giftkammer in 
einer, wenngleich gcraumon Frist herzustellen seien, muss bemerkt werden, dass diese 
Räumlichkeiten daselbst in der Vollständigkeit, wie in einer selbstständigen Apotheke, 
füglich nicht verlangt werden dürfen. Mit Rücksicht darauf, dass das Filial sämmt- 
liche Drogucn und Präparate fertig aus der Mutterapotheko bezieht, ist es für genü- 
gend zu erachten, wenn daselbst zur Aufbewahrung der grösseren Sendungen von 
Arzneisubstanzen eine gemeinschaftliche Matort alkammcr sowohl für die 
trockenen Droguen und Präparate, als auch für die Vegetabilion eingerichtet ist. 

Eines besonderen Kräuter- und Trockenbodens wird es daher in einer Filial-Apo- 
theke nicht bedürfen. Statt einer Giftkammer aber wird daselbst ein vorschriftsraässig 
au fz ustell endor Giftschrank vollkommen ausroichen. 

Im Keller bedarf es nur einer kleinen abgesonderten Räumlichkeit für die Auf- 
stellung derjenigen geringen Vorrätho, deren Natur oine Aufbewahrung an einem kühlen 
Orte erfordert. 

Eine Hausapotheke muss vorzüglich solche Mittel enthalten, welche für 
die schnelle Einwirkung .ärztlicher Hülfe unentbehrlich sind. Es disponiren hier- 
über folgende Verfügungen: 

Min.-Verf. vom 28. Juli 1869 (Lehnort). 

Der Königlichen Regierung übersende ich eine von dem practischen Arzt Dr. N. 
zu N. in Folge der Verfügung vom 25. v. M. an mich gerichtete Vorstellung vom . . . 
mit dem Bemerken, dass aas Gesuch des Bittstellers, noch einige andere als die ihm 
bisher zugestandonen Arzneimittel in seiner Haus- Apotheke halten zu dürfen, in so fern 
zur theilweison Berücksichtigung geeignet erscheint, als das von der Königlichen Ro- 

f ierung unterm 10 Januar a. J. genehmigte Verzeichnis von 24 Arzneimitteln den für 
ie Anlage eiucr Hausapotheke massgebenden Zwecken nicht vollkommen genügt. 

Das von dem etc. Dr. C. eingereichte Verzeichnis enthält einige Mittel, welchen 
das Prädicat der Unentbehrlichkeit für schlcunigo Fälle nicht zugestanden werden kann. 
Ai solche sind zu betrachten: Jod, Kalium jodatum, Veratrium, Castorcum canadense, 
Santoninum, Pilulao aperitivae, Extractum Ciiinae frigide paratum, Adeps suillus, Syru- 
pus Rhei, statt dessen eher Radix Rhci gestattet werden kann, und Opium, welches 
überflüssig ist, wenn Morphium aceticum vorhanden ist. Dagegen ist nicht in Abrede 
zu stellen, dass unter den von dem etc. Dr. N. erbetenen Medicamenteii sich mehrero 
befinden, welche für den Bedarf einer Hausapotheke weniger entbehrlich erscheinen. 
Dahin gehören namentlich: Acidum hydrochloratura, Aether, Alumen, Chloro- 
formium, Cuprum sulphuricum, Gummi arabicum pulveratum, Hydrar- 
gyrum chloratum mite. Liquor Ainmoniaci caustici, Oleum Olivarum, 
Oleum Ricini, Radix Jalapae, Radix Ipccacuanhao, Socale cornutum pul- 
veratum, Spiritus vini rectificfttns, Stibio-Kali tartarieura, Tinctura Cin- 
namomi, Tinctura Opii simplex, Tinctura Valerianae. 

Der Königlichen Regierung überlasse ich hiernach das Verzeichniss der von dem 
Dr. N. in seiner Hausapotheke zu führenden Arzneimittel einer Abänderung, durch 
welche die Zahl der Mittel an sich nicht erheblich vermehrt werden wird, zu unterziehen 
und den etc. Dr. N. mit Bescheid zu versehen. 

Min.-Verf. vom 14. Januar 1861 (Lehnert). 

Hinsichtlich der Haus-Apotheken practischer Aerzte muss bemerkt werden, dass 
ein Hauptgrund der in denselben Vorgefundenen Mängel darin zu liegen scheint, dass 
die betreffenden Aerzte eine zu grosse Anzahl von Arzneimitteln halten, von denen viele 
wegen Nichtgebrauchs verderben müssen. Es ist daher darauf zu halten, dass in den 
Haus-Apotheken practischer Aorzte nur oine gewisse Zahl nach einem von der König- 
lichen Regierung zu revidirenden Verzeichnisse der für die dringendsten Fälle der Praxis 
erforderlichen Medicamcnte geführt werde, wie dies in der Haus- Apotheke des Dr. N. 
zn N. bereits beachtet zu sein scheint. Völlig unstatthaft ist es, dass in der Disnensir- 
Anstalt des Dr. B. zu B. Arsenicalia wie Solutio arsonicalisj Auripigmentum unci Pul- 
vis Cosmi vorräthig gehalten worden. Die Königliche Regierung hat nachträglich die 
unverzügliche Entfernung der Gifte der Tabula B. aus der Haus-Apotheke des Dr. B. 
anzuordnen, resp. zu controliren. 

Ueber die Dispensir-Anstaltea in Krankenhäusern vergl. man die Verf. vom 
29. August 1864. S. 348. 
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In Betreff der Befähigung und Prüfung der barmherzigen Schwestern, Dia- 
conissen und barmherzigen Bruder vergl. man S. 439. 

Den Aerzten wird die Genehmigung zur Anlegung einer Hausapotheke in 
der Kegel nur unter gewissen Bedingungen ertheilt. Bei der Revision der- 
selben ist darauf zu achten, dass dieselben auch berücksichtigt worden sind. 

Zu diesen Bedingungen gehört, dass 

1) die betreffenden Acrzte nur bei den Patienten eigener Praxis Gebrauch von 
der Hausapotheke machen, 

2) dass die Genehmigung auf Widerruf ertheilt und wieder zurückgenommen 
wird, sobald an ihrem Wohnorte oder in der nächsten Nahe desselben eine 
selbstständige Apotheke errichtet wird, 

3) dass sie sieb bei der Verwaltung der Hausapotheke nach den bezüglich der 
Aufsicht und Revision der Apotheken im Allgemeinen bestehenden Bestim- 
mungen zu richten haben, 

4) dass sie dio Arzneien jedenfalls aus einer inländischen Apotheke, welche 
jedoch nach einer Min.-Verf. vom 22. August 1860 (v. Betnmann - Holl wog) 
nicht dio zunächst gelegene Apotheke zu sein braucht, beziehen, 

5) dass sie ein Journal, in welchem dio verschriebenen Keceptc mit den dafür 
festgesetzten Taxpreisen, so wie die Bezugsquellen der angekauften Modica- 
mente notirt werden, halten, 

6) dass sie nicht mehr Arzneien dispensiron, als ihnen zu halten gestattet ist, 

7) dass sie für dio Aufbewahrung und Dispcnsntion der Arzneien ein angemes- 
senes und von den übrigen Wohnr&unien abgesondertes Local benutzen, 

8) dass sie auf den Signaturen der dispensirten Arzneien das Reccpt nebst den 
Taxpreisen und ihrer Namensuntorschrift verzeichnen, 

9) dass sie im Besitze der zur Dispensation notbwendigen Gerätschaften sind 
und erste re selbst vornehmen, 

10) dass sio zur Anfertigung der Infusa und Decocta sich eines angemessenen 
Dampfkochapparates bedienen. 

e) Revision der homöopathischen Haus-Apotheken. 

Conf. S. 334 etc. 

f) Revision der Drognen-Handlnngen. 

lieber die allgemeinen Grundsätze, welche hei der Revision der Drogucn- 
Handlungcn zu berücksichtigen sind, bandelt die Min.-Verf. vom 25. Mörz 1848 
(v. Ladenberg), welche mit Weglassung von Nr. 3, wo von dem früheren Regle- 
ment über den Debit der Arzneiwaaren vom 16. September 1836 die Rede ist, 
lautet: 

Min.-Verf. vom 26. März 1848 (v. Ladenberg). 

Der Königlichen Regierung wird in boikoramender Abschrift (Anlago a.) das auf 
Erfordern von der Commission zur Bearbeitung der Arzneitaxe erstattete Gutachten übor 
die von der etc. wegen Aufbewahrung und Verkaufs der Arzneiwaaren in den Ma- 
terialhandlungen und chemischen Fabriken, so wie des bei den Visitationen derselben 
zu beobachtenden Verfahrens gemachte Anfrage, welchem das Ministerium beipflichtet, 
zur Naehricht und Beachtung mitgetheilt. 

Anlage a. 

1) Es unterliegt keinem Zweifel, dass auch in den Droguenhandlungon die Arznei- 
boh&lter o rdnungsm ässi g signirt sein müssen. 

2) Dio §§. 4 . und 5. der der sechsten Auflage der Landes - Pharmacopöe vorge- 
druckten Allerhöchsten Cabmcts-Ordrc vom 6. Octobor 1846 sind auch für dio 
Droguisten massgebend, so dass die in der Tabelle B. aufgezählten Gifte im 
Giftschrank, ovent. in der Giftkammer, dio in der Tabelle C. angezeigten 
drastischen Mittel von den übrigen Arzneiwaaren getrennt aufbewahrt 
werden müssen. 

4) Bei der Visitation der Droguerie-Handlungen haben die Commissarien zwar auf 
dio Güte und Echtheit der vorhaudenen Arzneimittel und chemisch-pharma- 
ceutiaehen Präparate Rücksicht zu nehmen und den Befund in den aufzuneh- 
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menden, der Regierung einzusendenden Protokollen anzugoben; es ist aber 
mit minderer Strenge, als bei der Visitation der Apotheken zu verfahren, in 
wolchen nach der Instruction vorn 21. Oetober 1819 die nicht gut befundenen 
Arzneiwaaren sofort cassirt werden sollen, da den Droguisten nicht untersagt 
ist, auch Drognen geringerer Güte und chemische Präparate von nicht voll- 
kommener Reinheit feil zu halten, um dieselben an Gewerbetreibende und 
resp. Thierärzto dobitiren zu können. 

Alle Bestimmungen, welche für die Apotheker wegen Aufbewahrung der 
Gifte, Signatur der betreffenden Standgcfässe und Absonderung der stärker wir- 
kenden Arzneiwaaren erlassen worden sind, finden anch bei Droguen - Hand- 
lungen Anwendung. 

Min.-V erf. vom 14. Februar 1835 (Lehnort). 

Auf den Bericht vom . . . erkläre ich mich damit einverstanden, dass in Gemäss- 
heit der Vorschrift dos Anhanges zur revidirten Apo theker-Ordnung 1. b., wornach zu 
den directen Giften besondere, von den übrigen Waaren und Mcaicamenten entfernte 
Behältnisse und Verschlage bestimmt worden sollen, die Aufstellung des Giftschrankes 
in der Officin selbst niemals zu dulden, vielmehr, soweit es irgend ausführbar ist, die 
Untorbringung desselben in andere, als in den zur Aufbewahrung von Arzneiwaaren 
bestimmten Räumen zu verlangen ist. In dieser letzten Beziehung ist aber auch auf 
die Localität und die sonst in Betracht zu ziehenden besonderen Umstände des ein- 
zelnen Falles billige Rücksicht zu nehmen und die Aufstellung des Giftschrankes in der 
Medicinalstube, Kräuterkammer, im Keller und auf dem Kräuterhoden zu gestatten, so- 
bald in diesen Räumen ein besonderer Verschlag für den Giftschrank eingerichtet und 
dadurch seine Absonderung von den sonstigen Arznei vorräthon etc. Bicher gestellt ist. 

Demgemäss wird auch bei Droguerien- und Materia 1-Lädeu die Aufbewah- 
rung von Giften niemals in dem Verkaufslocal, in anderen zum Geschäfslocale gehörigen 
Räumen aber nur unter der Bedingung der vollständigen Absonderung von an- 
deren geniessbaren Stoffen zu gestatteu sein. 

Nicht nur zur sorgfältigen Aufbewahrung sondern auch zur vor- 
sichtigen Verabfolgung der Giftwaaren sind die Droguisten nach der 
Anweisung vom 10. December 18u0, welche als Anhang 1. der revidirten Apo- 
theker-Ordnung beigefügt ist, verpflichtet (S. S. 451). Zuwiderhandlungen gegen 
alle vorstehende, die Zubereitung, Aufbewahrung, das Feilbieten etc. der 
Arzneien betreffende Verordnungen fallen unter die Bestimmung des 
Strafgesetzbuch vom 11. Mai 1871. 

§. 367. Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalorn oder mit Haft wird bestraft: 

5) Wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Giftwaaren oder 
bei Ausübung der Befugniss zur Zubereitung oder Feilhaltung etc. der 
Arzneien die deshalb ergangene Vorschriften nicht befolgt. 

C) Wer Waaren, Materialien oder andere Vorräthe, welche sich leicht von selbst 
entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten oder in Behältern anfbewahrt, 
wo ihre Entzündung gefährlich werden kann, oder wer Stoffe, die nicht ohne 
Gefahr einer Entzündung bei einander liegon können, ohne Absonderung auf- 
bewahrt. 

In Betreff des Transports chemischer Präparate und Gifte vergl. 
man das Betriebs-Reglement für die Eisenbahnen im Norddeutschen Bunde vom 
10. Juni 1870 (S. 95). 

Wo es sich um das Lagern grösserer Quantitäten von giftigen Waaren 
handelt, verdient das Publicandum der Königl. Regierung zu Magdeburg vom 
28. Oetober 1833 Nachachtung. 

Circ.-Vorf. des Minist, des Innern vom 28. März 1837 (Kochler). 

Um den Verkehr mit directen Giften, besonders dio grösseren Lager derselben, 
einer angemessenen Controle zu unterwerfen, hat die Regierung zu Magdeburg, indem 
sie den Kaufleuten und Droguisten nur einen Centner jeder Giftart in ihren häuslichen 
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Lagern za halten gestattet, die Einrichtung eines unter fortwährender polizeilicher Auf- 
sicht stehenden Haupt-Depots ungeordnet. Demgemäss ist in Magdeburg, wo der be- 
deutende Verkehr diese Massregcl nothwendig macht, am Parkhofe ein siener verwahrter 
Kaum für die Aufnahme der Gifte eingerichtet, und der Verschluss einem der bei dem 
Packhofe unbestellten städtischen Beamten anvertraut- Die dort lagernden Gifte, welche 
die gewöhnlichen Niederlags-Gebühren entrichten, werden daselbst in Hinsicht auf vor- 
schnftsmässige Verpackung geprüft und nach der Bestimmung des Besitzers oder Spe- 
diteurs auf vorschriftsmässige Anweisung gegen Quittungen der Schiffs- und Fracht- 
führer verabfolgt. 

Nachdem diese sehr zweckmässige Einrichtung, so vielen Widerspruch sie anfäng- 
lich erfahren musste, nunmehr von allen Seiten nicht nur als nützlich, sondern auch 
als den Gifthandel erleichternd anerkannt worden , findet das Ministerium des Innern 
und der Polizei sich veranlasst, der Königlichen Regierung die Nachahmung derselben 
in den bedeutenden Vcrkchrsplätzon Ihres Bezirks zu empfehlen. 

Publicanduin der Keg. zu Magdeburg vom 28. October 1833 (genehmigt 
durch M.-Verf, vom 19. September 1833). 

§. 1. Zu denjenigen chemischen Fabricnten. welche wegen ihrer im hohen Grade 
giftigen Eigenschaften eine besondere sorgfältige Beaufsichtigung erfordern, gehören: 

1) der gediegene Arsenik oder uncigontlieh sogenannter Kobalt, welcher auch 
unter dem Namen Scherbenkobalt. Fliegenstoin, Schorbengift vorkömmt; 

2) der weisse Arsenik (nrsenige Säurt \ Gittmehl, Ratten p ul vor, Hüttenrauch): 

3) der rothe Schwefel-Arsenik (auch Realgar, Arsenikrubin, rothes Arsenikglas, 
Rauschroth. rothes Rauschgelb genannt;; 

4 ) der gelbe Schwefel- Arsenik (Auripigmontuin, Operment, Uauschgelb, gelbes 
Arsenikglas); 

5) das arseniksaure Kali: 

6) das arseniksaure Kupferoxyd, welches in seinen verschiedenen Nuancen man- 
cherlei Arten von grünen Malerfarben bildet, namentlich ScheePsches Grün, 
Mineralgrün, Schweinfurter, Mitis-, Wiener- oder Kirehberger Grün, Kaiser- 
grün, Neugrün, Berggrün etc.; 

7) aer atzenao Quecksilber-Sublimat (Mercurius sublimatus corrosivus, Hydrar- 
gyrum muriaticum corrosivum); 

8) der rothe Quecksilber- Prücipitat (Mercurius praecipitatus ruber, Hydrargyrum 
oxv datum rubrum); 

9) der weisse Quecksilbcr-Prücipitat (Mercurius praecipitatus albus, Hydrargyrum 
aminoniato-muriftticum). 

§. 3. Die solchergestalt zum Handel mit den gedachten Artikeln berechtigten 
Droguisten uud andere Kaufleute dürfen dieselben niemals, bei unerlässlichem Verluste 
dieser Berechtigung, uud an Niemand anders, als an Kaufleute, Apotheker und an 
Fabrikanten, Künstler und Handwerker, die solcher Waaren zu ihrem Gewerbe bedürfen 
und ihnen in dieser Hinsicht entweder vollkommen bekannt sind oder sich durch Zeug- 
nisse der Ortspolizei-Obrigkeit legitimiren, verkaufen. 

§, 4 . In ihrer Behausung dürfen die Kaufleute und Droguisten nie rnelir als einen 
halben Centner von jeder Sorte der Arsenikalien und dem Sublimat vorräthig halten. 
Rücksichtlich der Aufbewalirung und des Verkaufes dieser und der übrigen Giftwaaren 
aus dem Hause sind sie derselben Polizei-Aufsicht und denselben Vorschriften wio die 
Apotheker unterworfen. 

§. 5. Sie haben demgemäss die oben aufgefuhrten directon metallischen Gifte 
(§. 1.) in einem abgesonderten, verschlossenen, genörig geräumigen und dem Tageslicht 
zugänglichen Gemache zu verwahren, und in demselben die Arsenikalien von den Mor- 
curial-Prfiparatcn wiederum durch einen Vorschlag zu trennen. Tn jedem dieser Vor- 
schläge sind für das darin enthaltene Gift bestimmte, besondere Waagesebalen und 
Löffel zu verwahren. Die Behältnisse, in welchen diese Gifte aufbewahrt werden, 
müssen ihrem Inhalte angemessen, deutlich und leserlich mit Oelfarbe bezeichnet und 
mit wohlschliesBenden Deckeln versehen sein. 

8. 6. Die Verpackung und angemessene Bezeichnung dieser directon Gifte zum 
Behufe des Verkaufes musB in dem gedachten Giftgemache selbst geschehen. Dieselben 
dürfen nicht in blossen Papicrhüllen verabreicht worden; letztere müssen vielmehr noch 
in mit Papier ausgeklebtcn Behältnissen von dichtem Holze, am besten in gedrechselten 
Holzbüchsen mit wohlschliessendem Deckel verpackt werden. Alsdann sind diese Be- 
hältnisse fest zu timsehnüren, zu versiegeln und mit dem Worte .Gift“, ingleiclien mit 
drei in die Augen fallenden schwarzen Kreuzen zu signiren. 
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Die §. 1. zu 6. aufgcführteu arsoniknlischon Färbcwaarcn, bei denen die Gefahr 
einer schädlichen Verwechselung wegen ihrer hervorstechenden Farbe geringer ist. kön- 
nen beim Debit am Orte in doppelt starken Papierhüllen verabfolgt, müssen aber eben- 
falls fest uinschnürt, versiegelt und mit dem Worte r Gift“ und drei Kreuzen bezeichnet 
werden. Werden diese Farbe-Materialien indess versandt, so unterliegen sie in Hinsicht 
dor Verpackung denselben Bestimmungen, wie die übrigen Arsenikalien. 

§. 7. Das Gift darf nur gegen einen Schein dom Empfänger oder einem sichern 
in dem Scheine benannten Boten ausgehfindigt werden. Ein solcher Empfangschein 
muss von dem Empfänger unterschrieben und darin die Art des Giftes, die Quantität 
und beabsichtigte Verwendung desselben angegeben sein. Ist der Empfänger dem Dro- 
guisten nicht vollkommen und als zuverlässig bekannt, so muss der Schein von der 
Ortsbehördc beglaubigt sein. 

Die Droguisten naben dieso Giftscheine zu numeriren, sorgfältig aufzubewahren 
und in ein besonderes Buch einzutragen. Dieses Buch enthält in sechs Columnen: 

1) die Nummer des Gutscheines, 

2) das Datum desselben, 

3) den Namen des Empfangors, 

4) den Namen des Abholenden, 

5) die Art und das Quantum des Giftes, 

6) wozu das Gift gebraucht werden soll. 

§. 8. Arsenikalischc Mittel zur Vertilgung der Hatten und Mäuse dürfen von Kau f- 
leutcn und Droguisten nicht verkauft werden. 

§. 9. Arsenikalien und Sublimat in grösseren Vorr&thon als von einem 
halben Centner, sie mögen zum eigenen Handel oder zum Transit bestimmt sein, 
werdon in einer eigens dazu bestimmten, verschlossenen Niederlage, wie dies bereits 
in Betreff des Schiesspulvers ungeordnet ist, unter polizeilicher Controle verwahrt. Ist 
ein Pack ho f vorhanden, so kaun derselbe zur Einrichtung einer verschlossenen Gift- 
niederlage benutzt und der Packhofs-Inspection die Controle und nöthige Contoführung 
übergoben werden. 

Beabsichtigt der Eigent Immer, Quantitäten von diesen Giftwa&ren zu versenden, 
so hat er darüber eine schriftliche Declaration, welche den Bestimmungsort und eveut. 
den Fracht- oder Schiffsführer bezeichnet, abzugeben. 

§. 10. Bei Verpackung und Versendung der Arsenikalicn und des Sublimats in 
grösseren Quantitäten sind folgende Sicherheit* -Massregeln zu beobachten: Die Fässer, 
m welchen diese Gifte versendet werden sollen, müssen von gutem, gehörig starkem, 
vollkommen ausgetrocknetem und von Astgallen reinem Holze gefertigt, besonders in 
den Fugen gut gearbeitet und scharf zusammengebunden sein. Sie dürfen nur wenig 
Bauch haben, und jedes derselben, wenn es nicht über zwei Centner fasst, muss mit. 
vierzohi» hölzernen Keifen, die grösseren aber mit noch mehr Reifen belegt, Boden und 
Deckel aber mit Einlegereifeu belegt werden. Inwendig müssen die Fässer mit starker 
Leinwand durch einen aus Schwarzmehl und Tischlerleim gekochten Kleister ausgeklebt 
sein. Die Fässer für die §. 1. zu 6. aufgeführten arsenikalisehon Farbe- Materialien 
müssen ebenfalls fest und dicht gebunden und mit Papier ausgeklebt sein, um alles 
Streuen zu verhüten. Hierauf ist der Name dos Giftes, mit Beifügung dos Wortes 
„Gift“, mit dauerhafter Farbe auf die Fässer zu schreiben und ebenfalls in dem Fracht- 
briefe zu bemerken. 

Bei der Verladung müssen die Giftfässer nochmals genau und sorgfältig revidirt. 
den dabei etwa Vorgefundenen Mängeln abgeholfen und darauf gehalten worden, dass 
die den Transport besorgenden Fuhrleute und Schiffsführer die gehörig gute Beschaffen- 
heit der genommenen Gebinde mittelst eines Scheines bekunden. 

§. 11. Bei den am Packhofc lagernden und zum Durchgänge bestimmten 
Giftwaaren muss ebenfalls darauf gehalten werden, dass dieselben nach den obigen Be- 
stimmungen (§. 10.) fest und sicher verpackt sind, und im Fall sieh Mängel vorfhulcn, 
denselben vor der Absendung abgeholfen werde. — Auch müssen die Gebinde vor- 
schriftsmässig bezeichnet werden. 

§. 12. Proben können von den, in der öffentlichen Niederlage befindlichen Giften 
nur gegen einen, in der oben vorgeschriebenen Form ausgestellten Giftschein entnom- 
men werden. 

§. 13. Die genaue Befolgung der zu 9., 10., 1 1. und 12. gegebenen Vorschriften 
controlirt die Polizei, event» die Aufsichts-Behörde des Packhofes. 

§. 14. Der Vorrath, welchen Kaufleute und Droguisten von den übrigen Gift- 
waaren auf eigenem Lager halten wollen, bleibt wie bisher unbeschränkt, jedoch haben 
sie dieselben wenigstens durch einen Lattenverschlag von den übrigen Artikeln, welche 
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sie führen, zu trennen, und überdies noch die zum Arzneigebrauch dienenden separat 
aufzustellen. 


§. 15. Die Fässer, Kisten und andere Gefässe, in welche die zum Arzneigebrauch 
dienenden Giftwnarcn aufbewahrt werden, müssen mit Oelfarbe leserlieh bezeichnet und 
mit wohlschliessenden Deckeln versehen sein, 

§. 16. Diejenigen Künstler und Handwerker, welche Gifte zu ihren Gewerben 
bedürfen, müssen die Vorräthe derselben in einem, unter sicherem Verschlüsse zu halten- 
den Gemache aufbewahren. Die Gefasst 1 , in welchen Giftwaaren enthalten sind, müssen 
ihrem Inhalte entsprechen und zugleich mit dem Worte „Gift“ durch Oelfarbe leserlich 
signirt sein. 

§. 17. Insbesondere muss auch das unter dom Namen Fress- oder Weisspapp be- 
kannte giftige Farbe-Material (arseniksaures Kali) stets in Steinkruken, welche, dasB 
sie Gift enthalten, üusserlich bezeichnet sind, aufbewahrt und von den Couleurmachern 
oder Coloristen in sorgffdtiger Verwahrung gehalten und nur eigenhändig angewandt 
werden. 


6. 18. Sfimmtliche Polizei-Behörden werden angewiesen, auf die Befolgung dieser 
Vorschriften genau zu achten, deshalb auch die Giftlager der Droguisten und anderer 
Kaufleute und die Vnrrfitbo detjenigen Künstler und Handwerker, welche derselben zu 
ihren) Gewerbe bedürfen, event. mit Zuziehung des betreffenden Kreisphysik us, oft und 
unvermuthet zu visitiren und die Vorgefundenen Contravcntioncn und Vernachlässigungen 
zur gesetzlichen Bestrafung zu ziehen. 


Bezüglich der Waagen und Gewichte sind dem „Gutachten der Norrnal- 
Eichungs- Commission vom 20. December 1871“ gemäss die Material- nnd Dro- 
guerie-Geschäfte, welche sich auch mit dem Verkaufe von Arzneiwaaren nnd 
Giften befassen, nicht verpflichtet, sich der Medicinal-, resp. Präzisionswaagen 
und Gewichte zu bedienen. 


V. Die äussern geschäftlichen Verhältnisse der Apotheker. 

Ausser den im Vorstehenden besprochenen Beziehungen der Apotheker zu 
ihrer innern Geschäftsführung treten noch andere Rechte nnd Pflichten derselben 
hervor, welche ans ihrem Verhältnis als Gewerbetreibende überhaupt ent- 
springen. 

Im Allgemeinen haben die Apotheker als Gewerbetreibende die Vorrechte 
der Kaufleute. Die Frage, ob die Apotheker nach den Bestimmungen des Deut- 
schen Handelsgesetzbuchs als Kaufleute im Sinne desselben anzusehen sind, hat 
nach der Einführung des Handelsgesetzbuchs in Preussen eine verschiedene Be- 
antwortung erfahren. Von einigen Gerichten ist sie bejaht, von andern verneint 
worden. Die für die Bejahung der Frage sprechenden Gründe sind in dem, von 
dem Preussischen Commissarius bei der Handclsgcsetzgcbungs- Commission in 
Nürnberg, Geh. Ober- Justizrath und Senats-Präsidenten Dr. Heimsoeth ver- 
fassten. im Centralorgan für den Deutschen Handelsstand für 1862 Nr. 18. Seite 141 ff. 
abgedruckten Aufsatz so vollständig und überzeugend entwickelt, dass dagegen 
haltbare Einwendungen kaum werden erhoben werden können. Eine andere 
Frage ist es, ob es für zweckmässig erachtet werden könne, dass die Apotheker 
nach dem bestehenden Rechte als Kaufleutc im Sinne des Handelsgesetzbuchs 
anzusehen und in Bezug auf ihren Gewerbebetrieb wie die übrigen Kaufleute 
nach den Vorschriften des neuen Gesetzbuchs zu beurtheilen sind. Auch diese 
Frage wird bejaht werden können, da bis jetzt aus der Anwendung der be- 
treffenden Vorschriften auf die Apotheker Unzuträglichkeiten sich nicht ergeben 
haben, wenigstens nicht bekannt geworden sind. Zur Vermeidung eines mög- 
lichen Missverständnisses muss jedoch bemerkt werden, dass bei der Einführung 
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des Deutschen Handelsgesetzbuchs in Preussen weder die auf das Apotheker- 
gewerbe sich beziehenden gewerbe-polizeilichen Vorschriften, noch diejenigen das- 
selbe betreffenden privatrechtlichen Bestimmungen aufgehoben sind, welchen ent- 
sprechende Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs nicht entgegenstehen. 

Nach §. 473. Allg. Landrecbt Thl. II. Tit. 8. (S. 292) haben die von den 
Apothekern nach kaufmännischer Art geführten Bücher die Rechte und Glaub- 
würdigkeit der Handlungsbücher. Die Bedeutung dieser Bestimmung ergiebt sich 
aus dem vierten Titel des ersten Buchs des Allgemeinen deutschen Handelsge- 
setzbuchs, von den Handelsbüchern (G.-S. de 1861 S. 485 ff.) 

Betrügerische Führung der Handelsbüchcr fällt unter §. 28. des Strafgesetz- 
buchs. 

Die Vermerke der Apotheker auf reiterirten Recepten haben keine beson- 
dere Glaubwürdigkeit, wenu sie nicht vom betreffenden Arzte oder Arznei- 
empfänger bescheinigt sind. 

Die Arzneirechnungen, welche aus Staatsfonds berichtigt werdeu, unterliegen 
zuvor einer Festsetzung durch den Medicinalrath der betreffenden Königlichen 
Regierung. 


Min.-Verf. vom 7. September 1823 (v. Altenstein). 

Es kann nicht gebilligt werden, dass die Königliche Regierung zu N. nach ihrer 
Bekanntmachung vom 28. Juni d. J. die Revision der Apotheker- Rechnungen dem Kreis- 
physikus übertragen will. Nach 6. 100. der Regierungs- Dienst instruetion vom 26. De- 
cembcr 1808 liegt die Revision aller solcher Rechnungen, welche aus Staatscnssen be- 
richtigt werden, Ihrem Medicinal-Kathe ob, und es ist eino Ueborschreitnng Ihrer Be- 
fugnis«, wenn Sio denselben hiervon entbinden und ein ihm obliegendes Geschäft andern 
Beamten auftragen will. 

Was dagegen dio Feststellung der aus Gemeinde- und Armencassen zu berichtigenden 
Arzneirechnungen betrifft, so fragt eB sich, auf welcher Bestimmung die bisherige Obser- 
vanz, diese Rechnungen nur nach vorgängiger Festsetzung durch die Regierungen be- 
richtigen zu lassen, beruht. Ist hierdurch die Verpflichtung der Regierung festgestellt, 
so kann Sie sich derselben nicht nach Gefallen entziehen. Ueberhaupt aber würde es 
nicht angemessen erscheinen, dem Kroisphysikus eine solche Verpflichtung aufznerlegen. 
Vielmehr dürfto es das rathsamste sein. Seitens der Gemeinden und MVohlthätigkeits- 
Anstalten mit den Apothekern über die Lieferung der Arzneien zu contrahiren und 
zugleich über die Prüfung der Rechnungen durch den Districts-Arzt oder den Arzt der 
Anstalt das Nähere zu verabreden, indem es allerdings nicht für noth wendig erachtet 
werden kann, dass dieselbe regelmässig durch die Behörden erfolge. — Wird dagegen 
durch irgend eine Differenz die Feststellung der Rechnung durch eine Behörde noth- 
wendig, so kann dieselbe nur durch den Medicinal-Rath der Regierung, nicht aber 
durch den Kroisphysikus stattfinden. 

Min.-Verf. vom 13. Januar 1824 (v. Altenstein). 

Das Ministerium eröffnet der Königlichen Regierung auf ihre Anfrage im Bericht 
vom . . ., dass dem von der Königlichen Regierung zu Cöln erlassenen, im 2. Hefte 
des 7. Bandes der Annalen, Jahrgang 1823 S. 410 und 411 abgedruckten Publieandum, 
wonach künftig die Revision der Apotheker-Rechnungen von dem Kroisphysikus bewirkt 
werden soll, bereits durch eine unter dem 7. September v. J. erlassene Verfügung die 
Genehmigung des Ministeriums untersagt worden ist. Es ist nämlich in derselben be- 
merkt, dass nach §. 100. der Regierungs-Dienstinstruetion vom 26. Decembor 1808 die 
Festsetzung aller Arzneirechnungen, welche aus StaaUc&sson berichtigt werden, dem 
Regierungs-Medicinal-Rathe obliegt, und es eine Ueborschreitung der Befugniss der Re- 
gierung ist, wenn sie denselben hiervon entbinden und ein ihm obliegendes Geschäft 
andern Beamten übertragen wollte. Was dagegen die Feststellung der aus Gcmeinde- 
und Armenfonds zu berichtigenden Arzneirechnungen betrifft, so fragt es sich, auf 
welcher Bestimmung die bisherige Observanz, diese Rechnung nur nach vorgängiger 
Festsetzung berichtigen zu lassen, beruhe. Ist hierdurch die Verpflichtung der Regie- 
rung zu einer solchen Festsetzung festgestcllt, so kann sio sich derselben nicht nach 
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Gefallen entziehen. Ueberhaupt aber würde es nicht angemessen sein, dom Kroisphvsikus 
eine solche Verpflichtung aufzuerlegen; vielmehr dürfte cs das rathsamste sein. Seitens 
der Gemeinden und Woldthätigkeits-Austalten mit den Apothekern über die Lieferung 
der Arzneien zu contraliiren, und zugleich über die Prüfung der Rechnungen durch 
den Districts-Arzt oder den Arzt der Anstalt das Nähere zu verabreden, indem es 
allerdings nicht für notliwendig erachtet werden könne, dass dieselbe regelmässig durch 
die Behörde erfolge. Wird dagegen durch irgend eine Differenz die Feststellung der 
Rechnung durch eine Behörde notliwendig, so kann diese nur durch die Regierung, 
nicht aber durch den Kreisphysikus stattfinden. 

Die Kreisphysiker sind zur Revision der Arzneirechnungeu , welche aus 
Armenfonds bezahlt werden, nicht verpflichtet. 

Min.-Verf. vom 22. August 1857 (Lehnert). 

Auf den Boricht vom .... oröffno ich dor Königlichen Regierung, dass, da das 
Oberaufsichtsrecht des Staats über die Communen sich nicht auf die inneren Details 
ihrer etatsmfissigen Verwaltung erstreckt, auch die Revision und Feststellung dor 
Armen-Arznei- Rechnungen im Interesse der betheiligten Armonverbände als ein Aus- 
fluss und ein Theil dieses Ober-Aufsichtsrechts nicht betrachtet werden kann. Eben so 
wenig aber wird das mcdicinal-polizeilicke Interesse im Allgemeinen durch diesen 
Gegenstand berührt. Den Kreispnysikorn liegt dahor eine amtliche Verpflichtung zur 
Revision der aus den Gemeinde- und Armencassen zu berichtigenden Arznoirechnungen 
nicht ob, noch kann ihnen dieselbe auferlegt werden Wollen die Gemeinden ihr Inter- 
esse in dieser Hinsicht wahrnehmon, so wird denselben überlassen bleiben müssen, mit 
den Apothekern über die Lieferung der Arzneien zu contraliiren und über die Prüfung 
der Rechnungen mit dem betreffenden Armenärzte oder mit dem Kreisphysikus ein 
vorgftngiges Uebereinkoinmen zu treffen, ln den Fällen aber, wo cs sich um Bezahlung 
ans Staatsfonds handelt, aber wo irgend einer Differenz wegen die Feststellung von 
Arzneirechnungen durch irgend eine Behörde notliwendig wird, kann diese nur durch 
die Königliche Regierung, nicht aber durch den Kreisphysikus stattfinden. 

Die Festsetzung der Arznei-Rechnungen ist nach der Allerh. Verordnung 
vom 22. November 1842 (G.-S. S. 309.) sportelfrei. 

Verf. vom 13. «Juli 1863, betreffend das Verfahren bei Festsetzung von 
Arzneirechnungeu, wel che aus Armenfonds bezahlt werden (l. V. Lehnert). 

Der Königl. Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . ., dass ich mich mit 
den in demselben angeführten Gründen, aus welchen die Beschwerde des Apothekers N. 
zu N. wegen Reduetion einer Arznei-Rechnung zurüekzu weisen sei, nicht einverstanden 
erklären kann. Die Königliche Regierung geht von einer irrthümlichen Auffassung aus, 
wenn dieselbe der Ansicht ist, dass bei Feststellung einer Liquidation über die einem 
Armenkranken gelieferten Arzneien zunächst die Art der Arznei- Verordnung in Betracht 
zu ziehen sei. 

Da jeder Apotheker verpflichtet ist, die Arzneien den ärztlichen Vorschriften 
gemäss, ohne sich ein Urthcil über deren Angemessenheil zu erlauben, geuau anzufer- 
tigen und zu dispensiren, so steht es ihm auch unzweifelhaft zu, die Kosten für dieselben 
auf Grund der vorschriftsmäßig austaxirten Rocepte zu berechnen. Die Feststellung 
einer zweifelhaften Arznei-Rechnung hat sich daher nicht auf eine Kritik 
des ärztlichen Verfahrens auszudehnen, sondern uur die einzelnen Prcisans&tze 
im Vergleiche zu den vorliegenden ReceptbelÄgcu zu prüfen, resp. nach den Bestimmungen 
der Arzneitaxe zu berichtigen. Die Sorge dagegen für Beschränkung des unnöthigen 
und zu theueron Arzneiverbrauches bei der Cur von Armenkranken kann in zweiter 
Linie erst durch geeignete Massnahmen gegen die ordinirenden Armenärzte selbst in 
Wirksamkeit treten. 


VI. Staatsbürgerliches Verhältnis«. 

1. Zur Commune und Gemeinde. 

Die Apotheken-Besitzer nehmen zur Gemeinde und Gemeinde -Verwaltung 
nicht die exceptionelle Stellung ein, wie die Aerzte (S. 386.). Nur in Ansehung 
derjenigen Apotheker, welche ihr Geschäft ohne Gehülfen betreiben, wird eine 
Ausnahme gestattet. 
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Verf. der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten und des Innern 
vom 14. Juli 1835 (v. Altenstoin. Köhler). 

Wenn auch, wio der Königlichen Regierung auf den Bericht vom .... wegen der 
von dem Apotheker N. zu N. verweigerten Annahme dos Amtes eines unbesoldeten 
Rathmannes erwiedert wird, Apotheker im Allgemeinen zu den Personen, welche der 
200. der Stadte-Ordnuug zur Ablehnung öffentlicher Aemter berechtigt, nach früheren 
Entscheidungen nicht zu zählen sind, so müssen doch diejenigen unter ihnen dahin 
gerechnet werden, welche ihr Geschifft ganz ohne Gehülfen betreiben, da es Fälle giebt, 
in welchen die Verzögerung der Anfertigung und Ablieferung eines dringend nötnigen 
Heilmittels ein Menschenleben gefährden, solchen Verzögerungen auch durch die von 
dem Magistrat zu N. beabsichtigten Einrichtungen nicht vorgobeugt werden kann. 

Dor Apotheker N. zu N. ist daher zur Annahme des Amtos eines unbesoldeten 
Rathmanncs nicht für verbunden zu erachten. 

Die Lieferung der Arzneien für Anne beruht entweder auf einem beson- 
deren Vertrage mit der Commune, oder die Apotheker werden beim Ansbruchc 
von Epidemien ermächtigt, auf Recepte, welche von dem Arzte für Arme unter 
ausdrücklicher Bezeichnung der epidemischen Krankheit, z. B. Cholera, Ty- 
phus u. s. w. verschrieben werden, die Arzneien sogleich und unentgeltlich zu 
verabfolgen und demnächst der Commune in Rechnung zu stclleu. 

2. Zur Staats-Verwaltung. 

Die Apotheker sind allen Staats- Abgaben , eben so wie den Commuual-Ab- 
gabeu, namentlich der Gewerbesteuer, unterworfen. 

Die Veranlagung der Gewerbesteuer vom Handel erfolgt nach dem Gesetze 
vom 19. Juli 1861 (G.-S. S. 697) fortan iu drei Steuer-Classen: AI., All. und 
B. Bei der Veranlagung ist von der mittleren Glosse, A II., auszugehen, in der 
Art, dass nnr die umfangreicheren Geschäfte zur Classe A I. ausgesondert werden. 
Die Gewerbetreibenden der Classe A II., in welche die Apotheker der Mehrzahl 
nach gehören werden, bilden eine Steuer- Gesellschaft nach §. 26. des Gesetzes 
vom 30. Mai 1820 (G.-S. S. 147.) 

Ueber die Zurücknahme der Approbation disponirt die Gewerbe -Ordnung 
vom 21. Juni 1869. Es sind in dieser Beziehung die §§. 53. und 54. zu 
beachten. 

§. 53. Die in dom §. 29. bozcichneten Approbationen können von den Verwal- 
tungsbehörden nur dann zurückgenommen worden, wenn die Uurichtigkcit der Nach- 
weise dargethan wird, auf deren Grund solche ertheilt worden sind. 

54. Wegen des Verfahrens und der Behörden, welche in Bezug auf etc. die 
Zurücknahme einer Approbation«- Genehmigung oder Bestallung (§. 53.) massgebend 
sind, gelten die Vorschriften der §§. 20 und 21. 

Wegen der im Fall der Verhaftung eines Apothekers erforderlichen Anzeige 
bei der betreffenden Polizei-Behörde ist die Circ.-Verfiigung der Minister der 
geistlichen etc. Angelegenheiten und des Innern vom 28. Mai 1822 (v. Alten- 
ste in. v. Schuckinann) ergangen. 

Obgleich die Apotheker und solche Bezirks - Hebammen, die allein für einen Ort 
und dessen Umgegend allgestellt sind, nicht als Officianten betrachtet worden können, 
so macht es doch ihre Stellung zum Publicum in polizeilicher Hinsicht nothwendig, 
dass ihre etwanige Arretirung von Seiten der gerichtlichen Behörden der betreffenden 
Polizei-Behörde, gleich als wenn sie Beamte wären, angezeigt werden, damit diese dio 
nöthigen Anstalten zur Sicherung des Publieums treffen könne. So wie das Königliche 
Justiz-Ministerium daher snmmtiiclic Landes- Justiz -Behörden angewiesen hat, die bei 
den Gerichten etwa verfallenden Arrctiruujrcn solcher Personen entweder vorher, oder 
doch gleichzeitig der betreffenden Polizci-ßehördo anzuzeigen, so hat die Königliche 
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Regierung ihrerseits zu veranlassen, dass auf solche Anzeigen jedesmal sofort das No- 
tlüge schleunig verfügt werde, damit resp. die Officin des arretirten Apothekers dom 
PuDlicum mit gehöriger Sicherheit geöffnet bleibe, und die Hebamme während ihrer 
Haft durch eine quahficirte Person vertreten werde. 

Min.-Verf., vom 23. September 1871, betreffend das Betreiben ärztlicher 
Praxis Seitens der Apotheker (I. V. Lehnert). 

Obwohl ich die in dein Berichte vom .... vertretene Ansicht theile, dass 
die Bestimmung im §. 14. der Apotheker - Ordnung vom 19. December 1820*) 
durch die Gewerbe -Ordnung vom 21. Juni 1869 nicht aufgehoben ist, nehme ich 
doch Anstand, die Einlegung eines Rechtsmittels gegen das mit den übrigen An- 
lagen zurück folgende, den Apotheker 0. zti H. von der Anschuldigung der Medi- 
cinal- Pfuscherei frei sprechende Uri heil der Strafkammer des Königlichen Obergerichts 
zu Göttingen vom 10. August d. J. anzuordnen. Es unterliegt keinem Zweifel, dass 
nach Erlass der Gewerbe-Ordnung ein Apotheker eben so wenig, wie irgend sonst Je- 
mand sich durch Heilung vou Krankheiten einer Medici nal - Pfuscherei schuldig macht, 
ln so weit ist die ergangene richterliche Entscheidung vollkommen begründet. Hier- 
nach wird aber die Sache nicht orsehöpft. 

Ein Apotheker, welcher sich mit Behandlung von Krankheiten befasst, verletzt die 
besonderen Pflichten seines Berufes. Die hiergegen gerichteten Strafbestimmungen 
haben mit der Medicinal-Pfuscherei keinen Zusammenhang, sondern beruhen auf der 
durch die gegenseitige Controlo bedingten Sehciduog zwischen den Thätigkeiten des 
Arztes und des Apothekers. Dem Verbot des Curirens Seitens der Apotheker ent- 
spricht das Verbot dea Selbstdispensirens Seitens der Acrzte. Ob durch eine Verletzung 
dieser Gebote ausserdem gegen die Strafgesetze verstossen wird, wie es hinsichtlich der 
ersteren bis sum Erlass der Gewerbe- Ordnung der Fall war, hinsichtlich des letzteren 
noch gegenwärtig der Fall ist, lässt den Charakter der Verletzung einer besonderen 
Berufsntlicht unberührt. Es folgt aber hieraus, dass die hiergegeu vorordneten beson- 
deren Strafen zu denen gehören, welche der §. 144. der Gewerbe-Ordnung ausdrücklich 
bestehen lässt. 

Die Erfüllung der besonderen Berufsptiichten der Apotheker sicher zu stellen, ist 
nicht Aufgabe des Richters, sondern der Verwaltungsbehörden. Dass die Strafbestim- 
mungen tler Apotheker-Ordnung in diesem Sinne aufzufassen sind, zeigt sich aus den 
Strafen selbst, indem dieselben von einer Geldstrafe von 10 Thalorn bis zur Entziehung 
des Privilegiums bemessen sind, welche letztere lediglich als eine administrative, die 
AufrcchthuTtung des ordnungsmässigon Apotliekonbotncbos siehe rstellende Maasregel auf- 
zufassen ist. Wenngleich nun die letztere nach §. 53. alin. 1. der Gewerbe -Ordnung 
jetzt nicht mehr wegen ordnungswidrigen Geschäftsbetriebes verhängt werden kann, ao 
ist doch die Befugnis» und resp. Verpflichtung tler Verwaltungsbehörden stehen ge- 
blieben, die übrigen durch die Apotheker-Ordnung aus der Hund gegebenen und durch 
die Gewerbe-Ordnung nicht aufgehobenen Mittel zur Sicherung eines geordneten Apo- 
thekerbetriebes in Anwendung zu bringon. 

Demgemäss veranlasse ich die Königliche Landdrostei, dem Another 0. in H. zu 
eröffnen, dass die Betreibung ärztlicher Praxis mit den den Apothekern obliegenden 
Beriifspflichten unvereinbar sei. und dass, so lange er Apotheker bleibe, jedor Verstosa 
gegen diese besondere Berufspflicht gemäss §. 14. der Apotheker - Ordnung mit einer 
empfindlichen und im Wiederholungsfälle geschärften Ordnungsstrafe geahndet werden 
würde. 

Dieses Präjudiz ist vorkommenden Falles unnachaiehtlich zu verwirklichen. 

Min.-Verf. vom 4. October 1871, denselben Gegenstand betreffend 
(Lehnert). 

Auf den Bericht vom . . . erwiederc ich der Königlichen Regierung, dass zwar 
nach Erlass der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 die Vornahme von Impfungen 
durch nicht approbirte Personen keinem allgemeinen Verbotsgesetze unterliegt. Soweit 
es aber auf die staatliche Controlo des Impfgesehäftes ankommt, gehört das Impfen zu 
denjenigen Verrichtungen, welche gemäss §. 29. 1. c. nur von approbirten Aerzten oder 
Wundärzten vorgenommen werden können. Demgemäss sind die von anderen Personen 
bewirkten Impfungen, welche keine Garantie für die ordnungsniassige Vornahme dieser 
Verrichtung bieten, bei Behandlung dos öffentlichen Impfwesens als nicht geschehen zu 
betrachten. 


•) Hannoversche Apothekor- Ordnung. 
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Hinsichtlich des Verhaltens des Apotheker» N. zu N. füge ich ein Drnckexemplar 
der an die Königliche Landdrostei zu N. erlassenen, das Curiren der Apotheker be- 
treffenden Verfügung vom 23. v. M. bei, um die in dem Vorgehen des N. liegende Ver- 
letzung seiner Berufspflicht angemessen zu rügen. 

Im Staatsdienste werden Apotheker als Assessoren der Pharmacie bei den 
Medicinal-Collegien angestellt. Der Nachweis besonderer Qualification durch Ab- 
legung einer Präfang ist hierzu nicht erforderlich. 

VII. Apotheker- Vereine und Unterstützungen. 

Der Norddeutsche Apotheker-Verein wurde in Minden am 8. September 1820 
von den Apothekenbesitzern Hof- und Medicinalrnth Dr. Rudolph Brandes in 
Salzuffeln, Aschoff in Bielefeld, Beissenhirtz in Minden, Dn Menil in 
Wormsdorf and Witting in Höxter gegründet. Er hat somit im Jahre 1870 
schon sein 50-jähriges Bestehen feiern können, und umfasste bis zum Jahre 1872 
genau das Gebiet des früheren Norddeutschen Bundes. 

ln den General- Versammlungen des Norddeutschen Apotheker- Vereins im 
September 1871 zu Dresden und des Süddeutschen Apotheker-Vereins zu Worms, 
welcher bis dabin nur eine lose Vereinigung der Einzel-Vereine von Bayern, 
Würtemberg, Baden nnd Hessen repräsentirte, wurde die Vereinigung beider Ver- 
eine beschlossen und in der gemeinschaftlichen General-Versammlung am 3. Sep- 
tember 1872 zu Frankfurt a. Main die Verschmelzung beider Vereine durch An- 
nahme der berathenen Statuten herbeigeführt. 

Durch Allerhöchste Ordre vom 5. Mai 1873 wurde der von dem Norddeut- 
schen Apotheker-Verein nach dessen Vereinigung mit dem Süddeutschen Apo- 
theker-Verein beabsichtigten Aenderung seiner Firma in .Der Deutsche Apo- 
theker-Verein“ die landesherrliche Genehmigung ertheilt. Hiermit gingen die 
dem Norddeutschen Apotheker -Verein bereits durch Allerhöchste Ordre, vom 
21. Juli 1869 bewilligten Corporationsrechte auch auf den neuen „Deutschen Apo- 
theker-Verein“ über. 

Die Statuten des Deutschen Apotheker - Vereins lauten jetzt folgender- 
massen : 


Statuten des Deutschen Apotheker-Vereins. 

Cap. 1. Zwecke und Mittel des Vereins. 

§. 1. Der Deutsche Apotheker- Verein hat don Zweck: 

1) die wissenschaftliche Entwickelung der theoretischen nnd practischen Phar- 
macio zu fördern; 

2) die sittlichen, socialen und materiellen Interessen des Apothekerstandes zu 
wahren; 

3) hülfsbedürftige Fachgeuossen, sowie deren Wittwcn und Waisen zu unter- 
stützen. 

§. 2. Der Verein sucht dieso Zwecke zu erreichen: 

ad 1. und 2. durch dio Voreiusschriften und das oflieielle Yercinsorgan, durch 
wechselseitigen Verkehr mit anderen Vereinen und Gesellschaften, durch jährliche Kreis-, 
Bezirks- und General- Versammlungen und durch eine ständige Repräsentation des 
Vereins mit festbegrenzten Befugnissen; 

ad 3. und 4. durch Verwendung von Zinsen des Vereinsvermögens; ferner eines 
statutenmüssigen Theits von dem jährlichen Beitrag der Mitglieder, sowie von Geschen- 
ken und freiwilligen Beiträgen. 

§. 3. Das Vereinsvermögen besteht aus dem Vermögen des bisherigen Norddeut- 
schen und Süddeutschen Apothekor-Voreins, welches zerfällt in: 
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a) die Voreinscapital-Casse, 

b) den Gehülfen-Unterstützungs- und Pensionsfond, 

c) den Apotheker-Untcrstütznngsfond, 

d) die Stipendionfonds. 

Cap. II. Umfang, Wohnsitz und Gerichtsstand des Vereins. 

§. 4. Der Deutsche Apotheker- Verein umfasst da« Gebiet des Deutschen Reiche«. 
Das \ ereinsgebiet zerfällt in Bezirke und Krei«e, die durch Vcrcinsboamte (Bezirk«* und 
Kreis Directorcn) nach Massgabo besonderer Instructionen und Reglement« (§. 19.) ver- 
waltet werden. 

§. Der Vorein hat seinen Wohnsitz in Berlin und seinen Gerichtsstand vor 
dem Königlichen Stadtgericht daselbst. 

Cap. III. Mitgliedschaft, Rechte und Pflichten der Mitglieder. 

|. 6. Der Verein besteht au« ordentlichen, ausserordentlichen und Ehrenmitgliedern. 

§. 7. Zur ordentlichen Mitgliedschaft berechtigt ist jeder unbescholtene, appro- 
birte Apotheker, gleichviel ob Besitzer oder nicht. 

Jedes ordentliche Mitglied hat: 

1) während der Dauer «einer Mitgliedschaft Thoil an dem gemeinschaftlichen 
Yoreinsvermögcn, ist 

2) zum Besuche der General-. Bezirks- und Kreisvcrsammlungen, zur Thcilnahmc 
an den Abstimmungen uncl Wahlen berechtigt, sowie selbst zu jedem Vereins- 
amt wählbar und erhält 

3) ein Excmplur einer der Verein-Zeitschriften als Eigenthum franco zugeschickt. 

§. 8. Als ausserordentliche Mitglieder werden angenommen: 

1) auf eigenen Antrag: nicht approbirte Anothckergehiilfen; 

2) auf Vorschlag von mindestens zwei ordentlichen Mitgliedern: Personen ver- 
wandter Fächer. 

Die ausserordentlichon Mitglieder sind nicht stimm- und wahlberechtigt und nicht 
wählbar. 

Im Uebrigen gemessen sie dio in §. 7. ad 2. und 3. gedachten Rechte der ordent- 
lichen Mitglieder. 

§. 9. Ehrenmitglieder werden vom Directorium ccwählt. Sie sind in den Ver- 
sammlungen stimm- und wahlberechtigt, aber nicht wählbar. 

§. 10. Das Aufnahmegesuch nebst schriftlicher Anerkennung der Vereinsstatuten 
ist an den betreffenden Kreißdirector zu richten und von diesem nebst Begutachtung 
der Qualifieation des Antragstellers dem Directorium einzureichen. Letzteres hat diese 
Qualification festzustellen und übersendet dem Kreis-Director das Mitgliedschaftsdiplom 
und die Statuten für den qualificirt Befundenen. Der Kreis-Director händigt Beides, 
nach Zahlung des Eintrittsgeldes, dem Neuaufzunehmenden ein, welcher hierdurch Mit- 
glied des Vereins wird. 

S. 11. Das Eintrittsgeld bei der Aufnahme beträgt für jede« ordentliehe Mitglied 
2 Thaler. Von den ausserordentlichen Mitgliedern sind die Apothekergehfllfen vom 
Eintrittsgelde befreit, die übrigen zahlen dasselbe wie die ordentlichen Mitglieder. 
Ehrenmitglieder zahlen kein Eintrittsgeld. Die Eintrittsgelder fliessen in die Vereins- 
Capitalcasse. 

§. 12. Der jährliche Beitrag beträgt für jedes ordentliche und ausserordentliche 
Mitglied 4 Thaler (=* 12 Mark). Davon tliessen 1 Thaler zum Apotheker- Untcr- 
«tüt zungsfond, 15 Silbergroschen zum Ge hülfen -Unterstützung»- und rensionsfond, 15 
Silbergrosclicn zum Stipeudienfond. Die übrigen 2 Thaler werden für eine der Vereins- 
Zeitschriften incl. Honorare, Redaction, Vorstand und Verwaltungskoston gerechnet. 
Etwaige Ueberschüsse tliessen in die Vereins-Capitalcasse. Ausfälle werden aus don 
Zinsen derselben Gasse gedeckt. Ehrenmitglieder zahlen keinen Beitrag. 

tj. 13. Der jährliche Beitrag muss das erste Mal im Laufe des ersten Monats nach 
der Beitrittserklärung, nachher immer im Laufe der ersten 4 Monate an den Cassen- 
Director — direct oder durch Vermittelung de« betreffenden Kreis-Director« — franco 
cingesandt werden. Nach Ablauf de« ersten Quartal« kann die Zahlung nur noch direct 
an den Cassen-Director geschehen. Nach Ablauf de» April ist der Gasseö-Director 
berechtigt, denselben durch Postvorschuss einzuziehen. \V ird dieser nicht realisirt, so 
geht da« Mitglied »einer Mitgliedschaft von selb«t verlustig, zugleich ist da« Direc- 
torium zur gerichtlichen Einziehung des rückständigen Beitrages berechtigt. 

§. 14. Jedes ordentliehe Mitglied verpflichtet sich bei Annahme eine» neuen 
Lehrlings, denselben zu vermögen, 2 Thalor zum Gehülfen-Untcrstützungs- und Pen- 
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sinnsfond freiwillig zu zahlen, eventuell selbst für denselben zu zahlen. Der betreffende 
Kreis-Director ist oereohtigt, die Zahlung zu controliren und einzufordern, nach Ablauf 
eines Vierteljahi es durch Entnahme von Postvorschuss, dessen etwaige Nichtrcalisirung 
dem Cassen-Dii ector zu melden ist und dem Pirectorium die Coinpetenz verleiht, die 
2 Thaler gerichtlich einzuziehen. 

§. 15. Mitglieder, welche den Verein benachtheiligen oder die Standesohro vorletzt 
haben, können aus dem Vereine ausgeschlossen werden. Darauf zielende Anträgo gehen 
zuerst an das Directorium. Wenn dieses sie unterstützt, so entscheidet darüber die 
Generalversammlung mit Zweidrittel Majorität der Anwesenden. 

Der Ausgeschlossene bogiebt sich in jedem Falle der Injurienklage. 

Insbesondere wird hier erwähnt, dass kein Mitglied bei kaufmännischen Spekula- 
tionen, Anzeigen und Anpreisungen sich seiner Mitgliedschaft als Empfehlung bedio- 
nen darf. 

§. 16. Freiwilliger Austritt aus dem Verein muss vor dom 1. Docomber dos lau- 
fenden Jahres schriftlich dem betreffenden Kreis-Director angezeigt werden, widrigen- 
falls dor Beitrag noch für das folgende Jahr zu entrichten ist. 

§. 17. Das Aufhören der Mitgliedschaft: 

a) wegen Nichtzahlung von Beitrügen (§. 13.); 

b) durch Ausschliessung (§. I5.):| 

c) durch freiwilligen Austritt (§ 16.) 

muss dem Ausscheidenden Seitens des Directorinms schriftlich mitgotheilt werden. Mit 
dem freiwilligen oder erzwungenen Austritt hören alle Rechte der Mitgliedschaft, ins- 
besondere alle Anrechte auf das Vereinsvermögen auf. 

§. 18. Alle Briefe und Sendungen in vcreinsangelegenheiten an Verein sboamte 
müssen franco erfolgen. 

Cap. IV. Organisation und Verwaltung des Vereins. 

A. Das Directorium. 

§. 19. An der Spitze des Vereins steht als ausübende Behörde ein Directorium, 
welchem die Leitung cier Vereins-Angelegenheiten im Sinne dor im §. I. gedachten 
Vorei nsz wecke obliegt. Es hat für einen geregelten Geschäftsgang Sorge zu trugen und 
dieserhalb insbesondere alle Vereinsbeamten mit genauer InBtruotion zu versonen und 
deren Befolgung im Auge zu behalten Ferner hat das Directorium seine eigenen, sowie 
die Beschlüsse der Generalversammlung auszuführen (vgl. $. 44.). 

Insbesondere liegt dem Directorium die Verwaltung des Vereinsvermögens ob, in 
erster Linie die sichere Anlegung der Capitalien in zinstragenden Papieren oder Hypo- 
theken. Es hat jährlich einen Etat zu entwerfen und denselben dem Ausschuss zur 
Prüfung, der Generalversammlung zur Genehmigung vorzulegon. Für lunehaltnng des 
genehmigten Etats, wie für seine Verwaltungsthfitigkeit überhaupt ist das Directorium 
der General Versammlung, resp. dem Ausschuss verantwortlich. 

Das Capitalverraögon des Vereins und der einzelnen Fonds darf nicht angegriffen 
werden, ohne dass der förmlich dieserhalb von dem Directorium zu stellende Antrag 
von der Generalversammlung berathoii und genehmigt ist. 

§. 20. Ausserdem bildet das Directorium die ständige Repräsentation des Vereins 
na-’h aussen, insbesondere Behörden und anderen Vereinen gegenüber. In dieser Eigen- 
schaft ist das Directorium besonders auch befugt, Kauf- und Verkaufs-, Tausch-, Pacht- 
und Miethsverträge über bewegliche und unbewegliche Sachen, Anleihen und sonstige 
Verträge aller Art itn Namen des Voreitis abzuRchliessen, den Verein bei allen gericht- 
lichen Verhandlungen zu vertreten, Pfandrechte zu bestellen, Eintragungen jeder Art 
in die Hypothokenbücher und Löschungen in denselben zu bewilligen, Entsagungen und 
Verzichte zu erklären, Cessionen und Quittungen zu leisten, Gelder und \Y erthnapiere 
aller Art, auch aus gerichtlichen Depositorien in Empfang zu nehmen und solche zu 
übergeben, Vergleiche zu schliessen und Streitigkeiten schiedsrichterlicher Entscheidung 
zu unterwerfen, Zahlungen zu stunden, Processo zu führen, Executionen aller Art und 
Grade zu beantragen, namentlich Administrationen und Subhastationen von Grund- 
stücken auszubringen und den Verein in diesen Processen zu vertreten, auch bei Auctio- 
nen und Subhastationen mit zu bieten. Das Directorium ist auch ermächtigt zur Aus- 
übung dieser Befugnisse einen oder mehrere Bevollmächtigte zu bestellen. Durch kein 
Rechtsgeschäft kann aber mehr als das Vereinsvennögen verpflichtet werden, indem 
kein Mitglied mit seinem sonstigen Vermögen für die Verpflichtungen des Vereins haftet. 

21. Das Directorium bestellt aus sieben ordentlichen Mitgliedern, welche den 
Titel „Direct oren“ führen und von welchen mindestens fünf besitzende Apotheker sein 
müssen. 
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§. 22. Die Direktoren worden in der Generalversammlung auf sieben Jahre ge- 
wählt. Die Wahl erfolgt mittelst Stimmzettel durch absolute Majorität der Anwesen- 
den. In jedem Jahre scheidet ein Direktor aus. Der Ausscheid ende ist wieder wählbar. 

Die Reihenfolge der in den ersten 6 Jahren ausscheidenden Direktoren wird durch 
das Loos bestimmt. 

Entstehende Vacanzon durch den Tod oder freiwilligen Rücktritt beeinflussen den 
regelmässigen Turnus nicht, ln solchen Fällen wird auf der nächsten Generalversamm- 
lung ausser den orduungsmässigen Wahlen noch eine Ersatzwahl veranstaltet und zw'ar 
zunächst nur für die Zeit bis zum ordnungsmfissigen Ausscheiden des zu ersetzenden 
Directors. 

Ein- und Austritt der Directoren findet ordnungsmäßig mit dem 1. Januar nach 
erfolgter Wühl statt; bei Ersatzwahl beginnt das Amt mit dem Tage der Neuwahl. 

§. 23. Die Directoren wählen unter sich durch absolute Stimmenmehrheit einen 
Vorsitzenden auf die Dauer seiner Amtstätigkeit als Direktor, welcher das grosse Ver- 
oinssigel mit der Inschrift: 

„Hora mit“ 

und der Umschrift; 

„Direktorium des Deutschen Apotheker-Vereins“ 
führt. Der Abgehende ist wieder wählbar. 

Der Vorsitzende hat das Recht, sich einen Secretar beizuordnen, für welchen das 
Direktorium ein ctatsmassiges Jahrgehalt bestimmt. 

Der Vorsitzende vollzieht die Beschlüsse des Directoriums und unterzeichnet die 
amtlichen Erlaße im Namen desselben. Er beruft die Directorial-Conferenzcn und 
Generalversammlungen und hat in beiden den Vorsitz. Er hat die officiellc Correspon- 
denz des Vereins mit Behörden, mit anderen Vereinen und mit Einzelnen, sowie die 
des Directoriums mit dem Ausschüsse, den Vereinsbeamten, den Redactionen der Vereins- 
Zeitschrift und der Vereins-Zeitung zu besorgen. Er sorgt für rechtzeitige Mittheilung 
aller öffentlichen Bekanntmachungen des Vereins in der Vereins-Zeitung, versieht die 
Vereinsbeamten mit Instructionen und fertigt die Mitgliedschaft«- und Ehrendiplome aus, 

§. 24. Ferner erwählt das Direktorium aus der Zahl der übrigen Directoren zu- 
nächst einen Stellvertreter des Vorsitzenden, welcher in Behradcrungsf&llen dessen 
sämmtliche Functionen übernimmt. Demselben liegt zugleich in den Diroetorial-Confo- 
renzen und den Generalversammlungen das Referat über die eingegangenen Anträge ob. 

§. 25. Demnächst erwählt das Gesammt- Direktorium ein anderes Mitglied aus 
seiner Mitte zum Cassen-Dircctor. Dieser hnt für die regelmässige Einziehung der Ein- 
trittsgelder und Beiträge zu sorgen und bezahlt die vorkommenden Rechnungen und 
Anweisungen, nachdem dieselben durch Unterschrift des Vorsitzenden, resp. dos be- 
treffenden Verwalters einer der Unterst .ützungscassen des Vereins beglaubigt sind. Der 
Cassen-Direetor führt Buch und Rechnung über die Einnahme und Ausgabe des Vereins, 
sowie über die seiner Unterstützungs-Anstalten; er besorgt nach Beschluss des Gesammt- 
Directoriums die Anlegung der Capitalien in depositalmfissig sicheren zinstragenden 
Papieren oder Hypotheken, sowie die sichere Aufbewahrung der haaren Gelder und 
Dokumente. Alljährlich vor der Generalversammlung reicht der Cueen-Director seine 
specielle Rechnungslegung für das verflossene Kalenderjahr dem Ausschüsse zur Prü- 
fung ein. In der Generalversammlung berichtet der Öassen-Director über die Rech- 
nungslegung und den Etat 

Der Cassen-Direetor hat das Recht, sich einen Assistenten beizuordnen, für welchen 
das Direktorium ein etatsmässiges Jahrgehalt bestimmt. 

§. 26. Die übrigen Directorial-Aemter, nämlich: 

1) Verwaltung des Apotheker-Unterstützungs-Fonds; 

2i Verwaltung des Apothekorgehülfen-Unterstützungs- und Pensions-Fond* ; 

3) Verwaltung des Stipeudien-Fonds; 

4) Reduktion des Archivs 

veitheilt der Vorsitzende unter die übrigen Mitglieder des Direktoriums. 

§. 27. Jeder Direktor wird beim Amtsantritt durch den derzeitigen Vorsitzenden 
mit einer apeciellen Instruction versehen, uaoh welcher er die Angelegenheiten seiner 
Abtheilung selbständig zu verwalten hat; er führt ein besonderes Siegel seiner Branche. 

Bei Coinpetenzconflicten zwischen den Direktoren entscheidet das Direktorium 
durch Stimmenmehrheit. 


B. Der Ausschuss. 

§. 2S. Neben dem Direktorium, dasselbe controlirend, steht als ständige Reprä- 
sentation der Generalversammlung ein aus fünf ordcutlichen Mitgliedern bestehender 
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Ausschuss. Derselbe wird auf jeder Generalversammlung neu gewühlt; die Abgehenden 
sind wieder wühlbar. Der Wahltnodus ist derselbe, wie bei den Dircctorialwaklen. 

Die Amtstätigkeit der Ausschuss-Mitglieder beginnt unmittelbar nach der Wahl 
und schliesst mit der nächsten Generalversammlung. 

§. 29. Der Ausschuss prüft den näclisten Etat, die Rechnungslegung des ver- 
gangenen Jahres, sowie die Gassen bestände , legt die gezogenen Notaten sowohl dem 
Directorium als der Generalversammlung vor, und beantragt nach Befinden bei der 
letzteren Decharge. Ferner hat er die eingehenden Anträge und Vorlagen für die General- 
versammlung zu prüfen und vorzubereiten, sowie auch für die Wahlen Vorschläge zu 
machen, resp. entgegen zuunh rucn. 

Ueber s&mmtliche Arbeiten erstattet der Ausschuss auf der Generalversammlung 
durch Referenten Bericht. 

§. 30. Die neugewäblten Ausschussmitglieder wühlen aus ihrer Mitte einen Vor- 
sitzenden, welchem die Leitung und Vcirthoilung seiner Conferenzcn und der Vorsitz in 
denselben, die Correspondenz mit dem Directorium, und in der Generalversammlung 
das Referat über die allgemeine Thätigkeit des Ausschusses während seiner Aints- 
dauer obliegt. 


C. Die Directorial- und Ausschuss-Conferenzcn. 

§. 31. Einmal jährlich treten am Orte der Generalversammlung, spätestens am 
Tage vorher, Directorinm und Ausschuss zuerst au gesonderten Conferenzcn zusammen, 
in welchen die laufenden Geschäfte jedes der beiden Factorcn zum Abschluss gebracht 
werden. 

Zur Beschlussfähigkeit des Diroctoriums ist die Gegenwart von mindestens 5 Mit- 
gliedern erforderlich. Sind 6 zugegen, so entscheidet bei Stimmengleichheit der Vor- 
sitzende. Alle Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit gefasst. 

Zur Beschlussfähigkeit des Ausschusses ist die Gegenwart aller 5 Mitglieder er- 
forderlich. Der Ausseliuss ist verpflichtet, sich im Falle der Gnvollzähligkeit aus den 
am Orte der Generalversammlung gegenwärtigen Mitgliedern durch Cooptation zu er- 
gänzen. Die Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit gefasst. 

Die geführten Protokolle werden von süronitlichcn anwesenden Mitgliedern des 
Diroctoriums, resp. des Ausschusses unterzeichnet und nachher durch die Voreinszeitung 
veröffentlicht. 

§. 32. Im Anschlüsse an diese Special Conferenzcn findet dann vor Eröffnung der 
Generalversammlung noch eine gemeinschaftliche Conferonz von Directorium und Aus- 
schuss statt, in welcher der Vorsitzende des Diroctoriums, resp. dessen Stellvertreter, 
prftsidirt. 

In derselben wird die Tagesordnung für die Generalversammlung festgestclltj 
darauf werden die von dem Ausschüsse etwa gezogenen Notaton zur Konntniss dos 
Diroctoriums gebracht und möglichst erledigt. 

§. 33. Die Mitglieder des Direetoriums, sowie des Ausschusses sind im Allge- 
meinen verpflichtet, sowohl bei der gesonderten, wie bei der gemeinschaftlichen Con- 
ferenz zu erscheinen. Dringende Abhaltung muss dom betreffenden Vorsitzenden vorher 
unter Angabe der Gründe schriftlich angezeigt werden. 

Der Vorsitzende des Ausschusses hat im eigeuen Behinderuugsfalle rechtzeitig 
vorher ein anderes Ausschussmitglied zu seinem Stellvertreter zu ernennen und zu 
instruiren, sowie den Vorsitzenden Direotor und die übrigen Ausschussmitglieder hier- 
von in Konntniss zu setzen. 

$. 34. ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende oder er muss auf Antrag von 
mindestens 3 Directoren. ausser der einen regelmässigen, jährlich noch eine ausser- 
ordentliche Directorial -Conferonz berufen, zu welcher der Vorsitzende des Ausschusses, 
resp. der Ausschuss in corpore, jedoch ohne Stimmrecht hinzngezogen werden kann. 

In Bezug anf die Verpflichtung zum Erscheinen, sowie auf Beschlussfähigkeit etc. 
gilt dasselbe wie bei den ordentlichen Jahresconferenzen. 

§. 35. Bei schleunigen allgemeinen Angelegenheiten hat der Vorsitzende allein zu 
entscheiden, unter Uehernahme persönlicher Verantwortlichkeit und Regresspflichtigkeit. 

§. 3«. Die Directoren und Ausschussmitglieder erhalten für den Besuch der Con- 
ferenzon und Generalversammlung die haaren Reisekosten (Eisenbahn zweiter Classe) 
vergütet. 

Die betreffenden spoeificirten Liquidationen bedürfen der Beglaubigung durch den 
Vorsitzenden Director. 

D. Die Generalversammlung. 

§. 37. Alljährlich einmal, in der Regel in der ersten Hälfte des Septembers, findet 
an dem im vorigen Jahre bestimmten Orte eine Generalversammlung statt, welche der 
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Vorsitzende Director durch Veröffentlichung von Ort und Zeit in der Vereinszeitung im 
Namen des Directoriums beruft, und in welcher er den Vorsitz fuhrt. 

§. 38. Regelmässige Gegenstände der Tagesordnung auf jeder Generalversamm- 
lung sind: 

1) Allgemeiner Jahresbericht des Vorsitzenden Directors über den Verein; Ver- 
losung des Protokolls der letzten Generalversammlung. 

2) Speeialbericht der einzelnen Diroctoren über ihre Verwaltungszweigo. 

3) Vorlegung der letztjährigen Abrechnung und des nächsten Etats durch den 
Cassen -Director. 

4) Allgemeiner Bericht des Ausschuss-Vorsitzenden über die Thätigkeit des Aus- 
schusses, Referat über die unerledigten Notatcn. 

5) Speeialbericht der Ausschuss -Referenten über eingegangeno Anträge und 
Vorlagen. 

6) Neuwahl für dio ausscheidenden Directoren und Ersatzwahl für entstandene 
Vacanzen. 

7 ) Wahl des nächsten Versammlungsortes. 

8^ Wahl des neuen Ausschusses. 

9) Wissenschaftliche Vorträge. 

Im Allgemeinen ist bei Aufstellung der Tagesordnung auch diese Reihenfolge 
innezuhalten. 

§. 39. Anträge und Vorlagen für die Generalversammlung sind den Vorsitzenden 
des Directoriums und des Ausschusses mindestens 8 Tage vorher einznreichen und 
müssen dann auf die Tagesordnung kommen. 

Iu der Generalversammlung gestellte Anträge, welcho von mindestens 15 Mitglie- 
dern unterstützt werden, müssen gleichfalls auf die Tagesordnung gesetzt werden. 
Darüber, ob die Generalversammlung über Anträgo und Vorlagen unmittelbar in Be- 
rathung treten, oder dieselben einer Commission übergeben will, beschliesst die Vor- 
sammlung selbst. 

§. 40. Statuten- Veränderungen können nur berathen werden, wenn die betreffen- 
den Anträge spätestens 4 Woeheu vor der Generalversammlung dem Directorium und 
dem Ausscnus», jedem einzeln, schriftlich mitgetheilt, und eine gleiche Zeit vorher 
durch die Vereinszeitung veröffentlicht sind. Das Directorium ist verpflichtet, sofort 
zu den beschlossenen Statuten -Veränderungen die Genehmigung der Regierung nach- 
zasuchen. 

§. 41. Zum Besuche der Generalversammlung sind sämmtliche Mitglieder berech- 
tigt, zur Thoilnnhme an den Abstimmungen und Wahlen nur die ordentlichen und 
Ehrenmitglieder. Vertretung durch Bevollmächtigte ist unzulässig. Die General- 

versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 ordentliche Mitglieder zu- 
gegen sind. 

§. 42. Die Verhandlungen in der Generalversammlung werden von dem Vor- 
sitzenden in parlamentarischer Ordnung geleitet. 

Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet dor Vorsitzende. Nur zu den Beschlüssen über Exclusion sind zwei Drittheiie 
Stimmenmehrheit erforderlich. 

Bei allen Wahlen ist absolute Majorität, der Anwesenden erforderlich; bis diese 
erreicht ist, werden engere Wahlen vorgenommen. 

Die Wahl geschieht durch Stimmzettel. Zu Statuten -Veränderungen ist dio Zu- 
stimmung von Dreiviertel der anwesenden ordentlichen Mitglieder nöthig. 

§. 43. Fällt in Folge unabwendbarer Ereignisse (Krieg, Epidemien und dergleichen) 
eine Generalversammlung aus, so wird dadurch die Amtsdauer jedes Directors still- 
schweigend um ein Jahr verlängert. 

§. 44 Die regelrecht gefassten Beschlüsse der Generalversammlung stehen über 
allen Anordnungen der Vereinsbeamteu und sind für alle Mitglieder des Vereins bindend. 
Das Directorium hut dieselben sofort zur Ausführung zu bringen. 

Jedoch kann ein solcher Beschluss, wenn in einer vom Vorsitzenden vor Schluss 
der GcneralvLM'sttmudung berufenen Sitzung des Directoriums die Majorität desselben 
es für nöthig erachtet, durch Proelaination des Vorsitzenden in der Generalversammlung 
unter Angabe der Gründe auf ein Jahr suspendirt werden. Das Directorium ist aber 
dann verpflichtet, denselben der nächsten Generalversammlung wieder vorzulegeu. 
Wiederholt diese den Beschluss, so hat ihn das Directorium unbedingt auszuführen. 

§. 45. Ueber die Verhandlungen jeder Generalversammlung wird ein Protokoll 
go führt. 

Den Protokollführer bestimmt, der Vorsitzende Director aus der Zahl der an- 
wesenden Mitglieder. 

Das Protokoll ist von dem Yorsitzcudcu des Directoriums und des Ausschusses, 
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sowie von drei ordentlichen Mitgliedern nach geschehener Prüfung und Feststellung zu 
unterzeichnen und erhält dadurch Beweiskraft. Das Protokoll wird durch die Vereins- 
zeitung veröffentlicht. Bei Beginn jeder Generalversammlung wird das Protokoll der 
vorigen Generalversammlung verlesen. 

§. 46. Die Mitglieder des Directoriums und Ausschusses sind zum Besuch der 
Generalversammlung verpflichtet. Bei dringender Abhaltung gelten dieselben Bestim- 
mungen wie in §. 33. 


Cap. V. Auflösung des Vereins 

§. 47. Die Auflösung des Deutschen Apotheker-Vereins kann nur dann erfolgen, 
wenn oine rogclmüssige Generalversammlung dieselbe mit Stimmenmehrheit beantragt 
und in einer alsdann ausschliesslich zu diesem Zweck 4 Wochen vorher zusammen- 
berufenen ausserordentlichen Generalversammlung die Auflösung von Dreiviertel der 
anwesenden ordentlichen Mitglieder beschlossen wird. 

Auch die Beschlüsse über die fernere Verwendung des Vereinsvermögcns können 
erst in der ausserordentlichen Generalversammlung gefasst werden. 

Beide Beschlüsse, sowohl der über Auflösung des Vereins, sowie über Verwendung 
des Vermögens, bedürfen der Allerhöchsten Genehmigung Sr. Majestät des Königs von 
Proussen. 

Cap. VI. Bekanntmachungen in Vereins- Angelegenheiten. 

§. 48. Alle officiollen Bekanntmachungen in Vereins- Angelegenheiten , namentlich 
alle Einladungen zur Generalversammlung, die Protokolle derselben, sowie die der 
Diroctorial- und Ausschuss-Confercnzen, die Erlasse der Verwaltungsbeamten u. s. w. 
erfolgen in der Vereinszeitung. 

Nach Veröffentlichung in derselben werden sie bei allen Mitgliedern als bekannt 
angenommen. 

Geschehen in Frankfurt a. M, den 3. September 1872. 

Das Direetorium des Vereins. 

W. Danckwortt (Magdeburg), Dr. C. Herzog (Braunschweig), Dr. Wilms (Münster), 
A. Marggratf (Berlin), A. Kobligk (Borlin), Dr. R. Mirus (Jena). 

Nachdem durch die Allerhöchste Ordre vom 5. Mai d. J. zu der von dem Nord- 
deutschen Apotheker- Verein zu Berlin, nach dessen Vereinigung mit dem Süddeutschen 
Apotheker- Verein, beschlossenen Aendening seiner Firma in: «Der Deutsche Apotheker- 
Verein“ die landesherrliche Genehmigung ertheilt wordeu ist, wird das vorstehende 
Statut des Deutschen Apotheker-Vereins vom 3. September 1872 hierdurch bestätigt. 

Potsdam, den 10. Juni 1873. 

Der Ober- Präs ident der Provinz Brandenburg, Wirkliche Geheime Rath 
v. Jogow. 

Instruction für die Verwaltung der Casse des Apotheker-Unterstützungs-Fonds 
des Deutschen Apotheker-Vereins. 

I. Zweck der Casse ist, würdige, durch Alter, Krankheit oder Unglücksfälle er- 
werbsunfähig gewordene, unbemittelte, frühere Apothekeubesitzer, deren \Vitt wen und 
Waisen zn unterstützen. Die Unterstützungen erfolgen entweder zeitweise oder fort- 
laufend als Pension. 

II. Mitglieder der Casse sind sämmtlichc Mitglieder des Deutschen Apotheker- 
Vereins, von deren Beitrag jährlich 1 Thlr. an die Gasse abgeführt wird, so wie dieje- 
nigen Apothekenbesitzer, welche einen jährlichen Beitrag von 2 Thlrn. an dio Casse 
zahlen. 

III. In die Casse fliessen 1) der Statuten in fissi ge (§. 12. der Statuten) Antheil des 
Jahresbeitrages der Mitglieder: 2) die Zinseu des Apothcker-Untcrstützungs-Fonds; 
3) freiwillige Beiträge, Geschenke und Legate; 4) die Beiträge der Aachen - Münchenor 
Feuer- Versicherungs-Gesellschaft und ähnlicher. 

IV. Sämmtliche Einnahmen, wenn nicht von den Gebern unter UI. 3. andere Be- 
stimmungen getroffen sind, werden jährlich zu Unterstützungen bis zu dor Höhe ver- 
wendet, dass nicht über */s der Gesammteinnahme capitalisirt werden darf. 

V. Die Casse wird von einem Director des deutschen Apotheker - Vereins ver- 
waltet. Derselbe ist verpflichtet ^ alle eingehenden Gesuche zu prüfen, die nöthigen 
Ausweise von den Petenten, Vercinsbcamten oder Mitgliedern cinzufordern und die Vor- 
schläge für Bewilligungen mit dem Namen der Empfänger jährlich vier Wochen vor der 
Generalversammlung durch das Vereiusorgau zu veröffentlichen. 
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VI. Dio Mitglieder, die mindesten» fünf Jahre lang ihren Beitrag an die Casse 
gezahlt haben, erlangen das Recht, unter Berücksichtigung von VII. dieser Instruction, 
für »ich, rc»p. ihre vYittweu oder Waisen, eine Unterstützung zu verlangen. Nichtmit- 
glicder oder Solche, die noch nicht fünf Jahre ihren Beitrag gezahlt naben, können 
nur ausserordentliche Unterstützungen bis ‘25 Thlr. jährlich erhalten. 

V1L Dio Bewerbungen um eine Unterstützung müssen von zwei Voreinsmitglie- 
dern unterstützt, von einem beglaubigten Armuthszcugniss begleitet, au den Director 
des Apotheker-Ünterstützungs-Fonds gerichtet worden. Die Meldungen um weitere Ge- 
währung der Unterstützungen sind ebenfalls vor dem 1. Juli des laufenden Jahres oin- 
zureichcn. 

VIEL Bei plötzlichen Unglücksfällen können von dem Director dieser Casse 
ausserordentliche Unterstützungen bis zur Höhe von 50 Thlm. gewährt werden, wenn 
das Gesuch von zwei ’ ' itglioaern befürwortet und von einem Vereinsbeainten begut- 
achtet ist. 

In der jährlichen Generalversammlung des Deutschen Apotheker- Verein» werden 
dio Unterstützungen für das nächstfolgende Jahr bewilligt, nachdem dio vorhergehende 
Diroctorial-Conforenz die Anträge auf Vorschlag des betreffenden Di rectors geprüft hat. 
Fällt eine Generalversammlung aus, so erfolgt oie Bewilligung durch das Direetorium. 

Instruction für die Verwaltung des Gehülfen-Unterstützungs- und Pensions-Fonds 
des Deutschen Apotheker- Vereins. 

I. Zweck der Casse ist, würdige, durch Alter, Krankheit oder Unglücksfälle 
dienstunfähig gewordene unbemittelte Apothckcrgehftlfen zu unterstützen. Die Unter- 
stützungen erfolgen entweder zeitweise oder fortlaufend als Pension. 

II. In die Casse fliesson: 1) der statutenmäßige (§. 12. d. Statut) Antheil des 
Jahresbeitrages der Mitglieder; 2) die Zinsen des Gehülfen-Unterstützungs- und Pen- 
sions-Fonds; 3) die Eintrittsgelder der Lehrlinge (§. 14. d. Statut.); freiwillige Beiträge, 
Goschonke und Legate. 

III. Die vorstehend unter 1, *2 und 4 bonannten Einnahmen, wenn nicht von den 
Gebern ad 4 andere Bestimmungen getroffen sind, werden jährlich zu Unterstützungen 
und Pensionen bis zu der Hohe verwendet, dass nicht über l / % der Gesamrateinnahme 
capitalisirt werden darf. Die Einnahmen sub 3 werden dem Capit&lo zugefügt. 

IV. Dio Casse wird von einem Director des Deutschon Apotheker- Vereins ver- 
waltet. Derselbe ist verpflichtet, alle eingehenden Gesuche zu prüfen, die nÖthigen Aus- 
weise von den Petenten, Verein sbeamten , oder Mitgliedern einzufordern und aie Vor- 
scld/ige für Bewilligungen mit dem Namen der Empfänger jährlich vier Wochen vor 
der General- Versammlung durch das Vereinsorgan zu veröffentlichen. 

V. Geholfen, die mindestens fünf Jahre lang zwei Thaler Beitrag an die Casse 
gezahlt haben, erlangen unter Berücksichtigung von VI. dieser Instruction ein Recht 
auf Unterstützung. Solche, die gar nicht oder noch nicht fünf Jahre diesen Beitrag ge- 
zahlt haben köunon fernerhin nur ausserordentliche Unterstützungen von höchstens 
50 Thlrn. jährlich erhalten. 

VI. Die Bewerbungen um eine Pension oder Unterstützung müssen von zwei Vereins- 
mitgliedern unterztützt, von sämmtlichen Führungszeugnissen in beglaubigter Abschrift, 
so wie von einem Armuthszeugniss und ärztlichen Attest begleitet, vor dem 1. Juli 
jeden Jahres an den Director des Gehülfen-Unterstützungs- und Pensions- Fonds ge- 
richtet worden. Die Meldungen um weitere Gewährung einer Pension sind ebenfalls vor 
dem 1. Juli einzurcichen. 

VII. Bei plötzlichen Unglücksf&Ucn oder besonderen Ereignissen, z. B. Jubiläen, 
können von dem Director dieser Ca*se ausserordentliche Unterstützungen bis zur Höhe 
von 50 Thlr. gewährt werdon, wenn das Gesuch von zwei Mitgliedern befürwortet und 
von einem Vereinsbeamten begutachtet ist 

Vm In der jährlichen Generalversammlung des Deutschen Apothekervereins 
werden die Untorstutzungen und Pensionen für aas nächstfolgende Jahr bewilligt, 
nachdem die vorhergehende Directorial-Conferenz die Anträge aut Vortrag dos betref- 
fenden Directors geprüft hat. Fällt eine General-Versammlung aus, so erfolgt die Be- 
willigung durch aas Direetorium. 

Instruction für die Verwaltung der Casse der Brandes- Wackenroder Stiftung und 
des Stipendien-Fonds des Deutschen Apotheker- Vereins. 

I. Zweck der Casse ist mittellose und talentvolle, junge Pharmaceuten behufs 
ihrer wissenschaftlichen Ausbildung auf der Universität zu uuterstützen. 
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II. In die Casse fliessen: 1) die Zinsen des Capitata der zum Ehrengedächtnisse 
des weiland Stifters nnd ersten Oberdirectors Hof- und Modieinnlraths Dr. Brandes 
in Salzuffeln im J 1M8 in Blankenburg gegründeten Stiftung, sowie die Zinsen des 
Capitata der zum Khrengedachtniss dos weiland Geheimen Hofraths Prof. Dr. Wacken- 
roder in Jena im J. 1855 in Bonn gegründeten Stftung: 2) die Zinsen der vom Dr. 
J. Müller., früher Apotheker in Berlin, überwiesenen 1000 Thlr.; 3) der statutenmäs- 
sige (§ 12. der Statuten) Antheil der Beiträge der Mitglieder; 4) dio freiwilligen Bei- 
träge, Gcschenko und Legate. 

III. Sümratlieke Einnahmen, wenn nicht von den Gebern ad 4 andere Bestim- 
mungen getroffen sind, werden zu Stipendien verwendet. Anf Capitalisirung wird vor 
der Hand kein besonderes Gewicht gelegt. 

IV. Die Casse wird von einem Director des Deutschen Apotheker- Vereins ver- 
waltet, welcher die eingehenden Gesuche zu prüfen und die Vorschläge für Bewilligung 
mit den Namen der Empfänger jährlich vier Wochen vor dor Generalversammlung 
durch das Veroinsorgan zu veröffentlichen hat. Mittellosigkeit und Alter sind dabei 
massgebend. 

V. Gesuche um Stipendien sind unter Beifügung eines curriculum vitae, eines 
testimonium paupertatis und sämmtlichor Zeugnisse in beglaubigter Abschrift an den Di- 
rector de9 Stipondienfonds vor dem 1. Juli jeden Jahres einzureichen. 

VI. In der jährlichen Generalversammlung des Deutschen Apotheker- Vereins 
werden die Stipendien für das nächstfolgende Jahr bewilligt, nachdem in der voran- 
gehenden Directorialconferenz die Vorschläge des betreffenden Diroctors geprüft sind. 
Fällt eine Generalversammlung aus, so erfolgt die Bewilligung durch das Directorium. 


Geschäfts-Ordnung für die General -Versammlung des Deutschen Apotheker- 

Vereins. 

I. Vor Eintritt in die Tagesordnung. 

§. 1. Der Vorsitzende eröffnet die Versammlung. 

§. 2. Der Vorsitzende giebt einem Mitgliedc des Local- Comite’s das Wort behufs 
Begrüssung dor Versammlung. 

$. 3. Der Vorsitzende stellt dio Beschlussfähigkeit der Versammlung fest. 

§. 4. Der Vorsitzende constatirt dio Anwesenheit von Zeitungs-Referenten uud 
Stenographen und weist den betreffenden Herron Plätze an. 

§. 6. Dor Vorsitzende ernennt einen Protokollführer und einen Führer der 
Rednerliste. 

§. 6. Der Vorsitzende ernennt drei ordentliche Mitglieder der Versammlung zur 
Unterzeichnung des Protokolls. 

§. 7. Der Vorsitzende constatirt die geschehene Vertheilung folgender Druck- 
sachen an jedes anwesende Mitglied : 

a) des Protokolls der letzten Generalversammlung. 

b) der rechtzeitig eingegangenen Anträge und Vorlagen, 

c) der Geschäftsordnung, 

d) der Vorschläge für die Unterstützungs-Casson. 

§. 8. Der Vorsitzende stellt die Dauer der Sitzung, reap. eine event. Unter- 
brechung derselben fest. 

§. 9. Der Vorsitzende trugt den Wortlaut der §§. 12., 15., 16. und 23. der Ge- 
schäftsordnung der Versammlung vor. 

§. 10. Der Vorsitzende tritt in die Tagesordnung ein, welche mit der ovent. Ver- 
lesung des Protokolls der letzten Generalversammlung beginnt. 

II. Während der Tagesordnung. 

6. 11. Abänderungen in der Reihenfolge der Tagesordnung können vom Vor- 
sitzenden jeder Zeit der Versammlung vorgelegt werden und beschliesst die Versamm- 
lung darüber ohne Debatte. 

§. 12. Die Verlesung des Protokolls kann unterbleiben, wenn ein nach §. 39. der 
Statuten von 15 Mitgliedern unterstützter Antrag dieserhalb aus der Versammlung ein- 
gebracht und angenommen wird. Eine Discussion über den Antrag findet nicht statt. 

$. 13. Die Speeialberichterstatter des Directoriums haben das Recht, ihre resp. 
Berichte durch den Hinweis auf etwaige vorher in dem amtlichen Theilo der Vercius- 
zeitung bewirkte Veröffentlichung abzukürzen. 
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§. 14. Bei jeder Nummer der Tagesordnung erhält zunächst der Referent des 
Directoriums, darauf der Referent des Ausschusses das Wort. Hiernach eröffnet der 
Vorsitzende die Discussion mit der Ertheilung des Wortes an den Antragsteller. 

§. 15. Für die Discussion hat sich jeder Redner persönlich am Tische des Direc- 
toriums bei dem Rednerlisten-Führer unter Nennung seines Namens und Wohnorts, 
sowie unter Angabe, ob er für oder wider die Vorlage sprechen will, zu melden. 

6. 16. Der Vorsitzende ertheilt das Wort nach der Reihenfolge der Rednerliste 
abwechselnd für oder wider die Vorlage. Ohne dass das Wort ertheilt ist, hat Niemand 
zu sprechen. Kein Redner darf ohne Genehmigung der Generalversammlung länger als 
fünf (5) Minuten sprechen. 

§. 17. Der Referent des Directoriums darf als solcher ohne Einzeichnung in die 
Rednerliste jederzeit das Wort verlangen, jedoch ohne den derm&ligen Redner zu unter- 
brechen. Zur Aeusserung eines Separatvotums bedürfen die Referenten des Directoriums 
und des Ausschusses der Einzcichnung in die Rednerliste wie jedes andere Mitglied. 

§. 18. Der Vorsitzende darf sich, falls er nicht als Referent des Directoriums fun- 
girt, an der Discussion nur nach vorgängiger Abgabe des Vorsitzes an seinen Stell- 
vertreter und Einzeichnung in die Rednerliste betheiligeu. 

§. 19. Sofortige Zulassung zuin Wort können Redner nur verlangen, jedoch ohne 
Unterbrechung des gerade Redenden, wenn sic zur Geschäftsordnung oder zu facti sehen 
Berichtigungen sprechen wollen. Persönliche Bemerkungen sind erst nach Schluss der 
Discussion oder, im Falle der Vertagung derselben, am Schluss der Sitzung gestattet. 

§. 20. Der Vorsitzende ist berechtigt, die Redner auf den Gegenstand der Ver- 
handlungen zurückzuweisen und zur Ordnung zu rufen. Ist das letztere in der näm- 
lichen Rode zweimal ohne Erfolg geschehen, so kann die Versammlung auf die Anfrage 
der Vorsitzenden ohne Debatte oeschliessen, dass dem Redner das Wort über den vor- 
liegenden Gegenstand genommen werden soll. 

§. 21. Wenn Niemand mehr das Wort verlangt, so erklärt der Vorsitzende die 
Discussion für geschlossen. Ausserdem ist jedes Mitglied der Versammlung berechtigt, 
während der Discussion auf Schluss derselben anzutragen. Geschieht dies, so nennt 
der Vorsitzende die noch zum Wort Gemeldeten, und die Generalversammlung ent- 
scheidet über den Schluss durch einfache Majorität. 

§. 22. Ist der Antrag auf Schluss angenommen, so dürfeu nur noch die Referen- 
ten des Ausschusses, des Directoriums uud der Antragsteller, wenn sie es wünschen, 
und zwar in der vorstehenden Reihenfolge, gehört werden. 

§. 23. Alle während der Generalversammlung cingebrachten Anträge und Ab- 
änderungsvorschläge (Amondcmenfs) müssen vor oder wenigstens am Schluss der be- 
treffenden Discussion vollständig formulirt und schriftlich dem Vorsitzenden über- 
geben werden, widrigenfalls sie nicht zur Abstimmung gelangen. 

§. 24. Nach Schluss der Debatte schreitet der Vorsitzende, sofern es sich nicht 
um einfache Annahme oder Ablehnung de« Antrages handelt, zur Fragestellung. Zu 
dieser kann jedes Mitglied das Wort verlangen. Sind mehrere Fragen vorhanden, so 
hat der Vorsitzende solche aäinmtlich der Reihe nach vorzutragen. Die Versammlung 
kann sowohl über die Fassung wie über die Reihenfolge beschliessen. 

§. 25. Die Beschlüsse der Generalversammlung werden durch einfache Stimmen- 
mehrheit gefasst, bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. Zu den Beschlüssen 
über Exclnsion sind Zweidrittel Stimmenmehrheit erforderlich. Zu Statutenverundcrun- 
gen ist die Zustimmung von Dreiviertel der anwesenden ordentlichen Mitglieder riöthig. 

§. 26. Die Abstimmung geschieht durch Aufstehen oder Sitzenbleiben, nach Be- 
finden des Vorsitzenden auch durch II undau fliehen. Ist das Ergebnis« nach Ansicht 
des Vorsitzenden zweifelhaft, »o ist Gegenprobe oder Zählung vorzunehmen. 

§. 27. Bei allen Wahlen ist absolute Majorität der Anwesenden erforderlich: bis 
diese erreicht ist, finden engere Wahlen statt. 

§. 28. Die Wahlen geschehen durch Stimmzettel, und zwar werden so viel Namen 
gleichzeitig auf den betreffenden Zettel geschrieben, als Wahlen für den betreffenden 
Verwaltungskörper nöthig sind. Stimmzettel mit mehr oder weniger Namen sind 
ungültig. 


III. Nach Schluss der Tagesordnung. 

6. 29. Der Vorsitzende schließt die Generalversammlung. 

§. 30. Der Vorsitzende lässt das Protokoll durch die Protokoll - Commission fs. 
§. 45. der Statuten) verlesen, feststellen und unterzeichnen. Das Protokoll muss die 
sämmtlichen von der Goueralversummlung gefasstou Beschlüsse in wörtlicher An- 
führung enthalten. 
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Das Vermögen des Norddeutschen Apotheker- Vereins betrug im Jahre 1872 
56,475 Thlr., das des Süddeutschen Apotheker- Vereins ca. 24,000 Gulden. 

In der ersten Generalversammlung des „ Deutschen Apotheker- Ver- 
eins* zu Cöln im September 1873 wurden pro 1874 bewilligt: 

An Unterstützungen an Wittwen und Waisen von Apothekenbesitzern 

• 2306 Thlr. 


An Unterstützungen und Pensionen der Gehülfen .... 2105 „ 

An Stipendien 1525 „ 

An Mitgliedern zählte der Verein 2565. 


Der Vorstand besteht gegenwärtig aus Dr. Schacht, Vorsitzender (Berliu), 
Wolfram, Stellvertreter (Augsburg), Dr. Brunneugräber, Cassirer (Rostock), 
Dr. W r ilius, Verwalter des Gebülfeu-Unterstützuugsfonds (.Münster), Dr. Leube, 
Verwalter des Unterstützungsfouds für Wittwen und Waisen (Ulm), Leiuer, Mit- 
redacteur der Zeitschrift (Constanz), Dr. Hartmann (Magdeburg). 

Die bis dahin vom Norddeutschen Verein berausgegebeue Zeitschrift heisst 
gegenwärtig: „Archiv für Pharmacie. Eine Zeitschrift des Deutschen Apotheker- 
Vereins.“ Herausgeber: E. Reichardt. 


B. Die Medieinal-Beamten. 

I. Die Kreis- Medieinal-Beamten. 

1. Der Kreisphysikns. 

In den früheren Zeiten hiessen die Aerzte allgemein Meister der Physik 
oder Physiker. Späterhin wurde diese Bezeichnung auf solche Aorztc beschränkt, 
welche als ärztliche Beamte zur specielleu Beaufsichtigung des Medicinalwesens 
in einem District besonders angestellt waren. 

Die Physiker wurden von den Magistraten (Stadtphysiker) oder von der 
Ritterschaft und den Kreisständen (Kreisphysiker) gewählt; sie wareu Communal- 
resp. ständische Beamte und wurden als solche auch aus Communal- oder stän- 
dischen Mitteln besoldet. Der Umfang ihrer Amtsverpflichtangen hing von dem 
ihnen bei der Anstellung angewiesenen Geschäftskreise ab. Viele, namentlich 
Stadtphysiker, waren zugleich als Armenärzte verpflichtet, in welcher Eigenschaft 
ihnen die unentgeltliche Behandlung der ihnen hierzu von der Ortsbehflrde über- 
wiesenen armen Kranken oblag. 

Nachdem die Nothwendigkeit erkannt worden war, diiss die Phvsikats- 
Stellen überall durch gehörig qualificirte Aerzte besetzt würden, ergingen mehrere 
hierauf bezügliche Verordnungen. Es wurde namentlich durch die Königliche 
Verordnung vom 5. December 1764 festgesetzt, dass die zur Besetzung der Phy- 
sikate von den Landständen oder Magistraten gewählten Snbjecte nicht eher 
höheren Orts in Vorschlag gebracht werden sollten, bis ihnen von dem Ober- 
Collegio mcdico bezeugt worden, dass sie ausser den übrigen in der Medicinal- 
Ordnung vorgeschriehenen Praestandis ein Thema medico legale oder physikum 
mit Approbation ausgearbeitet haben. Sowohl die Kreis-, als die Stadtphysiker 
erhielten hiernach ihre Bestallung durch die betreffende Kriegs- und Domainen- 
kamrner von dem General-Directorio. 
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In Folge der Regierungs-Instruction vom 26. Deecmber 1808 (Q.-S. S. 481) 
und des Edicts vom 30 Juli 1812 (G.-S. S. 141) ist die dienstliche Stellung der 
Physiker eine wesentlich andere geworden. Sie haben aufgehört, Communal- 
resp. ständische Beamte zu sein und sind in die Kategorie der unmittelbaren, 
d. h. der vom Staat angestellten und besoldeten Staatsbeamten getreten. 

Sic gehören jedoch nicht zu denjenigen Staatsbeamten, welche dafür, dass 
der Staat ihnen das volle Auskommen gewährt, verbunden sind, demselben ohne 
Beschränkung alles das zu leisten, was sie nach ihrer Bildung vermögen und 
wozu der Staat ihrer bedarf. Sie sind auf den Erwerb aus der ärztlichen Praxis 
angewiesen und ihre Verpflichtung als Staatsbeamte beschränkt sich nur anf 
einen bestimmten, durch den Begriff der Staats -Arzneikunde gebildeten Kreis 
von Geschäften. 

Die Staats-Arzneikunde ist diejenige Doctrin, welche die Anwendung 
medicinischer und naturwissenschaftlicher Kenntnisse zur Erreichung allgemeiner 
Staatszwecke lehrt. Als solche sind zu erachten: 

1) die Förderung der Medicin als Wissenschaft im Allgemeinen. 

Die Verpflichtung des Staats, für das Vorhandensein eines tüchtigen Heil- 
personals zu sorgen, hängt mit der Sorge für die Beförderung der Medicin als 
Wissenschaft innig zusammen. Der Pbysikus wird nach Möglichkeit auf Belebung 
des wissenschaftlichen Geistes und eines wissenschaftlichen Verkehrs unter den ein- 
zelnen Medicinalpersonen seines Amtskreises hinzuwirken haben. Zum Ausdruck 
des Erfolges seiner diesfUUigen Bestrebungen dienen die Sanitätsberichte, welche er 
zu erstatten hat, und die sich auf Beobachtungen des herrschend gewesenen 
Krankheitscharakters, auf einzelne interessante Erfahrungen und besondere Ab- 
handlungen über Gegenstände aus dem Gebiete der Medicin beziehen. 

Ferner gehören dazu 

2) alle diejenigen Zwecke, welche in dem Begriff der Medicinal- und 
Sanitätspolizei liegen, 

mithin die allgemeine Sorge für das Gesundbeitswohl der Staatsbürger, die Be- 
aebtnug aller wohlthätig oder nachtheilig auf die Gesundheit der Bewohner ein- 
wirkenden Einflüsse, die Sorge für die gesunde Beschaffenheit der Wohnungen, 
der Nahrungsmittel, Auordnung und Beaufsichtigung der Massregeln zur Abwen- 
dung von Schädlichkeiten, z. B. schädlicher Ausdünstungen, Genuss giftiger Sub- 
stanzen; Anordnung und Beaufsichtigung der Massregeln zur Verhütung der 
Entstehung und weiteren Verbreitung epidemischer ansteckender Krankheiten, 
Leitung des Schutzpocken -Impfungsgeschäfts, Anlegung und Beaufsichtigung 
öffentlicher Kranken-Anstalten , Sorge für die den armen Kranken zu gewährende 
ärztliche Hülfe, Aufsicht über das Medicinal-Personal, das Apotheken wesen, die 
Bäder uud Gesundbrunnen. 

Einen wichtigen Theil seines Amtes endlich umfassen 

3) die durch den Begriff der gerichtlichen Arzneikunde angedeuteten 
Zwecke, d. h. Anwendung medicinischer Kenntnisse zur Entscheidung 
zweifelhafter Rechtsfälle. 

Die Ausübung der Function ad 2. und 3. erheischt ein fortgesetztes gründ- 
liches Studium der Naturkunde, eine genaue Kenntniss der bestehenden Medi- 
cinal- Verfassung und der damit in Beziehung stehenden gesetzlichen Bestimmun- 
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gen, endlich eine innige Vertrautheit mit denjenigen besonderen Kenntnissen, 
welche zum Gebiet der gerichtlichen Arzneikunde gehören. 

Hiernach ist der Physikus das Organ für Ausübung der Staats- Arzneikunde 
innerhalb des ihm anvertrauten Amtskreises, dessen der Staat sich zur Erreichung 
der angedeuteten Zwecke bedient; daraus erhellt der wesentliche (Unterschied 
zwischen einem blossen Arzte und einem angestellten Medicinal-Beamteu. 

Während der Physikus in seiner Eigenschaft als Heilkünstler jedem andern 
practischen Arzte gleichzustellen ist, da die unentgeltliche ärztliche Behandlung 
armer Kranken nicht zu seinem Beruf gehört und er in Beziehung hierauf den- 
selben Verbindlichkeiten unterworfen ist, die jeder Arzt mit seinem Beruf über- 
nimmt, können die besondern Geschäfte des Physikus nicht von einem jeden 
andern Arzte verrichtet werden. Es ist hierzu ein nach dieser besonderen Rich- 
tung ausgebildeter Arzt erforderlich und nach den bestehenden Bestimmungen 
die Erlangung des Amts eines Physikus von einer vorangegangenen besonderen, 
auf die Ermittelung der erforderlichen Qualification gerichteten Prüfung abhän- 
gig, um auf diese Weise so weit als möglich eine Garantie zur sicheren Er- 
reichung der allgemeinen Staatszwecke zu erlangen. 

L Qualification und Anstellung. 

Die Qualification zur Anstellung als Physikus wird durch Ablegung der 
Physikats-Prüfung erlangt. (S. 341.) 

Die Bewerbungen um erledigte Physikats-Steilen sind unter Vorlegung der 
erforderlichen Zeugnisse bei den betreffenden Regierungen auzubriugen, die An- 
stellung erfolgt auf den Vorschlag der Regierung durch den Minister der Medici- 
nal-Angelegenheiten. 

Das durch die Gesch&ftsanweisung vom 31. December 1825 den Regierungen 
übertragene Recht zur Anstellung der Kreis-Medicinal-Beamten ist aufgehoben 
durch die 

Allerh. Ordre vom 7. December 1828. 

A us den im Berichte des Staats -Ministeriums vom 26. v. M. angeführten erheb- 
lichen Gründen will Ich die durch die Gesch&ftsanweisung vom 31. December 1825 den 
Regierungen beigelegte Befugnis« zur Austeilung der Kreis- Medicinal beamten wieder 
Aufheben und setze demnach hierdurch fest, dass die definitive Bestimmung über die 
Besetzung der Krcis-Medicinnlstellen wiederum, wie ehemals, dem Minister aer Medici- 
nnl-Angelegonheiten überlassen werden soll. Ich beauftrage das Staats-Ministerium, 
die Regierung durch Mittheilung der gegenwärtigen Ordre von dieser Abänderung der 
Geschättsanweisung vom 31. December 1825 in Kenntnis* zu setzen, welchem nächst Sie, 
der Minister der Medicinal-Angelegenheiten, wegen Ausführung meines Befehls das 
weitere Erforderliche zu veranlassen haben. 

Circ.-Vcrf. vom 23. Februar 1829 (v. Alteustein). 

Mit Bezug auf die von dem Königlichen Staats- Ministerium an sämmtlichc Regie- 
rungen erlassene Verfügung vom 12. December v. J., wonach des Königs Majestät mit- 
telst Allerhöchster Cabmets- Ordre vom 7. doss. M. u. J. die durch aie Geschäftsan- 
weisung vom 31. December 1826 den Regierungen beigelegte Befugniss zur Anstellung von 
Kreis-Medicinalbeamten aufzuhebeu und die definitive Bestimmung über die Besetzung 
solcher Stellen wiedor dem Unterzeichneten Ministerium zu übertragen geruht haben, 
wird die Königliche Regierung nunmehr hierdurch angewiesen, von jeder eintretenden 
Erledigung eines Kreisphysikata oder einer Krois-Chirurgenstelle innerhalb sechs Wochen 
dom Ministerium zur weiteren Verfügung Anzeige und Vorschläge zu deren Wieder- 
besetzung zu erstatten Die Fürsorge für die interimistische Verwaltung solcher erledigten 
Stellen wird der Königlichen Regierung überlassen. Dieselbe hat sich dabei aber soviel 
alB möglich entweder benachbarter Beamten derselben Kategorie oder solcher Modi- 
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cinalpersonoD zu bedienen, die sich zur U ebernahm e von Physikats- und Kreischirurgen- 
stellcn bereits qunlificiit haben. 

Circ.-Verf., betreffend die Vacanz eines K reisphy sik ats, vom 29. April 1854 

(v. Raumer). 

Mit Bezug auf d io Circ.-Verf. vom 9. Februar 1852 wird die Königliche Regierung 
hierdurch veranlasst, von jetzt ab jede eintretende Vacanz einer Kreisphysikats oder 
Kreischirurgenstelle, neben der Veröffentlichung durch das Amtsblatt und (1er Anzeige 
hierher, auch durch den Staatsanzeiger zur allgemeinen Kenntniss zu bringen 

l>ic derartigen Bekanntmachungen sind direct an die Redaction des Staatsanzeigers 
zur Aufnuhme iu den Nebentheil zu befördern. 

Circ.-Verf., betreffend denselben Gegenstand, vom 30. October 1866 

(Lohnert). 

Zur Beseitigung der hinsichtlich des Verfahrens hei Anstellung von Medicinal- 
beamten, beziehungsweise bei Wiederbesetzung von erledigten M cd i ein alämtern, zuweilen 
kundgegebenen Zweifel mache ich darauf aufmerksam, dass in Gemässhcit der Verfü- 
gungen vom 9. Februar 1852 und vom 29. April 1854 nur die Yacanzen von Kreis- 
Medicinal- Aeinteni durch Veröffentlichung in dem Amtsblatt und dem Staats-Anzeiger 
zur allgemeinen Kenntniss zu bringen und Bewerber nach Anleitung der Verfügung 
vom 24 Januar 1826 zur Anmeldung binnen einer bestimmten Frist aufzufordern siuü. 

Die Einleitung eines derartigen Concurrenz- Verfahrens ist aber für die Anstellung 
von anderen Medicmal- Beamten, wie z. B. von Ilebaimnenlehrern, von Directoren der 
öffentlichen Irren- Anstalten etc. nicht vorgeschrieben, auch aus naheliegenden Gründen 
weder not h wendig noch zweckmässig. 

Die Königliche Regierung wolle das in vorkommenden Fällen beachten. 

Heber das leitende Princip bei diesen Anstellungen, resp. bei Versetzun- 
gen sprechen sich aus: 

Circ.-Verf. vom 24. Januar 1 826 (v. Altonstein). 

Durch die von des Königs Majestät unterm 31. v. Mts. u. J. Allerhöchst vollzogene 
Geschäften» Weisung ist den Königlichen Regierungen die Anstellung der Kreiß-Mediei- 
nulhcamtcn überlassen und zugleich die nähere desfullsige Instruction der Unterzeich- 
neten Ministern Vorbehalten worden, welche hiermit crtheilt wird. 

1) Die wichtigste Rücksicht bei der Wiederbesetzung erledigter Kreis-Medicinal- 
bcamtenstellen ist die Rücksicht auf die Versetzung der bereits angestellten 
Officianten. Die Niederlassung des in der Hauptsache auf den Erwerb durch 
seine Praxis hingewiesenen Kreis- Medici nalbeamten ist theils in mehreren Ge- 
genden der Monarchie, theils hin und wieder in einzelnen Kreisstädten so 
wenig anziehend, dass sich häutig selbst jüngere Medici nalpersonen nur in 
der Hoffnung auf eine demnüchstigo, ihren Wünschen und den gewöhnlichen 
Lel>ensYcrhäftnissen entsprechende Versetzung an einen andern Ort entschlicssen, 
einen solchen Posten anzunehmeu; überhaupt aber ist es billig, den Wunsch 
eines gedienten Physikus etc. nach Versetzung zu berücksichtigen und letz- 
terem den Vorzug vor einem zufällig am Orte oder in dessen Nähe befindlichen 
jungen Arzte, welcher erst in den Königlichen Dienst treten will, zu geben. 
Auch darf es hierbei unter allen Umständen und bei Vermeidung persön- 
licher Verantwortung keinen Unterschied machen, ob der die Versetzung 
wünschende Beamte bisher in einem andern Regierungsbezirke oder einer 
andern Provinz angestellt war: vielmehr muss ein solcher ebenso gewissenhaft 
berücksichtigt werden, als ob er bisher schon in dem Bezirke der betreffenden 
Königlichen Regierung, welche die erledigte Stelle zu besetzen hat, angestellt 
gewesen wäre. Hieraus folgt, dass die Besetzung der vacant werdenden Stellen, 
ganz besondere Fälle dringender Gefahr ausgenommen, nicht ungebührlich 
beschleunigt werden darf, vielmehr muss zur Anbringung etwaiger Versetzungs- 
und der übrigen Anstellungsgesuche dadurch Gelegenheit gegeben werden, 
dass eine jede Vacanz sogleich bei ihrem Eintritt durch das Amtsblatt be- 
kannt. gemacht und die etwaigen Competenteu zur Anmeldung, allenfalls 
unter Festsetzung eines Termins, aufgefordert werden. Dies kann um so 
eher geschehen, als in den meisten Fällen die Vacanz durch den Tod herbei- 
geführt wird und dann ohnehin die Besetzung wenigor beeilt zu werden pflegt, 
um den Hinterbliebenen, so weit eg thunlich, den Genuss der Goadenzeit zu 
belassen. 
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2) Die Königlichen Regierungen dürfen nur definitive Anstellungen ohne vor- 
g&ngigc Anfrage bei dem Ministerio verfügen. Die interimistische Vor- 
sehung eines Kreis -Medicinal- Beamtenpostens durch eine zur definitiven An- 
stellung nicht qualificirte Person darf nur nach vorher eingoholtcr Genehmigung 
des Ministern verfügt werden: wenn hierzu jedoch eine zur definitiven Anstel- 
lung qualificirte Person oder ein benachbarter Beamter derselben Kategorie 
bestimmt wird, so ist die Einholung der vorgängigen Genehmigung dos Mini- 
stern nur dann nöthig, wenn dies Interim isticum langer als fi Monate dauert. 

3) Die Königlichen Regierungen dürfen den neu anzustollenden Kreis- Medicinal- 
Beamteu nur das Normalgehalt der 200 Thaler für den Kreisphysikus und der 
100 Thaler für den Kreischirurgns oder den Kreisthierarzt bewilligen; sollte 
der Amtsvorgängcr zufällig einen höheren Gehaltsbetrag bezogen haben, so 
fällt derselbe entweder heim, oder es muss wegen dessen Wiederbewilligung 
an das Ministerium berichtet werden. 

4) Wenn für die Stelle noch kein Gehalt etatsmässig sein sollte, so kann die An- 
stellung und Bewilligung des Gehalts nur durch das Ministerium erfolgen; ein 
Fall, welcher besonders bei den Kreisthierärzten Vorkommen wird. 

5) Die Königlichen Regierungen dürfen definitiv anstellen: 

a) als Kreisphysiker nur solche promovirte Aerzte, welche vom Ministern) das 
F&higkeitszeugniss zur Verwaltung einer Physikatsstellc erhalten haben und 
von demselben überdies auch als Geburtshelfer approbirt sind; 

b) als Kreis-Chirurgus nur solche nicht promovirte Chirurgen, welche 

a)' in sofern sie vor der Emaoirnng des Prüfungs-Reglements vom 1. v. Mt. 
und J. geprüft worden sind, aio Approbation als Wundärzte grosser 
Städte una das Fähigkeitszeug niss zur Verrichtung chirurgisch -foren- 
sischer Geschäfte besitzen; oder welche 
p) dem genannten Reglement gemäss als Wundärzte erster Classe und als 
forensische Wundärzte geprüft worden sind. In heideu Fällen müssen 
sie, ausser der Approbation und dem Fähigkoitezcugnißg , auch die 
Approbation als Geburtshelfer beibringen. Bei ausserdem gleichen 
Ansprüchen und sonstigen Verdiensten ist immer denjenigen Bewer- 
bern sab n. und b. der Vorzug einzurftumen, welche eine vielseitigere 
ärztliche Bildung nachzuweisen im Stande sind und in den zurück- 
gelegten medicimsch-chirurgischen und forensischen Staatsprüfungen 
sehr gute oder selbst vorzügliche Kenntnisse nachgewiesen haben; 

c) als Kreisthierarzto nur solche Personen , welche in der Approbation als 
Thierärzte zweiter Classe zugleich die Fähigkeit zur Anstellung als Kreis- 
thierarzt bezeugt worden ist. Dieselben müssen jedoch, wenn sic nicht 
schon als Thierärzte der dritten Classe oder als Curschxniede in der Armee 
practicirt haben, wenigstens ein Jahr lang nach der Approbation sich 
durch Praxis Vertrauen im Publicum erworben haben, ehe sie angestcllt 
werden können. 

6) In der vorschriftamässigen Nachweisung der angestcllten Mcdicinalbeamton 
ist das Datum der vorstehend unter 6. gedachten Approbationen und resp. 
Fähigkeitszeugnisse genau anzugebon, ura die erfolgte Anstellung nach den 
hier befindlichen Personalacten controlliren zu können, ln einer besonderen 
Colonne sind zugleich die Namen sämmtlichcr Mitbewerber zu der fraglichen 
Stello zu nennen. 

7) Bei der Versetzung eines Kreis - Medicinalbeamten auf einen Posten derselben 
Kategorie ist der ad 5. vorgeschriebene Nachweis nicht nöthig. 

8) Das Ministerium behält sich vor, in den dazu geeigneten Fällen den Königlichen 
Regierungen die Versetzung schon augestellter Kreis - Medicinalbeamten oder 
die Anstellung qualifieirter Personen bei eintretenden Vacanzen aufzugeben oder 
nach Befinden zur Vorzugs weisen Berücksichtigung zu empfehlen und ubdann 
zugleich die erforderliche Controle so viel als nöthig anzuordnen. 

9) Wenn es zur Besetzung der vacautcn Stellen an qualificiiteu Subjoctou fehlt, 
so wird das Ministerium bemüht sein, auf die Anzeige der betreffenden Kö- 
niglichen Regierungen geeignete Medicinalpersoncu zu ermitteln. 

Allerhöchste Ordre vom 29. Dccember 1843. 

Da evangelische Beamte in den fast ausschliesslich von katholischen, und katho- 
lische Beamte in den fast ausschliesslich von evangelischen Glaubensgenossen bewohnten 
Landcsthcilcn in Betreff der Seelsorge und der nnthwendig werdenden kirchlichen 
Handlungen, sowie des ihren Kindern zu erthcilenden Religionsunterrichts sich in einer 
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ühlon Luge befinden und dadurch schon mehrmals Anträge auf die Dotirung neuer 
evangelischer oder katholischer Pfarrstellen herbeigeführt worden sind, so veranlasse 
Ich Sie fortan, so weit dies mit dem Interesse des Dienstes vereinbar ist, die von 
Ihnen ressortirenden Beamten vorzugsweise nach solchen Orten zu senden oder zu ver- 
setzen, wo eie einen Geistlichen ihrer Confession, wo nicht im Orte selbst, doch we- 
nigstens in massiger Entfernung haben. Ich verkenne nicht, dass Ausgaben unver- 
meidlich sein werden, glaube aber, dass im Allgemeinen und insbesondere in den 
untergeordneten Beamten - Kategonen, wie z. B. bei den Gerichtsdienern , Grenz- und 
Steueraufsehem , Geusdanueu etc., eine grössere Berücksichtigung der confessioncllen 
Verhältnisse als bisher wohl zulässig seiu wird. 

Um erledigte Kreis - Medicinal - Beamtenstellen können sich auch qualificirte 
Aerzte, welche den Staaten des norddeutschen, resp. deutschen Bundes ange- 
hören, bewerben. 


Circ.-Verf. vom 28. August 1868 (Lehnert). 

Nachdem durch Art. 3. der Verfassung des Norddeutschen Bundes für den Um- 
fang des Bundesgebiet« ein gemeinsames Imligenat mit der Wirkung eingeführt ist, dass 
der Angehörige lUnterthan, Staatsbürger) eines joden Bundesstaates in jedem anderen 
Bandesstaat ius Inländer behandelt und demgemäss unter Anderem auch zu öffent- 
lichen Aemtern unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische 
zugelaBsen werden soll, hat das Königliche Staatsininisteriurn beschlossen, dass es der 
für Ausländer vorgesckriehenen höheren Geuehmiguug behufs ihrer Zulassung zu 
öffentlichen Aemtern ferner nicht bedarf, insoweit es sich um Angehörige der zum 
Norddeutschen Bunde gehörigen Staaten handelt. 

Die Bestallung eines Kreisphysikus lautet: 

Bestallung für den Arzt Dr. N. als Kreisphysikus dos Kreises N. 

Da der Arzt Dr. N. zum Kreisphysikus des N.’schen Kreisos auserseben worden 
ist, so wird derselbe als solcher hierdurch in dem Vertrauen bestellt, dass er Sr. Maj. 
dem Könige und dem Königlichen Hause jederzeit treu und gewärtig sein und die ihm 
obliegenden^ Amtspflichten gewissenhaft erfüllen werde, wie es sich für einen recht- 
schaffenen Königlichen Diener geziemt. Dafür soll der nunmehrige Kreisphysikus (inscr. 
Vor- und Zuname wie oben) sich auch des Allerhöchsten Königlichen Schutzes und der 
mit seinem Amte verbundenen Besoldung, Emolumente, Rechte und Prärogative zu er- 
freuen haben. 

Berlin, den 

<L. S.). 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten. 

Die Ausfertigung der Bestallung ist, wie die der Approbation, sportelfrei, 
nur der tarifmassige Ausfertignngssteinpel von 15. Sgr. ist dafür zu entrichten. 

Die Vereidigung der Physiker geschieht nach der Eidesformel, welche die 
Allerhöchste Ordre vom 5. November 1833 für alle Staatsdiener vorschreibt. 
Dieselbe lautet: 

Auf den Bericht des Staats-Ministeriums vom bestimme Ich, dass der Eid 

aller unmittelbaren und mittelbaren Civil-Boamtcn des Staats in Zukunft dahin abge- 
leistet werdon soll: 

Ich N. N. schwöre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwissenden, dass 
nachdem ich zum . . . de. s ... bestellt worden, Sr. Königlichen Majestät 

von Prousscn, meinem Allergnädigsten Herrn, ich unterthänig, treu und ge- 
horsam sein und alle mir vermöge meines Amtes obliegende Pflichten nach 
meinem besten Wissen und Gewissen genau erfüllen will, so wahr mir Gott 
helfe u. s. w. 

In Beziehung auf die Diensteide der mittelbaren Staatsdicner tritt diesem Formu- 
lar umibgeändert diejenige Eidesnorm hinzu, mittelst welcher sie sich, den vorgeschrie- 
benen Bestimmungen und den specielleii Verhältnissen gemäss, den unmittelbaren Dienst- 
herren zu vorpflicnte.n haben. Zugleich verordne Ich, dass der Bürgereid dahin abge- 
leistet werden soll: 

Ich N. N. schwöre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwissenden, dass, 
Sr. Köuigliehen Majestät von Preussen, meinem Allorgnädigsten Herrn, ich 
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unterthänig , treu und gehorsam sein, meinen Vorgesetzten willige Folge 
leisten, meine Pflichten als Bürger gewissenhaft erfüllen und zum Wohle des 
Staates und der Gemeinde, zu aer ich gehöre, nach allen meinen Kräften mit- 
wirken will, so wahr mir Gott helfe u. s. w. 

Hiernach sind säramtlicho Diensteide, sowie die in der G.-S. für 1831 S. 33. uud 
1832 S 184. und 187. angegebenen Eidesformulare abzufindern. 

Nach dem Staats -Ministerialbeschluss vom 12. Februar 1850 sind in die 
obige Eidesformel vor dem Worte „will* die Worte: „auch die Verfassung 
gewissenhaft beobachten“ aufzunehmen. Der Diensteid ist, wie bisher, von 
dem Schwörenden vollständig auszuspreebeu, auch ist dabei Jedem freizustellen, 
den Eidesworten am Schlüsse die seinem religiösen Bekenntnisse entsprechende 
Bekräftigungsformel binzuzufugen. 

Ausserdem kommen hier in Betracht die 

Allerh. Ordre vom 10. Februar 1835 au das Staats - M inisteri um. 

Auf die Anfrage des Staats-Ministeriums vom die Diensteide betreffend, 

setze Ich fest, dass der Beamte, der entweder in seinem bisherigen Ressort eine ander- 
weitige Amt* Wirksamkeit erhalt oder zu einem anderen Verwaltungszweige übergeht, 
auf den früher von ihm geleisteten Diensteid zu verweisen ist, dabei aber schriftlich 
oder zum Protokoll zu erklären hat, dass er sioli bei Uebernahmo des neuen spociell 
zu benennenden Amtes durch den zuvor abgeleiteten Eid für alle seine neuen Amts- 
Verhältnisse eidlich verpflichtet erachte. Ich überlasse dem Staats- Ministerium , hier- 
nach weiter zu verfügen. 

Die amtliche Vereidigung hebt die Verpflichtung der Kreisphysiker, ihre in 
Civilprocesscn abgegebenen ärztlichen Gutachten zu beschwören, nicht auf. 

Cir.-Verf. vom 24. Deccmber 1847 (v. Ladenberg;. 

Aus Veranlassung der Beschwerde eines Kreispbysikus, welcher von einem Gericht 
zur Beeidigung seines iu einem Civilprocess abgegebenen Gutachtens aufgefordert war, 
ist die Frage näher erörtert worden, oh in Gemfissheit der Vorschrift des §. 84. de« 
Anhangs zur Allgemeinen Gerichts- Ordnung, wonach 

auch öffentlich« Beamte, welche in Processen als Sachverständige vernommen 
werden, die von ihnen abgegebenen Gutachten beschwören müssen, wenn sic 
nicht ein- für allemal als Sachverständige vereidet sind, 
die Kreisphysiker angehalten werden können, die von ihnen in Civilproeesson abgege- 
benen ärztlichen Gutachten zu beschwören? 

Der Herr Justizuiinister, mit welchem deshalb communicirt worden, hat sich 
damit einverstanden erklärt, dass diejenigen Kreisphysiker, welche den älteren, 
durch die Verfügung vom 28. Oktober 1K15 eingefQhrton Diensteid geleistet haben, mit 
Rücksicht auf die ausdrücklich auch die nach Vorschrift der Allgemeinen Gerichts-Ord- 
nung abzugebenden Gutachten umfassende Norm dieses Eides nicht verpflichtet seien, 
die von ihnen iu Civilprocesscn abgegebenen Gutachten zu beschwören, dass dagegen 
diese Verpflichtung allen denjenigen Kroisphysikern obliege, welche den durch die 
Allerhöchste Ordre vom 5. November 1833 vorgesehriebenen allgemeinen Diensteid ab- 
geleitet haben. 

Hiernach wird es, um eine Vervielfältigung der Eide möglichst zu vermeiden, 
zweckmässig sein, den neu anzustellenden Kreisphvsikern bei der Abnahme des Dienst- 
eides unter Hinweisung auf den angeführten §. 84.' des Anhanges zur Allgemeinen Ge- 
richts-Ordnung zu empfehlen, sieh bei der betreffenden Gerichtsbehörde ein- für alle- 
mal als Sachverständige vereiden und sich hierüber behufs des erforderlichen Ausweises 
in vorkoimueuden Fälleu eine Bescheinigung, etwa in Form einer bcglaubtcn Abschrift 
des Vereidigungsprotokolls, crthcilcn zu lassen. 

Die Königliche Regierung wird veranlasst, demgemäss bei der Vereidigung der 
Kreisphysiker zu Vorfahren. 

Die bereits angestellten und nach Vorschrift der Allerhöchsten Ordre vom 5. No- 
vember 1833 auf ihr Amt verpflichteten Kreisphysiker werden es abwarten können, ob 
sie zur Beeidigung der von ihnen in Civilprocesscn abzu gebenden Gutachten werden 
aufgefordort worden und dann zu erwägen haben, ob sie sich zugleich ein- für allemal 
als Sachverständige wollen vereiden lassen. 
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Für den Fall, dass dieser Verfügung ungeachtet von denjenigen Krcisphy Bikern, 
welche den durch die Verfügung vom 28. Octobor 1815 eingeführten Diensteid ge- 
leistet haben, die besondere Beeidigung ihrer Gutachten in Civilprocessen sollte ver- 
langt werden, wird bemerkt, dass die etwaigen Beschwerden über, ein solches An- 
sinnen der Gerichte nach der Ansicht des Herrn Jnstizministers in Gemässheit dos 
§. 35. der Verordnung über das Verfahren in Civilprocessen vom 21. .Juli 1846 bei den 
Gerichten der höheren Instanzen anzubriugen sind. 

Nach diesen Grundsätzen ist auch in Betreff der übrigen Kreis- Medicinalbcamten 
zu verfahren. 

Die Königliche Regierung hat diese Verfügung durch das Amtsblatt bekannt 
zu machen. 

Vereidigung der Medicinal- Beamten als Sachverständige. (S. 258.) 

Vcrf. des Ober - Tribunals vom 3. Octobor 1862. 

Ein als Sa eh verständiger zugezogener Medicinal-Beamtcr musß die Rich- 
tigkeit seiner Angaben auf seinen Diensteid nehmen: der Umstand, dass er als 
Beamter im Allgemeinen vereidet ist, reicht in dieser Beziehung für sich allein nicht aus. 

Verordnung vom 3. .Januar 1849 §. 55. 

Criminal-Urdnung §. 335. Nr. 2. 

Ihre Beschwerde in der Untersuchung wider L. vom 16. September d. J. gegen die 
Verfügung des Königlichen Ostpreussischen Tribunals zu Königsberg vom 2Ö. August 
d. J. kann als begründet nicht erachtet werden. 

Die Beurtheilung der Frage: ob ein Beamter die Richtigkeit seiner Angaben auf 
seinen Diensteid zu versichern hat, hangt davon ab, r ob er die betreffende Handlung 
selbstständig vermöge seines Ajmts vorgenommen hat oder nicht - . 

Diese letztere Voraussetzung muss in dem vorliegenden Falle im Sinne der von 
Ihnen angefochtenen Verfügung heurtheilt werden. 

Nach den §§. 147., 157. der Criminnl-Orduung muss die Besichtigung, resp. Section 
eines Leichnams im Beisein des Uiitcrsucbungsgeriehts in der Regel durch den Kreis- 
physikus und den Kreischirurgus erfolgen. 

Die §§. 157., 162., 163, 165., 168., 169., 171,, 172. a. a, 0. bezeichnen hierbei die 
Letzteren ausdrücklich als Sachverständige, und nach den 159., 16!., 162., 168. 
a. a. 0. ist es der Richter, welcher die Obuuetion dirigirt und das diesfallige Proto- 
koll aufzunehmen hat. Hiernach ist dieser derjenige Beamte, welcher die aiesfällige 
amtliche Handlung vornimmt, und das dabei gesetzlich zuzuziehende ärztliche Personal 
fungirt lediglich in der Eigenschaft als Sachverständige, nicht aller als selbstständig 
auftretende Beamte, wenn sie auch sonst einen derartigen Charakter haben. 

Demgemäss ist mit Rücksicht auf den §. 335. Nr. 2. der Criminal- Ordnung mit 
Recht von Ihnen verlangt worden, dass Sie die Richtigkeit Ihrer Angaben auf Ihren 
Diensteid versichern, und Ihre Weigerung muss als eine nicht begründete erachtet werden. 

Dass in der angefochtenen Verfügung statt der Nr. 2. des §. 335. a. a. O. die 
Nr. 3, allcgirt worden, beruht offenbar aut einem Schreibfehler, und dass Sie bisher 
niemals zu einer jetzt in Rede stehenden Versicherung aufgefordert worden sind, ist 
selbstredend für die Entscheid nng der zur Sprache gebrachten Frage nicht massgebend. 

2. Die amtliche Stellung und Amtsführung. 

Die Kreisphysiker gehören nach den über das Tragen der Civil- Uniform 
ergangenen Bestimmungen znr fünften Rangclasse der durch die Verordnung 
vom 7. Februar 1817 bestimmten Rangordnung. 

Sie sind nicht den Kreis -Landräthcn, sondern unmittelbar den Königlichen 
Regierungen untergeordnet, aber verpflichtet, den Requisitionen der Landräthe 
in medicinal- und sanitäts- polizeilichen Angelegenheiten nachzukommen und 
ihnen überhaupt als technisches Organ der Medicinalpolizei Beistand zu leisten. 

Zu directen Anordnungen medicinal -polizeilicher Massregeln sind dieselben 
aber nur in dringenden Fälleu, wenn der Landrath nicht sogleich anzutreffen 
ist, berechtigt ; in der Regel haben sie sich auf technischen Beirath zu beschränken. 

Extraut aus der vorläufigen Instruction für die Landräthe 
vom 31. December 18 16. 

§. 40. Er muss ferner auf Alles achten, was auf Leben und Gesundheit an Men- 
schen und Vieh im Kreise Bezug hat, insonderheit die Kreisphysiker und Kreischirur- 
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gen in ihrer Amtsübnng überall unterstützen und controliron, die Schutzblatter-Impfung 
befördern und durchaus keine Quacksalber im Orte dulden. 

§. 41. Bei entstehenden Krankheiten muss der Landratli sich auch selbst darum 
bekümmern, dass die Kranken Hülfe und Arznei erhalten und dazu, sei es durch ihn 
unmittelbar oder durch den Kreisphvsikus oder durcli die Ortsbehördo, die unauf- 
schieblichcn Veranstaltungen getroffen und dass die Gesunden möglichst vor Ansteckung 
gesichert werden; sodann aber muss er unverzüglich darüber an die Regierung berichten. 

Auf die der Gesundheit nachteilige Zubereitung verkäuflicher Lebensmittel muss 
genau gesehen und von Zeit zu Zeit mit Zuziehung des Kroisphysikus Proben ango- 
stollt werden. 

Imgleichen muss bei Seuchen und Krankheiten, die unter dem Wirthschaftsvieh 
im Kreise aasbrechen, der Landrath nieht säumen, sofort mit dem Kreisphvsikus an 
Ort und Stelle nähere Untersuchung anzustellen und nicht allein selbst die Vorschrif- 
ten, wie beim Viehsterben zu verfahren, aufs Genaueste zu beobachten, sondern dies 
auch den Kreisinsassen einschärfen und auf deren Beobachtung halten, nieht minder 
in einem jeden solchen Falle der Regierung ohne allen Aufenthalt darüber Bericht er- 
statten a. s. w. 

Min.-Verf.. betreffend die Beurlaubung eines Kreisphy sikus, vom 
24. Januar 1823 (v. Altonstein). 

Die Kreisphysici sind, wie der Königlichen Regierung auf den Bericht vom . . . . 
eröffnet wird, als Untergebene der Landräthe nicht anzusehen, sondern stehen unter 
den Regierungen und müssen von den Landräthen zu Amtshandlungen remririrt werden. 
Hieraus folgt, dass die Beurlaubung eines Kreisphysikns auch nicht Sache des Land- 
raths sein Könne, sondern dor Königlichen Regierung gebühre. Als practicirendcn 
Aerzten, was die Physiei in der Regel sind, kann denselben füglich uicut zugemuthet 
werden, zu ihren Reisen innerhalb und ausserhalb der Kreise, behufs gewöhnlicher 
Krankenbesuche, Urlaub oin/.uholen; vielmehr ist dies nur in Fällen einer längeren 
Abwesenheit, welche Stellvertretung uothweudig macht, erforderlich. Ganz angemessen 
aber scheint es, den Kreisphvsikus anzuhalten, dass er sich niemals von seinem gewöhn- 
lichen Wohnorte entferne, ohne Nachricht zurückzulassen , wo er anzutreffen sei, damit 
man ihn bei dringenden Fällen zu linden wisse. 

Nicht angestellte Mediciaal -Personen stehen zu dem Physik ns in keinem 
Subordination -Verhältniss, haben aber die vorgeschriebenen Meldungen und 
Anzeigen an denselben zu erstatten und sich nach den ihnen sonst durch den 
Physik os znkommonden allgemeinen Regierungs- Verordnungen zu richten. 

Dagegen sind die Sanitäts- Anstalten. Apotheken, Kranken- Anstalten n. s. w., 
unter die Aufsicht und Controle der betreffenden Kreisphysiker gestellt. 

Als selbstständigem Beamten steht dem Phvsikus die Führung eines König- 
lichen Amtssiegels zu. Die unter Beifügung des Amtscharakters und Amtssiegels 
allgegebenen Atteste und Gutachten über Angelegenheiten, welche sein Amt un- 
mittelbar betreffeu, haben als amtliche Zeugnisse öffentlichen Glauben, sind aber 
in Privatangelegenheiten stempelpflichtig. 

Für die Äussere Form der Berichte sind die Regeln des üblichen Ge- 
schäftsstyls massgebend. 

Publicandum der Regierung zu Königsberg vom 7. Juni 1831. 

Sehr oft unterlassen die Behörden, wenn sie zu gesetzten Terminen boriehlcn, 
unter dem Inhalt dor Sache den Termin zu bemerken, was die Folge hat, dass die 
Termine hier nicht gelöscht werden und Monitoricn erlassen werden, nachdem die erfor- 
derten Berichte schon ciugegungon sind. Um daher Ordnnng und Schnelligkeit im Ge- 
schäftsgänge zu erhalten, linden wir uns mit Bezugnahme auf die im Amtsblatt Jahr- 
gang 1815 S. 99. hetiudliche Verfügung vom 18. Februar 1815 veranlasst. Nachstehen- 
des wiederholend in Erinnerung zu bringen, in Berichten an die Königliche Regierung 
und deren Abthoilungen muss oben an der linken Seite des halb gebrochenen Bogens 
angeführt worden: 

11 Ort und Datum; 

2) der kurze Inhalt des Berichts, mit Benennung der denselben erstattenden 
Behörde; 

Medicinal-We«en. ,, a 
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3) dor Termin, innerhalb dessen der Bericht erstattet werden seil . 

4) die Verfügung, auf welche der Bericht eich bezieht, unter Anführung derjeni- 
gen Abtheiluog, welche solche erlassen hat, des Datums und der Journal- 
nummer derselben in der Art, wie mit letzterer die ergangene Verfügung von 
innen und aussen versehen ist, so dass sowohl die Ziffern , als das Monats- 
Zeichen und der etwaige Buchstabe angegeben werde: doch kann das auch 
im Anfänge des Coutextes des Berichts geschehen. 

Eino jede Abweichung von dieser Vorschrift hat die unterm 6. August 1802, 
14. Juli 1803 und 25. April 1811 angeordnetc Strafe von 1 Thaler und die Kosten einer 
etwa dadurch verschuldeten Erinnernngs- Verfügung ganz unfehlbar zur Folge. 

Die Amtsverschwiegenheit ist durch die Allerh. Ordre vom 21. November 
1835 (G.-S. S. 237) allen Beamten wiederholt zur Pflicht gemacht. 

In ihrer Amts-Ehre sind die Physiker gegen Beleidigungen und Widersetz- 
lichkeiten durch die §§. 113., 114. und 19b. des Strafgesetzbuchs geschützt. 

Wird ein Kreisphysikus wegen einer in Ausübung oder in Veranlassung 
der Ausübung des Amtes vorgenommenen Handlung oder wegen Unterlassung 
einer Amtshandlung gerichtlich, sei es im Civil- oder Untersuchungsverfahren, ver- 
folgt, so ist die Vorgesetzte Provinzial- oder Centralbehürde nach dem Gesetz 
vom 13. Februar 1854 (G.-8 S. 86. ff.) befugt, den Conflict zu erheben. Es 
wird alsdann das richterliche Verfahren einstweilen eingestellt und über den Con- 
flict von dem dazu bestellten, aus Mitgliedern des Staatsraths gebildeten Gerichts- 
höfe nach Massgahe des Gesetzes vom 8. April 1847 (G.-S. S. 170 ff.) entschieden. 
Wird der Conflict für begründet und demgemäss die gerichtliche Verfolgung für 
unstatthaft erachtet, so kann die Vorgesetzte Behörde nach Befinden der Umstände 
im Wege der Disciplin die etwa erforderliche Rüge eintreten lassen; andernfalls 
wird das gerichtliche Verfahren wieder ausgenommen und in deu gewöhnlichen 
Formen zu Ende geführt. 

Die Kreisphysiker unterliegen, sofern sie die Pflichten, die ihnen ihr Amt 
auferlegt, vernachlässigen oder sich durch ihr Verhalten in oder ausser dem Amte 
der Achtung, des Ansehens oder des Vertrauens, die ihr Beruf erfordert, unwürdig 
zeigen, dem Gesetz über die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten vom 
21. Juli 1852 (G.-S. S. 465.). 

Zur Annahme eines Nebenamtes, sei es ein ärztliches oder in einer anderen 
Königlichen oder Gemeinde- Verwaltung, hat auch der Kreisphysikus nach der 
Allerh. Ordre vom 13. Juli 1839 (G.-S. S. 235) die vorgängige ausdrückliche 
Genehmigung der Departements-Chefs, welchen das Haupt- und das Nebenamt 
untergeben ist, cinzuholen. 

Den Kreis-Medicinalbeamten wird in der Regel die Kreisstadt als Wohnort 
angewiesen. Zu einer Abweichung von dieser Regel ist die Genehmigung des 
Ministers der Medicinal-Angelegcnheiten erforderlich. In solchem Fall muss der 
Wohnort bei Ausschreibung der Concurrenz bekannt gemacht werden. 

Min.-Vorf. vom 26. November 1850 (Lohnen). 

Die Königliche Regierung hat in dem Berichte vom .... unerwähnt gelassen, ob 
der für den Kreis N. nen ernannte Kroiswundarzt N. mit der beabsichtigten Anweisung 
seines Wohnortes in M. zufrieden ist. Darauf kommt es jedoch wesentlich an. Donn, 
wenn einem Kreiswundarzt ein anderer Wohnort, als in der Kreishauptstadt angewiesen 
werden soll, so muss dieses bei Ausschreibung dor Concurrenz bokannt gemacht werden, 
indem sonst jeder Bewerber zu der Vermuthung berechtigt ist, dass er seinen Wohnsitz 
in der Kroishauplstadt behalten werde, um so mehr, wenn auch der seitherige Inhaber 
der Stelle ihn daselbst gebubt hat. Nach bereits ausgefertigter, resp. ausgehändigter Be- 
stallung kann dem Angestellten nachträglich eine derartige Bedingung nicht weiter auf- 
erlogt worden. 
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Min -Verf. vom 30. Mai 1861 (Lehnerfc). 

Wenn gegen die Wohnorts- Verlegung eines Krcis-Modicinnlbcamton in dienstlicher 
Beziehung Bedenken überhaupt nicht vorliegen, so erscheint cs such gerechtfertigt, dass 
dem Kreisthierarzt N. gestattet werde, die Liquidation der ihm im Kreise aufgetragenen 
Dienstreisen nach den factisch /.urückgelegten Distanzen zu berechnen. 

ln Bezug auf die Beurlaubung der Physiker vergl. die 8. 583. bereits er- 
wähnte Verfügung vom 24. Januar 1823. 

Die Gesuche um Urlaub sind bei der Königlichen Regierung anzubringen, 
welche nach Analogie der Geschäfts- Anweisung vom 31. December 1825, Ab- 
schnitt IV., Urlaub zu Reisen innerhalb des Landes auf f> Wochen, ausserhalb des 
Landes auf 4 Wochen gewähren kann, wenn damit keine Kosten für die Staats- 
casse verbunden sind. 

Bei Urlaub bis zur Dauer von ein einhalb Monaten, so wie zur Wiederher- 
stellung der Gesundheit ohne Beschränkung auf eine bestimmte Zeitfrist, findet 
kein Gehaltsabzug statt uud die unvermeidlichen Vertretungskosten sind den zu 
beurlaubenden Beamten nicht zur Last zu stellen. (Staats -Ministerial- Beschluss 
vom 15. März 1843). 

Allcrh. Ordre vom 22. December 1869. 

Auf den Bericht dos Staats-Ministerium* vom 31. v. Mts. will Ich hiermit geneh- 
migen, dass die in der Verfügung dos früheren Kriegsministors von Bonin vom 
11. September 1853 enthaltenen Bestimmungen wegen Gleichstellung aller etatsmässig 
Servis beziehenden Militär-Beamten mit den Öffieiorcn in Urlaiihsffdlcn auch fernerhin 
zur Anwendung gebracht, und dass bei Beurlaubungen von Civilbeamteo und nicht 
Servis beziehenden Militär-Beamten fortan folgende Grundsätze befolgt worden: 

1) Bei der Beurlaubung eines Beamten wird auf die ersten I 1 ,, Monate des Ur- 
laubs das Gehalt unverkürzt gezahlt, für weitere -t 1 /, Monate tritt ein Gehalts- 
Abzug zum Betrage der Hfdfte des Gehalts des betretenden Beamten ein, wfdi- 
rend bei fernerem Urlaube kein Gehalt zu gewähren ist. 

2) Bei Beurlaubungen wegen Krankbe.it und zur Herstellung der Gesundheit 
findet auch für die über l 1 /* Monate hinausgehende Zeit uer unumgänglich 
iioth wendigen Abwesenheit des Beamten kein Abzug vom Gehalte statt. 

Schloss Babelsberg, den »5. Juni 1863. Wilhelm. 

Wegen Beschränkung der Urlaubserlheilungen ergingen die nachfolgendes 
Circ.-Verfügnngon vom 13. August 1851 (v. Raumer), resp. vom 11. Juli 1851 
(v. Manteuffel. Horn). 

Dem Präsidium des Königlichen Medicinal-UoUeginms theile ich auliegend Abschrift 
einer von den Herren Ministem des Innern and der Finanzen ante rin 11. v. Mts. au 
süinnttliche Königliche Regierung» - Präsidien erlassenen Verfügung, in Betreff der bei 
Beurtheilnng von Urlaubsgesuchen festzu haltenden Grundsätze (Aulage a.), zur gefälligen 
Kenntnisnahme und mit dem Ersuchen ergebenst mit, darnach in vorkommendeu FaUon 
gleichfalls verfahren zu wollen. 

Anlage a. 

Durch die Circular- Verfügung vom 31. Mai 1847 ist schon auf die Notwendigkeit 
aufmerksam gemacht worden. Beurlaubungen der Beamten auf längere Dauer möglichst 
zu beschränken. Diese Verfügung hat indes* nicht den gewünschten Erfolg gehabt, 
sondern es haben die Anträge auf Urlnubsert bedungen zur Herstellung der Gesundheit, 
vornehmlich Linderung chronischer Leiden auf sechswöchentliclio Dauer, auf zwei uud 
mehr Monate, ja auf */ 4 und 1 , Jahr, tun nicht bloss specitischo Brunnen- und ßado- 
curen zu unternehmen, sondern auch zur Nachcuv und Erholung auf Wochen und Mo- 
nate Reisen zu machen, sich seitdem noch vermehrt Durch dergleichen Beurlaubungen 
sind bisher jeden Sommer bis spät in den Herbst hinein Beamte in bedeutender Anzahl 
der Staatsverwaltung entzogen worden. Diese Gewohnheit ist nm so naehtlieiliger für 
den Dienst Sr. Majestät dos Königs, als ohuuhin schon di« 1 Thcibiahmc vieler Beaiuteu 
an den Kammersitzungen und den Geschäften anderer repräsentativen Cornorationon die- 
selben häufiger als ehemals und auf längere Perioden von ihrer eigentlichen Berufstä- 
tigkeit entfernt. 

38 * 
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Einer snlchon Benacht Heiligung des Dienstes muss mit Entschiedenheit entgegen- 
getreten werden. 

Bei Ucberuahme eines Amtes im Königlichen Dienste auf Lebenszeit geht der Be- 
amte die Pflicht ein, seine ganze Thätigkeit diesem Berufe zu widmen und nur wirk- 
lichen Krankheiten und unvermeidliche Behinderungen können einen Ansprueh auf Ent- 
bindung vom Dienste begründen, während Beurlaubungen zur Erholung nur aus erheb- 
lichen BilligkeiUrücksichtcn, so weit das Interesse des Dienstes entweder damit überein- 
stimmt oder wenigstens nicht entgegensteht, zulässig sind, wobei auf die ärztlichen At- 
teste; wodurch die Notbwendigkeit solcher Beurlaubungen in der Regel naehzuweisen 
versucht wird, meistens nicht viel gegeben werden kann, indem bekannt ist, wie bereit- 
willig und leicht dergleichen Atteste ert heilt worden. 

Nach unserer Ucberzeugung wird in den meisten Fällen ein Urlaub von vier, höch- 
stens sechs Wochen genügen, um den Zweck zu erreichen, und wir werden bei Beur- 
teilung der diosfnlligen Anträge, so weit dieselben zu unserer Entscheidung kommen, 
fortan mit der grössten Sorgfalt darauf halten, dass keine Bewilligung das nöthigo Maas 
überschreite Dispensationen von dem vorschriftsmässigen Gehaltsabzüge, bei Beurlau- 
bungen über vier Wochen hinaus, werden wir aber künftig nur in denjenigen Fällen, 
wo die. Notbwendigkeit eines längeren Urlaubs überzeugend uachgewiesen ist, eiotroten 
lassen. 

Dem etc machen wir zur Pflicht, hiernach bei Urlaubsbewilligungcn gleichfalls 
zu verfahren und hinsichtlich der Anträge auf Fortbewilligung der vollen Besoldung 
bei Beurlaubungen auf länger als vier Wochen sich auf die gedachten Fälle zu be- 
schränken. 

Als Auszeichnung erhalten die Kreisphysiker den Titel: SanitStsrath, resp. 
Geheimer 8anit«itsrath. Vergl. S. 898. 

Eiue allgemeine Dienst-Instruction für die Physiker ist nicht erlassen. 
Seitens vieler Regierungen sind jedoch Instructionen für die Kreisphysiker 
und Kreis-Medici nal-Beamten überhaupt erlassen, auf welche die Neuangestellten 
hiugewiesen und verpflichtet werden. 

Aus diesen Instructionen ergehen sich die einzelnen Amtsverrichtungen und 
Geschäfte der Physiker. 

Nur die ibuen als Organe der Medicinal- und Sanitfitspolizei obliegenden 
Leistungen haben die Physiker unentgeltlich zu verrichten. 

* Allorh. Ordre vom 14. April 1832. 

Ich habe aus dem Bericht des Staats-Ministeriums ersehen, dass und 

welehcrgostalt die abweichende Meinung, worin der Minister der Medicinal- Angelegen- 
heiten mit den Ministern der Polizei und der Justiz über die unentgeltlichen Leistungen 
der Kreisphysiker befangen gewesen ist, erledigt worden. Ich bin damit einverstanden, 
dass von denselben in ihrer Eigenschaft als Kreisphysiker keine unentgeltliche Leistung 
begehrt werden dürfe, die ihnen nicht als Organon der Medicinal- und Sa nitat* - Polizei 
obliegt, dass sie dagegen in ihrer Eigenschaft als practiseho Acrzte auch in Beziehuug 
auf uie Armencuren denselben Verbindlichkeiten unterworfen sind, die jeder Arzt nach 
dem bei seiner Promotion und Approbation zu leistenden Eide mit seinem Berufe 
übernimmt. In Folg«’ dos Mir »»gezeigten Vorbehalts überlasse Ich den betreffenden 
Ministerien, zur Belehrung sowohl der Behörden als des Publicum*, eine angemessene 
Bekanntmachung über dio Grenzen, innerhalb deren die Anforderungen an den Kreis- 
physikus hinsichtlich der ärztlichen Behandlung gemacht werden können, ergehen zu 
lassen. Was dio Differenz über die Remuneration der Kroisphysiker in ihreu raedici- 
nisch-gericlit liehen Amtsgeschäften betrifft, so muss es bei den deutlichen Bostimmungen 
des Gesetze» und der Taxe vom 21. Juni 1815 so lange verbleiben, bis durch die neue 
Mcdicinaltaxe, über welche dio Bcrathung gegenwärtig stattfindet, etwas Anderes fest- 
gesetzt sein wird. 

Circ.-Vcrf. der Minist, der geistlichen etc. Angelegenheiten, des Innern 
und der Justiz vom 30. Juni 1832 fv. Altenstcin. v. Brenn, 
v. Kamptz. Mühlcr). 

Des Königs Majestät haben die Frage wegen des Umfanges der amtlichen 
Verpflichtungen «er Kreisphysiker, über welche seit längerer Zeit Verhandlungen 
zwischen den Unterzeichneten Ministern stuttgofundeii haben, auf den Vortrag des König- 
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liehen Staats-Ministeriums mittelst Allerhöchster Cabinets- Ordre vom 14. April d. J. dahin 
zu entscheiden geruht, dass von den Kreisphysikeni als solchen keine unentgeltliche Lei- 
stung begehrt werden darf, die ihnen nicht als Organen der Mcdicinal - und Sanitäts- 
Polizei obliegt, dass sie dagegen in ihrer Eigenschaft als praktische Aorzte auch in Be- 
ziehung auf die Armeneuren denselben Verbindlichkeiten unterworfen sind, die jeder 
Arzt nach dem bei seiner Promotion und Approbation zu leistenden Eide mit seinem 
Berufe übernimmt. 

Demgemäss sind die Physiker als solche zu allen ihnen übertragenen, zum Gebiete 
der Mcdicinal- und Sanitäts-Polizei gehörenden Geschäften von Amt» wegen verpflichtet 
und haben daher solche ohne Ausnahme an ihrem Wohnorte unentgeltlich, bei damit 
vorknüpften Keisen aber gegen die ihnen dafür bewilligte reglementsmassige Vergütung 
zu verrichten. Was dagegen die curative Behandlung armer Kranken betrifft, so sind 
die Kreisphysiker in dieser Beziehung, der obongedachten Allerhöchsten Bestimmung 
gemäss, allen übrigen praktischen Aerzten ganz gleich gestellt, daher durch ihre Stel- 
lung als Physiker von der allen praktischen Aerzten gemeinsam hierunter obliegenden 
Verpflichtung nicht entbunden: eben so wenig aber auch zur unentgeltlichen Behandlung 
armer Kranker vou Amtswegen verpflichtet. Es finden vielmehr die in Bezug hierauf 
durch die gemeinschaftliche Circular- Verfügung der Königlichen Ministerien der geist- 
lichen, Unterrichts- und Mcdicinal- Angelegenheiten und des Innern und der Polizei vom 
10. April 1821 erlassenen Bestimmungen auf die Kretsphysiker, so wie auf alle übrigen 
praktischen Aerzte eine gleiche Anwendung. Dieser Grundsatz ist allgemein gültig 
und erstreckt sich mithin auch auf die curative Behandlung oinzclner Kranken bei an- 
steckenden Krankheiten, so wie auf die Cur der in gefänglicher Haft befindlichen Per- 
sonen. 

ln Betreff der den Kreisphysikern zu übertragenden gerichtlieh-medicinischcn Ver- 
richtungen verbleibt es übrigens’ bis auf weitere diesfalls zu erlassende Festsetzungen 
sowohl für den Fall, das« diese Geschäfte von den Kieisplivsikorn an ihren Wohnorten 
ausgeführt werden, als für den Fall einer dadurch erforcierlichen Heise, bei den Bestim- 
mungen des Gesetzes und der Taxe vom 21. Juni 1815. 

Der Königlichen Regierung werden diese Bestimmungen zur Nachachtung und mit 
dem Aufträge bekannt gemacht, solche durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kcnntniss 
zu bringen. 

Min.-Verf. vom 11. Januar 1861 (v. Bethmann-Holl weg). 

Auf den Bericht vom . . erwiedere ich der Königlichen Regierung, dass dieselbe 
von einer an und für sich nicht zutreffenden Voraussetzung ausgeht, wenn Sie für eine 
behufs Controlirung sanitätspolizeilicher Verordnungen Seitens der Kreisphyikor ausge- 
führte chemische oder physikalische Untersuchung eine besondere Vergütung für noth- 
wendig erachtet. 

Nach der Circular- Verfügung vom 30. Juni 1332 sind die Physiker als solcho zu 
allen ihnen übertragenen, zum Gebiete der Mcdicinal- und Sanitätspolizei gehörenden 
Geschäften von Amtswegen verpflichtet, und haben daher dieselben ohne Ausnahme 
an ihrem Wohnorte unentgeltlich zu verrichten. Da nun die den Physikern im saoi- 
tÄtspolizeilichen Interesse etwa aiifzugehomlc leicht ausführbare chemische Untersuchung 
einer Tapetenprobe oder eines anderen derartigen Gegenstandes zu ihren Auitsgeschfiftou 
gezählt werden muss, so haben sie ein Honorar dafür nicht zu fordern. Die Bestim- 
mungen des Alischnitts V. der Medicinaltaxe vom 21. Juni 1815 können aber für die in 
Rede stehenden Fälle weder an sieh, noch der Analogie nach Anwendung finden, da 
dieselben sich lediglich auf die Qcbühron der gerichtlich- modicinischen Geschäfte be- 
ziehen. 

Wenngleich hiernach die von der Königlichen Regierung wegen des Kostenpnnets 
einer Controlirung sanitätspolizeilicher Verordnungen angeregte Frage ihre Erledigung 
findet, so kann ich ferner der Ausführung dieser Controle in der von der Königlichen 
Regierung beabsichtigten Ausdehnung meine Genehmigung nicht ortheilen. Abgesehen 
davon, duss hieraus eine mit dem zu erwartenden Erfolge nicht im Verhältnis« stehende 
permanente Geschaftsvermohrung für die Kreis-Behörden erwachsen würde, so ist auch 
die coutrolirende Ueberwachung der mit chemischen Processen sich befassenden Ge- 
werbe, Fabriken oder metallurgischen Hütten u. s. w. ohne die vorherige Zustimmung 
des Herrn Ministers für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten im Sinne der Kö- 
niglichen Regierung nicht durchzuführen. 

Ich vcrKcnne nicht das löbliche Bestreben der Königlichen Rogiorung, dem Publi- 
cum vor gesundheitsschädlichen Einflüssen aller Art durch möglichst wirksame Mass- 
regeln präventiv Schutz zu gewähren, muss aber darauf aufmerksam machen, dass einer- 
seits das Prineip der Prävention sich auf dem Gebieto der Sanitätspolizei doch nicht 
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überall eous^queut befolgen lässt, andererseits aber immer noch andere, weniger ausser- 
ordentliche Mittel und \\«*go zu diesem Zwecke zu Gebote stehen Was namentlich die 
Befolgung der liinsichtlich des Verbots der Verwendung giftiger Karben erlassenen Be- 
stimmungen betrifft, so wird sieh dieselbe schon mittelst der bei Gelegenheit der Apo- 
theken- V isitutionen zu veranstaltenden Revisionen der Material- und Tapetenhandlungen 
in ausreichender Weise controliren lassen. 

Der Kdnigliehcn Regierung kann demnach nur empfohlan werdeu. derartige Revi- 
sionen, wie dieselben auch in anderen Regierungs- Bezirken regelmässig mit gutem Er- 
folge vorgenommen werden, anzuordnen, wobei es Derselben überlassen bleibt, in ein- 
zelnen verkommenden Fällen ausserdem noch Special - Untersuchungen verdächtiger 
Stoffe durch die Kreisphysiker oder den Regiorungs-Medicinalrath zu veranlassen. 

Eine Erweiterung dieser Verpflichtung enthalten die Circ.-V erfügungen vom 
31. Januar, 10 Februar und 26. November 1844 (S. 370. 371.) Hierbei ist zu 
bemerken, dass nur in den beiden letzteren Verfügungen ein Unterchied zwi- 
schen den vor und den nach 1844 angestellten Kcispliysikern gemacht ist. 

Speciell sind liier noch zu erwähnen mit Bezug auf die Verpflichtung 
der Kreis-Medicinal-Beamten zur unentgeltlichen Untersuchung von 
Beamten die 

Min.-Verf. vom 28. April 1803 (Bohnert). 

Die Anfrage der Kdnigl Regierung in dem Berichte vom . . . beantworten sich im 
Allgemeinen aus der Circular- Verfügung vom lfl. Februar 1844, und was speciell die 
Getisdarinen betrifft, aus der Verfügung vom 22. Juli 1823. In beiden ist die Ver- 
pflichtung der Kre is-Medicinal-Boamten von einer amtlichen Requisi- 
tion abhängig gemacht Daraus folgt, dass der Kreis - Physik us nicht verpflichtet 
ist , den Gesundheitszustand eines sich bei ihm aus eigener Bewegung meldenden 
Beamten oder Gensdarmon unentgeltlich zu untersuchen. 

Ob im einzelnen Falle ein ausreichendes dienstliches Interesse vorliegt, uni eine 
Requisition an den Kreis -Medicinal- Beamten wegen unentgeltlicher Untersuchung dos 
Gesundheitszustandes eines Beamten zu erlassen, ist von der Behörde, welche um solche 
Requisition angegangen wird, selbstständig zu prüfen. Im Allgemeinen bemerke ich, 
dass der Einkauf von Beamteufraucn in die Wittwencaase, da derselbe von Amtswegen 
befördert und controlirt wird, von denjenigen Zwecken nicht auszuachliessen sein wird, 
welche, wenn die übrigen Voraussetzungen der Erlasse von 182 t und 1844 vorhanden 
sind, eine amtliche Requisition der Kreis-Medicinal-Beamten rechtfertigen. 

Min.- Verf. vom 27. Februar 1872 (Falk). 

Auf die Berichte vom .... erwi ödere ich der Königlichen Regierung, dass die in 
Prcussen beschäftigten Postbeamten, welche zum hei Weitem grössten Theilc auch nach 
deui U eborgange des Postwesens auf das Deutsche Reich Preussischc Beamte geblieben 
sind, nach Massgnbo der für die Behandlung der Reichspost- Verwaltung angenommenen 
allgemeinen Grundsätze zu denjenigen Beumtcn gerechnet werden müssen, auf welche 
der Erlass vom 1Ü. Febriler 1844 Anwendung findet. 

Dagegen wird der in der Allerh. Ordre vom 14. April 1832 ausgespro- 
chene Grundsatz aufrecht erhalten in den nachfolgenden Fällen: 

In Betreff der Zuziehung der Physiker zu den ärztlichen Untersuchungen 
bei den Departements-Ersatz-Comniissioneu: 

Min.-Verf vom 10. August 1827 (Hufeland). 

Ew. etc. erwiedere ich auf den gefälligen Bericht vom . . . ., cl^ass ich mich nicht 
bewogen finden kann, dem früheren Anträge der dortigen Regierung gemäss, die Zu- 
ziehuug der Kreisphysiker zu den ärztlichen Untersuchungen der Departements- Ersatz- 
Cunmnssion zu gestatten. Vielmehr muss ich im Allgemeinen bei der Vorfügung vom 
0. August 1825 stehen bleiben und kann nur in den Fällen, wo die Zuziehung der 
Kreisärzte von den Militär- Behörden ausdrücklich selbst gewünscht wird und Krstere 
sich diesem Geschäfte gern unterziehen wollen, eino Ausnahme von der Regel für zu- 
lässig erachten, da, abgesehen von der Belästigung und den pecuniären Nachtheilen, 
welche den Kreisärzten dadurch erwachsen kann, das Untersnchungsgeschäft der Recruten 
ganz und gar nicht zum Wirkungskreis der Kreisphvsiker gehört und zu mannigfachen 
Reibungen zwischen Militair- und Civilflrzten unausweichlich führen würde. 
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ln Betreff der Untersuchung armer Militär-Reclamanten: 

Verf. der Minister der geistl. etc. Angel, und des Innern vom 
22. September 1860 (v. Betbraa nn-Holl weg. Sulzer). 

Der Königlichen Regierung eröffnen wir auf den Bericht vom . . betreffend das 
Gesuch de« Kroisphysikus Dr. N. zu N. um Bewilligung von Gebühren für ärztliche 
Untersuchung armer Militär-Rcclamantcu, hierdurch Folgendes: 

Da die ärztliche Untersuchung von Militär Reclamanten behufs Feststellung ihrer 
Arbeits- oder Aufsichts-Unfähigkeit nicht zu denjenigen Geschäften gehört, deren Wahr- 
nehmung nach der Allerhöchsten Ordre vom 14. April 1832 den Kreisphysikem von 
Amts wegen, d. h. unentgeltlich obliegt, so sind die für solche Untersuchungen tax- 
mässig zu entrichtenden Gebühren — zu deren Erstattung die Gemeinden oder Arme.n- 
vorbfinde gesetzlich nicht ungehalten werden können — in den Fällen, wo der Reola- 
mant zahlungsunfähig und dies von dem Landrathe bescheinigt ist, auf den Fonds der 
Regierungen zu allgemeinen polizeilichen Zwecken zu übernehmen. 

Hiernach wolle die Königliche Regierung den Dr. M. bescheiden und vorkommenden 
Falls verfahren. 

In Betreff der Erwerbsfähigkeit anziehender Personen: 

M in.- Verf. vom 23. August 1855 (v. Raumer). 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom . . . ., dass die ärzt- 
liche Untersuchung der Arbeits- und Erworbsfähigkoit neu anziehender Personen, so 
wie der Unterstützung« - Bedürftigkeit solcher Individuen, welche wegen körperlicher 
Leiden die öffentliche Armenpflege in Anspruch nehmen, nicht zu denjenigen Geschäften 
gehört, welche der Kroisphysikus, als Orgau der Mcdicinal- und Sanitfttspolizei nach 
Vorschrift der Allerhöchsten Ordre vom 14. April 1832 an seinem Wohnort unentgelt- 
lich zu besorgen verpflichtet ist. Eine solche Untersuchung erfolgt lediglich im Inter- 
esse der betreffenden Gemeinden und sonstigen Armen' verbände, nicht aber im Interesse 
der Medicinalpolizei. Letztere könnte dabei etwa nur dann concurriren, wenn das zu 
untersuchende Individuum an einer ansteckenden Krankheit litte, deren Verbreitung Sei- 
tens der Medicinalpolizei entgegengetreten werden müsste. Aber selbst in diesem Falle 
würde diejenige Gemeinde, welche zunächst im Interesse ihrer Armenfonds die Unter- 
suchung extraoirt, zur Zahlung der taxmässigen Gebühren an den Kreisphysikus ver- 
pflichtet sein. 

Verf. der Minister der geistl. etc. Angel und dos Iunern vom 
12. Juli 1856 (Lehnert. v. Westphalen). 

Auf den Bericht vom erwiedorn wir der Königlichen Regicruug, dass die 

Gebühren der Kreisphysiker für die im Aufsichtswege von den Landräthen veranlasst« 
ärztliche Untersuchung der Arboits- und Erwerbsfähigkeit neu anziehender Personen, 
so wie solcher Individuen, welche die öffentliche Armenpflege in Anspruch nehmen, wenn 
diese Gebühren von der Gemeinde oder dem betreffenden Armenverbande nicht einge- 
zogen werden können, von der Königlichen Regierung auf den Fonds Ihrer Hauptmasse 
zu polizeilichen Zwecken übernommen werden müssen. 

Die Königliche Regierung veranlassen wir, die vorliegenden Fälle der Art hiernach 
zu erledigen, resp. künftig danach zu verfahren. 

Verf. derselben Minister vom 10. November 18G0 (v. ßothmaun- 
Hollweg. Graf v. Schwerin). 

Auf den Bericht vom . . . eröffnen wir der Königlichen Regierung, dass die von 
Ihr in der Beantwortung des bezüglichen Monitums der Königlichen Ober- Rechnungs- 
kammer dem diesseitigen Erlasse vom 12. Juli 1856 gegebene Auslegung die richtige 
ist, und demgemias die Gebühren der Kreisphysiker für die ärztliche Untersuchung der 
Arbeit«- und Erworbsf&higkeit neu anziehender Personen, so wie solcher Individuen, 
welche die öffentliche Armenpflege in Anspruch nehmen, nur in solchen Fällen der be- 
treffenden Gemeinde oder dem Armenverbande zur Last gelegt werden können, in denen 
die Gemeinde oder der Armen verband die ärztliche Untersuchung entweder unmittelbar 
oder durch Vermittelung dos Kreis-Landraths beantragt und daher als Extrahent zur 
Tragung der diesfälligen Kosten verpflichtet ist. Dagegen fehlt es für die Verhaftung 
der Gemeinde oder aes Armen verbandes in denjenigen Fällen an einem Rechtsgrunde, 
wo ein solcher Antrag von der Gemeinde oder dem Armeuverbande nicht gestellt, soli- 
den) die ärztliche Untersuchung vom Landrathe im Aufsichtswege angeordnet worden 
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ist. In allen Fällen dieser Art hat die Königliche Regierung die ärztlichen Gq^ühron 
vielmehr auf den Fonds Ihrer Haupteassc zu allgemeinen polizeilichen Zwecken zu über- 
nehmen. 

In Betreff der ärztlichen Untersuchung lüderlicher Dirnen: 

Vcrf. dos Min. de» lnu. vom 15. September 1851 (v. Westphalen). 

Auf den Bericht vom . . die ärztliche Untersuchung der lüderlichen Dirnen be- 
treffend. eröffne ich der Königlichen Regierung, dass nach der Ansicht des Herrn Mi- 
nisters der geistlichen etc. Angelegenheiten, mit welchem ich deshalb in Communication 
getreten bin, die Phvsikats -Beamten vermöge ihres Amts nicht verpflichtet sind, die 
Besichtigung und Untersuchung der lüderlichen Dirnen ohne Entschädigung sieh zu 
unterziehen. Dieselben buben in ihrer amtlichen Stellung unbedingt die Verbindlichkeit, 
die Behörden in allen sanitätspolizeilieheu Beziehungen mit ihrem Gutachten zu unter- 
stützen und die Fragen zu beantworten, ob und welche Anordnungen in dieser Rück- 
sicht zu treffen sind, aber es kann nicht von ihnen verlangt werden, dass sie darüber 
hinaus sich, wie dies hier geschehen sein müsste, auf einzelne Fälle cinlassen und also 
im vorliegenden Falle jede ihnen von der Polizei vorgeführto Dirne untersuchen müssen, 
oh sie mit der Syphilis behaftet ist oder nicht. Folgt hieraus, dass dio ärztliche Thfi- 
tigkeit besonders remunerirt werden muss, so fragt sich nur. wer die desfallsigen Kosten 
zu tragen hat Die dortige Commune lehnt diese Kostenpflicht ah, indem sio sich auf 
das Gesetz vom 11. März v. .1. beruft, und die Königliche Regierung hat im Anschlüsse 
an diese Ansicht beantragt, diese Kosten auf Staatsfonds zu übernehmen und dieselben 
vorläutig ausserordentlich zahlen zu lassen, itemnächst aber den Betrag derselben zum 
Etat zu bringen. Ich kann indes« die Gründe, welche für diese Ansicht geltend ge- 
macht werden, nicht als richtig anerkennen. 

Das Gesotz vom II. März 1850 über dio Polizist -Verwaltung bestimmt im § 3. 
wörtlich : 

Dio Kosten der Polizei-Verwaltung sind mit Ausnahme der Gehälter 
der von der Staats-Regierung im Falle der Anwendung des §. 2. angcstcllten 
besonderen Beamten von den Gemeinden zu tragen, 
und unter den Begriff dos Gehaltes fällt die dem ärztlichen Personale zu zahlende Re- 
muneration aus mehrfachen Gründen nicht. Dieselbe ist an sich nichts anderes, als das 
Sostrum, welches deiu Arzte für seine Bemühung gezahlt wird, und in der Natur dieser 
Zahlung wird dadurch, dass dieselbe auf eine bestimmte Summe für das .Jahr gezahlt 
wird, nichts geändert. Der Arzt tritt hier nicht als Beamter, er tritt in seiner Eigen- 
schaft als Sachverständiger auf, und die Gebühren, welche er hierfür zu fordern bat, 
gleichviel, ob sie für jeden einzelnen Fall berichtigt, oder nach einem ein- für alleiunl 
getroffenen eil Abkommen in einer bestimmten Summe für alle verkommenden Fälle be- 
zahlt werden, sind selbstredend nicht als Gehalt anzusehen. Ist aber vom Gehalte 
überall nicht die Rede, so ist auch einleuchtend, dass nicht der Staat es ist, der die 
Kosten zu übernehmen hat, sondern dass diese nach dun deutlichen Worten des Ge- 
setzes der Gemeinde zur Last fallen Dass die Polizei - Behörde in Anerkennung der 
Notbwendigkeit diese Untersuchung anordnet, und dass sie es also ist, durch welche 
diese Kosten veranlasst werden, ändert in der Auffassung des Rechtsverhältnisses nicht«, 
die gesetzliche Verbindlichkeit der Stadtgemeinde wird hierdurch nicht altorirt, und nur 
die Frage kann zur Erörterung und Entscheidung gezogen werden, ob die Polizei-Be- 
hörde sich bei ihren Anordnungen in den Grenzen der Gesetzlichkeit und Nothwen- 
digkeit gehalten hat. Dieser Punct ist ausser Frage und die Commune wird, abge- 
sehen von den auseinander gesetzten Recbtsgründeu, um so bereitwilliger sein, die in 
Rede stehenden Kosten zu übernehmen, wie sie darauf aufmerksam gemacht wird, dass sie 
dieselben in der Tliat zu ihrem Vortheile verwendet. Es »st nicht zweifelhaft, dass die 
Personen, welche sich einem solchen Wandel hingobeu, «lass ihre ärztliche Untersuchung, 
um das Dasein einer syphilitischen Krankheit zu constalircn und dio erforderliche ärzt- 
liche Behandlung einzuleiten, nothwendiß wird, mehr oder minder vermögenslos sind, 
und dass also die Stadtgemeinde ihre Heilung auf ihre Kosten übernehmen muss. Tritt 
das Heilverfahren, wie dies etwa durch die ärztliche Untersuchung ermöglicht wird, ira 
Beginn der Krankheit ein, so verändern sich dadurch nicht nur dio Kosten der Heilung, 
sondern es werden noch andere nicht unwesentliche Vortheile für die Armen-Verwaltung 
erzielt. Einmal wird dem vollständigen Siechwerden dieser Personen vorgebeugt , und 
dann wird der weiteren Austeckung ein wirksamer Damm entgegengesetzt, wodurch 
wiederum die Ausgabeu für die Armenpflege vormindert werden. 

Die Königliche Regierung wolle hiernach den Magistrat bescheiden und übrigens 
mit Strenge darauf halten, dass die so noth wendige wie zweckmässige Einrichtung so 
bald wie möglich ins Leben tritt. 
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Verf. der Minist, des In nern und der geistl. etc. Angelegenheiten vom 
11. April 1 854 (v. Westpnalen. Lehncrt). 

Das von Ihnen in Folgo eines Beschlusses des dortigen Gemeinderaths eingereichte 
Rccursgesuch vom . . . iu Betreff der Feststellung der für die Untersuchung der lüder- 
lichen Dirnen, dem damit beauftragten Stadtpliysikus Dr. N. aus städtischen Mitteln zu 
gew&hrenden Vergütung kann für begründet nicht erachtet werden. 

Zuvörderst unterliegt es keinem Bedenken, dass im Interesse der allgemeinen Sorge 
für Gesundheit und Sicherheit der Einwohner die von der dortigen Polizei-Behörde an- 

8 »ordnete Untersuchung aller der Prostitution ersehenen und der Syphilis verdächtigen 
firnen noth wendig ist, und dass daher von einer solchen M assregel nicht Abstand 
genommen werden kann. Die Physikatsbeamten sind vermöge ihres Amtes nicht ver- 
pflichtet, der Untersuchung der lüderlichen Dirnen ohue Vergnügung sich zu unterziehen. 
Dieselben müssen zwar in ihrer amtlichen Stellung in allen gesundheitspolizeilichen 
Beziehungen die Behörde mit ihrem Gutachten unterstützen und die Fragen beantwor- 
ten, ob und welche Anordnungen in dieser Hinsicht zu treffen sind, es kann aber von 
ihnen nicht verlangt werden, dass sie darüber hinaus auf einzelne Fülle sich einlassen 
und jede von der Polizei ihnen vorgestellte Dirne untersuchen, ob sie mit der Syphilis 
behaftet sei oder nicht. Hieraus ergiebt sich von selbst, dass derartige ärztliche Ver- 
richtungen besonders bezahlt werden müssen und es kann nur in Frage kommen, wer 
die dicsf&lligen Kosten zu tragen hat. Nach §. 3. des Gesetzes vorn 11. März 1850 über 
die Polizei -Verwaltung fallen den Gemeinden die Kosten der örtlichen Polizei- Verwaltug, 
mit Ausnahme der Gehälter der nach §. 2. a. a. 0. vom Staate ungeteilten besonderen 
Beamten, zur Last. Die nach Vorstehendem für die fraglichen ärztlichen Untersuchun- 
gen zu gewährende Vergütung fällt indessen keineswegs unter den Begriff des Beamten- 
gehalts. Dieselbe ist an sich nichts anderes als die Belohnung, welche dem Arzt für 
seine Bemühung gezahlt wird, und in der Natur dieser Vergütung ändert sich dadurch 
nichts, dass dieselbe auf eine bestimmte Summe für einen Zeitabschnitt festgesetzt wird. 
Der Arzt tritt liier nicht als Beamter, er tritt in «einer Eigenschaft als Sachverständiger 
auf und die Gebühren, welche er für seine Bemühungen zu fordern hat, sie mögen nun 
für jeden einzelnen Fall berichtigt oder nach einem getroffenen Abkommen m einer 
bestimmten Summe für alle vorkommenden Fälle im Ganzen bezahlt werden, sind selbst- 
redend als ein Gehalt nicht zu betrachten. Hieraus folgt aber nach dom Vorstehendem 
von selbst, dass die Stadtgemeinde verpflichtet ist. diese Kosten zu bestreiten. In der 
Timt geniesst aber auch die Gemeinde die Vortheile der augeordneten Mussregel, da 
diejenigen Personen, welche sich der Prostitution hingeben und hinsichtlich welcher 
eine ärztliche Behandlung nothwendig wird , mehr oder minder vermögenslos zu sein 
pflegen, mithin in den meisten Fällen der Gemeinde die Heilung derselben auf ihre 
Kosten zur Last fallen wird Tritt das Heilverfahren nun schon, wie dies durch die 
regelmässigen ärztlichen Untersuchungen möglich gemacht wird, im Beginne der Krank- 
heit ein, so mindern sich dadurch nicht allein die Kosten der Heilung sondern es wer- 
den anch noch andere nicht unwesentliche Vortheile für die Armen- Verwaltung erzielt, 
indem durch die Untersuchungen die weitere Verbreitung der Syphilis verhindert und 
dem völligen Siechwerden der betreffenden Dirnen vorgebeugt wird. 

Wenn hiernach die Verpflichtung der Gemeinde zur Tragung der fraglichen Kosten 
keinem Zweifel unterliegen kann, auch die dem betreffenden Arzte aasgesetzte Vergü- 
tung nach den stattgehabten näheren Erörterungen dem sehr erheblichen Umfange der 
ihm übertragenen Leistungen entspricht, so erscheint es völlig gerechtfertigt, dass der Herr 
Regierungs-Präsident, auf Grund des §. 141. der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850, 
der Weigerung der Gemeinde gegenüber, von seiner Befugnis« Gebrauch gemacht hat, 
den Betrag der von der Gemeinde zu gewährenden Vergütung festzusetzen. Es muss 
daher bei der diesfftlligen Entscheidung desselben vom 16. September v. J. sein Bewen- 
den behalten und es wird auch für die Folge nicht davon ahgegaugeu worden können, 
die Stadtgemeinde zur fortlaufenden Zahlung der Vergütung für die ungeordneten ärzt- 
lichen Untersuchungen erforderlichen Falls in gleicher Weise zu nöthigen. Es bleibt 
Urnen überlassen, den Gemoinderath von der gegenwärtigen Entscheidung in Keuntuiss 
zu setzen. 

Wegen Heranziehung der Physiker zu sanitäts-polizeilichen Geschäften im 
Allgemeinen sind die zu beobachtenden Vorschriften iu nachfolgenden Verfügun- 
gen enthalten. 

Verf. der Minist, der geistl. etc. Augcl , der Finanzen und des Innern 
vom 16. Novembor 1835 (v. Altenstein, v. Al vcnslebcn. Köhler). 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom .... sind die Unterzeichneten 
Ministeriell damit ein verstanden, dass es allerdings wichtig und erforderlich ist, auf . 
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Ersparungen hei den bedeutenden Kosten, welche aus den Geschäftsreisen der Kreis- 
Medicinalheamten für die J>taat»easse erwachsen, Bedacht zu nehmen. Bei richtiger 
Auffassung des Zweckes dieser Reisen und genauer Sonderung in Rücksicht darauf, ob 
sie zu wirklich polizeilichen Zwecken oder nur in ärztlich curativer Absicht unter- 
nommen worden sind, wird indess eine Ersparnis» unzweifelhaft herbeigeführt werden 
können Wenn die Hauptveranlassung der so häufigen Reisen der Medicinalbeamten 
die Ausbrüche der Menschen blättern und Yarioloiden gewesen sind, so gewährt iu die- 
ser Beziehung schon die Verordnung der Königlichen Regierung vom 12. Mai 1824 in- 
sofern eine Erleichterung, als dieselbe bestimmt. dass, wo es den Behörden blos» um 
Auskunft über verdächtige Fülle zu thun ist, diese in Abwesenheit der Medicinalboam- 
ten auch von andern approbirten Aer/.ten gegeben werden, und das» in dem Falle, wo 
nach dem hierüber erstatteten ärztlichen Berichte der Verdacht sich nicht bestätigt hat, 
<1 io Reise des betreffenden Kreis- Modi cinalbeamten unterbleiben kann. Ebenso wird es 
auch in der Regel genügen, dass da» Vorhandensein des Krankheitsfalles, als zu der 
betreffenden Kategorie gehörend, von den Medicinalbeamten festgestellt, zu den polizei- 
lichen Vorkehrungen Anweisung crtheilt uud mit den nöthigeu Massregeln eingeschrit- 
ten, so wie später das Reinigungsverfahren gehörig eingeleitet wird. Was die im Ver- 
laufe der Krankheit abgestatteteu Besuche und die zu dem Ende gemachten Reisen an- 
langt, so lasst hinsichtlich der erstereil sich annehinen, dass sie bei den einzelnen 
Kranken mehr zu curativeu als polizeilichen Zwecken unternommen worden, und es 
wird für die Medicinalbeamten nicht schwierig sein, während des Verlaufs einer Epi- 
demie. bei Gelegenheit der unerlässlichen Reisen, von dem Gauge der Krankheit im All- 
gemeinen, welches zur zweckmässigen Leitung allein erforderlich ist, sich Kenntuiss zu 
verschaffen, wie über dies Alles die Circular- Verfügung der Königlichen Regierung an 
die Landrathe vom 20. Decombor 1 8:t3 (Anlage a.) der Sache ganz angemessen sich 
8uslfls“t. Die verachiedeueu Ansichten der Landrütho hierüber bieten zwar allerdings 
eine Schwierigkeit dar: sie kann jedoch nicht von so grossem Einfluss sein, dass die 
Königliche Regierung nicht im Stande sein sollte, durch Erinnerungen und Belehrungen, 
mit Hinweisung auf die nicht zu weit führende Verordnung vom 12. Mai 1824, das 
Verfahren derselben so zu lenken, dass ein richtiges Verhältnis» beobachtet wird, und 
so wenig übertriebne Aengstliehkeit zu einer unnöthigen Geschäftigkeit, als zu geringe 
Besorgnis» zur Versäumung nothwendiger Massregeln Anlass giebt. Im Allgemeinen 
kann nur die Ansicht festgehftltou werden und müssen hierin die verschiedenen Mei- 
nungen sich vereinigen, dass zur Feststellung der Krankheit, als der Basis alles naoh- 
herigon Verfahrens, und zur Anordnung der die Verbreitung derselben hindernden 
Massregeln sowohl während des Verlaufs, als beim Aufhören der Krankheit die Mit- 
wirkung der Medicinalbeamten unerlässlich, die rein ärztliche Behandlung der Patienten 
aber ihnen fremd ist, und dass die Sorge für Ersteres der Staat, für Letzteres aber die 
hetheiligten Individuen oder resp Communon zu tragen haben. Die, wie es scheint, 
auch von der Königlichen Regierung in Schutz genommene Ansicht, dass die Beseiti- 
gung von Ausbrüchen der Menschenblattern auch in polizeilicher Hinsicht, wie bei 
andern gewöhnlichen Krankheiten, den betreffenden Individuen und in ihrer Vertretung 
den Ortschaften lediglich überlassen werden müsse, lässt sich nach dom Obigen nicht 
billigen, sie muss vielmehr als gefährlich und uachtheilig verworfen werden, so lange 
die Vaccination noch nicht eine allgemein eingeführte Massregel geworden ist. 

Armierungen in den zur Zeit bestehenden Vorschriften vorzu nehmen, erscheint 
aber gegenwärtig nicht passend, da ein Reglement über das Verfahren bei anstecken- 
den Krankheiten von einer hierzu ernannten ImineUiat-Commission bereits entworfen ist, 
dessen Bekanntmachung und allgemeine Einführung wahrscheinlich nahe bovorsteht. 

Anlage a. 

Die lM*i uns eingehenden Reise-Diäten und Fuhrkostcn- Liquidationen der Kreis- 
Medicinalbcaraten sind bei den häufig unrichtig angewandten Sätzen auf eine solche 
Höhe gebracht, dass die hiernach gemachten Forderungen mit dem zu deren Befriedi- 
gung ansgesetzten Fonds in keinem Vcrhältniss stehen und eine Remodur nothwen- 
dig machen. 

Wir linden uns daher veranlasst, mit Bezug auf die diescrhalb erlassenen Ver- 
fügungen vom 12. April 1825, ö. Februar 182IL 13. November 1840, 8. November 1818, 
im Allgemeinen zu bemerken, dass, da jeder Kreis - Medicinalbeamte eigentlich nur als 
der technische Gchülfe des Kreis-Lanaraths zu betrachten ist, in der Regel jede mit 
Kosten verknüpfte commissorialische Dienstreise nur auf dessen Requisition oder auf 
unmittelbar höhere Anordnung geschehen darf und solche auf die airecten Anzeigen 
der Ortsbehördon in der Regel auch für Rechnuug der Communen und nur da, wo 
besondere Gefahr im Verzüge, und ein ganz allgemeines Interesse obwaltet, ausnahms- 
weise für Rechnuug de» Staats zulässig erscheint und zwar mit der Bedingung, dass 
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nur von solchen ohne Vor wissen des Kreis- Landraths gemachten Dienstreisen demsellien 
in möglichst kurzer Frist gehörige Nachricht gegeben und die Noth wendigkeit der 
Reisen gerechttertigt werde. \ on dem letztem darf hei Anordnung solcher Leisen und 
bei Prüfung der Liquidationen nicht übersehen werden, «lass bei dergleichen Dienst- 
reisen auch in sanitäts- polizeilichen Angelegenheiten, bei Epidemien etc., das Privat- 
interesse der betreffenden Dominien. Gemeinden und Individuen vorzüglich mit bethei- 
ligt ist In dieser Beziehung darf die Berechtigung wegen der an die Königliche Casso 
zu liquidircnden Diäten bedingt zugestanden werden. 

Der diesfällige Anspruch ist indes« für gerecht fertigt anzunehmen, sobald die 
Wahrnehmung des sanitatspolizeilichen Interesses, unabhängig von der damit zugleich 
pflichtmässig zu verbindenden Anordnung des nöthigen Heilverfahrens, der Hauptzweck 
ist, und zu solchen Dienstreisen nicht etwa bloss vermögende Privatpersonen Veran- 
lassung gegeben haben, denen die Ucbernahme der Kosten schon allein gesetzlich 
obliegt. 

Soweit aber die Kreisphysiker und Kreischirurgen bezüglich des eigentlichen eura- 
tiven Verfahrens nur die Functionen der ordentlichen Aerztc vertreten, haben dieselben 
für diese nothwendige oder zufällige Substitution aus Königlichen Gassen keine beson- 
dere Entschädigung zu fordern. Es dürfen also auch für die Folge in der Regel immer 
nur für die erste Reise, welche zum Zweck hat. die Gattung der Krankheit festzustellen 
und die in sanitats polizeilicher Beziehung erforderliche Vorkehrung ab/u messen, be- 
sondere Diäten auf öffentliche Fonds liquidirt werden. Bei wirklich als ansteckend 
anerkanntem Krankheitsübel, wo es auf sachverständige Prüfung über die Unterdrückung 
des Uehols, Aufhebung des etwa augeordneteu Sperrverfahrens etc. und Ausführung 
der Desinfectionen oder sonstige förmliche Aufheonng der sauitöts-polizeilichen Vor- 
kehrungen wirklich ankommt, dürfen auch diese Reisekosten in Rechnung gebracht 
werden. Was dagegen die etwanigen Zwischenreisen betrifft, so liegt die uöthige Con- 
trole der Aufrechtnaltnng, Befolgung und Ausführung dor vom Kreis-Medicinaloeamten 
bei seiner ersten Anwesenheit resp. angeordneten oder für nüthig erachteten sanitäts- 
polizeilichen Massregeln hauptsächlich nur den Kreis- Polizeibehörden ob . wogegen die 
ferneren Besuchsreisen gewöhnlich bloss enrative Zwecke haben können, daher aus der 
Staats vergeh ung ausscheiden, indem es vielmehr Sache der behandelten Kranken und 
im Unverraögensfalle der dazu gesetzlich verbundenen vermögenden Verwandten oder 
in deren Ermangelung der Orts-Commuuen und Dominica ist, nach den hcstelieudcu 
Grundsätzen deren etwauige Vertretung zu übernehmen. 

Wegen der zu liquidircnden F uhrkosten muss es hei der den betreffenden Domi- 
nien und Gemeinden obliegenden allgemeinen Verpflichtung zur Abholung der Kreia- 
Medicinalbeamten durch eine zu diesem Behuf zu gestellenao angemessene Fuhre um so 
mehr sein Bewenden behalten, als den Interessenten deren Uoberweisung in der Regel 
nicht schwer oder doch weniger lästig, als die Leistung von Geldbeiträgen fallen dürfte, 
andererseits aber wegen der ausserordentlichen Höhe vieler solcher Fuhrliqiiidatiouon 
gegen Staatsenssen auf deren möglichste Ermässigung vorzüglich Bedacht zu nehmen ist. 

Danach ist hier im Allgemeinen wohl zu unterscheiden, ob bei der nothwendigen 
Dienstreise Gefahr im Vorzüge ist oder nicht. Sind im ersten Falle die Umstände von 
der Art, dass keine Vorausbestellung der Fuhre erfolgen kann, so bleibt es dom Kreis- 
Medicinalbeamten auch fernerhin überlassen, für sein Fortkommen durch resp. Mieths- 
fuhre, ordinaire oder Extrapost selbst zu sorgen. Waltet aber Gefahr im Verzüge nicht 
ob, so müssen die betreffenden Orts-Commnnen «»der Dominien für die Abholung der 
Kreis-Medicinalbeamten unmittelbar Sorge tragen oder sich über die Art des Fortkom- 
mens mit ihnen gütlich einigen, und so wie es Sache des Kreislandraths bleibt, dieselben 
dazu gehörig anzuhalten, so müssen auch für den Nichtgestellungsfall der nöthigen 
Fuhren die dadurch verursachten Kosten bei zweifelsfreier Verpflichtung von ihnen 
eingezogen werden, -wogegen in zweifelhaften oder nicht polizeilich geeigneten Fälleu 
den Aerateu der Rechtsweg offen zu lassen ist. 

Da nun nach diesen Bestimmungen über die Zulässigkeit der Vergütung der Fuhr- 
kosten der Kreis- Medici nalpersonen nur jener Unterschied wegen der keinen Aufschub 
leidenden oder nicht so eiligen Dienstreisen entscheidet, so kann sich die Berechtigung 
zur diesseitigen Liquidation nach Lage der Umstände auch nur auf die erste Reise be- 
ziehen, während solche für die letzte Reise und die Zwischenreisen im Allgemeinen 
nicht anerkannt werden darf, vielmehr kann dafür nur die bewilligte Wagenmiethe von 
resp. 20 und 10 Sgr. passiron, wenn sonst nach obiger Andeutung die Verpflichtung 
des Staats wirklich cintritt. 

Ebenso bleibt es Pflicht der Liqtiiduutcn. zur möglichsten Kostenorsparung mehrere 
zu doraelbon Zeit gleich nothwendige Dienstreisen, so weit es die Lago und die Ent- 
fernung der betreffenden Ortschaften zulässt, zweckmässig mit einander zu verbinden 
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und, wo es nur geschehen kann, das Geschäft an einem Tage, einschliesslich der Hin- 
und Rückreise, abzumachen. 

Wir fordern Sic auf, diese Bestimmungen dem Kreisphysikus und Kroiachirurgus 
zur genauen Beachtung bekannt zu machen. Sie selbst aber weisen wir an, bei der 
Ihnen übertragenen Prüfung und Attestirung dergleichen Liquidationen mehr auf den 
materiellen Inhalt einzugehen und dio Richtigkeit der diesf&lhgcn SStzo nicht eher zu 
bescheinigen, bevor Sie sich nicht von der Rechtmässigkeit der Vergütungsansprüchc 
an die Königliche Gasse völlig überzeugt haben, und im Kall Ihre mündlichon Ausstel- 
lungen dagegen keinen Eingang finden sollten, uns davon pfiiehtmäasige Anzeige zu 
machen. Da, wo durch einen Zusammentritt besonderer Umstünde eine ausgedehntere 
Verpflichtung der Königlichen Gasse eintritt, bedarf es für die Zukunft besondere Recht- 
fertigung: dergleichen Liquidationen dürfen daher nicht schlechthin auf die monatlichen 
Designationen gebrucht werden, sondern aind uns mittolst besonderer Berichte zur Fest- 
stellung und Entscheidung einzureichen. 

Auch werden Sie dnrauf aufmerksam seiuj dass die Mcilcnzahl richtig angegeben 
und das Datum der Requisition zu Reisen bei jeder derselben in der Liquidation ange- 
geben werde 

Die letzteren selbst sind jedesmal von Ihnen dahin zu bescheinigen, dass die liqui- 
dirten Reisen in ihrem Auftrage oder aus welchen bewegenden Gründen ohne diesen 
und wirklich in saiiitäts-polizeilicher Angelegenheit geschehen, die in Ansatz gebrachte 
Tagezahl zur Abmachung des Geschäfte einschliesslich der Reisen notbwendig gewesen, 
die Wagen von den Einsassen aus Mangel an anständigem Fuhrwerk nicht haben ge- 
stellt werden können nnd deshalb die liquidirtc Wagenmiethe zulässig gewesen, die 
Meilenzahl richtig angegeben und eiuc doppelte Liquidation für Rechnung aus Staats- 
caBscn nicht stattgefunden habe. 


Man vergleiche bezüglich der sanitäts-polizeilichen Geschäfte noch Circ.-Verf. 
der Minist, der geistl. etc. Angel., der Finanzen und des Innern vom 26. Septem- 
ber 1H42 (S. 182.), Circ.-Verf. vom 27. Juli 1846, Min.-Verf. vom 9. April und 
24. August 1861, vom 7. August 1862 etc. (S. 184 n. 185.). 

In Bezug auf die Ausstellung von Attesten der Kreisphysiker vergl. Circ.- 
Verfügung vom 20. Januar 1853 etc. (S. 268. ff.). 


Oirc.-Vorf. vom 24. September 1870 (v. Mühlor). 

Bei der T elegraphe n> Verwaltu ug ist die Bemerkung gemacht worden, dass 
von denjenigen Personen, welche sich diesem Dienstzwcige widmen, yerhältnissmässig 
Viele wegen ihrer körperlichen Coustitution den Anstrengungen des Dienstes nicht ge- 
wachsen sind. . , 

Die Wahrnehmung desselben erfordert durchaus normale Kespirationsorgaue und 
Sinneswerkzeuge. Wo auch nur eine entfernte Anlage zu Krankheiten dieser Organe 
vorhanden ist, liegt es im Interesse der Verwaltung und noch mehr im Interesse der 
betreffenden Anwärter, das# sie einen anderen Lobensberuf ergreifen. 

Es empfiehlt sieh, dou Mcdieiualbcamtcu, welche in die Lage kommen, Anwärtern 
für den Telegraphon-Dienst Atteste über ihre Dienstfähigkeit auszustellen, hierauf auf- 
merksam zu machen, und sind die Medicinal-Beamton von der König). Regierung etc. 
anzuweisen, bei Ausstellung derartiger Atteste sich von der Gesundheit der Rcspirations- 
organo und Sinoeswerlueugc der Anwärter genaue Keuutniss zu verschaffen und das 
Resultat in den Attesteu anzumerken. 


Von der Erstattung der vierteljährlichen Sanitätsherich te sind die 
Kreisphysiker nicht entbunden. 

Circ. -Vorf. vom 3. Juli 1829 (v Alteußtein). 

Das Ministerium beabsichtigt, den von der Königlichen Regierung zu erstattenden 
Sauitätsberiehteu für die Folge, ein noch allgemeineres Intcrcsso für die Medieinal- Ver- 
waltung zu geben. In dieser Hinsicht ist es nothwendig, den Königlichen Medicinal- 
Coilegien eine grössere Wirksamkeit hierin anzuweisen, dem Ministerium allgemeinere 
Unbersichten über das Gesundheitswold der Provinzen, als dios bei der gegenwärtigen 
Einrichtung möglich war, zu verschaffen, das bestehende Schema zu diesen Berichten 
noch den jetzigen Ressortverhältnissen dos Ministeriums abzukürzeu und den ganzen 
Gosehäftsgaug bei den Behörden in dieser Beziehung abzuüudern und zu vereinfachen. 
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Das Ministerium verordnet demnach Folgendes: 

1) Sollen keine numerischen Angaben von den Modicinalpereonen über die Zahl 
der von ihnen behandelten Kranken und eben so wenig über den Einfluss der Witterung 
auf Vermehrung und Verminderung schädlicher Insecten und auf den Garten- und 
Landban, sondern lediglich nur hinsichtlich der Krankheitsconstitution künftig erfordert 
werden. Nicht minder können die Bemerkungen über die Beschaffenheit der Strassen 
und Wege, der Gefängnisse und alle zum Ressort des Unterzeichneten Ministeriums nicht 
direct gehörigen Artikel wegbloibon. 

2) Hinsichtlich der meteorologischen Beobachtungen erwartet das Ministerium zwar, 
dass die Aerzte und Physiker fortfahren werdon, im eigenen Interesse ihrer Wissen- 
schaft und Kunst dergleichen mit Sorgsamkeit und Ausdauer anzustellen, will jedoch 
fernerhin auf Einsendung der einzelnen Beobachtungen dieser Art für die Sanitäts- 
berichte nicht bestehen, vielmehr den Referenten derselben bei den Königlichen Regie- 
rungen die Ausfüllung dieser Rubrik nach don bei den Regierungen anderweitig ein- 
gehenden meteorologischen Beobachtungen lediglich übertragen. — Einzelno besonders 
bomerkenswerthe, hierher gehörige Beobachtungen von Seiten der Medicinalporsoncn 
werden indess nach Verdienst anerkannt werden. 

3) Jede Medicinalporson, sie mag als Beamter angestellt sein oder nicht, ist ver- 
pflichtet, ihre Beiträge zu don Medieinalberichten vierteljährlich an den Physikus ihres 
resp. Kreises einzusenden, der dieselben mit seinen eigenen Beiträgen in einem Kreis- 
Sanitätsboricht zusainmengestellt an die Vorgesetzte Regierung in der ihm zu setzenden 
Frist einzureichen hat. 

4} Da cs erforderlich ist, dass die Regierungen als administrative 'Behörden mög- 
lichst rasch Kenntnis» von dem Sanitätszustando ihres Bezirks bekommen und darin 
fortdauernd erhalten werden, so muss auch die vierteljährliche Einsendung der Berichte 
Seitens der Physiker an dieselben beibehalten werden. Die Medieinal-Collegien bedürfon 
dagogen mehr allgemeinere Uebersichten, namentlich über den Gang und Verlauf von 
Epidemien, über aio Erfolge neuer Anordnungen u. s. w., und die Regierungen sollen 
daher nur halbjährlich aus den bei ihnen eingegangenen Sanitütsbcriehten einen Depar- 
tements-Sanitätsbericht zusammenstellen und an das Königliche Medieinal-Collogium 
ihrer Provinz oinzusenden haben, welche Behörden damit weiter nach den ihnen in der 
abschriftlich anliegenden Verfügung vom heutigen Datum crthcilten Vorschriften ver- 
fahren werden. Das Ministerium beabsichtigt nämlich eine grössere Vorbreitung der 
einberichteten Erfahrungen, Beobachtungen, Entdeckungen u. s. w. unter die Mcdicinal- 
porsotien der Provinzen selbst und hat in dieser Beziehung für zweckmässig erachtet, 
den Medieinal-Collegien die Anfertigung von Extracten aus sämmtlichcn bei ihr ein- 
gehenden Regierungs - Departements - San itätsbcrichtcn, die in gedrängter Kürze die 
wissonswerthesten Thatsacnen daraus enthalten sollen, aufzutragen. Demnach wird 

5) die Königliche Regierung, sobald ein Exemplar dieses Extracts hei derselben 
cingegangen ist, für die nngesäumte Verbreitung derselben unter die Medicinalporsoncn 
ihres Departements, und zwar durch die Physiker, Sorge tragen. Die Art und Weise 
dieser Verbreitung mittelst circulircnder Abschriften, Lithographien u. dorgl. wird den 
Regierungen lediglich überlassen, mit dem Bemerken, dass die Amtsblätter hierzu nicht 
benutzt werden dürfen. 

6) Die sämmtlichen Sanitätsberichte sind nun fortan mit den sich von selbst erge- 
benden Modificationen für die einzelnen Einsender gleichförmig nach folgendem Schema 
abzufassen: 

I. Witterung: 

a) deren Einfluss auf die Gesundheit der Menschen und Thicre im Allge- 
meinen; 

b) meteorologische Beobachtungen über den Stand des Barometers, Ther- 
mometers und Hygrometers, über herrschende Winde, Zahl der heitern, 
trüben, trockenen, nassen Tage u. s. w. 

II. Allgemeiner Krankheitsznstand: 

a) epidemische, endemische, contagiöse Krankheiten, mit monatlicher Angabe 
der Verbreitung der Pocken, Syphilis und Krätze; 

b) merkwürdige sporadische Krankheiten; 

c) bcinerkenswertne geburtshülfliche Fälle; 

d) bemorkenswerthe. chirurgische Fälle: 

c) merkwürdige Verletzungen und Unglücksfällc, mit namentlicher Berück- 
sichtigung der vorgekommenen Fälle vom Biss toller Hunde. 

III. Modicinal - Polizei wesen: 

a) Annen- Krankenpflege, Krankon- Anstalten; 

b) Irrenhäuser; 

c; Bäder und öffentliche Bade- Anstalten; 
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cl) Apotheken wegen: 
ei Rettung der Scheintodton : 

f Maßregeln, die zur Tilgung oder Minderung allgemeiner Krankheit»- 
Ursachen oder ausgebroclioner Krankheiten ergriffen worden, mit beson- 
derer Aiiguho der Fortschritte der Schutzpocken-impfung; 

g ) Aufsieht auf Getränke, Nahrungsmittel und Material waaron . 

h) Vergehungen gegen die Medicinnlgesotzo. 

IV. Gerichtlich - med ici n iseli e Vorfälle. 

V. Verhalten der Medicinalpcrsonen: Bemerkung des verdienstlichen oder 
schlechten Benehmens Einzelner, mit Angabe der vorgekommenen Veranlassungen. 

VI. Wissenschaftliche Medieinal-Angelegenhciten, betreffend medici- 
nische, natnrhistorische, chemische, physikalische Entdeckungen. Versuche und Beobach- 
tungen, die für modininische Kunst und Wissenschaft ein Interesse, haben. 

VI I. Veterinär- Mcdicin: Gesannnt-Ucbersichten des hierher Gehörigen. Die 
speciellen Naehwoisungeu bleiben dem besonderen Bericht« Vorbehalten. 

VIII Vorshlage zu Abänderungen und Verbesserungen zu einer der obigen 
Rubriken. 

Die Königliche ltcgiemng hat nun hiernach das Weitere zu veranlassen, mit Ein- 
sendungen der halbjährlichen Departeraents-Sanitate-Berichte an das Medicinal-Collcgium 
püuctlich zu verfahren und diesen veränderten Geschäftsgang vom 1. Januar 18-50 ab 
ui Kraft treten zu lassen. 

Min.-Verf. vom 9. August 1848 (v. Ladenberg). 

Der Königlichen Rogiorrtng eröffne ich auf den Bericht vom . dass kein Zweifel 
darüber obwalten kann, dass die Kreisphysiker auch fernerhin vierteljährlich und in 
derselben Form, wie bisher. Sanitätsberichtc zu erstatten verpflichtet sind, da in der 
Circular- Verfügung vom l. Juli d. J. nur von der Aufhebung der Verordnung wegeii 
Erstattung von Sanitätsbcriehten Seitens der nicht im Staaatsd ietlste stehenden 
Medicinalpcrsonen die Keile ist, die Kreisphysiker aber Angestellte Medici nalbeamto 
sind, demnach also nach wie vor regelmassig die eingeführteu Qnartal - Sanitätsberiehte 
einznreiehen haben. Die Aufhebung der Verpflichtung zu dieser letzteren Bericht- 
erstattung, welche den Kreisphvsikorn von Amtswegen obliegt, ist auch nirgends 
ausgesprochen : aus der Ermächtigung der Königlichen Regierung, in der zu er- 
lassenden Bekanntmachung das Vertrauen auszusprechen, dass diejenigen Medieinal- 
porsonen, welche seither durch werthvolle Beiträge zu den Sanitütsberienten sich ain- 
gczcichnet haben, aus freiwilligen» Antriebe damit fortfahren worden, ergiebt sieh viel- 
mehr. dass auch ferner Sanitatsborichto an die Königliche Regierung einzureichen sind, 
die doch selbstredend keine anderen, als die nllcin schon behufs der Erstattung der 
Verwalt ungs berichte durchaus erforderlichen von den Kreisphysikern zu erstattenden 
sein können. 

Eben so hat die Circ.- Verfügung vom 1. Juli d. J. die von den Distriets - Aerzten 
bisher erstatteten Quartnl-SanitStsbenclite, keineswegs aufgehoben. Die Districts - Aerzte 
sind vielmehr als besoldete C'oramunal- Aerzte in dieser Beziehung den im Staatsdienste 
ungeteilten Midicinalpersoncn gleich zu acliten mul in Gcraüssheit der ihnen bei ihrer 
Anstellung ertheiltcn Dienst-Instruction zur regelmässigen Erstattung der Qnartal-Sani- 
tätsbe richte nach wie vor verpflichtet. 

Medicinisch -gerichtliche Geschäfte sind die Kreisphysiker unentgeltlich zu 
verrichten nicht verpflichtet (vergl. Allerhöchste Ordre vom 14. April 1832 
S. 586.). 

Dieselben haben zwar kein ausschliessliches Recht, in allen gerichtlich-rae- 
dicinischen Fällen zu ge zogen zu werden, jedoch werden sie mit den meisten fo- 
rensischen Geschäften, besonders wo es auf Ausstellung von Attesteu ankommt, 
betraut (vergl. Verf. vom 3. Fehrnar 1853 S. 270.). 

Zu den Gerichten stehen die Kreisphysiker nicht im Subordination*- Ver- 
hältnis; sie sind jedoch verpflichtet, in Criminalfällen sowohl, als auch in civil- 
gerichtlichen Angelegenheiten, in welchen ihre Vernehmung als Sachverständige 
verlangt wird, den Requisitionen der Gerichts-Behörden Folge zu leisten. 

Die Kreisphysiker haben ihre amtliche Correspondenz in einer gehörig 
geordneten Registratur zu verwahren. 
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Min. - V orf. vom 14. April 1822 (v. Altenstein). 

Die Königliche Regierung hat dafür Sorge zu tragen, dass da. wo es noch nicht 
geschehen sein sollte, die Registratur der vormaligen Amts - Phyaikatsnrzte an die be- 
treffenden jetzigen Physiker befördert und die dadurch entstehenden geringen Kosten 
ans öffentlichen Fonds erstattet worden. 

Es kann dagegen das Ministerium den ferneren Antrag der Königlichen Regierung 
in dein Berichte vom .... nicht genehmigen, und die Ausgaben für die zur Asserva- 
tion derselben erforderlichen Behältnisse aus dein Extiaordinario der Regierung»- H aupt- 
casse nicht ersetzen lassen, weil diese Asservation lediglich Sache der Physiker ist. 

Min.-Verf. vom 23. Mai 1846 (v. Ladenberg). 

Anf Ihre Vorstellung vom .... eröffnet Ihnen das Ministerium, dass die noth- 
wendige Ordnung sin ässige Einrichtung und Aufstellung der Registratur zu den Amts- 
obliegonheiten eines jeden Kreisphysik us gehört und dafür eine besondere Vergütung 
weder beansprucht, noch gewühlt werden knuu. Das Ministerium ist daher nicht in der 
Lage, Ihrem Gesuch um Bewilligung einer Entscliädigung für diu Kosten der Eiurieh- - 
tung der dortigen Phyaikats- Registratur entsprechen zu können. 

Das Amtsblatt wird den Kreisphysikern für ihre Registratur unentgeltlich 
verabfolgt; die Gesetz -Sammlung zu halten sind sie nicht, verpflichtet. Halten 
sie dieselbe dennoch auf ihre Kosten, so verbleibt sie ihnen auch bei ihrem et- 
wanigen Ausscheiden ans dem Amte. 

Für die amtliche Correspondenz der Krcis-Medicinalbeainten ist die frühere 
Portofreiheit aufgehoben. Das Regulativ über die geschäftliche Behand- 
lung der Postsendungen in Staats- Angelegenheiten vom 28. November 
1869 lautet: 

Nachdem durch das Bundesgesetz vom 5. Juni d. J. (Bundes -Gesetzblatt S. 141) 
die bisher bestandenen Portofreiheiten und Porto-Ermässignngeii für Postsendungen in 
Staatsdienst-Angelegenheiten vom 1. Januar 1870 ab aufgehoben worden sind, treten 
mit diesem Tage folgende Bestimmungen über die geschäftliche Behandlung der ge- 
duchten Sendungen in Kraft: 

§ 1. Alle Postsendungen zwischen Königl. Behörden, einschliesslich der ein- 
zeln stehenden, eine Behörde reprfisentirenden Königlichen Beamten, sind bei der Ab- 
aendung zu franciren. Ebenso ist hinsichtlich der von Königl. Behörden abzulassendcn 
Postsendungen an andere Empfänger zu verfahren, wenn dieselben entweder a. nicht 
im Interesse der Empfänger, sondern ausschliesslich im Staatsinteresse erfolgen, oder 
b. an eine Partei gerichtet sind, welche nach den bisher geltenden Vorschriften auf 
portofreie Zustellung einen Rechtsanspruch hat, oder c. in einer Process- oder Vormund- 
schaftssachc ergehen, für welche einer Partei aas Armen recht bewilligt ist. 

Allo sonstigen, von Königlichen Behörden ausgehenden Postsendungen sind un- 
fruncirt abzulassen. Den einzelnen Ministerien bleibt Vorbehalten, dies auch in Betreff 
der von einzeln stehenden Königlichen Beamten ihrer Ressorts ausgehenden Sendungen 
anzuordnen. 

Postanweisungen unterliegen jedoch dom Francirungsz wange; der entfallende 
Francobetrag ist daher durch den Absender erforderlichenfalls von dem Geldbeträge 
der U eher Weisung vorweg abzuziehen. 

$. 2. Dio Francirung der gewöhnlichen Briefe und der Postanweisungen, welche 
nach einem Orte innerhalb des Norddeutschen Postbezirks bestimmt sind, erfolgt Seitens 
der absendenden Behörden durch Aufkleben von Dienst- Freimarken im Betrage des 
tarifm&ssigen Portos. 

Die Königlichen Behörden haben ihren Bedarf an Marken gegen haare Entrichtung 
des Nennwcrthes derselben von den Post-Anstalten zu entnehmen. 

§. 3. Die Francirung a. derjenigen Briefe, welche entweder mit einer Werths- 
doclaration versehen oder nach einem Orte ausserhalb des Norddeutschen Postbezirks 
bestimmt sind, b. der nach einem solchen Orte adressirten Postanweisungen, c. der 
Packet« erfolgt durch Contirung des Porto und der sonstigen Postgebühren. 

Die bezeichneton Sondungcn werden von der ublasscnuen Behörde in ein Porto- 
Contobuch eingetragen und demnächst mit dem letzteren der Postanstalt übergeben, 
welche die tarifmäs&igen Povto- und Gebührenbeträge sowohl in dieses Buch als auch 
in ihr Gcgcnbnch einträgt. Ebenso werden das Porto und die Gebühren für säinmtliche 
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an eine Königliche Behörde gerichtete Sendungen, welche unfruncirt eingchen, bei der 
Auslieferung Seitens der Postanstalt in den bczciehneten Büchern contirt. 

Allmonatlich werden die contirten Gesammtbeträge von den Behörden an die Post- 
anstalton gegen Quittung im Contobuch gezahlt. 

§. 4. ln Betreff der Wiedereinziehung derjenigen von einer Behörde verauslagten 
Porto- und Gobührcnbetriigc, zu deren Erstattung der Absender oder der Empfänger 
einer Sendung oder ein sonstiger Interessent verpflichtet ist, bewendet ca bei den be- 
stehenden Vorschriften. 

§. 5. Die nach §. 1. franeirt oder unfrancirt abzulassenden, der Portozahlung 
unterworfenen Sendungen sind auf der Adresse als „portopflichtige Dienstsache - zu 
bezeichnen und mit dem Dienstsiegel der absendenden Behörde zu versehen. Einzeln 
stehende Beamte, welche ein solches nicht führen, haben unter dem Vermerk „porto- 
pflichtige Dienstsache - die .Ermangelung eines Dienstsiegels** mit Unterschrift des 
Namens und Beisetzung des Amtscharakters zu bescheinigen. 

§. <>. Die Königlichen Behörden haben in ihrem Geschäftsverkehr auf thunlicliste 
Beschränkung der Porto- Ausgaben Bedacht zu nehmen und insbesondere folgende Bo- 
stiminungen sorgfältig zu beachten: 1) Sollen mehrere Briefe gleichzeitig an eine Adresse 
abgesandt werden, so sind dieselben in ein gemeinschaftliches Couvert zu versohl iessen. 
2) Packete ohne Werthdeclaration, deren Gewicht mehr als zwanzig Pfund beträgt, 
sind da, wo Eisenbahnverbindungen bestehen, soweit es ohne un verhält nissmässige 
Verzögerung ihrer Beförderung oder einen sonstigen Nachtheil geschehen kann, als 
Frachtgut mit der Eisenbahn zu versenden. Dagegen sind Geld- und andere Werth- 
sendungen stet» zur Post zu geben. 3) Zu den Reinschriften der Verfügungen an 
Privatpersonen ist Papier von solcher Beschaffenheit zu verwenden, dass das Gewicht 
desselben einschliesslich des Couverts das zulässige Maximalgewicht eines einfachen 
Briefes nicht übersteigt. 

§. 7. Bei jeder Königliehcn Behörde hat deren Vorstand diejenigen Anordnungen 
zu treffen, welche erforderlich sind, um eine ausreichende Controle der Verwendung 
der Dienst -Freimarken und der Eintragungen in das Porto-Contobuch sicher zn stellen, 
wobei jedoch darauf zu sehen ist» dass die Controle möglichst einfach geführt, und dass 
dadurch keine grosse Schreiberei verursacht wird. 

§. 8. Die Verrechnung der gezahlten Portobeträge erfolgt im Hessort der Justiz- 
verwaltung nach Anleitung des Etats bei den darin ausgebrachten betreffenden Titeln, 
in den übrigen Ressorts dagegen nnter einem neu zu bildenden, nach dom Titel „zu 
sächlichen Ausgaben“ e i n z u schaltenden Titel mit der Bezeichnung: „Porto und sonstige 
Fraelitgebühreii für dienstliche Sendungen“ und zwar als Mehrausgabe über den Etat. 

Denjenigen Königlichen Behörden und einzeln stehenden König). Beamten, bei 
welchen eine selbstständig Rechnung legende Cassc nicht vorhanden, ist Seitens der 
vorgosetzten Provinzialbehörden die Casse zu bezeichnen , von welcher die Porto-Aus- 
lagen zu erstatten und zu verrechnen sind. 

§. Den einzelnen Ministerien bleibt Vorbehalten, die für ihre Ressorts erforder- 
lichen näheren Bestimmungen über die Ausführung dieses Regulativs zu erlassen. 

Zu diesem Regulativ ergingen gemäss §. 9. verschiedene erläuternde Vor- 
schriften , welche im Auszüge für die Kreis -Medicinal - Beamten, wie folgt, 
disponireu : 

1) Die Kreis-Physiker, Kreis- Wundärzte und Kreis -Thierärzte haben diejenigen 
ihrer Postsendungen, welche ausschliesslich im Staatsinteresse erfolgen, mit 
Dienstmarken zu franciren und »las von ihnen anszulegcnde Porto, so wie das 
ebenfalls auszulegende Porto für an sie gerichtete, etwa unfrancirt eingehende 
Postsendungen dieser Art, soweit solches nach den bestehenden Vorschriften 
nicht vom Absender zu tragen ist, zur Erstattung aus der Staatseasse zu li- 
quid iren. 

2) Die Poilo - Liquidationen sind spccicll auf Grund zu führender Controlen, 
welche die Journal-Nummer, das Rubrum, die Adresse und den Portobetrag 
jeder Sendnng naehweisen müssen, und in genauer Uehereinstimmung mit den- 
selben aufzustellcn und dahin zu bescheinigen, dass die Krois-Medicinalbeainten 
das liquidirtc Port») wirklich verauslagt, und dass die Sendungen, wofür das Porto 
ausgegeben ist, ausschliesslich Staatsdienst - Angelegenheiten betroffen haben. 
Diese Liquidationen sind durch Vermittelung des Kreisland raths bei Beginn 
jedes Quartals an die betreffende Königl. Regierung ciuzureichcn. 

Vom l. Januar 1872 ab hat das Gesetz über das Posttaxwesen im Gebiete des 
deutschen Reiches vom 28. Oetober 1 V 71 Gültigkeit, — Die Bekanntmachung des Kai- 
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serlichen General-Postamtes vom 28. November 1871 befreit portopflichtige Dienstbriefe 
von dem für unfrancirte Briefe zu erhebenden Zuschlagsnorto : 

..Nach §. 1. des Gesetzes über das Posttax wesen im Gebiete des deutschen Reiches vom 
28. October 1871 (Keichsgesetzbl. 1871, No. 42.) werden portopflichtige Dienstbriefe mit 
dem für unfrancirte Briefe festgesetzten Zuschlagsporto von 1 Sgr. nicht belegt, wenn 
die Eigenschaft derselben als Dienstsache durch eine von der Reichs -Post Verwaltung 
festzustellende Bezeichnung auf dem Couvert vor der Postaufgabe erkennbar gemacht 
worden ist. 

In Ausführung dieser gesetzlichen Bestimmung ist angeordnet worden, dass vom 
1. Januar 1872 ab diejenigen portopflichtigen unfrancirten Briefe mit dem Zuschlagsporto 
von 1 Sgr. nicht zu belegen sind, welche im intimen Verkehre Deutschlands, mit Aus- 
schluss aes inneren Verkehrs Bayerns und des inneren Verkehrs Würtembergs, 

von öffentlichen Behörden, von Beamten sowie von Geistlichen in Ausübnng 
dienstlicher Functionen abgesandt und vor der Postaufgabe 

a. auf der Adresse mit dem Vermerk: „portopflichtige Dienstsache“ 
versehen , 

b. mit öffentlichem Siegel oder Stempel verschlossen werden. 

Von dem Erforderniss des Verschlusses mittelst eines amtlichen Siegels oder Stem- 
pels (zu b.) wird nur dann abgesehen, wenn der Absender sich nicht im Besitze eines 
amtlichen Siegels oder Stempels befindet und auf der Adresse unter dem Vermerk zu 
a. „die Ermangelung eines Dienstsiegels“ mit Unterschrift des Namens und Beisetzung 
des Amtschnracters bescheinigt. 

Damit der Vermerk „portopflichtige Dienstsache“ gleichmäßig in die Augen falle, 
ist derselbe oben links in der Ecke auf dor Adrcssseite der portopflichtigen Dienst- 
briefe niederznschreiben. 

Milde Stiftungen, Privatvereine, Gesellschaften sind zur Anwendung der Bezeich- 
nung „portopflichtige Dienstsache“ nicht berechtigt. 

Bei Briefen nach und aus fremden Landern findet ein Erlass dos Zuschlagsporto’s 
nicht statt 

In Betreff der in Aussicht genommenen anderweitigen Organisation der 
Kreis-Medicinal- Behörden spricht sich aus die 

Circ.-Vcrf. vom 28. August 1808 (Lehnert). 

Bei der Verhandlung über den diesjährigen Staatshaushalts-Etat hat das Haus der 
Abgeordneten beschlossen, die Königl. Staats-Regierung aufznfordern: 

die Organisation der Medicinal- Behörden im ganzen Staate einer Prüfung zu 
unterwerfen und dabei insbesondere die Frage zu erwägen, ob nicht, die Stellen 
der Kreis-Wundärzte und dor Provinzial -Medicinal -Collegien gänzlich aufzu- 
heben und dafür die Gehälter und der Geschäftskrois der Kreis-Physiker und 
der Regierimgs-Medicinalräthe aufzubessern, bezüglich zu erweitern seien. 

Die Motivirunc dieses Antrages, sowie die Stellung, welche die Staats - Regierung 
zu demselben im Allgemeinen eingenommen hat, ergeben sich aus dem stc nographischen 
Berichte über die 37. Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 27. Januar d. «L — S. 1173 
bis 1181. 

Ueber Hie durch diese Debatte angeregten Fragen, insonderheit übor das Bedürf- 
nis« einer Umgestaltung dor darin erwähnten Einrichtungen der bestehenden Mediciual- 
VerfasBung, sowie über die zweckmässigsten Wege znr Befriedigung des erkannten Be- 
dürfnisses, wünsche ich die auf practiscne Erfahrung gegründete gutachtliche Aeusserung 
der Königl. Regierung zu erhalten. 

Ohne der freien Begutachtung der Verhältnisse Seitens der Königl. Regierung eine 
Schranke aufzuerlegen, bemerke iob, dass die Einziehung der Stellen der Kreis- Wund- 
ärzte ohne einen anderweiten Ersatz sich nicht als ausführbar erweisen wird. 

Soll, was der Antrag bezweckt, eine grössere Thätigkeit der Medicinalbeamten im 
Gebiete der Medicinal- und Sanitätspolizei erstrebt werden, so wird eher auf eine Ver- 
mehrung als auf eine Verminderung der vorhandenen Kräfte Bedacht zu nehmen sein. 
In dieser Beziehung ist unter Anderem vorgeschlagen worden, jeden Kreis in drei 
Districte. zu theilen, und in iedem derselben einen pro phvsicatu geprüften Arzt anzn- 
stellen, von denen zwei als Mcdicinal-Assessoron dem dritten, als Kreis-Medicinal-Rath 
bezeichuoten, dienstlich subordinirt wären. Der besonderen Boachtung der Königl- Re- 
gierung empfehle ich die Aussonderung aller den Kreis - Medicinal - Behörden nach und 
nach auferlegten Verrichtungen, wclcho weder mit ihrer Function als Gerichtsarzte, noch 
auch mit den Aufgaben der Medicinal- oder Sanitats- Polizei im Zusammenhänge stehen. 

Medicinal -Weaen. ga 


Digitized by Google 



600 


Der Kreispliysikuß. 


Es ist ferner als wünschenswert!» bezeichnet worden, den Regierungen für chemi- 
sche Untersuchungen, Apotheken- Visitationen etc. einen pharmacentischen Assessor aus 
der Zahl der approbirten Apotheker beizugeben. Auch hierüber wolle die Königl. Regie- 
rung sich äussern. 

Was endlich die in Anregung gekommene Aufhebung der Medicinal-Collegion be- 
trifft, deren zweckentsprechende Besetzung an Orten, welche nicht zugleich Sitz einer 
Universität sind, ihre Schwierigkeit hat, so wird zu erwägen sein, ob die Functionen 
dieser Behörden auf die mcdicinischen Facultäten bei den Landes - Universitäten, resp. 
auf eine aus Mitgliedern dieser Facultäten zu bildende Commission übertragen worden 
können. 

Die Verhandlungen hierüber sind bis jetzt zu einem Abschluss nicht ge- 
langt und worden wesentlich berührt durch die Verhandlungen im Landtage in 
Betreff der Kreis-, resp. Provinzial-Ordnung, sowie im Bundesrath und Reichstag 
in Betreff der Organisation der Gesundheitsämter. 

3. Die Amteeinkünfte. 

Das Gehalt der Kreisphysiker beträgt 300 Thaler jährlich und wird in mo- 
natlichen Raten praenumerando gezahlt Wohnungsgelderznschuss erhalten die 
Kreisphysiker nicht. 

Nach dem §. 5. des Pensions-Reglements für die unmittelbaren Staatsbeam- 
ten vom 27. März 1872 (G.-S. S. 268.) haben die Kreisphysiker keinen Anspruch 
auf Pension, da deren Zeit und Kräfte durch die ihnen, wenn auch auf Lebens- 
zeit übertragenen Geschäfte nur nebenbei in Anspruch genommen werden. Dar- 
über, dass eine Dienststellung eine solche ist, dass sie die Zeit und Kräfte eines 
Beamten nur nebenbei in Anspruch nimmt, entscheidet mit Ausschluss des 
Rechtsweges die dem Beamten Vorgesetzte Dienstbehörde. Demnach ist den 
Kreisphysikern auch der Beitritt zu der allgemeinen Witt wen- Verpflegnngs- Anstalt 
nicht gestattet und folgeweise die Einholung des Heiratbs-Consenses erlassen. 

In Beziehung auf ständische Gehaltszulagen an Kreisphysiker etc. erging die 

Circ.-Vorf. dor Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten und des 
Innern vom 10. Juli 1847 (Eichhorn, v. Manteuffel). 

Die Verordnung über die Befugnisse der Kreisständo im Königreich Prousgen. Aus- 
gaben zu beschliessen und die Kreis-Eingesessenen dadurch zu verpflichten, vom 22. Juni 
1842, bestimmt im §. 4., in Übereinstimmung mit dem fj. 4. der denselben Gegenstand 
betreffenden Verordnungen vom 2ö. März 1841 für die Provinzen Brandenburg, Pom- 
mern, Posen, Sachsen und Westphalen, vom 7. Januar 1842 für Schlesien und vom 
9. April 1846 für die Rheinprovinz, 

dass Zulagen für aas Kreisbeamten - Personal und Zuschüsse zu den Bureau- 
kosten des Landraths von den Kreisständen überall nicht bewilligt werden 
können. 

Diese Bestimmung findet den Worten nach zwar auch auf die Kreis-Medici- 
nal- Beamten Anwendung; nach Ausweis der Materialien jener Verordnungen ist jedoch 
vie Absicht bei Erlass der gedachten Bestimmung unzweifelhaft nur dahin gegangen, zu 
derhindern, dass die Landrfithe und Kreis -Secretüre, welche ein auskömmliches Gehalt 
erhalten, sich von den Kreisst&nden Zulagen bewilligen lassen, weil dieselben dadurch 
in ein abhängiges Verhältnis und in eine ihrer amtlichen Autorität und Wirksamkeit 
nachtheilige Stellung zu den Kreisständen gerathen würden. 

Die Gründe finden auf die Kreis- Medici na 1- Beamten keine Anwendung. Die- 
selben beziehen kein auskömmliches, vielmehr nur ein so geringes Gehalt, dass sie be- 
hufs ihrer Subsistenz hauptsächlich auf die ärztliche Praxis angewiesen sind. Ausser- 
dem stehen sie zu den Kreisständen auch überhaupt nicht in einem solchen Amts Ver- 
hältnis», dass irgendwie eine Inconvenienz in Beziehung auf ihre amtliche Autorität zu 
besorgen ist, wenn ihnen von den Krcisstnndon, um sich ihres Verbleibens im Kreise 
zu versichern, noch eine Zulage zn «lern Gehalte, welches sio ans Staatsfonds beziehen, 
aus Kreismitteln gewährt wird. 

Mit Rücksicht darauf und da es in einzelnen Fällen, selbst im Interesse der Mc- 
dieinal- Verwaltung, wünschenswert!! erscheinen kann, dass den Kreisphy sikern , Kreis- 






Die Amtseinkünfte. 


601 


Chirurgen und Kreisthiorärztcn, um sie an den Kreis zu fesseln, resp. um sie zur Nieder- 
lassung in demselben zu ermuntern, Zulagen aus Kreis-Communalfonds bewilligt werden, 
haben Se, Majestät der König auf unsern Antrag mittelst Allerhöchster Ordre vom 
3. Mai d. J. anzuerkennen geruht, dass zu dem Kreis beamten - Personal, für welches 
nach §. 4 . der Eingangs gedachten Verordnungen Zulagen von den Kreisständen nicht 
bewilligt werden dürfen, die Kreis- Medicinal- Beamten nicht zu rechnen sind. Daboi 
haben Se. Königliche Majestät jedoch bestimmt, dass in den Fällen, in welchen die 
Königlichen Regierungen zur Bestätigung eines auf Bewilligung von Gehaltszulagen für 
Kreis -Medicinal- Beamte gerichteten kreisständischen Beschlusses nach Massgaoc des 
§. 5. a. a. 0. befugt sind, diese Bestätigung erst nach vorheriger Einholung unserer 
Genehmigung ertheilt werden darf. 

Wir veranlassen die Königliche Regierung, in vorkommenden Fällen hiernach zu 
verfahren. 

Pensionirte Militär-Aerzte behalten im Fall der Anstellung als Kreisphysi- 
ker etc. die ganze Pension. 

Allerhöchste Ordre an das Staatsministerium vom 5. December 1857. 

Ich bestimme nach dem Anträge des Staatsministcrii, dass die von Mir mittelst 
Ordre vom 4. October 1826 genehmigten, in dem Staatsministerial - Beschluss vom 
27. December 1826 zusammengestelltcn Grundsätze in Betreff der Wiedercinziehung 
oder Belassung von Pensionen und Wertegeldern der im Civildienstc wieder Angestell- 
ten oder beschäftigten vcrsorgungsbcrcchtigton Officierc und Militär-Beamten dahin ab- 
geändert werden: 

ad A 1. dass den im Staats- oder Communaldienate wieder Angestellten versorjjungs- 
berechtigten Officioren und Militär- Beamten, sofern deren reines Civil-Ein- 
komrnon den Normalsatz von 250 Thalcrn jährlich nicht übersteigt, fortan 
die Militär-Pension unbedingt belassen und nur in demselben Masse gekürzt 
werden sollen, als das reine Civil -Einkommen über jenen Normalsatz 
hinausgeht, und 

ad A 2. dass bei vorübergehenden Beschäftigungen solcher Militär -Pensionäre gegen 
Diäten oder eine anderweito Remuneration denselben für die ersten sechs 
Monate der Beschäftigung die volle Militärpension ohne Weiteres zu belas- 
sen, dagegen vom ßiebcuten Monat der Beschäftigung ab ihnen solche nur 
unter den sub 1. vorgeschriebenen Bedingungen fort zu gewähren ist. 

Hiernäehst bestimme Ich, aass.es zur Belassung der Militär-Pension innerhalb der 
vorangodeuteten Grenzen in der Folge der Einholung Meiner besonderen Genehmigung 
nicht weiter bedarf, sondern dass der Kriegsminister befugt sein soll, auf den Antrag 
des betheiligten Verwaltungs-Chefs die Belassung der ganzen Pension, resp. die Fort- 
zahlung des entsprechenden Pensionstheils für die im Civildienst anges teilten oder be- 
schäftigten Militär- Pensionäre nach den obigen Grundsätzen zu verfügen. Das Staats- 
ministerium bat hiernach das weiter Erforderliche zu veranlassen. 

Für das Gehalt sind die Kreisphysiker nach der Allerhöchsten Ordre vom 
14. April 1832 (S. 527.) verpflichtet, die Geschäfte, welche ihnen als Organen 
der Medicinal- und Sanitätspolizei obliegen, ohne besondere Remuneration zu 
verrichten. Machen diese Geschäfte aber Reisen uotli wendig, so erhalten die 
Kreisphysiker Diäten und Reisekosten nach dein Gesetz vom 9. März 1872 (S. 379). 

Die aus den Gebühren, Diäten nud Reisekosten sich bildenden Emolumente 
der Kreis -Medicmalstelleu haben uur den Charakter einer Entschädigung für die 
durch den Aufenthalt ausser dem Hause entstehenden Auslagen. Es knüpft sich 
an das Amt nur die Berechtigung, diese Emolumente nach den für die beson- 
dere Kategorie der Beamten bestehenden Sätzen zu beziehen, keineswegs aber 
die Berechtigung, dass der Umfang der bestehenden Dienstverrichtungeil unver- 
ändert beibehalten werden muss. 

Beschluss des Konigl. Staatsininisteriums vom 20. Juni 1849. 

ln Sachen der Keclaination des Kreisthierarztes N. zu N., wegen entzogener Dienst- 
Emolumente betreffend, hat das Königliche Staatsministerium, nach Anhörung der Vor- 
träge der ernannten Kefercntuu und in Erwägung, 
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dass der N., ungeachtet der aas veterinär-polizeilichen Gründen erfolgten Ab- 
zweigung des Kreises M., von dem ihm bei seiner Anstellung überwiesenen 
kreist hierärztliehen Bezirke und der daraus entstandenen Verminderung seiner 
Amtsgeschafte in dem Genuss des ihm durch die Bestallung vom 11. Sep- 
tember 1831 ««gesicherten Gehalts ungeschmälert belassen worden ist; dass 
seine Reclamation nur die durch die Verminderung der Dienstreisen sich ver- 
mindernden Diäten und Fuhrkosten betrifft, diese aber lediglich ein*' Ent- 
schädigung für die Kosten der Heise und für die durch den Aufenthalt ausser 
dem Hause entstehenden Auslagen, nicht aber eine besondere Diensteinnahme 
zu gewähren bestimmt sind, dass der Implorant daher eine Kinbusse an sei- 
nem bestallungsmÄssigen Einkommen nicht erlitten hat und der von ihm allo- 
girtc Artikel 06. dor Verfassungs-Urkunde jeder Anwendung auf den vorlie- 
genden Fall entbehrt, 
beschlossen, 

dass die Reclamation des Kreisthierarztes N. zu N. wegen entzogener Dienst- 
Emolumente als unbegründet, wie hierdurch geschieht, zurückzu weisen. 

Die Ansprüche anf das Diensteinkommen können nach dem Gesetz vom 
24. Mai 1861 (G.-S. S. 241.) im Rechtswege geltend gemacht werden, doch 
muss der Klage die Entscheidung des Verwaltungschefs oder die Festsetzung der 
Ober-Rechnungskammer vorhergegangen sein. 

6. Die Dienstentlassung. 

Die Dienstentlassung kann freiwillig oder unfreiwillig erfolgen. Im erstem 
Fall ist die Entlassung bei dem Minister der Medicinal- etc. Angelegenheiten 
nachzusuchen. 

Allgemeines Landrecht Tbk II. Tit. 10. 

§. 04. Bei deijenigen Instanz, von welcher die Besetzung eines Amtes abhängt, 
muss auch die Entlassung davon gesucht werden. 

§. 95. Die Entlassung soll nur alsdann, wenn daraus ein erheblicher Nachtheil 
für das gemeine Beste zu besorgen ist, versagt werden. 

fr. 96. Einem Beamten, dem aus diesem Grunde die Entlassung versagt wird, 
steht dagegen die Berufung auf die unmittelbare landesherrliche Entscheidung offen. 

§. 07. ln keinem Falle nbor darf der abgehende Beamte seinen Posten eher ver- 
lassen, als bis wegen Wiederbesetzung oder einstweiliger Verwaltung desselben Verfü- 
gung getroffen ist. 

Wird mit der Dienstentlassung die Verleihung eines Titels in Antrag ge- 
bracht, so ist bei der Verabschiedung nach der Alierh. Ordre vom 26. Septem- 
ber 1840 zu verfahren. 

Dieselbe lautet: 

Um für die Zukunft ein gleich mfissiges Verfahren hcrzustellen , bestimmeich, dass 
in denjenigen Fallen, wo bei Mir darauf angetragen wird, einen ans dem Dienste aus- 
seheidemlen Beamten bei dieser Gelegenheit noch mit einem höheren Charakter oder 
Titel zu begnadigen, keine besondere Bestallung oder kein besonderes Patent darüber 
ausgefertigt, sondern die Charakter- oder Titel Verleihung zugleich mit der Entlassung 
in dem von Mir zu vollziehenden Dimissorialo ausgesprochen werden soll. Hiernach 
ist in Zukunft auch bei solchen Beamten, bei deren Verabschiedung ein von Mir zu 
vollziehendes Dimissoriale grundsätzlich nicht erforderlich ist , ein solches dennoch aus- 
nahmsweise vorzulegen, wenn mit dor Verabschiedung eine Charakter- oder Titelver- 
leihung verbunden worden soll, die nur von Mir unmittelbar bewilligt werden kann. 

Die unfreiwillige Entfernung aus dem Dienst besteht nach §. 16. des Ge- 
setzes vom 21. Juli 1862, betreffend die Dienstvergehen der nichtrichterlichen 
Beamten n. s. w. (G.-S. S. 465.), entweder: 

1) in Versetzung in ein anderes Amt von gleichem Range, jedoch mit 
Verminderung des Diensteinkommens und Verlust, des Anspruches 
auf Umzugskosten, oder mit einem von beiden Nachtheilen, oder 

2) in Dienstentlassung. 
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Der Entfernung aus dem Amte muss nach §. 22. I. c. ein förmliches 
Disciplinarverfahreu vorbergehcn. Dasselbe besteht in der von einem Commissa- 
rius zu fftbrenden schriftlichen Voruntersuchung und in einer mündlichen Ver- 
handlung. Die Einleitung der Disciplinar- Untersuchung wird von dem Minister 
der Mediciual- Angelegenheiten verfügt und von demselben der Untersuchungs- 
Commissar ernannt. Die entscheidende Behörde erster Instanz ist der Discipli- 
narhof zu Berlin. Gegen die Entscheidung steht die Berufung an das Staats- 
ministerium offen. Die Frist zu dieser Anmeldung ist eine vierwöchentliche von 
dem Tage ab, an welchem dem Angeklagten die Entscheidung mit Gründen 
publicirt oder eine mit Gründen versehene Ausfertigung des Urtheils zugestellt 
wird. Zur schriftlichen Rechtfertigung der Berufung ist eine vom Ablauf der 
Berufsfrist ab zu berechnende vierzebntiigige Frist gestattet, welche auf Antrag 
auch verlängert werden kann. 

Das Staatsministerium beschliesst auf Vortrag zweier von dem Vorsitzenden 
zn ernennenden Referenten, von denen einer dem Justiz -Ministerium angehö- 
ren muss. 

Die vorläufige Dienstenthebung (Amtssuspension) tritt nach §. 48. 1. c. 
kraft des Gesetzes ein: 

1) wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren eine Verhaftung des Beam- 
ten beschlossen oder gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewor- 
denes Urtheil erlassen ist, welches auf den Verlust des Amtes lautet 
oder diesen kraft des Gesetzes nach sich zieht; 

2) wenn ira Disciplinarverfahreu eine noch nicht rechtskräftige Ent- 
scheidung ergangen ist, welche auf Dienstentlassung lautet. 

Der Vorgesetzte Minister kann die Snspensiou, sobald gegen den Kreis- 
physikus ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet oder die Einleitung einer 
Disciplinar- Untersuchung verfugt wird, oder auch im Laufe des Verfahrens bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung verfügen. 

Der suspendirte Beamte behält nach §. 51. 1. c. während der Suspension 
die Hälfte seines Diensteinkommens; dieselbe ist zu zahlen vom 1. des auf die 
Suspension folgenden Monats ab in monatlichen Raten praenumerando und hört 
mit dem 1. des auf das rechtskräftige Urtheil folgenden Monats auf. Wird der 
Beamte freigesprochen, so muss ihm der iunebehaltene Theit des Dienstein- 
kommens vollständig nachgezahlt werden. Wird er nur mit einer Ordnungsstrafe 
belegt, so ist ihm das Gehalt so weit nachzuzahlen, als es nicht zur Deckung 
der Untersuchungs- etc. Kosten erforderlich ist 

Wenn Gefahr im Verzüge ist, kann dem Kreisphysikus auch von der Vor- 
gesetzten Provinzial - Behörde die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig 
untersagt werden; es ist aber alsdann sofort an den Minister der Medicinai-An- 
gelegenheiten zu berichten. 

Im Interesse des Dienstes kann ein Kreisphysikus ohne vorangegangenes 
Disciplinarverfahreu in eiu anderes Kreisphysikat, mit Vergütung der reglements- 
mässigen Umzugskosten, versetzt werden. 

Kreisphysiker, welche durch Blindheit, Taubheit oder ein sonstiges körper- 
liches Gebrechen oder wegen Schwäche der körperlichen oder geistigen Kräfte 
zu der Erfüllung ihrer Amtspflichten dauernd unfähig Bind, können, da sie 
nicht pensiousberechtigt sind, wider ihren Willen uud ohne Pension nur unter 
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Beobachtung der für die Disciplinar- Untersuchung vorgeschriebenen Formen ent- 
lausen werden, es sei denn, dass ihnen ausnahmsweise eine Pension nach den 
Sätzen des für die übrigen unmittelbaren Staatsdiener geltenden Pensions-Regle- 
ments bewilligt würde. In diesem Falle findet dasselbe Verfahren statt, wie bei 
der unfreiwilligen l’ensiouirung anderer Staatsbeamten (vgl. §§. 88. bis 93. Ge- 
setz vom 21. Juli 1832). Nicht selten wird übrigens in humaner Berücksichti- 
gung langjähriger Dienstzeit und persönlicher Bcdrängniss altersschwachen Kreis- 
physikern ein Substitut gegen Genuss der reglementsmässigen Gebühren bestellt, 
ihnen aber das Gehalt je nach Umständen ganz oder znm Theil bis zu ihrem 
Ableben belassen. 

Dio reglementsmässigen Umzugskosten bei Versetzungen werden nach dem 
Allerhöchsten Erlass vom 26. März 1856 (G. -S. S. 190.) vergütigt, wenn die 
Versetzung nicht anf den Antrag des Beamten erfolgt ist. 

An Vergütung wird gewährt nach den Sätzen für die Beamten der fünften 
Rangclasse, zu denen die Kreisphysiker gehören: auf allgemeine Kosten mit 
80 Thlra., auf Transportkosten für je 5 Meilen mit 9 Thlrn. Die Entfernung 
wird nach dem kürzesten Wege berechuet und die bei der Theilung durch 5 
übrig bleibende Strecke für voll angenommen. 

Ansser dieser Vergütung erhalten die Kreisphysiker für ihre Person die 
reglementsmäBsigen Diäten und Fuhrkosten. 

Nach dem Tode eines Kreisphysikus haben die Hinterbliebenen nach der 
Allerhöchsten Ordre vom 27. April 1816 (G.-S. S. 134.) Anrecht auf die Besol- 
dung für den Sterbe -Monat und für den nächsten (Gnaden-) Monat. Auch darf 
ein zwei- oder dreimonatliches Gnadengehalt gezahlt werden, wenn die Ueber- 
tragung der Stelle des Verstorbenen ohne besonderen Kostenaufwand für die 
Staats cassen erfolgen kann. 

Der hinterbliebenen Wittwe und den Kindern im Dienst verstorbener Kreis- 
physiker werden ausnahmsweise Pensionen und Unterstützungen aus Staatsmitteln 
im Wege der Königlichen Gnade bewilligt. Dem Ministerium steht dazu für den 
ganzen Umfang des Staats der Betrag von 10,630 Thlrn. jährlich zu Gebote, aus 
welchem Wittwen Pensionen bis zu 100 Thlru. jährlich und Erziehungsgelder bis zu 
5 Thlru. monatlich für Söhne bis zum 17. Jahre, für Töchter bis zum 15. Jahre 
gewährt werden. Au den Wohlthaten dieses Fonds nehmen auch die Wittwen 
verstorbener Kreis-Wundärzte Theil. 

ln Betreff der Unterstützung der Wittwen der iu Kriegs- und Cholera- 
Lazarethen gestorbenen Kreisphysiker gelten die Bestimmungen der Allerhöchsten 
Ordres vom 2. Mai 1814 und 10. November 1831 (S. 407. u. 408.). 

2. Der Kreiswundarzt. 

Die Kreiswundärzte gehören, da ihnen die Befugniss zusteht, die Uniform 
der achten Rangclasse zu tragen, zu dieser Rangclasse und erhalten iu Folge 
der Allerhöchsten Ordre vom 7. Deccmber 1828 die Bestallung vom Minister 
der geistlichen etc. Angelegenheiten. Sie sind den Physikern subordinirL 

In Beziehung auf die Anstellung pro physicatu geprüfter practischcr Aerzte 
als Kreiswundärzte erging die 

Min.-Verf. vom 36. November 1850 (Lehnert). 

Auf den_ Bericht vom ..... die Besetzung der Kreischirurgcnstello in N. betref- 
fend, eröffne ich der Königlichen Kogiorung unter Rücksendung der Anlagen, dass nach 
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der gegenwärtigen Lage der Gesetzgebung und den seither befolgten Grundsätzen, die 
forensisch approbirton Wundärzte erster Claaae bei Besetzungen von Kreischirurgen- 
stellon allerdings den Vorzug haben vor promovirten Aerzten. Wenn aber keine der- 
artigen, besonder» berechtigten Bewerber sich melden, so habe ich schon jetzt keinen 
Anstand genommen, auch praetiachen Aerzten Kreischirurgenstellen zu verleihen. 
Darauf beziehen sich die Ausnahmen, welche die Königliche Regierung in Ihrem vor- 
liegenden Berichte aus der medicinisehen Zeitung allegirt hat. 

Hiernach würde ich kein Bedenken getragen haben, einem der beiden promovirten 
Beworber die Stelle provisorisch oder ober im Falle der Ablegung der forensischen 
Prüfung auch definitiv zu verleihen, und zwar am liebsten dem Dr. N. als ältesten, 
zumal er auch durch die interimistische Verwaltung einen Anspruch auf billige Berück- 
sichtigung sich erworben hat. Wenn aber die Königliche Regierung noch einmal ein 
G'oncurrenzverfahren ausgeschrieben hat, so ist dieselbe in ihrem vollen Rechte gewesen; 
jedoch ist es jetzt nuch nöthig, das Resultat abzu warten. In künftigen Fällen ist aber 
dio einmalige Ausschreibung einer Concurrenz völlig genügend und wenn diese von 
Wundärzten erster Classo nicht berücksichtigt wird, so kann die Königliche Regierung 
ohno Weiteres, zugleich zur allmählichen Anbahnung eine» künftigen besseren Zustandes, 
promovirte Aerzte, iedoch wo möglich nur solche, welche dio Phvsikatsprüfung zurück- 
gelegt haben, Vorschlägen. Gegen die fernere interimistische Verwaltung der in Rcdo 
stehenden Stelle durch den Dr. N. hnbe ich nichts zu erinnern. 

Zu den Amtsgeschäften der Kreiswundärzte gehört hauptsächlich die Aus- 
führung gerichtlicher Sectiouen io Gegenwart, resp. unter Leitung des Kreis- 
physikus. M. vergl. Abschnitt V. über gerichtliche Medicin, insbesondere das Regle- 
ment vom 15. November 1858 (S. 287) und wegen Haltung der Sections-Instru- 
inente die Verfügung vom 28. Januar 1817 (S. 291); doch steht ihnen auch hierzu 
ein ausschliessliches Recht nicht zu. 

Min.-Verf. vom 21. September 1859 (Lehnort). 

Auf die Beschwerde vom .... wegen verweigerter Zuziehung zu cinor gericht- 
lichen Section erwiedere ich Ihnen, dass das unter den zurückfolgenaen Anlagen befind- 
liche Schreiben der Königlichen Regierung zu N. vom 24. August er. vollständig be- 
gründet ist, da nach §. 160. der Criminal- Ordnung vom 11. Doeember 1805 die Stelle 
des Wundarztes bei einer Section ein nicht angestellter Arzt vertreten kann. 

Wegen Vertretung der Kreiswundärzte erging die 
Circ.-Verf. des Justiz-Ministers vom 26. August 1831 (Sack). 

Die Königlichen Gerichtsbehörden sind durch die Circ.-Verf. vom 23. Februar v. J. 
angewiesen worden, zur Verminderung der Reisekosten der Sachverständigen bei ge- 
ricntlich-medicinischen Geschäften, statt des Kreischirurgus, wenn dorsclbe nicht an 
einem Orto mit dem Kreisphysikus wohnt, einen andern an diesem Orte wohnenden 
qualificirtcn Chirurgus zuzuziehen. Zur Verhütung von Missdeutungen dieses Rescript» 
wird iedoch sämintlichen Königlichen Gerichtsbehörden, im Einverständnis mit dem 
Königlichen Ministerium der Medicinal- Angelegenheiten, hierdurch eröffnet, dass nur 
solche Chirurgen erster Glosse, welche zu forensischen Geschäften geprüft und durch 
ein ihnen darüber crthcilteB Zeugnis» für befähigt erklärt sind, als quulificirt betrachtet 
werden können, die Stelle des Kreischirurgen zu vertreten. 

Hinsichtlich der Führung eines Amtssiegels bestimmt die 

Min.-Verf. vom 14. Mai 1858 (Lehnort). 

Der Königlichen Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom dass es 

eben so unbedenklich, als zweckmässig ist, den Kreiswundärzten die Führung eines 
Dienstsiegels zu gestatten. 

Die längere Zeit hindurch geführten Verhandlungen über die Entbehrlich- 
keit oder Beibehaltung der Kreiswundärzte haben vorläufig ihren Abschluss gefun- 
den durch die 

Circ.-Verf. vom 20. August 1858 (v. Raumer). 

Nach reiflicher Erwägung der von den Königlichen Regierungen in den auf meinen 
Circular -Erlass vom 8. September v. J. erstatteten Berichten für und wider die Ein- 
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zichung der Krciewundarzt-SteUen geltend gemachten Argumente und der sonst hierbei 
in Betracht koinmendou Verhlltoiuo habe ich mich für die Beibehaltung dieser Stellen 
eutschicduu , zugleich aber beschlossen , die Obliegenheiten der Kreiswundarzte ander- 
weitig zu regeln, höhere Anforderungen an dieselben zu stellen und insbesondere ihren 
Wirkungskreis in sanitäts- und mqdicinal -polizeilicher Hinsicht zu erweitern. Ich hoffe, 
auf diesem Wege eine wirksamere uud eingreifendere Wahrnehmung der sanitäts- und 
mcdieiual- polizeilichen Interessen zu erzielen, als dies bisher bei nur einem mit der 
Wahrnehmung dieser Interessen betrauten Beamten in jedem Kreise möglich gewesen 
ist uud behalte mir dio nähere Eröffnung hierüber vor. 

Inzwischen kann schon jetzt mit Wiederbesetzung der erledigten Stellen vorgegan- 
geu werden. Indem ich hierüber die erforderlichen Special-Verfügungen den betreffenden 
Königlichen Regierungen in Kurzem werde zugehen lassen, bemerke ich im Allgemeinen, 
dass für jetzt den neu unzustellcnden Kreiswundärzten jedesmal ausdrücklich zu er- 
öffnen ist, dass eine anderweitige Regulirung ihrer Dienst- Obliegenheiten, namentlich 
eine Erweiterung ihrer bisherigen Theilnahmo an sanitäts- uud medicinal-polizeilicheD 
Geschäften, Vorbehalten bleibe. 

Die Vorschläge behufs Wieder besetz ung erledigter Kreiswundarzt-Stellen sind zur 
Zeit zwar noch auf besonders qualificirte Wundärzte erster Classe, welche dio foren- 
sische Prüfung bestanden, zugleich aber auch auf pro physicatu geprüfte practischc 
Aerzte zu richten. Sollte es an so qualificirtcn Bewerbern fehlen, so bin ich nicht 
abgeneigt, anderen practischen Aorzten unter der Bedingung, dass dieselben binnen 
längstens 2 Jahren aie Zulassung zur Physicats- Prüfung nachsuchon und demnächst in 
derselben bestehen, die Verwaltung der erledigten Stellen mit einer dem Gehalt gleich- 
kommenden Remuneration contmissariBch zu übertragen. 

Uebrigeus ist es die Absicht, die Kreis Wundarzt- Stellen allmählich nur mit prac- 
tischen Acrzton, welche die Physicats-Prüfung bestanden, zu besetzen. Ich behalte mir 
deshalb vor, darüber Beschluss zu fassen, ob noch forner die für Wundärzte erster 
Classe bestimmte forensische Prüfung beizubchalton sein wird. 

Der Kreiswundarzt wird nicht nothwendig an demselben Ort wie der Kreisphysikus 
zu wohnen haben, vielmehr und nach den localen und sonst in Betracht kommenden 
Verhältnissen, namentlich auch mit Rücksicht auf die den Kreiswundärzten für die 
Zukunft zugcdachte ausgedehntere Theilnahmo an den sanitäts- und medicinal-polizcili- 
chen Geschäften, das Dotnicil des neu anzustcllendcn Wandarztes in Vorschlag zu brin* 
geu sein. 

Min.-Verf. vom 9. Februar 1861 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom .... veranlasse ich die Königliche Regierung, beim Aua- 
BC.hroibon der Concurronz behufs Wiederbesetzung erledigter Kroiswundarzt- Stellen 
fortan nicht mehr zuerst qualiticirtc Wundärzte erster Classe allein, sondern überhaupt 
qualilicirto Mediciualpersoncn zur Meldung aufzufordern, da die Oirc.- Verfügung vom 
20. August 1858 den Regierungen anfgiebt. dio betreffenden Vorschläge zugleich auch 
auf pro physicatu geprüfte practischc Aerzte zu richten. 


II. Die bei den Regierungen und Medioinal-Collegien 
fungirenden Med icinal beamten. 

1. Der Regierungs-Medicinalratb. 

Nach der Instruction zur Geschäftsführung der Regierungen vom 23. Octo- 
ber 1817 ist jeder Regierung eia Medicinalrnth zugetheilt, welcher, wie die 
Regiernngsräthe, zur vierten Rangclasse gehört und mit denselben nach dem 
Datum seiner Bestallung als Regierungs-Me'dirinalrath, resp. als Medicinalrath 
rangirt. 

M i n. - V erf. vom 22. Januar 1828 (v. Altenstein). 

Ew. Hochwohlgeborcu erwiedere ich auf den gefälligen Bericht vom er- 

gebenst, dass (lern Regierungs-Modicinalrath Dr. N. unbedenklich nach seinem älteren 
Patent als Medicinalrath des Medicinal - Collegiums auch in dem Regierungs-Collegium 
der Platz gebührt, da den Mcdicinalräthen beider Collegion gleicher Rang zustcht und 
in den Rangverhältnissen der technischen Käthe zu don übrigen Käthen der Regierungen 
durch die Allerh. Cabiuets-Ordre vom 31. Decembcr 1825 nichts geändert worden ist. 
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Zu den Medicinalrathsstellen werden iu der Regel Physiker, die sieh in 
ihrem Amte bewähren, befördert. Der Nachweis einer besondern formellen Qua- 
lification wird nicht erfordert 

Die Ernennung erfolgt auf den Vorschlag des Ministers der Medicinal- 
Angclegenheiten durch deu König. 

lieber die Geschäftsführung der Regierungs -Mediciualräthe vergl. die In- 
struction vom 23. October 1817. 

§. 42. Die besonderen Rechte und Pflichten der Ruthe und Assessoren ergeben 
sich aus dem Vorstehenden von selbst. Jeder von ihnen muss den ihm angewiesenen 
Geschäftskreis mit Wärme und innerer Thcilnahmo auffassen und mit Geist, Würde, 
Gründlichkeit und Umsicht verfolgen, feru von Leidenschaft und persönlichen oder 
andern Nobonrücksichten. Es ist nicht genug, wenn sie sich blos auf die ihnen zuge- 
schriobenen Sachen beschränken; sie müssen auch aus einem eigenen Antriebe Gegen- 
stände, welche ihnen nötbig und nützlich scheinen, zur Sprache bringen, Sachen anregen, 
die in Vergessenheit zu gcrathen drohen, säumige Behörden erinnern, für den baldigen 
Abgang der von ihnen angegebenen Verfügungen sorgen und sich in fortwährender 
Kenntmss über die örtliche Lage der ihnen zugewiesenen Verwaltungsgegenstände und 
die Art und Weise, wie die angegebenen Verßgungcn aasgeführt werden, zu erhalten 
suchen; kurz, mit stets regem und treuem Eifer das Beste des Dienstes und das Wohl 
des Ganzen wahrnehmen und befördern. 

Zu diesem Zwecke sind sie befugt, die Geschäftsführung der unter ihnen arbei- 
tenden Beamten zu beobachten und aic nachlässigen zurechtzu weisen, und nöthigen- 
falls unter Mitzeichnung des Directors bis zur Höne von 5 Thalern in Ordnungsstrafen 
zn nehmen. 

Jeder Rath muss jährlich einen Thoil seines Departements, die Domninenrätho 
aber müssen ihr ganzes Departement bereisen. Sie führen auf der Reise ein vollstän- 
diges Tagebuch, welches nach ihrer Rückkehr von dem Correferenten zum Vortrage 

f ;ebracht und, wenn darauf das Erforderliche verfügt ist, zu den Materialien des jähr- 
ichen Haupt- Verwaltungsbericht gesammelt wird. 

Jeder Dopartements-Rath ist befugt und schuldig, schon an Ort und Stelle das 
Erforderliche zur Abstellung von Mängeln zu verfügen und die Dienstführung der 
Kreis- und Ortsbehörden in Sachen seines Departements, so wie die Kreis- und Orts- 
casscn, welche von der Regierung ressortiren, zu revidiron. 

Letzteres ist insonderheit die Pflicht derjenigen Räthe, zu deren Geschäftskreise 
die Aufsicht über die betreffende Kreis- oder Ortscasse gehört. 

Mängel, deren Rüge ausser ihrem Geschäftskreise liegt, müssen sie gleichwohl 
nicht unbeachtet lassen, sondern dem Präsidium bei eigner Vertretung anzeigen. 

§. 47. Der Medicinalrath bearbeitet bei den Regierungen alle in die Gesundheits- 
und Medicinal-Polizei einschlagcnde Sachen und hat in Beziehung darauf alle Rechte, 
Pflichten und Verantwortlichkeiten der übrigen Dopartcments-Ratho. Er muss die wich- 
tigem Medicinalanstalten von Zeit zn Zeit rovidiren, auch das beachten, was aus der 
Instruction für die Medicinal-Collegien von heute auf ihn Anwendung findet. Er darf 
zwar modicinische Praxis treiben, aber nur in so weit, dass seine Amtsgeschäftc dabei 
nicht leiden. 

Der Regierungs-Medicinalrath hat nach der AJIerh. Ordre vom 31. Deceni- 
ber 1825 zu V. im Plenum der Regierung nur in zu seinem Gescbäftskreis ge- 
hörigen Angelegenheiten ein volles Votum. 

Verf. der Minist dor geiatl. etc. Angclegcnh., des Innern, für Handel etc. 
und der Finanzen vom 15. August 1855 (v. Raumor. v. Westphalen. 
v. Pommer-Esche. Kaliski). 

Mit dem Königl. Regierungs-Präsidium erklären wir uns auf den Bericht vom . . . 
in der Auslegung des §. 31. des Disciplinar-Geaetzes vom 21. Juli 1852 (G. S. S. 405) 
dahin einverstanden, dass nach diesem §.31. in Verbindung mit der Allerh. Ordre vom 
31. December 1825^ zu V. (G. S. 1826 S. 6) bei Erledigung aller Disciplinarsachen 
wider Lehrer den Schnlräthen, ohne Unterschied, ob sie als Referenten, beziehentlich 
als Aufsichtsräthe bei dem zu erledigenden Specialfall betheiligt sind oder nicht, ein 
volles Votum in den Plcnar-Sitzungcn der Regierung gebührt und dass fine gleiche 
Stimmberechtigung, sofern der angeschuldigte Lehrer zugleich als Kirchendiener fungirt, 
auch dem geistlichen Rath des Collegiums zusteht, wie es denn überhaupt der Absicht 
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nicht minder als dom Wortlaut der Bestimmung im zweiten Absatz unter V. der Aller- 
höchsten Ordre von« 31. Doccmbcr 1825 entspricht, dass die technischen Mitglieder der 
Regierung einschliesslich dor Schulrfitho bei allen Angelegenheiten ihres Geschäftsbe- 
reiches und nicht blos in den Sachen, wo sie gerade als Deccrnentcn betheiligt sind, 
auf ein volles Votum Anspruch haben. 

Mit der Vertretung der Ober- Regier angsrät he werden die Regierung« -Me- 
dicinalräthe, eben so wie die »Schul- und Baoräthe iu der Regel nicht beauftragt. 

Die Dienstanweisung für die Medicinal-Collegien vom 23. October 1817 ist 
in §. 4. in Beziehung auf die Regierungs-Medieinalräthe abgeäudert durch die 

Allorh. Ordre vom 6. Doccmber 1841 an den Minister der geistlichen etc. 

Angelegenheiten. 

Auf Ihren Bericht vom 9 , v. M. will ich die in §. 4. der Dienstanweisung für die 
Medicinal-Collegien vom 23. October 1817 enthaltene Bestimmung über das Verhältnis« 
de« bei der Regierung des Orts, wo sich das Modiomal-Collegium belindet, an gestellten 
Regierniigs-Medieinalratlis zu dem gedachten Collegium dahin abändern, dass in Füllen 
der Abwesenheit oder sonstigen Verhinderung des Ober- Präsidenten nicht der Regie- 
rung» - Medicinalrath, sondern der jedesmalige Stellvertreter des Ober - Präsidenten den 
Vorsitz im Medieinal-Cullegiuni führen soll. Der jedesmalige Regierungs-Mcdicinalratli 
soll an den Geschäften des Mcdicinal-Collcgiums mit vollem Stimmrecht Theil nehmen, 
dabei unter den Räthen des Collegiums nach seinem Dienstalter rangiren, übrigens für 
diese ihm vermöge seines Amtes obliegenden Geschäfte ein besonderes Gehalt nicht be- 
ziehen. Ich überlasse Ihnen hiernach, die Behörden init Anweisung zu versehen. 

und die auf Grund derselben erlassene 

Circ.-Verf. vom 19. Decomber 1841 (Eichhorn). 

Des Königs Majestät haben auf meinen Antrag mittelst der in beglaubigter Ab- 
schrift anliegenden Allerhöchsten Cabinets-Ordre vom 6. d. M. die in §. 4. der Dienst- 
Instruction für die Medicinal-Collegien vom 23. October 1817 enthaltene Bestimmung 
über das Verhältnis» der bei (1er Regierung des Orts, wo sich das Medici nul -Collegium 
befindet, Angestellten Regierungs-Meuioinalraths zu dem genannten Collegium dahin ab- 
zuändern geruht, dass in Fällen der Abwesenheit oder sonstigen Verhinderung des Ober- 
Präsidenten nicht der Regierungs-Medicinalrath, sondern der jedesmalige Stellvertreter 
des Ober- Präsidenten den Vorsitz im Medicinai-Collegiuni führen soll. Der jedesmalige 
Regierungs-Medicinalrath soll dagegen an den Geschäften des Medicinal-Collegiums mit 
vollem Stimmrocht Theil nehmen, dabei unter den Räthen des Collegiums nach seinem 
Dienstalter rangiren und für diese ihm vermöge seines Amts obliegenden Geschäfte ein 
besonderes Gehalt nicht beziehen. 

Indem ich Ew. etc. hiervon ergebenst in Kenntnis« setze, stelle ich Demselben 
ebenm&ssig anheim, wegen des Eintritts des dortigen Regicrungs - Medicinalrath» in das 
Provinzial -Mcdicinal- Collegium gefälligst das Weitere zu verfügen. Hinsichtlich der 
Theilnahme dos Regierungs-Medicinalrath» an den Arbeiten des Medicinal-Collegiums 
bemerke ich ergebenst, dass der getroffenen Anordnung hauptsächlich die Ansicht zum 
Grunde liegt, die Medicinal-Collegien durch den Regierungs-Medicinalrath, welcher mit 
dem Stande der Modiciaal- Verwaltung näher vertraut ist, mit letzterer im Zusammen- 
hänge und in Uebercinstimmung zu erhalten. Dem entsprechend sind dem Uegicrungs- 
M edicinulratho eigentlich forensische Arbeiten nicht zu übertragen, sondern nur solche 
Sachen, welche entweder ein Verwaltungs-Interesse haben oder bei welchen durch seine 
Vermittelung eiu Schriftwechsel vermieden werden kaon, zur speciellcn Bearbeitung zu- 
zutheilcn. Dass hierbei auch auf den Umfang der von ihm bei der Regierung zu 
bearbeitenden Geschäfte angemessene Rücksicht zu uehmen sei, darf ich nicht erst in 
Erinnerung bringen. 

Im Gehalt ascendirt der Regierungs-Medicinalrath nicht mit den übrigen 
Regierungsräthen. Ihre Gehälter sind auf einen besonderen Etat gebracht und 
werden aus einem besonderen Fonds gezahlt, bei dessen anderweiter Feststellung 
seit dem 1. Januar 1873 das Durchschnitts-Gehalt auf 1700 Thlr. angenommen 
worden ist. Das niedrigste Gehalt beträgt 1400 Thlr., das höchste 2000 Thlr. 
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Wohnungsgeldiascbnss beziehen die Reg.-Med.-Räthe nach Abtheilaug III. 
des Tarifs zum Gesetz vom 12. Mai 1873 (G.-S. S. 209). 

Das Gesetz lautet: 

Gesotz, betreffend die Gewährung von Wo huungsgeldzuschüsseu an die 
unmittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Proussen etc. verordnen, mit Zu- 
stimmung beider Häuser des Landtages der Monarchie, was folgt : 

§. 1. Den unmittelbaren Staatsbeamten, welche eine etatsmässige Stelle bekleiden 
und ihre Besoldung aus der Staatscasse beziehen, ferner den Lehrern und Beamten der 
Universitäten und derjenigen Unterrichts- und sonstigen Anstalten, bei welchen die Ge- 
währung der erforderlichen Unterhaltungszuschüsse ausschliesslich dem Staate obliegt, 
wird vom 1. Januar 1873 ab ein Wohnungsgeldzuschuss nach Massgabe des diesem Ge- 
setze beiliegenden Tarifs gewährt. 

Der \Vohnungsgcldzu8chus8 wird auch denjenigen unmittelbaren Staatsbeamten ge- 
währt, welche bei der Umgestaltung der Behörden in den neuen Provinzen etatsmässige 
Stellen verloren haben und zur Zeit noch ausserctatsmässig im unmittelbaren Staats- 
dienst beschäftigt werden. 

§. 2. Für den zu gewährenden Wohnungsgeldzuschuss ist der mit der Amststel- 
lung verbundene Dienstrang, nicht der einem Beamten etwa persönlich bcigelegte hö- 
here Rang massgebend. 

Beamte, welche nach ihrer Dienststellung zwischen den Abteilungen des Tarifs 
rangiren, werden der entsprechenden niederen Abtheilung zugercchnet. 

Für solche Beamte und Lehrer, welchen ein bestimmter Dienstrang nicht beigelegt 
ist, wird durch den Ressortchef im Einvernehmen mit dem Finanzminister festgesetzt, 
welcher der im Tarif bestimmten Beamtenclassen dieselben beizuzählen sind. 

Die Stellung der Orte in den verschiedenen Servisclassen bestimmt sich nach der 
Classcneinthcilung, wie sie in Gemässbeit des §. 3. des ReichsgesetzOH vom 25. Juni 1888, 
betreffend die Quartierleistung für die bewaffnete Macht während des Friedenszustandes 
(Bundesgesetzbl. S. 523), jeweilig iu Geltung ist. 

Bei Veränderungen in der Classeneintheilung kommt, von dem auf die Publication 
der Veränderung folgenden Kalenderquartal an, der danach sich ergebende veränderte 
Satz des Wohnungsgeldzuschusses in Anwendung. 

§. 3. Bei Versetzungen erlischt der Anspruch auf den dem bisherigen amtlichen 
Wohnorte entsprechenden Satz des Wohnungsgeldzuschusses mit dem Zeitpuncte, zu 
welchem der Bezug der Besoldung aus der bisherigen Dienststelle aufhört. 

Die bei einer Versetzung an einen Ort einer geringeren Scrvisclasse eintretende 
Verminderung des Wohnungsgeldzuschusses wird als eine Verkürzung des Dienstein- 
kommons (§. 53. des Gesetzes, betreffend die Dienstvergehen der Richter und die un- 
freiwillige Versetzung derselben auf eine andere Stelle oder in den Ruhestand, vom * 
7. Mai 1851. Gesetz-Samml. S. 218, und §. 87. des Gesetzes, betreffend die Dienstver- 
gehen der nicht richterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852. Gesetz-Sniuml. S. 465) nicht 
angesehen. 

§. 4. Der Wohnungsgoldzuschuss wird nicht gewährt an Beamte, welche Dieust- 
wohnungen innehaben oder an Statt derselben Miethseutschädigungen beziehen. 

Die Miethsvergütiguugcn, welche Beamte für die ihnen überlassenen Dienstwoh- 
nungen zu entrichteu haben, werden von dem im §. 1. bestimmten Zeitpuncte ab um 
den Betrag des Wohnungsgeldzuschusses gekürzt 

§. 5. Beamte, welche mehrere Acrater bekleiden, erhalten den Wohnungsgeldzu- 
schuss nur Ein Mal und zwar für dasjenige Amt, welches auf den höchsten Satz An- 
spruch giebt. 

§. 6. Bei der Feststellung der Umzugskostenvergütungen (§. 4. des Allerhöchsten 
Erlasses vom 26. März 1855, Gesetz-Samml. S. 190) bleibt aer Wohnungsgeldzuschuss 
ausser Ansatz. 

Bei Bemessung der Pension (§. 10. des Gesetzes, betreffend die Pcnsionirung der 
unmittelbaren Staatsbeamten etc., vom 27. März 1872. Gesetz-Samml. S. 268) wira der 
Durchschnittssatz des Wohnungsgeldzuschusses für die Servisclassen I. bis V. in An- 
rechnung gebracht. Dieser Satz gilt auch für diejenigen Beamten, welche eine Dienst- 
wohnung, beziehungsweise eine Miethsentschädigung erhalten. Im Uebrigen gilt der 
Wohnungsgeldzuschuss in allen Beziehungen mit der im §. 3. Abs. 2. bestimmten Maß- 
gabe als ein Theil der Besoldung. 

§. 7. Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf die ges&ndtschaftlichen Beamten, 
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sowie auf Beamte in Dienststellungen, wie sie im §. ö. de» allcgirtcn Gesetzes vom 
27. März 1872 bezeichnet sind. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigen bündigen Unterschrift und beigedrucktem 
Königlichen Iusiegcl. 

Gegeben Berlin, den 12. Mai 1873. 

(L. S.) Wilhelm. 

Gr. v. Ko on. lürst v. Bismarck. Gr. v. Itzon plitz. Gr. zu Eulen bürg. 
Leouhardt. Camphausou. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarr k. 


Tarif. 


Bezeichnung der Beamten. 

.lahresbetrag des Wohuungsgeldzuschusscs 
in den Orten der Serviseiasse: 


l. 

Thlr. 

ii. | 

Thlr. | 

III. j 

Thlr. i 

IV. 

Thlr. 

v - 

I Thlr. 

I. Beamte der 1. Rangclasse . . . 

500 

400 

300 

240 

200 

1 200 

11. Beamte der 2. und 3. Kangclassc 

400 

300 

240 

200 

| 180 

180 

111. Beamte der 4. und 5. Rangclasse 

300 

220 

180 

IGO 

140 , 

120 

IV. Beamte, welche zwischen den Be- 
amten der 5. Rangclasse und den 
Subalternen der Provinzialbehör- 
den rangiren, Subalternbeamte 
zweiter Classe bei den Central- 
behörden, Subalternbeamte bei 
den Provinzial- undLocalbehörden 

180 ! 

144 

120 

| 100 

72 

CO 

V. Unterbcamto 

80 

60 

48 

36 

24 j 

1 1 

20 


Die Rcgieruugs-Medicinalrüthe haben Anspruch auf Pension nach Ma&sgabe 
des Pensions-Reglements und sind receptionsföhig bei der allgemeinen Wittwen- 
Verpflegungs-Anstalt. Sie sind deshalb auch verkommenden Falles zur Einholung 
des Heiraths-Consenscs verpflichtet. 

Die Diäten- und Fuhrkosten -Entschädigung der Regieruugs-Medicinalrathe 
richtet sich nach dem Gesetz vom 24. Mörz 1873 (G.-S. S. 122). 

Dasselbe lautet: 


Gesotz, betreffend die Tagegelder und die Reisekosten der 
Staatsbeamten, vom 24. März 1873. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. verordnen, mit Zu- 
stimmung beider Hauser des Landtages der Monarchie, was folgt: 

§. 1. Die Staatsbeamten erhalten bei Dienstreisen Tagegelder nach den folgenden 
Sätzen : • 

1. Active Staatsminister 10 Thaler, 

II. Beamte der ersteu Kangclassc 0 „ 

III. Beamte der zweiten und dritten Rangclasse 5 „ 

IV. Beamte der vierteu nnd fünften Kangclassc 4 „ 

V. Beamte, welche nicht zu obigen Classen gehören, soweit sie bisher 

zu dem Datensätze von 1 Thlr. 20 Sgr. beziehungsweise 2 Thlr. 
berechtigt waren 3 w 

VI. Subalternbpamto der Provinzial-, Kreis- und Uocalbehörden und 

andere Beamte gleichen Kanges 2 „ 

VII. Beamte geringeren Kanges und Unterbeamte ........ 1 * 

§. 2. Erfordert eine Dienstreise einen aussergewöhnlichcn Kostenaufwand, so kann 
der Tagegeldersatz (§. 1.) von dem Verwaltungs-Chef angemesseu erhöht werden. 

§, 3. Etatsmässig angestellte Beamte, welche vorübergehend ausserhalb ihres 
Wohnortes bei einer Behörde beschäftigt werden, erhalten für die Dauer dieser Be- 
schäftigung neben ihrer Besohlung die im §. 1. festgesetzten Tagegelder. 

Nicht etatamässig angestellte Beamte haben im gleichen Falle auf die im §. 1. 
festgesetztem Tagegelder nur für die Dauer der Hiu- und Rückreise Anspruch. Für 


Digitized by Google 




Der Regierungs-Medicinalrnth. 


611 


die Dauer der Beschäftigung werden die denselben zu gewahrenden Tagegelder durch 
die Vorgesetzte Behörde bestimmt. 

§. 4. An Reisekosten einschliesslich der Kosten für Gepäckbeförderung, erhalten: 
I. bei Dienstreisen, wclcho auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen gemacht werden 
können: 

1) die im §. 1. unter I. bis V. genannten Beamten für die Meile . . 10 Sgr. 
und 1 Thlr. für jeden Zu- und Abgang. 

Hat einer dieser Beamten einen Diener auf die Reise mitgenommen, so 
kann er für denselben 5 Sgr. für die Meile beanspruchen; 

2) die im §. 1. unter VI. genannten Beamten für die Meile 7% Sgr. und 
20 Sgr. für jeden Zu- und Abgang; 

3) die im §. 1. unter VII. genannten Beamten 5 Sgr. für die Meile und 
10 Sgr. für jeden Zu- und Abgang. 

II. Bei Dienstreisen, welche nicht auf Dampfschiffen oder Eisenbahnen zurnckge- 
legt weiden können, erhalten: 

11 die im §. 1. unter I. bis IV. genannten Beamten ... 1 Thlr. 15 Sgr. 

2) die im §. 1. unter V. und VI. genannten Beamten . . . 1 „ — „ 

3) die Unter beamten (§. 1. Nr. VII.) — „ 20 n 

für die Meile. 

Haben erweislich höhere Reisekosten als die unter 1. und II. festgesetzten aufge- 
wendet Werden müssen, so werden diese erstattet. 

§. 5. Die Reisekosten werden für die Hin- und Rückreise besonders berechnet. 
Hat jedoch ein Beamter Dienstgeschfifto an verschiedenen Orten unmittelbar nach ein- 
ander ausgerichtet, so ist der von Ort zu Ort wirklich zurückgelegte Weg ungetheilt 
der Berechnung der Reisekosten zu Grunde zu legen. 

§. 6. Für Geschäfte am Wohnorte des Beamten werdon weder Tagegelder noch 
Reisekosten gezahlt; dasselbe gilt von Geschäften ausserhalb des Wohnortes in einer 
Entfernnng von nicht mehr als */ 5 Meile von demselben. War der Beamte durch ausser- 
gewöhnliche Umstände genöthigt, sich eines Fuhrwerks zu bedienen, oder waren sonstige 
nothwendige Unkosten, wie Brücken- oder Fährgeld aufznwenden, so sind die Auslagen 
zu erstatten. 

Für einzelne Ortschaften kann durch den Verwaltungs-Chef in Gemeinschaft mit 
dem Finanzminister bestimmt werden, dass den Beamten bei den ausserhalb des Dienst- 
gebäudes vorzunehmenden Geschäften die verauslagten Fuhrkosten zu erstatten sind. 

§. 7. Bei Berechnung der Entfernungen wird jede angefangene Fünftelmeile für 
eine volle. Fünftelmeile gerechnet. 

Bei Reisen von mehr als einer Fünftolmoile, aber weniger als einer ganzen Meile, 
sind die Fuhrkosten für eine volle Meile zu gewähren. 

§. 8. Beamte, wclcho zum Zweck von Reisen innerhalb ihros Amtsbezirks neben 
oder in ihrem Einkommen eine Pauschsummc für Reisekosten oder Unterhaltnng von 
Fuhrwerk oder Pferden beziehen, erhalten Tagegelder und Reisekosten nach Massgabo 
dieses Gesetzes nur dann, wenn sie Dienstgeschäfte ausserhalb ihres Amtsbezirks aus- 
geführt haben. 

Werden Beamte, welche eine solche Pauschsumme beziehen, wegen Urlaubs oder 
sonstiger Verhinderung vertreten, so haben dieselben ihren Stellvertreter angemessen 
zu entschädigen. Diese Entschädigung und die uutof besonderen Umständen zulässigen 
Ausnahmen bestimmt die Vorgesetzte Behörde. 

0. Für Dienstreisen von Beamten, welche sich im Vorbereitungsdienst befinden, 
werden Tagegelder und Reisekosten dann nicht gewährt, wenn die Reisen lediglich zum 
Zwecko der Ausbildung dieser Beamten erfolgen. Ob letzteres der Fall ist, entscheidet 
die Vorgesetzte Dienstbehörde. 

§. 10. Ist der persönliche Rang eines Beamten ein höherer, als der mit dem Amte 
verbundene, so ist der letztere für oic Feststellung der Tagegelder* und ReisekoBteii- 
sätze massgebend. Beamte, welche im Range zwischen zwei Classen stehen, erhalten die 
für die niedrigere C lasse bestimmten Sätze. Für Beamte, denen eiu bestimmter Rang 
nicht verlielien ist, entscheidet der Verwaltungs-Chef in Gemeinschaft mit dom Finanz- 
minister über die denselben nach Massgabo dieses Gesetzes zu gewährenden Sätze 

§. 11. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1873 in Kraft. 

Alle demselben entgegeustehenden Bestimmungen sind aufgehoben, insbesondere: 
die Verordnung vom 28. Juni 1825 wegen Vergütigung der Diäten und Reisekosten für 
commissarische Geschäfte in Königlichen Dienstangelegenheiten (Gcsetz-Samml. S. 183) 
und der Erlass vom 10. Juni 1848 über die Tagegelder und Fuhrkosten bei Dienstreisen 
der Staatsbeamten (Gesctz-Samml. S. 151). 

Wo iu besonderen Vorschriften auf die hiernach aufgehobenen Bestimmungen Bezug 
genommen wird, treten die entsprechenden Bestimmungen dieses Gesetzes an deren Stelle. 
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§. 12. Die gesetzlichen und Verwaltungs-Vorschriften, welche für einzelne Dicnst- 
zweigo oder Dienstgeschäfte bezüglich der den Beamten aus der St&atscasse zu gewäh- 
renden Tagegelder und Keisek osten ergangen sind, bleiben vorläufig in Kraft. Eine 
Abänderung derselben kann im Wege Königlicher Verordnung erfolgen. Die in diesem 
Gesetze bestimmten Sätze dürfen jedoch nicht überschritten werden. 

Unter gleicher Beschränkung kann die Gewährung von Tagegeldern und Reise- 
kosten für einzelne Dienstzweige oder Dionstgeschäfte auch fernerhin im Weg® König- 
licher Verordnung besonders geregelt werden. 

Desgleichen können die Sätze von Tagegeldern und Reisekosten, welche den in 
Angelegenheiten der directen Staatssteuern berufenen Commissionsmitgliedern und Ab- 
geordneten zu gewähren sind, im Wege der Königlichen Verordnung geändert oder neu 
bestimmt werden. 

Die Bestimmung in den §§. C. und 7. dieses Gesetzes, wonach die Entfernung einer 
Fünftelmeile für die Berechtigung auf Tagegelder und Reisekosten, sowie deren Berech- 
nung massgebend ist, findet mit der Geltung dieses Gesetzes auch auf die vorerwähnten 
besonderen Vorschriften entsprechende Anwendung. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und boigedrucktem 
Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 24. März 1873. 

(L. S.) Wilhelm. 

Gr. v. Roon. Fürst v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 

Leonhardt. Camphausen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 

Circ.-Verf. des Finanz- Mini sters und des Ministers des Innern, 
vom 28. August 1873 (Camphausen, v. Klützow). 

Für die Anwendung des Gesetzes vom 24. März d. J., betreffend dio Tage- 
gelder und die Reisekosten der Staatsbeamten (G.-S. S. 122), wird der Königl. Regie- 
rung Folgendes eröffnet: 

1. Der Anspruch der Staatsbeamten auf Tagegelder und Reisekosten ist in den 
§§. 1. bezw. 4. des Gesetzes, mit einer im §. 1. Nr. V. enthaltenen Modifica- 
uon, nach dem Dienstrange abgestuft. Bei Aufstellung und Prüfung der 
Liquidationen bedarf es deshalb zunächst der Feststellung des Dienstranges 
nach den hiorüber gegebenen Bestimmungen. Dabei sind cuo besonderen Vor- 
schriften des §. 10. zu beachten. Soweit danach der Dienstrang eines Beamten 
nicht feststeht, ist die Entscheidung über die demselben nach Massgabe des 
Gesetzes zu gewährenden Sätze, d. h. die Bestimmung darüber, welcher der 
im §. 1. aufgeführten Classen derselbe, selbst verständlich nicht behufs Fest- 
stellung eines bestimmten Dienstranges, sondern lediglich behufs Festsetzung 
der Tagegelder- und Rcisekosten-Sätze — zuzuzählen ist, dem Verwalt ungs- 
chef in Gemeinschaft mit dom Finanzminister vorbohalten. 

Da das inzwischen publicirte Gesetz, betreffend die Wohnungsgeldor- 
zuschüsse der Beamten vom 12. Mai d. J. (G.-S. S. 209.), wesentlich von dem- 
selben Princip ausgeht, für dieses Gesetz aber die erforderlichen Festsetzun- 
gen bereits getroffen sind, bezw. noch erfolgen werden, so wird hiermit allge- 
mein bestimmt, dass diese Festsetzungen auch für das Gesetz vom 24. März c., 
vorbehaltlich der für einzelne Fälle getroffenen Anordnungen, nach Massgabc 
des Nachfolgenden entsprechende Anwendung finden sollen. 

Diejenigen Beamten, welche zu den Rangclasson I., II. und III. des Tarifs 
zum Gesetz vom 12. Mai c. gehören, sind zu den entsprechenden Classen II., 
III. und bezw. IV. im §. 1. des Gesetzes vom 24. März c. zu rechnen. 

Dagegen scheiden von der Classe IV. des crstgcdachtcn Tarifs für das 
Gesetz vom 24. März c. die im §. 1. Nr. V. des letztem Gezeichneten Beamten aus. 

Für den Anspruch auf den Tagcgeldersatz von 3 Thlrn. ist nämlich 
nicht der Dienstrang, sondern vorzugsweise der Umstand entscheidend, ob der 
betreffende Beamte nach den bisherigen Vorschriften zu dem Satze von 
1 Tlilr. 20 Sgr. oder 2 Tlilr. berechtigt war. Hier ist also die Prüfung zunächst 
auf den letzteren Umstand zu richten. 

Ausserdem sind zu der Classe des §. 1. Nr. V. alle diejenigen Beamten 
zu zählen, welche nicht zu den ersten fünf liangclassen gehören, aber im 
Dienstrange vor den Subaltorn- Beamten der Provinzial-Behörden stehen, wie 
z. B. dio Refercndarien, soweit dieselben nicht schon nach dem Vorhergehen- 
den zu der gedachten Classe zu rechnen sind. Die bisher gemachte Unter- 
scheidung, ob Rcferendarien einen Auftrag zur selbstständigen Ausführung 
erhalten oder nicht, findet künftig nicht mehr Anwendung. 
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Abgesehen von den vorstehend bezeiehneten Beamten, entsprechen die 
Rangclassen IV. und V. des Tarifs zu dem Gesotz vom 12. Mai c. den 
Classen VI. bezw. VH. im §. 1. des Ge.setzes vom 24. März c. Insbesondere 
sind alle zu Classo V. des erstoren gehörigen Beamten zu Gasse VH. §. 1. 
des Tagegelder- Gesetzes zu zählen. 

Sofern sich hiernach bezüglich einzelner Bearaten-Kategorien noch Zweifel 
ergeben sollten, ist die besondere Entscheidung einzuholen. 

2. Nach § 3. Abs. 1. haben etatsmässig angestellte Beamte, wenn sie vorüber- 
gehend bei einer Behörde ausserhalb ihres Wohnortes beschäftigt werden, An- 
spruch auf die im §. 1. festgestellten Tagegelder. Durch diese Vorschrift, 
welche sich anf die Zeit der eigentlichen Dienstreise überhaupt nieht bezieht, 
ist indessen nicht ausgeschlossen, das« unter Umständen und in Berücksichti- 
gung des wirklichen Bedürfnisses, namentlich bei Commissoricn von längerer 
Dauer, sofern dio gesetzlichen Tagegelder neben der Besoldung für die ganze 
Zeit der Beschäftigung eine verhältnissmässig zu hohe Vergütung bilden würden, 
mit dem Einverständnis der betreffenden Beamten ein niedrigerer Tagegcldor- 
satz gewährt werden kann. Dieses Einverständnisses hat sich die den Auftrag 
ertheilende Behörde in Fällen der gedachten Art in geeigneter Weise zu ver- 
gewissern, weil dem Beamten die unbedingte Pflicht znr Uebernahmc des Auf- 
trages gegen Gewährung niedrigerer Tagegelder nicht obliegt. Zn diesem 
Zweck ist in jedem Falle darauf zu halten, dass dem Beamten mit der Auf- 
forderung zur Uebernahme des Auftrags der Betrag der von demselben zu 
beziehenden Vergütung mitgetheilt wird. 

Was dagegen die den nicht etatsmässig angcstellten Beamten, welche sich 
in gleicher Lage befinden, zu gewährende Vergütung betrifft, so ist der bis- 
herige Grundsatz, das6 für diese Beamten die Vorgesetzte Behördo die Ver- 
gütung fostsetzt, nicht geändert worden. Vorbehaltlich besonderer Anordnun- 
gen bewendet cs deshalb in dieser Beziehung bei den bisherigen Bestimmungen. 

3. Der Allerhöchste Erlass vom 26. März 1855, betreffend dio Vergütigung der 

den Beamten bei Versetzungen erwachsenden Umzngskosten (G.-S. S. 190.), 
ist durch das Gesetz vom 24. März d. J. nicht berührt. Dio im §.8. jenes 
Erlasses in Bezug genommenen Bestimmungen des Erlasses vom 10. Juni 184H 
werden nach §. 11. Abs. 3. des vorliegenden Gesetzes durch die Bestimmungen 
des letzteren ersetzt, so dass die neueren Sätze zur Anwendung kommen. Dio 
in demselben 8. Abs. 2. erwähnte Vorschrift im §. 4. des Erlasses vom 

10. Jnni 1848 ist für die Anwendung des Erlasses vom 26. März 1855 aufrecht 
erhalten, insofern dieselbe als ein integrirender Theil des letzteren anzuseheu 
ist. Verheirathete Beamte werden deshalb, wenn 6io sich in dem bezüglichen 
Falle befinden, die persönlichen Reisekosten nach den betreffenden höheren 
Sätzen (für Landwege) liquidiren können. 

4. Nach der Bestimmung im §. 11. Abs. 2. des Gesetzes sind die Verordnungen 
wogen Vergütigung der Diäten und Reisekosten etc. vom 28. Juni 1825 (G.-S. 

S. 163.), sowie der Erlass vom 10. Juni 1848 über die Tagegelder und Fulir- 
k osten bei Dienstreisen der Staatsbeamten (G.-S. S. 151.) und gleichzeitig alle 
diese beiden Verordnungen ergänzenden Vorschriften und generellen Anordnun- 
gen ausser Kraft getreten. Dagegen sind nach §. 12. des Gesetzes alle beson- 
deren Gesetze und alle allgemeinen Verwaltungsvorschriften, welche die An- 
sprüche auf Tagegelder und Reisekosten für einzelne Dienstzweigo oder Dienst- 
geschäfte besonders regeln, vorläufig in Kraft geblieben. Zn den letzteren 
Bestimmungen gehören beispielsweise die auf die Diäten und Reisekosten der 
Mitglieder des Lnndgendarmerie-Corps sieh beziehenden Vorschriften. Das 
entscheidende Merkmal dafür, ob eine Vorschrift noch fortbesteht, wird im 
Allgemeinen das sein, dass dieselbe mit Rücksicht auf die besonderen Ver- 
hältnisse des betreffenden Dienstzweiges erlassen ist und nicht blos dazu ge- 
dient hat, die etwaigen Lücken der Verordnungen von 1825 nnd 1H48 zu er- 
gänzen. Sofern in dieser Beziehung Zweifel entstehen sollten, ist unsere Ent- 
scheidung einzuholcn. 

Vorstehendes wird der Königlichen Regierung zur Nachachtung mitgetheilt. 

Für am Wohnorte an&gefiihrte Aufträge steht den Regierongs - Medicinal- 
rfithen keine Remuneration zu. 
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Verf. der Minister der geistl. etc. Angel, und des Innern 
vom 14. April 18Ö2 (v. Raumer, v. Mantouffel). 

Der Königlichen Regierung eröffnen wir auf den Bericht vom . . ., dass dem Re- 
gierungfi-Medicmalrath Dr. N ein Anspruch auf Gebühren für die im Aufträge der obern 
Prnvinzial-Bchörden von ihm vorgenommenen Ärztlichen Untersuchung der Väter re* 
clamirter Militärpflichtigen nicht zusteht. 

Nach den t;§. I. und 6. der Verordnung vom 28. Juni 1826 (G.-S. S. 163) werden 
Diäten nur für Geschäfte ausserhalb des Domicils neccssarii des Beamten gewährt Der 
Unterschied, welcher bei Kreisphysikern mit Rücksicht auf deren eigenthümliche Stel- 
lung nach den durch die Allerhöchste Ordre vom 14. April 1832 genehmigten beson- 
deren Bestimmungen zwischen medicinal- und sanitäts-ponzeilichen Geschäften einerseits 
und gerichtsärztlichen, resp. anderen öffentlichen Functionen andererseits gemacht wird, 
so wie die daraus resultirende Berechtigung der Kreisphysiker auf besondere Remune- 
rimng aller nicht medicinal- und sanitats-polizeilichen Functionen, gestatten keine ana- 
loge Anwendung auf Regierungs-Medicinalräthe. Diese stehen vielmehr in allen öffent- 
lichen Dienstangelegenheiten den übrigen Mitgliedern der Regierungen gleich und können 
für besondere Seitens der Regierungen, oberen Provinzial - Behörden oder Ministerien 
ihnen ertheilte, am Wohnorte anszuführonde und ausgeführte Aufträge eine besondere 
Remuneration weder nach Massgabe des Diätenroglcments, noch der Medicinalpersonen- 
tazo liqnidiren. 

Als Auszeichnung erhalten die Regierungs-Medicinalräthe den Titel „Ge- 
heimer Medicinalrath“, Welcher eine Rang-Erhöhung nicht in sich schliesst. 

2. Der Medicinalrath. 

Nach §. 3. der Dienstanweisung für die Medicinal-Collegien vom 23. October 
1817 (S. 11.) soll jedes dieser Collegien mindestens aus fünf Mitgliedern, Rätben 
und Beisitzern bestehen , so dass, wenn drei Assessoren sind, wenigstens zwei 
Medieinalräthc bei jedem Collegium fungiron. 

Die Medicinalräihe stehen in dem Range der Regierungsräthe; es gelten in 
dieser Beziehung dieselben Bestimmungen wie für die Regierungs-Medicinalräthe. 

Die Ernennnng erfolgt auf den Vorschlag des Ministers der Medicinal- An- 
gelegenheiten durch den König. 

Der Geschäftsführung liegt die oben angeführte Dienst-Anweisung zum 
Grunde. Da die Verfassung hiernach coliegiaiisch ist, so können die Gutachten 
des Collegiums von einzelnen Mitgliedern desselben nicht vertreten werden (vgl. 
8. 259.). 

Das Gehalt der Medicinalrathsstellen ist durchschnittlich jährlich 300 Thlr. 
Die Medicinalrätbe sind nicht pensionsberechtigt and erhalten keinen Wohnungs- 
gelderzuschuss. Gebühren, Diäten und Reisekosten stehen ihnen ihrem Range 
nach wie den Regiernngs-Medicinalräthen zu. 

Als Auszeichnung im Dienst erhalten die Medicinalrätbe den Character als 
Geheimer Medicinalrath. 

3. Die Assesoren. 

Unter den Mitgliedern der Medicinal-Collegien sollen nach §. 3. der Dienst- 
Anweisung vom 23. Octobcr 1817 jedesmal ein wissenschaftlich gebildeter Wund- 
arzt, ein Pharmaceut, sowie ein Thierarzt sich befinden. Diese nehmen die 
Assessorcnstellen ein, so dass bei jedem Collegium 
eine chirurgische, 
eine pharmaceutiscbe und 
eine Vcterinär-Assessorstclle 
ist. 

Die Bestallung erfolgt durch deu Minister der Mcdicinal-Angelegenheiten. 
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Die chirurgischen Assessorenstellen sind gegenwärtig durch practische Aer/.te 
besetzt, die ihre Qualification durch Ablegung der Physikatsprüfung oder durch 
erhebliche wissenschaftliche und practische Leistungen nachgewiesen haben. 

Zu pharmuceutischen Assessoren werden wissenschaftlich gebildete Apotheker 
gewählt, wobei es nicht unumgänglich nothwendig ist, dass dieselben sich im 
Besitz einer Apotheke befinden. 

Die Veterinär-Assessoren sind in der Hegel zugleich Departements-Thierärzte 
für den betreffenden Regierungsbezirk. 

Die Geschäftsführung der Assessoren regelt sich nach der oben genannten 
Dienst-Auweisung. Es steht denselben nur in dem Fall, wenn sie promovirte 
practische Aerzte sind, ein volles Stimmrecht zu, sonst nur bei den von ihnen 
speciell bearbeiteten Sachen. 

Miu.-Verf. vom 10. Juli 1S33 (v. Altenstein). 

Ew. Excellenz beehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom 6. v. M. ganz 
ergebenst zu erwiedern, dass ich hinsichte der frage, ob dem chirurgischen Assessor 
des dortigen Mcdicinal-Collegii bei Gutachten in mcdicinisch-gerichtlichen Fällen, welcho 
von den übrigen Mitgliedern des Collcgii abgefasst sind, ein Votum zusteht oder nicht 
nach der Bestimmung des §. 3. der Instruction für dio Medicinal-Collegien vom 23. Octo- 
ber 1317 nur der von Denenselben diesfalls geäusaerten Ansicht boipflichten kann, 
ln diesem Paragraphen sind die bei den Medicinal-Collegien augestellten Aerzte den 
übrigen Mitgliedern, also denen, dio nicht Aerzte sind, entgegengesetzt, don Aerzten 
ein volles, den Nichtärzten ein beschränktes Votum beigelegt, woraus allerdings folgt, 
dass jeder promovirte practiaeho Arzt, wenn er auch im Medicinal- Collegium nur als 
Wundarzt fnngirt, nicht bloß bei den chirurgischen Gegenständen eine hieran! beschränkte 
Stimme hat, sondern ihm die volle Stimme hei allen Sachen, über wolrho coUegialisch 
zu entscheiden ist, gebührt. Von diesem Rechte dürfte bei dem Mcdicinal-Assessor 
Dr. N. in N- um so woniger eine Ausnahme zu machen sein, als derselbe nicht allein 
als ein wissenschaftlich gebildeter Arzt anerkannt ist, sondern auch die Phvsikats- 
prüfung zurückgelegt und folglich zu allen forensischen und modicinisch-goricntlichen 
eschäften sich qualificirt hat. 

Das Gehalt der Assessoren beträgt in der Regel jährlich 200 Thlr. Pen- 
ionsberechtignng und Wohnungsgelderzuschnss stehen ihnen nicht zu; Gebühren, 
Diäten und Reisekosten haben sie ihrem Range nach zu berechnen. 

Die Assessoren erhalten als Auszeichnung den Character „Medicinalrath“, 
ohne aber ihren Rang und ihre Stellung zu ändern; nur die chirurgischen Asses- 
soren können, wenn sie practische Aerzte sind, in die etatsmässigen Medicinal- 
rathsstellen ascendiren. 

Ausser diesen Mitgliedern der Medicinal-Collegien sind bei einzelnen der 
letzteren practische Aerzte, welche ihre Physikatsprüfung abgelegt haben, als 
Hülfsarbeiter zugelassen, ohne eine Remuneration für ihre Arbeiten zu beziehen 
oder ein Anrecht auf definitive Anstellung im Collegium zu gewinnen. 

Zu den Medicinal-Beamten im weitern Sinne können noch gerechnet wurden: 
die Professoren und Docenten bei den medicinischen Facultäten der Landcs- 
Dniversitäten, die Hebammenlehrer, sowie die Dircctoren der provinzialständischen 
Irren- Anstalten. Die ordentlichen Professoren und die Directoren der Irren-An- 
stalten werden von des Königs Majestät anf Vorschlag des Ministers der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten ernannt, die ausserordentlichen Professoren und die 
Hebammenlehrer von letzterem. 


Uedlcintl-Weten. 


40 


Digitized by Google 


Nachtrag. 

Bestimmungen, welche während des Druckes erschienen sind. 

Zu S. 54. die Armenpflegekosten betreffend. 

In Sachen N. wider N. hat das Bundesamt für da« Heimathswesen in seiner Sitzung 
vom 6. October 1873 angenommen, dass der Satz zu 2 des prcussischen Tarifs 
auch dann Anwendung findet, wenn der betreffende Kranke nicht völlig erwerbs- 
unfähig war. 

Gründe. 

Kläger hat der durch Krankheit theilweise erwerbsunfähig gewordenen Wittwc 
N. N. ans N. ausser einer einmaligen Gcldunterstützung am 22. November 1872 
auch in der Zeit vom 14. bis 24. Docember 1872 ärztliche Behandlung und Medi- 
ca mente zukoinmen lassen und fordert vollen Ersatz der Auslagen für Arzneien 
von dom Verklagten als Armen verband des Unterstützungswohnsitzes. Letzterer 
glaubt nur zur Erstattung des tarifma&sigcn Pauschsatzes von 1 Sgr. täglich für 
ärztliche Behandlung verpflichtet zu sein und hat auf Abweisung des Klägers 
mit seiner Mehrforderung angetragen. Nachdem diesem Anträge vom ersten 
Richter entsprochen worden ist, hat Kläger fristzeitig Berufung eingelegt. 

Das erst« Erkenntnis« war zu bestätigen. 

Der ministerielle Tarif vom 21. August 1871 pauschalisirt unter Nr. 1. die 
Kosten der Verpflegung arbeitsunfähiger oder kranker Personen im Alter von 
14 oder mehr Jahren und findet, wie sich aus Nr. 6 unzweifelhaft ergiebt, auf 
die Unterstützung nicht vollständig arbeitsunfähiger Personen keine Anwendung. 
Daraus folgt aber nicht, dass auch der Pnuschsatz Nr. 2 des Tarifs nur im Falle 
völliger Erwerbsunfähigkeit des Kranken zur Anwendung gelangen kann. Wenn 
gleich nnter Nr. 2 ausdrücklich die unter Nr. 1 gedachten Personen als diejenigen 
bezeichnet worden, für deren ärztliche oder wundärztliche Behandlung ein rausch- 
satz von 1 Sgr. täglich, abgesehen von gewissen Ausnahmefällen, vergütet werden 
soll, so macht doch die Bestimmung unter Nr. 2 des Tarifs keinen Unterschied 
zwischen ganz erwerbsunfähigen und theilweise erwerbsunfähigen Kranken. 
Auch würde, wenn ein solcher Unterschied hätte gemacht werden sollen, unter 
Nr. 6 jedenfalls nicht blos der Aufwand für Verpflegung, sondern auch der Auf- 
wand für ärztliche Behandlung und Heilmittel im Falle nicht vollständiger Arbeits- 
unfähigkeit zur besonderen Berechnung und Erstattung zugelassen worden sein. 
Kläger findet sich daher mit Unrecht dadurch beschwert, dass ihm in erster In- 
stanz nur der Pauschsatz von l Sgr. täglich zugebilligt, worden ist. (Central- 
blatt für das Deutsche Reich. 1. Jahrgang, Nr. 43.) 

ln Sachen N. gegen N. hatto der Beklagte bestritten, dass einer im Hospital ver- 
pflegten Geisteskranken ärztliche oder wundärztliche Behandlung zu Tjioil geworden 
sei; er hatte sich deshalb geweigert, das tarifmässige Pauschquantum zu ersetzen. In 
erster Instanz war auch die Abweisung des Klägers erfolgt. Das Bundesamt für das 
Heimathswesen hat am 22. September 1873 das erste Erkenntnis» abgeändert und zur 
Begründung Folgendes angeführt: Wenn nach dom Rescripte vom 3. Juli 1872 der unter 
Pos. 2 des Tarifs vom 21. August 1871 für die nothwendig gewordene ärztliche und 
wundärztliche Behandlung ausgeworfene Pauschalsatz von l Sgr. täglich insbesondere 
auch die Kosten der dem Hülfsbedürftigen gereichten Arzneien, Heilmittel u. s. w. in 
sich schliosst, so ist zunächst hervorzubeben, daw beim Mangel einer beschränkenden 
Definition hier unter Heilmitteln alles dasjenige verstanden werden muss, was nach 
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Ärztlicher oder wnndftrztlicher Bestimmung bei einem Kranken zum Zwecke seiner 
Wiederherstellung oder auch nur zur Erreichung eines nach den Umständen möglichst 
günstigen Zustandes äusserliclt oder innerlich angewendet wird. Geht man hiervon aus, 
so muss es aber, ohne dass es einer desfallsigcn näheren Beweisführung bedürfen könnte, 
als feststehend betrachtet werden, dass ein Kranker, insbesondere auch ein Geisteskranker, 
welcher als solcher in ein Hospital aufgennmmen wird, dort zum Gegenstände Ärzt- 
licher Behandlung unter Anwendung von Heilmitteln in obigem Sinne werde. Denn 
die Einrichtung einer solchen Anstalt bringt es schon mit sich, dass jeder in dieselbe 
Aufgenommene der ärztlichen Fürsorge in einem gewissen Masse theilhaftig und zum 
Gegenstände ärztlicher Verordnungen in dem obigen Sinne werde, letzteres umsomehr, 
als schon die dortige, von derjenigen eines Gesunden jedenfalls abweichende, seinem 
Krankheitszustande angepasnte Verpflegung um! sonstige Behandlung des Kranken sich 
nothwondigerweise nach ärztlichen allgemeinen oder speciell für den einzelnen Kranken 
gegebenen Bestimmungen regelt Hierdurch wird aber im vorliegenden Falle für den 
Armen verband der Anspruch auf den Tarifsatz von 1 Sgr. täglich ausreichend be- 
gründet, da die N. N. als Geisteskranke in das BÜrgerhospital aufgenommen worden 
und deshalb ohne weiteren Beweis angenommen werden muss, dass ihr in derselben 
auch eine ärztliche Behandlung zu Thoil geworden sei, so dass, wenn auch Gebühren 
der festsalarirten Armenärzte ausser Berechnung bleiben müssen, doch der Anspruch 
bezüglich der bei dieser Behandlung zur Anwendung gebrachten Heilmittel gerechtfertigt 
erscheint. (C. B. 1. Jahrg. No. 45.) 

Zn S. 106. Gewerbebetrieb im Umherziehen. 

Circ.-Verf. der Minister für Handel etc. und der geistl. etc. Angelegenh. 
vom 20. August 1873, betr. den Handel mit gebrauchten Bettfedern. 

(Dr. Achenbach. Sydow.) 

Nach einem Beschlüsse des Bundesraths sind unter den „gebrauchten Betten J , 
weiche nach §. L6 Nr. 2 der Deutschen Gewerbe- Ordnung von dem An- und Verkauf 
im Umherziohen ausgeschlossen sind, auch Theilo gebrauchter Betten und insbesondere 
gebrauchte Bettfedern zu verstehen. 

Unter Mittheilung dieser mit der bisherigen Praxis in Preussen übereinstimmenden 
Auslegung wird die Königl. Regierung veranlasst, Vorsorge dahin zu treffen, dass hei 
Ertheilung von Legilimationsscheinen zum Handel mit Bettfedern eine Fassung gewählt 
werde, welche den Handel mit gebrauchten Bettfedern ausschliesst. 

Zu S. 186. §. 13 des Regulativs vom 8. August 1835 betreffend. 

V er f. der Minister des Innern und der geistl. Angelegenh. vom 9. Nov. 1873, 
betr. das Verbot des Abhaltens von Prozessionen und Wallfahrten bei 
herrschenden Epidemien. (Graf za Ealonbarg. Sydow.) 

Die Königliche Regierung hat in dem Bericht vom die Frage in 

Anregung gebracht, ob nicht der §. 13. des sanitätspolizeilichen Regulativs vom 
8. August 1835 (Gcs.-Samrol. S. 240) auf legislativem Wege dahin abzuändern sein 
möchte, 

dass, sobald sich in einem Theile des Regierungsbezirks oder im benachbarten 
Bezirke im Auslande in einer Entfernung von 150 bis 200 Kilometern, von 
der Landesgrenze an gerechnet, Fälle von ansteckender Krankheit zeigen, 
durch die Bezirks-Regierung ein generelles, mit Strafe erzwingbares Verbot 
des Abhaltens oder Besuchs von Prozessionen und Wallfahrten über die Orts- 
feldmark hinaus ausgesprochen werden könne. , ( 

Es ist richtig, dass der §. 13 des Regulativs vom 8. August 1835 Bestimmungen 
zur Verhütung ungewöhnlicher Anhäufungen von Menschen nur für diejenigen Orte 
trifft, an welcnen bereits eino lebensgefährliche ansteckende Epidemie flusgebröchen ist. 
Auch treten wir der Königlichen Regierung darin bei, dass cs inj. sanitäts^pliz^ilichen 
Interesse geboten erscheint, Prozessionen und Wallfahrten iriemt 1 7/Ms dtfnn zu Verbieten, 
wenn an dem Orte, wohin diese Aufzüge gerichtet sirjd, .eine, : epidemische Krankheit 4ctr 
vorbezeichneten Art herrscht , sondern auch dann, ^enn eine polche epidemische Krank- 
heit in bedrohlicher Nähe, sei es im Inlande oder Auslände, herrscht und die , Gefahr 
vorhanden ist, dass an den Prozessionen ctc. Personen theilriöhmett, welche aus jnfieirtoi) 
Orten kommen, resp. durch solche gereist sind, odey dass die Prozessionen gelbst jOrtq 
passiren, an welchen die Krankheit a ungebrochen ' Ht, atlf diese Art aber die Epidemie 
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im Lando weiter verbreitet wird. Dagegen sind wir der Ansicht, dass es, am eine 
solche Bestimmung zu treffen, einer Abänderung der bestehenden Gesetzgebung nicht 
bedarf. 

Die Anordnung der polizeilichen Massregeln, wolche darauf berechnet sind, der 
Weiterverbreitung von Epidemien vorzubeugen, füllt in den Kreis derjenigen Gegen- 
stände der Sorge für Leben und Gesundheit, über wolche nach §. 6 lit. f. des Gesetzes 
über die Polizei- Verwaltung vom 11. Marz 1850 polizeiliche Vorschriften zulässig sind. 
Allerdings dürfen diese Vorschriften mit den Bestimmungen der Gesetze nicht im Wider- 
spruche stehen. §. 15 ibid. Allein es lässt sich nicht aunohmen, dass die vorge- 
schlagene Vorschrift mit dem §. 13 des Regulativ'» vom 8. August 1835 in Widerspruch 
treten würde. 

Wie bereits oben bemerkt worden, enthält der allegirtc $. 13 nur Vorschriften zur 
Verhütung der Anhäufung von Menschen an den inficirten Orten selbst, während die 
neu intendirten Vorschriften darauf gerichtet sind, zu verhüten, dass Menschen, die aus 
inficirten Gegenden kommen, sieh anhäufen, in Massen, wie dies bei Prozessionen ge- 
schieht, durch das Land ziehen und ganze Landestheile mit der Verbreitung der Epidemie 
bedrohen. Die neuen Vorschriften würden, daher oinc Stellung nicht gegen den 13 
des Regulativs vom 8. August 1836, sondern neben demselben einnehmen und sich auf 
das den Regierungen durch das Gesetz über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 
eingeräumte Verordnungsrecht gründen. Aber auch selbst, wenn angenommen wordeu 
konnte, dass der fi. 13 Toc. eit. die Grenzen bestimmt, bis zu welchen die Behörde di© 
Anhäufung von Menschen verbieten darf, und dass daher Bestimmungen, welche dar- 
über hinausgehen, mit diesem Paragraphen in Widerspruch stehen würden, enthält doch 
auch der §. 13 nur Polizei- Vorschriften, welche lamleshcrrlich genehmigt sind und zu 
deren Abänderung es keines Gesetzes bedürfen würde, welche vielmehr gemäss §. 16 
des Gesetzes vom 11. März 1850 mit Allerhöchster Genehmigung wieder aufgehoben 
oder modificirt werden könnten. Eines legislativen Einschreitens würde es daher auch 
dann nicht bedürfen. 

Ebenso wenig steht der $. 10 des Voreinsgesetzes vom 11. März 1850, wonach 
kirchliche Prozessionen, Wnllfahrten und Bittgänge, wenn sie in der hergebrachten 
Weise stattfinden, einer vorgängigen Genehmigung und selbst einer Anzeige nicht be- 
dürfen, dem entgegen, dass ein polizeiliches Verbot solcher Aufzüge in Zeiten einer 
Epidemie aus sanitätspolizeilichen Gründen erlassen wird. Das Veroinsgesetz regelt das 
Vereins und Versammlungsrocht lediglich vom Standrunct© der gesetzlichen Freiheit 
und Ordnung und berührt die Frage nicht, in wie fern Versammlungen aus polizeilichen 
Gründen, welche auf das Vereins-Recht keinen Bezug haben, polizeilich inhibirt werden 
können. 

So wenig bedenklich es erscheinen würde, eine nach dem Vereinsgesetzo gostattetc 
Versammlung polizeilich zu inhibiren, wenn dieselbe in einem den Einsturz drohenden 
Gebäude stattlände oder stattfinden sollte, ebenso muss auch die Polizei-Behörde für 
berechtigt angesehen worden, an sich keiner Erlaubniss bedürfende öffentliche Aufzüge 
von Menschen zu untersagen, sobald dieselben in gesundheitlicher Beziehung die öffent- 
liche Wohlfahrt bedrohen. 

Wenn wir hiernach die König!. Regierung für befugt erachten, polizeiliche Vor- 
schriften inT Sinne Ihres Vorschlages selbstständig zu erlassen, so erscheint es doch 
räthlich, dem Verbote eine weitere Ausdehnung zu geben, dergestalt, dass die Königl. 
Regierung, wenn eine Epidemie der in §. 13 des Regulativs vom 8. August 1835 bo- 
zcichneten Art in ihrem Bezirke oder in dessen Nachbarschaft im In- oder Auslando 
sich verbreitet hat, nicht blos kirchliche Prozessionen und Wallfahrten, welche die 
Krankheit iin Laude weiter zu verbreiten geeignet sind, sondern überhaupt nach Ana- 
logie des §• 13 des Regulativs vom 8. August 18116 alle ungewöhnlichen Anhäufungen 
von Menschen, welche aus iulieirtou Gegonden kommen oder inficirte Gegenden passirt 
haben, auch wenn sie sich nach einem nicht inficirten Orte begeben wolleu, innerhalb 
Ihres Bezirks untersagt. Unter dieses Verbot würden dann die Prozessionen und Wall- 
fahrten ausdrücklich zu subsumiren sein. 

Wir überlassen der König!. Regierung hiernach zu verfahren 

Zu S. 196. Berichte über die Cholera betreffend. 

Circ.-Vorf. vom 29 August 1873, betreffend die Nach Weisungen von don 
an Cholera Erkrankten etc. (Sydow). 

Die Königliche Regierung etc. veranlasse ich. die zufolge der Circular-Verfügung 
vom 5. September 1871 cinzureichcnden Nach Weisungen von den an der Cholera Er- 
krankten, Gestorbenen etc. in der Art zu erstatten, dass die einzelnen Nachweisungen 
mit dem 7. 15. 22. und 30. resp. 31. des Monats abschliesseu. 
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Diese Nnchweisungon sind fortan so schleunig als möglich einzureichen, 
können aber ohne besonderen Bericht unter Couvert an „die Geheime Mcdicinal-Regist- 
ratnr des Ministeriums der geistlichen p. Angelegenheiten“ hergesandt worden, falls 
nicht noch besondere Bemerkungen zu machen sind. Sobald die Einreichung nicht mehr 
erforderlich erscheint, ist eine kurze Anzeige zu erstatten. 

Zn S. 315. Prüfungsgebühren der Aerzte betreffend. 

Circ.-Verf. vom 3. November 1873, betreffend die Berechnung der sach- 
lichen Gebühren bei Wiederholung einzelner Abschnitte der Prüfung 
als Arzt (Sydow). 

Zur Erledigung der Bedenken, welche hinsichtlich der Anwendung des letzten 
Alinen’s des §. 43 der Bekanntmachung vom 25. September 18*19 (Bd. Ges. Bl. S. 645) 
entstanden sind, bestimme ich hiermit, dass zwar die nochmalige Entrichtung der Ge- 
bühren für sachliche Ausgaben und Verwaltungskosten, im Betrage von 10 Thlr. 10 Sgr., 
an die Wiederholung des ersten Prüfungs-Abschnittes in seiner Gesaramtheit geknüpft 
bleibt, und dass von diesem Gcbührenanthcil bei Wiederholung eines anderen Prüfungs- 
Abschnittes nichts in Anrechnung zu kommen hat, dnss aber 

in Zukunft bei Wiederholung eines der drei Theile (A. B. und C. §§. 8. 9. 
und 14. a. n. 0.) des ersten Prüfungsabschnittes nur der auf jeden der- 
selben fallende Gcbührenanthcil zu entrichten ist. 

Zur Normirung dieses Gebühren-Antheils sind die sachlichen Ausgaben und Ver- 
waltungskosten in drei Quoten za 4. Thlr., 4 Thlr. und 2 Thlr. 10 Sgr. (in Summa 
10 Thlr. 10 Sgr.) zu theilen und demgemäss je 4 Thlr. als der auf die Wiederholung 

des anatomischen und des physiologischen Theiles allein, 2 Thlr. 10 Sgr. aber als der 

auf den pathologisch-anatomischen Tbeil dieses Prüfungsabschnittes fallende sachliche 
Gebühren-Antheil anzusehen. 

Hiernach ist für die Wiederholung der anatomisch-physiologischen Prüfung zu- 
sammen 

an Prüfungs- Gebühr 11 Thlr. 10 Sgr. 

an sachl. Gcbührenanthcil zweimal 4 Thlr. 8 „ — 

Summa 19 Thlr. 10 Sgr. 

für die Wiederholung des anatomischen Theiles allein 

an Prüfungs -Gebühr 5 Thlr. 20 Sgr. 

an sachl. Gebührenantheil ...... . 4 » — „ 

Summa 9 Thlr. 20 Sgr. 

für die Wiederholung des physiologischen Theiles allein 

ebenso 9 Thlr. 20 Sgr. 

und für die Wiederholung des pathologisch-anatomischen Theiles allein 

an Prüfunes - Gebühr 4 Thlr. — Sgr. 

an sachl. Gebührenantheil 2 , 10 , 

Summa 6 thlr. 10 Sgr. 

in Anrechnung zu bringen. 

Die Verrechnung dieser sachlichen Gebübrenantheile stelle ich Ew. Hoch wohl- 
geboren nach dem bisher dort üblich gewesenen Vertheilungsmodus anheim und sehe 
dem Bericht hierüber bei der nächsten Rechnungslegung entgegen. 

Zu S. 379. §. 10 des Gesetzes vom 9. März 1872 betreffend. 

Minist.- Verf. vom 12. November 1873. (Sydow.) 

Dabei bemerke ich der Königlichen Regierung, dass der § 10. des Gesetzes vom 
9. März 1872 sich nur auf solche Fälle bezieht, für welche das Gesetz eine ihrem Satze 
nach- unbestimmte Gebühr vorschreibt, wie in den §§. I. 3., No. 5 und 6, §§.4. und 8. Da- 
gegen enthält 8. 10 keine Ermächtigung, für Geschäfte, welche als solche im Gesetze 
nicht ausdrücklich erwähnt sind, eine Gebühr nach arbiträrem Ermessen festsusetzen. 
Der §. 10. 1. c. ist überhaupt keine Vorschrift, noch welcher liqnidirt werden könnte, 
sondern ein Directiv für die zuständige Behörde bei der Subsumtion eines concreto» 
Falles unter diejenigen Vorschriften des Gesetzes, welche ein Maximam und ein Mini- 
mum für die zu bewilligende Gebühr offen gelassen haben. 
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Zu S. 405. Militär- Verhältniss der Aerzte betreffend. 

Erlass vom 21. October 1873, betreffend den einjährig-freiwilligen Militärdienst 

der Mediciner. 

ln Folge der durch die Allerhöchste Verordnung vom 6. Februar 1873 über die 
Organisation des Sa nitäts- Corps getroffenen Anordnungen erhält der §. 17*2 der Militär- 
Ersatz-Instruction vom *26. März 1868 die nachstehende Fassung: 

§. 17*2. Der einjährig freiwillige Dienst der Mediciner. 

1) Zum einjährig freiwilligen Militärdienst berechtigte Mediciner können ihrer 
Militärdienstpflicht bei einem selbstgewählten Truppentheil entweder ganz mit der Waffe 
oder während der ersten sechs Monate mit der Waffe und nach Absolvirung der Staats- 
prüfungen während der übrigen sechs Monate als Arzt genügen. 

2) Die allgemeinen Bestimmungen über die Bewilligung von Ausstand zum Dienst- 
antritt ($. 159) finden auf die zum einjährig freiwilligen Militärdienst berechtigten Me- 
diciner in vollem Umfange Anwendung. Behufs Absolvirung der Promotionen und 
Staatsprüfungen darf Seitens der Ersatz-Behörden dritter Instanz ausnahmsweise eine 
Zurückstellung bis zum vollendeten 27. Lebensjahre verfügt werden. 

3) Diejenigen Mediciner, welche ihrer activcn Dienstpflicht theils mit der Waffe, 
theils als Arzt zu genügen wünschen, können die sechamonatliche Dienstzeit mit der 
Waffe in jedem Semester ihres Studiums absolviren. Haben sie bei Ablauf dieser Zeit 
die Approbation als Arzt noch nicht erlangt, so dürfen sie auf ihren Antrag zur Reserve 
entlassen werden, mit der Verpflichtung, die übrigen sechs Monate ihrer activcn Dienst- 
pflicht nach Absolvirung der Staatsprüfungen als Arzt zu dienen. 

Behufs Erfüllung des Restes ihrer einjährigen Dienstzeit wird ihnen auf Ansuchen 
Ausstand über das 23. Lebens) alt r hinaus ert heilt. 

4) Haben Mediciner während der Dauer des ihnen bewilligten Ausstandes die 
Staatsprüfungen nicht absolvirt oder das Studium der Mcdicin aufgegeben, so leisten 
sie ihre active Dienstpflicht, beziehungsweise den Rest derselben mit der Waffe ab. 

5) Bei der Einstellung zu scchsmonatlicher Dienstzeit als einjährig freiwilliger Arzt 
ist die unbedingt freie Wald der Garnison und des Trupnentheils nicht gestattet, jedoch 
sollen die Wünsche der Betreffenden in Beziehung auf tlie Garnison möglichst berück- 
sichtigt und ihnen die Conipetenr.cn der Unterärzte zugebilligt werden, wenn sie ausser- 
halb der Garnison ihrer Wahl in vacanten Stellen verwandt werden. 

Bei eintretender Mobilmachung finden alle dazu (jualificirton dienstpflichtigen Me- 
diciner, gleichviel in welcher Weise sie etwa ihrer activen Dienstpflicht genügt haben, 
nach Massgube des Bedarfs im Sanitätsdienst Verwendung. 

Berlin, deu 21. October 1873. 

Der Reichs-Kanzler. Der Kriegs-Minister. 

Im Aufträge: In Vertretung: 

Eck. v. Kameke. 

Vorstehendes wird mit Bezug auf die Publicationen in den Nummern 11 und 12 
des diesjährigen Armee-Verordnungsblattes zur Kenntuiss gebracht 
Benin, deu 28. October 1873. 

Kriegs-Ministerium, 
v. Kameke. 

Zu S. 465. Prüfungs-Gebühren der Pbarmaceuten betreffend. 

Circ.-Verf. vom 29. September 1873, betreffend die Kosten für die Mate- 
rialien bei den practischen pharmaceutischen Prüfungen. (Sydow.) 

Es ist neuerdings Beschwerde darüber geführt, dass bei mehreren pharmaceutischen 
Prüfungs-Commissionen den Candiduton ausser den von ihnen nach §. 17 des Reglements 
für die Staatsprüfung der Apotheker vom *25. September 1869 zu entrichtenden Prüfungs- 
gebühren im Betrage von 46 Thlr. noch die Kosten für die im practischen Theile der 
Cursusprüfnng verbrauchten Reagentien uud Rohmaterialien, sowie lur Gas, destillirtos 
Wasser, Kohlen u. s. w. in Anrechnung gebracht werden oder ihnen frei gestellt wird, 
sich die Reagentien, Rohmaterialien u. s. w. selbst zu beschaffen und als Entschädigung 
für diese Ausgaben die von ihnen gefertigten pharmaceutischen Präparate zum beliebigen 
Gebrauche in Empfang zu nehmen. Dieses Verfahren kann als gerechtfertigt nicht er-’ 
achtet werden, da einerseits durch §.18 al. 3 des oben genannten Prüfungs-Reglements 
ausdrücklich bestimmt ist, dass die Candiduteu neben den im §.17 festgesetzten Ge- 
bühren weitere Gebühren nicht zu entrichten haben und andererseits die von den Cau- 
didaten gefertigten pharmaceutischen Präparate als eine ausreichende Entschädigung für 
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die gehabten Anslagen nicht angesehen und am Wenigsten ihnen als solche aufgezwungen 
werden dürfen. Diese Präparate müssen vielmehr hei der Commission als Eigenthum 
verbleiben, können als Priifungsrnatorinl oder sonst in geeigneter Weise verwendet 
werden und sind den Candidaten nur auf deren Wunsch, alsdann jedoch gegen Entlieh- 
tung des Taxpreises zu überlassen. 

Hiernach veranlasse ich Ew. Hochwohlgeboren, falls dieses bei der dortigen Prü- 
fungs-Commission bisher nicht schon geschehen sein sollte, sämmtliche Kosten für die 
bei der Prüfung verbrauchten Reagontien, Rohmaterialien u. s. w. nunmehr aua dom im 
17 des Prüfungs-Reglements vom 25. September 1869 ausgeworfenen Pauschquantum 
von 15 Thlr. 5 Sgr. für Verwaltungskosten. Anschaffung von Prüfungsgegenständen 
u. s. w. zu entnehmen und von den Candidaten nur die Kosten einzuziehen, welche 
durch Zerschlagen von Gefässen, leichtfertige Beschädigungen an den Gerätschaften 
oder dadurch veranlasst -werden, dass wegen Wiederholung des practi sehen T heiles der 
Cursusprüfung eiu nochmaliger Verbrauch von Rcagentieu u. s. w. notwendig wird. 


Druckfehler. 


Seite 47, 12. Zeile von. unten lese man statt 17. December .... 17. Januar. 

„ 57, 18. „ „ n „ v „ 12. Januar 17. Januar. 

n 82, 16. „ „ „ „ „ „ Verf. v. 31. Docbr. 1864 1868. 

93, Alinea 13 „ oben „ „ «die Bestimmungen . . den Best. 

„ 93, 10. Zeile „ unten „ „ „ 1728 1725. 

„ 216, 29. „ „ „ „ „ „9. August 8 August. 

„ 258, Alinea 9 „ oben „ „ „ 15. Mai 1870. .... 1871. 

„ 267, 23. Zeile „ „ < „ _ „ „ 20. Marz 119 1819. 

„ „ „ „ „ „ist die Klammer gleichzeitig ..... za löschen. 

„ 272, Alinea 8 „ „ ist 4 ZU löschen. 

„ 329, 19. Zeile * unten lese man statt 21. Juli 1869 .... 21. Juni. 

„ 332, 1. „ „ oben * „ „ 23. December 1869 . . 29. December. 

„ 347, 25. „ „ unten „ „ „27. Deccml>er 1872 . . 27. November. 

„ 423, 14. „ „ „ 30 Mai 1872 1873. 

„ 431, Alinea 9 „ „ ist die Klammer (Seite 425) zu löschen. 

„ 505, 11. Zeile „ „ lese man statt 11. Mai 1871 15. Mai. 

„ 522, 7. „ „ 11. October 1861 . . . 1801. 

„ 526, in der Anmerkung „ * „ 15. October 1801 ... 11. October. 

„ „ Alinea 9 von unten „ „ in der Ueberschrift statt 5 . III. 

„ 644, 23. Zeile „ oben „ „ statt (Seite 512) (8. 542.) 

„ 560, Alinea 3 n unten „ „ „ V IV, 

. 562, „ 3 „ „ „ „ „ VI . * V. 

„ 5G5, „ 3 „ oben „ „ „ VII VI. 

„ 592, 8. Zeile „ unten „ „ „ 13. November 1840 . . 1830. 

„ 601, 16. „ „ „ ist die Klammer zu löschen. 
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M.-Verf. v. 21. September. 378. 

Verf. v. 8. Novcmner. 692. 

Min.- Verf. v. 26. Januar. 364. 
Circ.- Verf. v. 20. M&rz. 260. 265. 

266. 267. 


Instruction v. 21. October. 14. 496 . 

529. 532. 540. 


Circ.-Verf. v. 18. Februar. 361. 

Circ.-Verf. v. 13. März. 14. 49 ». 

531. 532. 

Gesetz v. 30. Mai. 663. 

Min. -Verf. v. 15. Juli. 536. 

Verf. v. 17. Juli. 531. 

Allerh. Ordre v. 7. August. 394. 

Allerh. Ordre v. 24. August. 145. 

Allerh. Ordre v. 27. August. 145. 

Min.- Verf. v. 7. October. 413. 

Verf. v. 20. October. 130. 131. 133. 
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1820 Allerh. Ordre v. 2. November. 130. 

— Rescript v. 11. November. 361. 

1821. Verf. v. 2. Februar. 129. 130. 

— Circ.-Verf. v. 10. April. 3 22* 

— Min.-Verf. v. 18. Mai. 524. 

— Vorf. v. 19. Mai. 482. 540. 

— Min.-Verf. v. 20. Juni. 4JJL 

Rescript v. 14. Sept. 3&L 530. 535. 

— Verf. v. 22. Sept. 363. 366. 414. 

— Min.-Verf. v. 1. Decemhor. 379. 

1822. Rescript v. 5. Jan. 30«. 368. 3 TL 

— Rescript v. 16. Januar. 362. 

— Gesetz v. 7. März. 461. 

— Min.-Verf. v. 13. März. 260. 

— Min.-Verf. v. 14. April. 397. 

— Circ.-Vcrf. v. 28. Mai. 563. 

— Circ.»Vcrf. v. 15. Juni. 138. 

— Min.-Verf. v. 29. Decembor. 432. 

1823. Min.-Verf. v. 24. Januar. 533- 535. 

— Verf. v. 19. Februar. 148. 

— Verf. ▼. 14. April. 461. 

— Verf. v. 22. Juli. 388. 

— Min.-Verf. v. 7. September. 56 1. 

— Verf. v. 2. October. 205. 

— Gesetz v. 29. November. 54. 

1824. Min.-Verf. v. 13. Januar. 561. 

— Min.-Verf. v. 16. Februar. 303. 367. 

— Verf. v. 26. März. 129. 

— Min.-Verf. v. 3. April. 3C6. 


— Min.-Verf. v. 28. Mai. 305. 319. 

— Allerh. Ordre v. 4. December. 286. 

— Circ. d. Justiz-Minist, v. 8. Deo. 286. 

— Min.-Verf. v. 18. December. 474. 

1825. Min.-Verf. v. 16. Januar. 379. 

— Allerh. Ordre v. 29. Januar. 3. 

— Verf. v. 18. Februar. 480. 

— Verf. v. 12. April. 592. 

— Circ.- Vorf. v. 1. Mai. 207. 

— Verf. v. 20. Juni. 53L. 

— Allerh. Ordre v. 28. Juni. 231. 

— Verordn, v. 28. Juni. 184. £LL3- 614. 

— Min.-Verf. v. 17. August. 30fl« 377. 

378. 319. 

— Circ.-Rescr. d. Justiz-Minist- v. 


25. November. 42. 45. 280. 

— Allerh. Ordre v. 26 November. 302. 

— Reglement v. 1. December. 19. 341. 

343. 344. 4 2 3. 

— Instruction v. 31. December. 11. 

— Allerh. Ordre v. 31. December. 14. 

21. 6üL 608. 

1826. Verf. v. 7. Januar. 502. 3Q& 307, 

— Verf. v. 13. Januar. 130. 

— Circ.-Verf. v. 24. Januar. 378. 

— Verf. v. 5. Februar. 592. 

— Verf. v. 14. März. 49. 

— Verf. v. 16. März. 48. 

— Circ.-Verf. v. 27. März. 13. 

— Allerh Ordre v. 30. Mai. 160. 213. 

— Verf. v. 29. December. 261. 

1827. Verf. v. 2. März. 138. 

— Circ -Verf. v. 25. April. 246. 

— Min.-Verf. v. 24. Juni. 61. 

— Verordn, v. 6. Juli 53. 

— Min.-Verf. v. 10. August- 688. 


1827. Allerh. Ordre v. 9.Dcc. 474. 477. 478. 


— Verf. v. 29. Decembor. 432. 

1828. Min.-Verf. v. 22. Januar. 606. 

— Circ.-Verf. v. 20. März. 438. 

— Min.-Verf. v. 28. August 606. 

— Allerh. Verordn, v. 15. Sept. 19. 

— Allerh. Ordre v. 7. Dec. 521. 604. 

1829. Circ.-Verf. v. 23. Februar. 577. 

— Allerh. Ordre v. 29. April. 226. 

— Min. -Vorf. v. 21. Mai. 378. 

— Circ.-Verf. v. 3. Juli. 594. 

— Rescript v. 10. November. 205. 

1830. Circ.-Verf. v. 28. Januar. 144. 

— Circ.-Verf. v. 23. Februar. Q05. 

— Just. -Min.- Vorf. v. 17. August. 257. 

— Verf. v. 13. November. 592. 

— Allerh. Ordre v. 18. November. 408. 

— Allerh. Ordre v. 21. November. 408. 

— Min.-Verf. v. 28. Docomber. 58. 

1831. Instruction v. t. Juni. 186. 

— Verf. v. 2. Juli. 98. 

— Verf. v. 30. Juli. 421- 42 

— Circ.-Verf. v. 26. Angust. 605. 

— Circ.-Verf. v. 28. Sept. 186. 187. 

— Allerh. Ordre v. 6. Nov. 49« 283. 
Allerh. Ordre v. 10. Nov. 408. 604. 

1832. Erlass v. 19. Januar. 149. 

— Allerh. Cab.-Ordrc v. 5. Fcbr. 187. 

— Circ.-Vcrf, v. 18. Februar. 408, 

— Allerh Ordre v. 3. April. 143. 


— Allerh. Ordre v. 14. April. 586. 

388. 539. 596. 

— Circ.-Verf. v. 23. Juni. 474. 478. 

— Circ.-Verf. v. 30. Juni. 584. 587. 

— Verordn, v. 15. October. 53. 

— Verf. v. 3. November. 363. 

— Verf. v. 2. December. 242. 

1833. Rescript v. 15. Mai. 291. 

— Allerh. Ordre v. 9. Juni. 134. 135. 

— Min.-Verf. v. 29. Juni, 207. 

— Circ.-Verf. v. 10. Juli. 13. 415. 

— Min.-Verf. v. 19. September. 558. 

— Circ.- Verf. v. 29. October. 88. 

— All. C.-Ord. v. 5. Nov. 472, MO. 581. 

— Erlass v. 5. November. 424. 

1834. Verf. v. 4. Januar. 507. 

— Circ.-Verf. v. 24. Februar. 207. 

— Verordn, v. 6. April 160. 213. 216. 

— Reglement v. 4. Juni. 295. 462. 

— C.-Ordre v. 16. Juni ICO. 215. 

— Gesetz v. 1. Juli. 54. 

— Circ.- Verf. v. 12. September. 282. 

— Miu.-Verf. v. 25. October. «1«. 282. 

— Circ.-Verf. v. 18. November. 225. 

— Verf. v. 9. Decembor. 242. 

1835. Allerh. Ordre v. 10. Februar. 581. 

— Min -Verf. v. 14. Februar. 557. 

— Rescript v. 13. April. 133. 

— Min.-Verf. v. 17. April. 507. 

— Verf. v. 13. Juni. 68. 

— Verf. v. 14. Juli. 563. 

— Regulativ v. 8. Angust. 16. 66. 148. 

14«. 181. 182. 185. 187. 190. 192. 
194. 199. 204. 205. 213. 215. 217. 
225. 226. 228. 229. 231. 232. 233. 235. 
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1835. Circ.-Verf. v. 22. August. 130. 

— Ges. v. 28. Oct 1 82. 1 83. 184. 206. 209. 

— Verf. v. 10 . November. 130. 133. 

— Verf. v. 12. November. 147. 

— Hin .>Verf. v. 16 November. 59 1 . 

— Rescript v 16. November. 186. 

— Allcrh. Ordre v. 21. November. 5S4. 

1836. Circ.-Verf. v. 3. Juni, 38. 

Allcrh. Ordre v. 19. JinL 389. 391. 

— Min.- Verf. v. 21. Juni. 309. 

— Regulativ v. 24. Juni. 9. 

— Reglement v. 16. Sept. 515. 550. 

1837. Circ.-Verf. v. 25. Februar. 131. 

Circ.-Verf v. 28. Marz. 537. 

— Verf. v. 9. Mai. 387. 

— Verf. v. 20. Juni. 43. 

— Min.-Verf. v. 15. Juli. 227. 

— Verf. v. 20. August. 182. 

— Min.-Verf. v. 22. August. 537. 

— Staats rat h sbesc h 1 ues v. 12. Oct 442. 

— Min.-Verf. v. 21. September. 540. 

— Verf. v. 21. November. 370. 321. 

— Circ.-Verf. v. 26. Deeember. 5ßiL 

1838. Circ.-Verf. v. 26. Marz. 309. 

— Gesetz v 31. März. 23fL 

— Min -Verf. v. 9. April. 279. 

— Min.-Verf. v. 9. April. 364. 

— Allerh. Ordre v. 12. Mui. 432. 

— Circ.-Verf. v. 18. Juni. 93. 

— Gesetz v. 6. Juli. 97. 

— Justiz-Min.-Vorf.v.O. Juli. 119 . 282. 

— Gesetz v. 9. August 63. 

— Gesetz v. 29. August. 97. 

— Allerh. Ordre v. 17. November. 2 71. 

1839. Min.-lnstruction v. 31. Januar. 47. 

— Circ.-Verf. v. 1«. Fcbr. 4t. 42. 45. 

— Regulativ v. 9. März. 72. 

— Allerh. Ordre v. 6. April. 72. 

— Min.-Verf. v. 22. April. 388. 

— Min.-Verf. v. 25. Mai. 422. 

— Verf. v. 10. Juni. 98. 

— Circ.-Verf. v. 6. Juli. 432. 

— Allerh. Ordre v. 13. Juli. 584. 

— Allg. Verf. v. 23. Juli. 9. 

— Erlass v. 31. Juli. 344. 

— Min.-Verf. v. 18. September. 432. 

— Instr. d. Staatsmin. v. 81. Dcc. 61. 

1840. Miu.-Verf. v. 3. Januar. 261. 

— Justiz-Min. -Erlass v. 3. Fcbr. 280. 

— Verf. v. 5. Februar. 98. 

— Verf. v. 6. Marz. 261. 

— Just -Min. -Rescript v. 19. März. 479. 

— Min.-Verf. v. 16. April. 261. 

— Allerh. Ordre v. 30. Juni. 308. 309. 

— Circ.-Verf. v. 10. Juli. 531. 

— Circ.-Verf. v 13. Juli. 415-4*8. 486. 

— Min -Verf. v. 18. Juli. 424. 423. 

— Rescript v. 4. August. 384. 313. 


— Allcrh. Ordre v. 22. August. 393. 

— Circ.-Verf. v. 17. September. 203. 

— Miu.-Verf. v. 18. September. 379. 

1841. Verf. v. 6. Januar. 418. 421- 422. 

— Verf. V. 21. Januar. 42. 

— Circ.-Verf. v. 28. Februar. 801. 207. 

— Circ.-Verf. v. 28. Mai. 203. 


1841. 


1842. 


1843. 


1844. 


1845. 


Allerh. Ordre v. 5. August. 223. 
Circ.-Verf. v. 26 August 330. 
Min.-Verf. v. 6. Nov. 36*. 369. 
Min.-Verf. v. 14. Nov. 267. 

Min.-Verf. v. 14. Nov. 6 * 1 . 282. 
Allerh. Ordre v. 6. Dee. 13. 60*. 
Circ.-Vcrf v. 19. Deeember. 6o8. 
Verf v. 25. Deeember. 414. 

All. Ord. v. 8. März. 413, üü 42L 413- 
Vcrf. v. 17. Mai. 228. 

Verf. v. 21. Mai. 390. 

Allerh. Ordre v. 6. Juni. 64. 67. 
Verf. v. 29. Juni. 414. 

Verf. v. 1. Juli. 34 1 . 

Verf. v. 6. Juli. 204. «05. 

Verf. v. 10. August. 390 391. 392. 
Circ.-Verf. v. 13. August. 413 . 476. 

477 478. 

Circ.-Verf. v. 26. September. 1*«. 

1 * 4 . 185. 186. 594. 
Circ-Verf. v. 27. Sept. « 64 . 265. 
Gesetz v. 30. September. 54. 

Allerh. Ordre v 22. November. 562. 
Gesetz v.* 31. Dec. 53. 391. 394. 
Circ.-Verf. v. 21. Januar. 244. 
Gesetz v. 28. Februar. O«. 108. 
Staats- Ministerial-ßeschluss v. 

15. März. 585. 

Rescript v. 14. Juni. 391. 

Reglement v. 20. Juni. 43«. 336. 

337. 338. 339. 
Min.-Verf. v. 23. Juni. 364. 

Allerh. Ordre v. 11. Juli. 333. 
Verf. v. 28. Juli. 149. 

Allerh. Ordre v. 23. Dec. 476. 
Allorh. Ordre v. 29. Dee. 579. 
Verf. v. 31. Januar. 310 371 312. 

314- 388. 


Allerh. Ordre v. 5. Februar. 301. 


Circ.-Verf. v. 7. Februar. 64. 67. 
Rescript v. 12. Februar. 51. 

Circ-Verf. v. 16. Februar, all. 372. 

373. 58i» 

Verf. v. 9. Murz. 204. *05. 

Circ.-Vcrf. v. 10. März. 488. 

Reglement v. 16. März. 298. 

Gebührentaxe für die Gerichte 
v. 29. März. 376. 

Allerh. Ordre v. 4. Juni. 333. 
Circ-Verf. v. 23. Sept. 833. 332- 


lnstruction v. 23. September. 334. 
Allerh. Ordre v. 9. Oetober. 442. 

Allerh. Ordre v. 21. Oct. 476. 478. 
Cire,- Rescript v. 16. November. 478. 
Circ.-Verf. v. 26. November. 8 71. 

312- 373. 588. 


Verordn, v. 9. Januar. 92. 

Gewb.-Ordu. v. 17. Januar. 4. 47. 57. 

109. 423- 433- 413» 
Rescript v. 7. Februar. 51. 

Cire.-Rescript v. 21. März. 508. 
Schreiben v. 16. April. 373. 

Min.-Verf. v. 29. Mai. 370. 

Verf. v. 25. August. 442. 


Allerh. Ordre v. 31. Oetober. 223. 
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1846. Circ-Verf. v. 28. Februar. 336. I 

— Circ.-Vcrf. v. 27. März. 14. 1 

— AUerh. Ordre v. 17. April. 11. 

— Rescript v. 23. April. 108. 

— Min.-Verf. v. 23. Alai. 507. 

— Circ.-Vcrf. v. 27. Juli. f*4. 5ILL 

— Cire.-Verf. v. 30 Juli. 27. 

— Rescript v. 28. September. 1O0. 

— Allerb. Ordre v. 5. Oet. 4IIL AIlL 4fiL 

— Circ.-Vcrf. v. 21. October. 418. 173. 

470. 481. 

— Verordn, v. 21. December. 57. 

1847. Yerf. v. 28. Januar. 231. 

— Erlass v. 28. Februar. 437. 

— AUerh. Ordre v. 30. Mar/.. 134. 

— • Gesetz v. 8. April. 58.4* 

— Verf. v. 23. April. 301. 

— Verf. v. 6. Mai. 542. 

— Circ.-Verf. v. 31. Mai. 585. 

— Rescript v. 25. Juni. 312. 

— Circ.-Vorf. v. 10. Juli. ßHL 

— Rescript v. 12. August. 51. 

— Min.-Verf. v. 2. September. 532. 

— Min.-Verf. v. 3. September. 67. 

— Verf. v. 4. September. 126. 

— Verf. v. 30. October. 144. 


— Allorh. Ordro v. 10. December. 0. 

— AUerh. Ordre v. 13. December. 100. 

— ' Circ.-Vorf. v. 24. December. 581. 

1848. Circ.-Verf. v. 3 Januar. 08. 90. 100 . 

— Min.-Verf. v. 7. Februar. 481L 

— Circ.-Verf. v. 25. Februar. 100. i 

— Verf. v. 25. März. 315. ääfL 1 

— Circ.-Verf. v. 1. Juli. 13. 333. 

— AUerh. Ordre v. 10. Juli. ILLL 613. 

— Min.-Verf. v. 0. August. 506. 

— Circ.-Yerf. v. 18. August. 08. 

— Verf. v. 2. November. 131. 

— Min.-Verf. v. 0. Novoniber. 3 87 . 

— Gesetz v. 18. December. 54. 

1849. Verordn, v. 2. Januar. 324. 

— Verordn, v. 3. Januar. 250. 216. 

— Gewerbe-Gesetz v. 9. Februar. 57. 

— Staat sminist.-Besehl. v. 20. Juni. 6Q1. 

— AUerh. Ordre v. 22. Juni. 4. 22. 

— Verf. v. 9. Juli. 424. 

— Min.-Verf. v. 17. August. 39 K 

— Min.-Verf. v. 22. August. 264. 

— Verf. v. 11. September. 460. 

— Instruction v. 27. October. 10. 

— Circ.-Vorf. v. 22. Nov. 15. *44. 246. 

1850. Verf. v. 21. Januar. 480. 4g_L 

— Verfass, v. 31. Januar. 181. 

— Staats-Alin.-Besebl. v. 12. Fobr. 5&L 

— Gesetz v. 24. Februar. 22. 

— Gesetz v. 11. Marz. 14. 21. 86. 108. 

121. 199. 224. 420. 500, 59L 618. 

— Vereinsgesetz v. 11. März. 618 , 

— Instruction v. 30. März. 11. 

— Rescript v. 30. April. 51. 

— Circ.-Verf v. 8. Mai. 99. 

— Circ.-Verf. v. 21. Mai. 132. 133. 

— Min.-Verf. v. 30. Mai. 264. 

— Circ.-Verf. v. 15. Juni. 433. 

— Circ.-Verf. v. 20. Juni. 100. 


1850. Verf. v. 3. Juli. 14. 

— Gesetz v. 25. Juli. 54. 

— Reglement v. 3. October. 210. 

— Min.-Verf. v. 20 . November. 604. 

— AUerh. Ordre v. 25. November. 11. 

— Min.-Verf. v. 26. November. 584. 

— Min.-Verf. v. 26. November. 004. 

— * Min.-Verf. v. 3. December. 265. 

1851. Circ.-Vcrf. v. 17. Februar. 433. 

— Verf. v. 20. Februar. 461. 

— Circ,-Vcrf. v. 2. März. 100. 

— Verf. v. 31. März. 384. 

— Strafgesctzb. v. 14 April. 181. 291. 

— Gesetz v. 1. Mai. 393. 

— Gesetz v. 7. Mai. 609. 

— Min.-Verf. v. 9. Mai. 480. 

— Gesetz v. 10. Mai. 22. 

— Pressgesetz v. 12. Mai. 267. 

— Min.-Verf. v. 23. Mai. 532. 

— AUerh. Ordro v. 23. Juni. 442, 

— Min.-Verf. v. 8. Juli. 477. 

— Cire.-Verf. v. 11. Juli. 585. 

— Circ.-Verf. v. 13. August. 585. 

— Min.-Verf. v. 15. September. 590. 

— Circ.-Verf. v. 13. October. 19. 484. 

— Circ.-Verf. v. 27. October. 508. 

— Patent v. 5. November. 53. 

1852. Min.-Verf. v. 24. Januar. 478. 

— Min.-Verf. v. 28. Februar. 532. 

— Min.-Verf. v. 19. März. 481. 

Verf. v. 26. März. 515. 

— Circ.-Verf. v. 27. März. 19. *35. 

— Verf. v. 14. April. 614. 

— Gesetz v. 3. Mai. 276. 

— Gesetz v. 14. Mai. 21. 

Min.-Verf. v. 17. Mai. 437. 

— Circ.-Verf. v. 23. Mai. 236. 

— Circ.-Verf. v. 27. Mai. 437. 

— Ober-Tribunalsbescbl. v.7. Juni. 109. 

— Circ-Verf. v. 18. Juli. 437. 

— Gesetz v. 21. Juli. 29. 398, ALL 584* 

604. 607, £09, 

— Min.-Verf. V. 24. Juli. 373. 

— Verf. v. 13. August. 460. 

— Zus. z. Reglement v. 8. October. 19. 

— Verf. v. 14. November. 393. 

— Circ.-Verf. v. 29. Nov. *48. 249. 

— Circ.-Verf. v. 13. December. 9. 

— Min.-Verf. v. 14. December. 282. 

1853. Circ.-Vorf. v. 4. Januar» 246. 

— Min.-Verf. v. 5. Januar. 532. 

— Circ.-Verf. v. 20. Januar. *ÄH. 270. 

271. 3&L ihL 314, 594, 

— Rescript v. 26. Januar. 108. 

— Circ.-Verf. t. 3. Fobr. *20.271. 596. 

— Erlass v. 21. April. 441. 

— Gesetz v. 16. Mai. 73. 

— Städte-Ordnuug v. 30. Mai. 386, 

— Verf. v. 2. Juni. 422. 

— Rescript v. 17. Juni. 108. 

— Circ.-\erf. v. 2. Juli. 438 441. 

— Betriebs-Reglement für Eisen- 
bahnen v. 18. Juli. 135. 

— Verordn, v. 30. Juli. 394. 

— Circ.-Verf. v. 18. August. 73. 
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1853. AUerh. Ordre v. 20. Aug. 191. 19$. 


— Cire.-Verf. v. 1. September. 15. 

— Verf. v. 11. September. 585. 

— Cire.-Verf. v. 15. September. 242. 

— - Circ.- Erlass v. 17. Not. 186. 531. 

— Circ.-Verf. v. 21. November. 192. 

— Circ.-Verf. v. 15. December. 247. 

1854. Min. -Verf. v. 20. Januar. 531. 

— Gesotz v. 13. Februar. 584. 

— Circ.-Erlass v. 17. Februar. 186. 

— Min.-Verf. v. 17. März. 368. 

— Min.-Verf- v. 21 März. 441. 

— Gesetz v. 3. April. ^ 57. 

— Obertrib.— Erkennte, v. 7. April. 275. 

— Min.-Verf. v. 11. April. 591. 

— Gesetz v. 24. April. 272. 

— Circ-Yerf v. 29. April. 578. 

— Min.-Verf. v. 23. Mai. 891. 373. 

— Min.-Verf. v. 29. Juni. 487. 

— Verf v. 12. Juli. 116. 

Rcscript v. 23. September. 108. 

— Min.-Verf. v. 4. October. 441. 

— Circ.-Yerf. v. 10. November. 438. 

— Verf. v. 22. November. 229. 

— Rcscript v. 13. December. 375. 

— Verf. v. 29. December. 100. 

1855. Circ.-Verf. v. 20. Januar. 270. 

— Verf. v. 5. Februar. 45. 

— Verf. v. 5. Februar. 249. 

— Min.-Verf. v. 14. Februar. 95. 

— Min.-Verf. v. 15. Februar. 368. 

— Erk. d. Obor-Trib. v. 24. Febr. 181. 

— Rescript v. 7. Mürz. 108. 

— Allcrh.Ord. v. 26. März 604 603.613, 

— Circ.-Verf. v. 20. April. 234. 

— Verf. v. 25. April. 462. 

— Concurs-Ordnung v.-8. Mai. 386. 

— Min.-Verf. v. 14. Mai. 605. 

— Gesotz v. 21. Mai. 53. 

— Rescript v. 31. Mai. 57. 

— Verf. v. 2. Joli. 462. 

— Circ.-Verf. v. 26. Juli. 234. 

— Min -Verf. v. 26. Juli. 509. 

— Min.-Verf. v. 10 August. 204. 

— Verf. v. 15. August. 6Q7. 

— Min.-Verf. v. 23. August. 589. 

— Min.-Verf. v. 15. October. 29$. 133. 

1856. Verf. v. 8. Februar. 341. 944. 

— Min.-Verf. v. 1 1. Febr. $90. 271. 350. 

— Circ.-Verf. v. 6. März. 424. 

— Stfidte-Ordnung v. 19. März. 386. 

— Circ.-Vcrf. v. 26. April. 235. 

— Gutachten v. 11. Mai. 235. 

— Städte- Ordnung v. 15. Mai. 386. 

— Gesetz v. 17. Mai. 351. 

— Verordn, v. 20. Mai. 237. 

— Verf. v. 24. Mai. 377. 

— Min.-Verf. v. 30. Mai. 335. 

— Circ.-Verf. v. 9. Juli. 117. 

— Min.-Verf. v. 11. Juli. 532. 

— Min.-Verf. v. 12. Juli. 089. 

— Circ.-Verf. v. 4. August. 68. 

— Min.-Verf. v. 15. August. 360. 

— Erkenntnis« des Ober-Tribunals 

v. 11. November. 182. 224. 


1856. Erk. v. 13. November. 259. 

1857. Min.-Verf. v. 9. Februar. 372. 

— AUerh. Ordre v. 16. Mai. 194. 136. 

— Bestimmung v. 17. Mai. 235. 

— Verf. v. 10. Juni. 56. 

— AUerh. Ordre v. 7. Juli. 409. 

— Min.-Verf. v. 15. Juli. 479. 

— Bekanntmachung v. 29. Juli. 515. 

— Rescript v. 31. Juli. 52. 

— Min.-\erf. v. 22. August. 562. 

— Verf. v. 28. September. 192. 

— Circ.-Verf. v. 30. September. 117. 

— Circ.-Verf. v. 29. October. 118. 

— Min.-Verf. v. 9. November. 132. 

— Reglement, v. 19. November. 325. 

— AUerh. Ordre v. 5. December. 601. 

— Min.-Verf. v. 15. December. 53B. 

— Circ.-Verf. v. 19. Dec. *95. 136. 

1858. Min.-Verf. v. C. April. 5ö8. 

— Circ.-Verf. v. 10. April. 532. 

— Erkenntniss des Rhein Appoll.- 

Gerichtshofes v. 14. April. 109. 

— Min.-Verf. v. 15. April. 3C4. 

— Min.-Verf. v. II. Mai. 605. 

— Min -Verf. v. 17. Mai. 533. 

— Cire.-Verf. v. 3. August. 47. 

— Circ.-Verf. v. 2°. August. 605. 

— Min -Verf. v. 10. Sept. 271. 

— Min.-Verf v. 10. September. 3£3L 

— Min -Verf. v. 15. September. 240. 

— Min.-Verf. v. 8. October. 393. 

— Min.-Verf. v. 26. October. 39. 

— Regulativ v. 15. Nov. $fll. 605. 

— Min.-Verf. v. 27. December. 377, 

1859. Erkenntniss des Rhein. Appcll.- 

Gerichtshofes v. 4. Januar. 109 

— Min.-Verf. v. 23. Februar. 461. 

— Verf. v. 18. März. 146. 

— Circ.-Vcrf v. 21. Mürz. 94$. 243. 

— Circ.-Verf. v. 14. April. 488. 

— Ci rü- -Verf. v. 7. Mai. 4b4. 45. 

— Min.-Verf. v. 18. Juni. 900. 369. 

— Min.-Verf. v. 20. Juni. 45. 

— Gesetz v. 1. Juli. 18. 

— Verf. v. 27. Juli. 373. 

— Min.-Verf. v. 28. Juli. 555. 

— Verf. v. 23. August. 486. 

— Min.-Verf. v. 21. September. 605. 

— Min.-Verf. v. 27. September. 539. 

— Min.-Verf. v. 7. November. 441. 

— Reglement v. 19. November. 322. 

— Min.-Verf. v. 30. November. 369. 

— Verf. v. 28. December. 461. 

1860. Circ.-Verf. v. 27. Januar. 437. 

— Min.-Verf. v. 24. Februar. 437. 

— Min.-Verf. v. 12. April. 375. 

— Rescript v. 23. Mai. 352. 

— Circ.-verf. v. 26. Ma\. 68. 

— Min.-Verf. v. 19. Juni. 392. 

— Min.-Verf. v. 22. August. 487. 

— Cire.-Verf. v. !0. September. 69. 

— Cire.-Verf. v. 22. September. 38. 

— Verf. v. 22. September. 589. 

— Verordn, v. 19. October. 43. 

— Verf. v. 26. October. 365. 
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1860. 

Min.-Verf. v. 10. November. 

589. 

1863. 

Circ.-Verf. v. 7. August. 1142. 206. 

— 

Verf. v. 17. November. 

365. 

— 

Min.-Verf. v. 12. September. 

534. 

— 

Min.-Verf. v. 29. Novembor. 

413. 

— 

Verf. v. 30. September. 

197. 

— 

Circ.-Verf. v. 8. Deocmber. 

246. 

— 

Verf. v. 21. October. 

541. 

— 

Min.-Verf. v. 8. Deeember. 

IÜL 

— 

Erlass v. 7. Deeember. 

439 

— 

Min.-Verf. v. 27. Deeember. 

377. 

— 

Verf. v. 11. Deeember. 

308 

1861. 

Allerh. Ordre v. 1. Januar. 

433, 

— 

Min -Verf. v. 12. Deeember. 

533 

— 

Min.-Verf. v. 11. Januar. 

587. 

— 

Verf. v. 21. Deeember. 

337. 

— 

Min.-Verf. v. 12. Januar. 

369. 

1864. 

Min.-Verf. v. 27. Februar. 

539 

— 

Min.-Verf. v. 14. Januar. 348. 

— 

Verf. v. 4. April. 

307. 

— 

Circ.-Yerf. v. 31. Januar. 

43. 

— 

Circ.-Verf. v. 29. April. 

543. 

— 

Min.-Verf. v. 25. Januar. 

539. 

— 

Verf. v. 13. Mai. 

229. 

— 

Circ.-Verf. v. 5. Februar. 

433. 

— 

Verf. v. 13. Juli. 

523 

— 

Min.-Verf. v. 7. Februar. 

392* 

— 

Verf. v. 14. Juli. 

307. 

— 

Min.-Verf. v. 3. Februar. 

6Ö<L 

— 

Reglement v. 11. August. 18. 485. 

— 

Min.-Verf. v. 18. Februar. 

531* 


458. 452* 462. 

554. 

— 

Verf. v. 19. Februar. 

302, 

— 

Verf. v. 29. August. 848. 

535. 

— 

Min.-Verf. v. 28. Februar. 

373 

— 

Verf. v. 30. August. 

307 

— 

Verf. v. 5. März. 

308. 

— 

Verf. v. 31. August. 

230. 

— 

Min.-Verf. v. 8. März. 

247. 



Verf. v. 1. Deeember. 

307 

— 

Min.-Verf. v. 9. April. 164. 

594 

— 

Verf. v. 31. Deeember. 

82. 

— 

Min.-Verf. v. 9. April. 

235. 

1865. 

Verf. v. 14. Januar. 

459* 

— 

Verf. v. 29. April. 367. 

377. 

— 

Circ.-Verf. v. 27. Januar. 

136. 

— 

Gesetz v. 21. Mai. 

22. 

— 

Circ.-Verf. v. 2. März. 

91. 

— 

Gesetz v. 24. Mai. 

602 

— 

Verf. v. 22. Mai. 

375. 

— 

Min.-Verf. v. 30. Mai. 

585 

— 

Min.-Verf. v. 30. Mai. 

460 

— 

Instruction v- 1. Juni. 

186. 

— 

Circ.-Verf. v. 10. Juni. 

119. 

— 

Min.-Verf. v. 29. Juni. 

87. 



Berggea. v. 24. Juni. * 

57. 

— 

Gesetz v. 19. Juli. 

563. 



Circ.-Verf. v. 28. Juli. 

101. 

— 

Circ.-Verf. v. 20. Juli. 

3U3 

— 

Min.-Verf. v. 15. September. 

38. 

— 

Verf. v. 17. August. 

86. 

— 

Verf. v. 22. Deeember. 

308. 

— 

Min.-Verf. v. 24. August. 16Ä. 

594 

1866. 

Verf. v. 21. Januar. 186. 

137. 

— 

Erkenntniss v. 9. November. 

92. 



Verf. v. 1. Februar. 

411* 

— 

Allerh. Cab.-Ordre v. 30. Nov. 

215. 



Circ.-Verf. v. 15. Februar. 

534 

— 

Verf. y. 11. Deeember. 

421. 



Circ.-Erlass v. 8. März. 

39. 

— 

Min.-Verf. v. 20. Deeember. 

487. 



Verf. v. 17. März. 418. 

426* 

— 

Verf. v. 27. Deeember. 

366, 



Verf. v. 19. März. 

415* 

1862. 

Verf. v. 14. Januar. 

337. 



Min.-Verf. v. 29. März. 

4ML 

— 

Min.-Verf. v. 28. Januar. 

374, 



Circ.-Verf. v. 11. April. 

23. 

— 

Regulativ v. 17. Februar. 

95. 

— 

Verf. v. 20 . April. 20 

. 86. 

— 

Min.-Verf. v. 26. Februar. 

231. 



Circ.-Verf. v. 6. Juni. 

4ÜL 

— 

Min.-Verf. v. 6. März. 

265. 



Verf. v. 20. Juni. 

308. 

— 

Circ.-Verf. v. 21. März. 

72. 



Verf. v. 21. Juni. 

194. 

— 

Min.-Verf. v. 25. April. 

45. 



Verf. v. 13. Juli. 

192. 

— 

Verf. v. 16. Mai. 

9. 



Min.-Verf. v. 2. August. 

488. 

— 

Verf. v. 30. Mai. 

363. 



Verf* v. 13. September. 

194. 

— 

Min.-Verf. v. 31. Mai. 

421. 



Gesetz v. 20. September. 

346. 

— 

Verf. v. 12. Juli. 

306. 



Circ.-Verf. v. 25. September. 

455* 

— 

Min.-Verf. v. 7. August. 168. 

594. 



Circ.-Verf. v. 30. October. 

518* 

— 

Verf. v. 8. September. 309. 

307. 



Erlass v. 17. Deeember. 

247. 

— 

Circ.-Verf. v. 20. September. 

207. 



Circ.-Verf. v. 19. Deeember. 

186. 

— 

Verf. d. Ob.-Trib. v. 3. Oct. 

582. 



Gesetz v. 24. Deeember. 

346 

— 

Allerh. Ordre v. 10. November. 

515. 

1867. 

Verf. v. 23. Januar. 

:>:u 

— 

Circ.-Verf. v. 11. November. 

225. 



Verf. v. 24. Januar. 

237. 

— 

Verf. v. 29. November. 

306, 



Verf. v. 24. Januar. 

534. 

1863. 

Verf. v. 13. Januar. 

462. 



Verordn, v. 22. Februar. 

67. 

— 

Min.-Verf. v 10. Februar. 

3Ü. 



Verf. v. 22. Februar. 

185. 

— 

Circ.-Verf. v. 20. Februar. 

341. 



Verordn, v. 6. März. 

57. 

— 

Verf. v. 3. März. 

an. 

— 

Verf. v. 16. März. 

553* 

— 

Verf. v. 31. März. 

132. 

— 

Gesetz v. 1. April. 

50. 

— 

Min.- Verf. v. 14. April. 

208. 

— 

Min.-Verf. v. 2. April. 

265. 

— 

Min.-Verf. v. 28. April. 

•)KB 

— 

Min.-Verf. v. 13. April. 

47. 

— 

Verf. v. 3. Juli. 

188. 

— 

Circ.-Vorf. v. 30. April. 

250. 

— 

Circ.-Verf. v 3. Juli. 54g- 

544. 

— 

Verordn, v. 8. Mai. 

57. 

— 

Verf v. 13. Juli. 

562. 

— 

A11.0rd.v.l3.Jl:ii 5 17. 18. 133.112. 
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1867. Verordn, v. 27. Mai. 57. 

— Verordn, v. 1. Juni. 57. 

— Verf. v. 6 Juni. 346. 

— Rescript v. 13. Juni. 51. 

— Rescript v. 17. Juni. 51. 

— Reglement v. 20. Juni. 23. 

— Verordn, v. 24. Juni. 57. 

— Verordn, v. 2. Juli. 3 * 3 . 353. 

— Ci rc -Verf. v. 8. Juli. 44. 

— Circ.-Vorf. v. 0. Juli. 483. 

— Verf. v. 18. Juli. 346. 

— Verf. v. 8. August. 132. 

— Anweisung v. 23. August, betr. 

das Medie.-Gew. 553. 

— Allgcm. Verf. v. 17. September. 17. 

— Allerh. Ordre v. 20. Sept. 14. 53. 420. 

— Allerh. Verordn, v. 22. Sept. 11. 

— Rescript v. 17. October. 51. 

— Gesetz v. 1 November. 413. 

— Verf. v. 22. November. * 554. 

— Min. -Verf. v. 30. Deeeniber. 421. 

1868. Verf. v. 14. Januar. 338. 

— Verf. v. 14. Februar. 555. 

— Gesetz v. 18. Min. 105. 194 . 

— Militär - Ersatz - Instruction v. 

26. März. 468- 

— Cire.-Verf. v. 27. April. 535. 

— Reicbsgcsetz v. 25. Juni. OOP. 

— Verf. v. 6 Juli. 430. 

— Allgcm. Verf. v. 13. Juli. 18. 

— Maas- u. Gew.-Ordn. v. 17. Aug. 51L 

511 554. 

— Ci rc.- Verf. v. 28. August, 580. 

— Circ - Verf. v. 28. August. 593. 

— Min.- Verf. v. 5. September. 538. 

— Min. -Verf. v. 22. September. 364. 

— Verf. v. 8. October. 345. 

— Min.-Verf. v. 5. November. 336. 

— Min.-Verf. v. 14. November. 555. 

— Verf. v. 26. November. 353. 

— Min.-Verf. v. 30. November. 552. 

— Min.-Verf. v. 30. Deeeniber. 537. 

— Min.-Verf. v. 31. December. 79. 849. 

1869. Min.-Verf. v. 18. Januar. t60. 

— Min.-Verf. v. 29. Januar. 540. 

— Verf. v. 30. Januar. 224. 

— Verf. v. 5. Februar. 535. 

— Verf. v. 26. Februar. 15. 

— Gesetz v. 18. März. 53. 

— Verf. v. 13. April. 335. 

— Cire.-Verf. v. 6, Mai. 100 . 

— Min.-Verf. v. 16. Mai. 223. 

— Verf. v. 2. Juni. 265. 

— Verf. v. 2. Juni. 266. 


— Gew.-Ordn. v. 21. Juni. 19. 2'>. 23. 
48. 49. 56. 59. 72. 73. 87. 92. 97. 
103 . 1 10. 200. 302* 321L 33(1 34 *. 
ML ML 3M 353. 36iL 3 &L 113* 

419. 420 . 422 423. 425 , ■ 26 . 427, 

426 438 442 1A3 471 473. 479. 

13L 5KL 515* 521. 


— Verf. v. 2. Juli. 133. 

— Aller!». Ordre v. 21. Juli. 565. 

— Cire.-Verf. v. 5. August. 524. 

— Gesotz v. 22. August. 27. 


1869. Instruction zur Gew.-Ordn. v. 

4. September. * 9 . 74. 109 . 


— Gesetz v. 16. September. 27. 

— Min.-Verf. v. 22. September. 543. 

— Prüfungs-Reglern, v. 25. Sept. 10. 

309. 326. 328. 329. 330. 462, 471. 

— Cire.-Verf. v. 29 September. 422. 

— Verf. y. 14. October. 326. 

— Circ.- Verf. v. 1 1. November. 25. 

— Cire.-Verf. v. II. November. 330. 

Min.-Verf. v. 15. November. 442. 

— Regulativ, betr. die Postsendun- 
gen v. 28. November. 597. 

— Bckanutm. v. 9. December. 330. 

— Verf. v. 11. December. 339. 

— Allerh. Ordre v. 22. December. 565. 

— Cire.-Verf. v. 27. December. 438. 

Circ -Verf. v. 25. December. 339 

424. 112* 

1870. Cire.-Verf. v. 21. Januar. 336 . 345, 

— Circ.- Verf. v. 24. Januar. 243. 

— Verf. v. 3. Februar. 441. 

— Verf. v. 16. Februar. 327, 

— Gesetz v. 23. Februar. 23. 

— Min.-Verf. v. 26. Februar. 266. 

— Verf. v. 28. Februar. 482. 

— Circ.- Verf. v. 8. März. 510. 

Verf. v. 8. April. £09* 

— Min.-Verf. v. II. April. 326. 

— Verf. v. 16. April. 413. 

— Verf- v. 9. Mai. 439. 

— Circ.- Verf. v. 10. Mai. 25. 

— Verf. v. 13. Mai. 322. 

— Circ.- Verf. v. 19. Mai. 103. 

— Min.-Verf. v. 23. Mai. 328. 

— Strafgesetzbuch v. 31. Mai, siehe 
Strafgesetzbuch v. 15. Mai 1871. 

— Verf. v. 2. Juni. 416 * 421, 423. 121* 

426. 430. 

— Gesetz über d. Unterstützungs- 


wohnsitz v. 6. Juni. 49 . 52. 53. 55. 


— Cire.-Verf. v. 7. Juni. 326. 

— Instr., betr. den Garnisondienst 

v. D. Juni. 398. 

— Betriebs-Rcglom. für die Eisen- 
bahnen v. 10. Juni. 9 *. 137. 187. 557. 

— Minist.-Schreiben v. 25. Juni 509. 

— Cire.-Verf. v. 7. Juli. 15. 4UI. 

— Min.-Verf. v. 20. Juli. 442. 

— Circ -Verf v. 2. August. 442. 

— Cire.-Verf. v. 21. Septcm.ber. 485* 

— Min.-Verf. v. 24. September. 271. 

— Cire.-Verf. v. 24. Sept. 594. 

— Verf. v. 30. ScptemlW. 25. 

— Verf. v. 20. October. 42(>. 

— Circ -Verf. v. 29. October. 210. 

— Minist.-Schroibcn v. 27. Nov. 200. 

— Min.-Verf. v. 30. November. 266. 

— Verf. v. 28. December. 4 * 9 . 462. 

1871. Cire.-Verf. v. 9. Februar. 208. 

— Circ.-Vorf. v. 10. Februar. 209. 

— Denkschrift der Eichungscom- 
mission v. 15. Febr. * 46 . 547. 546. 

— Cire.-Verf. v. 20. Februar. 427. 

— Min.-Verf. v. 21. Februar. 425. 
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1871. Gesetz v. 8. März. 58. 55. 1872. 

— Circ.-Verf. v. 16. Mürz. 525. j — 

— Verf. v. 13. April. 206. — 

— Verf. v. 28. April. 624. 

— Verf. v. 29 April. 491. 

— Circ.-Vcrf. y. 10. Mai. 209. 

— Strafgesetzbuch v. 15. Mai. 47. 58. 

74. 83. 86. 92. 97. 121. 129. 148. 

180. 221. 224. «5 H. 2 67. 275. 283. 

347. «19. 352. 377. 388, 505. 

— Min.- Verf. v. 17. Mai. 266. 

- Verf. v. 17. Mai. 292. 

Verf. v. 25. Mai. 331. 

— Verf. v. 1. Juni. 238 

— Verf. v. 15. Juni. 423. 484. — 

— Gesetz v. 27. Juni. 400. i — 

— Circ.-Verf. v. 27. Juli. 1 33. 1 

— Min.-Verf. v. 10. August. 473. — 

Minist. Mitth. v. 23. August. 196. — 

Circ.-Verf. v. 5. September. 136. | — 

— Verf. v. 22. September. 192. j — 

— Min.-Vorf. v. 23. September. 561. 

— AUerh. Ordre v. 27. Sept.. 27. 28. : 1873. 

— Tarif f. d. Armenpflegekosten | — 

v. 1. October. 54. 

— Verf. v. 4. October. 200. 5414- 

— Verf. v. 11. October. CiL 

— Ob.-Trib.-Erkenntnis8v.19.Oet. 339. 

— Gesetz v. 28. October. 538. 

■— Circ.-Verf. v. 31. October. 215. 

— Verf. v. 23. November. 329. 

— Min.-Verf. v. 30. November. 554. 

— Circular d. Eichungs-Commis- 
sion v. 16. December. 550. 

1872. Min.-Verf. v. 11. Januar. 328. 

— Circ.-Verf. v. 12. Januar. A&O. 35 1 . 

— Verf. v. 19. Januar. 19 J. 

— Min.-Verf. v. 17. Februar. 517. 

— Circ.-Verf. v. 24. Februar. 347. 

— Min.-Verf. v. 27. Februar. 588. 

— Gesetz v. 9. Marz. 184. 3£L 32». 

381. 382. 3&L 384. 5Ü4L 

— Gesetz v. 11. Mär/.. 27. 


Circ.-Verf. v. 2. August. 383. 536. 
Min.-Verf. v. 3. September. 44. 
Verf. v. 6. September. 514. 

Verf. v. 12. September. 382. 

Vorf. v. 21. September. 490. 536. 
Verf. v. 25. September. 378. 

Verf. v. 2. October. 392. 

Verf. v. 15. October. 59. 

Verf. v. 18. October. 482. 

Circ.-Verf v. 30. October. 196. 
Allh. Disciplinur- Strafordnung 
für das Heer v. 31. Üct. 398. 

Circ.-Verf. v. 4. November. 313. 
Verf. v. 11. November. 383. 

Verf. v. 22. November. 301. 

Allh. Disciplinar- Strafordnung 
für die Marine v. 23. Nov. liitH. 
Verf. v. 27. November. 8W3. 347. 
Verf. v. 6. December. 329. 

Gesotz v. 13. December. 17. 

Verf. v. 23. December. 384. 

Verf. v. 24. December. 3a 2. 

Circ.-Verf. v. 9. Januar. 137. 

Verf. v. 11. Januar. 352. 

Allh. Ordre v. 6. Febr. 394. 395. 

Verf. v. 14. Februar. 383. 

Verf. v. 22. Februar. 515. 

Verf. v. 22. Februar. 544. 

AUerh. Ordre v. 8. Mär/.. 43. 
Ob.-Trib.-Beschl. v. 11. März. 352. 
Gesetz v. 24. Mürz. 3MI. lilil 613. 
V erf. v. 26. März. 101. 

Gesetz v. 26. März. 326. 

Verf. v. 27. März 43. 

Min.-Verf. v. 28. März. 3*4. 536. 
Verf. v. 7. April. 

Verordn, v. 12. April 
Verf. v. 22. April. 

Verf. v. 5. Mai. 

Allh. Ordre v. 5. Mai, 

Min.-Verf. V. 9. Mai. 
Ober-Tribunalbeschl. v. 11. Mai. 352. 
Wohnungsgeldzuschuss -Gesetz 
v. 12. Mai. «09. 613. 


382. 

4ü5. 

86 . 

523. 

*)bJ. 

an* 




Verf. v. 18. März. 


366. 



Min.-Verf. v. 30. Mai. 

423 



9 Verf. v. 19. März. 


133. 

— 

Min.-Verf. v. 4. Juni. 

47. 



Reichs -Verordn, v. 25. 

Marz. 

113. 

— 

Bekanntm. des Bandesraths v. 



509 . &HL 

515. 


4. Juli. 

504. 


Gesetz v. 27. März. 


699. 

— 

Min.-Verf. v. 8. Juli. 

426. 



Verf. v. 28. März 


434. 

— 

Min.-Verf. v. 12. Juli. 

193. 



Gesetz v. 10. April. 


48. 

— 

Bek. d. Reichskanzler v. 18. Juli. 471. 

— 

Circ.-Verf. v. 19. April. 


210. 

— 

Verf. v. 28. Juli. 

102. 

— 

Allnrh. Ordre v. 27. April. 

4. 

— 

Circ.-Verf. v. 29. Juli. 

50£ 

— 

Bekanntm. v. 1. Mai. 


552. 

— 

Circ. -Wrf. v. 4. August 

461, 



Verf. v. 8. Mai. 


215. 

— 

Circ.-Verf. v. 15. August. 

4IL 

— 

Verf. v. 31. Mai. 


422. 

— 

Circ.-Verf. v. 20. August. 

tiLL 

— 

Bekanntm. v. 1. Juni. 

490. 

504. 

— 

Circ.-Verf. v. 28. August. 

612. 

— 

Verf. v. 7. Juni. 

30« 

378 

— 

Circ.-Vcrf. v. 29. August. 

618. 

— 

Verf. v. 8. Juni. 


218. 

— 

Circ.-Verf. v. 27. September 

462 



Verf. v. 15. Juni. 


219. 

— 

Circ.-Verf. v. 29. September. 

620. 

— 

Verf. v. 21. Juni. 


85. 

— 

Verf. v. 21. October. 

li2£L 

— 

Bekanntm. v. 28. Juni. 


32iL 

— 

Cire.-Verf. v. 3. November. 

liliL 

- 

Bekanntm. v. 9. Juli. 


54. 

- 

Verf v. 9. November. 

6LL 

— 

Circ.-Verf. v. 31. Juli. 


208 

- 

Verf. v. 12. November. 
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forensischen Gutachten. 265. 
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Frucht. — Gifte. 


Frucht, Vorgohen wider das Leben der 272. 
F uhrkostenentschädigung. 

362. 280, ML m 610. 
Fünftelmeile, Berechnung ders. 381. 


o. 

Gamisonorte für einjährigfreiwillige 


Pharmaceuten. 469. 

Garnabfälle. 106. 

Gasbereitungs- u. Gasbewahrungs- An- 
stalten. 103. 

Gaskalk in Lohgerbereien. 117. 

GobfiudeBteuer, allgemeine. 22. 

Gebühren, ärztliche. 352. 

— geburtshülfliche. 359. 379. 

— für ein gemeinschaftliches Gut- 

achten. 375. 

Gebühren, Prüfungs- 

— für den Apotheker. 319. 

— — — Arzt. 315. 

— — — Zahnarzt. 412. 

Gebührentaxe. 376. 

Geburt, verheimlichte. 272. 

Gefässe, Aufschriften und Schilder 

ders. 537. 538. 

— mit Blei versetzte zinnerno 452. 

— Gebrauch von verzinnten und 

kupfernen 540. 

— von Porcellan oder Fayence. 527. 

— von Porcellan und Steinzeug. 541. 

Gefallene Mädchen, Zulassung zum 

Hebammenunterricht 422. 

Gefangene, kranke 56. 

— Aufnahme ders. in die kreis- 

gerichtlichen Gefängnisse. 50. 

— _ Behandlung ders. 368. 

Geheime MedicinaJ-Registratur. 242. 

Geheimmittel. 93. 

Geheim-Schwangere. 26. 

Geheimer Medicinalraths-Titel. 614. 

Geheimer Sanitfitsraths-Titel. 393 

Geholfen, Auotheker- 441*455. 4M. 4fifL 4 £L 
Goistesk ranke, Anzeige ders. an Ge- 
richte. 41. 

— aus dem Auslande. 42. 

— Kosten der Untersuchung ders. 44. 

— ans Russland. 43. 

— Unterbringung gemeingefähr- 
licher Geisteskranken. 43. 

— — von Wahnsinnigen. 40. 

— gerichtliches Verfahren gegen Ge- 
müthskranke inderRheinprovinz.42. 

Geistliche Orden. 26. 

Geistige Getränke. 106. 

Gemeinde, s. Commune. 

Gemeindebehörden im Sinne der Go- 

werbe-Ordnung. 109. 

Gemüthsk ranke. 8. Geisteskranke. 

Gernüth s zustande - Untersuchungen. 265. 275. 
— Anamnese bei 279. 

— bei Militärpersonell. 267. 

— Qualification der hinzuziehen- 
den Aerzte. 278. 
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265. 

275. 

278. 

283. 

113. 

104. 

256. 

379. 

257. 

40. 


Gomüthszustands-Untorsuchungen. 

— Superrovision der 
— Untersuchung auf Zurechnungs- 

fähigkeit. 

— Verfahren dabei. 

— Wundärzte I. Classe als Sach- 
verständige dabei. 

Genehmigungs-Urkunden bei Fabrik- 
anlagen. 

Gerbereien. 

Gerichtliche Medicin. 

Gerichtsärztliche Geschäfte, Taxe dafür. 
Gerichtsärztliche Gutachten. 
Gerichtsordnung, allgemeine, in Bezug 
auf Geisteskranke. 

Geschäfte, s. gcrichtsärztliche u. sani- 
tätspolizeiliche Geschäfte. 
Gesetzsammlung. 2. 597 

Gestellung der Kinder zur Impfuug. 

197. 198. 

Gesundheit»- oder Krankheitsscheine, 

Ausstellung ders. 357. 374 375. 
Gesundheitsschutz für Kinder. 58. 

Gesundheitszustand, zweifelhafter, 

Untersuchung dess. 271. 

Gewerbeberechtigung der Apotheker. 473. 
Gewerbebetrieb im Umherzienen. 106. 617. 

— die davon ausgeschlossenen Ge- 

genstände IOC. 

— Vorfahren bei Untersagung 

eines 114. 

Gewerbeordnung vom 21. Junni 1869. 

— betreffend Apotheker u. Aerzte. 345. 

— Genehmigung einer gewerb- 
lichen Anlage. 103. 

— Handeln mit Giften. 97. 

— Verkehr mit Medicamenten und 

Giften. 92. 

— bei Niederlassung eines Arztes. 345. 

— Strafbestimmungen bei Vor- 
gehen. 97. 346. 

— Instruction zur Ausführung der 107. 

Gewerbesteuer. 393 

Gewerbliche Anlagen. 103. 

— Belästigung ders. durch Lärm. 109. 

— Dampf. 108. 

— Verfahren bei Errichtung oder 

Veränderung von 110. 

— Schluss vorhand hing. 112. 

— in der Nähe von Schalen. 109. 

Gewerbliche Hülfscassen. 56. 

Gewicht, neues, Gebrauch desselben 

Seitens der Aerzte. 554. 

Gewichte. 

— in den Apotheken. 527, 544. 

— Medicinalgowichtc. 550. 561. 

— ^ in Drogncnhandlnngon. 560. 

Gewichtsordnung. 544. 

Gewichtssystem, neues,Einführung dess. 553. 

— — Benutzung dess. Seitens der 

Apotheker. 553. 554. 

Giftbuch. 95. 451. 506. 

Gifte, Aufbewahrung ders. 

93. 95. 521* 53JL 539. 
— Transport ders. 93. 95. 557. 
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Gifte. — Idioten- Anstalten. 


Seil« 

Gifte, Verabfolgung ders. 93. 

— Verkehr damit. 92. 

Giftige Stoffe. 92. 

— technische Anwendung ders. 97. 

Giftkammer. 96. 33U. 

Giftscheine. 44$. 45L 

Giftschrank. 451. 

— Einrichtung u. Aufstellung des*. 

538. 539. 540. 

Giftwaaren, Aufbewahrung und Ver- 
abfolgung der 451. 

Glashütten. 103. 

Glfiheisen, Application dess. 303- 

Glyoerin-Lymphe, Anwendnng ders. 209. 

— Bereitung ders. 209. 

Gnadenmonat. 604. 

Granulöse Augenentzündung. 161. 225. 

Gutachten, ärztliche, in Civilproccssen. 381. 

Gutachten, gerichtsärztliche. 256. 

— Mitteilung von Abschriften 

ders. an die Regierungen. 260. 

— Gebrauch der Acten bei Ab- 
fassung ders. 265. 

— Vermeidung v. Fremdwör- 
tern dabei. 265. 

— Mitteilung von Gutachten 
der Mecficinal - Collegien an 
die Regierungen. 265. 

— Veröffentlichung der 266. 

Gutachten in veterinftr-firztlichon An- 
gelegenheiten Seitens der 
wissenschaftL Deput. 9. 

Gypsöfen. 103. 


und 


Ualtekinder. 

Hammerwerke. 

Handarbeiter, beschäftigte bei Eisen- 
bahnen. 

Handel mit Apothekerwaaren. 

Zabnarzncicn. 

Handels - Facturen - Bücher bei Apo- 
theken- Visitat. 

Handschrift, Probo der 

bei Apotheker - Lehrlingen 
Gehülfen. 

Handverkauf in Apotheken. 
Handverkaufstisch in Apotheken. 
Hanfrösten. 

Hausapotheken. 

— Mittel in dons. 

— Revision ders. 

— Vorr&tho in dens. 

— homöopathische 
Hausmittel, Verschreiben der 
Hebammen. 

— Abgabefreiheit. 

— Bezirks- 

frei practicirende 
— Gebühren. 

— Nachprüfungen. 

— Niederlassung. 

— Praxis. 

— Prüfungs-Reglement. 


59. 

103. 

57. 

510. 

413. 

533. 


20 . 
348. 
526. 554. 
348. 


426. 


527. 
506- 
527. 
92. 
348. 
53 j- 
536. 
555. 
336. 
514. 
415 . 
430. 

425. 
430. 

426. 
425. 
425. 
423. 


Hebammen, Prüfungs-Zeugniss. 423. 427. 
— Tagebuch. 426. 

— Vereidigung. 424. 

— Vereidigungsprotokoll. 425. 

Hebammen -Lehranstalten. 415. 

Hebammen-Lehrbuch. 417. 

Hobammenlehrer, Anstellung der 615. 

Hebammcn-Lehrtöchtcr. 418, 

— Alter ders. 422. 

— Eigenschaften ders. 421. 

— Zeugniss hierüber. 421. 

— Zulassung gefallener Mädchen. 422. 

Hebammen -Taxe. 430. 

Hebarumen-Unterstützungsfonds. 431. 432. 
Heilanstalten, s. Krankenanstalten. 
Heildiener. 19. 434. 

— Ausbildung. 434. 

— Gebüliren ders. 43G. 

— Umfang der Praxis. 437, 

— Zahnausziehen. 437. 

— Prämien b.Wiederbelebungsvors. 437. 

Hoilgymnustische Anstalten. 27. 

Heilquellen, period. Berichte darüber. 48. 

lleimathswesen. 

— Bundesamt für dass. 61. 

— Entscheidung dess. bei Medici- 

naikosten. 55. 616. 

Heirathsconsens. 402. 610. 

Herbarium vivum. 

— der Apotheker. 453. 534. 

— der Lehrlinge. 527. 

Hinterbliebene der Medici nalbearaten, 

Unterstützung der 604. 

Hitze, au» Fabriken ausströmende 109. 

Hoffmannsgeist, Transport auf Eisenb. 96. 
Ilomoeopathj Beilegung des Titels. 339. 

Homoeopath ischc Apotheken d. Acrzte. 330. 

— Visitation ders. 337. 

Homoeop&thische Arzneien. S31L 

— Selbstdispensircn ders. 337. 339. 
Homocopathische A rzneiverordnungen. 

— Taxe für dies. 524. 

Honorar, Erlass dess. bei Vorlo«. 292. 

— Erlogung dess. 298. 

— Stundung de6s. 299. 

Hospitanten bei Vorles. 301. 

Hufeland’sche Stiftung. 4QS. 

Hühneraugen-Operateure. 442, 

H&Ifsarbeiter bei Medicinal-Collegion. 615. 
nülfscassen, gewerbliche. 56. 57. 

Hunde, Anlogen ders. 230. 

Hundesteuer. 226. 

Huudswuth, s. Tollwuth. 

Hydrargyrum chloratum mite vaporo 

paratum, Aufbew. 505. 

Hydrargyrum oxydatum via humida 

paratum, Aufbew. 505. 

Hydrocarbür, Transport auf Eisenb. 96. 

Hypothekenweson der Apotheker- 
berechtigungen. 479. 


L 

J.piiuUckes Rotb. 
Idioten- Anstalten. 


97. 

47. 
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Immatriculation. — Kreislazaretbe. 




Hcitc 

Immatriculation der Studirendcn der 

Pharmacie u. Zahnheilkunde. 462. 

Imp furzte, Honorirung dcrs. 203. 

Impfattest. 329. 

Impfberichte. 200. 201. 

Irapfl taten. 200. 

Impfprfiraien. 213. 

Impfstationen. 139. 

Impftabellen, s. Impflisten. 

Impfung, s Schutzpocken-Impfung. 
Impfung»- Anstalten. 

Impfzwang. 153. 

Inauctions- Apparat, clcctrischer,Curen 
damit. 

Infusa. 

Injurien gegen Medicinalbeamtc. 
Instanzenzug bei gericht. Obergut- 
achten. 

Instruction zur Ausführung der Ge- 
werbe-Ordnung. 

— für die homoeopath. Prüfung. 
Instrumente bei Obductionen. 

I nterdictionsvcrfahren. 

— im Gebiete des Ober-Appellat.- 

Gerichtshofes zu Coln. 282. 

Irre, 8. Geisteskranke. 

Irren-Heil- u. Pflegeanstalten. 

— Anstellung der Direktoren ders. 

— Beaufsichtigung ders. 

— Reglement rar die Rheinische 

— in Rügen walde. 

— Revision der» 

— StatisrisebeNachrichten über öffent- 

liche u. private. 

— Unterbringung dor Kranken, Ver- 

fahren dabei. 

— Volontär- Aerzte. 

Judenknaben, Beschneidung ders. 


210 . 

220 . 

363. 

603. 

584. 

13. 

107. 

334. 

291. 

279. 

283. 

27. 

615, 

97. 

27. 

30. 

44. 

248. 

40. 

38. 

68 . 


K. 


Kaiserroth. # 37. 

Kali causticum, als DesinfectionsmitteL 173. 
— chloricum, Transport auf Eisen- 


bahnen. 96. 

Kali hydrocyanicum, Verkehr damit, 43Ä. 

Kalium bromatum. ööö. 

Kalium jodatum. öQL 

Kalk ata DesinfectionsmitteL 173. 

Kalk-Oefen. 103, 

Kammer jfigor, Gewerbebetrieb ders. 103. 
Kamphin, Transport auf Eisenb. 96. 

Kautschuk - Mundstücke für Saug- 
flaschen. 91. 

Kinder, 

— Beschäftigung der, in Fabriken. 72. 

— blödsinnige 61 . 

— eheliche, Bestimmung darüber. 272. 

— uneheliche, Tödtung ders. 272. 

— Gesundheitsschutz der 58. 

— scheintodtgeborne 132. 

— Schutz der Neugeborenen. 58. 

Kinderschutz-Verein in Berlin. 59. 

Kinderspielzeuge. 98. 


fiS7 


Belt« 

Kirchhöfe s. Begrabnissplfitze. 

Kleider, gebrauchte *06. 

Klcinkinucr-Bewftbran.Mtalten» 1 1. 

Kliniken s. Umversitäts-Klmikou. 
Knappschaft s Vereine, 67. 

Knochen bleichen. *03. 

Knochonbrennereien. 103. 

Knochendürren. 103. 

Knochenkochereien. 103. 

Koak, Bereitung von 103. 

Königsroth. < 97. 

Körperverletzungen, leichte u. schwere 268. 
Körperzustands-U ntersuchn ngon. 267 . 

Kräuterboden in Apotheken. ^ 522* 

Kranke, arme, ärztliches Honorar für 

Behandlung- 391. 

Krankenanstalten, öffentliche 22. 

— Annahme von Legaten. 23. 

— Aufsicht und Revision der 23. 

— Befreiung von Grundsteuer etc. 22. 

— Privat- Krankenanstalten. 26. 

— Provinzial Krankenanstalten. 26. 

— Städtische Krankenanstalten. 26. 

Krank enbehandlu Dg, 


— Uftber nähme (fers, tat nicht obli- 


gatorisch. MfL 

Krankenhaus-Statistik. 260. 

Krankenhäuser, städtische 260. 

— bei Cholera. 19*. 

— bei Pocken. 169. 

Kranken- Hülfe- oder Sterbecassen. 57. 

Krankenwärter. 19. ML 

KrankenwSrterschule. _ ML 

Krankheiten, ansteckende (eontagiöse) 149. 

— Anzeige derselben. 160. 

— Cholera. 154. 

— ContagiÖse Augenentzündung. 161. 


166. 
165. 

163. 

165 . 
160. 

1C7. 231. 
188. 
168. 
160. 
169. 234. 
168. 
160. 

166. 
1C1 223. 

166. 226. 

167. 

164. 
169. 934. 

— Consfatirung des Ausbruchs ders. 184. 

— Gebühren für die Behandlung 

derselben. 366. 

! — Leichen der an nnsteek. Krank- 
heiten Verstorbenen. 148. 164. 

— Reisende, behaftet mit dens. 187. 

Krankheit«- oder Gesundheits-Schein. 

1 — Ausfertigung eines 357. 315. 

I Kräuter, Au sprossen frischer 519. 

i Kretalazarethe. 26. 


— Gicht. 

— Kopfgrind. 

— Krätze. 

— Krebs. 

— Mauern. 

— Milzbrand. 

— Pest. 

— Pocken. 

— Rötheln. 

— Rotz. 

— Ruhr. 

— Scharlach. 

— Soli windsucht. 

— Svphilis. 

— Tbllkranklio.it. 

— Typhus. 

— \Veichselzopf. 

— Warm. 
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Kreis-Medicinalbeamte. — Lothpreis. 


Seit* 


Krcis-Medicinalbeamtc. 15. 271. 

— Atteste derselben. 374. 

als Sachverständige. 258. 582. 

Kreis-Medicinalbohörden. 15. 

— Anderweitige Organisation der«. 533. 

Kreisordnung, 17. 

Kreisphvsikat- 577. 

— Vacanzon dabei. 578. 

— Interimistische Verwaltung dess. 577. 

Kreisphysik us, Amtseinkünfte. 600. 

— Amtsführung. 582. 

— Anstellung. 578. 

— Angestellt vor oder nach 1844. 588. 

— Atteste, Ausstellung der». 268. 374. 534. 

— Auszeichnung ders. 5 SG. 

— Form der Berichte. 583. 

— Bestallung. 580. 

— Beurlaubung. 585. 

— als Comuiisaarius bei Visitationen 

von Apotheken. 531. 532* 

— Dienstentlassung. 602. 

— Dienstinstruction. 58fL 

— Dienstleistungen, unentgeltlich«' 383. 

— Dienstvergehen. 584. 

— medicinal-gcrichtl. Geschäfte. 62£L 

— Nebenämter. 584. 

— Postsendungen. 597. 

— Prüfung als solcher. 343. 

— Rang. 582. 

— Sanitätsberichte. 494. 

— Sanitätspolizeiliche Geschäfte. 531. 594. 

— Ständische Gehaltszulagen an den GüQ. 
Unterstützung der Hinterbliebenen 604. 

— Untersuchung, unontgeldliche, von 

Beamten. 588. 

— — lüdcrlicher Dirnen. 589. 

— — anziehender Personen. 589. 

— Vereidigung. 580. 

— — auf die Verfassung. 581. 

— amtliche Verpflichtung. 586. 

— Vorrichtungen, unontgeldliche. 58fL 

— Versetzung. 578. G04. 

— Wohnsitz. 584. 

— Zuziehung zur Departements- Er- 

satz-Commission. 588. 

Kreiswundärzte. 

— Amtsgeschäfte. 605. 

— Amtssiegel ders. 605. 

— Vertretung ders. 605. 

— Wohnort ders. fiQfi. 

Kreiswundarztsstellen, Wiederbesetzung 

erledigter. 606. 

Krippen. 60. 


L. 


Laborations- Journal der Apotheker- 

Lehrlinge u. Gehülfen. 534. 

Laboratorium in Apotheken. 527. 

— Controic der Blasen im 543. 

— Einrichtung des 537. 

Lackschilder, resp. lackirte Papier- 
schilder in Apotheken. 538. I 

Lähmung, Begriff ders. 208. i 


ffeit« 

Landdrostei. 14. 

— Geschäftskreis der Abtheilung des 

Innern. 14. 15. 

Landrath oder Kreislandrath. 15. 

— Ausfertigung der Leichenpässe. 134. 

— Instruction für Landräthe. 582. 

La ndrecht liehe Bestim mungen 

— von den Apothekern. 443. 

— bei Beerdigungen. 133. 

— über Dispositionsfälligkeit. 276. 

— über eheliche Kinder. 272. 

— über die Frist zwisehon Nie- 

derkunft und Beischlaf bei 
ausserehel. Geschwängerten 272. 

— hetr. die Ilamlelsbücher der Apo- 


theker. 561. 

— Vergehen wider das Leben d. 

Frucht o. d. Ncugebomen. 272. 

— Rasende, Wahnsinnige und Blöd- 

sinnige. 276. 

Latwcrgon-Bereitung. 520. 

Lazarcthe s. Krankenanstalten. 
Laznrethgehülfen. 406. 439. 

Lebendigbograben, Verhüten dess. 137. 

— Instruction des Ober-Colleg. samt. 141. 
Lebensmittel s. Nahrungsmittel. 
Lehenarettungsversuche, erfolglose, 

Prämien dafür. 132. 

Legate und Schenkungen, Annahme 
ders. Seitens der Kranken- 
anstalten. 23 . 

Lehrling«', Apotheker. 445. 456. 

Leibesübungen, Unterricht in 64. 

Leichen. 

— Ausstellung der, in Kirchen. 143 

— Beerdigung der 140. 

— Sanitäts-polizcil. Verfahren beim 

Beerdigen der an anstecken- 
den Krankheiten Gestorbe- 
nen. 148. 154. 

— Transport ders. 133. 

— auf Eisenbahnen. 137. 

— Untersuchung an 283. 

Leichenbegängnisse. 145 

Leichenhäuser. 141. 

Leichenhallen. 141. 

Leichenöffnungon s. Obductioncn. 
Loichenpässo. 134. 

— Ausstellung u. Ertheilung ders. 136. 

— Befugniss zur Ausstellung der 135. 

— beim Transport v. Cholcraleichen. 136. 

Leichenscheine. 139. 140. 

Leichenwäschcrinnen. 139. 

Leimsiedereien. 103. 

Ligroin, Transport auf Eisenbahnon. 96. 

Liquidationen. 

— Aufstellung ders. 384. 

— — bei Dienstreisen der Staats- 

beamten. 384. 

Liquor Ilydrargyri tiitrici oxydulati. 505. 

Local-Meaicinalbehörden. 16. 

Lothpreis. 51Ä* 
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Magister würde, philosophische.. 3t>7. 

Magnesia nitri. 452. 

Marine- Stationsärzte. 398. 

Maas- u. Gewichts rdnung. 517. 544. 
Marshiill-tiall'schcR Verfahren. 126. 

Mäuse- Vcrtilgungsmittel. 507. 

Marktverkehr, Beaufsichtigung dess. 86. 

Marschunfähigkeit der Soldaten. 374. 

Masern. 160. 

Materialienkammern in Apotheken. 527. 

Material waarenhandlungen s. Droguen- 
handlungon. 

Maturit&tszeugniss. 295. 

Maulkörbe der Hunde. 226. 

Medicaraente, Verkehr damit. 92. 510. 513. 

Medici pari. 19. 

Medicin, gerichtliche. 256. 

Medicinal- u. Sanitäts-Anstalten, 

Aufsicht über die 22. 575. 

Medicinalbeamten, die 15. 575. 

— im enteren Sinne. 271. 

— im weiteren Sinne. _ 615, 

— - Berücksichtigung der Confession 

bei Anstellungen ders. 579. 

— bei den Regierungen u. Medic.- 

Colleg. 6t>6. 

Medicinal-Behörde, Organisation ders. 5. 

Medicin al-Calender. 243. 

Medicinal-Collegien. 11. 

— Unmittelbare Correspondenz der- 

selben mit den Gerichten. 13. 

— Abschriften von Gutachten ders. 264. 

— Instruction für den Dienst. 11. 608. 

— Declaration dazu. 12. 

Medicinal-Edict. 1. 

Medicinal-Gewichtc, neue. 546. 550. 551. 653. 

— Verhalten der Aerzte dabei. 554. 

— Vorhalten der Apotheker dabei. 553. 

Medicinal-Kosten bezüglich der An- 
sprüche d.Concursgläubiger. 3äfL 

Medicinal- Ordnung von 1694. 1. 

Medicinal-Urdnung, Bergischo 526. 

Medicinal-Peraonal. 295. 

— Anzeige der Veränderungen un- 

ter demselben. 242. 

Medicinal-Personen, beamtete 575. 

— nicht beamtete 295. 

— namentliche Nachweisung ders. 244. 

— Verpflichtung zur Ausstellung von 

Attesten. 257. 

Medicinal-S&nitäts-Polizei 20. 

— oberste Leitung ders. 5. 

— Uebertretungen in Sachen ders. 21. 

Medicinalrath. 614. 

— Auszeichnung. 614. 

— Gehalt und Rang. 614. 

— Gebühren, Diäten u. Reisekosten. 614. 

— Geschäftsführung. 112. 614. 

Medicinal-Statistik. 239. 

Medicinaltaxe. 35C. 361. 386. 586. 

— Die Normaleätze bestehen noch 

in Kraft. 352. 


Seite 

Medicinal- Verfassung. 

— Organ isat ders. im eheraal. Her- 

zogthum Nassau und Kur- 
fürstenthum Hessen. 17. 18. 

— in den Provinzen Hannover 

und Schleswig. 19. 

Modicinal- Verwaltung. 

Ressortverhältnisse der». 4. 

Medicinal- Waagen. 552. 

Medicinalwescn im Regierungsbezirk 

Cassel. 18. 

Medicinisches Studium. 295. 

Medico-Chirurgcn, proraovirt« 19. 

Meilcngeldor, für Aerzte. 35 L 368. 

— Berechnung der Ortsentfernungen. 377. 

— — für Beamte. 380. 

Mcnschenpocken. 158. 

— Verbot des Einimpfens ders. 160. 

Mensnren. 522. 

Metalle, gesundheitsschädliche, 87. 

— Verwendung zu techn. Zwecken. 87. 

— rohe, Gewinnung ders. 103. 

MetaUgiesscreien. 103. 

Militärärzte, Beurlaubungen der 401. 

— Hei rat hon. 402. 

— Todesfälle. 402. 

— Wittwen der in L&zarethen ge- 

storbenen 407. 

Militärftrztliche Bildungs - Anstalten, 

Zöglinge ders. 395. 

Militärporsonen, an Syphilis erkrankte 224. 

— Obductionen u. Gemüthszuatands- 

Unters. bei dens. 267. 

Militärpflicht, dor Aerzte, 394. 620. 

— der Pharmaccotcn, 468. 

— Verzeichniss der Gamisonortc für 

einjährig Freiwillige, 469. 

Militär- Reclamanten, arme, Untersu- 

suchung ders. 589. 

Milzbrand. 167. 231. 

Mineralbäder s. Brunnen. 

Mineralöl, Transp. auf Eisenbahnen. 96. 
Mineral - Schmieröl , Transport "Jfauf 

Eisenbahnen. 96. 

Mineralwässer, künstliche, Bereitung 

ders. 49. 

Ministerium der geistlichen etc. An- 
gelegenheiten. ’ 4. 

— Ueberweisung der Medicinal-Ver- 

waltung an das. 4. 

Minium, Aufbewahrung. 505. 

Mörser, in Apotheken. 522. 

Mohnköpfe, Verkauf ders. 502. 

Mord, strafrechtliche Bestimmungen. 

267. 272. 

Morphiumpulver, V orräthighalten*ders. 4M. 
Morsellenbereituug. 520. 

Müllcr’schc Stiftung. 573. 

Mündliches und Öffentliches Verfah- 
ren, 8. Verfahren. 


N. 

Nachprüfungen der Hebammen. 426. 

Nachrevisionen der Apotheken. 129. 535. 
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Nachrevisionen der Apotheken. 536. 

— die Kosten dafür. 384. 536. 

Nachvisitation, s. Nachrevision. 
Nahrungsmittel, Aufsicht über den 

Verkauf. 74. 

— öffentliches Feilhalten ders. 86. 

Naphta, Transport. 96. 

Nasse’schc Stiftung. 411. 

Natrum santonicum, Aufbewahr, desa. 505. 
Neugeborene, Vergehen gegen das 

Leben der 272. 

Neuloth. 517. 

Nickelspeise, Rösten ders. 117. 

Niederkunft, verheimlichte 272. 

Niederlassung als Ar/t. 345. 

— als Hebamme. 425. 

— als Zahnarzt. 412. 

Nitroben/.in, Anwendung dess. 98. 

Normen zur Berechnung der Arznoi- 

taxe. 517. 

Novum Corpus Constitutionum Borus- 
sico - Brandenburgensium 
praecipue Marchicarutn. 2. 

Nothzucht. 274. 


o 

Obductionen. legale, 283. 

— die tlazu erford. Instrumente. 291. 

— Regulativ für das Vorfahren 

dabei 287. 

— Verfahren dabei nach der Cri- 

minalordnung. 284. 

Obductions-Berieht 291. 

Obductions-Protokoll. 290. 

ObductionB- Verhandlungen. 290. 

— Abschriften der 292. 

— Begutachtung der 264. 

— CoUationirung der Abschriften. 266. 

— Einreichung ders. Seitens der 

Kreisphysiker. 264. 

— Sammlung der 266. 


— Schreibfehler in d. Abschriften. 292. 
Ober-Collegium medicum et sanitatig. 

2. 137. 

Ober-Examinations-Commission, phar- 


macoutische. 466. 

Ober-Outachten, gerichtliche 13. 

— Instanzenzug dabei. 259. 

Ober-Präsident. 

— Geschäftskreis ders 11. 

Oele, ätherische. 520. 

— Anfertigung ders. 503. 

— Transport auf Eisenb. 96. 

— fette, Pressen ders. 520. 

Officin, Einrichtung der 527. 

Ohrenkrankheiten, Gebühren für die 

Behandlung. 364. 

Ophthalraiatrische Prüfung. 312, 

Orden, fremdländische . 393. 

Organisation der Medicnal-Collcgicn. 3. 
Organisation des Mcdicinal personal s. 19. 
Orthopädische Anstalten. 27. 

Ortsentfernung, Berechnung bei Reisen. 377. 


8«lte 

Ortspolizei in Medicinal- u. Sanitäts- 

polizei-Sachen. 21. 


P. 


Papierschilder, lackirte, in Apotheken. 638. 
Pastenbereitung. 620. 

Pastillen, Arznei- 513. 

Pension, Gnaden-, für Wittwcn der 

Kreis-Medicinalbeamten. 004. 

— derRegicrnngs-Mcdicinalrätbe. 610. 

Personalia der Apotheker-Lehrlinge 

und Gehülfen. 534. 

Pest, orientalische, Quarantaine. 188. 

Petroleum, Trnnsp. auf Eisenb. 9G. 

Pctroleum-Aether. 9G. 

Pferdeschläcbtereien. 236. 

Pflasterbercituug. 620. 

Pfundpreis. 518. 

Phantom, technische Prüfung am 314. 

Pharmacouten, Militärpflicht ders. 468. 

Pharmaceu tische Angelegenheiten , 

Technische Commission für 10. 

Pharmaceutischer Commissarius bei 

Apotheken-Visitationcn. 532. 533. 
Pharmaceutisches Studium. 4£LL 

Pharmacopoea germanica. 490. 

— Einführung ders. 490. 

— Verzeichnisse ders. 492. 

— Vorrede zur 491 . 

— Vorschrift über die Anschaffung 


ders. 460. 

Phosphor, Aufbewahrung des 539. 

— Gebrauch dess. in Zündwoaren- 

fabriken. 118. 

— Verkauf in Apotheken. 508. 

— Versendung auf Eisenb. 19. 

Phosphorzündhölzer-Fabrik. 118. 

Photogene, Versend, auf Eisenb. 96. 

Physikats-Prüfung. 34L 

— Fähigkeitazeugniss. 344. 

— Gebühren dafür. 344. 

— Probearbeiten. 343. 

— Reglement für die 341. 

— Schriftliche Arbeiten. 343. 

Physikatsregistratur. 596. 597. 

Physikatsstellen. 

— Anzeige von Vacanzen. 588. 

— Bewerbungen um erledigte 577. 

— Leitendes rrincip bei Anstel- 
lungen. 678. 

Physikus, s. Kreisphysikns. 

Physiologische Prüfung. 311. 

— anatomische Prüfung. 311. 

Pillcnmaschinon, hölzerne. 327. 

Pikringelb. 101. 

Pikrinsäure, Transport 96. 

Pikrinsalpetersäure. 101. 

Pitulae odontalgicae, Aufbewahrung. 505, 
Pinolin, Transport v. 96. 

Pockon. 197. 

— Auftreten der 209. 

— bezüglicher Erlass des Kriegs- 

ministeriums. 210. 

— Berichte über Erkrankungen. 210. 


Digitized by Google 



Pocken. — Regierungen. 


641 


Seit« 


Pocken» Desinfection dabei. 159. 177 
— Verbot des Einimpfen» der 

Menschenpocken. 160. 

Polizeiphysiker. 16. 

Polizeivorschriften Seitens der Regie- 
rungen. 21. 

Postbeamte» Atteste für dies. 588. 

Postsendungen» geschäftliche Behand- 
lung ders. 597. 

Poudrettcn-Fabriken. 104. 

Practische Aerzte, s. Aerzte. 
Präcisionswoageu. 552. 

Prämien 

— für die Impfuug. 213. 

— Wiederbelebungsversuche. 

131. 132. 133. 


Praxis, ärztliche. 345. 

Privat- Entbindungs-Anstalten. 27. 

Privatflüsso, Quellen und Seen. 92. 

Privat-Impfungcn, Anzeigepflicht 200. 

— Führung der Listen. 207. 

Privat- Krankenanstalten, Concessioni- 

rung ders. 25. 

Probearbeiten bei d. Physikatsprüfung. 313. 
Professoren der medicinisch. Facultät 615. 
Promotion» Doctor- 330. 

— Einreichung der Dissertationen. 33L 

— Vorschriften über die 331. 

Prostituirte» ärztlicheUntersuchung ders. 224. 
Provocat» Untersuchung desselben am 

Wohnorte. 278. 282. 

— Vorbesuche. 281. 

Provincialbehörden. 1 1 . 

Provisoren in Apotheken. 447. 

Prüfung der barmherzigen Schwestern, 

Brüder und Diaconissen. 440. 

— der approb.Medic.-Pers. behufs 

Erlangung derBefugnisszum 
Selbst- Dispensiren der ho- 
moeopath. Arzneien. 332. 

— — Instruction für dieselbe. 334. 

— — Qualiflcationszeugnias. 336. 
Prüfungsarbeiten, schriftliche, b. d. 

Physik.- Prüf. 343. 

Prüfungsatteste der Apotheker-Lehr- 
linge und Genülfen. 527. 

Prüfung, chemische, von grünen Ta- 

S eten auf Arsenilc. 99. 

ebühren bei der medicini- 
schen Prüfung. 315. 

— phannaceut. Prüfung. 465. 

— — — zahnärztlichen Prüfung. 316. 

Prüfung» - Reglement vom 25. Sept 

1869 für Staatsprüfungon. 309. 

— Ausführung des». 326. 

— Erläuterungen dazu. 327. 

Prüfung» - Reglement für Apotheker- 

Lehrlinge und Geholfen. 456, 

— Declaration dazu. 458. 459. 

— für Hebammen. 423. 456. 468. 
— für die Erlangung der Quali- 

6 cation als rhysikus. 341. 

— für die zur Universität ab- 

§ ohenden Schüler. 295. 

taats- 317. 


8eit« 

Prüfung, Staats-, als Apotheker. 462. 

— als Arzt 300, 

— als Zahnarzt 315. 

Prüfung, Staats-, mediciuische 309. 

— anatomisch-phy siolog. Prüfung. 31 1. 

— Chirurg, und ophthalmiatrische 312. 

— geburtshilfliche und gynäko- 

logische 313. 

— pathologisch-anatomische 31 1. 323. 

— physiologische 311. 

— Scnlussprüfung. 314. 329. 

— Gebühren. 315. 619. 

Prüfung. Staats-, pharmaceutiscbc 317. 

— Cursusprütung. 318. 4C3. 

— Gebühren. 319. 465. 620. 

— Schlussprüfung. 319. 464. 

— Wiederholung der Prüfung. 465. 

— Zulassungsbeuinguugen. 463. 4IL 

Prüfung, Staats , zahnärztliche. 315. 

— Abschnitte der 315. 

— Gebühren ders. 316. 

— Meldung zur 316. 

— Zulassung zur 315. 

Prüfungs-Zeugniss für Hobammcn. 

— Ausstellung desselben. 423. 

a 

Quadriennium, medicinisches 302. 

Quarantaine für See-Schiffe b. Cholera. 

191. 192. 

— gegen Pest. 188. 

Quartal-Sanitätsberichte. 594. 

Quecksilber- Präparate, Aufbewahrung, 

Versendung. 5M. 

Quecksilbersublimat, Gebrauch 98. 

Quellen, Benutzung der 92. 

R. 

Rabatt bei Arzneircchnungen. 524. 

Rang der Kreisphysiker. 582. 

— der Meaicmal-Assessoren. 615. 

— der Medicinalräthe. 606. G14. 

Reagenticn der Pharmacopöe. 403. 

Receptc. 

— ärztlich nicht approbirter Per- 

sonen. 509. 510. 

— Aufbewahrung von 536. 

— Controlle der, bei Apotheken- 

Visitationen. 636. 

— Vermerk des Namens des Re- 

oeptarius auf dens.‘ 523. 

— von dem besondem Verhalten 

bei Anfertigung ders. 449. 

— Vermerk der Taxe auf den». 460. 

Reitcratur der 450. 523. 

Receptirtisch. 627. 

Rocepturvorschriften. 450. 

Recurs verfahren bei Fabrikanlagen. 113. 
Regierungen, AbtheiL des Innern. 14. 15. 

— periodische Berichte ders. 14. 

— Geschäfts kreis ders. 21. 

— Instruction f. d. Geschäftsführ. 15. 
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Regierungs-Medicinalrath. 21. 

— Anstellung. 607. 

— Commissarius bei Apotheken- 

Visitationen. 632. 

— Diäten- u. Fuhrkostenontechä- 

digung. 381. 384. 610. 

— Feststell. v. Arznoirochnungen. 56. 

— Gehalt. 608. 

— Geschäftsführung. 607. 

— Pensionsberechtigung. 610. 

— Rang und Titel. 614. 

— Theilnahme an den Geschäften 


im Medicinal-CoUcgium. 13. 608. 

— betr. den Vorsitz im Med.-Coll. 13. 

— Wohnungsgeldzuschuss. 604. 

Registratur der Kreisphysiker. 696. 597. 

Reglement, Betriebs-, für Eisenbahnen, 

betreff. Leichenbeförderung. 137. 

Reglement für die einzelnen Prüfungen, 
s. Prüfungs-Reglement. 

Reglement f. d Hebammenanst. z. Cöln 415. 

Regl. f. d. Rheinische Irren Heil- Anst. 27. 

Regl. f. d. Irren-Anstalt zu Rügenwalde. 30. 

Reglement für die Schutzpocken-Im- 

pfungs- Anstalt in Berlin. 210. 

Reglement über die Meldung der Stu- 

direnden zu den Vorlesungen. 298. 

Regulativ bei ansteckenden Krank- 
heiten. 149. 

— über die Anwendung des §. 7. 182. 

— §.10. 182. 


$.13. 

i 14. 

$. 15 . 


617. 

186. 

187. 


— specielfe Declarat. dazu 190. 

— für d. chirurg. u. med. Cursus. 322. 

— für den geburtshülflichen Curs. 325. 

— für gerichtl. Obductioncn. 287. 

— für die Behandlung der Post- 

sendungen in Staatsange- 
legenheiten. 597. 

Reibzündhölzchen, schwedische, Fa- 


brikation ders. 121. 

Reichsgesetzblatt 2. 

Reisekosten u. Tagegelder 362. 380. 382 610. 
— Berechnung ders. 385. 

— Liquidation über 385. 

Reisen der Medicinalbeamten. 184. 

— Beschränkung ders. 184. 

— Liquidation darüber. 385. 

— — bei Reisen über Land. 357. 368. 

Reisende, m. ansteckend. Krankheit, be- 
haftete 161. 187. 

Reiteratur dor Reccpte. 45Q, 523. 

Requisition der Medicinalbeamten. 183. 

Resectionen, Gebühren dafür. 365. 366. 
Rettung d. Scheintodten, s. Schointodte. 
Rettungsmedaille am Bande. 131. 

Revaccination. 160. 

Revaccination beim Militär. 213. 

— der zwölfjährigen Schulkinder. 215. 

— Vorfahren dabei. . 216. 

Revision der Apotheken, s. Visitation. 
Revision der Arznoirochnungen, siehe 
Festsetzung. 


Mt« 

Revision der Irren-Anstalten. 44. 45. 46. 


Röflt-Oofen. 103. 

Rötheln. 160. 

Rotz and Wurm. 169. 234. 

— Behandlung der Cadaver. 237. 

— Dcsinfoctionsverfahren. 238. 

Rouleaux, mit Arsenikfarben bemalte 98. 
Ruhr. 158. 

Russhütten. 103. 


s. 

Sachverständige, Aerzte als 

256. 278. 293. 364. 

— Apotheker als 293. 

— Medicinalbeamte als 582. 

Sachverständigen- Eid. 258. 

— der Medicinalbeamten. 582. 

Säuglings-Bewahranstalten. 60. 

Salbenbereitung. 621. 

Salmiakgeist, Tranep. auf Eisenb. 96. 

Salpetersäure als Desinfectionsmittel 172. 

— Transport auf Eisenb. 96. 

Salpeter-Salzsäure als Desinfections- 

mittel. 172. 

— Transport auf Eisenb. 96. 

Sanitäts-Berichte. 393. 

— Aufhebung ders. 363. 

— Erstattung ders. Seitens der 

Kreisphysiker. 594. 

Sanitäts-CommisRionen. 16. 

— Errichtung ders. 149. 

— Verhältnisse ders. 182. 

— Wirksamkeit ders. 150. 

Sanitäts- Corps, Organisation des 295. 

Sanitäts-Instanzenweg. 407. 

Sanitätspolizeilichc Geschäfte, Renumo- 

ration dafür. 183. 

— Zuziehung d. Medicinalbeamten. 184. 

Sanitätsraths-Titel. 393. 

— Geheimer. 393. 

Santoninum, Aufbewahrung. 506. 

Säure, arsenige, Tranep. auf Eisenb. 96. 

Sapo hispanicus oder venetus. 453. 

Sattel waagen. 532. 

Scharlach. 160. 

Scheidewasser, Transport. 96. 

Schointodte, Anweisung zur Behand- 
lung der 126. 

— Verhütung der Beerdigung der 137. 

— Prämien für Wiederbelebungs- 
versuche bei dens. 129. 

— rechtzeitige Anmeldung der An- 

sprüche darauf. 139. 

— Verpflichtung zur Rettung ders. 128. 

— Sostrnm für die ärztl. Hülfe bei. 130. 

— — für Heildiener. 133. 

Scheintodtgeborene Kinder. 132. 

— Wiederbelebungsversuche bei 

dens. 132. 

Schema für Quartal-Snnitätsl>erichtc. 695. 

Schiesspulver. 106, 121. 

— -Fabriken. 103. 

Schilder in Apotheken. 537. 

Schlächtereien. 104. 
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Schlachthäuser. 105. 124. 

Schlussprüfling bei Aorzten. 314. 

— oei Apothekern. 319. 

Schlusscensur boi der Prüfung als Arzt. 315. 

— — — als Pnarmaceut. 319. 

Schnellbleichen. 103. 

Schnupftabak, s Bleihüllen. 
Schulbankfrage. 03. 

Schulbesuch. 61. 

— bei Epidemien. 151. 186. 

Schuldgcfangene, Behandlung ders. 369. 

— Honorar f. ärztliche Behandl. ders. 369. 

Schuldhaft. 270. 271. 

Schulen, Störung ders. durch den Ge- 
werbebetrieb. 109. 

Schulhygieine. 61. 62. 


Schutzblattern, s. Schutzpocken. 
Schutzpocken-Impfung. 

— Listen über Impfungen. 

200. *201. 207. 208. 
— Impfprämien. 200. 

— Impfrestanten. 201. 

— Impfscheine. 208. 

— Impfstationen. 199. 

— Impftermine. 207. 

— Gestellung der Kinder dazu. 197. 

— Honorirung derlmpfärzte. 203. 392. 

— Zwangsimpfung. 159. 

Schutzpocken-Impfungs-Anstalten. 210. 

Schutzpocken-Impfnng beim Militär. 213. 
Schwangere, Geheim- 26. 

Schwangerschaft, Verheimlichung ders. 272. 
Schwedische Reibzündhölzchen, Fabri- 
kation ders. 121. 

Schwefeldämpfe als Desinfectionsmittel. 1 72. 
Schwefelkohlenstoff, Transn. 96. 

Schwefelsäure. Transport ders. 96. 

Schweinefleisch, mikroskopische Unter- 
suchung dess. 83. 

Schwimmunterricht. 72. 

Sectionen, s. Obductionen. 

Seen, Benutzung ders. 92. 

Sehne, Durchschneid, einer, Gebühren. 365. 
Selbstmörder, Obduction ders. 284. 286. 
Selbstdispens iren homocopathischer 

Arzneimittel. 332. 337. 338. 
Seifenfabriken. 103. 

Sep&randa der Pharmacopoe. 496, 

Serie» medicaminum. 528. 

Serviratte8tc der Apotheker-Gohölfen. 461. 
Signatur für Arzneien. 

— bei äusserlichen Mitteln. 509. 
— Vermeidung von Ziffern auf 

der6. 450. 

— Vermerk des Namens des Ro- 

ceptarins. 450. 

Silber, Verwendung des zwölflöthigen 

bei Ess- u. Trinkgeschirren. 91. 
Silvester’sches Verfahren. 126. 

Sittlichkeit, Vergehen gegen 274. 

Sodalauge, Transn. 96. 

Soldaten, marsenun fähige, Untersu- 
chung ders. 373. 

Solutio arsenical^Dispensiren der. 506. 507. 
Solutionen aus Urtincturen. 525. 


I 
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Specifische Gewichto der flüssigen Arz- 

noistoffe. 498. 

Speckseiten, amerikanische. 85. 

Spiegelfabriken. 116. 

Spielkarten. 106. 

Spielzeuge. 98. 

Staatsarzneikunde, Begriff ders. 576. 

Staatsbeamte, Tagegelder u. Reisekosten. 381. 
Staatsprüfung, s. Prüfung. 

StadtpnysikuB. 1 6. 

Stärkefabriken. 103. 

Starkesvrup- Fabriken. 103. 

Standgeffisse, Bezeichnung ders. 537. 

in den Vorrathsräumen. 538. 
Statistik, medicinische. 289. 

Stau-Anlagen für Wasserwerke. 104. 
SteinkohlenöL, Transp. 96. 

Steinkohlentheer. Bereitung von 103. 
Stempfelpflichtigkeitbei Meldungen zur 

medic. Prüfung. 326. 

— der Atteste 461. 

der Servirattesto der Gchülfon. 461. 

Sterbecassen. 57. 

Sterbefälle. Beglaubigung ders. bei Ju- 
den und Dissidenten. 134. 

Sterbomonat-Gehalt 604. 

Stiftung, Hufeland'sche. 408. 

Stoss- u. Sehneidekammer in den Apo- 
theken. 587. 

Strafen, Vollstrock barkeit ders. 271. 276. 
Strafgefangene, geisteskranke. 39. 

— Aufnahme in Irrenanstalten. 39. 
— Behandlung ders. 39. 

Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871. 

— beim Verkauf von Arzneien. 505. 

— bei Aufbewahrung, Dispensi- 

ren und Zubereitung von 
Arzneien. 93. 347. 567. 

— bei Beerdigungen. 148. 

— bei Ausstellung falscher Ge- 

sundheitsatteste. 258. 352, 

— bei Verkauf von Giften oder 

Arzneien. 93. 

— bei Aufbewahrung und Beför- 

dern von Giftwaaren. 93. 657. 

— bei vernachlässigter Hülfe in 

Gefahren. 129. 349. 

— bei Verbrechen etc. wider das 

Leben der Fracht. 272. 

— bei Feilhaltcn vergifteter Le- 

bensmittel. 74. 

— bei Leichen. 283. 

— bei Verfälschung von Nah- 

rungsmitteln. 74. 

— hei Anfertigung von Schiess- 

pulver. 121. 

— bei Vergehen gegen öffentl. 

Sicherheit und Reinlichkeit. 121. 

— bei Vergehen geg. d. Sittlichkeit. 274. 

— Ausschliessen oder Milderung 

der Strafen. 275. 

— bei verheimlichter Schwanger- 

schaft. 272. 

— bei Tödtungen. 283. 

— bei fahrlässiger Tödtung. 272. 349. 
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Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871. I 

— hei Unglücksf&llen. 129. 

— bei Unzucht und Kuppelei. 224. , 

— bei Vergiftungen. 292. 

— bei verschiedenen Verhältnissen 

der ärztlichen Praxis. 349. 

— bei körperL Verletzungen. 267. 

— bei Zurechnungsfähigkeit. 275. 

— bei Zuwiderhandlungen gegen 

die Bestimmungen des Re- 
gulativs. 154. 180. 181. 

Streukügelchen, Berechnung ders. 525. 

Strohhütten auf Triften. 194. 

Studiendirection,pharmacentischc. 461. 462. 

— zahnärztliche. 462. 1 

Studienplan für Mediciner. 296. j 

Studienzeit für Mediciner. 302. 322. 

— auf preussisch. Universitäten. 308. ' 

— — Oeeterreichischen - 308. j 

Studium, medicinisches. 295. j 

Studium, pharmacentisches. 461. j 

Studium, zahnärztliches. 411. | 

Subhastation oiner nicht privilegirton 

Apotheke. 480. ! 

Superarbitna der wissenschaftlichen 

Deputation. 13. j 

Suporrevision der Gemüthszustands- 

Untersuchungen. 265. 

Syphilis. 161. 223. 

— Behandlung der syphilit. Militär- 

pers. durch CTivilftrzte. 224. 

Syrupo, Anfertigung der 503. 


T. 

Tabelle A. B. C. der Pharmacopöe. 

494. 495. 496. ! 
— B. 538. ] 


Tafel, vor den Wohnungen der Cho- 
lerakranken. 153. 191. 

— vor den Wohnnngen der 

Pockenkranken. 158. 

Tagebuch der üebammen. 426. 

Tagegelder s. Diäten. 

Talgschmelzen. 104. 

Tanzunterricht. 72. 

Tapeten, grüne. 89. 99. 100. 

Tariren der Gefässe. 523. 

Tarif für die Armenntiegekosten. 54. 

— betr. den Jaliresbetrag des 

Wohnungsgeldzuschusses. 610. 
Taufe, Abgabe dabei. 431. 

Taxe f. geriehtl. Aerzte u. Wundärzte. 361. 

— für homöopathische Aerzte. 524. 

— für practische Aerzte. 356. 

— — Erläuterung dazu. 361. 

— — Atteste über Marschunfähig- 

keit der Soldaten. 374. 

— — bei Besuchen mehrerer Kran- 

ken in einem Hause. 365. 368. 
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Tratten bei Cholera-Epidemien. 193. 

Transport chemischer Präparate und 
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